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JOHN  HUTCHINSON,  MITGLIED  des  australischen 

PARLAMENTS,  MELBOURNE:  STAATSSOZIALISMUS 

IN  AUSTRALIEN. 

|EITDEM  die  englischen  Siedelungen  in  Australien  in  die  muderne 
Phase  mdustrieUer  Entwicklung  eingetretea.  Bind  sie  einen  andern 
Weg  gegangen  ab  Eng^ds  Kolonien  in  den  andern  Erdteilen 
Innd  das  Mutterland  selbst.  Während  überall  dort  das  industrielle 

Leben  uneingeschränkter  Privatinitiative  überlassen  blieb,  hat  Australien 
von  jeher  Einflußnahme  und  wirtschafthche  Tätigkeit  des  Staates  begünstigt 
und  sucht  dieselbe  mehr  und  mehr  in  der  Richtung  völliger  Verstaatlichung 
von  Industrie,  Handel  und  Landwirtschaft  auszubauen.  Bis  zu  einem  ge- 
-wissen  Grade  dieser  Entwicklung  sind  alle  Parteien  des  Landes  einig.  Die 
Endforderungen  werden  freilich  bloB  von  der  sozialistischen  Arbeiterpartei 
vertreten,  die  jedoch  in  beiden  Häusern  des  Parlamentes  eine  überaus  ein- 
flußreiche Stellung  und  im  Bündnis  mit  don  Liberalen  die  Herrschaft  besitzt.  Ihr 
wachsender  Einfluß  verbürgt  die  zielbewußte  Fortsetzung  der  begonnenen  \  er- 
staatlichungsaktion.  Betrachten  wir  nunmehr,  was  im  einzelnen  bereits  vollendet. 

Seit  mehrefen  lahnehnten  bereits  sind  die  avstralischen  Bahnen  fiber- 
^egend  Terstaatlicht.  Heute  betrflgt  das  gesamte  Bahnnets  im  Lande 
24  000  Kilometer,  und  Tun  ihnen  sind  bloß  1000  im  Privat-,  23  000  aber  im 
Staatsbesitz.  Im  vergangenen  Jahre  ergaben  die  Staatsbahnen  über  Deckung 
der  Betriebserfordernisse,  Instandhaltung  des  Bahnkörpers  und  Zinsen  für 
diverse  Obliegenheiten  hinaus  einen  Reingewinn  von  19  860  000  M.*) 
Nach  allgemeiner  Ansicht  sind  die  BequemUchkeiten  für  Passagiere  und  die 
Vorteile  für  Verfechter  auf  den  Staatsbahnen  weitaus  gOnstiger  als  auf  den 
restlichen  Privatbahnen,  außerdem  sind  die  Tarife  der  Staatsbahnen  wesent- 
lich niedriger.  Auf  der  Privatbahnlinie  Deniüquin-Moama  z.  B.  beträgt  der 
Preis  der  Rückfahrkarte  zweiter  Klasse  9  Mark  für  75  Kilometer,  während  auf 
der  anschließenden  Staatsbahn  bloß  4,50  Mark  (genau  die  Hälfte)  für  die 
gleiche  Distanz  angesetzt  ist.  In  Tasmanien  verlangen  die  Privatbahnen  22  M. 
fflr  143  Kilometor  einfache  Fahrt,  die  StaAtsbahnen  fOr  gleiche  Distans 
bloß  9,75  M.  Eisenbahnwaggons  und  Lokomotiven  werden  von  den  staat- 
lichen Werkstatten  weitaus  billiger  als  durch  die  Privatindustrie  hergestellt. 

Die  Straßenbahnen  der  Stadt  Sydney  sind  im  Besitz  des  Staates  Neu- 
SOd-Wales,  während  die  Straßenbahnen  von  Melbourne  zum  Teil  noch  pri- 
vaten Gesellschaften  gehören.  Auf  ersteren  beträgt  der  Fahrpreis  für  eine 
Distanz  von  4  Kilometern  8  Pfennige,  auf  letzteren  ist  er  bedeutend  hoher. 
AuBndem  sind  die  Arbeitszeiten  der  staatlichen  Angestellten  geringer,  die 
Lohne  hoher  als  bei  den  Privat-Straßenbahnen.  Wemigleieh  nun  der  Staat 
auch  den  Bau  sdohw  Straßenbahnen  nach  neu  anzulegenden  Vorstädten 
übernimmt,  bei  denen  ein  Anfangsdeüzit  sicher  zu  er>varten,  ergab  das  Budget 
der  staatlichen  Straßenbahnen  von  Sydney  trotzdem  einen  Rcinge^winn  von 
1  Milüon  Mark  für  das  Rechnungsjahr  1907.  Die  Bundesregierung  ihrerseits 
betreibt  das  Post-,  Telegraphen-  und  Telephonwesen,  stellt  Telephonan- 


•)  (Hierzu  mag  bemerkt  werden,  daß  Australien  mit  nur  Vu  der  Bevölke- 
rung Deutschlands  ein  Bahnnetz  besitzt,  dessen  Länge  dem  deutschen  relativ 
nahe  kommt,  der  Verkehr  pro  Kilometer  daher  naturgemäß  ein  weitaus  minder 

starker  sein  muß.)  Anm.  d.  Red. 

,        Digitized  by  Go<.^^lc 


6-20 


DOKUMENTE  DES  FORTSCHRTTTS 


jrxr  1908 


 — o 


flchlflflse  den  Parteieii  zu  llberaDs  biUigen  Praaen  xur  Verfflgung,  ebenso 
SignaAvomehtungen  zur  Abwehr  von  ä^n.   Auch  Paketpoet  und  Posi- 

ßparlcasse  fügen  sich  dem  Postsystem  ein. 

Die  Wasserversorpimc:  ist  in  allen  Städten  verstnatlirhf  mit  Ausnahme 
der  Berg\vcrksstadt  Bröken  Hill,  wo  eine  Privalgc^elkchaft  die  Wasser- 
versorgung in  Händen  bat.  Infolgedessen  ist  der  VVasserbezug  daselbst 
80  teuer  und  so  bedenldich  ffir  die  Gesundheit  der  Einwohner,  da0  auch  dort 
Verstaatlichung  in  Aussiebt  genommen  ist.  In  Sfldaustralien  werden  auch 
die  WasserrObi^n  in  etaatlichen  Werkstätten  hergestellt  und  wurden  von 
Staats  wegen  Wasserdepots  an  allen  Landstraßen  durch  das  Irockene  Innere 
des  Landes  aufgestellt,  wo  Viehherden  im  Durchzug  von  den  Weideplätzen 
des  Innern  nacli  der  Küste  getrieben  werden. 

In  der  N&he  der  Stftdte  -werden  bUlhende  landwirtschaftlicbe  Anlagen 
von  Staats  wegen  betrieben  und  die  stftdtischen  Kanftle  zu  Dfingungszweeken 
nutzbar  gemacht.  Der  Export  landwirtschaftlicher  Produkte  wird  überall 
von  staatlichen  Anstalten  in  die  Wege  geleitet.  Die  Landwirte  können  den- 
selben große  wie  auch  kleine  Mengen  ihrer  Erzeugnisse  an  Butter,  Käso, 
Früchten,  Honig,  Hühnern,  Eiern  usw.  übergeben.  Die  genannten  staat- 
Hehen  Anstalten  besorgen  den  Transport  und  den  Verkauf  auf  den  Märkten 
Englands.  Freigebige  VorschQaee  werden  stets  bewilligt,  und  blofi  die  tat- 
sachlichen Betriebskostoi  den  Landwirten  in  Rechnung  gestellt.  Hundert- 
tausende von  Limmem  werden  gleichzeitig  in  diesen  AÜtalten  geschlachtet» 
in  Kühlwerken  zum  Transport  hergerichtet  und  dann  ausgeführt.  Süd- 
australien hat  außerdem  eine  Butterfabrik  errichtet,  welche  von  den  Land- 
wirten die  Milch  bezieht,  dieselbe  zu  Butter  verarbeitet  und  im  Lande  selbst» 
auf  den  MArkten  der  Stadt  Adelaide,  verkauft.  Der  Erfolg  dieser  Unter* 
nebmungen  des  Staates  Sfldaustralien  war  ein  so  bedeutender,  daß  eben 
jetzt  neue  Fabrik  I  i ude  im  Werte  von  1 400000  Mark  im  Zubau  begriffen 
sind.  In  dieser  Hinsicht  mag  bemerkt  werden,  daß  es  nicht  bloß  wie  überall 
sonst  die  Arbeiter  sind,  welche  für  diese  staatssozialistischen  Unterneh- 
mungen eintreten,  rjundern  insbesondere  auch  die  Landwirte,  welche  au» 
denselben  unmittelbarste  Vorteile  ziehen.  Die  liberale  Partei,  die  sich  vor- 
wiegend aus  Farmerkreisen  rekrutiert,  tritt  mit  Entschiedenheit  fflr  die  Aus- 
dehnung staatlichen  Einflüsse  auf  die  landwirtschaftlichen  Industrien  und 
den  Handel  mit  landwirtschaftlichen  Produkten  ein. 

Der  schlimmste  Feind  australischer  Landwirtschaft  sind  die  Kaninchen, 
welche  sich  in  furchtbarer  Weise  überall  vermehrt  haben  und  die  Ernten 
bedrohen.  Als  bester  Schutz  gegen  dieselben  gilt  die  Umfriedung  der  Äcker 
mit  Drabtzäunen,  und  wiederum  ist  es  der  Staat,  der  das  erforderliche  Material 
den  Landwirten  zum  Selbstkostenpreise  zur  Verfügung  stellt.  Staatliche 
Bankinstitute  tun  ein  übriges,  indem  sie  Hypotheken  bis  zum  Betrage  von 
des  Wertes  auf  alle  landwirtschaftlichen  Besitzungen  gewähren,  sehr 
niedrige  Zinsen  fordern  und  die  Rück/nhlung  auf  eine  Periode  von  42  Jahren 
^'erteilen.  Landwirtschaftliche  Schuieii  wurdon  überall  vom  Staat  errichtet 
und  Musterfaiinen  vom  Staat  betrieben,  um  dun  Farmern  zu  zeigen,  welches 
die  besten,  größter  Ernte  fähigen  Getreidevariet&ten  sind,  und  in  welcher 
Weise  der  Anbau  zu  besorgen  ist.  Ebenso  werden  von  Staats  wegen  Fach- 
männer nach  allen  landwirtschaftlichen  Distrikten  gesandt,  um  Belehrungen 
über  die  besten  Methoden  der  Vieh-  und  Geflügelzucht,  der  Pflege  von  Frucht- 
bäumen und  (irr  \  ernichtung  von  Insekten  zu  geben.  Staatliche  Baumschulen 

stellen  alle  Jahre  viele  Tausende  von  Stämmchen  den  Landbesitzern  zur  Ver- 
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fügung.  Außerdem  sucht  der  Staat  seinen  eigenen  Besitz  an  Grund  und  Boden 
dnrcli  freihändige  Ankäufe  möglichst  su  erweitern  und  gibt  selbe  dann  an 

neue  Ansiedler  zu  leichten  Bedingungen  in  Pacht,  unter  Reservierung  der 
Oberaufsicht  über  zweckmäßige  technische  Leitung  der  landwirtschaftlichen 
Prodiikfinn.  Der  Erfolg  all  dieser  Maßregeln,  der  sich  im  ge- 
waltigen Aufschwung  des  Exports  australischer  landwirt- 
schaftlicher Produkte  äußerte,  ist  den  Kennern  des  Welt- 
marktes nicht  fremd.  Australien  ist  durch  ihn  an  die  Spitse 
aller  Staaten  der  Erde  getreten,  was  die  auf  die  Bevölkerung 
per  Kopf  entfallende  Einkommensiffer  anlangt. 

r>ie  Bundesregierung^  selbst  hat  vor  kurzem  den  Bau  einer  Dampfbarkasse 
für  Fischereizwecke  angeordnet,  welche  nach  j^ünstigen  Fischereigründen  an 
den  Küsten  des  Landes  suchen  und  selbe  den  Interessenten  zeigen  soll,  ins 
diesjährige  Budget  des  Bundesstaates  sind  die  notwendigen  Summen  zur 
Errichtung  staatiicher  Fabriken  rar  Erzeugung  von  Waffen  und  Uniformen 
eingesetzt.  In  Cockatoo-Island  (Neu-Süd-Wales)  bestehen  staatliche  Docks 
zur  Vornahme  xnn  SchifTsreparaturen,  desgleichen  sind  die  Hafenanlagen 
überall  im  Besitze  des  Staates.  In  Westaustralien  wieder  hat  man  die  Vor- 
staatlichung  der  Wirtshäuser  versucht,  mit  günstigem  Erfolge  insbesoml  tp 
für  Eindämmung  der  Trunksucht  und  moraUsche  Hebung  der  Bevölkerung. 

Der  Volkssehulunterricht  ist  unentgeltlich,  obligatorisch«  frei  von  jeder 
reiigidsen  Unterweisung,  und  staatliche  Stipendien  sind  für  begabte  Schüler 
für  die  ganze  Dauer  ihrer  Studien  auf  Volks-,  Mittel-  und  Hochschulen  bereit* 
geslelU.  Freie  Gewerbeschulen,  öffentliche  Bibliothnken,  Gemöldcsamm- 
lunp-n  nriH  Museen  stehen  in  allen  Stödten  der  Bevölkerung  zur  Verfügung. 
In  Viktoria  und  Neu-Süd-Wales,  die  zusammen  zwei  Dritteile  der  austra- 
lischen Bevölkerung  umfassen,  werden  Alterspensionen  an  Personen  aller 
bedOrftigen  VolksklaBsen  (Ari)eiter,  Farmer  und  Handwerker)  gegeben.  Sie 
betragen  10  Mark  pro  Woche  für  alle  Personen  über  65  Jahren,  im  ersteren 
Staate  auch  an  jüngere  Personen,  die  infolge  bestimmter,  gefährlicher  und 
ungesunder  Arbeitsleistungen  vorzeitig  arbeitsunfähig  geworden  sind.  Um 
auch  der  Bevölkerung  der  andern  Staaten  die  Vorteile  der  Altersversorgung 
zu  sichern,  steht  gegenwärtig  ein  Plan,  selbe  auf  Kosten  des  Bundesstaats 
allgemein  durohzufflären,  in  Veriiandhing. 

Auch  in  den  im  Privatbesitz  gebliebenen  Industrien  hat  sich  der  Staat 
weitgehende  Einflußnahme  gesichert.  Fabrikgesetze,  Schiedsgerichtshöfe 
und  Lohnkummissionen  setzen  die  Arbeitszeiten,  Löhne  und  allgemeinen 
Arhfitsbf'dinn'ungen  fest.  Am  besten  haben  sich  in  dieser  Richtung  wohl  die 
Lohnkonuiiissiunen  des  Staates  Viktoria  bewährt,  die  in  jeder  einzelnen 
Industrie  aus  fünf  Delegierten  der  Arbeiter,  fünf  Delegierten  der  Unternehmer 
und  einem  von  der  Regierung  ernannten  Präsidenten  zusammengesetzt  wer- 
den und  über  Antrag  einer  der  beiden  Parteien  jeden  Streitfall  untersuchen 
und  entscheiden.  Streiks  sind  damit  aus  dem  australischen  Wirtschaftsleben 
ausgeschult*'!,  und  alle  Parteien  sind  einig  in  der  Genugtuung  über  f*ber- 
windung  dieser  barbarischen  Methode,  die  Arbeitsbedingungen  der  Industrie 
festzulegen,  über  die  Ausschaltung  der  großen  Verluste  für  den  National- 
wohlstand, der  Schädigung  der  Industriellen  und  Verdienstentgänge  der 
Ari>eiter,  die  ehedem  aus  den  Streiks  erwuchsen.  Die  Arbeitszeit  ist 
bloß  für  Kinder  und  Frauen  gesetzlich  in  einer  Maximalhöhe  von  48  Stunden 
pro  Woche  festgelegt,  beträgt  jedocli  tatsächlich  schon  seit  mehreren  Jahr- 
zehnten auch  für  die  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  nur  48,  in  sehr  vielen  ^  ^  ^  t 
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Ffillen  jedoch  nur  44  Standen  pro  Woche,  indem  die  sonntägliche  AiMtft- 
ruhe  nach  anglosächeischer  Sitte  bereits  Samstag  mittag  beginnt.  Die  Fabrik- 

geseize  bestimmen  in  sorgfältic;cr  Weise,  wieviel  Kubikmeter  Luftraum 
jf'dem  Arbeiter  zur  Verfügung  stehen  müssen,  und  treffen  ^gehende  Vor- 
sorge für  die  Instandhaltung  von  Waschräumen  usw. 

In  den  letzten  Jahren  war  Australien  wiederholt  durch  billigen  Import 
seitens  verschiedener  amerikanischer  Trusts  bedroht,  welche  ihre  Überpro- 
duktion unter  dem  Roetenpreis  im  Auslande  abiusetcen  suchten.  Es  war 
dies  eine  schwere  Gefahr  für  gewisse  australische  Industrien,  wdühe  derart 
die  bisher  gewährten  günstigen  Aii>eit8bedingungen  nicht  hätten  aufrecht* 
erhalten  können.  Es  wurde  daher  im  Jahre  1906  ein  Gesetz  erlassen,  um  den 
Import  von  Waren  unter  obengenannten  Verhältnissen  in  Zukunft  zu  ver- 
hindern. Ein  anderes  gleichzeitiges  Gesetz  belegte  solche  australische  Fabri- 
kanten, welche  nicht  die  landesüblichen  günstigen  Arbeitsbedingungen  ge- 
währen und  so  den  guten  Arb«tgebem  des  Landes  illoyale  Konkurrens 
bereiten,  mit  einer  Spezialsteuer,  welche  an  Höhe  den  Zöllen,  die  für  den 
Import  der  in  Frage  stehenden  W^aren  erhoben  werden,  gleichkommt.  Die 
Entscheidung  darüber,  ob  dieses  Gesetz  nicht  etwa  der  nnst raiischen  Kon- 
stitution widerspreche,  bcschaftisrt  eben  jetzt  den  obersten  Gerichtshof  des 
Landes.  Für  eine  Reihe  von  industrien,  welche  die  Schutzzollbegünstigung 
genießen,  wurden  die  Verkaufspreise  von  Staats  wegen  festgelegt,  io^e- 
sondere  für  landwirtschaftliche  Maschinen,  die  für  das  Gedeihen  der  austra- 
lischen Volkswirtschaft  so  überaus  wichtig  sind.  Im  Jahre  1905  wurde  ein 
Gesetz  erlassen,  das  den  Gewerkschaften  das  Hecht  verlieh,  besondere  Handels- 
marken für  solche  Waren,  die  zu  Gewerkschaftslöhnen  erzeugt  wurden,  aus- 
zustellen. Schwere  Strafen  sind  für  unrechtmäßige  Verwendung  dieser 
Marken  festgelegt,  und  die  Ai'beiter  als  Konsumenten  werden  so  in  die  Lage 
gesetzt,  diejenigen  Fabrikanten  bei  ihren  Einkftufen  su  begünstigen,  welche 
ihren  Klassengenossen  günstige  Arbeitsgelegenheit  bieten.  Außerdem  ist  die 
Regierung  selbst  berechtigt,  solchen  Industrien,  die  nach  ihrer  Meinung  be- 
sonders günstige  Arbeit^edingungen  gewähren,  speoeUe  Handelsmarken 
auszustellen. 

Die  Arbeiterpartei  selbst  geht  in  ihren  Bestrebungen  noch  weit  über 
das  schon  Errungene  hinaus,  sie  fordert  für  die  nächste  Zukunft  bereits  die 
Verstaatlichung  aller  derjenigen  Industrien,  welche  infolge  der  natüriichen 
Entwicklung  eine  private  Monopolstellung  erlangt  haben,  insbesondre 
der  Zucker-  und  Tabaksindustrie  und  des  Schiffahrtsdienstes  mit  Europa. 
Spczialkommis.sionen  der  beiden  Häuser  des  Parlamentes  haben  in 
letzter  Zeit  die  Verstaatlichung  der  btulen  letztgenannten  Industrien  unter- 
sucht, doch  ist  bis  nun  keine  endgiltige  Entscheidung  erflossen.  Für  die 
fernere  Zukunft  ist  im  Sinne  des  l^eiprogramms  die  sukiessire  Verstaat* 
lichung  der  gesamten  Industrie,  die  Ersetzung  des  kapitalistischen  Lohn- 
systems durch  eine  sozialistische  Wirtschaftsor&ung  in  Aussicht  genommen. 

Der  Munizipalozialismus  ist  im  Gegensatze  zur  ausgedehnten  Einfluß- 
sphere  des  Staates  in  Australien  minder  stark  entwickelt,  einerseits  wohl 
deshalb,  weil  manche  Betriebe  (wie  städtische  Straßenbahnen),  die  sonst 
in  die  Einflußsphäre  der  Gemeinde  fallen,  in  AustraUen  bereits  vom  Staate 
gehandhabt  werden,  andererseits  wegen  des  Zensus-Wahlrechts,  das  noch 
für  viele  Gemeindevertretungen  in  Kraft  steht  und  den  begüterten  Klassen, 
die  einer  Ausdehnung  der  Gemeindebetriebe  minder  günstig  gesinnt  sind, 

einen  überwiegenden  Einfluß  auf  die  ZusamoMnisetiung  der  Gemeinderäte  ,  , 
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yerleihi.  Immerlini  lutb«ii  emigie  StAdte  Wohnungen  fOr  ihre  Arbeiter  eri>aut, 
Schlachthäuser  und  Wasserwerke  errichtet,  besitzen  st&dtische  Bäder  und 
Sportplätze,  veranstalten  siädtisrhf»  Konzerte.  Am  weitesten  geht  wohl 
Adelaide,  die  Hauptstadt  von  Südaustralicn,  welche  ein  eigenes  Stadt- 
viertel für  alte  Arbeiter  erbaut  hat,  in  dem  diese  gegen  geringen  Wohnungs- 
zins in  städtischen  Häusern  wohnen  und  für  geringe  Pacht  städtische  Gärten 
bd>aven  dürfen.  So  ist  ihnen  die  MOg^chkelt  einer  gesunden  und  nicht  alliu 
anstrengenden  Betätigung  für  ihre  letzten  Lebensjahre  gegeben. 

Die  meisten  dieser  Reformen  in  Gemeinde  und  Staat  haben  sich  bereits 
derart  eingelebt  und  derart  bedeutende  Förderung  der  Interessen  der  Volks- 
gesamtheit ergehen,  daß  auch  die  konservativen  Parteien  des  Landes  die- 
selben um  keinen  Preis  missen  möchten.  Die  fortschritthchen  Kreise  ihrer- 
seits sind  entaddotBan,  auf  dam  einmal  betretenen  Wege  weiter  su  schrnten, 
Australien  vor  allen  den  Übeln  einer  ungesOgelten  kapitalntischen  Ent- 
wicklung su  bewahren  und  der  Welt  an  seinem  Beispiel  zu  zeigen,  wie  be- 
deutsame materielle  und  moralische  Vorteile  aus  der  Ausdehnung  der  staat- 
lichen Einflußsphcre  auf  das  ganze  industrielle  Leben,  aus  der  Ersetzung 
zielloser  und  anarchischer  privater  Initiative  durch  den  planvollen  Willen 
der  Volksgesamtheit  erwachsen. 


JOH.  DALHOFF,  KOPENHAGEN:  DAS  LANDWIRT- 
SCHAFTLICHE   GENOSSENSCHAFTSWESEN  IN 

DÄNEMARK.    SEINE  ENTWICKLUNG  UND  SEIN  GEGEN- 
WÄRTIGER STAND. 

I^^^n^^  Reisender,  der  Dänemark  besuchte,  schrieb,  eine  seiner  inter- 
H^^^^l  essan testen  Beobachtungen  sei  gewesen,  daß  auf  den  Bauernhöfen 
P^^^vi  sogar  der  Schweinekoben  elektrisch  beleuchtet  gewesen  sei.  Wenn 
HL^^obJ  das  auch  nicht  die  Regel  ist,  so  sind  es  doch  der  vorzügliche  Betrieb 
der  kleinen  BauemgOter  und  die  TQchti^eit  und  Kultur  des  Bauern,  die 
den  Ruhm  der  dftnisohen  Landwirtsehaf t  geaehaffen  haben.  Sie  sind  auch  der 
Grund  ihrer  großen  Produktivität,  die  u.  a.  durch  die  Tatsache  beleuchtet 
wird,  daß  jährlich  für  ungefähr  300  Millionen  Mark  Butter,  Eier  und  Schweine- 
fleisch nach  England  exportiert  werden  und  nach  Deutschland  für  etwa 
70  Millionen  Mark  Pferde,  Rindvieh  und  andere  dänische  landwirtschafthche 
Produkte*).  Wold  liefern  Dänemarks  große  Landgüter,  die  ein  Zehntel  des 
Areales  des  Landes  umfassen  und  die  alle  fast  2S)  ba  umfassen,  ihren  Teil 
dieser  Produktion,  aber  der  absolut  und  relativ  grOfite  Teil  rfllürt  yon  den 
mittelgroßen  und  kleinen  Betrieben,  den  Bauern-  und  Hausmannsgütem 
her,  deren  Anzahl  sich  auf  ungefähr  180  000  beläuft.  Der  Grund  des  guten 
Zustandes  der  dänischen  Landwirtschaft  ist  teils  in  der  praktischen  sozialen 
Größenverteilung  der  Landgüter,  in  der  großen  Verbreitung  des  Selbsteigen- 

♦)  Zur  Beurteilung  dieser  und  folgender  Zahlen  sei  hier  erwähnt,  daß  Däne- 
marks Areal  38985  □km  und  seine  Einwohnerzahl  etwa  2Vj  Millionen  beträgt, 
d.  h:  Vm  "von  Deutschlands  oder  Via        Englands  Bevölkerung. 
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tiims»  der  festen  politischen  Stellung  dw  Bauern»  den  verhtltnismifiiggeTingefL 

Steuern,  die  der  Staat  dorn  Ackerbau  auferlegt,  der  auch  nieht  durch  irgend 
ein  Schutzzollsystem  künstlich  gestützt  wird,  und  in  andern  ahnlichen  Ver- 
hältnissen zu  finden,  und  teils  in  der  guten  Bildung  und  Kultur  dns  Bauern- 
standes. Hochschulen  und  landwirtschaftliche  Fachschulen  werden  Jahr 
ffir  Jahr  von  Tauswden  von  jungen  Männem  und  Frauen  besucht,  und  es 
gibt  auf  dem  Lande  nur  wenige  Hftuser,  in  denen  man  nicht  Zeitungen  oder 
Zeitschriften  hält. 

Aber  in  hohem  Grade  liegt  die  Stärke  der  dänischen  Landwirtschaft 
in  der  zweokmfi ßicon  Form  der  Kooperation,  die  man  in  dem  Anteil - 
System  gelundeu  hat,  einem  System,  das  in  Dänemark  eine  größere  Ver- 
breitung gew^onnen  hat  als  in  irgend  einem  andern  Lande. 

Diese  Kooperation  findet  in  Genoesenachaften  der  Produseoten  und 
der  Konsumenten  statt. 

Von  den  ProduktivgenoMenschaften  sind  von  der  größten  Ölconomisohen 
Rndoiiinng  gewesen  und  am  meisten  h*'r'ihmt  die  A  n  t  e  i  1  s  m  e  }  o  r  e  i  e  n. 
Die  erste  Anteilsmeierei  wurde  im  Jahre  [6S2  in  Westjütland  angelegt,  und 
heute  nach  25  Jahren  ist  ihre  Anzahl  auf  1086  gestiegen.  Die  Anregung  zur 
Grflndung  dieser  Meiereien  und  die  Ursache  ihrer  späteren  großartigen  Ent- 
wicklung muß  in  den  prakUsohen  Kampf  jahren  der  siebziger  und  aohtiiger 
Jahre  gesucht  werden,  die  den  Abstand  zwischen  den  Bauern  und  den  Guts- 
besitzern schärfer  abgrenzten  und  die  Bauern  zu  einem  festen  Zusammen- 
schluß 7Avangen.  Eine  Hauptursache  lag  auch  in  der  ökonomischen  und 
technischen  Entwicklung.  Dänemark  mußte,  nachdem  es  viele  Jahre  lang 
eine  große  ÜberschuÜausfuhr  von  Getreide  gehabt  hatte,  dazu  übergehen, 
auf  die  Tierzucht  das  Hauptgewicht  zu  legen. 

Um  mit  Erfolg  auf  dem  englischen  Markte  konkurrieren  zu  können, 
wurde  es  notwendig,  die  neuesten  technischen  Fortschritte  und  Methoden 
und  Apparate  (Pasteurisieren,  Zentrifugen  usw.),  die  mehrere  Fachleute 
damals  gerade  empfahlen,  ])raktisch  anzuwenden.  Das  hierzu  nötige  Kapital 
konnte  von  den  meisten  Landwirten  nur  durch  ZuüummenschluÜ  zustande 
gebracht  werden,  und  die  politischen  Verfaftltnisse  im  Verdn  mit  dem  demo- 
kratischen Sinne  des  d&nischen  Bauern  verliehen  ihnen  ihr  besonderes  Geprüge« 

Zur  Grflndung  einer  Anteilsmeierei  l^en  die  Tei  I !  1 1  i  d  as  nötige  Kapital, 
das  verzinst  und  binnen  zehn  Jahren  amortisiert  wird.  Die  Mitglieder  bürgen 
gemeinsam  für  die  Anleihe  im  Verhältnis  der  Anzahl  ihrer  Kühe.  Bei  der 
Generalversammlung,  die  das  oberste  Organ  des  Unternehmens  ist,  haben 
alle  in  der  Regel  eine  Stimme;  ausnahmsweise  gibt  es  Abweichungen  hiervon, 
wie  z.  B.,  dafi  Besitzer  von  zehn  oder  mehr  Kühen  zwei  Stimmen  haben  und 
die  übrigen  eine  Stimme.  Die  Generalversammlung  wählt  aus  ihrer  Mitte 
einen  Vorstand  mit  einem  Präsidenten,  der  manchmal  auch  Kassierer  ist 
und  der  die  Rechinmgsführung  und  die  tfigUche  Aufsicht  über  die  Meiorei 
besorgt.  Der  Betrieb  derselben  wird  von  einem  vom  Vorstand  angestellton 
Molkereifachmann  geleitet,  und  die  ganze  Einrichtung  wird  fortwährend  auf 
der  Hohe  der  modernen  Technik  und  Hygiene  gehalten.  Die  Meierei  IftBt 
tfiglich  bei  den  Mitgliedern  die  süße  Milch  abholen,  die  sie  ihnen  nach  dem 
Fettgehalt  bezahlt  und  ihnen  abgesahnt  7urnckliefert.  Die  jährliehe  Hetriebs- 
ausbeute  wird  unter  den  Teilhabern  verteilt  im  Verhältnis  der  gelieferten 
Milchmenge. 

Die  Zahl  der  Teilhaber  der  1100  Meiereien  beläuft  sich  auf  etwa  160  000 
(im  Jahre  1907)  und  die  der  Güter  und  Kuhbesitzer  überhaupt  auf  etwa 

Digitized  by  Google 


LANDWIRTSCHAFTL.  QEN0SSENSGHAFT8WESBN  IN  DÄNBlfARK  625 


180000.  Beinalio  neun  Zehnttl  der  letstoreD  nehmen  also  an  dem  genossen- 
«chaftUeheD  Betridie  teil.  Diejenigen,  die  es  nicht  ton,  aind  meistens  die 
grOfiten  oder  die  ganz  kleinen  Güter.  Die  ganz  großen  Güter  haben  oft  ihre 

eignne  Meierei,  und  eine  Faniilie,  die  nur  eine  Kuh  hat,  muß  oft  alle  Milch  zum 
eigenen  Gebrauch  verwenden.  Diese  Verhältnisse  gehen  deutlich  aus  folgen- 
den Zahlen  hervor: 
Es  gehörten  zu  den  Gütern  in  der     insgesamt     an  die  Auteilsmeiereien 
Große  von  ha  Kfihe  lieferten  davon, 

in  % 

H  3  400  58 

60  828  500  85 

60—240  145  400  72 

.240  60  200  37 

Über  die  jährliche  Produktion  der  Anteilsmeiereien  wird  mitgeteilt,  daß 
sie  im  Jahre  1907  %  250  Millionen  kg  Müoh  empfingen,  woven  sie  —  außer 
<iem  Käse,  über  den  keine  Rfltteilungen  vorliegen  —  etwa  85  Millionen  kg 
Butter  produzierten.  Davon  gehen  mindestens  drei  Viertel  mittels  schneller 
und  regelmäßiger  Dampfsrhiffsvprhindnncr'n n.ich englischen  Häfon undkönnen 
>veiiige  Tage  später  an  englische  Konbumenten  zu  den  lirchslen  Preisen  ver- 
kauft werden,  dank  ihrer  gleichmäßig  tadelloseu  Qualität. 

Die  einidnen  Meieieien  sind  aUmAhlich  miteinander  in  Verbindung 
getreten,  teils  durch  Meiereivereine,  Butterausstellungen  u.  dgl.  Veranstaltun- 
gen, teils  durch  gemeinsame  Einkäufe  von  Maschinen,  wodurch  die  Meiereiea 
auf  die  billij«*te  Weise  mit  Maschinen  und  Gorfifen  versehen  werden  und  Re- 
paraturen erhalten  können;  außerdem  besteht  für  die  Meiereien  eine  gemein- 
same Unfallversicherung. 

Mit  den  Anteilsmeiereien  als  Vorbild  ging  man  zur  Anlegung  von  genoaeen- 
schaftlichen  Schlachthäusern  Ober,  angeregt  durch  Deutechlanda  und  Eng^ 
landa  Verbot  der  Einfuhr  von  lebenden  Schweinen. 

Die  ersten  Anteilsschlachthäuser  wurden  1SS7  gebaut;  ihre  Zahl  ist  jetzt 
34  mit  etwa  1>3  300  Genossen,  die  etwa  190  000  Schweine  besitzen  Auch 
hier  sind  die  mittelgroßen  Betriebe  am  stärksten  vertreten.  Bei  der  Ent- 
ziehung der  Anteilsschlachthäuser  zeigten  sich  aber  manche  Schwierigkeiten. 
Erstens  inaofem,  als  die  Anlage  eines  Schlachthauses  viel  teurer  ^vird  als 
die  einer  Meierei.  Das  Anlagekapitd  für  dw  meuten  SchlachthAuaer  beträgt 
175  000  bis  225  000  M.  gegenüber  25  000  bis  30  000  M.  für  die  Meiereien. 
Dalier  erfordert  ein  Schlachthaus  eine  viel  größere  Anzahl  Teilhaber,  nämlich 
jorxi  his  5000  gegenüber  150  h(M  den  Meiereien.  Sodann  erwächst  den  Anteils- 
schiachthäusern  eine  starke  Konkurrenz  durch  die  privaten  Schlächtereien. 
Die  Verfassung  und  der  Vorstand  der  Anteilsschlachthäuser  sind  denen  der 
Meiereien  sehr  ähnlich.  Die  Teilhaber  kaufen  die  Schweine  su  einem  Preise, 
der  sowohl  von  der  Qualität  als  von  der  Quantität  des  Fleisches  abhängt, 
«nd  die  Ausbeute  wiid  nach  der  Anzahl  der  gelieferten  Schweine  verteilt. 
Insgesamt  werden  in  den  34  Schlachthäusern  etwa  1  '4  Million  Stück 
Schweine  jährHch  geschlachtet,  außerdem  eine  kleinere  Anzahl  Hornvieh. 

Schheßlich  müssen  noch  Hühnerzucht  und  Eierausfuhr 
erwähnt  werden.  Nach  mehrjähriger  energischer  Agitation  fflr  die  dänischen 
Bier  wurde  im  Jahre  1895  die  „Dansk  Andels  Ae^zport"  gegrOndet.  Das 
Land  wurde  in  Kreise  eingeteilt,  deren  Mitglieder  sich  verpflichten,  täglich 
gesammelte  frische  Eier  zu  liefern.  Jedes  Ei  \N*ird  mit  der  Nummer  des  Mit- 
glieds und  des  Kreises  gestempelt,  damit  der  Produzent  immer  nach^-^ 
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wiesen  werden  kann.  Die  Einnahmen  auB  dem  Eienrerkaufe  werden  nach 
Absug  der  Ausgaben  nach  den  flbfichen  Anteibpriniipiea  unter  die  Mitglieder 

yerteilt. 

Später  sind  noch  mohrere  andere  Absatzgenossenschaften  entstanden, 
und  diese  haben  mehr  als  alles  andere  den  wirtschafthchen  Aufschwung 
Dänemarks  in  den  letzten  zehn  Jahren  bewirkt.  Der  Exportwert  der  däni- 
schen Eier  ist  von  7  Vi  Million  M.  in  1897  auf  28  Millionen  M.  m  ibOt»  ge- 
stiegen. Ein  gro0er  Tdl  dieses  Geldes  kommt  direkt  Tausenden  von  sehr 
kleinen  Betrieben  sngute. 

Von  andern  GeaSsacnschaf ten >  zu  denen  die  danischen  Landwirte  sich 
zusammengeschlossen  haben,  sind  noch  die  im  Laufe  der  letzten  zwanzig 
und  besonders  zehn  Jahre  begründeten  Zuchtvereine  zu  erwähnen. 
Diese  umfassen  meistens  nur  eine  Kommune  oder  einige  vereinzelte 
Kommunen  und  bezwecken  die  Verbesserung  des  Haustierstammes  durch 
Einkäufe  von  guten  mftnnlichen  Rassetieren  und  durch  Auswahl  der  zum 
Beschälen  am  besten  geeigneten  weiblichen  Tiere.  Die  meisten  dieser  Ver- 
eine erhalten  vom  Staate  einen  jährUchen  kleineren  Zuschuß.  Am  zahlreichsten 
sind  die  Rinderzuchtvereine,  deren  es  etwa  1100  mit  durchschnittlich  20 
bis  30  Mitgliedern,  Besitzern  von  einem  oder  zwei  Tieren,  gibt  An  Pferde- 
zuchtvereinen gibt  es  etwa  250  mit  je  etwa  100  Mitgliedern;  außerdem  gibt 
es  noch  mehrere  Schweine*  und  Schslsuchtvereine.  Ferner  sind  su  erwfilmen 
die  in  den  lotsten  Jahren  emporgeblfihten  Kontrollvereine,  die 
auch  vom  Staate  gestützt  werden  und  deren  Zweck  die  Förderung  der  Ren- 
tabilität der  Rinderzucht  ist.  Ihre  Tätigkeit  besteht  darin,  daß  sie  Kontroll- 
assistenten anstellen,  die  bei  den  Mitgliedern  herumreiFPn  tmd  Rechnung 
führen  über  die  Fütterung  ihrer  Kühe,  über  die  Milchproduklion,  die  Butter- 
ausbeute  usw.  und  auf  Grund  dieser  Beobachtungen  statistische  l'abellen 
ausarbeiten.  Es  sind  meistens  die  großen  Landgüter,  die  Mitglieder  der 
Kon  troll  vereine  sind.  Ihr  Erfolg  zeigt  sich  deutlich  bei  det  Milchproduktion. 
Es  ist  statistisch  festgestellt  wiwden,  daß  die  jährliche  Müchproduktion  pro 
Kuh  betrug: 

innerhalb  des  außerhalb  des 

Kon  troll  Vereins  Kontroll  Vereins 

auf  den  kleinen  Gatern. . . .  3300  kg  2800  kg, 

auf  den  großen  Gütern   2700  kg  2400  t^. 

Aber  nicht  nur  die  Produzenteninteressen,  sondern  auch  die  Konsumenten- 
interessen werden  von  den  dänischen  landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
wahrgenommen.  Zu  diesem  Zwecke  hat  man  in  vielen  Teilen  des  Landes 
Einkaufsgenossenschaften  für  Fütferungsstofle  und  Samen  begründet.  Von 
noch  größerer  ökonomischer  und  besonders  sozialer  Bedeutung  ist  aber  die 
große  Vttbreitung  der  eigentlichen  KcmsumenteniFereine.  Den  dAnisehen 
„Unsholdnings**  oder  „Brugsforeningen**  („Wirtschaftsgenosseoschaften**)  ist 
der  berühmte  Rochdale- Weberverein  ein  direktes  Vorbild  gewesen.  Der  erste 
danische  Verein  dieser  Art  wurde  in  einer  westjütländischpn  Handelsstadt 
gegründet  im  Jahre  1866.  Er  wurde  von  dem  Pfarrer  der  Stadt  ins  Leben 
gerufen,  der,  um  auch  in  materieller  Hinsicht  seinen  Gemeindemitgliedern 
nützlich  zu  sein,  die  engUschen  Genossenschaften  studierte  und  dann  in  seiner 
Heimatstadt  ein  Ähnliches  Unternehmen  sustande  brachte.  In  den  erslen 
Jahren  fand  dieser  Verein  nur  wenig  Nachahmung,  aber  akzeptierten  die 
Bauern  diesen  Gedanken,  während  er  in  den  Städten  keine  größere  Bedeutung 

gewann.  Jede  Genossenschaft  wird  von  einem  dasu  angestellten  Genossen-  , 
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Bohafler  betrieben.  Die  Miiglieder  sind  solidarieob  Terantwortfiob  fflr  die 
Verpflichtmigeii  des  Vereins,  und  der  NettoObersohuß  wird  im  VerfaAltnis  der 

Einkaufssumme  an  jedes  Mitglied  verleilt.  Die  Anzahl  dieser  Vereine  betrug 
1875:  95,  1892:  547  (75  000  Mitglieder),  1898  :  837  (130  000  Mitglieder),  1905 
etwa  1000  mit  158  000  Milgiiedem.  Dabei  beträgt  die  Anzahl  der  Landbe- 
wohner im  ganzen  300  000. 

Der  Gedanke  eines  Znsnmmnnnfihhiiiiiwi  der  einzelnen  Konenmgenossen- 
Schäften  wurde  1806  in  Kopenhagen  verwirklicht.  Um  Mit^ed  su  werden, 
mUssen  die  einzelnen  Genossenschaften  einen  Anteil  von  112  M.  für  minde- 
stens 20  Mitglieder  zeichnen  und  mit  der  gezeichneten  Summe  für  die  Ver- 
pflichtungen des  Gesamtvereins  einstehen.  Diese  Gesellschaft,  die  dieses 
Jahr  in  ein  neues  großes  Gebäude  in  Kopenhagen  eingezogen  ist,  hat  einen 
j&brlichen  Umsatz  von  etwa  35  Millionen  M.  Sie  hat  Filialen  im  Lande  und 
besttst  verschiedene  Fabrikanlagen. 

An  der  Spitse  des  Genossenschaftswesens  des  gansen  Landes  stdhi  seit 
1898  ein  Genossenschaftsausschuß,  zu  dessen  Präsident  neulich  der  Blinister 
der  öffentlichen  iVrbeiton,  Hogsbro,  gewählt  worden  ist. 

Das  landwirtschaftliche  Genossenschaftswesen  hat  damit  in  Dänemark 
eine  Verbreitung  und  eine  soziale  und  ökonomische  Bedeutung  gewonnen, 
wie  trohl  in  keinem  andern  Lande. 


ADOLF  DAMASCHKE.  BERLIN:  AUS  DER  GE- 
SCHICHTE DER  DEUTSCHEN  BODENREFORM- 
BEWEGUNG. 

S  hat  in  Deutschland  nie  an  unabhängigen,  starken  Geistern  gefehlt, 
die  in  dem  Verhältnis  des  Volkes  zu  seinem  Vater  lande  im 
engeren  Sinne  des  Worts  die  entscheidenden  Grundlagen  seines 
 gansen  socialen  Aufbaus  eribliekten. 

Den  ersten  Versuch,  durch  planmäßige,  oi^ganisatorische  Tätigkeit  Ge- 
danken der  Bodenreform  im  öffentlichen  Leben  Deutschlands  Anerkennung 
zu  verschafTen,  machte  Dr.  Theodor  Stamm  (1822 — 1892),  der  sich  als  Arzt 
einen  geachteten  Namen  ci-^^orben  hat,  namentlich  durch  seine  Studien  über 
die  Pest  und  das  gelbe  Fieber.  Die  ehrliche  und  rückhaltlose  Erforschung 
der  Ursachen  der  volksverderbenden  Seuchen  liefi  ihn  bald  die  entscheidende 
Rolle  des  Bodens  im  wirtschaftlichen  Leben  erkennen  und  fflhrte  ihn  m 
volkswirtschaftlichen  Studien,  deren  Ei^bnisse  er  1871  in  seiner  „Er- 
lösung der  darbenden  Menschheit"  zusammenfaßte.  Er 
forderte  hier  die  Eigentumsoberhoheit  über  den  Erdboden  für  die  Allgemein- 
heit (Gemeinde,  Provinz,  Staat),  damit  der  mit  der  wachsenden  Zivilisation 
sich  mehrende,  nicht  auf  die  Arbeit  des  einzelnen  mrflckzuffihrende  Grundzins 
nach  und  nadi  in  den  gemeinsamen  Niefibrauch  flbergehe. 

1874  gründete  Stamm  in  Berlin  den  „Verein  für  Humanismus",  der 
bodenreformerische  Gedanken  vertrat.  Stamm  beging  aber  den  großen  Fehler, 
diese  Gedanken  mit  ganz  bestimmten  philosophischen  Lehren  zu  verknC|^l^»^  b  C  o  I 
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80  daß  die  Organisation  sehr  klein  blieb  und  bereits  1878  einging.  Zehn  Jahre 

spfiter  gründete  Stamm  den  „AUwohlAund*^  mit  gleichen  Zielen,  der  aber 
auch  keine  groOe  Anh&ngerzahl  gewann,  und  sich  nach  dem  Tode  seines  Stif- 
ters auflöste. 

Von  Stamm  zuerst  angeregt. wandtesichMichael  Flürscheim,geb.  1844, 
Besitzer  der  Eisenwerke  von  Gaggenau,  dem  Studium  der  Bodenfrage  zu, 
trennte  sich  aber  bald  von  Stamm  und  gründete  aus  dem  Leserkreis  seiner 
Monatsschrift  „Deutsch  Land**  1888  den  „Deutsohen  Bund  fflr 

Bodenbesitzreform**,  der  politisch  und  religiös  durchaus  neutral 
hViph  und  sich  lediglich  auf  die  Vertretung  dos  Odankens  der  Bodenreform 
im  Sinne  der  Verstaatlichung  oder  Kommunalisierung  d^s  Bodens  beschränkte. 
Neben  den  Arbeiten  Flürscheims  wirkten  in  steigendem  Maße  bereits  die 
Werke  Henry  Georges.  Ein  Versuch,  in  dem  „H.George-Klub"  die  „reine** 
Lehre  Georges  aussehließlieh  cur  Grundlage  einer  neuen  Organisation  xu 
machen,  mußte  bald  wieder  aufgegeben  werden.  Stets  aber  sind  die  reinen 
, 'tingle  taxer"  im  Bunde  als  vollberechtigte  Genossen  geschätzt  worden. 
1890  trat  der  durch  seine  musterhaften  Fabrikeinrichtungen  (8-Stundontag, 
Gewinnbeteiligung,  Arbeiterausschüsse)  rühmlichst  bekannte  Berliner  Fabrik- 
besitzer Heinrich  Freese  als  Vorsitzender  an  die  Spitze  des  Bundes.  Seinem 
£influfi  gelang  es,  manche  Schwierigkeiten,  die  der  Jugendzeit  jeder  großen 
Bewegung  anhaften,  xurOckzudrftngen,  und  den  Bund  von  theoretuchem 
Spekulieren  mehr  auf  den  Boden  nüchterner  Ari>eit  ra  fflhren.  Es  ging  vor- 
wärts mit  der  dent^f^hf^n  Bodenroformbewegiinjr,  und  in  einzelnen  Fragen, 
so  namentlich  im  Kampfe  gegen  den  Bauschwindel,  errang  der 
Bund  eine  geachtete  Stellung  im  öffentlichen  Leben. 

Da  wurde  die  ruhige  Ileformarbeit  jäii  unterbrochen.  Der  Wiener  Jour- 
nalist Theodor  Hertzka,  geb.  1845,  hatte  in  seinem  Buche  „FVeiland,  ein 
sociales  Zukunftsbild**,  das  1890  ersdiien,  eine  glftniende  Schilderung  graben 
von  einem  Reiche  sozialer  Gereohti|^eit,  das  Bodenreformer  im  Innern 
Afrikas  am  Kenia  aufri  Ilten  könnten,  und  deshalb  aufrichten  müßten. 

Hertzkas  Schlagvsort  tat  seine  Wirkung.  Menschen  und  Geld  strömten 
ihm  zu.  Er  versprach  ja  den  Glöubigen  in  einer  bestimmten  Anzahl  von 
Jahren  die  Erfüllung  ihrer  Sehnsucht.  Die  OfiFentUche  Meinung  war  erregt, 
als  im  August  1^  die  Afrika-Expedition  wirklich  Europa  verließe  um  — 
ein  schnelles  und  trauriges  Ende  su  nehmen. 

Soviel  auch  die  Führer  des  deutschen  Bundes  für  Bodenbesitzreforra 
gegen  den  Hertzkaschen  Plan  gekämpft  hatten,  in  der  ÖtTentlichkeit  wurde 
doch  der  Afißerfolg  der  Rodenreformbewegung  als  solcher  zugeschrieben  und 
aus  ihm  geschäftig  von  interessierter  oder  schlecht  unterrichteter  Seite  der 
Beweis  gezimmert,  daß  die  Bodenreform  zwar  in  der  Theorie  manche  richtigen 
Gedanken  vertreten  mOge,  in  der  Praxis  aber  schon  bei  dem  ersten  Versuche 
scheitern  „müsse**.  Die  Hertzk;ische  Bewegung  ist  seitdem  aus  dem  deut- 
schen Sprachgebiet  verschwunden. 

In  wesentlich  modifizierter  Form  hat  dann  Franz  Opponheinier  ein 
„Freiland  in  Deutschland"  schaffen  woileu  durch  seine  Sicdlunesgenossen- 
schaften.  Ein  von  ihm  1906  unternommener  praktischer  Versuck  mußte  aber 
ebenfalls  bald  nach  Beginn  aufgegeben  werden. 

Michael  Flflrscheim  betei%teslch  im  Jahre  1892 an  einem  Plan,  im  mexi- 
kanischen Staate  Sinaloa  eine  Bodenreformkolonie  (Topolobambo)  aufzu- 
richten, auf  die  er  sehr  große  Hoffnungen  setzte.   Auch  dieser  Versuch  ist 

vollständig  gescheitert.    Flürscheim  verließ  bald  darauf  Deutschland,  hier  , 
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aa  einem  baldigen  Siege  vemveifelnd,  und  ging  nach  England»  Ton  dort  nach 

Neuseeland  und  lebt  jetsi  in  den  Vereinigten  Staaten.  — 

Es  ging  mit  der  Bewegung  immer  mehr  abwärts.  Die  großen  Hoffnungen, 
die  im  ersten  Überschwang  geweckt  waren,  schienen  nicht  in  Erfnllune  ?ehen 
zu  sollen.  Die  großen  »praktischen"  Versuche  draußen  waren  iehlgesi  lilagen. 
Die  Zahl  der  Mitglieder  sank.  Die  Geldmittel«  ohne  die  keine  Bewegung  vor- 
wSrts  kommen  kann,  fehlten. 

Am  1.  Januar  1892  hatte  ich  die  Leitung  des  1890  gegründeten  Bundes- 
Organs  Frei  Land''  übernommen  und  sie  nach  besten  Kräften  geführt, 
soweit  eine  Arbeit  geleistet  werden  konnte,  die  ohne  jede  Entschädigung 
und  ohnn  alle  Hilfsmittel  geleistet  werden  mußte,  denn  auch  zur  Honorierung 
von  Beitragen  fehlte  es  an  Geld.  Als  ich,  überhäuft  mit  andern  Arboiten, 
1895  die  Leitung  des  Blattes  abgab,  übernahm  sie  Freund  Buchaxaun.  j\hcr 
schon  nach  einem  Jahre  trat  er  von  der  Aiheit  surQck,  die  keine  Hoffhung 
auf  Erfolg  ▼ersprach.  Als  ich  dann  1896  noch  ehimal  die  Redaktion  über- 
nehmen mußte,  hatte  das  Blatt  nur  noch  200  Leser.  Im  Herbst  dieses  Jahres 
verließ  ich  Berlin,  um  die  Leitung  der  Kieler  Npiiosten  Nachrichten"  und 
dor  „Deutschen  Volksstimme"  in  Kiel  zu  übernehmen.  Da  beschloß  die 
Hauptversammlung  auf  Antrag  des  Vorstandes,  ,,Frei  Land"  eingehen  zu 
lassen  und  die  »»Deutsche  Volksstimme",  die  damals  im  Eigentum  von  Prof. 
Lehmann*Hoheiü>erg  stand»  als  Bundesorgan  ansunehmen. 

Meine  Tfttigkeit  in  Kiel  fand  ein  jähes  Ende,  da  Prof.  Lehmann -Hohen* 
berg  in  Vermögensverfall  geriet  und  die  „Kieler  Neuesten  Nachrichten"  in 
andere  Hände  überpntron.  Die  Leserzahl  der  ,,Df^ntsrhön  Volksstimme", 
des  nunmehrig'  n  liun  lt '^orjjans,  war,  als  Lehmann-Hohenberg  sie  am 
1.  Aphl  1897  au  imch  abtrat,  auf  140  gesunken. 

Im  AprO  1898  beriefen  wir  die  letiten  Treuen  aus  der  ersten  Epoche  der 
deutschen  Bodenreformbewegung  zu  einem  ernsten  Bundestage  in  Berlin. 
Namentlich  auf  das  Drängen  unseres  alten  Vorsitzenden  Heinrich  Fresse, 
der  in  den  letzten  Jahren  dur^^h  Krankheit  und  geschäftliche  Inanspruch- 
nahme vielfach  an  tätiger  Mitarbeit  verhindert  worden  war,  hatte  ich  mich 
entschlossen,  den  Vorsitz  im  Bunde  anzunehmen,  unter  der  Bedingung,  daß 
ein  neues  Programm,  das  ich  entworfen  hatte,  Annahme  fände. 

Das  alte  Programm,  das  In  seinen  wesentlichen  Teilen  von  Flfirscheim 
herrührte,  forderte  Verstaatlichung  des  Bodens. 

Das  Programm  des  Bundes,  das  vom  2.  April  1898  an  nun  für  die  deutsche 
Bewegung  maßgebend  ist,  umfaßt  in  seinem  grundsätzlichen  Teil  nur  einen 
Satz  und  lautet: 

„Der  Bund  Deutscher  Bodenreformer  tritt  dafür  ein,  daß  der  Boden, 
diese  Grundlage  aller  nationalen  Existenz,  anter  ein  Recht  gestellt  werde» 
das  seilen  Gebrauch  als  Werk-  und  Wohostatte  befördert,  das  jeden  Miß- 
Imuch  mit  ihm  ausschließt,  und  das  die  Wertsteigemog,  die  er  ohne  die 
Arbeit  des  einzelnen  erhalt,  möglichst  dem  Volksganzen  nutzbar  macht/' 
Es  sind  gerade  10  Jahre  seit  der  Reorganisation  <b^s  Bundes  vergangen, 
der  mit  dem  neuen  Programm  auch  einen  neuen  Namen  annahm:  „Bund 
Deutscher  Bodenreformer". 

Die  10  Jahre  von  1896  bis  1908  sind  Jahre  innerlicher  und  Äußerlicher 
Erfolge.  Der  Bund  zählt  heute  mit  den  Mitgliedern  der  angeschlossenen 
Vereine  etwa  560  000  organisierte  Anhänger  im  deutschen  Sprachgebiet. 
Seine  beiden  Organe:  die  volkstQndiche  Halbmonatsschrift  .,  Bodenre- 
form", früher  „Deutsche  Volksstimme"  (herausgegeben  von  der  Boden- 
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retorm  G.  m.b.  H.  Berlin,  Lessingstr.  11),  und  seine  große  msenschaftüche 

Vierteljahrss( hrift:  das  „Jahrbuch  der  Bodenreform*'  (Ver- 
lag von  Gustav  Fischer,  Jena)  zählen  zu  den,  verbreiietsien  volkswirtschaft- 
lichen Zeitschriften  Deutschlands.  Unter  den  programmatischen  Schrift m 
«ind  die  verbrei totsten  meine  Bodenreform",  Grundsätzliches  und 
Oeschichthches  zur  Erkenntnis  und  Überwindung  der  sozialen  Not  (4.  Auf- 
läge.  Buchverlag  der  Hilfe  Berlin-Schfineberg.  Preis  2,50  Jt;  französi- 
sche Ausgabe:  La  r^forme  agraire,  Paris  1906  bei  CAard  und  Bri^)  und 
meine :  „Aufgaben  der  Gemeindepolitik",  (5.  Auflage,  Ver- 
lag von  G.  Fischer,  Jena,  Preis  1,50  .(t,  russische  Ausgabe  mit  Vorwort 
-von  Prof.  Oseroff,  Moscou  1904  bei  GorschkofT). 

Mit  den  Bodenrefornior^^anisationen  anderer  Länder  steht  die  deutsche 
Bewegung  in  eiuoin  guten  kameradschaftlichen  Verhältnis.  —  — 

Von  der  bisherigen  Arbeit  der  Bodenreform  in  den  deutschen  Staaten 
mag  die  folgende  kurse  Übersicht  sprechen. 

«  ♦ 

* 

Auf  die  Besteuerung  des  Bodens  hat  in  Preußen  der  Staat 
verzichtet,  indem  er  sie  mit  der  Gebäudesteuer  den  Gemeinden  überwiesen  hat. 
Die  Grundsteuer  wurde  frflher  allgemein  nach  dem  Nutsen  erhoben,  den 
•der  einselne  von  seinem  Bodeneigentum  gewann.  Erst  das  „Preußische 
Kommunalabgabengesetz"  vom  14.  Juli  1893  eröffnete  hier  die  Möglichkeit 
^einer  Reform.  Der  Vater  dieses  Gesetzes,  Miquel,  der  klügste  preußische 
Finanzminister  der  nachbismarckischen  Zeit,  kannte  die  Bodenreform  und 
hatte  einem  ihrer  Vertreter  das  bezeichnende  Wort  gesagt:  „Werden  Sie 
'eine  Macht  und  kommen  Sie  dann  mit  Ihren  Forderungen  wieder!'*  Seiner 
vorsichtigen  Art  entsprechend,  hat  er  in  dem  Kommumilabgabeng^is  nie- 
mals obligatorisch  bodenreformerische  Steuern  eingeführt,  sondern  nur  den 
Gemeinden  die  Möglichkeit  ihrer  Einführung  erschlossen.  Am  wif^htii^ten 
wurde  die  Erklärung,  daß  die  Gemeinden  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  er- 
heben konnten  nach  dem  Nutzungswert  oder  nach  dem  gemei- 
nen Wert,  d.  h.  nach  dem  Verkaufswert.  Hier  setzte  nun  die  bodenre- 
formerische Agitation  bald  ein,  obwohl  sie  sich  bewußt  blieb,  daß  auch  der 
neue  Modus  nicht  ganz  ihrem  Ideal:  diereineGrundrenteals  Steuer^ 
•quelle  für  die  G^mtheit  su  erschließen,  entsprach. 

Die  Steuer  nach  dem  gemeinen  Wert  erlaubt  nämlich  nicht,  die  Ver- 
besserungen am  Lande  abzuziehen.  Es  muß  dort,  wo  Gebäude  errichtet 
^'erden,  Gebäude-  und  Bodenwert  als  Einheit  auigufaiit  und  demgeniäß 
auch  als  Steuergrundlage  genommen  werden.  Trotzdem  war  der  Fortsehritt, 
•den  die  Steuer  nach  dem  gemeinen  Wert  erschloß,  vom  bodenreformerischen 
Gesichtspunkt  aus  ein  sehr  großer  Bs  wurden  zunächst  durch  diese  Steuer 
•die  Privilegien  aufgehoben,  die  die  großen  Fnhriken,  Warenhäuser  usw. 
hatten,  die  bei  der  Veranlagung  nach  dem  Nutzungswert  nur  mit  50  %  zur 
Steuer  herangezogen  werden.  Es  war  dies  eine  Bestimmung  aus  der  Zeit, 
in  der  man  noch  Industrie  und  Handel  durch  Privilegien  glaubte  unterstütsen 
•zu  sollen,  eine  Bestimmung,  die  in  der  heutigen  Zeit  jeden  Wert  und  jedes 
Recht  verloren  hat.  Zweitens  wurden  durch  diese  Reform  die  kleinen  Häuser 
wesentlich  entlastet,  (in  Köki  und  Dortmund  bis  7u  40  %«),  dagegen  die 
Luxushäuser,  die  zwnr  oinen  verhältnismäßig  geringen  Nutzungswert,  aber 
einen  hohen  Verkaul.^M  i  l  haben,  schärfer  herangezogen.  Das  EnUcheidende 
jdjer  war  die  Behandlung  des  unbebauten  Bodens. 
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Nach  dem  Nutzungswert  wurden  die  wertvollsten  Bauplätze  als  Kar- 
toffelland gewertet  und  demgemAß  so  gering  besteuert,  daß  in  der  Praxis  die 
großen  Terrainbesitser  und  Bodenspekulanten  fast  volle  Steuerfreiheit  ge- 
nossen. Hier  fährte  die  Steuer  nach  dem  gemeinen  Wert  eine  gründliche 
Änderung  herbei.  In  B  r  o  s  1  a  u  betrug  1898  der  Ertrag  der  Steuer  nach 
dem  Nutzungswert  für  uubebauLen  Boden  nur  10800  Mark,  die  Steuer  nach 
dem  gemeinen  Wert,  die  Breslau  im  folgenden  Jahre  annahm,  erhöhte 
die  Steuerlast  fQr  den  unbebauten  Boden  sofort  auf  316000  A —  InSohöne- 
b  e  r  g  ergab  die  Steuer  nach  dem  Nutsungswert  1896  von  dem  imbebauten 
Boden  1426  x,  die  Steuer  nach  dem  gemeinen  Wert  ergab  von  demselben 
imbebauten  Boden  im  Jahre  ÜK)2  226  89';  .n..  In  Kattowit»  ergab  der 
alte  Steuerraodus  1901:  373  [  neue  l'Ml:  34  026  JLl 

Bisher  haben  <^twa  350  preußische  Stadt-  und  Landgemeimit  ii  diese 
Reform  durchgeführt,  und  überall  hat  diese  Steuer  sich  in  der  Praxis  so  glänzend 
bewftbrt,  daß  keine  einzige  dieser  Gemeinden  wieder  zu  dem  alten  Maßstabe  des 
Nutsongswerles  zurflckgekehrt  ist.  Alle  theoretischen  Bedenken,  mit  denen 
interessierte  oder  schlecht  unterrichtete  Kreise  diese  Steuer  bekämpften, 
verfloc^pn  vor  der  Wirküfhkoit  Mni  warf  der  Steuer  vor,  daß  si^  s^r'hwrr  7u 
veranlagen  sei,  da  sie  ja  nur  auf  Schätzung  beruhe.  In  Wirklichkeit  hat  sich 
die  Durchführung  gerade  auQerordentUch  einfach  gestaltet.  In  K  ö  I  n  z.  B. 
fanden  im  Jahre  1893  etwa  21 000  Steuerveranlagungen  nach  dem  Nutzungs- 
werte statt,  dagegen  wurden  2703  Berufungen  eingelegt;  1809  fanden  etwa 
30  000  Veranlagungen  nach  dem  gemeinen  Wert  statt,  dagegen  wurden  nur 
174  Einsprachen  erhoben. 

Dio  prc-nßisch'^  Staatsregierung  hat  auf  Grund  der  Erfahrungen  durch 
öftere  Hundschreiben,  zuletzt  vom  3.  August  1904,  den  Oberprfisidenten 
und  Regierungspräsidenten  dringend  empfohlen,  in  den  Gemeinden  auf  die 
Einführung  der  Steuer  nach  dem  gemeinen  Wert  hinzuwirken. 

Eine  Schicht  von  Menschen  aber  kann  für  diese  Steuer  nicht  gewonnen 
werden,  es  ist  diejenige,  die  in  teuem  Bodenpreisen  und  den  daraus  ent- 
springenden hohen  Wohnungsmieten  willkommene  Quellen  privater  Be- 
reicherung begrüßt.  Auf  dem  28.  Vorhandstage  der  deutschen  Grundbesitzer- 
Vereine,  Hp!"  in  Eisonach  tagte,  hat  ein  Wortführer  di^^ser  Schichten, 
Dr.  B  1  a  u  d  1  b  aua  Brauuschweig,  die  Steuer  damit  bekämpft,  ,,daß  sie  das 
onntttze  Bauen  fordere",  und  Kanzleirat  Jfihne  aus  Leipzig  schloß 
sich  ihm  an :  „Die  Steuer  nach  dem  gemeinen  Werte  bewirkt  eine  k  o  1 1  o  s* 
eale  Überprod  u  k  t  i  0  n  von  Häusern." 

Diesen  BefOrohtongen  halte  man  die  tatsächlichen  Zustände  ge* 
genüber: 

Am  1.  Dezember  1900  wurden  gezählt:  „übervölkerte  Wohnungen**  das 
sind  solche  mit 

höchstens  einem  zwei  heizbaren  Zim- 

heizbaren  Zimmer  mem  und  11  oder  mehr 

und  6  oder  mehr  Ein-  Einwohnern  in 

wohnern  in 

Hannover    .  .  .     3238    149 


Barmen  . 
Magdeburg 
Königsberg 

Breslau 
Berlin 


4399    168 

4501    69 

5302    124 

7060    196 

27792    485 
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Dies  Festhalten  des  Baugeländes  an  der  Peripherie  unserer  Industrie- 
städte, das  dureh  die  alten  Steuerprivilegien  geradezu  unterstützt  wurde, 
hat  hier  Zustände  gezeitigt,  die  die  verhängnisvollsten  Folgen  für  die  leib- 
liche und  geistige  Gesundheit  unseres  Volkes  linb^n  müssen,  Zustände,  in 
denen  die  Bodenreformarbeit  ihren  schärfsten  Antrieb  und  ihre  tiefste  Recht- 
fertigung findet.  Die  Wohnungsfrage  ist  im  wesentlichen  e'ne  Bodenfrage.  — 

Eine  ähnliche  sozialpolitische  Bedeutung«  wie  die  Steuer  nach  dem 
gemdnen  Wort,  hat  auch  die  zweite  bodenrkormerisclie  Steuerart,  deren 
Einführung  das  Kommunalabgabengesetz  ermöglichte,  die  Zuwachs- 
steuer.   Sie  soll  bei  jedem  Verkauf  von  Boden  den  Wert  erfassen,  der 
ohne  Arbeit  des  Besitzers  entstanden  ist,  lediglich  dur^h  das  Anwachsen 
der  Bevölkerung  oder  durch  die  Kulturarbeit  in  Staat  und  Gemeinde  (un- 
earned  increment).  Es  hieße  Wasser  ins  Meer  gießen,  wollte  man  an  dieser  Stelle 
zeigen,  wie  jede  Kulturarbeit  der  Volksgemeinschaft:  EUnrichtung  von  Uni' 
versitäten,  tecbnisohen  Hochschulen,  Gymnasien,  Museen,  Gerichten,  Anlage 
von  Kanälen,  Straßenbahnen,  Brücken,  Parks  usw.  dazu  beiträgt,  ohne 
Arbeit  des  zufälligen  Besitzers  den  Wert  des  Bodens  in  din  ITöho  zu  treiben. 
Ein  bodenreformerischcs  Schulbeispiel  ist  das  von  dem  Klub  der  Harmlosen. 
Der  Mann,  der  in  jener  Spielergeaellacliaft  tonangebend  war,  hatte,  wie  sich 
vor  Gericht  herausstellte,  bereits  acht  mal  im  Gefängnis  oder  Zuchthaus 
gesessen.  Auf  die  Frage  des  Präsidenten,  wie  er  unter  diesen  Umständen  die 
Mittel  SU  seinem  luxuridsen  Leben  habe  gewinnen  können,  antwortete  er^ 
daß  er  aus  seinen  Büchern  nachweisen  könne,  daß  er  etwa  60000  Mark  Jahres- 
einnähme  habe,  und  zwar  ausTerrainspeVulafionon.   \\'enn  er  große  Außen- 
gelaiide  kaufe,  könne  er  zu  ihrer  Werlbleigvi  ung  persuulich  doch  nichts  bei- 
tragen; wenn  er  nach  einem  Jahre  aus  dem  Gefängnis  komme,  habe  sich  die 
Gegiend  vielkieht  gehoben,  so  dafi  sein  Geschäft  blflhe,  auch  wenn  er  hinter 
Schloß  und  Riegel  sei. 

In  der  Forderung,  diesen  unverdienten  Wertzuwachs  an  Boden  durch 
eine  wirksame  Stoiior  fiir  die  Gesamtheit,  die  ihn  erzeugt,  nutzbar  zu  machen^ 
fanden  die  Bo  l'  tiri  former  lange  kein  Gehör,  auch  dann  nicht,  als  1898  das 
Reichsmarineaml  m  Ostasien  den  ersten  Versuch  nach  dieser  Richtung  iiia 
machte. 

Erst  am  1.  April  1904  wurde  die  erste  Zuwachssteuerordnung  von  einer 
deutschen  Stadt  (  F  r  a  n  k  f  u  r  t  a.  M.  )  durchgeführt.  Seit  dieser  Zeit  aber 
hat  dieser  Gedanke  einen  fast  beispiellosen  Sie^eszug  angetreten,  und  heute 
haben  bereits  112  Gemeinden  in  Preußen  und  im  Königreich  Sachsen  Zu- 
wachssteuerordnungen erlassen,  die  bis  zu  30  %  des  unverdienten  Wertzu- 
wachses fOr  die  Gesamtheit  sichern.  Und  überall  Obertraf  der  Erfolg  weit  die 
Erwartungen.  In  K  ö  1  n  z.  B.  hatte  man  den  Ertrag  der  Zuwachssteuer  im 
ersten  Jahr  mit  20000  Ji  in  den  Etat  eingestellt  —  in  Wirklichkeit  betrug  er 
541660  .K!  —  Am  1.  Januar  1908  sind  in  den  Großherzogtümem  Olden- 
burg und  Hessen  Gesetze  in  Kraft  getreten,  die  auch  hier  den  Gemein- 
den das  Recht  geben,  diese  Steuer  durchzuführen.  In  Bayern,  Würt- 
temberg und  Baden  ist  ähnliches  geplant. 

Auf  Grund  dieser  guten  Erfahrungen  haben  die  Bodenreformer  gerade 
jetzt  einen  Vorstoß  unternommen,  um  diese  Zuwachssteuer  für  ganz  Preußen 
durchzuführen,  und  zwar  soll  die  Hälfte  dein  Staate  und  die  Hälfte  den  Ge- 
meinden zufallen.  In  wenigen  Wochen  hat  sich  die  Eingabe,  die  dies  ver- 
langte, ndt  mehr  als  63  000  Unterschriften  aus  allen  Kreisen  der  Bevölkerung 
bedeckt. 
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Die  beste  und  sichersto  Art,  die  Grundrente  und  ihr  Wachstum  für  die 
Gesamtheit  zu  sichern,  besteht  nalurgemäU  darin,  dali  die  Gemeinde  mi'>^- 
iichöt  viel  Boden  erwirbt  und  ihn  dann  zu  zweckentsprechenden  Bedingungen 
zum  Gebrauch  an  nnzelne  abgibt.  Der  zweckmäßigen  Verwendung  von 
Gemeindegnindeigentum  standen  bisher  in  Deutschland  Mfingd  des  Rechts 
hindernd  im  \VeL^>.  Namentlich  war  ee  fast  unmöglich«  fär  Gebftude  auf  ge- 
pachtetem Boden  Kredit  zu  ei-schließen.  Hier  hat  nun  das  neue  Bürgerliche 
Gesetzbuch,  das  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  trat,  für  das  ganze  Reich  einen 
wf^entlichen  Fortschritt  herbeigeführt  durch  die  Einführung  des  Erb- 
b  a  u  r  e  c  h  t  s  (B.  G.  B.  §§  1012  - 1017).  Dieses  Recht  crmogUcht  eine 
gesonderte  rechtliche  Behandlung  des  Bodens  und  der  Gebftude,  so  daß  also 
nun  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  daß  der  Boden  im  Besitz  des  Reiches,  des 
Staates  oder  der  Gemeinde  bleibt,  während  die  Gebäude  der  freien  individu- 
ellrn  BenutzunjEr  iregeben  werden.  Der  Zins,  für  (h-ii  die  Gemeinschaft  den 
Boden  hmcribt,  der  Erbbauzins,  stellt  die  G  r  u  n  d  r  e  n  t  e  in  reiner 
Form  dar,  und  bei  Ablauf  des  Erbbauvertrags  gibt  eä  keine  Schwierigkeiten, 
ihn  nach  den  gegebenen  Verhftltniasen  neu  su  regulieren. 

Das  Erbbaureeht  ist  dem  lease-hold  verwandt,  unter  dessen  Rechtsform 
sich  die  größte  Stadt  der  Welt,  London,  auch  heute  noch  im  wesentlichen 
des  Einfamilienhauses  erfreut,  trotz  schwerer  Mängel,  die  ihm  anhaften, 
worunter  in  erster  Reihe  die  Talsache  steht,  daß  die  lease  nicht  der  Ge- 
samtheit, sondern  wenigen  Grundherrn  zulließt. 

Von  dem  £ri»baurecht  hat  der  Mitschöpfei*  dea  Bürgerlichen  Gesetzbuches, 
der  berQhmte  Leipziger  Rechtslehrer  Professor  Rudolf  Sohm,  einmal  gesagt, 
„die  Bodenreformer  haben  es  für  Deutschland  ^eichsam  unter  der  Bank 
hervorgezogen".  Es  hat  namentUch  in  dem  langjfihrigen  Leiter  der  deutschen 
Sozialpolitik  Grafen  Posadowsky  einen  warmen  Anhänger  gefunden.  Was 
er  dem  Schreiber  dieser  Zeilen  «ehon  vor  Jahren  sagte:  „Solange  ich  auf 
meinem  Posten  stehe,  überUefert  das  Deutsche  Reich  keinen  Boden  mehr 
der  Privatspekulation,  sondern  gibt  ihn  nur  noch  in  Erbbaurecht  aus**,  das 
hat  er  dnrchgefohrt,  und  520000  Quadratmeter  Reichsboden  sind  bereits 
an  gemeinnätage  Bauvereine  usw.  in  Erltbaurecht  vergeben. 

Auch  der  preußisclie  Staat  ist  diesem  Beispiel  gefolgt  und  hat  derartige 
\'ertrflge  gescbiossen,  ebenso  eine  Reihe  von  Städten,  unter  denen  nament- 
lich F  r  a  n  k  f  u  r  t  a.  M.  zu  erwähnen  is>t.  Hier  stehen  auf  städtischem  Boden 
etwa  1200  Wohnungen,  und  hier  ist  auch  nicht  nur  an  Genossenschaften, 
sondern  auch  an  Private  Gemeindeland  in  Erbbaureeht  gegeben. 

In  gewissem  Grade  verwandt  mit  dem  Erbbaurecht  ist  das  Wieder- 
kaufsrecht, das  ebenfalls  eine  spekulative  Ausnutzung  des  von  der 
Gesamtheit  überlassenen  Bodens  ausschließt.  Mit  diesem  Wiederkaufsrecht 
hat  die  Stadtgemeinde  Ulm,  die  75%  ihres  ganzen  Weichbildes  in  ihren 
Besitz  gebracht  hat,  Großes  geleistet  (siehe  die  Arbeit  des  Oberbürgermeisteis 
von  Ulm,  Heinrich  von  Wagner:  „Aus  der  Praxis  einer  bodenreforme- 
rischen  Gemeinde",  „Jahri)uch  der  Bodenreform"  1906,  S.  241— i^>6).  —  — 

Ein  besonderes  Augenmerk  lenkten  die  deutschen  Bodenreformor  neben 
dem  Kampfe  um  die  Bergwerke,  wo  sie  jeden  Schritt,  der  zur  Natio- 
nalisierung hinführte,  untei'stiH^t  i^n,  und  dem  Kampfe  um  die  ^         ^  ^  Z 
kräf  te,  die  sie  für  die  Gesamtheit  ediellen  wollen,  auf  den  Gnind  and 
Büdcn,  der  für  Neuansiedlungen  in  Betracht  kommt. 

Das  deutsche  Volk  wftchst  bekanntUch  sehr  rasch.  Um  für  die  steigen do 
Industrie  neuebilUge Gelfinde  zu  erschlieBen,  wird  der  Bau  von  Kan  ftlen  plan- 
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mäßig  gefördert.  Hier  hat  sieh  nun  die  den  Bodenreformer  nicht  fiberraachende 

Tatsache  ergeben,  daß  der  Erfolg  dieser  Kulturarbeit  in  Frago  gestellt  wird 
durch  dos  Dazwischcntrelen  von  Terrainspekulanten,  die  sich  „rcchtzeitisr" 
in  den  Besitz  dorneuenUfergoländc  sotzten  und  das  Land  nun  so  louer  abgabon, 
daß  weder  für  Fabriken  noch  für  Arbeiterwohnungen  wirklich  hilliges  Land 
zu  lieben  war.  Die  bpiunghafte  VVertsleigerung  au  den  Douen  Kanälen  hatte 
sich  kraß  am  Teltowkanal  gezeigt,  wo  in  wenigen  Jahren  der  Wert  ffir  einen 
Hektar,  z.  B.  m  KoUhasenbrack,  Stolpe,  Waniuee,  von  15700  M.  auf  100000  M. 
stieg.    Arn  Nordostseekanal  traten  in  einigen  Gebieten  Steigerungen  von 
mehr  als  1800  %  ein!   Als  in  Preußen  der  Bau  des  sogenannten  Mittelland- 
kanals geplant  war,  haben  die  Rodenr^^formur  eine  eifrige  Tätigkeit  ent- 
faltet, um  hier  die  Terrainspekulation  au>zu.s(  hlicßen.    In  zwei  besonderen, 
vielverbreiteten  Schriften  (Pohlman,  „Die  vergessene  Grundrente"  und  Latsche, 
^Nationale  Wohnungsffirsorge")  suchten  sie  das  Volk  aufsuklSren«  und  es 
gdang,  in  das  Gesetz  eine  Bestimmung  hinemsubiingen,  die  es  der  Refpe- 
rung  ermöglichte,  nicht  nur  das  Land  zu  enteignen,  das  zum  Kanalbau  un- 
mitft^lbar  gebraucht  wird,  sondern  auch  das  Uferland  und  zwar  bis  zu 
einem  Kilometer  Breite. 

In  einer  Masseneingabe,  die  rund  95  000  Unterschriften  fand,  forderten 
die  Bodenreformer  dann,  daß  die  Regierung  von  diesem  Rechte  Gebrauch 
mache,  und  daneben,  bevor  die  KanalHnie  bekanntgegeben  werde,  mögUchst 
viel  Boden  für  die  Gesamtheit  erwerbe.  Als  die  Regierung  von  der  preußischen 
Volksvertretung  für  diesen  Zweck  16  000  0(X)  M.  forderte,  gingen  das 
Ii  aus  der  Abgeordneten  und  das  Herrenhaus  tiber  die  Forderung  der  Re- 
gierung hinaus,  und  zwar  einstimmig,  und  bewiUigten  im  Juni  1907 
20  000  000  M.  Sie  erUfirten  sich  ausdrücklieh  bereit,  auch  weitere  Mittel 
Eur  Verfflgung  zu  stellen,  um  den  Bodenwucher  von  den  neuen  Kanalufem 
fernzuhalten.  Es  eröffnet  sich  hier  eine  große  Hoffnung.  Bleiben  auch  bei 
der  Ver^'ertung  der  neuen  Induslriestraßen  bodcnreforninri'^rho  Gedanken 
maßgebend,  so  können  sich  hier  in  großem  Maßstabe  „Gartenstädte** 
im  besten  Sinne  des  Wortes  entwickeln. 

Um  Neuland  handelt  es  sich  auch  in  den  deutschen  Kolonien.  Sie 
sind  zum  größten  Teil  dem  Kolonislamt,  zum  kleinsten  dem  Marineami 
unterstellt.  Das  Kolonislamt  hat  bisher  wenig  Verständnis  für  die  boden- 
rcformensche  Wahrheit  gezeigt.  In  den  afrikanischen  Kolonien 
wurden  große  Land kon Zessionen  gegeben,  so  daß  noch  heute  etwa  der  dritte 
Teil  von  Südwestafrika  in  den  Händen  von  sieben  untereinander  \vi(^der 
vielfach  verbundenen  Gesellschaften  ist,  die  meist  unter  englischem  Einiluß 
stehen.  Diese  großen  Landgesellschaften  haben  für  die  Erschließung  des  Landea 
so  gut  wie  nichts  getan.  Auf  ihren  Generalversammlungen  wurde  offen  erklärt, 
man  wolle  mit  der  Abgabe  von  Land  an  Farmer  usw.  noch  zurückhalten, 
das  Deutsche  Reich  müsse  ja  immer  mehr  Hafenanlagen,  Verkehrswege  usw. 
schaffen.  Und  mit  jeder  solchen  Kulturarbeit  wüchse  ja  auch  der  Wert  des 
Bodens.  Auch  in  Kamerun  sind  sehr  große  Gebiete  an  Landgeaellschaften 
gegeben  worden. 

Die  Bodenreformer  haben  von  Anfang  an  einen  sehr  energischen  Kampf 
gegen  diese  Art  der  Kolonialpohtik  geführt,  und  sie  hatten  den  Erfolg,  daß 
die  ersten  Koloniiilhcamten  des  Reichs  auf  ihre  Seite  traten.  So  namentlich 
Hermann  von  Wißmann,  der  berühmte  Gouverneur  von  Deutsch-üstafrika, 
der  in  einem  Artikel  erklftrte,  daß  alle  Verwaltungsbeamten,  die  druuüen 
das  Wohl  des  Reichs  im  Auge  haben,  selbstverstfindlich  bodenreformerisch 
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denken  müßten;  so  der  erste  LandeBhauptmann  von  Südwestafrika,  Kurt 
von  Frun(;uis,  der  in  einer  feinen  Arbeit,  Staat  oder  GeselLsehaft  in  unsern 
Kolonien"  (Verlag  1.  Hamsitz  Nachf.,  Berlin  SW. -'jS,  Preis  50  Pf.),  die  Boden- 
reform als  die  einzige  Grundlage  einer  gesunden  Kolonialpolitik  h^^zolchnete. 

£ä  L»l  das  Verätandiiis  und  das  Interesse  au  diesen  Fragen  m  den  ge- 
bildeten Schichten  immer  großer  geworden,  und  ee  tagte  künlich  eine  vom 
Reichstag  eingesetzte  Kommission,  die  die  Rechte  der  Landgeselbchaften 
in  den  Kolonien  einer  eingehenden  Prüfung  unterziehen  BoU.  Der  neue  Ko- 
lonialdirektor,  Exzellenz  Dernburg,  lint  Gelegenheit  genommen,  sich  offen 
gegen  diese  Konzessionspolitik  auszusprecii<'ii,  und  wir  wissen,  daß  schon  in 
nächster  Zeil  von  ihm  einschneidende  Malinahnien  gegen  die  großen  Land- 
gesellschaften  erwartet  werden  dflrfen. 

Gans  anders  als  das  KoloniaJamt  ist  das  Marineamt  Yorgegangen,  dem 
unser  ostasiatisches  Pachtgebiet  unterstellt  ist.  In  der  bald  berühmt 
gewordenen  ,,LaTidordnung  von  Kiautschou"  vom  2.  September  1898  wurden 
die  bodenreformerischen  Gedanken  fast  ganz  durchgeführt.  Es  wurde  zu- 
nächst alles  Land  des  Pachtgehietes  nach  dem  Wert  abgeschätzt,  den  es  vor  der 
Besitzergreifung  gehabt  hat.  Dann  wurde  dem  Deutschen  Reiche  das  dauernde 
Vorkaufsrecht  zu  diesem  Preise  eingeräumt.  Das  Reich  erwirbt  soviel  Land,  wie 
fflr  die  Entwicklung  der  Kolonie  nötig  erscheint,  und  verkauft  es  dann  meist- 
bietend an  jedermann.  Von  dem  verkauften  Boden  istaber  eine  jährliche  Steuer 
nach  dem  gemeinen  Wert  von  6  %  zu  entrichten.  Damit  ist  jedes  spekulative 
Zurückhalten  des  Bodens  von  seiner  Benutzung  ausgeschlossen.  Es  wfirc  einfach 
nicht  rentabel.  Von  dem  imverdienten  Wertzuwachs,  der  bei  Verkäufen  des 
Bodens  entsteht,  erhebt  das  GouTemement  eine  Zuwacbssteuer  von  d3Mi  %. 

Als  Admiral  Tirpits  diese  Landordnung  dem  deutschen  Reichstag  vor- 
l^te  und  sie  entschlossen  vertrat,  stimmten  alle  Parteien  diesem  Vorgehen 
zu.  Und  schon  nach  Jahresfrist  konnte  die  erste  amtliche  Denkschrift,  die 
der  Reichskanzler  dem  Reichstag  zugehf^n  ließ,  melden: 

„Es  war  vorauszusehen,  daß  diese  in  Kiautschou  zum  e  r  s  t  e  n  M  a  1  e 
praktisch  durchgeführten  Grundsätze  neben  vielfacher 
Zustimmung  zunftohst  auch  einigen  Widerspruch  aus  Interessentenkreisen 
hervorrufen  würden.  Es  kann  jedoch  bereits  jetzt  festgestellt  werden,  daß 
letzterer  innerhalb  imd  außerhalb  des  Schut^zgebietes  mehr  und  mehr  ver- 
stummt ist  und  einem  lebhaften  Einverständnisse  Platz  gemacht  hnt."  — 

Die  Arbeiten  der  zweiten  Epoche  der  deutschen  Bodenreformbess  i:urig 
hat  einmal  Prof.  H  erkner  in  seiner  bekannten  „Arbeiterfrage  '  dahin  chaiak- 
tecisiert,  daO  mir  bei  allen  Maßnahmen  das  Wort  vorsuschweben  scheine: 
„Stets  hab'  ich  mir  ein  nahes  Ziel  gewählt; 
doch  hat  ein  fernes  mich  dazu  beseelt." 

Ich  nehme  fflr  die  deutsche  Bodenreformbewegung  das  Wort  gern  an.  Das 
grolic  Ziel,  eine  Versöhnung  zwischen  berechtigteni  Sozialismus  und  Indi- 
vidualismus dadurch  herbeizuführen,  daß  wir  die  Grundrente  zum  sozialen 
Eigentum  machen,  aber  Kapital  und  Arbeit  der  freien  individuellen  Be- 
tätigung vorbehalten,  variieren  wir  nie  aus  den  Augen.  Es  ist  uns  in  jeder 
Einselfordcnmg  Wertmaß  und  Kompaß.  Aber  wir  sind  uns  klar,  daß  nur 
in  geduldiger,  langsamer  organischer  Umgestaltung  des  Bestehenden  jenes 
Ziel  erreicht  werden  kann.  Und  deshalb  freuen  wir  uns  auch  des  kleinsten 
Schrittes  vorwärts,  wenn  es  nur  ein  Schritt  ist  auf  der  rechten  Bahn! 

^     ^  <S> 
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OTTO  SALLAND,  NEW  YORK:  DIE  KRISE  INDEN 
VEREINIGTEN  STAATEN. 

IN  don  VfTeinitjton  Staaten  haben  vor  zwei  Jahron  Tor^sfchtit"! 
Warner  eine  baldige  Kiise  prophezeit.  Es  waren  das  L^Mit  \  di,» 
mit  den  Vorgängen  hinter  den  Kulisäen  der  jbixianzbülme  ver- 
traut sind. 

Man  yerlachte  aber  die  Propheten  und  sang  der  vielgepriesenen  Prospe- 
rität aufs  neue  Hymnen. 

Nach  einem  Jahr  ^ab  es  an  der  New-Yorker  Aktienbnrso  eine  , .stille 
Panik".  Das  Pubhkum  merkte  zwar  wenig  davon;  die  Finanzgrößen  der 
verschiedenen  Grade  wurden  aber  unruhig. 

Kurze  Zeit  später  kam  der  Morse-Thomas^Heinze- Skandal,  der 
einige  Banken  lerstdrte.  Die  braven  Bttrger  schimpften  nun  gewaltig  auf 
die  betrügerischen  Machenschaften  der  Trusts  und  der  groBen  Korporationen. 
Im  übrigen  aber  freute  man  sich  über  die  noch  nie  dagewesene  Prosperität. 

Zu  den  kräftigen  Reden  des  Präsidenten  Roosevlt,  A']»  er  zuweilen 
gegen  die  Trusts,  Bahnmagnaten  und  andere  Heroen  unserer  Nation  hielt» 
nickte  man  Beifall. 

„Der  Plräsident  ist  all  right sagten  die  Borger.  Und  da  sie  am  Segen 
der  Prosperität  recht  viel  Anteil  haben  wollten,  so  vertrauten  sie  ihre  ersparten 
Dollars  den  Trust-Compagnien  an,  die  die  höchsten  Zinsen  verhießen.  Man 
spekulierte  nach  Herxenslust  und  wunderte  sich,  daß  über  Geldknappheit 
geredet  wurde. 

Die  Warner  erhoben  aber  immer  dringender  ihre  Stimme.  Nun  ward 
man  ärgerlich  über  sie  und  verhöhnte  sie  schließlich.  Niemand  wollte  sich 
den  rosigen  Glauben  an  die  blQhende  Prosperität  nehmen  lassen.  Sie  war 
schon  längst  mit  aller  Macht  in  die  Welt  hinaus  posaunt  worden  und  hatte  viele 
hunderttausend  Fremde  nach  den  glfickUchen  Gestaden  unseres  gelobten 
Landes  gelockt. 

Und  dann  kam  die  dritte  Oktoben,voche  des  vorigen  Jahres  —  und  mit 
iiir  kam  das  Unglück.  Sie  brachte  den  Bankerott  der  Rnickerbocker  Trust 
Company,  andere  Finanaostitute  folgten,  und  nun  gab*8  eine  Panik,  die  das 
gute  vertrauensselige  Publikum  wie  ein  Blitzstrahl  traf. 

Das  Unglück  war  so  unverhofft  gekommen,  daß  man  entsetzt  und  wie 
betäubt  die  glorreiche  Prosperität  zusammenlin'r!n"i  sah.  Viele  indu.'^trielle 
Unieniehnumgen  gingen  zugrunde  oder  kamen  zum  Stillstand,  und  Tausende 
Arbeiter  wurden  entlassen. 

Und  ehe  man  sich's  recht  versah,  war  die  wirtschaftliche  Krisis  mit  all 
ihrem  Elend  gekommen. 

Als  der  erste  Schrecken  vorüber  war,  wurde  nach  der  Ursache  de.s  Zu- 
sammenbruchs gefragt.  Darüber  sind  heule  noch  die  Ansichten  verschieden. 
Roosevelts  Feinde  und  solche  Leute,  die  von  keiner  Einsicht  in  die  sozialpoli- 
tischen \ Ci'hältnisse  beengt  werden,  behaupten  sogar,  daß  der  Präsident  die 
i  inauzpuuik  herbeigeführt  habe.  Und  das  allein  durch  seine  Angriffe  gegen  den 
„konzentrierten  Reichtum".  Auf  alle  Fälle  habe  er  aber  das  Vertrauen  in 
unsere  weisen  und  ehrlichen  „Captains  of  Industrie"  erschüttert.  Diesen 
Biedermännern  vertrauen  aber  doch  nur  die,  die  Märchen  für  wahr  halten. 

Roosevelt  meinte  es  mit  seinen  AngrifTen  auch  gnr  nicht  so  schlimm. 
Im  Grunde  genorurnen  ist  t*r  doch  auch  nur  ein  ..Politiker"*,  ein  amerikani- 
scher l'ohtiker.  In  dieser  üjgenschaft  dai'f  er  sehr  kräftig  reden.  Die  Haupt- 

Digitized  by  Google 


DIB  KRISE  IN  DEN  VBREINIGTfiN  STAATEN.  637 

Sache  ist,  daß  seine  Taten  niclil  den  großkapitalislischen  Interessen  der 
republikanischen  Partei,  zu  der  er  gehört,  entzogen  sind.  Und  seine  Taten 
sind  wirklich  das  Gegenteil  von  seinen  PhnuBen. 

Sicher  ist,  daß  die  Prosperitftt  nicht  durch  Roosevelt,  aber  auch  nicht 
durch  die  Ubeiproduktion,  der  man  schon  die  Schuld  gegeben  hatte,  ver* 
Du-hiet  wurde.  Dip  Schuld  trifTt  vor  allem  die  Geldknappheit  imd  die  daraus 
folg<mden  schlechten  Kreditverhaltnisse.  Eine  allgomcino  Spekulations- 
sucht  und  die  verbrecherischen  Manipulationen  von  „Finanzgenies"  haben 
dann  die  Knse  noch  beschleunigt. 

Aher  schon  zeigt  sieh  ^eder  ein  schöner  Optimismus,  wenigstens  bei 
denen,  die  ihr  Hoffen  auf  eine  baldige  neue  Prosperität  mit  Geld  unterstQtsen 
können.    Leider  ist  die  Freude  verfrüht. 

Als  die  Finanzpanik  kam,  wandte  man  sich  vertrauensvoll  an  Europa. 
Die  alte  Welt  sollte  zu  barem  Geldc  verhelfen.  Nun  war  aber  auch  bei  ihr  die 
Geldknappheit  groß.  Die  eigene  Industrie,  sowie  der  russisch-japanische 
Kiieg  hatten  viele  Millionen  versohlun|en.  Man  mußte  deshalb  am  Anfang 
des  Jahres  1907  von  den  Vereinigten  Staaten  32000000  Dollar,  die  im  vor* 
hergegangttden  Jahre  geliehen  worden  waren,  wieder  surQcksieben. 

Das  war  damals  dem  Onkel  Sam  sehr  fatal  gewesen.  Die  „stille  Panik" 
hat's  bewiesen.  Als  er  nun  im  letzton  Herbst,  nach  dem  Zusammenbruch, 
wieder  Geld  haben  wollte,  versuchte  man,  ihm  die  Leihgelüste  durch  einen 
hohen  Zins  zu  verleiden.  Das  war  jedoch  kein  Abschreckungsmittel.  Und 
80  wurden  denn  im  November  und  Dezember,  zum  grofien  Unbehagen  von 
Berlin,  London  und  Paris  für  100000000  Dollar  Gold  importiert. 

Da  nun  aber  seit  einiger  Zeit  auf  dem  Geldmarkt  der  Welt  die  Diskont- 
raten zu  sinken  beginnen,  so  sieht  man  das  als  ein  Zeichen  für  das  nahe  Ende 
der  Geldkrise  an.  Eine  Anzahl  unserer  optimistischen  Financiers  haben  sie 
jetzt  schon  ohne  weiteres  für  beendet  erklärt.  Und  die  besonders  Hoffnungs- 
vollen i^ubm  sogar,  daß  bordts  im  Frohjahr  ein  Geldobrnschufi  vorhanden 
sein  wird.  Dann  muß  auch  schneU  die  wirtschaftliche  Krise  oder  Depression, 
wie  die  meisten  Finanzblätter  bescheiden  sagen,  ihr  Ende  finden  und  die 
Prosperität  kommt  aufs  neue  zum  Blühen. 

Dns  kUngt  gewiß  sehr  schön.  Während  aber  auf  die  neue  Prosperität 
gchoflt  wird,  nimmt  die  ökonomische  Krise  eine  immer  größere  Ausdehaung 
an.  Selbst  wenn  der  Kredit  sich  schon  in  kurzer  Zeit  bessern  sollte,  ist  gar 
nicht  daran  zu  denken,  daß  in  diesem  Jahre  noch  der  industrielle  Betrieb 
im  annähernd  früheren  Umfang  wieder  aufgenommen  werden  kann.  Das 
ist  allein  aus  politischen  GrOnden  unmöglich. 

Im  Spätherbst  haben  vnr  für  die  Vereinigt nn  Staaten  einen  neuen  Präsi- 
denten zu  wäblen.  Und  da  man  nicht  wissen  kann,  ob  die  republikanische 
oder  die  demokratische  Partei  Siegerin  wird,  so  ist  die  Lage  eben  sehr  un- 
sicher. Ein  dem(toitjscher  Sieg  wird  Tidleicht  eine  Tarif-,  MOni-  und  Bahn- 
reform  zu  Folge  haben,  die  für  unser  Wirtschaftsleben  ▼on  einschneidender 
Bedeutung  wäre.  Die  Industriellen  und  Financiers  sind  im  Jahre  einer  Prfisi- 
dentenwahl  mit  ihren  Unternehmungen  immer  vorsichtig.  Ihre  Zurück- 
haltung wird  aber  jetzt,  zur  Zeit  der  Krise,  doppelt  schwer  empfunden. 

Doch  davon  abgesehen.  Die  Lage  der  hauptsächlichsten  Industrien 
des  Landes  ist  gegenwäi'tig  so  schlecht,  daü  eine  schnelle  Erholung  nicht 
möglich  ist.  Der  Kredit  kann  auch  nur  allmählich  seine  Spannung  verlieren. 
In  der  Stahl-,  Eisen-,  Kupfer-  und  Textihndustrie  haben  Hunderttausende 
Arbeiter  ihre  Beschäftigung  verloren.   In  vielen  Fabriken  wird  mit  gta||k^ 
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gekürzter  Zeit  gearbeiLet,  und  in  manchen  Geschäftszweigen  mußten  sich 
die  Arbeiter  eine  Lohnreduktion  gefallen  lassen. 

Ein  orientierendes  Bild  Ober  den  Umfang  der  Krise  gibt  die  Lage  des 
Güterverkehrs  unserer  Eisenbahnen.  Ibre  Ansprüche  an  den  Geldmarkt 
der  Welt  sind  groß.  Es  ist  deshalb  natürlich,  daß  unsere  Eisenbahnwerte 
schon  längst  einen  Einfluß  auf  den  europfii«rhpn  Markt  haben  mußten.  Er 
konnte  gerade  in  denlef  zton  Jahrpn  noch  zunehmen,  weil  in  derAlten  Welt  viele 
Kapitalisten  glauben,  daß  amerikanische  Eiaenbahnwerte  durchaus  sicher  sind. 

Das  ist  aber  dn  bOser  Aberglaube,  der  sehr  teuer  werden  kann.  Die 
meisten  grofien  Eisenbabngeaellschaften  der  Vereinigten  Staaten  sind  Speku- 
lationsfirmen, die  vom  Aktienhandd  einen  grOßerai  Gewinn  erwarten  als 
von  den  Betriebseinnahmen. 

Gegenwärtig  (anfangs  Februar)  gibt  es  nun  in  iin<?prcm  Lande  320  00<) 
unbeschäftigte  Güterwagen.  Das  sind  14  %  der  Göäaiatzahl.  Sie  kommt  un- 
gefähr der  Wagenzahl  gleich,  die  die  Bahngesellschaften  in  den  letzten  zwei 
Jahren  fttr  320  000  000  Dollar  bauen  liefien.  Nimmt  man  dann  noch  die  800O 
Lokomotiven  dam,  für  die  es  zur  Zeit  keine  Verwendung  gibt,  dann  ist  allein 
in  diesem  Bahnmaterial  die  Summe  von  400000000  Dollar  angel^.  Ein 
riesiges  Kapital,  das  nun  keine  Zinson  bringt. 

Die  Bahngesellschaften  wollen  jptzt  sparen,  und  so  versuchen  sie,  die 
▼erminderten  Einnahmen  durch  grolie  Arbeiteren tia^ungen  einigermaßen 
auszugleichen.   Wer  nicht  sehr  nötig  ist,  muß  gehoi* 

Wie  wenig  die  optimistischen  Hoffnungen  auf  eine  schnelle  Besserung 
unserer  wirtsehaftlichen  Zustände  begründet  sind,  zeigt  außer  den  Bahnen 
auch  die  neueste  Bankerottslatistik.  Im  letzten  Januar  haben  in  den 
Vereinip'frn  Staaten  39  Hanken  ihre  Zahlungen  einstellen  müssen.  Die  Ver- 
bindlicliktiLen  betragen  61  566  435  Dollar.  Im  selben  Monat  des  Jahres  1907 
machten  nur  drei  Banken  mit  118,000  Dollar  Passiva  Bankerott. 

Far  den  Januar  dieses  Jahres  waren  1949  kommerzielle  Bankerotte 
mit  27,099,514  Dollar  Verbindlichkeiten  angemeldet  worden.  Die  Zahl  der 
fallierten  Firmen  im  Januar  1907  war  um  nahezu  600  geringer  als  in  diesem  Jahr. 

Es  ist  kein  Wunder,  daß  das  Heer  der  Arbeitslospn  noch  immer  mehr 
anschwillt  und  man  überall  die  Klage  über  die  schlechten  Zeiten  hört. 

Zum  Glück  für  die  \'creinigten  Staaten  haben  uns  einige  hunderttausend 
Arbeiter  Ldiewohl  gesagt  und  sind  wieder  nach  d^  Heimat  zurQckgekehrt. 
Die  Einwanderung  hat  stark  abgenommen»  so  daß  wenigstens  die  Neuankom- 
menden nicht  viel  zur  Verschlimmerung  der  Krise  beitragen  können. 

In  den  meisten  Städten  des  I.nnrles,  besonders  aber  in  New  York,  Chicago, 
Pittsburp,  Cincinnati  und  St.  Louis  herrscht  eine  große  Not.  Die  private 
W  ohitätigkeit  kann  den  Anforderungen  nicht  mehr  genügen.  Von  den  Stadt- 
verwaltungen und  den  staatlichen  Legislaturen  geschieht  aber  wenig,  teil* 
weise  Oberhaupt  nichts,  um  die  Not  su  lindem. 

Bezeichnend  sind  die  Zustände  in  der  Metropole.  Die  Zahl  der  Arbeits- 
losen v.ird  in  New  York  auf  200  000  geschätzt.  Unter  diesen  sind  etwa 
30  (KHJ  obdachlos.  Das  Pinzige  städtische  Asyl  hat  aber  nur  350  Botfon. 
Wer  sich  dort  mehr  als  tireimal  bUcken  läßt,  ^ird  wegen  „Vagabundage'* 
verhaftet  und  vom  Kichter  für  mehrere  Monate  ins  Korrektionshaua  geschickt. 
So  war  es  noch  bis  vor  knnem.  Da  nun  aber  in  der  jetzigen  Zeit  viele  Anne 
das  Zwangsartieitshaus  der  Obdachlosigkeit  und  dem  Hungern  vorziehen, 
so  ist  dieses  Gefängnis  stets  gefüllt.  Es  werden  ihm  deshalb  nur  noch  solche 
Heimlose  überwiesen,  die  die  Ehre  haben,  Borger  der  Vereinigten  ^  l 
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Die  LogierbauMT  und  sonstigeii  Unterkimftaorte,  die  den  WoUtatig- 

keitsgeseHschaften  zur  Verffigung  stehen,  genflgen  auch  nicht  fOr  die  Masse 
der  Obdachlocon.  Dio  Stadlverwallung  hnt  <ioh  bis  jetzt  so  gut  wie  gar  nicht 
um  sie  gekümmert,  wie  es  denn  auch  die  Herren  nicht  ah  eine  Sr-hmach  emp- 
linden,  daß  die  amerikanische  Metropole  nicht  einmal  em  größeres  Asyl 
besitzt;  von  WftnnebaUen  gar  nicht  zu  reden. 

In  der New-Yorker Staatsverwaltung wufde vor einigenTagen eineGesetses^ 
vorläge  eingereicht,  durch  die  1  500  000  Dollar  für  die  Arbeitslosen  der  Metro« 
pole  verlangt  werden.  Das  Geld  soll  zur  Beschäftigimg  in  Parks  und  am 
Fahrwegbau  dienen.  Einstweilen  weiß  aber  noch  niemand,  ob  und  w^ann 
die  Vorlage  Gesetzeskraft  erlangt.  Auch  kann  man  nicht  wissen,  wie  viel 
von  der  Summe  in  den  Taschen  der  „Politiker"  verschwindet.  1  rüiiere  Er- 
fahnragen  sind  nicht  vetlrauenerweokend. 

Ä£ilich  wie  in  NewYoric  sind  auch  die  Verhältnisse  in  den  andern 
StAdten  des  Landes.  Die  grüßte  Schuld  trifft  aber  die  Arbeiter  selbst,  vor 
allem  die  organisierten.  Auf  wirtschaftlichem  Gebiete  verstehen  sie  gewallige 
Kämpfe  zu  führen.  Wenn  es  gilt,  für  höhere  Löhne,  eine  kürzere  .'Arbeitszeit 
oder  die  Anerkennung  der  Union  zu  streiten,  dann  zeigen  sie  gewöhnlich  eine 
bewunderungswürdige  Ausdauer.  Am  Wahltag  aber  bringt  es  die  große 
Masse  dieser  Leute  fertig,  für  die  Kandidaten  der  kapitalistischen  Parteien  m 
stimmen.  Sie  wählen  ihre  Feinde  und  wundern  sich  nachher,  wenn  ihre  En  u  n  gen- 
schaften auf  wirtschaftlichem  Gebiete  durch  die  Gesetzgebung  beschränkt  oder 
direkt  vernichtet  worden.  Die  Masse  der  Arbeiterschaft  ist  aber  so  wenig  in- 
teiligeiit,  daß  sie  den  Widerspruch  ihrer  liandlungsweise  gar  nicht  merkt.  Sie 
lassen  sich  noch  immer  durch  volksfreundhche  Phrasen  der  Demagogen  einlullen. 

Es  gibt  leider  in  dem  Trades  Unions,  die  in  der  »^Ameriean  Federation 
of  Labour**  ihre  grolle  Zentralisation  finden,  viele  kornipte  „Politiker**.  Diese 
Ehrenmfinner  sind  gegen  eine  klassenbewußte  Arbeiterpartei.  Ihr  persönliches 
Interesse  verlangt,  daß  die  Arbeiter,  die  sich  von  diesen  Leuten  fnltpfn  hs'^pn, 
in  den  Kandidaten  der  kapitalistischen  Parteien  die  wahren  Volksvei  tu  torsehen. 

Diese  Sorte  Politiker  wehrt  sich  namentlich  gegen  das  Eindringen  des 
Sozialismus  in  die  Gewerkschaften.  Bis  jetzt  ist  denn  auch  die  sozialistische 
Partei  im  Lande  des  ausgeprägtesten  Grofikapitalismus  noch  keine  Macht 
geworden,  mit  der  gerechnet  werden  muß. 

Wenn  aber  die  Arbeiterklasse  nicht  ihre  eigenen  Vertreter  in  die  gesetz- 
gebenden Körperschaften  wMhIt,  dann  kann  sie  nicht  erwarten,  daß  ihr  zur 
Zeit  der  Krise  auch  nur  (äie  notdürftigste  Hilfe  wird.  Die  Mehrzahl  unserer 
Assembiymänner,  Seiiuturen  und  Kongreßabgeordneten  sind  Korpora tions- 
anwSlte  oder  sonst  irgendwelche  Gentlemen,  die  nur  fOr  die  Interessen  des 
Großkapitahsmus  tätig  sind.  Solange  diese  Leute  die  alleinige  Macht  haben, 
werden  sie  weder  eine  Arbeiterschutzgesetzgebung  noch  soxist  irgend  welche 
sonale  Reformen,  die  ^\^rklichen  Wert  haben,  einführen.  Die  Vereinigten 
Staaten  haben  nicht  nur  das  „miserabelste  Banksystem  der  Welt",  wie  kürz- 
lich Carnegie  sagte,  sondern  auch  die  dürftigste  Sozialgesetzgebung  aller  mo- 
dernen Kulturstaaten. 

Aber  wie  gesagt:  Die  Schuld  liegt  an  den  Arbeitern,  denn  sie  haben  den 
SttmmzetteL  — 
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GASTON  P.  DE  MARTIN,  SHANGHAI;  DIE  REFORM- 
BEWEGUNG  IN  CHINA. 

WEI  verschiedene  Bewegungen  sind  es,  die  im  China  der  Gegen- 
wart auf  die  Durchführung  von  Reformen  gerichtet  sind,  durchaus 
venchiedenen  Motiven  entstammend,  wenngleich  in  der  Behand- 
lung derAugenblicksfragen  zum  Teil  Hand  in  Hand  gehend:  einer- 
seits eine  elementare  Volksbewegung,  die  sich  auf  den  Wunsch  der  gebildeten 
Klassen  nach  Freiheit  und  Konstitution  und  auf  das  Verlangen  der  breiten 
Volksschichten  nach  Beseitigung  der  Beamlenwillkür  gründet,  andererseits 
das  Bestreben  gt!wisser  Kreise  der  Zentralregierung,  aus  eigener  Kraft  und 
Entschließung  zur  konstitutionellen  Regierungsform  überzugehen,  die  dro- 
hende Revolution  su  beschworen  und  dem  chinesischen  Reiche  Jenen  Zu- 
wachs an  Macht,  Ansehen  und  Reichtum  zu  sichern,  den  Japan  durch  seine 
erfolgreiche  Umbildung  nach  europäischem  Muster  gewonnen.  Dieses  Be- 
streben der  Reformpartei  am  Hofe  zu  Peking,  die  unter  Führung  zweier  auf- 
geklärter, europäisch  gebildeter  Männer,  des  Prinzen  Tetse  und  des  Vize- 
königs Yuaiischikai  steht,  hatte  im  Herbst  1906  einen  durchgreifenden  Erfolg 
zu  verzeichnen.  Unter  ihrem  Einfluß  erliefi  die  Königin  im  September  und 
November  dieses  Jahres  zwei  Edikte,  welche  den  Anbruch  einer  neuen  j(ra 
in  Giina  anzudeuten  schienen.  Das  Septemberedikt,  fast  pathetisch  in  seinem 
Tone,  enthielt  das  Versprechen  an  die  Nation,  sie  werde  eine  konstitutionelle 
Verfassung  erhalten,  sowie  sie  durch  den  Fortschritt  der  Unterrichtsreformen 
und  andere  Vorbereitungsarbeiten  für  eine  solche  reif  geworden  wäre.  Die 
Regierung  würde  sich  in  der  Zwischenzeit  mit  allen  Kräften  bemühen,  eben 
dies  Unterrichtssystem  des  Landes  auf  demokratischer  Basis  neuzugestalten 
und  Armee,  Polizei  und  Verwaltung  in  modemer  Weise  auszubilden.  Zur  Ehre 
der  Wahrheit  muß  eingeräumt  werden,  dafi  die  Regierung  seither  tatsäch- 
lich bestrebt  war,  ihre  Versprechungen  einzulösen.  Insbesondere  im  Unter- 
richtswesen wurden  in  kurzer  Zeit  überraschende  Fortschiilte  erzielt.  \'olks- 
schulen  für  Knaben  wurden  in  allen  Städten  und  Dörfern  des  Reiches  er- 
richtet, in  den  wichtigeren  Orten  Mädchenschulen  denselben  angegliedert  und 
Lehrer-  und  Lehrerinnenbildungsanstalten  ins  Leben  gerufen,  um  dem  großen 
Bedarf  nach  neuen  Lehrpersonen  nachzukommen.  Während  die  genannten 
Reformen  vom  Unterrichtsministerium  ausgingen,  begründete  das  Handels- 
ministerium eine  große  Anzahl  von  Gewerbeschulen,  und  wenn  seine  Be- 
mühungen auch  nicht  in  allen  Teilen  des  Beide  s  vdrn  gleichen  Erfolge  gekrönt 
waren,  vieles  von  Eifer  und  Bereitwilligkeit  der  Provinzgouverneure  abhing, 
so  war  es  andererseits  das  große  Interesse  und  die  tatkräftige  Hilfe 
der  Volksmassen  selbst,  welche  den  neuen  Schulen  einen  Oberraschend  großen 
Zuspruch  und  Erfolg  sicherten.  Insbesondere  das  Streben  nach  Erlernung 
europäischer  Sprachen  ergriff  weite  Bevölkerungskreise  der  Städte  und  Küsten- 
distrikte, und  die  wenigen  Eingeborenen  und  Fremden,  die  solchen  Unter- 
richt geben  konnten,  wurden  mit  Auffoiderungen  bestürmt.  Auch  die  Über- 
setzungen europäischer  wissenschaftlicher  und  belletristischer  Werke  fanden 
starken  Absatz. 

Eine  bedeutsame  Veränderung  im  geistigen  Leben  Chinas  ward  auch 
durch  die  Änderung  im  nationalen  Prüfungssystem  mit  sich  gebracht.  Durch 
Jahrtausende  war  dieses  der  Angelpunkt  des  Staatslebens  gewesen;  aus  jenen 
Bürgers-  und  Hauerssöhnen,  welche  die  Prüfungen  erfolgreich  bestanden, 
ergänzte  sich  ja  die  herrschende  Maiidariueuklasse ;  und  höchster  Ehrgeiz 

Digitized  by  Google 


riE  REFORM  BEWEGUNG  !\  CHINA. 


C4t 


0i 


jeder  Familie,  jeder  Geineinde  war  es,  daß  oner  der  Ihren  diese  Prflftmg  be- 
stehen und  so  zur  herrschenden  Klasse  aufrücken  mOge.  Von  uraltersher 
waren  Verständnis  der  klassischen  Schriftwerke,  chinesische  Literatur  und 
Philosophie  die  wesentlichen  Prüfungsfächer,  und  eine  starke  Verknücherung 
des  Studiums  infolge  der  stets  wiederkehrenden,  keinerlei  neue  Ideen  produ- 
zierenden Brachäftigung  mit  den  klassischen  Büchern  der  Vergangenheit 
kann  woM  nicht  geleugnet  werden.  Zugleich  mit  den  andern  Reformmaft* 
nahmen  wurde  auch  dies  ge&ndert  und  den  exakten  Natur-  und  politisohen 
Wissenschaften  eine  fiberwiegende  Stellung  gegenüber  den  chinesischen 
Klassikern  im  Prflfnn'jsproöj^ramm  eingeräumt.  Zugleich  wurde  die  alte  Me- 
thode der  Beamtenergänzung  ausschließlich  durch  Prüfungen  gebrochen  und 
diese  nach  europäischem  Muster  mehr  oder  minder  ins  Ermessen  der  He- 
giemng  gestellt.  Es  war  dies  an  bedeutsamer  Schritt  der  Abkehrong  Ton 
den  alten  Knlturtraditionen  des  Reiches,  und  es  kann  daher  nicht  wunder- 
nehmen, daß  ein  grofier  Teil  der  gebildeten  Kreise  gegen  denselben  protestierte. 
Diese  Gegenbewegung  hatte  tatsächlich  den  Erfolg,  daß  die  klns^ischen  Fächer 
wieder  als  gleichberechtigt  neben  den  modernen  VVissenschatten  in  die  PrO- 
fungsprogramroe  aufgenommen  wurden  und  daß  mehrere  Ernennungen  solcher 
Beamter,  welche  keinerlei  Prüfung  in  China  abgelegt  hatten  (wiez.  B.  von  Tang 
Shan  Yi,  der  in  Amerika  studiert  hatte)  rückgängig  gemacht  wurden.  Hatte 
sich  die  öffentliche  Meinung  in  diesem  specialen  Fall  gegen  eine  vielleicht 
allzu  weitgehende  Reformmaßnahme  der  Regierung  ausgesprochen,  so  eilte 
sie  im  übrigen  derselben  auf  allen  Linien  vorau**,  zwang  sie  Schritt  für 
Schritt  zu  neuem  Vorgehen.  InshesniK]  re  die  in  den  allerletzten  Jahren 
neuerwachsene  Presse  trat  allerorten  mit  großem  Eifer  für  Reform  nach 
japanischem  Muster  ein.  Vor  allem  solche  Zeitungen,  die  in  den  unter  euro- 
päischer Verwaltung  stehenden  Kflstenstädlen  herausgegeben  werden,  er* 
öffneten  eine  lebhafte  Kampagne  gegen  die  chinesische  Regierung,  deren 
Reformtätigkeit  ihnen  nicht  weitgehend  genug  erschien,  und  speziell  gegen 
die  volksfrcmde  Mandsrhu- Dynastie  selbst,  deren  andauernde  Unrn  haft 
über  das  weite  chinesische  Reich  ihnen  als  unverträglich  mit  der  nationalen 
Ehre  des  chinesischen  Volkes  galt.  Die  auf  chinesischem  Boden  selbst 
herausgegebenen  Zeitungen  konnten  naturgemAfi  die  antidynastische  Pro- 
paganda nicht  ebenso  offen  führen.  Ihre  agitatorische  Tätigkeit  wandte  sich 
andern  minder  bedenklichen  Problemen  zu,  insbesondere  auch  der  Frage 
der  Unt^  r  lrückung  des  Opiumrauchens.  Ein  Edikt  vom  November  1906 
bestimmte,  daß  Gebrauch  und  Import  des  Üpinins  hinnen  einer  Übergangs- 
periode von  zehn  Jahren  aUmählich  aufzuhören  iiui)e,  daü  Beamten,  die  dem 
Laster  huldigen,  eine  Fnai  von  drei  Monaten  gegeben  sd,  innerhalb  deren 
sie  sich  des  Opiumrauchens  entwöhnen  oder  aber  ihre  Entlassung  ndmien 
mOBten;  daß  die  Bodenfläche,  die  für  den  Opiomanbau  bestimmt  ist,  von 
Jahr  zu  Jahr  einzuschränken  sei.  Die  Ausführung  dieses  Ediktes  hängt  natur- 
gemäß in  hohem  Grade  vom  guten  Willen  der  ausführenden  Beamten  ab. 
Vielfach  wurden  die  Fristen  für  diese  .selbst  von  drei  auf  fünf,  ja  zehn  Monate 
erhöht  und  andere  Erleichterungen  gewährt,  in  Peking  selbst  und  in  der 
grofien  Provins  Tschili,  die  unter  der  Verwaltung  des  ^hrers  der  Reform- 
partei Yuanschikkai  steht,  wurde  das  Edikt  jedoch  mit  Strenge  durchgeführt, 
und  kann  das  Laster  heute  bereits  als  ausgoottet  gelten.  In  der  Opiumfrage 
zeigt  sich  so  recht  chnrakteristisch,  wie  Regierung  und  Verwaltung  nur  halben 
Herzens  und  zaghaft  der  Volksbewegung  folgen.  Diese  seihst  von  enthusiasti- 
schen Studenten  und  Intellektuellen  geführt,  tritt  überall  mit  Leidenschaft 
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für  völlige  Unterdrückung  des  Opiumranclieiis  ein»  Preflartikel,  Theatervor- 
stellungen, Straßendemonstrationen  und  Prozessionen  werden  in  den  Dienst 
der  Agitation  gestellt.  Vielleicht  erklärt  es  die  zögernde  Haltung  der  Regie- 
rung zum  Teil,  daß  dieselbe  aus  der  Herstellung  und  dem  \'erbrauch  des 
Opiums  bedeutende  Steuern  bezieht  und  sich  nur  schwer  entschließen  kann, 
auf  dieMlben  ohne  jede  Übergangsperiode»  ohne  Möglichkeit  des  Enatses 
durch  andere  Einkunftaquellen  su  verzichten.  Manche  andere  Reformmaß- 
nahme  der  Regierung  brachte  diese  wiederam  in  Gegensatz  zu  den  Interessen 
und  erworbenen  Rechfen  dos  Auslandes,  so  insbesondere  der  Versuch,  auch 
das  Zollwesen  als  integrierenden  Bestandteil  der  gesamten  Staatsverwaltung 
zu  organisieren  und  durch  chinesische  Beamte  zu  verwalten.  Die  Regierung 
mußte  in  diesem  Punkte  vor  den  diplomatischen  Vorstellungen  der  fremden 
Mftchte  surackweichen  und  die  leitenden  Positionen  des  Zollwesens  in  den 
Händen  aualfindlscher  Beamten  lassen.  Erfolgreicher  war  das  Bestreben  von 
Regierung  und  Reformpartei,  die  Eisenbahnen  mehr  und  mehr  ins  Eigentum 
des  Staates  zu  übernehmpn  und  so  den  Einfluß  ausländiseher  Gesellschaften 
auf  das  VVirfsfhnft sieben  des  Landes  zu  vermindern.  Tatsächlich  wird  die 
große  Baünlime  vun  Peking  nach  iiankau,  die  seinerzeit  von  europäischen 
Ingenieuren  erbaut  wurde,  nunmehr  unter  Hiniusiehung  chinesischer  Be- 
amten betrieben  und  steht  im  gemeinschaftlichen  Besits  der  Regierung  und 
einer  belgischen  Gesdlschaft.  Die  neue  Bahn  von  Peking  nach  dem  Norden 
des  Reif^bes  hingegen  \\Tirde  bereits  ausschließlich  von  chinesischen  Ingenieuren 
erbaut  und  ist  Eigentum  des  Staates.  Andere  wichtige  Reformen  sind  der 
Eintritt  Chinas  in  den  Weltpostverein  und  die  Einführung  eines  einheitlichen 
Systems  von  Maßen  und  Gewichten. 

Die  fernere  Entwicklung  des  Reiches  wird  wohl  liberwiegend  davon  ab- 
hängen, ob  am  Hofe  zu  Peking  Yuanschikkai  und  seine  Reformpartei  die  Ober- 
hand behalten  und  auf  dem  Wege  der  Reform  konsequent  fortschreiten  oder 
aber  der  mächtigen  Reaktionspartei  weichen  müssen.  Sollte  im  letzteren 
Falle  die  Regierung  versuchen,  die  durchgeführten  Reformen  rückgängig  zu 
machen  und  sich  weigern,  ihr  Versprechen  einer  Konstitution  einzulösen, 
dann  wird  sweifebohne  In  allen  Städten  des  Reiches  die  Revolution  auf- 
flammen und  die  Mandschu-Dynastie  sich  nur  mit  größter  Kraltanstrengung 
halten  können.  Auch  in  diesem  Falle  wird  es  frOher  oder  später  zur  ErfOUung 
der  freiheitlichen  Forderungen  des  Volkes  kommen  mOssen. 
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VOM  FREIHANDEL. 

|ACH  langem  Zögern  und  Schwanken  hat  die  konservative  Partei 
Englands  nunmehr  endgültig  den  Übergang  zum  Schutzzoll  als 
vornehmsten  Punkt  in  ihr  Programm  aufgenommen.  Noeh  vor 
Izehn  Jahren  hätte  man  eine  solche  Prophezeiung  kaum  ernst  ge« 
nomm«i,  wenngleich  die  Entwicklungskr.lfte,  die  zu  diesem  bedeutsamen 
UmschwuTig  führon  sollten,  schon  damals  tätig  waren;  der  Burenkriog  hat 
diese  Tendenz  nicht  geschaffen,  sondern  bloß  beschleunigt.  Auch  ohne  die 
imperialistischen  Ideen  Chamberlains  und  seinen  Plan,  die  Glieder  des  briti- 
schen Weltreichs  durch  ein  System  von  Vorzugszöllen  ökonomisch  und  damit 
auch  politisch  enger  aneinander  zu  ketton,  auch  ohne  die  Begeisterung  ffir 
den  Reichsgedanken,  wie  sie  im  südafrikanischen  Kriege  geboren  wurde,  hfttte 
rein  ökonomische  Notwendigkeit  die  konservative  Partei  Englands  dennoch 
zum  Eintritt  für  eine  schutzzöllnerische  Politik  gezwungen.  Die  imperia- 
listische Bewegung,  die  durch  zwanzig  Jahre  hindurch  die  Partei  von  einer 
kolonialen  Unternehmung  zur  andern  getrieben,  zu  stets  erhöhten  Ausgaben 
fflr  die  Verstärkung  der  Flotte  gezwungen  hatte»  stellte  an  die  Finanzkraft 
des  Reiches  die  härtesten  AnfiHrderungen.  Hiezu  kam  noch  die  automatische 
Steigerung  der  Ausgaben  für  Schul-  und  allgemeine  Kulturzweoke,  wie  sie 
kein  modemer  Staat  vermeiden  kann;  das  Suchen  nach  neuen  Einnahme- 
quellen war  daher  unvermeidlich.  Während  jedoch  die  liberalen  Regierungen 
vorzugsweise  direkte  Abgaben,  Einkommen-  und  Erbsehaftssteuern  zur 
Deckung  ilner  ünanziellen  Bedürfnisse  heranzuziehen  geneigt  waien,  kuunte 
die  konservative  Partei  als  Vertreterin  der  Interessen  der  besitzenden  Klassen 
unmöglich  aus  den  Taschen  der  Reichen  für  die  Bedürfnisse  des  Staates  auf- 
kommenwollen. Wohl  haben  auch  konservative  Schatzkanzler  unterdem  Zwang 
der  gegebenen  Verhältnisse  die  von  den  Liberalen  ?:rs(  haffenen  Steuern  bei- 
behalten, aber  deren  W^eiterentwicklung  konnte  nicht  nach  dem  Sinne 
konservativer  Politik  sein.  Indirekte  Steuern,  welche  die  fmanziellea  Lasten 
von  den  besitzenden  auf  die  besitzlosen  Klassen  abwälzten,  lagen  der  Partei 
viel  näher.  Jedes  System  indirekter  Steuern  aber  setzt  den  Obergang  zum 
Schutzzollsystem  als  unerläßliche  Bedingimg  voraus.  So  war  den  Führern 
der  konservativen  Partei  der  Abfall  vom  Freihandel  nahe  gelegt  als  einziger 
Aii«wpg,  um  die  BesehefTung  der  ünanziellen  Erfordernisse  des  Reiches  durch 
den  Ausbau  des  Systems  der  direkten  Steuern  (das  ist  nach  Ansicht  der 
Konservativen  der  Beginn  einer  verderblichen,  auf  VermögenskunUskation 
als  Bndziel  hinsteuernden  sozialistiBchen  Politik)  tu  vermeiden.  Hierzu 
trat  denn  das  Bestrdl>en  weiter  industrieller  Kreise,  den  heimischen  Markt 
gegen  alle  fremde  Konkunenx  abmsperren  und  hierdurch  erhöhte  Preise 
für  ihre  Erzeugnisse  zu  erzielen. 

Auch  in  den  anderen  Ländern  haben  stets  die  Textil-  und  Metallindustrie 
mit  besonderem  Eifer  die  Errichtung  eines  Schutzzollwalles  gefordert,  überall 
warteten  sie  voll  Ungeduld  auf  einen  Umschwung  der  politischen  Lage,  der 
ihren  Plänen  gflnstig  sein  mochte.  Dieses  psychologische  Moment  war  vor 
allem  dann  gegeben,  wenn  durch  auswärtige  Kriege  oder  sonstige  Krisen 
die  Suche  nach  neuen  Einkunftsquellen  imerl&ßUch  wurde,  und  in  Frankreich 
Deutschland  und  Österreich  ist  der  Übergang  zum  Schutzzollsystem  mehr 
oder  weniger  eine  Nachwirkung  kriegerischer  Verwicklung  gewesen.  In 
England  haben  die  vom  südafrikanischen  Krieg  veranlaüte  schwere  Steuer- 
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bclastung  und  die  großen  neuen  Ausgaben  für  Stärkung  der  nationale  Wehr* 
krfiff  f\en  am  Schutzzoll  interfssiortoii  industriellen  Kreisen  die  ersehnte 
Handhabe  dazu  geboten,  auch  weitere  Schichten  der  besitzenden  Klasse, 
ja,  die  ganze  mächtige  konservative  Partei  für  ihre  Sache  zu  gewinnen. 

Chamberlains  wuchtige  Persönlichkeit  war  es,  die  all  diese  Kräfte  und 
Interessen  vereinigte  und  zu  einem  bedeutenden  Machtfaktor  gestaltete. 
Seine  eigenen  Motive  haben  freilich  nur  wenig  dauernden  Belang  für  die 
ganze  Entwicklung  gehabt.  Wenig  vermag  ein  System  von  Schutzzöllen 
für  die  von  ilnn  vertretene  innigere  Verbindung  der  auseinander  strebenden 
Teile  des  britischen  Weltreichs  zu  tun.  Das  Schutzzollprobleni  ist  kein 
Reichsproblem,  sondern  ein  innerpolitisches  Problem  Englands,  wie  anderer- 
seits der  mit  ihm  yerbflndeten  ehemaligen  Kolonien.  In  letzteren  selbst  ist 
man  keineswegs  bereit,  wesentliche  materielle  Inteieesen  dem  Reichsge- 
danken  su  opfern,  überall  stellt  man  das  Prinzip  harmonischer  Ent\\icklung 
der  eigenen  Landwirtschaft  und  Industrie  in  vorderste  Reihe.  Gefühlspolitik 
ist  nicht  die  Sache  der  praktisch  denkenden  englischen  Pa^'SA.  Niemals 
würden  die  Volksmassen  Englands  einer  Besteuerung  ihrer  iNahrungsmittel 
zugestimmt  haben,  um  den  Brudervölkern  in  den  Kolonien  einen  Dienst  zu 
leisten.  Die  rein  egoistischen,  oben  erw&hntea  Gesichtspunkte  der  Indu- 
striellen und  der  besitzenden  Klasse  überhaupt  waren  es,  welche  Chamborlain 
zu  Hilfe  kamen.  Hierzu  trat  noch  ein  von  niemand  vorausgesetzter  Faktor: 
ein  starker  Fremdenhaß  bedeutsamer  Schichten  der  britischen  Bevf»lkpri!ng, 
zum  Teil  durch  die  Stellung  des  Auslandes  für  die  Buren  hervorgerulen, 
zum  Teil  auch  durch  die  Furcht  vor  der  kommerziellen  Konkurrenz,  insbe- 
sondere Deutschlands.  „Kampf  gegen  das  Ausland"  waM  dn  weit  besseres 
Schlagwort  ffir  die  Schutzzollagitation  als  „Stftrkung  des  Reichsgedankens.*' 

So  wirkten  chauvinistische  Gesinnung  und  Gesohfiftsinteressen  Hand  ia 
Hand  für  Bekehrung  der  konser\*ativen  Partei  zum  Schutzzollprinzip. 
Die  breite  Masse  der  VVähh'i-schaft  war  beUl  L^'wonnen;  schwerer  nur  vollzog 
sich  der  Gesinnungswechsel  bei  den  intelkktuellcn  Führern  der  Partei,  die 
im  altengUschen  Dogma  des  Freihandels  aufgewachsen  waien.  So  wai-  die 
Umwandlung  der  konservativen  Partei  in  eine  Schutzzöllnerpartei  erst  halb 
vollendet,  als  die  Wahlen  des  Jahres  1906  die  erste  Entscheidung  im  eben 
eröffneten  Kampfe  bringen  sollten.  Sie  fi^  zuungunsten  der  unternommenen 
Kampagne  aus:  allzu  gut  war  gerade  im  p^chologischen  Augenblick  der 
Wahl  die  wirtschaftliche  Lage  des  Landes. 

Während  der  Regierungszeit  des  gegenwärtigen  Kabinetts  gewamieu  die 
SchutzzOUner  jedoch  langsam  wieder  an  Boden  in  der  Wählerschaft.  Die 
TVeihfindler  waren  durch  ihren  Erfolg  eingelullt  worden,  versäumten  aktive 
Gegenagitation,  die  allgemeine  kommeizielle  Lage  ward  ungünstig  fOr  das 
Land,  und  nur  zu  leicht  war  es,  das  Freihandelssystem  hierfür  verantwort- 
lich zu  mache!!  Hierzu  kam  die  Schwäche  der  Regierung  selbst,  die  ihre 
eigenen  Gedanken  nicht  bis  zu  voller  Konheijuenz  verwirklichte,  die  Brüs- 
seler Konvention  mit  den  kontinentalen  Zuekerproduktionsländem  aufrecht- 
hielt und  so  die  mögUche  Verbilligung  des  Zuckers  Iflr  den  englischen  Kon- 
sumenten unterließ  Alle  diese  Momente  wurden  von  der  Schutzzollagitation 
nach  Kräfte  ausgenützt,  die  Industriellen,  welche  an  ihrem  Erfolge  interes- 
siert waren,  sparten  nicht  mit  Geldern  zur  finanziellen  Unterstützung  der 
Kampagne.  Die  meisten  der  führenden  Zeitungen  stehen  im  Dienste  der 
Agitation.  Wanderredner  bearbeiten  alle  Städte  und  Dörfer  von  Süd- 
england, und  wenngleich  der  industrielle  Norden  bis  Jetzt  nicht  gewonnen 
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ist.  so  wurde  doch  die  AQeiiibemcbaft  freihSndlerischer  Ideen  auch  dort 

gebrochen. 

Mit  Ausnahme  der  Bank-  und  SchifTahrtskreise,  wie  auch  der  SehilT- 
bauer  und  Baum  wollindustriellen,  die  wesentlich  vorn  Export  nach  fremden 
Märkten  leben,  sind  die  Industrieilen,  die  Kaufleute  und  in  ihrer  Mehrheit 
wohl  auch  die  Mitglieder  der  liberalen  Berufe  fflr  die  neue  Orientierung  der 
Handelspolitik  gewonnen.  Ob  auch  die  Arbeiterschaft  den  Gesinnungs- 
wechsel mitgemacht,  ist  schwerer  zu  sagen ;  aber  die  geschickte  Ausnützung 
der  Arbeitslosigkeit  von  Seiten  dor  srhntzzöUnerischen  Agitatoren,  ihre  stets 
wiederkehrende  Erkläiung,  daß  selbe  bloß  durch  Wiederaufschwun^  indu- 
strieller Tätigkeit  beseitigt  werden  könne,  dieser  hingegen  nur  durch  Abfall 
vom  Freihandel  mOglich  sei,  haben  vielfach  Glauben  gefunden.  Wenn  die 
liberale  Partei  nicht  unverzfiglich  ihrerseits  Maßregehi  ergreift,  um  der  Aibeits- 
losigkeit  zu  steuern,  kann  sie  derart  die  Unterstützung  weiter  Kreise  der 
Arbeitersfhaft  verlieren. 

Nichts  ist  überzeugender  im  politischen  Leben  als  der  Erfolg.  So  hat 
auch  der  augenscheinliche  T'mschwung  der  Wählerschaft  zugunsten  des 
Schutzzolles  seine  Wirkung  uuf  die  bisher  noch  schwankende  Gesinnung 
der  Fahrer  nicht  verfehlt,  einer  nach  dem  andern  gab  seine  Jngendtraditionen 
preis,  und  heute  kann  die  konservative  Partei  ab  solche  bereits  als  Schutx- 
zOUnerpartei  angesehen  werden. 

Immerhin  mögen  innerhalb  ihres  Kreises  drei  verschiedene  Nuancen 
unters^hi*'d<'n  werden.  Zunächst  die  altkonservative  Richtung  der  Groß- 
grundbesitzer und  Großindustriellen,  die  vom  Schutzzoll  die  Erhöhung 
ihrer  Grundrente  und  ihrer  Fabrikationsgewinnste  erwarten,  die  Steuerlast 
auf  andere  Schultern  abzuwfilsen  wQnsohen,  aber  jede  Verwendung  der 
neuen  Einkunftsquellen  des  Staates  für  die  soziale  Hebung  der  unteren  Volks- 
kla&sen  entschieden  zurückweisen.  Diese  bilden  die  treueste  Garde  und  den 
fmanziellen  Hückhalt  der  ganzen  Agitation,  aber  wohl  kaum  die  Mehrheit 
ihrer  Befürworter.  Diese  Mehrheit  besteht  vielniekr  aus  M.Innern  ganz 
anderer  Herkunft  und  Gesinnung,  die  die  Errichtung  von  Zoilbairieren  mit 
aktiver  Sosiahrefonn  verbinden  und  diese  durch  erstere  finanziell  fundieren 
wollen.  Manche  gehen  so  weit,  in  der  größeren  Stabilität  eines  schutizOll- 
nerischen  Gemeinwesens,  in  der  Anpassung  der  Zölle  an  die  schwankenden 
Bedürfnisse  der  Industrie,  in  der  größeren  Einflußnahme  der  Regierung  auf 
das  ganze  gewerbliche  und  soziale  Leben,  in  der  Beseitigung  von  Arbeits- 
losigkeit und  IndusLnekrisen  durch  die  zielbewußte  Hand  des  Staates  einü 
Vorstufe  des  sozialistischen  Gemeinwesens  der  Zukunft  zu  erblicken.  Austra- 
liens Beispiel,  das  den  gleichen  Weg  gegangen,  gibt  ihnen  scharfe  Argumente 
an  die  Hand.  Auch  solche  Personen  aber,  die  dem  sozialistischen  Endziel 
gegnerisch  g^nfiberstehen,  glauben  doch,  der  Arbeiterschaft  zum  Eintritt 
filr  eine  schut2?:">l!npns rh'^  Politik  raten  zu  dürfen,  weil  solche  die  finanzielle 
Möglichkeit  zur  Einiuhrung  obligatorischer  Altersversorgung,  .Vrbeitslosen- 
Fürsorge,  zum  Bau  von  Arbeiterwohnungen  auf  Staatskosten  und  zu  anderen 
Reformen  zugunsten  der  Arbeiterschaft  bieten  würde*  An  der  Spitze  dieses 
linken  FlOgels  der  Schutzzollner  steht  der  frohere  Generalgouvemeur  von 
Südafrika,  liord  Milner,  der  sich  gerne  seiner  demokralisi  hen  Jugen<ltra- 
ditionen  zu  erinnern  pflegt,  und  eines  der  führenden  englischen  Blätter,  die 
„Moming  Post"  tritt  mit  Wärme  für  seine  Bestrebungen  ein. 

Wesentlich  amli  i  ^  sind  die  Motive  und  Bestrebungen  der  dritten  schutz- 
zöUnerischen  Gruppe,  die  von  Mr.  Balfour,  dem  Präsideiiteii  der  letzten 
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konspn'ativen  Ro^nerung,  geführt  wird.  Niemals  hat  derselbe  sich  in  dem 
Sinne  zum  Schutzzoll  bekannt,  daß  or  durch  ihn  Begünstigung  der  inlän- 
dischen Industrie  und  Landwirtscliaft  p»gen  ausländische  Konkurrenz  her- 
beiführen wolle.  Nur  nach  vier  ganz  bestimmten  Richtungen  iiiii  bclümortet 
Balfour  schutxzOUnerische  Maßregeln,  nämlich: 

1.  um  selbebeiHandelBvertragBverhandlimgeii  mit  fremden  Mftditen  als 
Drohung  oder  Kompensation  ausspielen  zu  können  und  derart 
die  Position  Englands  in  solchen  Verhandlungen  zu  starken; 

2.  um  im  Sinne  der  alten  Chamberiainschen  IdfM,>n  ein  enges  Band 
mit  den  Kolonien  zu  schallen  und,  in  Entgelt  für  deren  Vorzugs- 
behandiung  britischer  Industrieprodukte,  ihrem  Import  landwirt- 
schaftlicher Erzeiigniase  eine  Begünstigung  gegenüber  dem  land- 
wirtschaftlichen Import  des  Auslandes  zu  bieten; 

3.  um  gegenüber  dem  billigen  Auslandsverkauf,  wie  ihn  die  ameri- 
kanischen Trusts  in  Krisenzeiten  heben,  und  andern  Gefährdungen 
der  Stabilität  im  britischen  ladustrieleben  eine  Waffe  der  Abwehr 
zu  besitzen; 

4.  undvorallem,  um  neue  Einkunftsqu^en  für  den  Staat  zu 
schaffen  und  derart  Erhöhung  der  Einkommensteuer  und  andere 
Abgaben,  welche  die  besitzenden  Klassen  schwer  treffen  würden, 

zu  vermeiden. 

Mr.  Balfour  und  seine  Freunde  Nvünschen  j»'docli  in  ihrer  Schutzzoll- 
politik überaus  malivoll  zu  verfahren,  um  jede  wirklieh  fühlbare  Erhöhung, 
iiiöbesündere  der  Getreidepreise  für  die  englischen  Konsumenten  auszu- 
eobließen.  Speziell  die  Getreidezölle  soUen  so  niedrig  gehalten  werden,  da8 
eine  wirkUche  Förderung  der  britischen  Landwirtsch^t  selbst  dabei  gans 
außer  Beabsichtigung  bliebe  und  bloß  den  Kolonien  ein  Beweis  gewissen 
Entgegenkommens  in  Entgelt  ihrer  reichstreuen  PoHtik  gegeben  würde. 
Zölh'  auf  Rohmateriahen  solli  u  nach  Mr.  Balfours  Ansicht  überhaupt  ver- 
mieden werden  und  die  Zolle  auf  fertige  Industrieprodukte  nur  im  Bedarfs- 
falle, um  den  amerikanischen  Trusts  oder  andern  Gefährdem  der  britischen 
Industrie  begegnen  zu  können,  in  fühlbarer  Weise  erhöht  werden. 

Die  off^ibare  SchwAche  der  Bai fourschen  Vorschläge  springt  in  die 
Augen.  Sein  System  von  niedrigen  Einfuhrzöllen  würde  derart  geringe  Ein- 
nahmen liefern,  daß  damit  kaum  der  normalen  Steigerung  der  Staatsaus- 
gaben ein  Gegengewicht  geboten  wäre  und  um  soviel  weniger  jene  Ausgaben 
für  soziale  Refürm  bestritten  würden,  die  allein  die  Arbeiterschaft  zur  Unter- 
;Stützung  scfautczöllnerischer  Maßregehi  bestimmen  könnten.  Ebenso  nichtig 
erscheint  die  Annahme  Balfoun,  dafl  sieh  seine  Politik  ohne  Auferlegung 
von  Zöllen  auf  Rohmaterialien  durchführen  lasse.  Amerika  und  Rußland 
würden  wohl  in  erster  Linie  zu  Rekrirninationen  und  Kampfzöllen  sr-itons 
der  englischen  Regierung  Anlaß  geben,  aber  keines  der  hoiden  Länder  könnte 
wirkUch  getrollen  werden  ohne  Verzollung  gewisser  Uohmaterialien,  die  für 
die  britische  Industrie  unentbehrhch  sind.  Ebenso  können  den  Kolonien 
emstliche  Vorteile  nur  dann  geboten  werden,  wenn  sowohl  der  Import  ihres 
Getreides  als  auch  ihrer  Rohmaterialien  eine  Vorzugsbehandlung  auf  den  bri- 
tischen Märkten  genießt;  wenn  Südafrika  z.B.  aus  der  neuen  Politik  irgend- 
"<^*elcho  A'^ortoile  gewinnen  soll,  so  müßten  Zölle  auf  Häute,  Wolle  und  Federn 
gelegt  werden,  desgleich*»n  miilite  Australien  einen  Zoll  auf  \\ Olle,  ISeu-Fund- 
iand  einen  solchen  auf  Öi  und  Holz  fordern;  ebenso  mußte,  um  dem  billigen 
Auslandsverkauf  der  amerikanischen  Trusts  und  der  deutschen  Kartelle  in 
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begegnen,  ein  Zoll  auf  Stahlbarren  und  Eiaenbalmflchienen  gelegt  werden. 
yfiß  soll  überdies  eine  wirkliche  IJntorscheidimg  zwischen  Getreide  und  Roh- 
material einerseits  und  fertigen  Produkten  andererseits  möglich  sein?  Sind 
Leder  und  Holzbestandteile  z.  B.  Rohmaterialien  oder  sind  sie  es  nicht? 
Sie  sind  es  für  gewisse  britische  Industrien,  die  sie  weiter  %'erarbeitpn,  sie 
sind  fertige  Produkte  für  andere,  welche  sie  herstellen,  über  all  dies  hinaus 
kann  Balfours  Politik  aber  nicht  einmal  die  entsehiedenen  Freunde  des 
SchutsEoUs  befriedigen,  weil  diese  eben  von  der  neuen  Politik  vor  allem  ein 
Wiederaufleben  Jrr  britischen  Landwirtschaft  und  die  unbedingte  Sicherung 
des  Inlandmarkles  für  die  heimische  Industrie  envarten  und  fordern.  Für 
diese  Richtung  haben  Balfours  imperialistische  Gesichtspunkte,  sein  Ent- 
gegenkommen an  die  Kolonien,  wenig  Wert;  sie  wissen  allzuwoiil,  daü  ihnen 
diese  Gesichtspunkte  für  die  Gewinnung  der  Wählerschaft  durchaus  nutzlos 
wiren,  dafi  bloß  der  Einilufi  jener  landbesitsenden  und  industriellen  Kreise, 
die  vom  Schutzzoll  reale  Vorteile  ziehen  wollen,  und  andererseits  die  Hoffnung 
der  Arbeiterschaft  auf  Beseitigung  der  Arbeitslosigkeit  sie  cum  Sieg  im  Wahl- 
kampfe führen  können. 

Dies  ist  im  wesentlichen  das  Kraft  Verhältnis  der  beiden  kämpfeiKit-n 
Pai'teien  im  gegenwärtigen  Augenblick.  Wenn  die  Entwicklung  weiter  geht 
wie  in  den  lotsten  Jahren,  so  werden  die  nftebsten  Wahlen  einen  Sieg  der 
konservativen  Partei  und  innerhalb  derselben  einen  Si^  der  radikalen  Schuts* 
iftUner  mit  sich  bringen.  Wohl  wird  die  Situation  von  vielen  Liberale 
wesentlicfi  jrünstiger  beurteilt,  sie  ineinen,  daß  eine  energische  Reform- 
politik der  Regierung  in  den  vier  Jahren,  die  noch  bis  zu  den  näf-hsten  all- 
gemeinen Wahlen  bleiben,  die  Stinnnung  der  Arbeiterschaft  duiciiaus  ändern 
könne.  Wie  aber  soll  solche  Reformpolitik  durchgeführt  werden,  da  doch 
im  Scbofie  der  Regierung  selbst  wie  innerhalb  der  liberalen  Partei  Oberhaupt 
gegenüber  der  wahrhaft  fortschrittlichen  Richtung  eine  wesentlich  konser- 
vative Strömung  den  Weg  zu  jeder  ernsthaften  Reform  versperrt?  Weite 
Kreise  der  Bevölkerung  fordern  Bodenreform  auf  dem  Land»^  und  in  d^n 
Städten,  die  Schaffung  einer  obligatorischen  Altci-sversorgung,  die  Losung 
der  Arbeitslosenfrage  und  eine  durchgreifende  Reform  des  Armenweseus. 
All  dies  würde  an  den  Staatssiekel  bäentende  Anforderungen  stellen,  und 
solche  widerstreben  dem  sagbaften  Charakter  des  rechten  Flügels  der 
liberalen  Partei,  der  sich  als  Vertreter  der  besitzenden  Klasse  empfindet  und 
besonders  in  der  Regierung  selbst  unverhältnismäßig  stark  vt.'rtreten  ist. 
Überdies  steht  das  Oberhaus  noch  immor  aufrecht  da  un<l  bereit  und  ge- 
willt, jede  entscliieden-reforinatorisciitf  gesetzHche  Maßnahme  mit  seinem 
Veto  zu  belegen  und  so  der  Regierung  jede  Chance  zu  nehuien,  durch  ener- 
gische und  erfolgreiche  Reformpolitik  die  verlorene  Popularität  wiederau- 
gewinnen. 

So  erscheint  wohl  nirgends  ein  Ausvreg  für  die  derzeit  noch  herrschende 
Partei  gegeben,  und  wenn  ihr  nicht  ganz  unverhoffte  Hilfe  durch  eine  Wieder- 
kehr der  günstigen  Industriekonjunktur  zuteil  wird,  dann  kann  nichts 
die  Niederlage  des  Freihandels  bei  den  nächsten 
Wahlen  verhindern. 

Überaus  bedenklich  müfite  diese  Änderung  der  britischen  Wirtschafts- 
politik nicht  nur  auf  das  industrielle  Lcl)cn  des  Landes  selbst,  sondern  auch 
nnf  seine  Beziehungen  mit  dem  Auslande  zurückwirken.  Kindlich  ist  es, 
zu  uieinen,  daü  die  anderen  Staaten  di-'  Belegung  ihres  Expor  ts  nach  England 

mit  Zöllen,  die  den  eigenen  gleichkommen,  als  gerechte  \  ergeltung  ruhig 
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hinnehmen  würden.  Die  auslftndischen  Kaufleute,  Fabrikanlon  und  Land- 
besitzer, die  den  britischen  Markt  verlieren,  werden  all  ihren  Einfluß  zur  Ab- 
wendung dieser  Gefahr  und  eventuell  zur  Becrünstigunif  einer  enc'land- 
feindlichen  Vergeltungspolitik  s^nlens  der  büdruhlen  Staaten  aufwenden; 
mag  diese  noch  so  ungerecht  sein,  ikre  Gefahr  für  die  freundhchen  Beziehungen 
swächai  England  und  B«lnen  Na«hbarlfindem  wd  dadurch  nicht  yermindart. 
Wenn  der  friedfiche,  fflr  alle  Teile  vorteilhafle  Handel  swiachen  Deutech- 
land,  Amerika  und  andern  Industrieländern  eineneitB  und  England  anderer- 
seits unterbunden  wird,  so  muß  der  Konkurrenzkampf  um  den  Absatz  indu- 
strieller Erzeugnisse  in  den  andern  Ländern  der  Erde  um  so  heftiger  ent- 
brennen. Wenn  die  volkervei'sölmende  Macht  des  Freihandels  ausgeschaltet 
und  der  ökonomische  Kampf  allerorten  mit  verstärkter  Heftigkeit  entfacht 
ivird,  BO  müssen  auch  die  moralischen  Garantien  für  den  Weltfrieden  selbst, 
die  Ul  der  freundnachbarlichen  Gesinnung  der  einzelnen  Völker  zueinander 
liegen,  gemindert  erscheinen.  Englands  Abfall  vom  Freihandel  kann  leicht 
für  die  ganze  Menschheit  verhängnisvoll  werden. 
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Vn.  DER  WEG  VOM  INDIVIDUALISMUS  ZUM 
KOLLEKTIVISMUS  IN  ARBEIT  UND  EIGENTUM. 


ENN  wir  in  der  unendlichen  Mannigfaltigkeit  des  ökonomischen 
Lebens  der  Gegenwart  nach  zentralen  Richtungslinien  der  Ent- 
wicklung suchen,  so  fällt  uns  allüberall  die  fortschreitende  Um- 
wandlung individueller  Arbeit  in  kollektive  Arbeit  und  individuellen 
Eigentums  in  kollektives  Eigentum  ins  Auge.  Noch  vor  wenigen  Jahrzehnten 
war  die  Güterproduktion  der  Erde  ganz  überwiegend  in  den  Händen  von 
Bauern  und  Handwerkern  und  jede  Familie  eine  nach  außen  fest  umgrenzte 
Einheit,  welche  mit  ihren  eigenen  Kräften  ohne  jede  Verbindung  mit  andern 
Gruppen  die  Saat  bestellte  und  erntete  oder  die  Erzeugnisse  ihres  Hand- 
werks herstellte.  Dementsprechend  war  auch  das  Eigentum  oder  das  Nutz- 
nießungsrecht an  ihren  Produktionsmittehi  ihr  selbst  und  ausschließlich 
zustehend.  Die  feudalen  Rechte  der  Grundherren,  die  bis  ins  19.  Jahrhundert 
in  Europa  bestanden,  ändern  an  dieser  Tatsache  wenig.  Sie  sind  eben  als 
Vorläufer  der  Hoheits-  und  Steuerbezugsrechte  des  modernen  Staates  an- 
zusehen. 

Die  Umwälzung  der  Technik,  die  in  der  Erßndung  der  Dampfmaschine 
gipfelte,  und  das  hierdurch  bedingte  Erwachen  einer  kapitalistischen  Groß- 
industrie haben  all  dieses  geändert.  Mehr  und  mehr  vollzieht  sich  die  ge- 
werbliche Güterproduktion  in  Fabriken  vermöge  der  kollektiven  Arbeit  der 
Ingenieure  und  Arbeiter.  Das  individuelle  Eigentum  an  den  Produktions- 
mitteln und  dem  Ertrage  der  Arbeit  bleibt  allerdings  auf  dieser  Entwick- 
lungsstufe —  nicht  für  die  Arbeiter  selbst,  wohl  aber  für  den  Fabrikbesitzer  — 
bestehen.  Erst  im  weiteren  Verlaufe  der  Entwicklung,  mit  dem  Erwachsen 
von  Trusts  und  Genossenschaften,  der  wachsenden  Einflußnahme  von  Ge- 
meinde und  Staat  auf  die  Industrie  wird  auch  die  Tendenz  der  Umwandlung 
des  individuellen  in  kollektives  Eigentum  immer  präziser. 

Es  soll  Aufgabe  dieses  Aufsatzes  sein,  alle  diese  Entwicklungsstufen 
im  einzelnen  aufzudecken,  jedoch  nicht  sowohl  in  theoretischer  Weise,  wie 
dies  von  Marx,  Engels,  Bebel,  Kautsky  und  so  vielen  andern  soziahstischen 
Theoretikern  in  völlig  zureichender  Weise  getan  ist,  sondern  vielmehr  unter 
Hinweis  auf  die  Realität  der  Erscheinungen  in  den  einzelnen  Ländern 
der  Erde. 

Als  jene  genannten  Forscher  ihre  Systeme  von  der  „Konzentration 
der  Industrie"  und  der  „Entwicklung  zum  Sozialismus  hin**  schufen,  waren 
nur  in  wenigen  Ländern  und  selbst  da  nur  unvollkommen  alle  diese  Ent- 
wicklungsstufen real  gegeben.  Ihre  weitere  Entwicklung  nach  der  Zukunft 
hin  mußte  rein  deduktiv  erschlossen  werden.  Seither  ist  die  Entwicklung 
selbst  unaufhaltsam  weitergegangen,  viele  Vorhersagungen  bestätigend,  andere 
widerlegend,  und  heute  erst  können  wir  all  die  Stufen  der  Entwicklung,  das 
Werden  der  industriellen  Großbetriebe,  das  Erwachsen  der  Kartelle  und 
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Tinuto,  das  Efstafken  Ton  Konsum-  und  Firodnktivgenoflseiuchaftea,  die 

Verwirklichung  der  Ideen  des  MuniBpalsonaliamus,  die  Verstaatlichung  der 

Bahnen  und  Ber^^erke  in  Europa,  von  so  VK«lon  andern  Industrien  ia 
Australien  und  des  Grundes  und  Bodens  in  Neuseeland  tatsächlich  beobachten, 
uns  ein  weit  präziseres  Bild  von  der  notwendigen  Entwicklung  in  der  Zu- 
kunft macheu,  als  es  ehedem  möglich  gewesen  wäre. 

I. 

Die  Beherrschung  der  gewerblichen  Gütererzeugung  durch  die  kapita- 
listische Großindustrie  ist  in  West-  und  Mitteleuropa,  Nordamerika  und 
Australien  heute  bereits  eine  im  wesentlichen  vollzogene  Tatsache.  Das 
Handwerk,  ehedem  alleinherrschend,  ist  auf  allen  Linien  im  Zurückweichen 
'  begriffen.  In  Osteuropa  und  Japan  geht  die  Entidokhing  eilend  dem  gleichen 
Ziele  entgegen,  China  mkd  Indien  folgen  langsamer  nach.  Im  erstgenannten 
Lande  hat  die  Gro^dustrie,  durch  Schutzzölle  und  direkte  Regierungshilfe 
begünstigt,  seit  den  letzten  Jahren  des  abgelaufenen  Jahrhunderts  bedeut- 
same Fortschritte  zu  verzeichnen,  in  Japan  sind  Tokio,  Yokohama  und 
Osaka  zu  gewaltigen  Fabrikstädten,  die  den  europäischen  in  keiner  Weise 
nachstehen,  geworden.  In  China  haben  zunächst  die  Europäer  in  den  offenen 
Hafenplfttsen  bedeutende  Industrien  gegründet,  imd  in  den  allerietiten  Jahren 
haben  europäische  wie  auch  chinesische  Gesellschaften  selbst  die  Industriali- 
sierung des  Binnenlandes  in  großem  Maßstäbe  in  Angriff  genommen,  Bahnen 
bis  ins  Herz  des  Landes  gebaut,  Bergwerke  erschlossen  und  zahlreiche  Fa- 
briken ins  Leben  gerufen.  In  Indien  war  die  moderne  Großindustrie  bis  vor 
kurzem  auf  die  beiden  Hafenstädte  Kalkutta  und  Bombay  sowie  Lucknow 
im  Norden  beschrfinkt,  in  jüngster  Zeit  hat  jedoch  die  leidenschaftlich  auf- 
wallende freiheitliche  und  nationale  Bewegung  zur  Boykottierung  der  aus 
Europa  importierten  Waren  und  zur  Gründung  indischer  Industrien  geführt, 
die  dank  der  Unterstützung  f!or  Bevölkerung  rasch  aufblühen.  (SIpHp  Horicht 
auf  Seite  695.)  Auch  in  Siam  können  wir  Anfänge  moderner  Großindustrie 
unter  europäischer  und  chinesischer  Leitung  beobachten;  alle  die  großen 
Kulturstaaten  Asiens  folgen  auf  den  Bahnen  Europas.  Wir  können  heute 
bereits  sagen,  daß  die  gleiche  Ursache,  ntaüich  die  Überlegenheit  des  maschi- 
nellen Großbetriebes  über  den  handwerksmäßigen  Kleinbetrieb,  allüberall 
die  gleiche  Wirkung  zeitigt  und  die  kollektive  Arbeit  allüberall  die  individuelle 
Arbeit  von  ehedem  in  der  gewerblichen  Gütererzeugung  verdrängt. 

Langsamer,  aber  durchaus  gleichgerichtet  geht  die  Entwicklung  auch 
im  Handel  voran;  die  großen  Warenhäuser  und  Handelsgeschäfte  treten 
mehr  und  mehr  an  die  Stelle  des  Kleinhändlers.  Anders  lägt  es  bezüglich 
der  Landwirtschaft;  hier  haben  sich  die  Voraussagungen  der  sosialistischen 
Theoretiker  nur  zum  ganz  geringen  Teile  erfüllt.  Der  Kleinbauer  mit  seiner 
intensiveren  Bewirtschaftung  des  Bodens  und  seinem  persönlichen  Verant- 
wortlichkeitsgefühl hat  £,'C!7enüber  dem  Großgrundbesitzer  ebensoviele  Vor- 
teile voraus,  als  dessen  größere  Kapitalkraft  und  hierdurch  bedingte  bessere 
maschinelle  Ausrüstung  dem  letzteren  an  Überlegenheit  sichert.  Weder  in 
Europa  noch  in  Amerika,  noch  in  Asien  lAfit  sich  eine  irgendwie  wesentliche 
Verdrängung  landwirtschaftlicher  Kleinbetriebe  durch  Großbetriebe  kon- 
statieren, in  Australien  ist  sogar  die  entgegengesetzte  Entwicklung  nach- 
weisbar. Wir  werden  im  nachstehenden  sehen,  daß  die  Kol!ekti\isierung 
der  Arbeit,  die  auch  in  der  Landwirtschaft  nachzuweisen  ist,  sich  nicht  wie 
in  der  Industrie  durch  den  Aufschwung  den  Großbetriebes,  sondern  vielmehr 
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durch  Zusammenschließung  der  kleinen  Landwirte  aelbst  tu  genoBsenschaft* 
liehen  Verbänden  vollzieht. 

II. 

Die  oben  erwfihnte  Verdrtngong  des  handwerksmäßigen  durch  den 
indusiridlen  Grofibetrieb  setste  sich  hesonders  in  Amerika,  aber  in  minderem 

Grade  auch  in  Europa  in  einem  stets  markanter  werdenden  Hervortreten 
kapitalkräftiger  Riesenbetriebe  fort,  und  nicht  mehr  einzehie  Unternehmer, 
ponrlern  Aktiengesellschaften  wurden  deren  Trüger.    In  manchen  Zweigen 
der  Industrie,  so  besonders  im  Betrieb  von  Bahnen  und  Berg>^'erken,  kann 
auch  in  Europa  von  einem  unbedingten  Vorherrschen  der  Aktiengesellschaften 
und  damit  bereits  des  kollektiven  Eigentums  gesprochen  werden.  Wichtiger 
aber  noch  für  die  Entwicklung  scheint  mir  der  Zusammenschluß  der  einzelnen 
industriellen  Firmen  zu  Kartellen,  um  hierdurch  die  finanziellen  Vorteile 
einer  Monopolstellung  zu  gewinnen  (in  Europa),  sowie  zu  Tnists  (in  Amerika), 
um  sowohl  diese  Vorteile  zu  erzielen  als  auch  durch  einheitliche  T^eitung 
der  Produktion  eines  Industriezweiges  bedeutsame  technische  und  kom- 
merzielle Ersparungen  zu  ermd^ichen.   Schon  in  diesem  doppelten  Zweck 
der  Trustbildung  kommen  deren  Vor*  imd  Nachteile  für  die  Gesamtheit, 
kommt  ihr  bleibender  Wert  und  ihre  vorObergehende  Bedrohlichkeit  zum 
Ausdruck.  In  Amerika  ist  man  bis  nun  zu  einer  klaren  Erfassung  der  Sach- 
lage nicht  gelanETt,  man  fühlt  wohl  die  Erhöhung  aller  Preise  und  den  Druck, 
der  auf  das  ganze  öfTentliche  Leben  der  Nation  von  den  übermächtigen 
Kapitalsmächten  ausgeübt  wird,  man  will  sich  ihrer  erwehren,  aber  man 
glaubt  dies  durch  meehanisclie  Mittel  ersielen,  durch  GenchtsbesohlQsse 
und  Geldstrafen  eine  Auflösung  der  Trusts,  euie  Rückkehr  zur  alten,  von 
ihnen  Überwundenen  industriellen  Anardue,  ein  Aufgeben  aller  von  ihnen 
erzielten  ökonomischen  Vorteile  erzwingen  zu  kennen.    (Siehe  Bericht  auf 
Seite  636.)   So  stark  auch  die  reale  Macht  von  Hegierung  und  Volk  gegen- 
über der  rein  Jiktiven  Macht  des  Geldes  sich  in  dem  in  Amerika  begonnenen 
Kampf  erweisen  mag,  der  Erfolg  kann  doch  bloB  ein  negativer  sein.  Roosevelts 
Antitrustpolitik  bat  den  Tru^tmagnaten  Millionen  entdehen,  den  Kursaturs 
ihrer  Werte  herbeiführen,  eine  finanzielle  Krise  entfesseln  können,  aber  was 
den  Trusts  genommen,   das  ward  niemandem  gegeben,  ihr  Schaden  war 
niemandes  Gewinn,  ihre  Verlii«tp  hatten  vielmehr  eine  Krise  im  ganzen  in- 
dustriellen Leben  des  Landes,  Arbeiterentlassungcn  und  eine  bleibende 
Minderung  des  Nationalvermögens  im  Gefolge.     All  diese  Verheerungen 
konnten  der  Unwille  des  Volkes,  die  Gewaltpolitik  des  Präsidenten  und 
Entscheidungen  der  Gerichte  (wie  die  Belegung  des  Standard  Oil  Trust  mit 
einer  Strafe  von  150  Millionen  Dollar)  heraufbeschwören;  ihre  wertezer- 
störende Kraft  war  unbeschränkt.    Aber  die  Tn!«t<^  selbst  sind  geblieben, 
sie  h€d>en  sich  nicht  aufc'f'Iöst,  nicht  wieder  in  Hunderte  einander  bekämpfen- 
der, ziel-  und  planlos  produzierender  industrieller  Unternehmungen  geteilt, 
weil  eben  dies  dem  Gesetze  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  selbst  suwider* 
gelaufen  wftre.  Und  schon  scheint  die  Erkenntnis  von  der  Unmöglichkeit 
solcher  Zersplitterung  der  Trusts  auch  dem  Präsidenten  und  seinen  Beratern 
aufzudämmern;  seine  letzte  Botschaft  erkennt  bereits  die  legitime  Funktion 
<ier  Vereinijnmgen  von  Arbeit  imd  Kapital  unumwunden  an. 

Gegenüber  all  diesem,  fast  kindlich  zu  nennenden  Tun  der  Amerikaner, 
deren  schrankenlose  kapitalistische  Entwicklung  „frei  von  des  soziahsti- 
sehen  Gedankens  Blfisse"  so  lange  Zeit  die  Bewunderung  der  bürgerlichen 
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KreiFi  Europas  genossen  hat,  zeigt  das  wirte>chaftlich  um  so  vUA  schwächere» 
von  der  Natur  minder  hogünstigle  Australien  in  der  Behandlung  des  gleichen 
Problems  die  siegende  Kraft  sozialistischer  Gedanken.  (Siehe  Bericht  Ober 
die  Lösung  desTrutsproblems  in  Australien  auf  Seite  689.)  Die  königliche  Kom- 
mission, die  daselbst  zur  Entscheidimg  über  die  dem  Tabaktrust  gegenüber 
erfordertichen  Mafiregeln  eingeeeist  wurde,  erklArte  in  ihrem  Berichte  an 
den  Bundesseiiat,  daß  eine  Rückkehr  rar  froheren  Zersplitterung  der  Betriebe, 
sur  Anarchie  der  Produktion,  alle  vom  Trust  erzielten  ErBpamisse  aufheben 
und  die  vollzogene  forlschrittlichn  Entwicklung  wieder  zuröckschraubf^n 
würde;  daß  sich  jedoch  zur  Beseitigung  der  Gefahren,  welche  die  Monopol- 
stellung des  Trusts  für  das  wirtschaftliche  Leben  des  Landes  mit  sich  bringe, 
einzig  imd  allein  die  Umwandlung  des  privaten  Monopols  in  ein  Monopol 
der  Volksgesamiheit»  d.  i.  die  Verstaatlichung  derTabaks- 
indttstrie,  empfehle* 

III. 

Während  sich  die  geschilderte  großkapitalistische  Entwicklung  auf 
dem  Gebiete  der  eigentlichen  Großindustrie  vollzog  und  vollzieht»  gewann 
in  der  Sphfire  der  Gflterverteilung  das  Genossenschaftswesen  immer  gröSero 
Ausdehnung.    Amerika  mit  seinen  gewaUlgen  Kapitabmftchten  und  ihrer 

vernichtenden  Konkurrenz  gegenüber  jeder  kleineren  Unternehmung  war 
hierfür  freilich  ein  minder  p'imstiger  Boden.  In  England,  Deutschland  und 
Frankrf^ich  hingegen,  besonders  im  erstgenannten  Lande,  konnten  sich  blü- 
hende Konsumvereine  entwickeln  und  ihren  Teilhabern  alle  Vorteile  des 
Großbetriebs  und  überdies  die  Zuwendung  seiner  Profite  an  sie  selbst  ge> 
wAhren.  Die  eigentlichen  Produktivgenossenschaflen  standen  und  stehen 
den  Konsumvereinen  gegenüber  freilich  überall  erst  in  zweiter  Linie.  Die 
Konkurrenz  der  kapitalistischen  Industrie  ist  eben  auf  diesem  Gebiete  allzu 
übermächtig,  weil  eine  analoge  Organisierung  der  Abnehmer  wie  bei  einem 
Konsumverein  auf  dem  freien  Felde  industrieller  Konkurrenz  nicht  tunlich 
erscheint.  Nur  im  Zusammenhange  mit  Konsumvereinen  haben  sich  in 
Ens^and  Produhtivgenossensohaften  in  immerhin  befriedigender  Weise  enl- 
widteln  können.  (Siehe  Bericht  auf  Seite  679.)  In  Frankreich  wieder  waren 
moralische  Kräfte  am  Werke:  der  Teitweifdte  Opfermut  von  Arbeitern,  die 
nach  unglücklichen  Streiks  entlassen  wurden,  und  die  generöse  Hilfe,  die  ihnen 
er! erholt  von  außen  kam  und  ihnen  die  Gründung  und  Behauptung  von 
Produktivgenossenschaften  ermögüchle.  (Siehe  Bericht  auf  Seite  677.) 
Eine  wirkhch  einschneidende  Bedeutung  haben  diese  Genossenschaften  für 
die  industrielle  Entwicklung  nicht  su  gewinnen  -vermocht,  weit  bedeutsamer 
ist  ihr  Einfluß  auf  die  Entwicklung  der  Landwirtschaft  gewesen. 

Durch  den  genossensc  haftHchen  Zusammenschluß  haben  die  Landwirte  vor- 
geschrittener Länder,  in  erster  Linie  Dänemarks,  aber  aurh  d^r  andern  europä- 
ischen Kulturslaaten  in  bedeutendem  Maße  sich  die  Vorteile  des  Großbetriehes 
verschaffen  können:  die  Beaulzung  landwirlschafüicher  Maschinen,  Einkauf 
und  Verkauf  im  Großen  usf.  (Siäe  Bericht  auf  Seite  623.)  Wmter  noch 
gingen  die  Bestrebungen  der  deutschen  Landwirte  nach  Schaffung  eines  staat- 
lichen Monopols  des  Getreidehandels,  die  im  bekannten  Antrage  des  Grafen 
Kanitz  im  deutschen  Roirhstagc  einen  markanten  Ausdnick  fanden.  Ein 
analoger  Gedanke  ist  in  5üdaustralien  verwirkhcht,  indem  die  Praparierung 
der  landwirtschaftlichen  Produkte  des  Staates  für  den  Export  daselbst  in 
staatlichen  Kühlhäusern  vorgenommen  und  der  Verkauf  der  Produkte  ia 
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England  durch  den  Staat  Südaustralien  besorgt  wird.  (Siehe  Bericht  in 
Heft  1  dieser  Zeitechrift.)  Noch  weiter  geht  die  EniwieUung  in  Neuseeland, 
wo  der  Staat  die  früher  herrschenden  Großgrundbesitzer  durch  seine  Steuer- 
politik zum  Verkauf  ihrer  Latifundien  an  den  Staat  gezwungen  und  den 

Grund  und  Boden  zum  Nationaleigentum  erklärt  hat.  (Siehe  Bericht  in 
Heft  8.)  Das  Land  wurde  vom  Staat  nirht  weiterverkauft,  sondern  an 
kleine  Farmer  in  Pacht  für  bestimmte  langaiidauernde  Vertragsperioden 
gegeben,  jedodi  unter  Reearierung  des  Rechtee  auf  t)berw«»hung  imd 
Leitiing  des  landwirtsehaftiiehen  Betriebes.  Eben  diese  planmftflige  Lotung 
der  landwirtschaftlichen  Produktion  durch  technisch  gebildete,  staatliche 
Orfrane  j^pwfihrlpistpt  den  Farmprn  erhr'^htf  Rotlpn  ort  rüge,  und  die  staatliche 
Organisirrung  des  Exportes  gibt  ihnon  höhere  V'erkaufspreise,  als  sie  allein 
und  unabhängig  erzielen  könnten.  Jener  Grad  von  Verstaatlichung  der  Pro- 
4iuktion,wie  er  unter  den  spezifischen  Verbindungen  der  Landwirtschaft  derzeit 
mOgÜehund  ersprieBMch  ist^seheint  mir  In  Neuseeland  imweaenilicben  erreicht. 

IV. 

Eine  ganz  eigene  Entwicklung  haben  gewisse  industrielle  Betriebe 
genommen»  welche  sum  wirtschaftlichea  Leben  unserer  Grofistädte  in  beson- 
ders enger  Beiiehung  stehen,  nämlich  die  st&dtischen  Verkehranittel,  die 

Beleuchtungs-  und  elektrischen  Kraftanlagen,  die  Wasserversorgung  und 
zum  Teil  auch  die  Wohnun^fürsorpfe.  Zunächst  haben  mehrere  Gemeinden 
Englands  und  Schotllamls,  vor  allem  Glasgow,  erkannt,  welche  großen  Vor- 
teile für  die  Bevölkerung  eine  Übernahme  solcher  Betriebe  in  den  Besitz 
der  Gemeinde  und  ihr  Betrieb  im  Interesee  der  Bevölkerung  selbet  bietet. 
Die  Weltstadt  London  folgte  auf  diesem  Wege  und  schuf  ein  gewaltiges  Nets 
von  st&dtischen  Strafienbahnoa.  Auf  dem  Festlande  von  Europa  geht  die 
Entwicklung  viel  langsamer  vor  sich.  Die  Verkehrsmittel  Berlins  sind  heute 
noch  tiberwiege iiJ  um  Besitz  privater  Gesellschaften,  in  Paris  prhört  die 
Untergrundbahn  wohi  der  Gemeinde,  aber  deren  Betrieb  wurde  vou  itir  einer 
privaten  Gesellschaft  {ibertragen,  und  ebenso  sind  die  Anbänger  einer  Ver- 
stadtlichung  des  QmnibusTerkehra  nach  hartnftckigem»  ausdauerndem  Kampfe 
den  Freunden  der  konsessionierten  Gesellschaften  erst  vor  kurzem  neuer- 
dings unterlegen.  Von  allen  Großstädten  hat  bisher  bloß  Wien  das  englische 
Vorbild  erreicht,  ja  in  den  letzten  Jahren  sogar  um  ein  Wesentliche«  überholt. 
(Siehe  Bericht  aui  Seite  691.)  In  Amerika  steht  die  Fra^re  im  Mittelpunkt 
der  städtischen  Politik  New  Yorks  und  Chikagos.  Große  Parteien  haben 
sich  die  Forderung  der  Verstadtlichung  insbesondere  der  Verkehrsmittel  zu 
eigen  gemacht,  und  die  Verwirkliohung  dieses  Programms  steht  woU  für  die 
nächste  Zukunft  zu  erwarten.  Australien  und  Neuseeland  sind  auch  in  dieser 
Hinsicht  wiederum  ein  weites  Stück  voraus,  und  insbesondere  die  Gründung 
eines  Stadtviertels  für  alte  Arbeiter  (in  dem  diese  in  städtischen  Häusern 
wohnen  und  durch  Pacht  und  Betrieb  städtischer  Gärten  eine  Zubuße  zu 
ihrer  staatUchen  Alterspension  gewinnen  können)  durch  die  Stadt  Adelaide 
in  Sfldaustralien  gibt  Europa  em  schönes  Beispiel. 

So  verschieden  aber  auch  die  erreichte  Entwicklungshohe  in  den  ver- 
schiedenen Ländern  ist,  die  Tendenz  zur  Verstaatlichung  der  spesifisch  städti- 
schen Industrien  ist  überall  die  gleiche. 

V. 

So  sehen  wir,  daß  sich  die  universelle  Entwicklungstendenz  zum  kol- 
lektiven Eigentum  in  drei  verschiedenen  Richtungslinien  vollzieht:  ^jg^g^  QQpgie 
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Land  Wirtschaft  durch  Erstarkung  genossenschaftlicher  Vereinigungen  und 
waehsenden  Einfluft  de»  Staatm  iinbesondero  auf  die  kommenieUe  Seite 
des  landwirtschaftlichen  Betriebes,  in  den  Stfidten  durch  Auabrcitung  von 
Einfluß  und  Besitz  der  Gemeinden,  auf  dem  großen  und  entscheidenden 
Felde  dor  Industrie  endlich  durch  Verschmelzung  der  industriellen  Einzel- 
betriebe zu  ^ßen,  Monopolmacht  ausübenden  Verbfinden  und  deren  schließ- 
liche Übernahme  durch  die  Gesamtheit.  Von  Amerika  haben  wir  in  dieser 
Hinsicht  bereits  oben  gesprochen.  In  Europa  steht  Deutschland  mit  seiner 
Ventaatlichung  der  Bahnen  und  teihmisen  Verstaatlichung  der  Bergwerke 
wohl  an  erster  Stelle.  Auch  Österreich  geht  in  dieser  Richtung  rasch  voran, 
und  speziell  die  Pläne  der  Gemeinde  Wien,  die  auf  Erwerbung  von  Kohlen- 
borgv>'erken  zwe^k^  Angfiedcning  an  din  bestehenden  städtischen  Industrie- 
betriebe gerichtet  sind,  sleheii  wohl  in  allen  Landern  einzig  da.  Auch  Belgien, 
die  skandinavischen  Staaten,  Italien,  Ungarn,  die  Schweiz,  Japan  usw. 
haben  lunftchst  auf  dem  G^iete  des  Bahnwesens  systematische  Verstaat- 
fichungspohtik  betrieben.  Die  staatUchen  Tabaksmonopole  Frankreichs, 
Italiens,  Österreichs  und  Japans  und  das  Monopol  des  Branntweinaus- 
schankf?  in  Rußland  kommen  dagegen  für  unsiere  Untersuchung  wonigor  m 
Betracht,  da  sie  dem  Bestreben  nach  Erschiießimg  stantlichcr  Einkunfts- 
quellen und  nicht  den  von  uns  erörterten  Entwjcklungskräften  ihre  Be- 
gründung verdanken.  Die  Konzentrierung  der  Industrie  in  Kartellen  und 
Trusts  ist  in  Europa  eben  im  allgemeinen  noch  nicht  so  weit  fortgeschritten, 
daß  sich  die  Verstaatlichung  bereits  heute  ab  unmittelbar  notw^dige  Maß- 
regel darstellen  würde.  Amerika  und  Australien  seigen  den  filteren  Indu- 
strielfindem  die  Bahn. 

VI. 

Die  direkte  VerstaatUchung  ist  aber  keineswegs  die  einzige  Richtungs» 
linie,  auf  der  sich  die  tataA<^cfae  Beschrftnkung  der  kapitalistischen  Macht- 
sphfire  durch  staatliche  Einflußnahme  Tollsiehen  kann.  In  Australien  ist  die 
suksessive  Verstaatlichung  der  am  Monopolstadium  angelangten  Industrien 

keineswegs  die  einzige  von  der  sozialistischen  Arbeiterpartei  geforderte  und 
durchgeführte  Methode  fort^^rhrittliciier  Politik.  Die  Einset zimn;  von  Schieds- 
gerichtshöfen und  Lohnkarnmern,  welche  die  Lohn-  und  Aibeitsbedingimgen 
in  den  in  privaten  Händen  gebliebenen  Industrien  regeln,  rückt  diese  be- 
deutungsvollste Funktion  völlig  aus  der  Machtsphfire  des  Fabrikbesitiers 
und  setzt  den  StaatswiUen  an  deren  Stelle,  die  von  höchsten  Anforderungen 
geleitete  staatliche  Fabrikinspektion  tut  das  Gleiche  nach  der  bygienisci^n 
Seite.  Andererseits  ist  es  der  Staat,  der  durch  seine  jeder  VerSndenmg  der 
sozialen  Lage  sich  anpassende  SchutzzollpoHtik,  durch  seine  Fürsoi|:i  fur 
die  Arbeitslosen,  durch  sein  tatkräftiges  Eingreifen  mit  allen  staatiicheu 
Machtmittdn  zur  Abwehr  drohender  industrieller  Krisen  die  tatsächhche 
Verantwortung  für  die  StabilitAt  und  Richtungslinie  der  industriellen  Ent- 
wicklung des  Landes  übernommen  hat.  Die  Stellung  der  australischen  Fabri- 
kanten ist  in  ihrer  Begründung  und  ihrem  Wirkungskreis  nicht  mehr  sehr 
wesentlich  von  der  des  Farmers  in  Neusroland  verschieden.  Wohl  blriht 
er  frei,  seinen  Erv.'erbstrieb  und  seine  geistigen  Kräfte  zur  Entwicklung  seines 
Betriebes  und  Erzielung  höchstmöglicher  Produktionsgewinnc  anzuwenden, 
aber  der  Staat  verwehrt  es  ibm,  diesem  Ziele  durch  Ausbeutung  seiner  Ar- 
beiter nahekommen  zu  wollen,  gibt  ihm  andererseits  durch  seinen  Schuti 
Sicherheit  vor  industriellen  Krisen  und  durch  seine  tatsächliche  Leitung 

der  Produktion  des  Landes  Hilfe  und  Beistand.  Der  Farmer  in  Neuseelaiiii  t 

DigitizedbyGoogle 


INDIVIDUALISMrS  V.  KOLLEKTIVISM.  IN  ARBEIT  XI  EIGENTUM  655 

wie  der  Fabrikant  AoBiraliens  werden  so  gevnssermaSen  zu  Mandataren  der 

Vol ksges arm t heil;  sie  erhalten  rth  solche  eine  gewisse  Aktions-  und  Arbeiis- 
sphfire,  stehen  quasi  im  Akkordlohn  des  Landes  mit  Ausblick  auf  mögliche 
üc\^iIiIlste  als  Belohnung  guter  Betriebsführung.  Die  wahre  Leitung  des  in- 
diutridlen  Lebens  liegt  aber  nidii  mdir  in  ihren,  sondern  in  Hfinden  des 
Staates. 

Gewiß  ist  auch  dies  nur  eine  Übergangsperiode  für  jene  Industrien, 

welche  tatsächliche  Monopolstelliinrr  und  damit  Reife  zur  völligen  Vci-staai- 
lichung  noch  nifht  erreicht  hoben.  Sowie  dieser  Zeitpunkt  erreicht,  wie  in 
der  obener%N  iihütt  n  Tahaksiudui?trie,  kommt  es  zur  tatsächlichen  Übernahme 
der  Indu^jlrie  m  Hände  der  Gesamtheit. 

Was  sich  in  Anstralien  im  Kleinen  vollneht,  seheini  mir  dereinst  im 
Großen  sidi  in  Amerika  und  Europa  Tollzieben  su  sollen.  Die  Entwicklung 
unserer  Industrien  in  der  Richtung  zum  Privatmonopol  ist  eine  Tatsache, 
die  wir  jo  nn^h  unserer  subjektiven  Neigung  bewillkommnen  oder  bedRUPrn, 
aber  nicht  leugnen  können;  \sie  schwere  Mißbräuche,  wie  gefährliche  Em- 
ilüsse  auf  das  ^irtschafthche  und  politische  Leben  des  Landes  diese  Entwick- 
lung mit  sich  bringt,  zeigt  nns  Amerikas  Bebpiel;  wie  nnmöghch  md  wie 
gefahrvoll  es  ist,  die  Entwicklung  surfickschrauben  und  cur  industriellen 
Anarchie  zurückkehren  zu  wollen,  zeigt  uns  desgleichen  Amorikas  Geschichte 
der  letzten  Monate.  Nur  durch  die  vorbohaltslose  Anerkennung  der  geschicht- 
lichen Tatsachen,  durch  die  Unterstützung  ihrer  weiteren  fortschrittlichen 
Entwicklung  kann  man  der  Gesamtheit  dienen.  Das  Zeitalter  des  wirtschaft- 
lichen Individualismus  mit  seinen  unleugbai*  großen  Vorteilen,  seiner  An- 
spannung aller  geistigen  Krifte  des  Menschen  durch  sein  Eigeninteresse  sur 
eigenen  und  damit  auch  der  Gesamtheit  Bereicherung  ist  TorOher.  Wie 
segensreieh  immer  die  freie  Konkurrenz  nach  Meinung  ihrer  Freunde  gewirkt 
haben  mag,  sie  selbst  hat  zur  Überwindung  der  Schwachen  durch  die  Starken 
und  der  Starken  durch  die  Stärksten,  das  sind  die  mit  Monopolstellung  aus- 
gestatteten wirtschaftlichen  Verbände,  geführt.  Die  freie  Konkurrenz  selbst 
ist  damit  in  den  wirtschaftlich  fortgeschrittensten  Ländern  tatsächlich 
beseitigt»  i^ur  die  Wahl  swischen  priTatem  und  staatlichem  Monopol  liegt 
vor  der  Entscheidung  der  Völker.  Die  Entscheidung  kann  auf  die  Dauer 
nicht  zweifelhaft  sein,  sie  muß  und  wird  zugunsten  der  Verstaatlichung  dw 
gi-oßen  Industrien  fallon.  Woh]  mag  die  Übergangsperiode  in  Europa  noch 
weit  länger  wahren  als  in  Aiutiika,  als  vor  allem  in  Australien:  Die  gleichen 
Kräfte  der  Entwicklung,  die  diesseits  und  jenseits  der  Ozeane  wirken,  müssen 
doch  gleiche  Ergebnisse  zeitigen.  Der  große  Umwandlungsproxeß  vom  In- 
dividualismus zum  Sozialismus  in  Arbeit  und  Eigentum  geht  damit  seiner 
Erfüllung  entgegen,  das  Gemeinschaftseigentum  an  den  IVoduktionsmitteln 
tritt  an  die  Stelle  des  privaten  Besitzes 

Welche  Vor«  und  Nachteile  diese  Umwandlung  für  unser  wirtschaftliches, 
soziales  und  geistiges  Leben  haben  wird,  ist  eine  durchaus  andere  Frage. 
Erat  die  Zukunft  wwd  lehren,  ob  wirklieb,  wie  so  viele  hoffen,  die  planmäßige, 
technisch  venrollkommnete,  alle  Krisen  vermeidende  Ldtung  der  Produk- 
tion durch  die  Volksgesamtheit  den  materiellen  Reichtum  der  Gattung  be- 
deutsam erhöhen  und  das  menschliche  Elend  beseitigen  wird;  ob  die  Ersetzung 
des  Kampfes  aller  gegen  alle  durch  solidarisr}i"  ArlM'it  eine  seelische  V^^rfeine- 
nmg  der  Masse  in  Gefolge  hnbcn,  ob  die  BeiieiuuL'  dps  menschlich»  it  Gemütes 
von  der  hastenden  Sorge  ums  Lagliche  Brot  harmonische  Ausbildung  aller 
Zweige  der  geistigen  Kultur  mit  sieh  bringen  wild.  Auch  wer  in  all  diesen 
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Beziehungen  skeptisch  ist,  wer  über  den  Sozialismus  hinaus  nach  ferneren 
Entwickliingszif^lf  n  bJickt,  wird  die  geschichtliche  Unabwendbark-Pit  des- 
selben für  das  kommende  Haibjahrhundert  anerkennen  müssen.  Nur  wer  die 
Rolle  des  Helden  im  Drama  liebt,  der  im  Kampfe  mit  dem  Schicksal  unter- 
geht, mag  sich  der  Entwicklung  widersetzen.  All  die  aber,  die  es  als  höchste 
Lust  empfinden»  der  Yorwirtrachreitenden  Entwicklung  der  Gattung  nach 
stete  weiter  eich  dehnenden,  dämmernden  Femen  in  dienen,  werden  ihre 
Sympathien  tmd  ihre  tatkrftftige  Hüle  dem  internationalen  Proletariat  m- 
wenden.  das  im  Kampfe  um  seine  eigenen  ökonomischen  Interessen  lu^eich 
die  Sache  des  Gattungsfortschritts  vertritt. 
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REICHSDUMA. 


lER  Staatwlreieli  vom  16.  Juni  1907  hat  den  breiten  Massoi  der 
1  Bevölkerung  —  Bauern,  Arbeitern  und  Kleinbürgern — den  froher 
I  entscheidend«!  EänOaß  auf  die  Zusammensetzung  des  russischen 

Parlaments  genommen  und  denselben  in  die  Hände  des  Adels  und 
des  Großbürgertums  gelegt ;  die  Resultate  der  im  Herbst  auf  Grund  des  neuen 
Wahlgesetzes  vorgenommenen  Wahlen  haben  den  Erwartungen  der  Schöpfer 
desselben  durchaus  entsprochen.  Eine  große  Mehrheit  von  Vertretern  der 
beeitienden  Klasse  reep.,  was  das  (Heiehe  ist»  Mitgliedern  der  konsenrathren 
Parteien,  ging  aus  ihnen  hervor.  Es  kann  fast  noch  wundernehmen,  daß 
trotzdem  ein  Drittel  der  Sitze  in  der  neuen  Duma  der  Opposition  tofiel,  vrdche 
die  beiden  ersten  Parlamente  unbeschränkt  beherrscht  hatte. 

Viele  meinten,  daß  die  neue  Zusammensetzung  der  Duma  wenigstens 
den  einen  Vorteil  mit  sich  bringen  werde,  daß  ein  einträchtiges  Zusammen- 
gehen von  Regierung  und  VoDwertretem  nunmehr  gesichert  und  die  Reali- 
sierung wenigstens  beseheidener  Reformen  nunmehr  ohne  Zwisehenftlle  ror 
sich  gehen  werde.  Die  beiden  ersten  Parlamente  hatten  unter  den  gröfiten 
Schwierigkeiten,  unter  ständiger  BrQskierung  durch  die  Regierungen  Goremy- 
kin  und  Stolypin  gute  Arbeit,  wenn  nicht  in  fertigen  Gegctzen,  so  doch  in 
aiireguilirsroichen  Gesetzentwürfen  und  Kommissiunsberatungen  getan.  Die 
neue  Duma  schien  weit  günstigere  Chancen  für  praktische  Arbeit  zu  haben, 
und  dennoch  können  wir  nach  viermonatiger  Existenz  derselben  sagen,  daß 
sie  niobts  ToUbraoht,  daß  alle  bedeutenderen  Entsdieidnngen  des  Staatslebens 
außerhalb  ihres  BeratungBsaales  fielen.  Die  neue  Anleihe  von  150  Mill.  Rubeln 
wurde  durrh  neue  Au8gal>e  von  Schatzscheinen  ohne  irgendwelche  Anteil- 
nahme der  r)uma  durchgeführt.  Ebenso  wurde  die  T^eeimg  des  zweiten  Gleises 
der  sibirischen  Eisenbahn  und  der  Amurlinie  vurgeiiuininen,  ohne  daß  die 
Duma  ihr  Votum  dazu  abgegeben  hätte.  Nach  den  Schätzungen  des  Eisen- 
bahnministeriums  sollen  diese  Unternehmungen  ungefähr  395  Millionen  Rubel 
kosten.  Aber  man  weiß,  wieviel  in  Rußland  von  solchen  ministeriellen  Vor* 
anschlagen  zu  halten  ist.  Die  Ausgaben  für  die  Legung  des  ersten  Gleises 
der  transsibirischen  Eisenbahn  hatte  man  seinerzeit  auf  350  Millionen  Rubel 
geschätzt;  in  Wahrheit  betrugen  sie  826  Millionen.  Um  diese  bedeutenden 
neuen  Ausgaben  zu  rechtfertigen,  führt  man  strategische  Gründe  ins  Treffen; 
sie  seien,  sagt  man,  für  die  Verteidigung  der  östlichen  Grenzen  des  Reidies 
unentbehrlich.  Zur  gleichen  Zeit,  wiederam  ohne  die  Duma  su  befragen, 
wurden  die  Ussuribahnen,  die  dem  Staate  seinenseit  70  Millionen  Rubel  ge- 
kostet hatten,  in  die  Verwaltung  der  chinesischen  Ostbalm-Gesellschaft  über- 
geben. D^ren  Lpituncr  kann  narh  dem  Staatsvf rtrarfp  mit  China  durch  die 
chinesische  Regierung  ernannt  werden,  und  wenngleich  China  seit  dem  Bozer- 
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«nlstaiide  tod  seinem  Rechte  keinen  Gebrauch  mehr  gemacht  hat,  so  soll  es, 
sagt  man,  jetzt  auf  der  Ausführung  dieser  VoH raesbestimmung  bestphen.  So 
sollen  also,  um  den  Amtsstil  beizubehalten,  „durrh  übergäbe  einer  russischen 
Staatsbahn,  die  russisches  Gebiet  durchquert,  in  die  Hände  einer  auslän- 
dischen Gesellschaft  die  östlichen  Grenzen  des  Reiches  gewahrt  werden*^ 
Ebenso  wurden  ohne  jede  AnteUnahme  der  Duma  der  neue  Handelsvertrag  mit 
Italien  und  das  asiatische  Übereinkommen  mit  En^and  abgeschlossen,  sowie 
die  neuen  Dispositionen  bezüglich  des  Verkaufes  von  Kronländereien  an  die 
Bauern  getroffen.  Auf  Drängen  des  Adels  zog  die  Regierung  einen  Gesetz- 
entwurf bezüglich  Erweiterung  der  städtischen  und  iHndlichen  Selbstver- 
waltung, den  sie  vor  dem  Staatsstreich  eingebracht  hatte,  zurück.  Dieser 
Geietientwurt  wurde  vom  Adel  ab  allsu  liberal  surQckgewiesen;  und  heute 
berftt  eine  Adelskommission  im  Ministerium  des  Innern  Hher  seine 
Umarbeitung. 

Was  also  tut  die  Duma,  die  neue  arbeitseifrige  Duma,  während  man  ohne 
sie  die  wichtigsten  Entscheidungen  fällt  ?  Sifi  beschäftigt  sich  damit,  über 
den  Mihtärdispens  der  Geistlichen  des  Kalniüekenstammes,  über  die  Pferde 
gewisser  Kosakenkategorien,  über  die  administrative  Umgrenzung  einer  zentral- 
aäiatisohen  ProTinx  und  die  Erhebung  der  russischen  (^andtsohaft  in  Tokio 
zum  Range  einer  Botsohaft  su  beraten.  Im  übrigen  sind  die  Mitg^eder  der 
Regierungsparteien  um  so  eifriger  damit  beschäftigt,  in  den  Vorzimmern  der 
Minister  und  hohen  Würdenträger  persönliche  und  lokale  Begünstigungen 
für  ihre  Wähler  zu  erbitten.  Nicht  im  Reratungssaal  der  Duma,  sondern  in 
besagten  Vorzimmern  gelang  es  den  Wortführern  der  russischen  Bourgeoisie, 
die  Vergebung  der  ScUflbbauten  und  der  lieferung  des  Eisenbahnmaterials 
an  auslfindische  Gesellschaften  rQckgftngig  zu  machen;  ebenso  gelang  es  ihnen 
auf  diese  Weise,  die  unbeschränkte  Vertagung  der  bescheidenen  Arbeiter- 
srhutzgesf^tzn  zu  cn^nrken,  welche  die  Regierung  einbringen  wollte.  Um 
solche  Erfüllung  der  Wünsche  des  Bürgertums  zu  sichern,  hätte  man  aber 
freilich  eine  Duma  sehr  wohl  entbehren  können.  Seit  Jahren  schon  ist  die 
russische  Regierung  bemüht,  die  wirtschaftüchen  Interessen  des  Bürgertums 
zu  fördern  und  es  äerdnroh  fOr  NichterfOUungsemer  pohtisohen  Forderungen 
zu  entschädigen.  Der  Zar  selbst  ist  der  größte  Industrielle  und  Großhändler. 
Er  ist  der  größte  Weinproduzent  und  Weinlieferant  der  russischen  Mflrkt^ 
or  besitzt  Zuckerraffinerien  und  Aktien  großer  Industrieuntemehmungen,  er 
spielt  sogar  durch  Vermittlung  von  Strohmännern  an  der  Börse  und  ver- 
einigt so  in  seiner  Person  die  Interessen  des  Adels  und  des  Bürgertums.  Gern 
ist  er  so  bereit,  dem  letzteren  auch  finanzielle  Vorteile  zukommen  zo  lassen. 

Wozu  dient  also  die  neue  Duma?l  Welche  Interessen  und  Aspirationen 
vertritt  sie  ?  Die  des  Volkes  ? !  Gewiß  nicht,  denn  im  Volksmund  heißt  sie 
die  ,,IIerrcnduma".  Die  der  adligen  Grundbesitzer?  Vielleicht  bis  zu  einem 
gewissen  Grade.  Aber  diese  Kreise  fürchten  doch  noch  immer,  sie  könnte 
eine  Entwicklung  nach  der  freiheitlichen  Seite  hin  nehmen  und  würden  eine 
Rückkehr  zum  alten  Absolutismus  vorziehen.  Die  des  Bürgertums?  Wir 
haben  bereits  gesehen,  wie  wenig  Vennehrung  seiner  politischen  und  wirt* 
schaftlichen  Macht  es  von  der  Duma  zu  erhoffen  hat.  Trotzdem  ist  es  die 
Partei  des  Großbürgertums,  sind  es  die  Oktobrislen,  die  sich  den  weil- 
fj'ohf'ndsten  IlbT^ionen  hingehen  und  sich  ilu  ri  Rolle  als  entscheidende  Partei 
der  Duma  fi'  tu  n.  Der  linke  Flügel  der  Partei  gibt  sich  sogar  f?ewissen  frei- 
heitlichen Traumen  hin,  der  rechte  Flügel  ist  gerne  bereit,  sich  Tür  Aufgabe 
freiheitlicher  Wünsche  durch  Industriesubventioneu  seitens  der  Staatskasse 
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b€saii]eii  SU  UuBsen«  In  ihrar  Beliandlung  dir  nntarwoffBiieii  Volker  an  der 
WestgMse  dos  Rdches,  in  ihrem  Chawimsmus  sind  die  Oktobristen  durch* 

aus  mit  der  Rechten  einig.  Beide  Parteien  sind  in  gewissem  Sinne  kriegerisch 
gesinnt,  immerhin  ist  die  psychologische  Begründung  ihres  Wunsches  bei 
beiden  verschieden.  Die  Adelspariei  träumt  von  einer  Wiedererlangung 
des  in  Ostasien  verlorenen  militärischen  Ruhms  durch  einen  militärischen 
Spaziergang  nach  der  Türkei.  Sie  ist  daher  für  die  Neuächailung  einer  stax-ken 
Kriegsmarine  und  den  Bau  von  strategischen  Bahnen,  um  tatsach- 
lich Krieg  zu  führen  und  die  Monarchie  von  der  Schande  des 
mandschurischen  Feldzuges  rdnsuwaschen.  Die  Oktobristen  dagegen 
sind  im  Grunde  ihres  Herzens  gegen  den  Krieg,  nur  möchten  sie  mit 
der  Kriegsgefahr  spielen,  damit  der  Neubau  der  Marine  und 
der  strategischen  Bahnen  beschleunigt  werde  und  reiche  Staatsaufträge 
infolgedessen  der  Industrie  zugewendet  würden.  So  erklärt  sich  der  kriegeri- 
sche Ton  ihres  Parteiorgans,  des  ,,GolosMoskwy«.  Ahnliche  Obereinstimmung 
herrBcht  zwischen  den  Oktobristen  und  der  Rechten  in  der  finnländischen 
Frage.  Beide  wollen  Finnland  annektieren  und  in  eine  russische  Provinz 
verwandeln ;  große  Gewinste  glauben  sie  von  einer  Russifizierung  des  Lf^ndes 
er\varten  zu  dürfen:  für  die  Feudalen  neue,  gut  dotierte  Beamtenposten 
auf  Kosten  des  ßnnländischen  Volkes»  für  das  Bürgertum  einen  neuen  Markt 
f«r  die  msaische  Industrie.  Während  so  die  Rechte  eine  Unterordnung  des 
finniflndischen  Genera^gouTemeurs  unter  die  Autorität  des  russischen  Minister- 
rates fordert»  reriangen  die  Oktobristen  den  Anschluß  des  finnländischen 
Eisenbahnnetzes  an  die  nissischen  Bahnen  und  die  Niederlegimg  der  Zoll- 
barrieren, die  Finnland  vom  russischen  Reiche  abschließen.  Die  Wünsche 
der  ereteren  sind  inzwischen  zum  Teil  erfüllt  worden,  der  Generaigouverneur 
Gerhard  wurde  durch  einen  Schüler  Plehwes  und  Bobrikofs,  General  ^Bekman, 
ersetst.  Schwere  Wolken  riehen  am  Himmel  des  tapferen  und  fortsehritts- 
freudigen  finnlandischen  Volkes  auf. 

Wozu  also  dient  die  Duma?!  Wer  bedarf  ihrer ?1  habe  ich  wiederholt 
im  Laufe  dieses  Artikels  gefragt,  ohne  unmittelbar  auf  diese  Frage  zu  ant- 
worten. Meiner  Ansicht  nach,  will  ich  nun  offen  sagen,  ist  es  ausschheßlich 
die  Regierung  selbst,  welche  ein  Interesse  am  Fortbestande  der  Duma  be- 
sitst.  Die  Duma  ist  unentbehrlich  fOr  Herrn  Stolypin,  er  hat  seine  Karriere 
an  den  Fortbestand  dieser  gesähmten  Volksvertretung  gebunden.  Seiner 
Anseht  nach  soll  die  Duma  als  Schirmwand  dienen,  durch  die  gedeckt  er 
seine  reformfeindliche  Politik  weiter  fortführen  kann.  Die  Volksvertretung 
soll  alle  Verbrechen  des  Absolutismus  sanktionieren  und  die  Verantwortung 
für  sie  gegenüber  dem  Unwillc^n  des  Volkes  ubernehmen.  Sie  soll  ferner  nach 
der  Hoffnung  des  Herrn  Stolypin  das  parlamentarische  Prinzip  selbst  durch 
ihre  Unfähigkeit  diskreditieren:  wenn  rie  dies  sur  Genüge  getan,  wird  man 
gerne  zur  alten  unverhüllten  SelbetherrBchaft  zurückkehren. 

Aber  freilich  erst,  nachdem  eine  neue  Riesenanleihe  im  Auslande  vor- 
genommen wurde.  Der  Bau  der  neuen  Eisenbahnen  und  Schiffe  und  die 
Deckung  des  regulären  budcr^tfiren  Defizits  erfordern  sehr  viel  Geld,  ebenso 
braucht  man  neue  Gelder,  um  die  Mendelssohnsche  Anleihe  zu  amortisieren 
und  die  Zinsen  der  letzten  französischen  Anleihe  zu  decken.  Bloß  für  diese 
beiden  letstgenannten  Operationen  sind  mindestens  650  Millionen  Mark 
notwendig.  Um  dähet  die  europäischen  Bankiers  in  Sicherheit  zu  wiegen, 
wird  der  Zar  die  Duma  gewiß  noch  durch  einige  Zeit  bestehen  lassen.  Die 
Bdrse  kann  hierüber  beruhigt  sein.  Immerhin  ist  es  Ja  möglich,  daß  ^  Google 
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geopfert  werde.   Schon  sfiriclit  man  in  letiter  Zeit  von  seinem  mOglichen 

Nachfolger»  einem  gewissen  Sturmer,  der  in  der  Schule  Plehwes  aufgewachsen 

ist.  .\her  selbst  dieser  würde  das  Leben  der  gezähmten  Duma  nicht  antasten, 
denn  sie  ist  für  den  Erfolc;  der  neuen  Anleihe  notwendig.  So  mögen  die 
europäischen  Finanzkr^ise  das»  Pulilikum  über  die  konstitutionelle  Gesinnung 
des  Zaren  beruhigen.  Bis  zur  nächsten  Anleihe  ist  der  Bestand  der  Duma 
geaiehert.  Was  dann  geschieht,  ist  freilich  eine  andere  Frage. 

DIE  EINFÜHRUNG  DES  PARLAMENTARISMUS  IN 

PRRSIEN. 

|1£  ersten  Anfänge  der  modernen  konstitutionellen  Bewegung 
in  Persien  sind  wohl  in  jener  nationalen  Strömung  zu  suchen, 
die  sich  zur  Regierungszeit  des  Schahs  Mozaffer  Eddine  ^:egen 
den  steigenden  Einfluß  von  ausländischen,  besonders  belgischen 
Beamten  auf  aUe  Zweige  der  Staatsverwaltung  richtete.  Dia  Gebtüchen 
des  Landes,  die  Monjteheds  traten  an  die  Spitae  dieser  fremdenfeindÜchen 
Bewegung  und  suchten  das  Volk  davon  zu  übefseugen,  daß  die  einsige  Ursache 
aller  Übel,  an  denen  es  leide,  in  der  Geldverschwcndunc^  der  Regierunjjf  liege. 
All  die  Summen,  die  für  Zollwesen,  Post  und  Telegraphen  auf^'ewendet  würden, 
f Anden  schUeßhch  ihren  Weg  in  die  Taschen  eines  ausländischen  Ministers 
imd  seiner  mitschuldigen  Kollegen,  und  Persien  gehe,  nachdem  es  zuerst 
politisch  Rußland  Teikauft  woMen  sei,  nunmehr  auch  dem  Akonomisohen 
Ruin  seiner  eingsborenen  Bevölkerung  entgegen.  Ote  Abhilft  d<  s  Übels  sei 
einfach.  Das  Volk,  um  seine  Geistlichen  geschart,  mOsse  die  Entlassung 
aller  ausländischen  Beamten  fordern  und  die  völlige  Unterwerf ung  des  Schahs 
unter  das  Gebot  der  Geistlichkeit  erzwingen. 

Diese  fremdenfeindUche  Bewegung,  die  in  gefahrvollster  Weise  den 
mueehnannischen  Fanatismus  aufsustaäehi  drohte»  wurde  indes  von  ihrer 
bedenklichen  Richtung  durch  den  gesunden  Verstand  des  Volkes  abgelenkt. 
Die  Intelligenz  des  Landes,  in  europäischer  \\'eise  gebildet,  stellte  steh  an 
die  Spitze  einer  Gegenbewegung  und  trat  für  freiheitliche  Reformen  ein. 
Weite  Kreise  schnrlen  sich  um  ihr  Banner,  man  verlangte  vom  Sehah  den 
Übergang  zu  konstitutionellen  Regierungs formen,  die  Anteilnahme  des 
Volkes  an  der  Leitung  des  Staates.  Es  war  im  Jahre  1906,  in  der  Zeit  der 
russischen  Revolution  und  eine  mächtige  demokratische  Strömung  sehien 
den  ganxen  Osten  zu  bewegen.  MozafTer  Eddine  versuchte  ihr  nicht  zu  wider- 
stehen und  be\vilhgte  seinem  Volke  im  August  1906  eine  Konstitution  zum 
großen  Erstaun^^n  Europas,  das  niemals  eine  derart  rasche  Entwieklrmg 
der  Dinge  für  mügüch  gehalten  hätte,  und  ebenso  zur  Verwunderung  der 
Moujteheds,  die  die  Bewegung  nach  so  ganz  anderen  Zielen  hatten  führen 
wollen.  Sie  versuchten  funftchst  noch,  die  ToIkstOmUche  Strömung  zur 
Brriohtung  einer  theokratischen  Demokratie  lu  benutzen,  sich  selbst  nsfuer» 
dings  an  die  Spitze  der  \'olksbewegung  zu  stellen,  jedoch  ohne  Erfolg.  Das 
Volk  war  keineswegs  gewillt,  neue  Herren  für  die  alten  einzutauschen,  und 
seine  Vertreter  erklnrten  dem  Ffirston  wie  den  Geistlichen  in  nicht  miß- 

zuverstehendcr  Sprache,  daß  man  ihnen  die  völlige  politische  und  geistige 
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Freiheit  und  die  freie  Entwicklung  des  Unterrichtswesens  gewähren  müsse. 
Auch  jetzt  noch  suchte  die  hohe  Geistlichkeit  die  Führung  in  der  Volks- 
beweping  zu  behaupten,  und  ohne  sich  um  die  Stimmung  der  niedrigen 
Geistlichkeit,  die  in  der  Umwälzung  alles  Bestehenden  den  Kopf  völlig  ver- 
lor, weiter  zu  kümmern,  akzeptierte  sie  die  vollzogenen  Tatsachen  und  trachtete 
bloß  nach  Eriialtung  jener  Garantien  für  das  religiöse  Leben,  die  ihr  uneni- 
behrlich  schienen.  Auch  in  den  Provinzen  Tollsog  sich  die  gleiche  Entiviek* 
lung,  die  hohe  Geistlichkeit  von  Kerbela  und  Nedjee  erUArte  sich  sofidariach 
mit  der  Konstitution. 

Alles  war  somit  hc  ITnungsfreudig,  alle  Klassen  der  Bevölkerung  blickten 
mit  Vertrauen  in  die  konstitutionelle  Zukunft  des  Landes  und  ervsarleten 
vom  neugeschaffenen  Parlament  die  friedliche  VerwirkUchung  weitaus- 
grolender  sosieler  Reformen.  Aber  ee  kam  doch  minder  einfach  md  glatt, 
ak  man  geglaubt  hatte.  In  den  Provinzen  brachen  revolutionfire  Bewegungen 
aus,  in  der  Hauptstadt  wurde  ein  Ministerium  nach  dem  anderm  gestHrat, 
und  der  Meuchelmord  trat  als  politischer  Faktor  auf  den  Plan. 

Welches  sind  die  Ursachen  von  all  diosm  Geschehnissen?  Der  bedeut- 
samste Grund  der  hereinbrechenden  VervMrrung  hegt,  glaube  ich,  in  der 
Pers0nlichfceii  des  neuen  Schah,  der  seinem  Vater  in  der  Regierung  folgte. 
Bis  in  dessen  Tode  war  er  Gonvemeur  der  Provinz  Aierbaidjan  gewesen 
und  galt  dort  fflr  einen  energischen,  harten  jnngen  Forsten,  feindUch  den 
modernen,  von  Europa  gekommenen  Ideen  und  der  von  seinem  Vater  kurz 
vor  d^sen  Tode  frcpebrnon  Konstitution.  AUereeils  war  man  von  Mißtrauen 
ob  seiner  Thronbesteigung  erfüllt,  und  alle  die  Eide,  durch  die  er  seither 
b^hwur  im  Sinne  der  Konstitution  zu  regieren,  haben  dies  Mißtrauen 
nicht  Xtt  xerstrenen  vermocht. 

In  Wahrheit  verdiente  Mohammed  Ali  Chah  vielleicht  dne  günstigere 
Mdniing.  Seine  verschlossene  Natur  machte  es  ihm  auch  bd  gutem  Willen 
schwer,  Fühlung  mit  den  kämpfenden  parlamentarischen  Parteien  zu  ge- 
winnen, und  so  konnte  er  weder  das  Vertrauen  der  von  der  Geistlichkeit 
geführten  konstitutionellen  Rechten,  noch  der  radikalen,  selbst  mit  re- 
publikanischen Ideen  liebäugelnden  Linken  gewinnen.  Am 
liebeten  wSre  er  vielldcht  sum  orientalischen  Despotismus  alter  Schule 
xurflckgekehrt,  aber  er  begriff  bald,  daß  die  Volksstimmung  dem  allzu  ent- 
gegen, daß  Persien  zu  nahe  an  Europa  gelegen  sei,  um  sich  seinem  ideellen 
Einfluß  ganz  entziehen  zu  können.  Andererseits  wollte  er  es  auch  mit  jener 
altkonservativen  Klasse  nicht  ganz  verderben,  deren  Einfluß  und  Macht 
durch  die  neue  demokratische  Entwicklung  des  Staates  geschwächt,  aber 
nicht  gebrochen  war.  Ihrer  Amter  und  ^ekuren  entsetzt,  warteten  gar 
viele  nur  auf  den  Augenblick,  der  ihnen  auf^  neue  den  Weg  nach  oben  seigen 
sollte.  Der  Schah,  der  weder  mit  den  Parteien  des  Parlaments,  noch  auch 
mit  dieser  altkonservativcn  Partei  Fühlung  fand,  ^tbehrte  jeder  Stütze, 
die  ihm  ijpdeilüiche  Regierung  ermöglicht  hätte. 

Die  andere  Ursache  der  herrschenden  Unruhe  im  Lande  hegt  im  Volks- 
charakter selbst.  Die  Perser  sind  aufwallend,  beweghchen  Charakters,  von 
grofler  Aufopferungswilligkeit,  aber  leidenschaftlichem,  leicht  entzündbarem 
Temperament.  Bald  erkannten  sie,  daß  der  musUmische  Glaube  selbst  durch- 
aus kein  Hindernis  für  die  Umwandlung  des  Staates  im  modernen  Sinne 
bilde.  Von  dieser  Seite  kam  keinfnlei  Beunruhigung,  wohl  aber  glaubte  man 
nur  allzuleicht  und  ohne  zureichenden  Anlaß,  man  sei  ans  Ausland  verraten. 
Die  zahlreichen  Grenzverletzungen  der  türkischen  Truppen  an  der  VVesl- 
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grenze  des  Reiches  liefien  die  nationale  EmpOnmg  immer  aufs  neue  auf> 
schäumen  und  Qberall  nach  Verantwortlichkeiten  suchen.  Kein  Geffihl  der 
Sicherheit  und  des  frohen  Vertrauens  in  die  Zukunft  wollte  dauernd  Fufl 

fassen.  Gab  man  sich  demselben  für  einen  Augenblick  hin,  so  meinte  man 
sjlf  ich  wieder  von  der  Regierung  verkauft  zu  sein,  und  in  solchen  Aii^rn- 
blu  ken  hatten  die  Verbreiter  revolutionärer  Ideen  leichtes  Spiel.  In  sulchen 
Zeitpunkten  ist  es  um  die  persönliche  Sicherheit  all  derer,  die  man  nüt  Recht 
oder  Unrecht  reaktionfirer  Be8tfd[>ungen  Terdichtigt,  sehr  Abel  bestellt; 
und  wenn  sie  nicht  um  ihr  Leben  bangen  wollen,  so  tun  sie  gut,  Persien 
so  rasch  als  möglich  zu  verlassen.  Hierauf  ist  es  zurückzuführen,  daß -soviel 
vornehme  Perser,  die  einst  hervorragend»^  Stellungen  bekleidet,  ein  zeit- 
weiliges Asyl  in  Europa  gesucht  haben,  und  andere,  die  mutvolier  als  sie 
das  Geschick  herausgefordert  hatten,  auf  den  Straßen  von  Teheran  und 
Schiras  durch  Bomben  oder  Revolverschnsse  gefallen  sind. 

Was  haben  wir  bei  aU  dem  von  Persiens  Zukunft  und  dem  scUiefilichen 
Erfolg  seines  schönen  Versuches  parlamentarischer  Institutionen  zu  glauben? 
Wird  das  Land  eine  Beute  der  Revolutionfire  werden  oder  wieder  der  Reaktion 
anheimfallen  ? 

Ich  glaube,  daß  sich  glücklicherweise  keine  der  beiden  Mugiichkeiten 
erfüllen,  sondern  die  gemäßigt  fortschrittliche  Partei,  die  weit  mehr  Anhänger 
sfihlt,  als  man  gewöhnlich  annimmt,  die  Macht  gewinnen  und  behaupten  wird. 
Diese  Partei  ist  bestrebt,  allmähUch,  alle  raschen  Übergänge  vermeidend, 
Persien  aus  >  inrin  orientaHschen  in  ein  modern  demokratisches  Staatswesen 
umzuwandehi,  jede  Korruption  zu  unterdrücken,  dm  Aufblühen  eines  modernen 
Unterrichtswesens  zu  fördern,  die  gesamte  Verwaltung  in  modemer,  europäi- 
scher Weise  zu  reorganisieren.  Die  Führer  dieser  Partei  sind  überwiegend 
Männer,  die  eine  europfiisohe  Endehung  genossen,  zum  Teil  während  dauem- 
den  Aufenthaltes  in  Europa  die  VorzOge  westlicher  Staatseinrichtungen 
kennengelernt  habod  und  deren  Segnungen  nun  ihrem  geliebten  Heimat- 
lande  zuführen  wollen.  Die  Anhänger  der  Partei  rekrutieren  sich  aus  den 
gebildeten  und  besitzenden  Klaf^sen,  die  vieles  von  moderner  Entwicklung 
7u  gewinnen,  aber  noch  mehr  von  Revolution  und  Umsturz  zu  verUeren 
haben.  Ihre  Bestrebungen  vertritt  in  mustei^tiger  Weise  der  frühere  Minister- 
präsident Nacer  oul  Molk,  und  eine  nahe  Zulranft  bereits  wird  der  Partei 
zweifelsohne  die  Wiederkehr  zur  Herrschaft  bringen.  Im  Parlament  selbst  übt 
die  Partei,  zwischen  den  beiden  extremen  Richtungen  der  Rechten  und  Linken 
vermittelnd,  einen  bedeutsamen  Einfluß  aus.  Ihr  verdankt  die  „Madjies" 
den  bei  aller  parlamentarischen  Um  rf  ihrenheit  würdigen  Gang  der  Ver- 
handlungen. Die  jüngst  stattgefundene  Debatte  über  eine  Grenzverletzung 
aeitens  russischer  Kosaken  bei  der  Stadt  Astara,  oder  die  über  die  Maßregeln 
gegenUber  einem  unbotmäßigen  Beamten  in  Kurdistan  exinnerten  in  ihrem 
Emst  und  ihrer  Sachlichkeit  in  vorteilhafter  Weise  an  die  besten  europäischen 
Vorbilder.  Wenn  zu  anderen  Malen  das  Parlament  allzu  geneigt  ist,  seine 
Prärogative  zu  überschreiten  und  Funktionen  dor  ausübenden  Gewalt  an 
sich  zu  reißen;  wenn  seine  Koniruissionen  wiederiiolt  versucht  haben,  als 
Wohlfahrtsausschüsse  die  Verwaltung  des  Staates  selbst  in  die  Hand  zu 
nehmen,  so  mag  auch  dies  angesichts  der  für  die  Volkafreiheit  gefährlichen 
Pläne  kurslebiger,  vom  Schah  gestfttster  konservativer  Ministerien  nicht 
allzusehr  wundernehmen. 

Über  alle  Unruh*Mi  hinweg  nimmt  Zahl  und  Einfluß  der  Zeitungen  he- 
•deutsam  zu,  neue  Schulen  werden  gegründet,  die  Provinzlandtage,  ergänzen 
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das  Werk  des  Reichsparlaments,  und  selbst  die  Frauen  treten  aus  der  Ab- 
geschloflaenlieii  des  Harems,  der  sie  bis  dahin  streng  rnnfliig,  heraus  und 
Defamm  die  Vertretung  ihrer  Interessen  in  die  Hand.  Das  persische  Volk 
ist  aus  seiner  jahrhundertelangen  Ruhe,  seiner  allzu  ausschUeßlichen  Be- 
schäftigung mit  relif^i^'^^Ti  und  philosophischen  Fragen  herausgetreten  und 
ist  im  Begriff,  seine  Geschicke  energisch  selbst  zu  lenken.  Es  tritt  an  die 
Spitze  jener  großen  Reformbewegung,  die  den  ganzen  musUmischen  Osten 
ergriffen  hat  und  noch  Tiefe  bedentsame  geistige  und  soiiale  Krfifte  sn 
neuem  Le]>en  erwecken  wird.  X. 


HJALMAR  EKHOLM.  HELSINGFORS:   AUS  DER 

NEUESTEN  ENTWICKLUNG  FINNLANDS. 


AS  infolge  des  Generalausstandes  im  November  1905  an  Finnlands 
Volk  erlassene  kaiserliche  Manifest,  das  Maßnahmen  zur  Wieder- 
herstellung der  früheren  gesetzlichen  Ordnung  im  Lande  traf,  hat 
Finnland  in  den  Zustand  lurflokreraetit,  der  vor  der  vom  General- 
gouvemeur  Bobrikoff  im  Jahre  1898  eingeführten  Verwaltung  herrschte. 
Besagtes  Manifest  brachte  gleichzeitig  die  Verheißung  einer  Reihe  lange  er- 
warteter und  verlangter  Reformen  in  freisinnig-demokratischer  Richtung. 
Durch  das  Manifest  wurde  nämlich  der  höchsten  Verwaltungsbehörde  des 
Landes,  dem  Kaiserlichen  Senat,  aufgetragen,  einen  Gesetzentwurf  zu  einer 
neuen  Landtagsordnung  auaiuarbeiten.  Derselbe  BoUte  eine  seitgemftfle 
Reform  der  Organisation  der  finnischen  Volksvertretung  mit  allgemeinem  und 
gleichem  Wahlrecht  bringen.  Femer  verlangte  der  Erlaß  von  der  finnlän- 
dischen  Regierung  die  Ausarbeitung  von  Grundgesetz  vorlagen,  welche  der 
Volksvertretung  das  Recht  zuerkannten,  die  Maßnahmen  der  Rcgierungs- 
mitglieder  in  bezug  auf  ihre  Gesetzlichkeit  zu  iu>ei  wachen,  und  dem  Lande 
allgemeine  Redefreiheit,  PreUfreiheit,  Versaiamlungs-  und  Vereinsfreiheit 
«usichem  sollten.  AuBerdem  hatte  unversflglich  ein  Dekret  betreffend  Ein- 
stellung präventiver  Zensur  zu  erfolgen.  Sämtliche  oben  genannten  Vorlagen 
sollten  fertiggestellt  sein  zur  EröfTnung  des  außerordentlichen  Landtags, 
dessen  Einberufung  durch  jenen  Erlaß  v<^rkfmdpt  wurde. 

Die  wichtigste  der  in  Aussiebt  gestellten  Reformen  war  zweifellos  die 
heute  verwirklichte  Volksvertretungsreorganisatiou.  An  die  Stelle  des  noch 
von  der  Vereinigung  mit  Schweden  her  beatehendoi  Yiericammeriandtagcs, 
SU  dem  nur  gewiise  Kategorien  mSnnlicher  Borger  wahlberechtigt  waren,  trat 
ein  Einkammersystem  auf  der  Grundlage  des  allgemeinen  tmd  gleichen  Wahl* 
rechts  für  Mann  und  Frau.  Die  diesbezügliche  Vorlage  ^^nirde  den  Bestim- 
mungen des  obengenannten  Manifests  entsprechend  dem  im  Jahre  1906  zu- 
sammengetretenen außerordentlichen  Landtage  unterbreitet  und  von  diesem 
nahezu  einstimmig  angenommen.  Die  Bereitwilligkeit,  mit  welcher  die  macht- 
habenden  Klassen  des  Landes  somit  ganz  und  gar  von  ihrer  dominierenden 
Stellung  bei  Zusammensetzung  der  Volksvertretung  zurücktraten,  mii^  be* 
fremdend  wirken  und  der  Schritt  von  vier  Kammern  zu  einer  einzigen  radikal 
erscheinen.  Diese  Tatsache  aber  hat  ihre  Erklärung  in  dem  Wunsohe,^d^r  ^  ^  Google 
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Forderung  einer  weitverbn'itpton  Volksmcinung  entgegenzukommen  sowie 
das  Gefühl  der  Verantwortung  uiid  Solidarität  zu  wecken  bei  der  großen  Masse 
der  Bevölkerung.  Diese  hatte  in  Ermangelung  pofitiacher  Stammberechiigun^ 
besonders  in  letsterZeit  mit  starkem,  wenn  auch  unberechtigtem,  Mißtrauen 
die  Täti^mt  des  alten  Landtags  verfolgt.  Wegrn  der  ZeFS]>]ittenuig  der 
Bevölkerung  in  mobrpro  politische  und  sprachliche  Parteien  sowie  mit  Rück- 
sicht auf  die  unsiclu  re  Stellung  nach  außen  hin  brauchte  Finnland  unbedingt 
eine  Volksvertretung,  welche  auf  die  Unterstützung  aller  Volksschichten 
rechnen  konnte. 

Die  im  Manifest  anbefohlenen  Gesetzvorlagen  besfigiioh  Venammlungs> 

Vereins-  und  Preßfreihoit  wurden  ebenfalls  dem  außerordentlichen  Landtage 

von  1906  unterbreitet.  I>ieser  erließ  sowohl  allgemeine  gesetzliche  Bestim- 
mnnprn,  die  dif  so  Rechte  proklamierten,  als  aiif^h  diesbezügliche  Spezial- 
gesetze. EisLere  smd  späterhin  in  Form  eines  Gi urulgesetzes  bestätigt  und 
vom  Monarchen  sanktioniert  worden.  Dagegen  fand  das  Vereinsgesetz  ui  der 
vom  Landtag  angenommenen  Form  nicht  die  kaiserliobe  Zustimmung,  was 
die  Ausaibeitung  einer  neuen  Landtagsvorlage  veranlaflte.  Diese  wurde  jedoch 
bisher  dem  Kaiser  und  Großfürsten  noch  nicht  vorgetragen.  Von  diesem 
Vortrag  beim  Monarchen  hängt  ebenfalls  das  Preßfreiheitsgeselz  ab,  dem  der 
Landtag  einen  von  der  Regierungsvorlage  abweichenden  Wortlaut  gab. 

Was  schUeßlich  das  Gesetz  bezüglich  der  Verantwortung  der  Regierungs- 
mitgUedcr  gegenüber  der  Volksvertretung  anbetrifft,  so  sind  die  Vorarbeiten 
dazu  ausgefflhrt ;  die  Vorlage  wurde  jedooh  noch  nicht  dem  Landtage  übergeben. 

Wenn  nun  auch  besagtes  Manifest  offenbar  die  für  das  Land  brennendsten 
Fragen  ihrer  Lösung  entgegenzuführen  suchte,  so  war  doch  eine  sehr  wichtige 
Angelegenheit  so  gut  wie  unberührt  geblieben.  Durch  ein  auf  administrativem 
Wege  im  Jahre  1901  erlassenes  Gesetz  war  nämlich  das  von  Monarch  und 
Ständen  gemeinsam  angenommene  Wehrpflichtsgesetz  vom  Jahre  1878  auf- 
gehoben, das  einheimisohe  Militär  eingezogen  und  die  Last  der  Wehrpflicht 
auf  andere  Falle  gestellt  worden.  Nachdem  das  ebengenannte  Gesetz  von 
1901  wegen  Anwendungsschuicrigkeiten  frttber  suspendiert  worden  war,  be- 
stimmte dn?  Manifest  die  Aufhebung  desselben  in  seinem  ganzen  Umfange, 
dagegen  wurde  das  tatsächlich  außer  Kraft  getretene  Gesetz  von  1878  nicht 
von  neuem  für  geltend  erklärt.  Statt  dessen  wurde  dem  Landtag  von  1906 
der  Vorachlag  gemacht,  für  den  Verlauf  der  nächsten  drei  Jahre  alljährlich 
zehn  Millionen  Mark  aus  den  finnischen  Staatsmitteln  in  die  russische  Reiche- 
Schatzkammer  su  überführen  als  Beitrag  für  die  Militftrausgaben  der  russi- 
schen Krone  und  als  Äquivalent  für  die  Befreiung  von  der  Militärlast,  die 
Finnland  dadrirrh  zntoil  \\iirdp.    Dieser  Vorschlag  wurde  vom  Landtag  so- 
weit gutgehciü'  II,  ;iU  derselbe  den  in  Frage  stehenden  Beitrag  für  das  Jahr 
1905  mit  zehn  Millionen  Mark  bewilUgte,  zugleich  wurde  aber  die  Hoflnung 
ausgesprochen,  dafi  die  Militftrfrag^  baldmO^chst  in  der  gruudgcsetilicb  tot- 
geschriebenen  Ordnung  geltet  werden  möge.  Auf  diesem  Punkt  ist  die  An- 
gelegenheit indessen  stehengeblieben. 

Daß  die  besseren  Zeüen,  die  am  Schluß  dos  Jahres  1905  in  politischer 
Hinsicht  für  Finnland  mul' 'biochen,  auch  auf  sozialem  Gebiete  lebhaftes  neues 
Schaffen  mit  sich  führen  würden,  war  vorauszusehen.  Der  Kaiserliche  Senat, 
der  sich  gegenwärtig  aus  den  hervorragendsten  Männern  der  konstitu- 
tionellen Partei  susammensetst,  ist  besonders  hierin  unermüdlich  wachsam 
gewesen  und  mit  reicher  Initiative  hervorgetreten.  Di*  Bestrebungen  dea 
Senats  waren  vor  allem  darauf  gerichtet,  diesbezügUche  Reform^  .|»^^^e|^'  ^ 
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liebem  Wege  zustande  zu  bringen,  damit  die  sozialen  und  ökonomiscben  Ver- 
btitniaae  derselbeii  f raainmg-demokratischen  Umwandlung  unterworfen  seien» 

\\  Irhe  durch  die  neue  Landtagsordnung  und  das  zu  derselben  gehörende 
Wahlgesetz  in  politischer  Hinsicht  inzwischen  durchgeführt  worden  ist.  Die 
die  Aufmerksamkeit  des  Senats  besonders  erregendpn  Fragen  warfn  folgende: 
die  SrhafTung  einer  für  das  Land  neuen  Regierunj^sform  an  Stelle  der  veralteten 
und  teilweise  unklar  formulierten  Bestimmungen  der  bestehenden  Grund- 
gesetze; die  Ausddmimg  des  komnumaleii  Slinnnrechts  und  der  Prinzipien 
der  kommunalen  Selbstverwaliong;  Stcherstellung  der  unangeaeesenen  Be- 
völkerung durch  ein  zeitgemäßes  Pachtgesetz  und  Maßnahmen  seitens  des 
Staats  TU  T/ntPi-stützung  rlos  Klelnbaunrnbcsitzes;  ein  neues  Gewerbegesetz; 
Revision  der  Arbeiterschutzgesetze,  umfassend  Schutz  gegen  Unfallgefahr, 
Kinder-  und  Frauenschutz,  Gewerbeinspektion  und  Maximalarbeitstag;  ein 
Arbeitsvermittlungsgesetz  mit  dem  Zweck,  durch  den  Beistand  des  Staates 
ein  Zusammenwiricen  unter  den  kommunalen  ArbeitoTermittlungabureaus  lu- 
Stande  zu  bringen,  die  GrQndung  solcher  Bureaus  in  allen  für  den  Arbeita*. 
markt  wichtigen  Orten  obligatorisch  werden  zu  lassen,  sowie  der  privaten 
Arbeitsvermittlung  gewisse  Sehranken  aufzuerlegen,  indem  deren  Ausübung 
von  der  Erlaubnis  der  Behörden  abhängig  werden  sollte;  Revision  der  Be- 
stimmungen bezügUch  Verantwortlichkeit  der  Arbeitgeber  für  die  den  Arbeiter 
im  Betriä  treffenden  Kflrpersohäden  mit  dem  Zwecke,  diese  Bestimmungen 
auf  weitere  Kategorien  von  Arbettnehmem  su  erstrecken  und  den  Betrag 
des  Sckadeoersatzes  zu  erhöhen;  Einführung  von  Invaliditäts-  und  Alters- 
Versicherung;  Revision  des  Gesetzes  bezüglich  Arbeiterunterstützungskassen; 
Reform  der  Gesetzgebung  betreffs  Arbeitsvertrag;  Einführung  aligemeinen 
Schulzwanges. 

In  allen  diesen  Fragen  sind  teils  von  der  Regierung  selbst,  teils  durch  von 
derselben  eingesetzte  Komitees  bereits  gründliche  Vorarbeiten  geleistet  worden, 
welche,  wie  su  hoffen  steht,  in  nftchster  Zukunft  su  erfol^dchen  Gesetz- 
gebungen führen  werden. 

Mit  Spannung  wurde  allerseits  den  Wahlen  zum  neuen  Einkammerland- 
tag, welche  von  den  verschiedenen  Parteien  durch  lebhafte  Agitation  vor- 
bereitet am  15.  und  16.  März  1907  gemäß  der  gesetzlich  eingeführten  pro- 
portionalen Wabhnethode  vor  sich  gingen,  entgegengesehen.  Das  Resultat, 
das  nach  zweiwöchiger  intensiver  Aibdt  der  WahlbehOrden  veröffentlicht 
wurde,  zeigte  die  200  Sitze  der  Kammern  so  verteilt,  daß  die  bürgerlichen 
Parteien  deren  120  erhielten  und  die  Sozialdemokraten  80.  Beinahe  80%  der 
stimmberechtigten  Männer  und  Frauen  haben  bei  den  Wahlen  ihre  Stimmen 
abgegeben.  19  Sitze  der  Kammer  wurden  von  Frauen  eingenommen.  Be- 
sonders in  die  Augen  fallend  war  der  große  Stimmensieg  der  Sozialdemokralen, 
vermöge  dessen  diese  Partei  die  stftrkste  der  Kammer  wurde  und  deren 
Einfluß  nur  mittels  Blockbildung  der  bürgerlichen  Parteien  ein  Gegengewicht 
geboten  werden  konnte.  Die  Sozialdemokraten  wurden  selbst  völlig  über- 
rascht durch  ihren  Wahlsiffj.  indem  sie  nach  Schätzung  ihrer  Stärkn  nur  auf 
die  halbe  Anzahl  der  erhaltenen  Süzc  gerechnet  hatten.  Der  Sieg  lindet  seine 
Erklat  uiig  teils  in  mangelhafter  politischer  Reife  bei  einer  Menge  von  Wählern, 
infdge  deren  letzerer  alle  die  wfthrend  der  Wahlagitation  von  den  Sozialisten 
schta  ausgemalten  und  viel  verheißenden  Traumbilder  der  Verwirklichung 
möglich  erschienen,  teils  in  dem  bereits  früher  angedeuteten  tiefen  Mißtrauen 
gegenüber  den  besitzenden  Klassen,  welches  in  letzter  Zeit  durch  eine  rück- 
«icbtslose  sozialdemokratische  Presse  angefacht  in  den  niederen  Volkaklass^n 
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genährt  worden  w^ar.  Allerdings  gaben  diese  Wähler  ihre  Stimmen  für  sozial- 
demokratische Kandidaten  wohl  nicht  mit  voller  Kenntnis  und  bewu&ter 
BUligong  der  sotiaUstuohen  Prinzipien  ab,  sondern  es  g^chah  vielmehr  aus 

dem  Grunde,  daß  die  bolrofTonden  Kandidaten  als  zur  gleichen  Geaellscliafls- 
kategorio  wir  dir  Wähler  gehörend  letzteron  das  größte  Zutrauen  einflößten. 
Das  an  dorn  Wahlresultat  am  meisten  Beunruhigende  bestand  darin,  daß  in- 
folge der  angeführten  Umstände  und  im  Hinblick  darauf,  daß  die  Anzahl  der 
Gebildeten  besonders  unter  den  gewählten  Sozialisten  äußerst  gering  war, 
das  allgemeine  Bildungsniveau  und  die  Arbeitsfähigkeit  der  Kammer  vielleicht 
so  tief  sinken  konnte,  daß  eine  fruchtbringende  Arbeit  nicht  zu  erreichen 
gewesen  wäre.  Und  es  muß  gerechten\'eise  zugegeben  werden,  daß  diese  Be- 
denken keineswegs  ganz  und  gar  unbegründet  gewesen  sind.  Daß  der  nach 
den  neuen  W'ahlen  im  vorigen  Frühjahr  und  Herbst  zum  ersten  Male  versam- 
melte Landtag,  was  Erfahrung  und  Einsicht  betriilt^  hinter  der  iruhcren 
Volksvertretung  zur<lokstehen  mußte,  war  selbstverständlich;  bemerkenswert 
war  hingegen  die  Mangelhaftigkeit  der  politischen  Reife  und  des  Urteilsver- 
mögens, welche  besonders  bei  der  sozialdemokratischen  Partei  zutage  trat. 
Trotzdem  kann  doch  nicht  behauptet  werden,  daß  die  Arbeit  des  ersten  Ein- 
kaTinncriandtajTH  unfruchtbar  gewogen  wäre.  Daß  das  ])ositive  l^^sultat  nicht 
sonderlich  gruii  wurde,  findet  seinen  Grund  darin,  daß  viel  Zeit  zu  nötigen 
Organisationsarbeiten  verbraucht  wurde.  - 

Die  wichtigste  vom  Landtag  1907  erledigte  Frage  war  diejenige  betreffs 
Bewilligung  weiterer  sehn  Millionen  Mark  fOr  jedes  der  Jahre  1906  und  \907, 
in  Form  des  früher  angedeuteten  Beitrags  an  das  Russische  Reich  zu  Militär- 
ansgaben. Dieser  Beitrag  wurdf  auch  dieses  Mal  gegeben,  unter  Aufrecht- 
erhaltung des  früher  von  der  Volk^vcrtretuug  ausgesprochenen  Wunsches  be- 
zügiicli  einer  endgültigen  Losung  der  Militürfrage.  Noch  ein  anderer  von 
diesem  Landtag  gefaßter  Beschluß  darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  obgleich 
die  erwOnschte  Wirkung  desselben  wohl  kaum  realisiert  werden  wird.  Aus 
eigner  Initiative  nahm  nämlich  der  Landtag  ein  vom  Jahre  1910  ab  gültiges 
Gesetz  an  betrelTs  vollständigen  Verbotes  von  Zubereitung  und  Verkauf  alko- 
holhaltiger Getränke,  soweit  dieselben  nicht  für  wissenschaftliche  oder  medizi- 
nische Zwecke  zur  Verwendung  kommen.  Da  jedorii  die  Handelsverträge 
zwischen  dem  Russischen  Reiche  und  verschiedenen  anderen  Staaten  die  vor- 
geschlagene vollständige  Abgeschlossenheit  Finnlands  gegen  jeglichen  Spiri- 
tuosenimi)ort  nicht  zu  gestatten  scheinen,  kann  angenommen  werden,  daß 
das  in  Frage  stehende  Gesetz  niemals  obrigkeitliche  Bestätigung  finden  wird. 

Auf  Grund  des  dem  Landtage  zugesl  aiidenen  Inf  erj)enatinnsrcehtes  \%*nrde 
unter  anderem  eine  genaue  llntersnchnng  der  Ursachen  für  die  große  \  er- 
mehrung  der  Polizei  des  Landes  unternommen.  Diese  Frage  hängt  auf  das 
ei^te  zusammen  mit  einer  Tatsache,  welche  ia  dieser  Übersicht  auch  Er- 
wähnung verdient,  nämlich  den  bedauerlichen  sozialen  Erscheinungen,  die  in 
Form  von  rohen  Gewalttaten  gegen  Person  und  Eigentum  während  der  letzten 
Jahre  mehrfach  im  Lande  vorgekommen  sind. 

Vielcrseits  man  hierin  das  Resultat  einer  rück b altslosen  sozialdemo- 
kratischen Auiwiegelungspohtik  erblicken  wollen  und  gemeint,  daß  die  Schuld 
an  den  Vorkommnissen  in  hohem  Grade  bei  der  sozialistischen  Parteiführung 
zu  suchen  war.  Es  muß  allerdings  zugegeben  werden,  daß  die  soziaiHsiische 
Agitation  oft  genug  recht  unsympathische  Formen  annahm,  und  ebenso^ 
wenig  ist  zu  leugnen,  daß  dieselbe  manches  Mal  bei  verwilderten  Individuen 
das  Gefühl  für  Recht  und  Unrecht  in 
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Jedoch  die  sosialdemokraiische  Partei  alsjsolche  fOr  dasiGoschefaene  ver- 
antwortlieb  gemacht  werden  mufi,  kaimnicht  behauptet  werden.  Die  Erklärung 

des  Üb«  Is  muß  ohne  Zweifd  größtenteils  in  jener  Kriminalität  gesucht  werden, 
\v*'lf  Iii'  als  latent  jedor  men<""hlichen  Gesellschaft  ei«i:en  ist  und  wahrend 
unruhiger  Zeiten,  wie  Finnland  sie  in  den  letzten  Jahren  zu  durchleben  hatte, 
zutage  tritt.  Andererseits  erklären  sich  die  Gewalltaten  durch  das  nahe 
Beispiel  des  Vorgehens  russischer  Anarchislenbanden.  Unter  allen  Um> 
aUüiden  mu0  jedoch  der  sorialdemokratischen  Leitung  zur  Last  gelegt  werden, 
daß  dieselbe  wenigstens  im  Anfang  nicht  mit  der  nötigen  Enet^'ie  v<m  der 
Anwendung  roher  Gewalt  abgeraten  hat,  sondern  unter  allerlei  hoch- 
trabenden Deklamationen  die<»'UMMi  als  Folgen  der  bürgerlichen  Gesellschafis- 
ordiuini::  und  ihrer  ungeret  hten  Uesitzverteilung  zu  erklären  suchte. 

Anfang  Februtir  dieses  Jahres  wurde  der  neue  Landtag  in  vorgeschriebener 
Ordnung  zum  zweiten  Male  zusammenberufen.  Die  hierdurch  eingeleitete 
Gesetzgebunpperiode  wurde  indessen  dadurch  unteibrochen,  daß  der  Kaiser 
und  Großfürst  in  einem  Dekret  Anfang  April  den  Landtag,  gestützt  auf  die 

I  imllagsordnung,  für  aufgelöst  erklArte  und  die  Neuwahlen  auf  den  1.  Juli 
festsetzte.  AnlalJ  zu  dieser  Verfügung  gab  der  nes(  iiluß  des  Landtages  in 
einer  im  Interpellationswege  aufgenommenen  Fra^e,  die  Maßnahmen  be- 
treffend, welche  die  finnlärnliseho  Regierung  zum  Schutz  für  I'^innlaiids 
innere  Selbständigkeit  ergriffen  hatte.  Durch  diesen  Beschluß,  der 
formell  als  vom  Landtag  gefaßt  galt,  in  Wahrheit  jedoch  allein  die  Meinung 
der  sosialdemokratischen  Repräsentanten  ausdrückte,  wurde  der  Regierung 
ein  Mißtrauensvotum  erteilt,  welches  besagte,  daß  letstere  nicht  mit  der  . 
nötigen  Festigkeit  die  hei  einigen  Gelegenheiten  vorgekommene  vermeint- 
liche Einmischung  der  russischen  Regierung  in  Finnlands  Hecht  abzuwenden 
gesucht  habe.  Der  Beschluß  gewann  dadurch  PluraUlät,  daß  die  bürger- 
lichen Parteien  in  der  Frage  nicht  einig  untereinander  wurden,  und  die  nächste 
Folge  desselben  war  ein  Denuaeionsgesuch  der  finnischen  Regierungs- 
mitglieder, welches  indessen  vom  Monarchen  nidit  angenommen  wurde. 
Statt  dessen  erfolgte,  wie  schon  erwähnt,  die  Auflösung  des  Landtags.  Da 
der  durch  die  Stimmen  der  Sozialdemokraten  zustande  gekommene  Land- 
tagsbeschluß keine  allgenieiTie  Sympathie  im  Lande  fand,  wurde  die  Nach- 
richt von  der  Landtagsauiiüsung  und  den  Neuwahlen  vollkommen  ruhig 
Ton  der  Bevölkerung  aufgenommen. 

♦ 

Es  erui)i  iL't  noch,  mit  »'inigen  Worten  die  ökonomischen  und  die  Arbeiter- 
Verhältnisse  zu  berühren,  und  mag  dabei  hervorgehoben  werden,  daß  Finn- 
land im  großen  ganzen  sich  während  der  letzten  Jahre  steigender  Konjunk- 
turen SU  erfreuen  hatte,  was  su  einer  durchgehenden  Erhöhung  der  Arbeits- 
lohne führte.  Obwohl  diesbezügliche  berechtigte  Forderungen  der  .Vrbeiter- 
Schaft  in  der  Regel  berücksichtigt  werden  konnten,  v^^urde  es  doch  wegen 
der  allgemein  übermäßig  gewachsenen  Ansprüche  oft  nötig,  lanf^-ierige 
Arbeitskämpfe  durchzuführen,  welche  die  industrielle  Tätigkeit  olTenbar 
hemmten  und  die  Arbeitgeber  zwecks  Wahrung  ihrer  lateresbeu  zum  organi- 
sierten Zusammenschluß  führten.  —  Nachdem  letztgenannte  Koahtions- 
bewegong  genügende  Ekitwicklung  erreicht  haben  wird,  und  die  beiderseitigen 
Verbfinde  sich  gewöhnt  haben  werden,  die  offene  Fehde  durch  Unterhand- 
Inngen  und  Schiedsgericht  zu  erselzon.  wird  im  Arbeitsverhältnis  sicherlich  — 
zum  Wohle  beider  Teile  —  die  ersehnte  Stabilität  eintreten. 

Digitized  by  Google 


668 


DOKUMENTS  DBS  FORTSCHRITTS 


JUNI  1908 


Zum  Schluß  kann  es  angebracht  erscheinen,  einige  Worte  über  die  Aus- 
sichten der  weiteren  Entwicklung  des  Landes  tu  sagen.  Hierbei  besteht 
indessen  die  besondere  Schwierigkeit,  die  die  Abhängig^Leit  Finnlands  von 
der  russbchen  Politik  bietet,  deren  Gestaltung  nicht  vorausgesehen  werden 
kann.  Falls  ungostörto  Beziehungen  zw  Rußland  fortdauern  werden,  scheint 
es  jedoch,  daß  Finnland  mit  Zuversicht  der  Zukunft  entgegenbhcken  kann, 
und  daß  jene  Auswüchse,  welche  am  normalen  Gesellschaftsleben  im  Laufe 
der  leisten  Jahfe  beobachtet  werden  konnten,  sicherlich  wieder  verschwinden 
werden. 


im  ^ 


ANGELD  VAZ,  PORTO:  ZUR  PSYCHOLOGIE  DES 

LISSABONNER  KÖNIGSMORDES. 

Es  soll  ausdrückhch  hervorgehoben  werden,  daB  sich  die  Redaktion  in 
keiner  Weise  mit  den  nachstehenden  Ansichten  ihres  Mitarbeiters 
identifiziert.  Immerhin  dürften  dieselben  für  alle,  die  sozial-psycholoj^schen 
Fragen  ein  wissenschaftliches  Interesse  entgegenbringen,  ungemein  lehr» 
reicE  selnJ  Red. 

N  meinem  Artikel  in  der  Februamummer  dieser  Zeitschrift  habe- 

ich  versucht,  eine  dokumentarische  Darstellung  von  Veranlassung 
und  Verlauf  der  portugiesischen  Staatskrise  zu  geben.    Der  Hin- 
weis auf  die  ungesetzlichen  Vorschüsse  der  Staatskasse  an  den 
König  hat  die  Wahren  Gründe,  aus  denen  dieser  die  Diktatur  Joao  Francos 
aufrechthielt,  klargestellt.  Es  erObrigt  sich  nunmehr,  den  Verlauf  der  sich 
Oberstfirzenden  Begebenheiten,  die  in  letzter  Konsequenz  zu  dem  von  niemand 
vorhergesehenen  Königsmord  führten,  darzulegen.    Durch  eine  Reihe  von 
Erlässen  des  Diktators  waren  bereits  im  Laufe  des  Herbstes  alle  Garantien 
der  Volksfreiheit  und  der  Unverletzlichkeit  der  Person  aufgehoben  worden, 
um  so  der  stets  sich  steigernden  Empörung  der  großen  Masse  der  Bevölkerung 
jede  Möglichkeit  freier  Äufierung  su  nehmen.   Durch  ein  Dekret  Tom 
21.  November  wurden  Ausnahmegerichte  fflr  alle  politischen  und  Preß- 
vergehen eingesetzt,  und  diese  Gerichte  dem  unmittelbaren  Einfluß  des 
Diktators  unterworfen,  der  ihre  Entscheidungen  im  wesentlichen  selbst 
diktierte.  Am  23.  Dezember  wurde  das  Herrenhaus,  das  bedeutenden  morali- 
schen Mut  in  der  Bekämpfung  der  Diktatur  bewiesen  hatte,  gesetzwidrig 
umgestaltet  und  dem  Könige  ein  unbeschrflnktes  Recht  der  Ernennung 
neuer  Mitglieder  gegeben.    Am  12.  Desember  erflofi  ein  neues  Edikt,  das 
alle  Garantien  der  Gemeindeautonomie  aufhob;  am  2.  Januar  1908  wurden 
sämtliche  Gemeinderäte  des  Landes  aufgelöst  und  durrh  Versvaltungskom- 
missionen,  die  der  Diktator  persönlich  ernannte,  ersetzt.    Seit  diesem  Zeit- 
punkte gab  es  für  Laune  und  Willkür  Francos  keine  Schranken  mehr.  Nicht 
nur,  dafi  die  Zeitungen  durch  die  Zensur  an  der  Veröffentlichung  regierungs- 
feindlicher Artikel  verhindert  wurden,  sie  wurden  auch  geswungen,  regel- 
mäßig offiziöse  Noten  der  Regierung  abzudrucken,  die  von  Verleumdungea 
gegen  die  MitgUfuh  r  der  Opposition  strotzten.   Das  Vereammlungsreoht  war 
für  die  oppositidnellen  Parteien  tatsächlich  aufgehoben,  ihre  Führer  wurden 
einer  fortgesetzten  Spionage  durch  die  Geheimpolizei  unterworfen  und  bis 
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in  ihre  Privatgemächor  von  deren  Agenten  verfolgt.     Eine  unerträgliche 
BeftngstiguDg  berofichtigte  sich  aUer  freigesinnten  Personen  des  Landes. 
Nichts  war  freigebheben  als  der  Haß  in  der  eigenen  Brust»  und  zugleich 
fohlten  die  Besten  des  Landes  sich  dadurch  entehrt,  daß  all  diese  Gewalt- 
maßregeln die  Gewinnung  ungesetzlicher  Vorechüsse,  schnöder  G^^M vorteile 
für  den  König  des  Landes  zum  Ziel  hatten.    So  wurde  die  Stimmung  der 
Bevölkerung  allen  Vorsichtsmaßregeln  der  Regierung  zum  Trotz  immer 
nnrdutionflrar.    WaffenankAufe  und  Bombenfabrikation  wurden  überall 
betrieben,  und  in  Venweiflung  Uber  sein  Unvermögen,  all  dem  naohzuspttren, 
gab  der  Untersuchungsrichter  Vciga  seine  Demission  in  einem  offenen  Schreiben 
an  den  Diktator,  in  dem  er  die  Unhaltbarkeit  der  Situation  darlegte.  An 
seine  Stelle  trat  ein  Mann  von  rücksichtsloser  Energie,  Aloes  Ferreira.  Tn 
der  Nnrht  des  21.  Januar  wurden  seitens  der  Polizei  Masseuveriiaftungeii 
republikanischer  Journalisten  und  freigesinnter  Bürger,  ja  selbst  eines  hoch- 
angesehenen Deputierten  Josd  d*Almeida  yorgenommen.    Am  26.  Januar 
war  die  Bevölkerung  von  Lissabon  voll  dfisterer  Ahnungen.    Die  wider- 
sprechendsten Gerüchte  zirkulierten.     Neue  Verhaftungen  erfolgten,  und 
weil  man  das  Entweichen  der  Verhafteten  aus  den  Polizeio^ofän^nissen  mit 
Unterstützung  der  Polizei  selbst  befürchtete,  wurden  sie  in  Militärgefängnissen 
untergebracht.     Am  27.  Jaimai  erließ  die  Leitung  der  repubUkanischen 
Partei,  allen  fOr  ihre  Mitgheder  dadurch  heraufbeschworenen  Gefahren  zum 
Trots,  einen  flUmmenden  Aufruf  an  die  Bevölkerung,  sie  möge  sieh  lur  Be- 
seitigung der  Diktatur  erheben,  nicht  gegen  Personen,  sondern  gegen  das 
ünterdrückungssystcm  selbst  sich  wenden.  Am  28.  Januar  nimmt  die  Auf- 
regung der  Bevölkerung  noch  zu.   Der  Diktator  selbst  fühlt  sich  nicht  m*^hr 
sicher  vor  der  Wut  des  \  Ikrs,  er  verbringt  jede  Nacht  an  einem  andeieu 
Orte,  um  der  Gefahr  emer  Ermurduag  durch  seine  Gegner,  die  ihm  allerorten 
naelMtellen,  su  entgehen.  Die  Bevölkerung  erwartet  den  Auabruch  der  Revo- 
lution; noch  einmal  aber  schien  der  Diktator  die  Oberhand  behalten  su 
sollen.  Um  10  Uhr  abends  Ueß  er  mehrere  Ffthrer  der  Oppodtion,  den  Depu- 
tierten Dr.  Alfonso  Costa  und  den  Graf»^n  von  Rihrirn  Hrava  verhaften,  die 
Ansammlungen  des  Volkes  auf  den  Straüen  durch  Poiizeigewait  zerstreuen 
und  Hunderte  von  Verhaftungen  vornehmen.    Hundert  Personen,  darunter 
der  Universit&tsprofessor  Dr.  Egas  Monis,  ein  treuer  Monarchist,  wenn- 
gleich Gegner  der  Diktatur,  der  Leutnant  Alvara  Pope  und  viele  Änte,  Kauf- 
leute, ja  selbst  Frauen  wurden  im  Fort  von  Caxias  interniert.  Am  29.  Januar 
ist  ganz  Lissabon  in  einem  Zustand  verzweifelter  Erregung.  Man  v.ill  kämpfen, 
«oj  PS  auch,  daß  die  Nioderlai^o  pewiß  erseheini.   Nene  Vorhaftungen  monar- 
chistischer Deputierter  werden  vorgenomini'n,   di  '  (riafen  von  Pedrolva 
und  du  Ameal  retten  sich  über  die  Grenze  nacii  Spanien.    Das  Haus 
J<m6  d'Alpoim's,  Fahrers  der  liberalen,  wenngleich  monarchistiBchen  Oppo* 
sition  im  Herrenhause,  wird  von  Spionen  umgeben,  um  ihn  am  Verlassen 
desselben  zu  hindern.  Trotidem  gelingt  es  ihm,  lu  Oiehen  und  nach  Salamanka 
in  Spanien  zu  gelnnp-f^n.  Weitere  Verhaftungen  von  Beamten  und  Offizieren 
erfolgen,  das  GeriK  ht  geht  durch  die  Stadt,  der  König  und  der  Diktator 
würden  sie  alle  oime  Gerichtsverhandlung  erschießen  lassen.  Am  30.  Januar 
werden  weitere  5  Zeitungen  konfisziert.    Der  Justizminister  kommt  von 
knner  Besprechung  mit  dem  König  in  Villa  Vi^osa  nach  Lissabon  zurQck 
und  begibt  sich  zum  Ministerrat,  der  in  Permanens  tagt.    Die  summarische 
Hinrichtung  der  Verhafteten  steht  in  Verhandlung,  und  Proskriptionslisten 
werden  in  Lissabon  und  Porto,  Goimbra  und  Setubai  bereitgehalten.  Google 
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von  Bürgern  er>varten  ihre  Ausweisung'oder  Deportation  nach  den  Kolonien. 
Jaoa  Fnmco  in  seiner  brutalen  Art  erklärt,  „daß  er  das  Land  völlig  von  der 
repnblikanisohen  Canaille  reinigen  wolle".  Ein  neu^  Dekret  des  Königs 
gibt  dem  Diktator  Vollmacht,  alle  seine  Gegner,  auch  Deputierte  und  Mii- 

plieder  dps  TT^rrenhauses  ohne  irgendwelche  Gerichtsverhandlung  nnch 
seinem  freien  Ermessen  nach  (h  n  Kolonien  zu  deportieren  und  ihnen  alle 
Rechte,  Eliren-,  Adels-  und  andere  -Titel  und  Funktionen  gleichzeitig  zu 
entziehen.  Am  31.  Januar  erscheint  das  Dekret  im  Staatsanzeiger;  der 
Vorabend  des  1.  Februar  ist  gekommen.  König  Carlos  hatte  den  Tag  der 
VeröiTentlichung  des  Dekretes  gewählt,  um  nach  Lissabon  zurückzukehren 
und  die  verzweifelte  EmpOrung  des  Volkes  trotzig  herauszufordern.  Jeder- 
mann hat  die  Überzeugung,  daß  c  r  in  erster  Linie  für  alles  Unglück  verant* 
wortlich  sei,  ftiir  alle  Schmach  des  Vaterlandes. 

Um  YtQ  Uhr  landete  der  König  und  seine  Faniihe  in  FeiTeiro  do  Pa^o. 
Wenige  Minntan  nachher  ward  dar  Wagen  des  Königs  von  den  Versehwörera 
Alfredo  Costa  und  Manoel  Buiga  umringt,  und  ihren  Revolverschüssen  fielen 
der  König  und  sein  ältester  Sohn,  Kronprinz  Louis  Philippe  zum  Opfer.  Die 
beiden  Voi-schwörer,  die  in  ihrem  Bekannlenkreis  stets  als  ehrenhafte  Menschen 
gegolten  hatten,  fanden  das  Ende,  das  sie  erwarteten,  den  unmittelbaren 
Tod  an  der  Seite  ilirer  Opfer.  Die  Polizei  begnügte  sich  nicht  hiermit,  sondern 
entlud  ihre  Waffen  nach  allen  Seiten,  und  mehrere  Unschuldige,  darunter 
ein  junger  Knabe,  der  zufällig  vorüber  ging,  wurden  getötet.  Einen 
Tag  spftter  wurde  Joao  Franco  trotz  all  seines  Widerstrebens  von  seinem 
Posten  entfernt  und  eme  furchtbare  Episode  in  Portugals  Geschkfate  damit 
beendet. 

Die  Leichen  der  beiden  Königsmörder  wurden  während  mehrerer 
Tage  im  Leichenschauhaus  ausgestellt,  und  eine  ungeheure  Menschenmenge 
defilierte  langsam  und  ehrerbietig  vor  ihren  sterblichen  Resten.  Am  8.  Februar 
fand  das  Leichenbegängnis  des  Königs  und  seines  Sohnes,  welch  letzterer 
als  unschuldiges  Opfer  der  furchtbaren  Tragödie  gefallen  war,  mit  großem 
Glanz  und  f^tlichem  Pomp  statt,  ohne  daß  jedoch  die  große  Mehrheit  der 
Bevölkerung  ir^ndwelche  Trauer  bekundet  hätte.  Wenige  Tage  nachher 
wurden  die  Leiclien  der  beiden  Königsmörder  heimlich  zum  Friedhof  über- 
führt. Die  neue  Regierung  wollte  hierdurch  Demonstrationen  vermeiden, 
aber  am  nächsten  Sonntag,  dem  16.  Februar,  defilierten  80  000  Personen 
vor  den  Grfibem  der  beiden  Revolutionäre  und  schmückten  sie  mit  Blumen. 
Eine  rifTentlic  he  Subskription  wurde  im  ganzen  Lande  für  die  Ijeiden  Waisen, 
Sühne  des  gefallenen  Buic^a,  eröfTnet;  und  man  meint,  sie  werde  bald  IDContos 
de  Reis  (40  000  Mark)  erreichen.  Seltsam  und  merkwürdig,  diese  Seelen- 
stirnmung  eines  weichen,  ja  sentimentalen  Volkes,  das  sich  mit  der  Gewalttat 
zweier  Attentäter  identifiziert!  Am  12.  Februar  gab  der  vornehmste  Dichter 
des  Landes,  Guerra  Junqueiro  der  allgemeinen  Stimmung  in  einem  offenen 
Schreiben  Ausdruck,  in  dem  er  sagt:  „Der  König  ist  nicht  ermordet  worden, 
er  hat  sich  selbst  getötet.  Das  Attentat  war  das  Werk  zwder  Männer,  die 
keine  Mitwisser  besaßen,  dennoch  aber  waren  ihre  Waffen  von  der  unsicht- 
baren Hand  der  Nation  selbst  gerichtet,  es  war  ein  Altentat  des  ganzen 
Volkes.  Der  BUtz  hat  sich  in  zwei  Seelen  bloß  entladen,  aber  die  Elektrizität, 
die  ihn  geschalten,  ging  von  uns  allen  aus.  Wir  alle  sind  mitschuldig  an  dem, 
was  sie  getan. 
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IE  [große  Wellt'  dor  T-obcnserneuerunj?,  die  über  alle  östlichen 
Völker  hinweggeht,  überall  neue  Kulturkeime  ersprießen  läßt, 
überall  das  enthusiastisohe  Veriangen  weckt,  den  -verlorenen  Plati 
im  Rate  der  Volker  wiedersngewinnen,  hat  auch  Indien  erreicht. 
Nur  in  schmerzvoller  \'erzweinung  hatten  die  Besten  des  indischen  Volkes 
ja  fyesohehen  lassen,  daß  auf  die  materielle  Blüte  des  Landes  von  ehedem 
die  Hungersnöte  und  Fest  der  Gegenwart  folgen  durften,  daß  die  alten  Ge- 
lehrtenschulen, daß  religiöse  Weisheit  und  wissenschaftliche  Forschung  mehr 
und  mehr  verkümmerten  und  Indien  unter  die  Knechtschaft  anderer  Völker 
geriet.  Diese  Zeit  venweifelnder  Resignation  ist  heute  vorflber,  und  wer 
von  freier  Hohe,  etwa  von  den  KAmmen  des  Himalajas  horchen  könnte  auf 
das  Brausen  des  weiten  Volkermeeres  in  Indiens  Ebenen,  würde  überall  von 
Tausenden  von  Stimmen  den  Sehnsuchtsschrei  nach  nationaler  Wiedergeburt 
vernehmen. 

Die  Einheit  des  Volkes  ist  heute  t^ine  Tatsache.  All  die  verschiedenen 
Stömme,  Konfessionen  und  Kasten,  die  so  lange  keinerlei  Empfindung 
nationaler  Gemeinschaft  besaßen,  sind  heute  im  grofien  Streben  nach  einer 
Renaissance  indischen  Geistes  geeint.  Ein  heiliges  Sprichwort  unserer  Sprache 
charakterisiert  besser  als  jede  Redeform  diese  unsere  Gesinnung:  „Janani 
janmabhumishcha  Svargadapi  gariyasi",  ,,die  Mutter  und  unser  Heimat- 
land sind  von  größerer  Heiligkeit  und  höherer  Hedeutung  als  selbst  der 
Himmel".  Dieses  Zitat  mag  ja  meinen  christlichen  Freunden  in  Europa 
fremdartig  klingen,  aber  meine  Leser  wollen  bedenken,  dafi  der  Hinduglaube 
den  Himmel  mit  all  seinen  heiligen  GhOren  und  seinem  seligen  GlOck  blofi  als 
einen  knnen  Rastplatz  in  der  großen  Entwicklung  der  Seelen  durch  unzählige 
Existenzen  hindurch  zu  immer  höherer  und  höherer  Vergcistigimg  ansieht, 
nicht  aber  als  das  letzte  Ideal  unserer  Bestimmung,  wi(>  es  das  Christentum  tut. 

Noch  vor  30  Jahren  lagerte  eine  dumpfe  Trübheit  über  dem  Lande. 
Wirklicher  Gemeinsinn  war  auf  ganz  wenige  Männer  von  erlesener  Erziehung 
besohrflnkt.  Keinerlei  originale  Werke  wurden  geschaffen.  Universit&ts- 
diplome  und  Beamtenposten  waren  höchster  Ehrgeis  selbst  der  Besseren  im 
Lande,  und  solche  Inder,  welche  auf  englischen  Schulen  englische  Erziehung 
genossen  hatten,  pflegten  auf  Kultur  und  Religion  ihrer  Heimat  mit  Ver- 
achtung herabzusehen,  unfähig,  die  tif^fe  Philnsophie  und  Erbweisheit,  die  den 
alten  Zei-emonien  zugrunde  liegen,  im  Geist  der\  ätcr  zu  begreifen.  Verdrängte 
so  eine  schwache  Nachahmung  westlicher  Kultur  die  alte  nationale  Gesittung 
des  Landes,  so  unterlag  auch  das  heimische,  hoch  entwickelte  Gewerbe  der 
billig  fabriaerenden  Fabrikindustrie  Englands.  Die  intellektuellen  Klassen 
Indiens  selbst  waren  gespalten,  eine  tiefe  Kluft  trennte  die  oben  erwähnte 
Gruppe  europäisch  Gebildeter,  die  alle  Fühlung  mit  indischen  Gedanken 
verloren  hatten,  von  den  konservativen,  altreligiösen  Kreisen,  die  nichts  mit 
moderner,  europäischer  Bildung  zu  tun  haben  wollten.  Nur  wenige  tra- 
ditionelle Verbrechen,  wie  die  Witwenverbrennung,  waren  von  den  Eng- 
ländern beseitigt;  die  fflr  die  physische  und  geistige  Kraft  des  Volkes  um 
soviel  verderblichere  Sitte  der  Kinderheiraten  blieb  ungefindert  bestehm. 

Heute  ist  all  dies  anders.  Jung-Indien  gibt  zu  den  schönsten  Hoffnungen 
Anlaß.  Europäisches  Wissen  hat  überall  durchs  ganze  Land  um  sich  ge- 
griffen, die  Kluft  zwischen  Modernen  und  Konservativen  ist  überbrückt, 
eine  Synthese  beider  Zivihsationen  bahnt  sich  an.  Überall  erschallt  der  Ruf 
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der  Gebildeten  nach  Anteilnahme  an  der  Leitung  des  Staates,  nach  Ge- 
wfihrunp  konstilutioneller  Einrichtungen.  Die  junge  Generation  ist  bereit, 
für  Erreichunj^  ihres  Ideals,  wenn  es  von  England  nicht  froiwilH^  zuppstanden. 
wird,  auch  ihr  Leben  im  Freihcitskampfo  tu  opforn.  Beanitenposten  sind 
nicht  mehr  das  einzige  Ziel  der  gebildeteu  Jugend  Indiens,  und  die  technische 
und  kaufroSnnisohe  Karriere  sieht  immer  mehr  InteUigensen  an.  Handel 
und  Industrie  blQhen  auf,  begOnstigt  durch  den  Entschluß  weiter  Volks- 
kreise,  aus  Buropa  importierte  Waren  zu  boykottieren  und  eben  hierdurci 
dem  Aufschwung  nationaler  Indusf  rio  im  l  ande  selbst  Vorschub  zu  leisten. 
Eine  machtvolle  Presse  ist  in  al!f  u  Städten  des  Landes  erwachsen  und  gibt 
zum  Teil  in  englischer  Sprache,  zum  Teil  in  den  Sprachen  des  Landes  dem 
gleichen  Streben  nach  Freiheit  und  Wiedergeburt  indischer  Ziviüs&tion 
Ausdruck.  Das  nationale  Lied:  „Baude  Mataram"  (gegraßt  seist  du,  mein 
Vaterland)  erschallt  von  den  Gletschern  des  Himalaya  bis  su  den  sonnen- 
durchglühten  Ebenen  im  Süden.  Eine  große  Erwcurtung  und  eine  ^oße 
Seligkeit  zugleich  hnt  sirh  der  Gemüter  des  Volkes  bemächtigt.  Wir  alle 
sind  uns  dessen  freudig  bewußt,  daß  wir  am  Vorabend  großer  Ereignisse 
stehen,  die  unseres  Landes  Zukunft  entscheiden  werden,  und  wir  blicken 
den  Sturmtagen,  die  da  kommen  mögen,  nicht  mit  Furcht,  sondern  mit 
dem  festen  Entschluß,  all  das  Unsere  fflr  Indiek  GrOfie  und  FVeiheit  auftu* 
opfern,  entgegen.  Mögen  unsere  Brüder  in  Europa,  die  ihren  eigenen  Frei- 
heitskfimpfem  der  Vergancrönlioit  <Mrt  freundlich  Gedenken  bewahrt  haben» 
auch  uns,  die  wir  ähnUch  ringen,  freundlich  gesinnt  seini 

CHRONIK. 


Die  freiheitliche  Bewegung  in 
PraiuMicli-Indiea.  Die  revolutionäre 

Gährung,  die  jetzt  überall  in  Britisch- 
indien zum  Ausbruch  kommt,  hat 

anf^h  in  die  wenigen  S<-i(ite,  die 
Frankreich  als  Rest  stnncs  mistigen 
großen  Kolonialreiches  bis  in  unsere 
Tage  behauptete,  übergegriffen.  In 
Chandemagore,  unweit  Kalkutta, 
forderte  die  Bevölkerung  in  stürmi- 
scher Weise  «lio  Gewährung  lokaler 
Selbstvenvaltung;  Gemeinderat  und 
Bürgermeister  sollten  nach  dem 
Wunsch  der  Volksführer  aus  freien 
Wahlen  hervorgehen.  Der  bisherige 
französische  Bürgermeister  der  Stadt 
Nvidei-setzle  sich  der  Agitation  und 
eriioB  Vorbot  öfFentHcher  Ver- 

sanimiuugeu.  Dadun?h  stieg  die  Auf- 
regung immer  höher  und  führte  zu 


einem  Bombenattentat  auf  den 
BQrgermeister  und  su  offenem 
Straßenaufnihr.  Beide  Anschläge 
blieben  jedoch  erf<»lglos,  und  die 
Ordnung  wurde  durch  die  französi- 
sche Polizei  wiederhergestellt  Ob 
Mr.  Tardivels  Politik  im  iiohereii 
Interesse  der  französischen  Nieder- 
lassung gelegen  und  den  wahren 
Intentionen  der  Zentralregierung  ge- 
mäß ist,  möchte  ich  freilich  sehr  be- 
zweifeln. Die  wenigen  französisch 
gebUebenen  Städte  in  Indien  können 
nur  dann  eine  wahrhafte  Bedeutung 
gewinnen,  wenn  sie  ab  Stfttten  un- 
bedingter Freiheit  und  Selbstver- 
waltung zum  Mittelpunkte  der  geisti- 
gen Bewegung,  die  Britisch-Indien 
durchzittert,  werden  können.  Viel 
ist  ja  getan,  allgemeines  Wahlrecht 
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ist  für  die  Wahl  zum  Gfeneralrai 
von  Franidsisch- Indien  und  fQr  die 

Wahl  oines  Deputierten,  fler  Indien 
im  französischen  Parlamente  ver- 
trete, eingeführt;  das  öfTentliche 
Uniemchtowesen  sieht  auf  einer 
hohen  Stufe,  und  die  Mehrheit  der 
Bevölkerung  ist  des  Lesens  und 
Schreibens  mächiii,',  während  in  Bri- 
tisch-Indien  dies  nur  von  etwa  Vi» 
der  Einwohner  gilt.  Eben  dies  aber 
mußte  auLurgemäß  in  den  Einge- 
borenen den  Wunsch  nach  völliger 
Selbstverwaltung,  sei  es  auch  unter 
französischer  Oberhoheit»  wachrufen. 
Herr  Tardivel  und  seine  Freunde 
werden  der  Volksbewegung,  die  im 
übrigen  durchaus  den  ureigensten 
Prinzipien  der  französischen  Demo- 
kratie entsprieht»  kaum  mehr  lange 
^defstehen  kAonen. 

Neueste  Nachrichten  von  der 
Revolotion       in  Britisch4adien. 

Wahrend  Not  und  Elend  beute  wie 
stets  in  Indien  gebietm  und  eben 
jetzt  bereits  1385000  Menschen  der 
Hungersnot  wegen  an  Notstandar- 
britpn  beschäftigt,  viele  weitere  Mil- 
lionen dem  Hunger  selbst  ohne  jed- 
wede Hilfe  preisgegeben  sind,  iiat 
sich  doch  auf  der  andern  Seite  die 
stumpfe  Ergebung  und  schweigende 
Demut  des  Volkes  gar  wesentlich 
geändert,  überall  erheben  die  In- 
tellektuellen ihre  Stimme  nach  Frei- 
heit und  sozialen  Reformen,  und 
die  vom  Hunger  gequälten  Massen 
setsen  ihre  Worte  in  revolutionfire 
Taten  um.  Selbst  jenseits  dieser 
organisierten  Volksbewegung  ist  in 
allerjtingster  Zeit  eine  anarchistische 
Strömung  nach  europäischem  Muster 
zur  Gellung  gekommen.  Bomben- 
attentate wurden  auf  mehrere  engli- 
sche Beamte  verObt,  und  vor  wenigen 
Tagen  will  die  Polizei  sogar  eine 
wahre  Schule  flos  Anarchismus,  in 
der  die   Bombenfabrikation  syste- 


matisch gelehrt  wurde,  entdeckt 
haben.  Gans  Indien,  so  heißt  es, 
sei  in  Distrikte  geteilt  wor  h  n.  die 
in  systematischer  Weise  dpm  l  erroris- 
mus  unterworfen  werden  soiiten.  Auf 
die  Agitation  in  Presse  und  Ver- 
sammlungen, den  Generalstreik  in 
Kalkutta  im  vergangenen  Oktober, 
sind  nunmehr,  um  die  Parallele  mit 
der  russischen  Revolution  vollständig 
zu  gestalten,  auch  deren  Bonibcn- 
attentate  gefolgt....  Zweifelsohne 
aber  sind  es  nur  gans  wenige,  die 
SU  diesem  versweifelten  Mittel  greifen* 
Die  große  Mehrheit  der  KSmpfw 
für  freiheitliche  Reformen  verab- 
scheut den  Meuchelmord  und  will 
entweder  von  der  Weisheit  der  briti- 
schen Regierung  eine  konstitutionelle 
Reform  entgegennehmen  oder  im 
Falle  der  Nichtgewährung  mit  den 
Waffen  in  der  Hand  in  offener  Massen- 
revolution die  Unabhängigkeit  des 
Landes  erzwingen.  Wichtige  Er- 
eignisse bereiten  sich  vor. 

Bin  deutsch -französisches  An- 
näherangskomitee  wurde  in  Berlin 
im  März  konstituiert.  Dasselbe  strebt 
eine  den  allgemeinen  Interessen  beider 
Nationen dienendeEntente  an,  die  ins- 
besondere nähere  Beziehungen  auf 
wissenschaftlichem,  künstlerischem, 
kolonialem  und  sportlichem,  wie  über- 
haupt auf  kulturellem  Gebiete  herbei- 
fOhren  soll.  Zu  diesem  Zwecke  bt 
der  Austausch  von  Vorträgen  hervor* 
ragender  Parlamentarier,  Kolonial- 
mSnner,  Gelohrt  fn,  Künstler  und 
Technikor  in  Deutschland  und  Frank- 
reich in  Aussicht  genommen.  Auch 
sollen  Zusammenkünfte  und  Studien- 
reisen von  Parlamentariern,  Jour- 
nalisten, gelehrten  Kdrpefschaften 
usw.  arrangiert  resp.  unterstützt  wer- 
den, um  so  die  führenden  Krflfte 
beider  Nationen  einander  näher  zu 
bringen. 
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Die  Einrichtung  vim  politisclien 

Studienkursen  für  Frauen  hcaf  sir  {i- 
tigt  der  schwedische  Landesverband 
für  das  politische  Stimmrecht  der- 
Frauen,  dem  88  Lokalvereine  ange- 
hören, Sie  sollen  den  Frauen  Gelegen* 


heit  geben,  Einblicke  in  das  politische, 

kummunalo  und  siizialc  Leben  zu 
winnt'it.  w;i<  iM!i  so  bedontsariuT  ist, 
als  das  polilisciio  Stimmrecht  für 
Frauen  in  Schweden  nahe  bevorsteht. 


V 


DIE  BAHNEN  DER  ERDE.  EINIGE  REISEEINDRÜGKB 

AUS  VERSCHIEDENEN  LÄNDERN. 

S  ist  mir  auf  weiten  Reisen  gegeben  gewesen,  so  siemlieh  auf  atten 
G^isenbahnen  der  Erde  zu  faären,  und  ich  willyersuchen,  auf  Gnind  ' 

meiner  unmittelbaren  Eindrücke  die  Vorteile,  die  dem  fahrenden 
Publikum  der  einzelnen  Länder  geboten  werden,  vergleichsweise 
darzuleg'  '  Am  größten  ist  der  Komfort  für  den  Reisenden  wohl  auf  den 
amerikanischen  Bahnen;  dieselben  sind  sämtlich  in  Privatbesitz,  oft  ver- 
binden Linien  verschiedener  Gesellschaften  ein  und  dieselben  Städte,  und 
während  die  Preise  meist  im  Einvernehmen  der  Verwaltungen  gleich  hoch 
festgesetzt  sind,  suchen  die  konkurrierenden  Bahnen  durch  Geschwindigkeit 
der  Züge,  angenehme  Abfahrtszeit,  bequeme  Ausstattung  usw.  den  Reisen* 
den  zur  Fahrt  auf  der  eigenen  Linie  zu  bewegen.  Andererseits  sind  die  Linien 
namentlich  im  Westen  vielfach  nur  eingleisig,  wodurch  große  Verspätungen 
fast  zur  Regel  werden.  Auch  wird  aus  Ersparnisgründen  und  begünstigt  durch 
die  mangelnde  Staatsaofiricht  eixk  uncureiehendes  Personal  i&  den  Sicher- 
heitsdienst auf  den  Bahnen  verwendet,  so  daß  sich  im  letzten  Jahrzehnt  des 
abgelaufenen  Jahrhunderts  die  Zahl  der  in  Eisonbahn-Unglücksffillen  umge- 
kommenen Amerikaner  auf  10000  und  der  Verwundeten  auf  90000 
belaufen  hat. 

Demgegenüber  als  anderes  Extrem  stehen  die  preußischen  Staatsbahnen 
mit  ihren  ausgezeichneten  Sicherheitsverhältnissen,  ihrem  pünktlichen  und 
regelmäßigen  Eintreffen  der  Züge,  ihren  ausgezeichneten,  ttbersichtlichen 
Fahrplänen,  aber  allerdings  etwas  geringerer  Zugsgesehwindigkeit  und 
nicht  ganz  so  raffiniertem  Komfort  wie  auf  den  amerikanischen  Bahnen. 
Demgegenüber  sind  jedoch  die  Preise  der  preußischen  Staatsbahnen  (wenn 
wir  deren  zweite  Klasse  mit  den  gewöhnliehen  Wagen  der  amerikaniscben 
Bahnen,  und  deren  erste  Klasse  mit  Pulhuan wagen  der  amerikanischen 
Expreßzüge  in  Vergleich  stellen)  nur  etwa  halb  so  hoch  als  im  letztgenannten 
Lande,  und  es  ist  den  breiten  Volksmassen  Gelegenheit  gegeben,  in  der 
drittra  resp.  vierten  Klasse  um  die  Hälfte  und  weniger  nocli  weiter  zu  reisen. 
Die  preußischen  Staatsbahnen  müssen  daher  wohl  norli  günstiger  als  die 
amerikanischen  Privatbahnen  beurteilt  werden,  besonders  wenn  man  das 
Gesamtinteresse  eines  Volkes  höher  als  den  mögUchen  Genuß  des  Raffinements 
schätzt,  das  Amerika  seinen  reisende  Dollaiiönigen  gewährleistet.  Somit 
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eneheini  das  hochentwiokelte  Staatsbahnsi^tein,  wie  es  die  preußischen 
Bahnen  darstellen»  dem  besten  Privatbahnsystem  (dem  Amerikas)  wohl 
entscheidend  überlegen.  GegenOber  den  Privatbahnen  aller  andern  Länder 
komni^^n  die  Vorzüge  der  preußischen  und  überhanpf  der  deutschen  Staats- 
bahnen noch  weit  schärfer  zum  Ausdruck.  Am  günstigsten  muß  wohl  noch 
England  beurteilt  werden,  dessen  Bahnen  an  Geschwindigkeit.  Sicherheit 
und  Komfort  den  deutschen  gleichkommen,  freiüch  aber  durch  die  bedeutend 
höheren  Preise,  wie  sie  das  Interesse  der  Privatgesellschaften  diktiert,  gegen 
die  von  allgemein  socialen  Gesichtspunkten  bestimmten  Tarife  der  deutschen 
Bahnen  in  Nachteil  gebracht  werden. 

WVit  schlimmer  abnr  stf^ht  es  um  die  Privatbahncn  Frankreichs,  die 
wohl  die  denkbar  ungünstigste  Vereinigung  der  Nachteile  der  Privatbahnen 
mit  den  Nachteilen  einer  gewissen  Monopolstellung  darstellen.  Die  Bahnen 
Frankreichs  gehören  nimlich  (von  dem  kleinen  Staatsbahnnet»  abgesehen) 
im  wesentlichen  sechs  Privatgesellschallen,  von  denen  jede  etwa  ein  Sechstel 
des  CranzOsischen  Bodens  unter  Ausschließung  jeder  Konkurrenz  schranken- 
los beherrscht.  Es  ist  daher  nur  allzu  verstandlich,  daß  sie  ihre  Tarife  ent- 
sprechend hoch  stellt  und  andererseits  auf  Komfort  des  Publikums  keinerlei 
Rucksicht  nimmt,  da  dieses  ja,  wenn  es  z.  B.  von  Paris  nach  Lyon  fahren 
will,  gezwungen  ist,  auch  mit  den  unkomfortabelsten  Wagen  vorlieb  zu 
nehmen,  weil  eine  andere  Linie  swischen  den  gleichen  Städten  nicht  besteht. 
Es  li^  also  der  typische  Fall  eines  Privatmonopols  vor,  das  seine  Macht 
schrankenlos  durchzusetzen  in  der  Lage  ist  und  weder  wie  die  deutschen 
Staatsbahnen  vofi  allgemeinen  sozialen  Gesichtspunkten,  noch  wie  dio 
amerikanischen  Piivatbahnen  von  der  Notwendigkeit  der  Konkurrenz  eogen- 
über  andern  Linien  auf  dem  gleichen  Gebiet  zur  Rücksicht  auf  das  Publikum 
gehalten  ist.  So  kommt  es,  daß  nur  die  mte  Klasse  besonders  der  Ezprefl- 
xQge  eine  gewisse  Bequemlichkeit  bietet,  wfihrend  bereits  die  sweite  Klasse 
weit  unbequemer  ist  als  die  englische  dritte.  Die  dritte  fransOsische  Klasse, 
speziell  der  Personenzüge  mit  ihrem  Mangel  an  Durchgongswagen,  ihren 
primitiven  Ileizvorrichtungen  im  Winter,  ihrer  Zusammenpressung  der  Passa- 
giere in  i'in  I  iiL't '^  dunkles  Abteil  fmdet  wohl  in  ganz  Europa  nicht  ihres- 
gleichen. Die  kurzen  Linien  ihn-  Iranzösischen  Stautsbahneii  in  der  Vendee 
und  jedoch  in  dieser  Richtung  weitaus  besser  ausgestattet,  und  kann  das 
{ranxösische  Publikum  daher  von  der  geplanten  Einlösung  der  Westbahn, 
die  bis  nun  zu  den  schlimmsten  Gesellschaften  gehörte,  vieUeicht  eine  ge- 
wisse Erleichterung  erhoffen. 

T)«>n  deutschen  Staatsbahnen  ähnlich,  wenngleich  vielleicht  noch  nicht 
eben»»  «  vollkommen,  sind  die  Staatsbahnen  Belgiens  und  Österreichs,  wahrend 
in  Itahen,  Ungarn  und  Rußland  die  mindere  Kultur,  größere  Anspruchs- 
losigkeit und  mindere  Reinlichkeitsliebe  der  untern  Volksklassen  das  Reisen 
in  dritter  Klasse  allerdings  sehr  unangenehm  gestaltet. 

Was  die  überseeischen  Länder  anlangt,  so  sind  die  ägyptischen  Bahnen 
und  deren  Verlängerung  nach  dem  Sudan,  insbesondere  der  neu  eingeleitete 
Luxuszug  nach  Chartum  wohl  ein  Meisterstück  moderner  Technik,  und  es 
bat  mich  ganz  eigenartig  angemutet,  auf  dieser  Strecke  in  bequemen  Schlaf-, 
Speise-  und  Salonwagen  mitten  durch  die  Wüste  ru  fahren,  wo  noch  vor 
wenigen  Jahren  europfiische  Flüchtlinge,  die  sich  der  Haft  des  Mahdi  entzogen, 
nur  unter  den  größten  Entbehrungen  nach  Ägypten  zurflckgelangen  konnten. 
Im  Gegensatz  hierzu  erinnere  ich  mich  in  unangenehmster  VVeise  meiner 
kurzen  Faiirt  auf  der  neuerbauten  Uedscbasbahn  in  Syrien.  Auf  dem  Tender  ^ 
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eines  Gflterwagm  sitBend,  muBte  idi  dem  Kampfe  iwiecheii  dem  ZugpeiBonal 
und  dner  Gruppe  von  Beduinenhlrten  zusehen,  dessen  Preis  die  Wegnahme 

eines  Schafes  zur  Strafe  für  das  Weiden  der  Tiere  auf  dem  Bahnkörper  bil- 
dete; und  wenige  Tage  nachher  ward  ich  durch  den  Mangel  an  Courtoisio 
seitens  einiger  europäischen  Bahnbeamten.  die  den  einzigen,  aus  einem 
Wagen  bestehenden  Zug,  der  nach  mehrtägiger  Unterbrechung  verkehrte, 
aueschliefiliGh  ffir  sich  und  ihre  Begleitung  in  Anspruch  nahmen,  zum  An- 
tritt einer  nicht  unbedenklichen  Fufireise  durch  das  von  Beduinenstämmen 
durchschwärmte  Gebiet  geiwungen.  Diese  Erfahrung  zeigte  mir,  daß  die 
Einführung  der  Eispnbahn  an  sich  eben  noch  nicht  sofort  zu  modernen  Ver- 
kehrszuständen  hmübcrleitet,  sondern  daß  unter  türkischem  Regime  alles, 
Verkehrsmittel  und  europäisch  gebildete  Menschen  mitgerechnet,  wieder 
der  Wildnis  anheimfallen. 

In  Indien  nichtsdestoweniger  ein  ausgeseichnetes,  von  EngUindem  ge- 
leitetes  Bahnsystem  mit  angenehmstem  Komfort  für  die  reisenden  Europäer  und 
zu  ungemein  billigen,  sonst  nirgends  in  diesem  Grade  ermäßigten  Preisen  für  die 
Eingeborenen.  Noch  angenehmer,  ganz  europäisch  ausgestattet  die  Staats- 
bahnen der  Insel  Ceylon;  in  Siam  von  deutschpri  I iirjenieuren  geleitete  Staats- 
bahneu  xmt  durchaus  europäischer  Ausstattung;  in  China  ausgezeichnete 
Expreßsflge  mit  Schlaf*  und  Speisewagen  mitten  durch  das  Innere  des  Landes. 
Dort  wiederum  hatte  ich  die  angenehme  Sensation,  in  bequemer  Weise  su 
reisen,  wo  noch  wenige  Jahre  lUTor  eine  Expedition  zur  Zurücklegung  der 
gleichen  Strecke,  von  Peking  im  Norden  nach  Hankau  im  Innern  d^s  Landes, 
notwendig  gewesen  wäre.  Die  japanischen  Staatsbahnen,  gleichfalls  ganz 
europäisch  ausgestattet,  konnten  in  keiner  Weise  an  die  Neuheit  unserer 
Sitten  in  diesem  Lande  erinnern.  Andere  Bahnen  wieder,  an  entlegensten 
Punkten  der  Erde,  in  Abessinien,  in  Haiti,  in  Alaska  sind  fflr  mich  ebenso 
\icle  Male  angenehmster  Erinnerung  der  Durchquerung  jungfrAulicher  Wild* 
nis  mit  allem  modernen  Reisekomfort. 

Der  vorni'hmsto  Datz  aber  unt'T  den  Bahnen  der  überseeischen  Länder 
muß  wohl  den  Slaalsbaliiien  Australiens  und  Neuseelands  zugesprochen 
werden,  die  durch  iUie  große  Betriebssicherheit,  Regelmäßigkeit  und  Pünkt- 
lichkeit der  Zflge  sowie  billige  Preise  yorteilhaft  von  den  amerikanischen 
Bahnen,  denen  sie  im  übrigen,  besonders  auch  In  der  bequemen  Bauart  der 
Wagen  Ahnlich  sind,  sich  abheben.  Sie  Ysreinen  die  Vorteile  Preußens 
und  Amerikas,  und  da  sie  noch  in  weit  höhorom  Grade  als  die  preußischen 
Bahnen  wirkliche  Staatsbahnen  sind,  indn  i  am  h  die  Lokomotiven,  Wagen 
und  alles  Zubehör  in  staatlichen  Fabriken  erzeugt  werden,  so  scheint  mir 
auch  dieses  Beispiel  zugunsten  einer  Bevorzugung  des  Staatsbahnsystems 
gegenüber  dem  Privatbahnsystem  zu  sprechen.  B. 
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HENRY  DAGAN,  PARIS:  DIE  ERFOLGE  DER 
GENOSSENSCHAFTSDRUCKEREI  „L'EMANCI- 
PATRICE". 

Im  Jahre  1901  vereiniirton  sich  mehrere  gewerkschaftlich  organisierte 
I Druckereiarbeiter  uml  begründeteu  mit  Hilfe  einiger  wohlhabender 
Freunde  eine  eigengeartete  Produktivgenossenschaft,  welcher  der 
IkQhne  Titel:  „L'Emandpatrice'*  (die  Befreierin)  beigelegt  wurde. 
Schon  einige  Jahre  vorher  war  nach  dem  Streik  von  Gannaux,  da  eine  Eini- 
gung von  Arbeitern  mit  Unternehmern  nach  mehrmonatigem  Kampf  noch 
imm<^f  nicht  zustande  kommen  wollte,  von  den  ersteren  die  ,,Verrerie  m\\ 
Verners''  begründet  worden,  und  eine  Reihe  von  Jahren  später  begründeten 
einige  Arbeiter  des  Buckbmdereigewerbes,  die  nach  einem  erfolglosen  Streik 
entlassen  wurden,  eine  ProduktivgenoBaenschaft»  der  ale  den  Namen  „La 
Pers6verante**  (die  Aasdanemde)  beilegten.  Bei  all  diesen  Orflndungen 
wirkte  ein  gemeinsamer  Faktor.  Sie  gingen  hervor  aus  einer  Verbindung  ver- 
zweifelnden Opfermutes  brotlos  gewordener  Arbeiter  und  generöser  Hilfe- 
leistung seitens  einiger  wohlhabender,  sozialistisch  gesinnter  Idealiston,  Ihre 
Begründer  und  Teilhaber  fühlten  und  fühlen  sich  als  die  Träger  eines  sozialen 
Befreiungsgedaiikens;  es  sind  nicht  iu  erster  Linie  ökonomische,  sondern 
ideeile  Momente»  welche  diese  Genossenschaften  ins  Leben  riefen  und  am 
Leben  erhalten.  Klar  geht  ans  dem  oben  Gesagten  hervor,  wie  sehr  diese 
Gründungen  im  innersten  Wesen  von  den  Genossenschaften  Englands  und 
Deutschlands  verschieden  sind.  Die  Bpsondnrhnit  des  französischen  National- 
charakters mit  seinem  hingebenden  Opfermut  für  eine  als  heilig  erkannte 
Sache  kommt  gegenüber  dem  praktischen,  realeren  Sinn  der  Deutschen  und 
Engländer  in  der  Verschiedenheit  dieser  Genossenschaften  zum  deutlichen 
Ausdruck. 

Die  „Emancipairice**  unterschied  sich  in  ihrem  weiteren  Entwicklungs- 
gange SU  ihrem  Vorteil  von  den  meisten  SchwestergrOndungen.  Ihre  Teil- 
haber bewiesen  nicht  nur  Opfermut,  sondern  auch  klaren  geschäftlichen  Blick 
und  Ausdauer  in  der  täglich  wipderk»  hi  i  nden  Arbeit.  Aufträge  kamen  ihnen 
von  Seiten  sozialistischer  und  radikaler  Blätter  und  Revuen  zu,  das  Unter- 
nehmen konnte  sich  bald  erweitem.  Die  oben  erwähnten  Darlehnen  seitens 
wohlhabender  Gönner  wurden  zurttckgesahlt,  und  vor  2  Jahren  wurde  die 
ganze  maschinelle  Einrichtung  umgestaltet  und  auf  eine  moderne  Basis  ge- 
stellt. In  der  innern  Organisation  der  Arbeit  wurde  eine  wesentliche  Reform 
g»'t'fmüber  den  sonst  im  Buchdnickereitrowerbc  üblichen  Gepflne-Milieiten  durch- 
geführt. Man  bezahlt  in  der  neuen  Gt  nussonschaft  weder  Akko  rdlohn  noch 
Stücklohn,  sondern  alle  ^\rbeiter  schallen  gemcinsaia,  und  dau  Erträgnis  wird 
in  durchaus  gleichmäßiger  Weise  verteilt.  Setiser,  Drucker,  Arbeitsleute  und 
Direktor  erhalten  die  gl^choi  Beiflge.  Besonders  die  letztgenannte  Eigen* 
heit,  die  auch  die  leitenden  techmschen  und  kommerziellen  Beamten  mit  den 
Handarbeitern  finanziell  auf  eine  Stufe  stellt,  erregte  naturgemäß  weitgehen- 
des Aufsehen;  die  N'ertreter  der  Genossenschaft  begründen  ihr  Prinzip  damit^ 
daß  ein  Arbeitskamerad,  von  den  Genossen  zu  einer  leitenden  vStellung  be- 
rufen, hierdurch  keinerlei  Anspruch  auf  eine  erhöhte  Entlohnung  gewinnen  soll. 
Interessant  ist,  daß  dieser  gewiß  tdt»erau8  anfechtbare  Grundsats  m  der  Praxis 
sich  immerhin  gut  bewährt  hat.    Direktor  und  Leiter  des  Unternehmens 

kommen  ihrer  Pflicht  mit  Eifer  und  Ausdauer  nach  und  beklagen  sidh  in     ^  , 
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keiner  Weise  über  ihre  geringe  Enllohnuiig.  Die  Posten  wenien  durch  freie 
Wahl  der  Mitglieder  auf  dne  begrenzte  Reihe  von  Jahren  besetzt,  der  Ver^ 
-waltungsral  der  Genossenschaft  besteht  aus  allen  in  ihr  beschäftigten  Ar- 
beitern. Der  ökonomische  Erfolg  des  Unternehmens  wurde  von  Jahr  zu  Jahr  ein 
güiislip^iTT.  Im  Laufe  der  7  Jahre  seit  der  Gnlndimg  wurden  16  600  Frrs.  nn 
Grüudungsdarlehn  zurückgezahlt.  70  000  Frcs.  wurden  zur  Anschaffung  V'>n 
Maschinen  aufgewandt.  Der  gesamte  Geschäftsumsalz,  belicf  sich  im  abgelau- 
fenen Jahre  auf  170  000  Fres.  Im  Sinne  der  ideellen  Traditionen  des  Unter- 
nehmens wurden  10%  des  Reingewinnes  für  Propagandazwecke  bestimmt,  mim 
Teil  zur  Unterstützung  streikender  Arbeiter,  zum  Teil  ab  Beihilfe  bei  der  Grün- 
dung neuer  Genossenschaften  verwoTKict.  Gewiß  gab  es  aucli  S^h^^'ierigkeiten. 
Manche  Schwestergenossenschnft»  n  traten  der  ,.Emane,ipatrice"  gegnerisch 
gegenüber,  weil  diese  dasPrinzip  derl  rleichheit  der  Bezüge  zwischcnArbeiteru  und 
technischen  Leitern  allzuweit  getrieben  habe.  Im  Innern  des  Unternehmens 
kam  es  zu  Schwierigkeiten  gegenüber  manchen  Teilhabern,  welche  den  Mangel 
einer  strengen  Aubicht  zu  Müßiggang  und  unordentlicher  Arbeit  mißbrauch- 
ten. Der  Verwaltungsrat  des  Unternehmens  mußte  sie  zum  Austritt  ver- 
anlassen. Ebensolche  Zwschenfälle  zeigten  aber,  wie  sich  eine  gewisse  natür- 
liche Auslese  solcher  Teilhaber  vollzieht,  welche  vermöge  ilirer  moralischen 
Eigen.se haften  zur  freien  genossenschaftlichen  Arbeit  befähigt  sind. 

Gegenüber  kranken  oder  zum  Militärdienst  unberufenen  Kameraden  flbte 
man  gleichzeitigstets  größte  Liberalitflt.  Um  ihnen  den  to11«k  Fortbezug  ihrer 
Einkünfe  zu  ermöglichen,  «itschlossen  sich  alle  übrigen  Teilhaber,  freiwillig 
die  Arbeitszeit  zu  verlängern.  Jedem  Teilhaber  ist  übrigens  das  Recht  eines 
zweiwöchigen  Urlaubs  während  des  Jahres  unier  vollem  Bezug  seiner 
Löhne  gewäiirleistet. 

Dies  sind  die  Grundlagen  des  so  erfolgreich  begonnenen  Unternehmens. 
Ein  kleines  Kapital,  vollständige  Kenntnis  des  Gewerbes,  der  Geist  frei- 
gcwollter  Disziplin  und  die  Betätigung  weitestgehender  Solidarität  haben  den 
Erfolg  des  Unternehmens  herbeiführen  helfen.  Anatole  France,  der  be- 
rühmte französische  Schriftsteller,  der  hei  der  Gründungsfeier  der  „Emam  i- 
patrice"  zugegen  war,  richtete  an  die  Xib^iter  nachstehende  Ansprache :  „Seid 
euch  dessen  bewußt,  Kameraden,  daii  liir  alle  verurteilt  seid,  stets  und  ohne 
Unterlaß  tugendhaftzu  sein/*  Es  waren  klare,  weitsohauende  Worte, 
aber  die  Erfahrung  hat  gezeigt,  wie  leicht  es  den  Teilhabern  dieser  Genossen- 
schaft wurde,  nach  den  ersten  Jahren  freiwilligen  Opfermutes  auch  in  den 
weiteren  Jahren  strengste  Selbstdisziplin  zu  nb'Mi  und  den  Erfolg  ihres  (Unter- 
nehmens auf  der  Basis  moralischer  Stärke  anizubauen.  Aus  der  Hochachtung 
für  eben  diese  von  ihnen  betätigten  sozialen  Tugeuden  heraus  hat  sich  die 
Leitung  der  französischen  Ausgabe  dieser  Revue  entschlossen,  die  technische 
Herstellung  derselben  der  „Emancipatrice"  anzuvertrauen. 
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F.  MADDISON,  MITGLIED  DES  BRITISCHEN  PARLAMENTS, 

LONDON:    KONSUMVEREINE  UND  PRODUKTIV- 
GENOSSENSCHAFTEN IN  ENGLAND. 

®JIN  erster  BUck  auf  das  genosseiucliaftliche  Leben  Englands  zeigt 
I  uns  bereits,  welch  imgleicbeii  Anteil  an  demselben  Gütererzeugimg 
Hund  Güt(Maiistausch  besitzen.  Aul  letzterem  Gebiete  haben  die 
te=dl  Genossenschaften  eine  gewallige  Ausdehnung  gewonnen,  auf  erste- 
roFA  haben  sie  nur  untor  pinßon  K.lmpfen  geringe  Erfolge  erzielt.  Einige 
Ziifein  werden  dies  iilustri<Mon.  Die  gesamten  Genossenschaften  Englands 
besaßen  im  Jahre  1906  ein  Kapital  von  605  Millionen  Mark,  einen  Waren- 
absatE  von  1267  Millionen  M.  imd  einen  Gewinn  von  220  Millionen  M.  Wenn 
wir  weiter  bedenken,  daß  2  250  000  Männer  und  Frauen  Teilhaber  an  diesen 
Genossenschaften  sind,  so  müssen  wir  anerkennen,  daß  die  goiomenschaft- 
liche  Bewegung  in  England  gewaltige  Erfolge  erzielt  hat.  Wenn  wir  zu  oben 
genannten  2  H  Millionen  G<*noss(  nschaftstoi]hahem  die  durchschnittliche 
Kinderzahl  hinzurechnen,  so  kuiiiuMi  wu-  sagen,  daß  etwa  20%  der  gesamten 
Bevölkerung  Englands  in  Beziehung  zu  den  Genossenschaften  stehen. 

Wenn  wir  jedoch  von  diesem  bedeutsamen  Umfang  der  Gesamtbeweguag 
die  Ziffern  der  Konsumvereine»  die  durchaus  im  Vordergrunde  stehen,  in 
Abzug  bringen»  dann  bloil^L'n  für  die  eigentlichen  Produklivgenossenschaften 
nur  relativ  bescheidene  Ziffern  übrig.  Die  letzteren  beschäftigten  im  Jahre 
ll)(36  25  '>,'^2  Angestellte,  ihr  Kapital  betrug  82  Millionen  M.,  ihr  \Va'('num8atz 
jsr)  Milliulien  M.,  ihr  Gewinn  7  Millionen  M.,  ihn-  Verluble  20<mkh>  M,  Sind 
diese  ZifTern  bereits  weit  weniger  iinposant  als  die  oben  gensuinten,  die  sowohl 
Konsum-  wie  ProduktivgenoBsenschaften  umfassen,  so  mflsaen  wir  weitere 
Abzüge  machen,  wenn  wir  ausschließlich  die  nach  dem  „Labour  Copartnership" 
organisierten,  unabhfingigen  Produktivgenossenschafton  ins  Auge  fassen 
wollen  und  somit  von  jenen  Produktivgenossenschaften,  welche  von  den 
beiden  Einkaufsverbänden  der  Konsumvereine  verwaltet  werden,  absehen. 
Die  ersteren  beschäftigten  ihm  Jahre  1^06  8254  Angestellte ;  ihr  Kapital  betrug 
38  Millionen  M.,  ihr  Warenumsatz  76  Millionen  M.,  ihr  Gewinn  3  800000  M.» 
ihre  Verluste  70  000  M.  und  die  auf  ihre  Arbeiterschaft  als  Teilhaber  ent* 
fallende  Summe  440  000  Mk.  Immerhin  erstreckt  sich  die  Wirkungssphäre 
des  Prinzips  der  Labour  Copartnership  {Betoiligung  der  Arbeiter  am  Gewinn) 
über  diese  Genossenschaften  hinaus  auf  zalihfichc  kapitalistische  Firmon, 
insbesondere  Gaskompagnien;  die  ^olic  LoiulDiier  Sonth  Metropolitan  Gas 
Company  hat  seit  dem  Jalire  1889  Bedeutendes  in  dieser  Richtung  geleistet. 
5200  ihrer  Angestellten  erhielten  im  Jähre  1906  eine  Gewinnbeteiligung  von 
912  000  M.,  das  ist  etwa  9*/«%  der  von  den  gleichen  Arbeitern  bezogenen 
Löhne.  S»'il  dem  Jahre  1889  sind  im  ganzen  7  Ä)  000  M,  an  die  Angestellten 
als  Gtnvinnbeteili'^ning  ausgezahlt  worden,  und  ihre  Einla^n  im  Geschäfte  bo- 
tragen heute  6  54U  000  M.  Drei  Angestellte  gehören  als  Vertreter  ihrer  Kol- 
legen dem  Direktionsrate  an. 

Worin  abo  besteht  das  Labour  Copartnership-Prnuip  ?  Sein  wesentlichster 
Begriffsinhalt  deckt  sich  mit  Gewinnbeteihgung,  seine  Vertreter  wollen  eine 
Teühaberschaft  der  Arbeitenden  an  den  industriellen  Unternehmungen  be* 

gründen,  durch  eigene  Kraft,  ohne  irgendwelche  Unterstützung  von  Seiten 
des  Staates.    Sie  betrachten  das  System  der  freien  Konkurrenz  nicht  als 

schlecht,  sondern  veiiirteiien  bloß  seine  Auswüchse  und  Mißbräucbe.  ^.  So  ^  ^  i 
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kommt  es  bftnfig  vor,  daß  Terschiedene  Genofisenflchaften  einander  Konkurrens 
machen,  jedoch  führen  sie  diesen  Kampf  stete  in  anständiger  Weise  und  suchen 
nicht  durch  unlautere  Mittel,  sondern  durch  zweckmäßigere  Leitung  und  ziel- 
bewußtere kaiifrnünnischf  Pülilik  das  Fold  zu  bohauptrni.  All  dio  modernen, 
auf  der  Labour  Copartnoi-jibip  beruhenden  Genossenschaften  hahon. 
eine  Ei^nheit  gemeinsam,  nämlich  die  Verteilung  der  Fabrikatiunsgewinste 
an  alle  Arbeiter  des  Unternehmens,  seien  sie  wirkliche  Teilhaber  oder  nicht. 
Hierdurch  werden  die  Abirrangen  einiger  Älterer,  von  den  christlichen  Sosia- 
listen  b^rflndeter  Genossenschaften  unmöglich  gemacht,  in  denen  eine  geringe 
Anzahl  ursprünglicher  Teilhaber  sich  mit  der  Zeit  zu  einer  Unternehmer- 
Vereinigung  ausbildete,  die  ihre  Arbeiter  in  der  fj^ewöhnlichen  Weise  des  Lohn- 
systems bezahlte  und  die  Gewinne  ausschließhch  für  sich  behielt.  Das  erste 
unterscheidende  Merkmal  der  modernen  Labour  Copartnership-Genossen- 
schaft  ist  abo  die  E^tiung  des  Lohnsystems  durch  die  Verteilung  der  Fabri- 
kationsgewinste oder  doch  eines  Teiles  derselben  an  die  im  Unternehmen  be- 
schäftigten Arbeiter.  HAufig  hat  man  behauptet,  daß  diese  Gewinnbeteiligung 
in  Wirklichkeit  nur  an  die  Stelle  einer  Teilrate  des  ordentlichen  Arbeitslohnps 
trete,  ohne  dr-sr  n  Cosaintniaß  zu  erhöhen.  Auf  die  genannten  (k?sellschaften 
findet  dieses  kritische  Argument  keine  Anwendung.  Mle  bezahlen  die  idilichen 
Gewerkächaftslöhne,  so  daß  die  außerdem  bezahlte  Gewinnbeteihgung  ein 
Mehr  bedeutet.  Ein  wesentlicher  Vorzug  der  Gewinnbeteiligung  gegenüber 
einer  bloßen  Erhöhung  der  Löhne  liegt  auch  darin,  daß  Löhne  nicht  alku 
rasch  und  häufig  geändert  werden  können,  wfihrend  die  Gewirmbeteiligong 
die  Möglichkeit  verleiht,  den  Arbeitern  bfi  günstigem  Geschäflserfolg'^  '^inen 
Teil  der  Mehreingänge  zukommenzulassen  und  ihnen  selbige  bei  minder  günsti- 
gern  Geschäftserfolge  automatisch  wieder  zu  entziehen.  Dieses  System  ist 
auf  alle  Arten  von  kapitalistischen  Unternehmungen  anwendbar  und  wirkt 
segensreich,  sofern  nur  die  Gefahr  alliu  grofier  Kettung  der  Arbeiter  an  das 
tJnternehemen  und  bedeuteamw  Einengung  ihrer  Aktionsfreiheit  vermiede 
wird.  Das  Gewinnbeteiligungssystcm  darf  das  Bestehen  von  Gewerkschaften 
nicht  ausschUeßen,  sonst  wrkt  es  verderblich. 

Gewinnbeteiligung  ist  naturgemäß  nur  ein  erster  Seliritt  auf  dem  Wege 
zur  Beseitigung  des  Lohnsystems;  zunächst  nmii  zu  ihr  die  Beteiligung  der 
Arbeiterschaft  auch  an  den  Verlusten  gleichwie  an  den  Gewinsten  des  Unter- 
nehmens treten.  Die  Arii>eiter  müssen  mitverantwortlich  für  das  Gedeihen 
des  Geschäftes,  müssen  Teilhaber  an  dessen  Kapitalfundierung  werden.  In 
der  Regel  ist  ein  Minimum  an  Kapitaleinlage  festgesetzt,  und  ein  Teil  der 
Gewinnbeteiligung  wird  zu;  uckbehalten,  bis  diese  Minimaleinlage  erreicht  ist. 
Diese  Einlage  wird  so  behandelt,  -wie  eine  Einlage  von  dritter  Seite,  und  die 
üblichen  Zinsen,  in  der  Regel  5%,  werden  für  dieselbe  bezahlt.  Es  ist  das 
Bestreben  der  Genossenschaften,  mögUchst  alles  Kapital  im  Kreise  ihrer 
eigenen  Teilhaber  aufzubringen,  und  sowohl  eine  Beteiligung  fremder  Kapi- 
talisten als  auch  irgendwelche  philanthropische  Zuwendungen  auszuschließen. 

Eine  weitere  Stufe  drv  Entwicklung  liegt  in  der  Teilnahme  der  Arbeiter 
an  der  Leitung  des  l'nternt'hniens.  In  dreifacher  Weise  nimmt  die  Arheiter- 
ächaft  iiunmehi  an  demselben  Teil,  sie  ist  am  Gewinn,  am  Kapital  und  aii 
der  Leitung  beteiligt.  Die  erste  Besiehung  ist  eine  Anerkenntnis  der  Ari>eiter- 
rechte  auf  einen  größere  Anteil  an  den  Frachten  der  Arbdt,  die  zweite  läßt 
ihn  teilhaben  auch  an  den  Lasten  der  Macht,  die  dritte  gibt  ihm  Mitverant- 
wortlichkeit. Hiermit  ist  das  Ende  und  die  Vollendung  der  Entwicklung 
erreicht. 
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Die  Ziffern  am  Begum  dieses  AufiMties  haben  gezeigt,  daß  die  über- 
wiegende Mehrzahl  der  Genossenschaften  auf  der  Teilhaberschaft  nicht  sowohl 
der  Produzenten  als  vielmehr  der  Konsumenten  aufgebaut  ist.  Die  letsteren 
sind  es,  welche  das  Unternehmen  leiten  und  seine  Früchte  beziehen.  Die 
beiden  großen  Einkanf-^;. nossenschaften  der  Konsumvereine  besitzen  be- 
deutende Fdbnkeri,  in  denen  das  Lohnsystem  ganz  ebenso  wie  in  irgend- 
welchem  anderen  kapitafisUschen  Unternehmen  in  Kraft  steht;  alle  Gewinne 
fließen  den  Kftufem  der  Ware,  den  Konsumenten  ro.  Diese  Genossenschaften 
bedeuten  daher  keinen  Schritt  auf  dem  Wege  zur  Lösung  der  Arbeiterfrage. 
Die  Arbeiter  sind  nicht  besser  daran  als  in  irgendeinem  kapitalistischem 
Unternehmen,  sie  können  bloß  als  Konsumenten  mit  der  Genossenschaft  in 
Verbindung  treten.  Im  Gegensalz  hierzu  ist  der  Arbeiter,  der  in  einer  auf 
dem  Labour-Copartnership- System  beruhenden  Genossenschaft  beschäftigt 
ist,  als  ein  Arbeiter  an  derselben  beteiligt  und  zugleich  in  der  Regel 
ein  durchaus  loyaler  und  eifriger  Käufer  der  von  der  Genossenschaft  er- 
zeugten Waren.  Im  übrigen  gibt  es  auch  manche  Produktivgenossenschaften, 
die  mit  Konsumvereinen  derart  in  Verbindung  stehen,  daß  dem  Konsum- 
verein auch  ein  Teil  am  Fabrikationsgewinne  zufließt,  und  so  beide  Interessen- 
sphären durchaus  harmonisch  sich  verbinden.  Auch  wo  jedoch  die  Verbindung 
keine  so  innige  ist,  rechnen  die  Produktivgenossensdialten  Qborwiegend  mit 
dem  Absatz  an  solche  BevOlkerungskreise,  die  bereits  hat  Veri>indung  mit  dem 
genossenschaftlichen  Leben  stehen.  Nur  wenige  suchen  ihre  Produkte  auf 
dem  offenen  Markte  abzusetzen. 

Einen  ganz  eigenartigen  Typus  repräsentiert  die  Bäckergenossenschoft 
in  Glasgow.  Sie  schUeßt  individuelle  Teilbaberschait  aus,  ihr  Kapital  ward 
ausschUeßlich  von  andern  Genossenschaften  gedeckt.  Um  jedoch  den  Ar- 
beitern die  Vorteile  der  Gewinnbeteiligung  lu  sichern,  wurde  eine  eigene 
Vereinigung  der  Arbeiter  gegrOndet,  welche  als  solche  einen  Anteil  am  Kapital 
und  Gewinn  besitzt.  Sowohl  Arbeiter  als  Konsumenten  haben  auf  diese  Weise 
Anteil  an  dem  Gewinne  des  l'nternohmens.  Einige  Ziffern  mögen  die  glück- 
liche Entwicklung  df^snlben  illustrieren. 


Geseiläcbaftskapital 

Umsatz 

Gewinn 

M. 

M. 

M. 

1869 

6700 

100000 

460 

1879 

128000 

550  000 

25  000 

1889 

740  000 

1380  000 

54000 

1891» 

3 190  cm 

6380000 

560  000 

1905 

7  3oo  m) 

9650  000 

1  010  000 

1907 

7  700  000 

10  600  000 

1090  000 

Der  Erfolg  des  Unternehmens  eröffnet  günstige  Chancen  für  die  Vereini- 
gung der  beiden  Prinzipien,  dea  Konsumveieins  und  der  ProdukUvgenoesen- 
scbaft.  \'iele  meinen,  daß  in  dieser  Richtung  die  endgfltige  Lösung  der 
sozialen  Fra^^e  liege. 

Wenn  die  vorstehend  kurz<m  Darstellungen  auch  gewiß  nicht  hinreichen, 
um  dem  Leser  einen  tiefergehenden  Einblick  in  das  Wesen  der  englischen 
Produktivgenosüenschaften  zu  geben  und  der  ihn  Mühe,  die  Quellen  selbst  zu 
Studieren,  keineswegi  Oberbeboi,  so  geben  sie  doch  wohl  einen  iDberblick 
Ikber  die  bisherige  Entwicklung  und  zdgen,  daß  die  genossenschaflUche  Be- 
wegung sich  völlig  im  Einklang  mit  den  Prinzipien  wirtschaftlic  her  Freiheit 
und  freier  Entfaltung  aller  ökonomischen  Krüfte  befindet.  Ohne  Abkehr  von 

diesen  Grundsätzen  unserer  Wirtsciiaf t«ordnimg  verwirkhcht  sie  den  Aufstieg       ^  . 
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der  arbeitenden  Masse,  die  anit  Idbeigen  geweeen  itad  lidttte  Lohnarbeäi 
tvt,  zur  freien  Teflhaberscbaft  am  Werke  der  Güterproduktion»  die  Befriedi- 
gung ihrer  eigenen  Bedürfnisse  sum  Ziele  hat* 


DIE  ÖKONOMISCHE  ZUKUNFT  KANADAS. 

Wenig  Länder  der  Erde  sind  für  die  Resiedohing  durch  Völker  der  weißen 
Rasse  ge'Menrtor  als  die  fruchtbaren  Ebenen  und  die  reichen  Berglandscliaften 
Kanadas,  und  trotzdem  war  Kanada  noch  vor  wenigen  Jahren  fiin  Land 
geringster  Bevölkerungsdichtigkeit.  Die  verhältnismäBig geringe  Einwanderung 
ist  wohl  in  erster  Linie  darauf  zurQcksuführen,  dafi  die  LAnder  der  Union, 
diein  südlicherer  Breite  und  weitaus  zugänglicher  für  Europäer  liegen,  sunScfast 
hinreichend  und  mehr  als  hinreichend  Raum  für  die  europäibche  Einwände« 
rtmg  boten,  und  daß  man  von  Kanada  nur  die  Oslprovinzen  nfth*  r  knnnle, 
die  kalter  Meeresströmungen  wegen  tatsächlich  ein  unwirtliches  Klima  be- 
sitzen. Seinerzeit,  als  vor  150  Jahren  Frankreich  und  England  um  die  Be- 
herrschung Kanadas  kfimpften,  soll  Ludwig  XV.  erklfirt  haben»  „diese  wenigen 
„boules  de  neige"  seien  nicht  einer  grüfleren  Kraftanwendung  wert",  und 
nach  einer  verlorenen  Schlacht  gad)  er  dieses  Land,  so  reich  an  bedeutsamen 
Zukunftsmöglichkeiten,  dem  Feinde  preis.   Aber  selbst  für  den  kalten  Osten 
des  Landes,  der  damals  von  Franzosen  besiedelt  war,  hat  die  Zukunft  riirht 
Ludwigs  Meinung  hestStigt.  Zur  Zeit  der  Abtretung  an  England  waren  70000 
französische  Siedler  im  Lande,  heute  gibt  es  deren  annähernd  2  Millionen 
dank  der  bedeutsamen  Fruchtbarkeit  der  Ehen  dieser  franiOsisehen  Bauern, 
deren  Kinderzahl  je  eines  Eltempaares  auch  heute  noch  oft  10  bis  15  betrSgt. 
(Ein  eigengearteter  Kontrast  zur  geringen  Fruchtbarkeit  der  französischen 
Basse  im  Mutterlande  und  ein  schöner  Beweis,  daß  es  nur  soziale  >!fitiv»>, 
der  Wunsch  nach  Zusammenhaltung  des  väterlif^hen  Erbteils,  keineswegs 
natürUcbe  Eigenschaften  der  Rasse  sind,  welche  m  Frankreich  den  Stillstand 
der  Bevölkerung  bewirken.)   Da  diese  natürliche  Bevölkerungsvermehrung 
auch  heute  noch  anhAlt  und  überdies  in  jüngster  Zeit  wieder  eine  Einwande- 
rungsbewegung aus  Frankreich  und  Belgien  nach  dem  kanadischen  Osten 
einzusetzen  begirmt,  so  scheinen  auch  diese  Gebiete,  die  wohl  kälter  als  Mittel- 
europa, aber  keineswegs  unwirtlicher  als  Rußland  sind,  einer  bedeutsamen 
Zukunft  entgegenzugehen.    Schon  sind  Bahnen  nach  der  Iludson-Bay  im 
Bau  begriilen,  und  wenn  diese  eijimal  vollendet,  werden  alle  Küstengebiete 
derselben  in  bequemer  Verbindung  mit  dem  Süden  stehen  und  ein  Land, 
größer  als  ganz  Westeuropa,  heute  noch  blofi  von  einigen  Indianerstftmmen 
bewohnt,  der  Besiedelung  durch  weiße  Einwanderer  erschlossen  werden. 
Immerhin  mag  eingeräumt  werden,  daß  das  kalte  Klima  dieser  Landstriche 
stets  nur  eine  dünne  Siedelung  zulassen  wird,  ähnlicli  etwa  der  Nordrußlands 
oder  Nordschwedens,  wenngleich  der  Waldreichtuui  dieser  Distrikte  ihnen 
trotzdem  gleichwie  den  oben  genannten  Ländern  große  Ökonomisohe  Be- 
deutung geben  mag. 

Ganz  anders  liegt  dies  besttglich  dos  kanadischen  Westens,  der  bis  zu 
hoher  geographischer  Breite  ein  durchaus  gemäßigtes,  dem  europäischen 
verwandtes  Klima  besitzt  und  auf  weiten  Landstrecken  —  nich||^.v^el^^n^j^  ^ 
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groß  ab  ganz  Westeuropa  —  Getreidebaii  gestattet.  Erst  in  jüngster  Zeit 
ist  man  sich  dessen  klar  geworden  und  haben  die  neu  erbauten  Bahnen  das 
Laind  dem  Verkehr  erschlossen.   Die  Stadt  Winnipcg,  noch  vor  kurzem  eine 
kleine  Ansiedelung,  ist  heute  bereit'^  eine  moderne  Großstadt,  und  weiter  im 
Westen  erwachsen  fast  innerhalb  weniger  Monate  bluliende  Städte,  die  zu 
Mittelpunkten  reicher  Farmdistrikte  werden.   Ali  dies  zog  endlich  die  Auf- 
merksamkeit Europas  mid  Amerikas  auf  sieh,  und  man  l>6gann,  auf  Kanadas 
Zukunft  mit  Vertrauen  zu  blicken.   Nun  aber  setzte  vor  wenigem  Monatea 
die  amerikanische  Krise  ein,  alle  Industriewerte  in  der  Union  fielen,  die 
IndustrietStigkeit  geriet  ins  Stocken.  Es  ist  leicht  erklärli'  h,  daß  in  gewissem 
Grade  auch  das  nahe  Kanada  von  der  fmanziellen  D^rout«  i m  icht  wurde, 
und  darüber  noch  weit  hinaus  machte  sich  das  geminderte  Vertrauen  Europas 
in  die  ökonomische  Stabiiitat  und  Zukunft  Amerikas  Oberhaupt  in  einem 
KuisfaU  auch  der  kanadischen  Werte  ffihlbar.   Hierzu  traten  noch  einige 
spezifisch-kanadische  Momente,  die  antiasiatische  Agitation  in  Britisch- 
Columbia,  welche  den  Bahnen  und  andern  großen  Unternehmungen  die  Ver- 
sorgung mit  hi!liL''en  Arbeitskräften  erschwerte,  und  die  wachsende  Macht 
der  Arbeiterklasse  im  Lande  überhaupt,  welche  zu  starkem  Steigen  der  Löhne 
und  damit  höheren  AusgabezilTern  der  Bahnen  und  Industrie-Unteruehnmn- 
gen  fflhrte.  Vielfach  legte  man  die  so  ungünstiger  gewordenen  Bilansen  der- 
selben im  Vereine  mit  der  allgemein  ungünstigeren  amerikanischen  Situation 
dahin  aus,  daß  auch  Kanada  in  die  Krise  der  Union  hineingezogen  sei,  wahrend 
irgend^v  1(  ho  innere  Gründe  hierfür  völlig  fehlen.    In  der  Union  ist  rs  der 
Kampf  zwischen  den  Trusts  und  der  vom  Präsidenten  Roosevelt  geführten 
Volksbewegung,  der  zur  Erschütterung  des  ganzen  wirtschaftlichen  Lebens 
geführt  hat  und  sehr  leicht  zu  einem  völligen  Zusammenbruch  sunächst  der 
Trusts  und  fernerhin  des  ganzen  kapitdistischto  Systems  fahren  kann. 
Kanada  hingegen  besitzt  keine  Trusts,  die  Unwillen  herausfordern  könnten, 
seine  wirtschaftliche  Organisation  ist  keine  kapitalistisch  so  weit  vorge- 
schrittene, wie  die  der  Union,  sie  beruht  vielmehr  überwiegend  auf  der  ländlichen 
Arbeit  sriaer  Farmer,  seiner  freien,  von  jeder  kapitalistischen  Beengung  un- 
abiiungigüa,  durch  eigener  Hände  Aibeit  Reichtum  erzeugenden  Grundbesitzer. 
So  erscheint  mir  die  wirtschaftliche  Lage  Kanadas  eine  durchaus  gesunde, 
und  andererseits  die  alljAhrlich  weitergehende  Erschließung  der  noch  unbe* 
siedelten  Landstriche  im  Norden  sowie  die  durch  Besserung  der  Verkehrs- 
mittel möglich  werdende  intensivere  Bewirtschaftung  eine  sichere  Gewähr 
weiteren  ökonomischen  Aufschwunges.    Ja,  die  funerikanische  Krise  wird, 
glaube  ich,  sogar  der  Besiedelung  Kanadas  noch  weiter  Vorschub  leisten. 
Gerade  in  diesen  letzten  Wochen  hat  ein  großer  Strom  von  amerikanischen 
Siedlern  der  Weststaaten,  die  angestohts  der  Krise  das  Land  su  veriassen 
suchen,  nach  den  kanadbchen  Westprovinzen  begonnen;  und  ebenso  muß 
sich  die  europäische  Auswanderung,  die  in  der  Union  selbst  derzeit  nichts  zu 
erhoffen  hat,  naturgemäß  immer  mehr  nach  Kanada  richten.  Tatsächlich 
weisen  auch  die  Einv,  juderungsstatistiken  des  Landes  eine  von  Jahr  zu  Jahr  — 
und  m  diesem  Jahre  mehr  als  je  —  steigende  Ziffernhöhe  auf,  und  je  lueiu* 
diese  zunimmt,  desto  mehr  muß  Kanada  bei  den  Freunden  und  Landsleuten 
der  Einwanderer  bekannt  werden,  so  wie  es  früher  bei  Freunden  und  Lands* 
lenten  der  Einwanderer  in  die  Union  der  Fall  war  und  auch  deren  Einwande- 
rung begünstigte.  So  glaube  ich  in  der  Ansicht  nicht  fehlzugehen,  daß  Kanada 
in  naher  Zukunft  eine  ähnliche  Millioneneinwanderung  sehen  wird,  wie  die 

Union  in  den  letzten  Jahrzehnten  gesehen,  und  daß  die  Dominion  of  Canada 
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nch  in  don  nächsten  Jahrzehnten  zu  einem  der  volkreichsten,  blühendsten 
und  reichsten  Staaten,  die  von  der  weißen  Rasse  gebildet  werden,  entwickehi 
wird. 

Ungemein  charakteristisch  für  die  Art  dieser  wahrscheinlichen  Ent« 
Wicklung  ist  es,  daß  Kanada  in  allerjüngster  Zeit  eine  Reihe  von  Maßregeln 
nach  australischem  Muster  eingefflhrt  hat,  welche  friedliche  Beilegung  von 

Arbeiterkonflikten  bezwecken  und  steigende  Einflußnahme  des  Staates  auf 
das  industrielle  Leben  herbeiführen  sollen.  Es  scheint  daher,  daß  Kanada  nicht 
den  Wrc:  d^r  Uninn  nach  unbeschränkter  Entwicklung  kapitalistischer  In- 
stituLioiiöii  hin  nehuien,  sondern  vii  lnidir  den  Weg  Australiens  nach  der 
Seite  des  Stuutssozialismus  hin  gehen  wird.  Eben  aber  deshalb,  weil  Kanada 
mit  seinen  weiten,  fruchtbaren  Lisrndstreeken  unvergleichlich  größere  Möglich- 
keiten fOr  eine  große  Ökonomische  und  staatlich  machtvolle  Zukunft  bietet 
als  das  Ikherwiegend  imfruchtbare  Australien,  wird  seine  Entwicklung  nach 
der  Seite  sozialistischer  Institutionen  hin  eine  um  so  größere,  beispielgehende 
Bedeutung  für  die  Welt  gewinnen.  Wenn  auch  Kanada  gleichwie  Australien 
die  Bahn  langsamer  Entwicklung  zum  Sozialismus  eingeschlagen,  dann  wird 
sich  das  ganze  britische  Weltreich,  wird  sich  En^and  selbst,  da  es  in  relativ 
naher  Zukunft  an  Bevölkerungszahl  von  Kanada  Überfittgelt  sein  wird,  diesem 
Einfluß  kaum  entziehoi  kOnnen,  und  Kanada  wird,  glaube  ich,  eine  führende 
Stellung  in  dem  nach  neuen  Bahnen  hin  sich  entwickelnden  britischen  Welt* 
reich  gewinnen. 


PROF.  DR.  WERNER  SOMBART,  BERLIN:  ZUR 
ÖKONOMISCHEN  ENTWICKLUNG  DEUTSCH- 
LANDS. 

II. 

01~  C  H  habe  in  meiner  vorigen  Studie  —  siehe  No.  1  dieser  Zeitschrift  — 
einen  Überblick  gegeben  über  die  Entwicklung  der  Gesamtbevölke- 
rung Deutschlands  und  die  Tendenzen,  die  sie  beherrschen.  Hent^>^ 
i^__J|  mochte  ich  die  Erörterung  dieses  l'hemas  damit  fortsetzen,  daü 
ich  die  Veränderungen  festzustellen  suche,  die  sieh  während  der  letzten 
Menschenalter  in  der  Beziehung  der  deutschen  Bevölkerung  zum  deutschen 
Boden  ergeben  haben,  um  gleichfalls  daran  die  Frage  zu  knüpfen,  ob  sich 
stetige  und  walii-scheinlich  erhaltende  Tendenzen  in  diesen  Veränderungen 
nachweisen  lassen. 

Die  erste  bedeutsame  Veränderung  der  gedachten  Art  ist  natürlich  die 
zunehmende  Dichtigkeit  der  Besiedlung  im  allgemeinen.  Wenn  die  Be> 
vOlkerong  dnes  Landes  zunimmt  und  das  Land  behält  denselben  Flächen- 
raum, so  muß  die  Zahl  der  Bewohner  auf  eine  Flächeneinheit,  d.  h.  also  der 
Grad  der  Dichtigkeit  der  Besiedelung  wachsen.  Wenn  wir  für  Deutschland 
die  Zillern  zusainraenstellen,  aus  denen  sich  die  zunehmende  Dichtigkeit 
seiner  Besiedelung  während  des  letzten  Jahrhunderts  ersehen  läßt,  so  ergibt 
sich  folgende  lehrreiche  Reihe: 
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Jahr 

Einwohner 

Zunahme 

Jahr 

Einwohner 

Zunahme 

anf  l4|kin 

in  10  Jahren 

auf  1  qkn 

in  5  Jahren 

1820 

48.64 

1871 

75.96 

1830 

54.61 

5.17 

1875 

79.05 

3.54 

1810 

60.65 

6.04 

1880 

83.96 

4.64 

1850 

65.48 

4.83 

1885 

86.67 

2.98 

1860 

69.83 

4.35 

1890 

91.42 

4.75 

1870 

75.51 

5.68 

1895 
1900 
1905 

96.70 
104.24 
112.14 

5.28 
7M 

7.90 

Deutschlands  Siedelungsdichtigkeit  hat  sich  also  w&hrend  der  letiten 
50 — 60  Jahre  mf  hr  als  vordopprlt.  Deutschland  ist  jetzt  in  die  Reihe  der  am 
dichtesten  b^iedeitea  Lander  eingetreten.  Welchen  hohen  Grad  die  Dichtis^keit 
seiner  Besiedelung  erlangt  hat,  vermag  man  erst  ganz  zu  erm^en,  wenn 
man  die  Ziffern  für  andere  Lander  damit  in  Vei^leich  stellt. 

Vor  70 — 80  Jahren  wies  Deutschland  einen  Besiedelungsgrad  auf,  wie 
ihn  heute  etwa  Bulgarien,  Rumfinien,  Spanien  oder  Portugal  haben.  Heute 
dagegen  wird  die  Dichtigkeit  seiner  Bevölkerung  von  größeren  Staaten 
nur  erreicht  oder  übortroffen  von  Italien,  Belgien,  Niederlande,  Großbritannien 
(als  Ganzes,  Ull  i  vor  allem  von  England  und  Wales  all-  in,  da  Schottland  und 
Irland  ganz  duan  besiedelt  sind)  endlich  von  Japan  und  Java.  Die  ZifTem 
für  diese  diehtest  besiedelten  Lander  (nach  den  jeweils  neuesten  Zfthhingen) 


sind  folgende: 

Aul  1  qkm  wohnten  Menschen  in 

Italien    113.3 

Be!?rien    227.3 

Niederlande   154.3 

Großbritannien    132.7 

davon:  England  und  Wales    215.0 

Japan    122.2 

Java    218.6 


Längst  (Iberholt  von  den  europäischen  Staaten  mit  kapitalistischer 
Kultur  sind  dip  ostasiatischen  Staaten  (außer  Japan),  von  denen  man  immer 
noch  abcntt  u(  i  lichn  Vorstelbin^s^n  hat,  was  die  Dichtigkeit  ihrer  Bevölke- 
rung anbelangt.  Fui-  ganz  China  beläuTt  sich  die  Einwohnerzahl  auf  1  qkm 
auf  rund  37.6,  ffir  ganz  Britiseh-Indien  auf  64.3,  wobei  nun  freiKeh  aniu- 
merken  ist,  daß  diese  Reiche  ungeheure  Gebiete  steppen  und  einOdemAßigen 
Charakters  umschließen,  deren  übernormal  dünne  Besiedelung  den  Gesamt* 
durchschnitt  drückt.  Aber  auch  in  den  dichtest  besiedelten  Provinzen  Chinas 
und  Indiens  erreicht  df^r  Dichtigkeitsgrad  der  Besiedelung  nicht  den  durch- 
schnittlichen Dichtigkeitägrad  des  Deutschen  Reiches,  der  Jetzt  also  wie  wir 
sahen  112.14  Einwohner  pro  1  qkm  ist. 

Nun  besagt  aber  ein  solcher  Durchscfanitti  wie  nicht  nfther  ausgeführt 
zu  werden  braucht,  an  sich  wohl  sehr  wenig.  Wenn  „durchschnittlich"  auf 
1  qkm  in  Deutschland  112.14  Einwohner  leben,  so  läßt  schon  der  Bruch  0.14 
erkennen,  daß  in  Wirklichkeit  auf  keinem  einzigen  Qudratkilometer  genau 
soviel  Menschen  wohnen.  Aber  die  Durchschnittszahl  klürt  uns  auch  darüber 
noch  nicht  auf,  ob  auf  vielen  Quadratldlometern  annähernd  112  Menschen 
wohnen  oder  etwa  auf  einem  Viertel  der  Fläche  des  Deutschen  Reiches  soviel 
wie  in  Rußland  —  nämlich  6  — t  auf  einem  anderen  Viertel  soviel  wie  in  Bel- 
gien usw.  Was  uns  interessiert,  wenn  wir  die  Siedelungsverhflitnisse  ^iiip^ed  by  Google 
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Landes  betrachten,  ist  also  dies:  wie  sich  die  gesamte  Bevölkerung  auf  die  ein- 
zelnen Gebiete  (Provinzen  etc.)  Terieilt  und  insbesondere  —  wenn  wir 
längere  Zeiträume  miteinander  vergleichen  —  ob  und  wenn  ja:  wie  sich  die 
Dichtigkeit  der  einzelnen  Landesteile  vpr<;chieden  entwickelt. 

Deutschland  pehört  nun  zu  denjenigen  Ländern,  die  eine  ziemlich  große 
Verschiedenheit  in  der  Dichtijjkpü  der  Bevölkerung  von  Landesteil  zu  Landes- 
teil aufweisen.  Selbst  wenn  wir  den  Durchschnitt  größerer  Gebiete  nehmen 
(preußische  Pftmnzen,  Buudesfitaatem)  a^ialten  wif  doch  einen  Abstand 
des  Dichtigkeitsgrades  fast  wie  1:10.  Während  nfinüich  im  Grofihersogtum 
Mecklenburg- Strelitz  35  Menschen  auf  1  qkm  wohnen,  beträgt  diese  Ziffer 
fflr  das  Königreich  Sachsen  300. 

Man  kann  nach  den  Ergebnissen  der  letzten  Volkszählung  (1905)  zwei  Grup- 
pen deutscher  Gebiete  einander  gegenüberstellen,  die  wir  als  dicht  und  dünn 
besetzte  Gebiete  bezeichnen  können.  Vergleicht  man  diese  beiden  Gruppen 
miteinander,  so  sieht  man,  dali  die  Gebiete  der  ersten  Gruppe  entweder 
Ideinhäuerliche  Länder  sind  oder  Industriebeiirke,  oder  beides;  während  der 
swdtea  Gruppe  vomehmlich  Gebiete  mit  schwach  e&twickdter  Industrie 
imd  Torwiegeadem  C^oßgnmdbesitz  angehören. 

Was  aber  vor  allem  lelirreich  ist,  ist  dieses:  daß  der  Entwicklungsgang 

der  Bevölkerung  in  beiden  Gruppen  ein^  grundverschiedener  während  des 
letzten  Jahrhunderts  gewesen  ist.  Die  Bevölkerung  der  zweiten  Gruppe  ist 
sehr  langsam  angewachsen,  im  Verhältnis  etwa  wie:  1:2;  während  sich  die 
Berölkenmg  der  zweiten  Gruppe  starmischer  entwickelt  hat:  namentlich 
in  den  großen  Industriegebieten,  dem  Königreich  Sachsen  und  den  preußischen 
Provinzen  Rheinland-Westfalen.  Hier  ist  sie  fast  im  Verhältnis  wie  1 : 4  ge- 
stiegen. Diese  rapide  Zunahme  ist  nun  aber  nur  zum  Teil  durch  einen  stärkeren 
Zuwachs  dieser  Bevölkerungsgruppen  erfolgt;  zum  andern,  iiborwiegenden 
Teile  durch  Zuwanderung,  und  zwar  aus  den  Gebieten  der  ersLeu  Gruppe, 
deren  Bevölkerungsüberschuß  größtenteils  von  den  Gebieten  der  zweiten 
Gruppe  absorbiert  ist. 

Die  interessanten  Ziffern  bringt  folgende  Tabelle  sur  Anschauung: 

L  Dicht  besetzte  Gebiete:  auf  i  qkm  wohnen  1905 
Königreich  Sachsen 

Provinz  Rheinland 
Provinz  Westfalen 
Großherzogtum  Hessen 
Rheinpfalz 

Herzogtum  Braunschweig 
Großherzogtum  Baden 
Elsaß-Lothringen 
II.  Dünn  besetzte  Gebiete:  auf  1  qkm  wohnen 

Großherzogtum  Mecklenburg-Strelitz 
Gro  ß h erz o irf  1 1  m  M  ecklenburg-Schwehn 
Provinz  Ostpreußen 
Provinz  Pommern 
Provinz  Westpreußen 
Großherzogtum  Oldenburg 
Provinz  Posen 

Das  Bild  also,  das  Deutschlands  Bevölkenmg  gewährt,  ist  heute 
ganz  und  gar  verschieden  von  dem,  das  es  vor  hundert  Jahrenj^^^j^j^tg^  SS)*^Ie 


im 

1816 

300 

80 

238 

71 

179 

53 

158 

73 

149 

73 

132 

62 

133 

67 

125 

88 

1905 

1816 

35 

25 

48 

24 

55 

24 

56 

23 

64 

22 

68 

37 

69 

28 
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Unterschiede  im  Dichtirrlceits^ad  der  Sledelung  sind  erheblich  größer  ge- 
worden. Vor  hundert  Jahren  verhielten  sich  die  dünnst-  zu  den  dichtest- 
besiedelten  Gebietea  wie  1  zu  noch  nicht  4;  heute  wie  1  zu  fast  10.  Noch 
größere  Verschiebungen  aber  lassen  sich  feststellen,  wenn  wir  die  Bevölkerung 
nach  dem  Grade  ihrer  Agglomeration  betrachten  und  in  verschiedenen  Zeit- 
gmppen  miteinander  vergleichen.  Das  soll  in  einer  folgenden  Studie  geschehen. 


Die  Ergebnisse  der  nt  uosten  Volkszählung  vom  Jahre  1905,  die  jetzt 
in  ihren  Einzelheiten  bekannt  werden,  lassen  erkennen,  daß  die  große  Tendenz 
zur  Agglomeration,  die  Dentschland  seit  etwa  fünfzig  Jahren  ergriflen  hat, 
noch  weiter  wirkt.  Das  heißt:  der  Anteil  der  städtischen  Bevölkerung  ist 
noch  immer  im  Steigen,  und  innerhalb  dieser  wiederum  ist  es  die  großstädtische 
Bevölkerung,  die  noch  rascher  wie  die  übrigen  Kategorien  anwächst. 

Freilich:  eine  leise  Veränderung  weisen  die  Ziffern  der  neuesten  Zählung 
auf,  von  der  man  aber  noch  nicht  sagen  kann,  ob  sie  der  Anfang  einer  rück- 
läufigen Bewegung  ist  oder  ob  sie  zufälhgen  Ursachen  ihr  Dasein  verdankt. 
Diese  Verftnderang,  die  wohl  wert  ist,  beachtet  und  in  ihren  Gründen  geprttft 
zu  werden,  ist  die,  daß  zum  ersten  Male  seit25  Jahren  die  Be- 
völkerung des  platten  Landes  —  das  heißt  im  Sinne  unserer  Statistik:  der 
Gemeinden  bzw.  Wohnplätzc  mit  weniger  als  2000  Einwohnern  —  wiederum 
eine  wenn  auch  geringe  absolute  Vermehrung  aufweist.  Sie  war  seit  dem 
Jahre  1880  beständig  gesunken  und  betrug: 


Während  also  durch  zwanzig  Jahre  die  Städte  nicht  nur  die  gesamte 
ÜberschußbevQlkerong  des  platte  Landes  aufgesogen,  sondern  üb^ies  noch 
einen  Teil  des  alten  Bestandes  an  sich  gezogen  hatten,  ist  in  dem  letzten 
Jahrfünft  sogar  ein  kleiner  Teil  des  Zuwachses  xiem  platten  Lande  erhalten 
geblieben:  freilich  nur  ein  sehr  kleiner  TeU.  Immer  noch  haben  die  Städte 
starke  Massen  vom  Lande  attrahiert,  so  daß  von  dem  beteiligten  Gesaint- 
überschuß  der  Bevölkerung  Deutschlands  während  der  letzten  Jahre,  von 
dem  natürlich  dem  Lande  dar  Löwenanteil  gebührt,  doch  dw  hei  weitem  ^ßte 
Teil  der  stidtischen  Bevölkerung  zugewachsen  ist. 

Um  den  großen  Zug  der  Entwicklung  auch  nach  dieser  Seite  hin  zu  er- 
kennen,  wird  es  sich  wieder  empfehlen,  den  Blick  auf  eine  längere  Spanne 
Zeit  zurückzuwerfen. 

Noch  um  die  Mitte  dos  19.  Jahrhunderts  war  Deutschland  ein  von  wenigen 
unbedeutenden  Klein-  und  Mitleisitaiiten  durchsetztes,  wesentlich  agrikoles 
Land.  In  Preußen  wohnen  1849  erst  28,04%  der  Bevölkerung  in  Städten. 
Selbst  im  Königreich  Sachsen  lagen  die  Dinge  nicht  erheblich  anders:  1845 
lebten  dort  1 153342  Personen  in  3679  Flecken,  Dörfern,  einzelnen  Gehöften 
und  Gütern,  dagegen  nur  548  248  in  den  141  „Städten"  des  Landes.  In  den 
übrigen  Gebieten  des  heutigen  Deutschen  Reichs  trat  die  städtische  Be- 
völkerung noch  viel  mehr  gegenüber  der  ländlichen  zurück.  Während  im 
Königreich  Sachsen  (1846)  auf  100  Stadtbewohner  196  Landbewohner  ent- 
fielen, betrug  das  Verhftltms  der  stftdtischoi  cur  Ifindliehen  Bevölkerung  in: 


III. 


1880 
1885 

1890 
1895 
iOOO 


26513531, 
26376927, 

26  185  2 'd, 
26022519, 
25  734103, 
25  822  481. 


und  bcläuft  sich  nun  1905  auf 
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Bayern   100  :  578, 

Württomherg     100  :  400, 

Baden,  Hessen-Darmstadt,  Hannover  100  :  560. 

Die  Städte"  selbst  aber  waren  klein:  Preußen  besaß  (1849)  Städte 
über  30  000  Einwohner  nur  15,  von  30  000  bis  15  000  Einwohner  14,  von 
15  000  bis  10  000  Einwohner  35 :  also  Stftdte  mit  mehr  ab  10  000  Einwohnern 
64  (1905:  263).  Von  den  sächsischen  Städten  hatten  (1846)  nur  5  Ober  10  000 
Einwohner,  13  dagegen  weniger  als  1000  Einwohner.  (Früher  imtersdiied 
man  die  Bevölkerung  in  städtische  und  ländliche  nach  dem  verfassungs- 
rechtlichen Begriffe  der  Stadt,  so  -laß  der  Anteil  der  städtischen  Bevölkerung 
noch  größer  erscheint,  als  er  in  Wirklichkeit  —  verglichen  mit  dem  heutigen  — 
ist,  der  festgestellt  ist,  wie  ich  schon  erwähnte,  unter  dem  Gesichtspunkt 
der  GrOfie  des  Orts.) 

Um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  setzt  die  .^glomerationstendenz  ein. 
Während  im  Königreich  Preußen  1849  noch  etwa  ebensoviel  Menschen  in 
Städten  E^f'lf'bt  hatten  wie  1800  (28,04%  gegen  2*142°: ),  sehen  wir  die 
städtische  Bevölkerung  nun  in  der  zweiten  Hälft*',  uuil  nainentlich  im  L  tzt-n 
Drittel  des  Jahrhunderts  und  in  dem  ersten  Juhrfunit  des  neuen  Jahrhun- 
derts, sich  in  folgenden  Anteilsüfem  erhöhen.  Im  Deutsehen  Reiche  lebten 
in  Städten  von  je  1000  Einwohnern: 

1871    1875    1880    1895    1890    1895    1900  1905 
361     390     414     437     470     502     543  574 

An  dieser  Zunahme  der  gesamten  städtischen  Bevölkerung  nehmen  nun 
aber  die  Großstädte  d^-n  Löwenant  il  für  «?ich  in  Anspruch:  sie  wachsen  viel 
rascher  als  die  Miltui-  oder  gar  Kleinstädte,  wie  aus  folgender  Übersicht 
hervorgeht: 

Von  1000  Einwohnern  des  Deutschen  Reichs  lebten: 

1871  1875  1880  1885  1890  1895  1900  1905 

in  GroBstädten 

(über  100 000  Einwohner)  ...    48    62    72     95   121   132   162  190 
in  Mittelstädten 

(20— 100000  Einwohner)  ...     72     82     89     89    98    104   126  129 
in  Kleinstädten 

(5—20000  Einwohner)   112  120  126  129  131   136  135  137 

in  Landstädten 

(bis  W)  Einwohner)   124    126    127    124    120    122    121  118 

Heute  lebt  also  fast  schon  ein  Fünftel  der  Bevölkerung  des  Deutschen 
Reichs  in  „Großstädten",  das  heiüt  in  Städten  mit  mehr  als  100  000  Ein- 
wohnern gegen  ein  Zwanzigstel  zur  Zeit  der  Reichsgründung,  also  vor  reichüch 
einem  Menschenalter.  Faßt  man  den  Typus  der  „Grofietadt"  etwas  anders 
als  die  Statistik  und  läfit  die  Großstadt  (was  sich  empfehlen  dürfte)  b^ 
50  000  Einwohnern  beginnen,  so  wird  die  großstädtische  Bevölkerung  heute 
ein  Viertel  der  gesamten  deutschen  Bevölkerung  bilden.  Im  Königreich 
Preußen  wenigstens  lebten  1905  in  Städten  über  öOO^Kj  Einwohner  9  462  453 
Personen  von  insgesamt  37  293  324  Einwohnern;  das  sind  also  25,6%.  In 
solchen  Städten  aber,  das  heifit  Städten  mit  m^  als  50000  Einwohnern, 
lebten  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  (1843)  in  ganz  Deutschland 
erst  1  229  681  Menschen,  das  sind  3,5%. 

Dnß  aber  diese  Agglonierationstendenz,  insbesondere  die  Zusammon- 
drängung  der  Bevölkerung  in  den  großen  und  ganz  großen  Städten  in  der 
Gegenwart  noch  ungeschwächt  weiterv^irkt,  lehrt  ein  BUck  auf  obige  Tabelle: 
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wAbrend  1895  bis  1900  von  dem  tUdtischen  Gesamtsnwachs  noch  20% 
auf  die  Städte  unter  100  000  und  90  %  auf  die  Ober  100  000  entfielen,  nahmen 

diese  von  1900  bis  1905  von  den  insgesamt  90%  Zuwaobft  allein  28%  in 
Anspruch,  während  alle  übrigen  Städtekategorien  Eueammen  nur  um  2% 
angewachsen  sind. 


PROF.DR.RODOLPHEBRODA,PARIS:  DIE  LÖSUNG 
DES  TRUSTPROBLEMS  IN  AUSTRALIEN. 

|EIT  dem  Beginn  englischer  Siedelungen  in  Australien  entwickelte 
sieb  das  wtsohaft&he  Leben  dieses  Landes  andern  ab  In  den 
übrigen  Lindern  des  britischen  Weltreiches  und  Amerikas.  Das 

 Prinzip  uneingeschränkten  Privatbetriebes  aller  Industrie,  wie  es 

in  den  genannten  Ländern  in  Geltung  ist,  gelangte  in  Australien  niemals  zu 
uneingeschränkter  Anwendung.  Seine  Bahnen  sind  seit  jeher  in  Staats- 
besitz, und  allmählich  gliederte  sich  an  diese  eine  Reihe  industrieller  Unter- 
nehmungen, die  von  den  einzelnen  Staaten  des  Bundes  im  Anschluß  an  das 
Bahnnets  betrieben  werden,  so  insbesondere  Lokomotiy-  und  Eisenbahn- 
wagenfabrikation; femer  unabhängig  hionron  staatliche  Kühhrorke  für  den 
Export  von  Fleisch,  Butter  und  anderen  landwirtBchaftUcben  Produkten. 
Parallel  damit  bauten  die  Gemeinden  Arbeiterwohnungen,  nahmen  die  Straßen- 
bahnen in  ihren  Besitz  und  folgten  im  allgemeinen  dem  Vorgehen  des  eng- 
lischen Munizipal-Sozialismus.  Diese  ganze  Verstaatlichungsaktion  nahm  in 
den  letzten  Jahren  seit  Vereinigung  der  einzelnen  Kolonien  sum  australischen 
Bundesstaat  eine  grofisflgige  Wendung.  Die  erste  Wahl  für  das  neue  Bundes- 
parlament hatte  der  soziaUstischen  Arbeiterpartei  ein  Drittel  der  Sitze  im 
Repräsentantenhause  und  hart  an  die  Hälfte  der  Mandate  im  Bundessenat 
gebracht.  In  beiden  Häusern  verfügte  sie  mit  Unterstützung  der  gleichfalls 
staatssozialistischen  Unternehmungen  nicht  abgeneigten  liberalen  Partei 
über  die  Mehrheit,  und  besonders  im  Bundessenate  war  man  zu  weitgehenden 
Maßregeln  entschlossen.  Hienu  muH  aber  bemerkt  werden,  dafi  keine  der 
im  Parlament  vertretenen  Parteien  eine  Verstaatlichimgspolitik  aus  rein 
iheoretisohen,  prinzipiell  sozialistischen  Gründen  empfahl.  Ins  Gegenwarts- 
programm der  sozialistischen  Arbeiterpartei  ist  vielmehr  bloß  die  „Nationali- 
sation of  Monopolios"  aufgenommen,  das  heißt  das  Verlangen,  daß  alle  In- 
dustrien, die  zufolge  ihrer  natürlichen  Entwicklung  sich  zu  Trusts  oder  andern 
Verbänden  mit  Monopolstellung  zusammengeschlossen  hätten,  in  Staats- 
iMsits  SU  übernehmen  seien.  Als  solche  worden  insbesondere  Tier  Industrien 
bezeichnet:  die  Zuckerindustrie,  die  Eisenindustrie,  der  Schiffahrtsdienst 
mit  Europa  und  die  Tabaksindustrie.  Rozüglich  der  beiden  ersteren  faßte 
der  Senat  Resolutionen,  in  denen  er  die  Regierung  zur  Einbringung  einer 
Verstaatlichungsvorlage  auffordert.  Besonders  eingehend  aber  wurde  die 
Frage  des  Schiffahrtsdienstes  und  der  Tabaksindustrie  untersucht,  und  wir 
wollen  speziell  die  letttere  an  Hand  der  offiziellen  Berichte  der  Tom 
Senat  ernannten  Untersuchungskommission  ins  Auge  fassen. 

Am  19.  Mai  1904  wurde  im  Bundessenat  ein  Antrag  von  Senator  Pearce 
angenommen,  daß  zur  Beschaffung  von  Geldern  für  Alterspensionen  be- 
dOrftiger  Australier  alier  sozialen  Klassen  (Arbeiter,  Gewerbsleute,  ^^'jJPfij^g^  5  Cocv  L 
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die  Tabakindustrie  AnslraHens  In  Bedti  des  BondeieiaAtes  so  fibemeiimen 
wi  und  eine  k5nig|iohe  KomnÜBnon  nr  Unterouchung  aller  hierauf  besfkg^ 
liehen  Fragen  ongeBetzt  werde.  Nach  einer  einleitenden  Enquete  wurden  in 
der  Sitzung  vom  31.  August  1905  dieeer  Kommission  prSase  Auftrüge  ge- 
geben, nämlich  zu  untersuchen: 

1.  ob  in  der  Tabaksindustrie  Australiens  ein  Trust  oder  sonstiges 
faktisches  Monopol  seitens  einer  Gruppe  von  privaten  Interesscnlea 
bestehe; 

2.  im  bejahenden  Falle,  welches  die  Einwirkung  solchen  Monopols  auf 
das  industrielle  Leben  Australiens  sei,  und 

3.  ob  sich  die  übfrrtahm<^  dor  Tndn<^tne  resp.  des  faktisch  bestehenden 
Monopols  in  die  Hände  des  Bundesstaates  empfehle. 

Vom  19.  Mai  llK)4  bis  zum  23.  Februar  1906  wurde  von  seilen  der  Kom- 
rolssion  eine  große  Anzahl  von  Zeugen  vernommen,  und  eine  Unter» 
suchung  der  LokahrerhiltnisBe  in  allen  wichtigen  Zentren  der  Tabaks- 
industrie in  den  einseinen  Staaten  Australiens  vorgenommen.  Der  End« 
beschluß  der  Kommission  wTirde  mit  4  gegen  1  Stimme  gefaßt  und  sprach 
sich  für  \  erstaatlichung  der  Tabaksindufitrie  aus.  Nachstehend  die  wesent- 
liche Begründung: 

1.  Diu  Zi^ugen Vernehmung  habü  dargetan,  daß  ein  faktisches  lubai^- 
monopd  infolge  EinTerstAndnisses  der  wesentlichsten  Tabaksfirmea 
in  Australien  bestehe. 

2.  Daß  die  Vwdnigung  der  industriellen  Betriebe  in  einer  Hand,  die 
Konzentrierung  d<^r?^rlbcn  nuf  wenige  Fabriken  und  Zentral  Verkaufs- 
stellen große  Erspaiiiissr  i  a  Gefolge  gehabt  habe  (genau  so  wie 
bei  Gründung  der  amerikanischen  Trusts). 

3.  Daß  der  Trust  seine  unbeschränkte  Machtstellung  zur  Verschlechte- 
rung der  Arbeitsbedingungen  seiner  Angestellten  mißbraucht  habe, 
des^eidben  zur  Bedrückung  u:  1  Ausbeutung  der  tabakbauenden 
Farmer  und  zu  bedeutender  Erhöhung  der  Verkaufspreise  gegenüber 
dem  kaufenden  Publikum  (somit  alle  Vorteile  eines  tatsächlichen 
Industrieinonopols  und  alle  Nachteile,  die  in  seiner  Beherrschung 
durch  Privatinteressen  liegen). 

4.  Daß  sich  die  Verstaatlichung  der  Tabaksindustrie  empfehle,  um 

a)  die  Ersparnisse,  die  aus  der  Vereinheitlichung  der  Produktion 
erwachsen  waren,  dauernd  zu  gestalten; 

b)  den  privaten  Beherrschern  desselben  die  Möglichkeit  des  Miß- 
brauchs ihrer  Münopolstellung  zu  nehmen  und  die  p-oße  Ma^ht 
derselben  in  die  ilande  des  Staates  und  somit  des  Volkes  zu 
legen; 

c)  dem  Staate  eine  neue  bedeutende  Einnahmequelle  zu  erschließen. 

5*  Daß  der  Versuch,  den  Trust  zur  Änderung  sdner  Politik  durch  Er- 
niedrigung der  Einfuhrzölle  zu  bewegen,  nicht  zum  Ziele  führen 
könne,  weil  derselbe  mit  den  bedeutendsten  Tabaksinteressenten 
Europas  und  Amerikas  im  Einvernehmen  stehe. 

G.  Daß  ein  Versuch,  den  Trust  zu  sprengen  und  zur  früheren  Isoliert- 
heit der  einseinen  Tabaksinteressenten  surückiukehren,  das  Auf* 
geben  aller  durch  den  Trust  gemachten  Ersparnisse  und  somit 
einen  Nachteil  für  die  australische  Volkswirtschaft  mit  sich  bringen 
würde,  daß  somit  nur  die  Übernahme  in  Staatsbetrieb  dio  Vorteile 

des  Monopols  bewahren  und  seine  Nachteile  beseitigen.  w:ürde.  ^  , 
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Die  BttcUOflse  der  Kmnmiesion  haben  bis  nun  noch  nicht  sur  tats&oh- 
Uehen  Verataatlichwiff  der  Tabaksindiistrie  Australiens  gefflhrt,  da  das 
Verhaltais  der  Parteien  im  Reprflsentantenhause  derselben  vorläufig  minder 
günstig  war  als  im  Bundessenat.  Die  Begründung  der  Kommissionsbe- 
schlüsse er?;<^heini  mir  aber  von  außerordentlichem  Intere^sn.  auch  für  solche, 
welche  eurüpäii>che  und  amerikanische  Verhältnisse  studieren;  sie  lassen 
sich  durchaus  folgerichtig  hier  wie  dort  anwenden.  In  scharfsinnigster 
Weise  legen  sie  die  groBen  Vorteile  der  KarteOe  und  TVosts,  die  in  der  spar» 
samen  und  zielbewußten  Produktion  liegen,  dar  und  kennzeichnen  gebQhrmd 
jene  schwächlichen,  ja  kindlichen  Versuche,  die  Truste  durch  Zollmaßregeln 
und  strafgerichtliche  Verfolgung  wieder  enfztilösen  und  zur  alten  industriellen 
Anarchie  zurückzukehren,  wie  sie  in  Amerika  von  Rosevclt  und  der  demo- 
kratischen Partei  vorgeschlagen  werden.  Sie  zeigen  auch,  wie  der  Besitz 
einer  an  sich  noch  so  volkswirtschaftlich  vorteilhaften  Monopolstellung 
durch  Private  den  Anreis  zum  gefahrvollsten  Mißbraach  gibt,  und  daß  eine 
solche  Machtftille  nur  dem  Staate  selbst  als  Vertreter  der  Volksinteressen 
anvertraut  werden  dürfe.  Die  königliche  Kommission  Australiens  hat  hier- 
mit eigentlich  in  einem  Einzelfalle  und  ohne  sich  vielleicht  selbst  der  all- 
gemeinen Anwendbarkeit  ihrer  Grundsätze  bewußt  zu  sein,  den  Ideen  des 
wissenschaftUchen  Sozialismus  Aufdruck  gegeben:  daß  gegenüber  der  Kon> 
sentration  der  Industrie  und  der  Vereinigung  aller  industriellen  Interessen 
in  immer  weniger  Händen  weder  Fatalismus,  noch  utopistisches  Liebäugeln 
mit  einer  Rfickkehr  su  fiberwundenen  Zustanden,  sondern  nur  der  Weg 
nach  Vorwärts  zur  V<»r8taatlichung  der  Industrie  alle 
einmal  gewonnenen  Vorteile  des  kapitalistischen 
Systems  bewahren  und  alle  seine  Nachteile  besei- 
tigen werde. 


MUNIZIPALSOZIALISMUS  IN  WIEN. 

Seit  langem  haben  im  Sinne  der  schonen  Erfolge  des  englischen  Muni- 
npalsozialismus  auch  die  scciaHstischen  Parteien  Deutschlands  und  Öster- 
reichs die  Übernahme  gewisser  wichtiger  Betriebe,  wie  insbesondere  der 

Strnßonbnhnen,  Gas-  und  Elektrizitätswerke,  Wasserversorgunc'.  Arboits- 
Vermittlung,  Leichenbestattung  usw.  in  den  Betrieb  der  Gern*  ni  1*  auf 
ihr  Programm  gesetzt.  Aber  noch  m  keiner  Stadt  ist  der  Einiiuii  der 
Sozialdemokratie  hinreichend  stark  geworden,  um  dieses  Programm  aus* 
f flhren  sn  können. 

Ganz  unabhängig  von  dieser  Partei,  ja  zum  Teil  im  offenen 
Kampfe  mit  derselben  hat  jedoch  die  christlich -  soziale  Partei  in 
Wi^n  das  Programm  des  Munizipalsozialismus  s\oh  zu  eigen  gemacht  und 
dasselbe  in  so  glänzender  und  ausgezeichneter  Weise  durchgeführt,  daß  selbst 
London  und  Gla^w  dahinter  im  Schatten  bleiben  und  Wien  in  dieser  Rich- 
tung an  die  Spitse  aller  Grotetädte  der  Erde  getreten  ist.  Die  Partei  steht, 
wie  gesagt,  außerhalb  des  soiialistischen  Gedankenkreises  und  hat  sosialistische 
Politik  betrieben,  ohne  sich  deren  theoretische  Begründung  zu  eigen  zu  machen. 
Doch  steht  dieses  Vorgehen  bloß  auf  dem  europäischen  Festlande  allein,  es 
wird  yerständUcher,  wenn  wir  England  und  Amerika  ins  Auge  fassen.  ^Auc^  GQfi)gIe 


muniiipiibosiaUstisohen  Institatioaen  schuf,  aueh  in  London  ist  die  Pro- 
gressive Party,  welche  die  Straßenbahnen  in  den  Besitz  der  Gemeinde  1d>er* 
nahmi  aus  einer  Koalition  der  BOrgwlich- Radikalen  mit  nur  wenigen  über« 
zeugten  Sozialisten  hervorgegangen,  und  in  NewYork  wie  Chikago  wird  das 
Programm  der  Municipal  Ownerehip  von  der  demokratischen  Partei,  die  sich 
aus  Ideinbürgerlichen  Kreisen  rekrutiert,  verfochten.  Diese  Bevölkerungs- 
klaase  hat  eben  genau  das  gleiche  Interesse  wie  die  Arbeiterschaft  an  guter 
und  billiger  Beleuchtung,  guten  und  billigen  Straßenbahnen  und  sieht  es  vor, 
den  Ertrag  dieser  Unternehmungen,  der  trots  Vorbilligung  der  Tarife  noch 
bestehen  bleibt,  der  Gemeinde  zuzuwenden,  und  den  kapitalistischen  Gesell- 
schaften, an  deron  Gedeihen  sie  keinerlei  Interesse  nimmt,  zu  entziehen.  In 
Wien  ist  man  über  die  beiden  typischen  Momente  des  Munizipalsozialismus 
(Beleuchtung  und  Verkehrsmittel)  noch  um  ein  Bedeutendes  hinausgegangen, 
wie  wir  im  folgenden  sehen  werden. 

Bis  zu  Beginn  der  neunsger  Jahre  des  verflossenen  Jahrhunderts  war 
die  Wiener  Gemeindeverwaltung  in  Hftnden  der  liberalen  Partei,  die  sich 
vorwiegend  auf  die  begüterten  Klassen  stützte.  Verkehrsmittel  und  Be- 
leuchtung wurden  von  ihr  verechii  il »  non  kapitalistischen  Gesellschaften  über- 
lassen, welche  nicht  nur  bedeutende  Gevsinnste  erzielten,  sondern  auch  den 
Betrieb  zum  Ärgernis  der  ganzen  Bevölkerung  führten.  Die  Wiener  Gas- 
beleuchtung wurde  zum  GespOtt  der  FVemden  und  Einheimischen;  nur  in 
großen  Entfernungen  voneinander  konnte  man  abends  die  kflmmerlichon 
Flämmchen  fmden,  und  nach  10  Uhr,  mit  Torschluß  der  Häuser  und  Schluß 
der  Geschäftsläden  war  die  Millionenstadt  Wien  in  düsteres  Dunkel  c'^taucht, 
wie  nur  irgend  eine  Stadt  Asioiis.  Die  Straßenbahn  und  die  üniniljus^>^  ver- 
kehrten mit  einer  im  übrigen  Europa  nicht  wieder  erreichten  Langsamkeit, 
und  die  Zahl  der  verkehrenden  Wagen  war  Oberaus  gering;  notwen^Uge  Folge 
hiervon  eine  regelmfifiige  Überfflllung,  die  die  Benutiung  dieser  Verkehrs* 
mittel  besonders  für  Frauen  und  Kinder  vielfach  ganz  schreckhaft  gestaltete. 
Wold  ergingen  polizeüirh»^  ,,Überfüllnn<,^verbote",  doch  verlangsamten  diese 
noch  mehr  die  Beförderung  des  Publikums.  Da  überdies  das  Pariser  System 
der  Omnibusnummer  n  und  geordneten  Reihenfolge  beim  Einsteigen  in  Wien 
imbekannt  war,  stürzte  sich  bei  Eintreffen  eines  Wagens  alles  auf  denselben, 
und  Frauen  und  Kinder  hatten  bei  dem  nch  entwickelnden  Gedränge  natur* 
gemäß  das  Nachsehen.  Bei  Regenwetter  und  an  Sonntagen  wiederholten  sich 
immer  wieder  dieselben  ärgerlichen  Szenen,  und  an  Tagen  besonders  starken 
Verkehrs  mußte  das  polizeiliche  Überfüllungsverbot,  dessen  Ausführung  un- 
möglich wurde,  auch  förmlich  aufgehoben  werden.  . . .  Die  Erbitterung  der 
Bevölkerung  über  all  dies  wurde  so  immer  großer,  und  Mitte  der  neunziger 
Jahre  kam  die  christlich^sonale  Opposition,  deren  Anhänger  sich  aus  dem 
Kleinhflrgertum  rekrutierten,  in  der  Gemeinde  cur  Herrschaft.  Zu  gleicher 
Zeit  lief  die  Konzession  der  Gasgesellschaft  (einer  englischen  Firma)  ah, 
und  die  neue  Genioindevertrelung  eröffnete  mit  derselben  Verhandlungen 
wegen  Ablösung  ihrer  \\"erke.  Dieselben  zogen  sich  lange  ergebnislos  hin, 
die  Gesellschaft  forrlerte  einen  Preis,  welcher  der  Gemeindevertretung  unan- 
gemessen schien.  Endlich  entschloß  sich  dieselbe,  eigene  neue  Gaswerke  zu 
bauen.  Allerdings  beliefen  sich  die  Koeten  derselben  noch  um  ein  Bedeutendes 
hoher  als  die  Summe,  welche  die  Gesellschaft  gefordert  hatte,  und  die  liberal- 
kapitalistische  Partei,  nunmehr  in  der  Opposition,  erhielt  damit  einen  will- 
kommenen Stützpunkt  für  ihre  Kritik.  Trotzdem  trat  die  Wiengr^:J|eyölke% 
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mng  bei  allen  folgenden  Ergänzimgswahlen  mit  stete  steigenden  Majoritäten 

für  die  christlich-soziale  Politik  ein.  Die  Gaswerke  wurden  teuer,  aber  in 
technisch  mustergültiger,  modemer  Weise  erbaut  und  gaben  bald  auch  finan- 
zir  ll  ijiinstipe  Ergehnisse,  dies,  obgleich  die  cii^^Iische  Gesellschaft  im  Prozeß- 
wege eine  Verlängerung  ihrer  Rechte  für  die  auüeren  Stadtbezirke  erkämpft 
hatte  und  damit  der  ^nricimgBkr^  der  stsdtisdien  Gaswerke  enger  einge- 
schrAnkt  war  ab  die  Erbauer  hoffen  durftoi.  Mehr  noch  aber  ab  dieses  finan- 
zieU  günstige  Ergebnis  bedeutete  für  die  Wiener  die  Verbeasening  der  Be- 
leuchtung seihst;  die  neue  Verwaltung  führte  technische  Vervollkommnungen 
ein,  sie  vervielfachte  die  Zahl  der  Flammen,  so  daß  beute  die  Beleuchtung 
der  Wiener  Vorstädte  hinter  den  andern  Großstädten  in  nichts  mehr  zurück- 
steht. Was  die  Hauptstraßen  der  innern  Stadt  anlangt,  so  zog  man  für  sie 
die  elektrische  Beleuchtnng  dem  Gase  Tor,  und  nach  hartnäckigen  Kämpfen 
mit  den  ElekCrizitätogesellschaften  wurde  die  Verstadtlichung  auch  auf  dieses 
Gebiet  ausgedehnt.  Heute  sind  sowohl  die  Gas- wie  auch  die  Elektrisitätewerke 
im  RptriobA  flor  Gemeinde. 

In  der  Frage  der  Straßenbahn  kam  man  zunächst  nicht  zu  so  radikaler 
Lösung,  sie  wurde  einer  neuen  Gesellschaft  unter  Aufsicht  der  Gemeinde 
anvertraut,  welche  den  elektrischen  Betrieb  an  Stelle  der  Pferdebahnen  setzte. 
Nach  einer  Übergangsperiode  Ton  wenigen  Jahren  trat  jedoch  auch  für  sämt- 
liche Straßenbahnen  der  Stadt  der  Gemeindebetrieb  in  Kraft,  ebenso  gilt  seit 
kurzem  dasselbe  für  den  Wiener  Omnibusverkehr.  Dank  der  weitaus  größeren 
Geschwindigkeit  und  der  erhöhten  Zahl  der  Straßenbahnwagen  ist  der  früheren 
Überfall  ung  und  all  den  lästigen  Szenen  von  ehedem  nunmehr  ein  Ende  be- 
reitet, der  Wiener  kann  für  12  Heller  (bei  besonders  langen  und  komplizierten 
Strecken  fflr  20  Heller)  das  ganze  Stadtgebiet  durchfahren,  was  gegenOher 
andern  Städten,  besonders  auch  Paris,  eine  wesentlich  billigere  und  raschere 
Verkehrsgelegenheit  bedeutet.  Überdies  steht  die  Errichtung  von  städtischen 
Untergrundbahnen  derzeit  im  Gemeinderate  zur  Verhandlung. 

Soweit  tat  die  Stadt  Wien  im  Wettkampf  mit  den  englischen  Groß- 
städten das  Ihre;  darüber  hinaus  wurden  eine  Reibe  von  munizipalsozialisti> 
sehen  Reformen  durchgeführt,  hinsichtlich  deren  keinerlei  Präsedenzfälle  vor- 
liegen: insbesondere  die  Übernahme  der  Leichenbestattung  in  Regie  der 
Gemeinde,  der  Betrieb  dnes  städtischen  Brauhauses  und  die  teilweise  Gr- 
ganisation  des  Versicherungswesens  durch  den  Landtag  (von  Niederösterreich), 
dessen  große  Bevölkerungsmehrheit  aus  den  Bewohnern  der  Stadf  ^^'ien 
besteht.  Nur  die  Errichtung  von  Mietbäu«»ern  für  die  arme  Bevölkerung 
auf  Gemeindekosten,  die  in  L  o  n  d  o  n  so  muI  iur  die  Hygiene  der  Stadt  getan» 
steht  in  Wien  derseit  noch  aus.  In  dieser  Richtung  ist  aber  su  bemerken,  daii 
die  letzte  muniripalsozialistische  Reform  in  V^en  erst  in  den  letzten  Jahren 
erfolgte,  und  die  Stimmung  für  dieselben  mit  jedem  neuen  Erfolge  immer 
günstiger  wird.  Auch  die  gegnerischen  Parteien  haben  im  wesenthchen  ihre 
Opposition  bereits  aufgegeben,  und  nahezu  die  gesamte  Wiener  Bevölkerung 
wünscht  den  eingeschlagenen  Weg  fortzusetzen.  Wir  nehmen  daher  an,  daß 
Wien  in  den  nächsten  Jahren  noch  eine  ganze  Reihe  von  Betrieben  in  dia 
Hand  der  Gemeinde  fibergeben  und  den  andern  Städten  Europas  die  großen. 
MOglichkdten  des  Munizipalsoziahsmus  zeigen  wird. 
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Das  wlrMnMIcii  Erwachen  von 
Rauf  alMk    Wenn  Bengalen  nicht 

geteilt  worden  wäre,  so  wfirde  es 

wahrscheinlich  keine  woilverbreitete 
Swadcsbibewegung  gegeben  haben. 
Ah  zuerst  die  Protestbewegung  gegen 
liie  Teilung  begann,  erkaxmten  die 
Bengalen,  dafi  heraus  die  indiutrielle 
Wiedergeburt  ihres  Mutterlandes  er- 
stehen könne.  Die  Agitation  und  der 
Boykott  britischer  Waren  war  das 
Mittel,  viele  beginnende  Industrien  zu 
beleben  und  neu  zu  begründen.  So  bat 
z.  B.  der  Ansporn,  den  die  hämische 
Weberei  erhielt,  diese  in  eine  blühende 
Lage  versetzt,  und  obgleich  Mangel 
im  Land  herrschte,  wurde  diese  In- 
dustrie nicht  davon  betrotlen.  Unter 
den  vielen  neu  begründeten  In* 
dustrien  sind  die  In  Banga,  Lukchmi, 
Trihura  und  andere  Webereien  und 
Spinnereien  zu  verzeichnen.  Die 
bengalische  Nationalbank  hat  mit 
einem  großem  Kapital  die  Swadeshi- 
unternehinungen  tinanzi«'rt.  Femer 
sind  daian  beteihgt  die  hiudustani- 
Bche  Gendssenschaft,  die  nationalen 
Versicheningsgesellschaften,  die  ben- 
galische Dampfschiffahrtsgesellschaft, 
die  bengalische  Tonwarenfabrik,  die 
Rangpur  Zigarettenfabriken,  ver- 
schiedene Gerbereien,  Seifenfabriken, 
Papiermfiblen  usw.  Die  Wirkung 
dieser  nunmehr  dnnjfthrigen  Agita* 
tion  maoht  sich  im  ganzen  Lande 
fühlhar,  und  die  Rnglening  gibt  dies 
in  verschiedenen  Horichlen  zu.  Die 
vermögende  und  die  Mittelklasse  sieht 
industrielle  Unternehmungen  nicht 
mehr  scheel  an  wie  ehedem  und  in- 
vestiert ihr  Geld  ausg^big  in  der- 
selben. 

Zum  Schutz  der  versi  hiedenen 
Industrien  gegen  fremde  Konkurrenz 
sind  gewisse  Voi-schrifteu  notig.  Aber 
England,  das  auf  Freihandel  ein- 
geschworen ist,  wird  ihnen  keinen 
Schutz  gewähren.  Die  Bengalen 
haben  daher  die  Angelegenheit  selbst 


in  die  H&nde  genommen  und  be- 
schlossen, durch  einen  Boykott 
fremder  Produkte  die  heimbche  In- 
dustrie zu  schützen.  Diesbezüglich 
betonte  ein  viel  vcrbitileLes  Blatt 
kürzlich:  „Der  Boykott  iäi  für  uns 
eine  Frage  von  Leben  oder  Tod.  Er 
entscheidet  Ober  Erfolg  oder  Unter- 
gang". Aber  erst  die  Zeit  wird  lehren, 
ob  man  imstande  sein  wird,  aus* 
zuharren. 

A.  Banerjee  (Calcutta). 

Staatliche    Lokomotivwerke  in 

Australien.  Seit  mehreren  Jahr- 
zehnten bereits  sind  die  Bahnen  dos 
Staates  Viktoria  in  Australien  im 
Staatflbesits  und  fiefem  überaus  gün- 
stige finanzieUe  Ergebnisse.  Hier^ 
durch  ermutigt,  ging  man  in  jüngster 
Zeit  daran,  auch  die  Lokomotiven 
und  Eiscnbahnwaggons  in  den  staat- 
lichen Werkstätten  zu  Newport  bei 
Melbourne  herstellen  zu  lassen.  Früher 
war  deren  Erzeugung  einer  Privat- 
firma, denPhdnixwerken  beiBallarat, 
tibertragen,  und  es  erregte  nicht 
geringes  Erstaunen,  selbst  bei  Par- 
lament und  Regierung,  als  die 
staatlichen  Werkstätten,  aulußUch 
einer  Offerlausschrdbung  für  Her- 
stellung neuer  Lokomotiven,  selbst 
mit  einem  Offert  auf  den  Plan  traten 
und  einen  wesentlich  billigeren  Preis 
als  die  Privatgesellschaft  forderten. 
Während  die  letztere  4883  Pfd.  St. 
(97  660  Mark)  pro  Maschine  ver- 
langte, erklftrten  die  Staatswerk- 
stfittcn,  die  Lieferung  einer  gleichen 
Maschine  für  3710  Pfd.  St.  (74  200 
Mark)  übernehmen  7U  können.  Eine 
königliche  Komuiission  wurde  er- 
nannt, um  zu  prüfen,  ob  den  staat- 
lichen Werkstfttten  wirklich  die  Mög- 
lichkeit gegeben  sei,  billiger  als  die 
Privatfirma  zu  produzieren.  \'^um 
4.  Oktober  1S04  ab  t^t^gM^mogle 
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wurde  eine  große  Röhe  von  Zeugen 
vernommen,  eine  exakte  Unter- 
suchung an  Ort  und  Stelle,  sowohl 

in  den  Werkst  äUen  der  Privatgesell- 
schaft in  Baliarat,  als  auch  in  den 
Staatswerkstäiten  zu  Newport  vor- 
genommen. Dieselbe  ergab,  daß 
die  staatlichen  Werkstätten  in  teolmi- 
scher  und  konunerneller  Hinsicht 
tatsächlich  weit  umsichtiger  geleitet 
werden  rIs  die  Privatuntemehmen, 
und  daß  bich  hierdurch,  yv\e  auch 
durch  die  mindei'e  Belastung  luiL 
Generalunkosten  die  Möglichkeit, 
billiger  zu  fabrizieren,  erkläre.  Im 
Sinne  des  Berichts  der  königlichen 
Kommission  wurde  denn  aiu-h  tat- 
sächlich die  Fabrikation  der  Loko- 
motiven den  Staatswerkstätten  tiber- 
tragen und  deren  Werke  dement- 
sprechend vergrOfiort,  was  schließ- 
lich noch  eine  weitere  Verbilligung 
der  Produktion  ermöglicht  hat.  Ein 
schöner  BeNvcis  daTür,  daß  d'^r  St  Kits- 
betrieb  industiieller  ( 'Uteracliiiiuiigen 
unter  verständiger  Leitung  gegen- 
llber  der  Privatindustiie  außer  idlen 
anderen  auch  den  sehr  oft  bestrittenen 
Vorteil  ökonomischerer  Produktion 
fOr  sich  gewinnen  kann. 

Der  Boykott:  Schutzzoll  Indiens. 

Seit  Franz  Liszt  seine  Theorie  der 
ErziehungszöUe  aufgestellt  hat,  gilt 

es  als  Gemeinplatz,  daß  die  werdende 
Industrie  jedes  Landes  zumindest  am 
Beginn  einf^s  Zollschutzes  bedarf, 
damit  sie  sich  so  weit  ent- 
wickeln könne,  um  schheßlicb  im 
freien  Wettbewerb  den  Industrien 
des  Auslandes  begegnen  zu  können. 
Tatsftdilich  haben  Länder,  die  vom 
reinen  Ackerbaustaat  zum  Industrie- 
staat überzugehen  gcNvillt  waren, 
immer  diese  Maßregel  ergritleii.  Ame- 
rika und  Rußland  bieten  hierfür  die 
bekanntesten  Beispiele,  und  neuer- 
dings strebt  Ungarn  zu  ebendemsel- 
ben Zweck  danach,  sein  Land  durch 
Zölle  gegen  Österreich  abzuschließen. 


Welches  Mittel  aber  steht  einem 
Lande  zu  Gebote»  du  von  eboa  jenem 

Reiche  beherrscht  wird,  dessen  über» 
mjif'htige  Industrie  der  Entwich  Inno' 
der  Landesindustrie  im  Wege  steht  ? 
In  dieser  Lage  ist  Britisch- Indien. 
Schon  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts 
worde  seine  nationale  Industrie,  ins- 
besondere seine  Ilundwebeiei  durch 
den  Import  der  billigen  englischen 
Großindustrie  vernichtet.  Heute 
müssen  seine  fast  300  Millionen  Men- 
schen nahezu  uusschließlich  vom 
Ackerbau  leben,  der  nur  in  besonders 
guten  Emtejahien  fttr  den  Unterhalt 
der  Bevölkerung  tatsächlich  ausreicht. 
In  Jahren  schlf^'^ht^r  Krnte  kommt  es 
beim  Fehlen  aller  andern  Subsistenz- 
mittel  für  die  Bevölkerung  zur  Hun- 
gersnot, und  man  berechnet,  daß  die 
großen  Hungersnöte  der  letzten  Jahre 
den  Tod  von  12  Millionen  Menschen 
verursacht  haben. 

Die  indischen  Patrioten  sind  daher 
naturgemäß  besti-ebt,  ein  Wiederauf- 
leben der  alten  Industrie  auf  moder- 
ner technischer  Grundlage  herbeizu' 
fahren,  aber  die  Weigenmg  der  eng* 
lisoben  Herren  des  Landes,  die  wer- 
dende indische  Industrie  gegenüber 
dem  Import  aus  England  irgendwie 
zu  beschützen,  stand  dem  im  Wege. 

Ein  eigenartiges  Ereignis  schuf  in 
alledem  Wandel  und  zeigte  den  In* 
dem  einen  Ersatz  für  die  Erziebungs« 
Zölle  anderer  Länder:  den  fieivvilligen 
Boykott  europäischer  Industrieer' 
Zeugnisse. 

Die  angln-mdisrhe  Vr-rwaltung 
hatte  gegen  den  Willen  der  Bevölke- 
rung eine  administratiTe  Trennung 
der  wichtigen  Provinz  Bengalen  durch- 
geführt und  in  den  Augen  des  ben- 
galischen Volksstammes  hiedurch  des- 
sen soziale  und  kulturelle  Einheit  ge- 
fährdet. Ohnmächtig  in  pohtischer 
Beziehung  verfielen  die  Bengalen 
darauf,  England  an  seiner  einsigen 
>vunden  Stt  lle  zu  treffen,  durch  Boy- 
kott seiner  Industrie.  Di''  nationale 
Leidenschaft  kam  dieser  Jieweg.^j|^  ^.^^j^ 
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flberaU  mächtig  so  Hflfe,  sie  nahm 

einen  gewaltigen  Umfang  an.  Nun 
erst  traten  die  indisrhon  Patrioten 
auf  den  Plan  und  erklärten,  die  augen- 
blickliche Empörung  der  Bevölkerung 
könne  und  müsse  zur  EiTeichung  blei- 
bender Ziele  verwendet  werden.  Der 
Boykott  englischer  Industrieprodukte 
mtkflse  derart  zu  einer  stabilen  Insti- 
tution umgestaltet  werden,  daß  er 
offizielle  Zölle  ersetze  und  der  indi- 
schen Industrie  die  Möglichkeit  zur 
freien  Entwicklung  gebe.  Unter  dem 
Namen  „Swadeehi  Movement'*  drang 
die  Bewegung  immer  weiter,  selbst 
über  die  Provinz   Bengalen  hinaus 
nach  den  andern  Teilen  Indiens,  und 
in  ihrem  Gefolge  erwachsen  überall 
blühende  Industrien.  Die  Führer  der 
Bewegung  sind  hoffnungsfreudig  und 
halten  ihren  Erfolg  ffir  bereits  ver> 
bürgt.  Eines  indes  vergessen  sie  viel- 
leicht; die  Lebensfähigkeit  der  von 
ihnen  gegründeten  Industrie  beruht 
mit  in  erster  Linie  auf  den  bilhgen 
Arbeitslöhnen  und  langen  Arbeits- 
leiten,  wie  sie  in  Indien  Oblich  sind. 
Eine  Stabilisiaiing  derselben  in  fa- 
briksmaßigen  Industrien  müßte  je- 
doch zu  den  schwersten  Konsequenzen 
nach  gesund htjillicher  Richtung  füh- 
ren.  Die  ohnehin  schwächliche  indi- 
sche Bevölkerung  könnte  einer  t)ber- 
arbeit  in  den  Fabriken  nicht  wider- 
stehen, ohne  noch  mehr  als  bisher  zu 
degenerieren.  Die  englische  Regierung 
weiß  dies  und  wird  gewiß  nicht  ver- 
fehlen, einei-seits  in  Fürsorge  für  die 
indische  Arbeiterschaft,  andererseits 
in  Bekämpfung  der  Feinde  der  eige- 
nen Industrie  strenge  Arbeiterschutz- 
bestimmungen für  die  indische  Indu- 
strio festzulegen.  Nur  wenn  die  indi- 
schen Patrioten  zu  gleicher  Zeit  eine 
derartige  Hebung  der  allgemeinen 
Bildung  des  Volkes  und  instocmdere 
auch  der  Arbeiterschaft  durch  Ände- 
rung des  Schulsystems  herbeiführen 
können,  daß  die  Arbeitsleistung  des 
Inders  qualitativ  der  seines  europäi- 
schen   Kiasscngeuossen  äquivalent 


vrird,  mag  die  indische  Industrie  auch 

ohne  die  Arbeiterausbeutung,  die  sie 
heute  übt,  sich  erfolgreich  entwickein 
können. 

Eine  Negergenossenschaft  in  Ame- 
rika. Während  an  andern  Punkten 
der  Erde  die  genossenschaftliche  Be- 
wegung aus  ökonomischen  und  sozi- 
alen Motiven  hervorzuwachsen  pflegt, 
verdaidct  sie  in  den  SOdstaatoi  der 
amerikanischen  Union  dem  Gegensatz 
Ton  Weißen  und  Negern  ihr  Entste- 
hen. Die  letzteren  werden  syste- 
matisch von  allen  quaüfizierten  An- 
stellungen in  Betrieben,  welche  den 
weißen  Herren  des  Landes  gehören, 
ausgeschlossen;  bloß  als  Diener»  Kell- 
ner, Kutscher  und  in  fihnUchen  unter- 
geordneten Funktionen ,  die  der  Weifie 
als  unter  seiner  Würde  befindlich  er- 
achtet, werden  sie  gerne  beschäftigt. 
Selbst  ihrem  Eintritt  in  den  Industrie- 
arbeiterstand steht  —  so  paradox  dies 
auch  klingen  mag  —  die  gewerk- 
schaftliche Bewegung  cum  Teil  im 
Wege,  indem  die  Gewerksvereine  der 
weißen  Arbeiter  sich  woigern,  Neger 
aufzunehmen,  und  andererseits  die 
Beschäftigung  von  Nichtorganisierten 
auch  in  den  Sttdstaaten  von  Amerika 
wie  anderwärts  von  den  Gewerkver- 
einen zu  yerhindem  g^ucht  \Nird. 

Kommerzielle  oder  industrielle 
Betriebe,  die  Negern  gehören  und 
daher  Neger  beschäftigen  könnten, 
gibt  es  bis  nun  nur  in  ganz  ver- 
schwindender Ansabl,  da  ja  die 
Väter  der  heute  lebenden  Genera- 
tion noch  Sklaven  und  nach  ihrer 
Befreiung  Besitzlose  gewesen  sind, 
und  die  nur  mäßige  konimerzn  U  ' 
Begabung  der  Hasse  eine  i\jiiiauiung 
biltfeicbender  KapitaHen  in  so  kurser 
Zeit  nicht  begünstigte.  Den  zahl- 
reichen jungen  Negern,  die  in  den 
Schulen  ein  gutes  Maß  von  Bildung 
erworben  hatten,  blieb  so  trotzdem 
jenseits  der  rein  dienenden  Stel- 
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lungen  keine  Erwerbsmöglichkeit 
offen;  und  dem  Sireben  vor  allem 

dieser  Klasse  nach  Bctfttigung',  so- 
wie der  Solidarität  der  gesamten 
N^ferbevölkerung  mit  ihr  verdankt 
die  „True  Reformers  Association" 
ihr  Entstehen.  Zuerst  begründete 
man  Produktiv*  und  Konsumgc- 
noBsensehaften  beschrfinkten  Um- 
fanges,  die  um  die  Kundschaft  der 
Negerbevölkerung  warben  und  sie 
dank  deren  Solidaritätsbewußtsein 
auch  leicht  gewannen.  SpSter  wur- 
den immer  mehr  neue  Genossen- 
schaften angegUedert,  und  heute  kann 
man  wahrhalt  von  einem  „Staat  im 
Staate"  sprechen.  Die  Genossen- 
schaft zählt  heute  ;m  100  000  Mit- 
glieder in  all  den  Südstaaten  der 
Union ;  und  in  allen  größeren  Städten 
befinden  sich  Niederlassungen  der» 
selben.  Meist  ist  es  eine  Negerbank, 
die  den  Mittelpunkt  der  genossen- 
schaftlichen  Betriehe  in  einer  ge- 
gebenen Stadt  bildet,  an  sie  schließen 
sich  Konsumvereine,  eine  Bäckerei- 
genossenschafl,  genossenschaftliche 
Verkaufsl&den,  HÖtels»  welche  im 
Sinne  der  Landessitte  bloß  Negern 
Unterkunft  gewähren,  und  schheß* 
lieh  eine  Zeitung  als  \'erbandsorgan. 
Beamte  und  Arbeiter  sind  ausschließ- 
lich Neger:  einerseits  im  Sinne  der 
Bundeszwecke,  welche  den  Negern 
lohnende  BeschAftigung  gewfihren 
^'ollen,  andererseits  auch  deshalb, 
weil  kein  Weißer  in  einer  von  Negern 
geleiteten  Unternehmung  eine  Stel- 
lung annehmen  wtirde.  So  weit  der 
stets  steigende  Einfluß  der  Genossen- 
aehaft  reicht,  ist  das  Programm  der 
Beschftftignng  der  Neger  in  höheren 
kommerziellen  Positionen  geltet. 

Am  der  engliichMi  QariMated^ 
hewefung«    Auf  dem  Gebiete  der 

Wohnungsfrage  für  die  arbeitenden 
Klassen  fmden  zweifellos  die  inter- 
essantesten  und  hoffnungsvollsten 


Versuche  durch  die  Gartenstadtbe- 
wegung statt.  Es  entstehen  nicht 
nur  in  allen  Teilen  des  Landes  ge- 
sunde und  schöne  Wohnorte,  diese 
ländlichen  Niederlassungen  sind  auch, 
gleichviel  ob  sie  einem  Besitzer  ge- 
hören oder  auf  genubseiiächaftUcher 
Grundlage  beruhen,  finanriell  und 
sozial  äußerst  erfolgreich.  Groß- 
industrielle  wie  die  berühmten  Seifen- 
fabrikanten Lever  Brothers,  die  Kon- 
servenfabrikanten Hartley,  haben 
schon  vor  längerer  Zeit  Musterort- 
schaften begründet.  Noch  ein^ 
Schritt  weiter  gingen  die  Kakao- 
fabrikanten Cadbury  durch  Schaffung 
des  herrlichen  Bournville,  das  alle 
Kennzeichen  der  heute  als  Garten- 
stadtbeweguDg  bekannten  Bestre- 
bungen verwirkhcht.  Bournville 
ist  ein  unbestrittener  Erfolg  sowohl 
unter  dem  Gesichtspunkte  der  Schön- 
heit wie  der  Gesundheit  und  der 
sozialen  Annehmlichkeit.  Das  Wachs- 
tum seiner  Bevölkerung  hat  im  ver- 
flossenen Jahre  den  Ankauf  eines 
benachbarten  großen  Grundbesitzes 
nötig  gemacht,  dessen  Areal  nunmehr 
gleichfalls  vom  Village  Trust  ver- 
waltet wird.  Das  interessanteste, 
weil  zugleich  weitgehendste  JL^xperi- 
ment  ist  die  Gartenstadt  zu  Hetch- 
worth,  die  schon  bald  einen  guten 
Ertrag  abwerfen  wird.  Ihre  Be- 
völkerung wächst  so  rasch,  als  nur 
irgend  Wohnungen  beschafft  werden 
können,  und  Londoner  Fabrikanten 
errichten  dort  Kabiiken.  Die  Be- 
wohner von  Hetchwurth  stehen  im 
allgemdnen  auf  eina*  hohmi  in- 
tellektuellen Stufe,  und  die  Garten- 
stadt verspricht  eines  der  bedeut- 
samsten Zentren  englischer  Sozial- 
roform  zu  werden.  Das  neue  Stadium 
der  Bewegung  ist  die  Ausbreitung 
der  Idee  auf  die  Vororte  der  Groß- 
städte. Viele  dieser  Experimente 
z.  B.  das  2u  Eahng  und  der  in  der 
Gründung  begriffene  Gartenvorort 
Finchly  im  Norden  Londons,  beruhen 

auf  genossenschaftücher  Grundlage. 
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Die  weitesten  Ziele  unter  diesen 
Gartenvororten  hat  sich  die  GrOndung 
bei  Hampstad  Heath  im  Norden 
Londons  gesteckt.  Ein  anderer 
Gartenvorort  wird  außerhalb  der 
Stadt  York  erbaut. 


Fortfchrftto  der  deutschen  Qarten- 
sfadtbewegnng.    Am  15.  April  fand 

die  General V p !N;a TT!  ml ung  der  Garten- 
stadt Karlsrulle  O.  in.  b.  H.  statt. 
Der  erste  Vorsitzende,  Hans  Rampff- 
meyer»  konnte  in  seinem  Berieht  mit 
Genugtuung  auf  das  wachsende  Inter- 
esse hinweisen,  das  der  Genossen- 
schaft von  allen  Kreisen  entgegen- 
gebracht wird.  Kr  machte  auch  Mit- 
teilung von  der  Audienz,  die  er  am 
Tage  TOilier  bäm  Großherzog  gehallt 
hatte,  und  von  dem  großen  Interesset 
das  S.  Kgi:  Hoheit  an  der  Garten- 
stadthoNvntrnng  im  alljjpmrinnn  und 
dem  Karlsruher  (Jnternehmen  im 
besonderen  bekun<iete. 

Da  mit  der  Überbauung  des  etwa 
72  Hektar  großen  Geländes,  das  die 
Domfinenverwaltung  der  Genossen- 
schaft zu  günstigen  Bedingungen  ab- 
treten will,  erst  u^rh  Fertigstellung 
des  von  der  Stadl  KarL-^i  uhe  geplanten 
Entwässerungskaiials,  d.  h.  kaum  vor 
Ablauf  Eveier  Jahre,  begonnen  werden 
kann,  so  ist  der  Vorstand  in  Ver- 
handlungen mit  der  Nachbarstadt 
Durlach  getreten,  deren  Gemeinde- 
verwaltung von  jeher  der  Garten- 
stadtbewegung großes  Interesse  ent- 
gegengebracht hat  und  die  sich  gegen- 
wärtig bereit  erklärt  bat,  ein  günstig 
gelegenes,  32  Hektar  ^^roßos  Gelände 
der  Genossenseliaft  zur  Errichtung 
einer  Gartenvoisladl  zu  überlassen. 
Die  Versammlung  erklärte  sich  ein- 
stimmig dafür,  die  Verhandlungen 
mit  der  Stadt  Durlach  weitersuftthiren 
und  die  Bautätigkeit  womöglich  noch 
in  diesem  Jahre  zu  beginnen. 

Von  besonderem  Interesse  war 
ein  Antrag  Kampffmeyer-Gönner,  die 


Generalveraamniluug  möge  die  nach- 
folgenden Zusätie  SU  den  Statuten 

beschließen: 

„IMe  von  einem  Ehegatten  er» 

worbenen  rTe^rhäftsanleile  werden 
auch  dem  auU-ren  angerechnet,  wenn 
nach  Maßgabe  des  beanspruchten 
Boden-  und  Gebäudewertes  mehrere 
Geschäftsanteile  erworben  werden 
müssen." 

,,An  <lor  Beratung  dürfen  sich 
auch  diejenigen  Frauen  von  Mit- 
gliedern beteiligen,  die  nicht  selbst 
die  Mitgliedschaft  erworben  haben.'* 

Durch  den  ersten  Absatz  wird 
den  Mitgliedern,  die  satzungsgemäft 
mehrere  Geschäftsanteile  abnehmen 
müssen,  nahegelegt,  einen  oder 
mehrere  Anteile  auf  den  Namen  der 
Frau  eintragen  zu  lassen  und  sie  so 
sum  ^eichberechtigten  Genossen- 
schaftsmitglied SU  machen.  Durch 
den  sweiten  Absatz  sollen  auch  die 
Frauen  von  Mitgliedern,  die  nicht 
selbst  die  Mitgliedschaft  erworben 
haben,  zu  möglichst  weitgehender 
Mitarbeit  heraugez^ogon  werden. 

Von  beiden  AntragsteUem  wurde 
mit  allem  Nachdruck  auf  die  Be- 
deutung hingewiesen,  die  die  Bei- 
hilfe der  Frau  für  die  Lösung  der 
Wohnungsfrage  habe. 

Herr  Kampffmcyer  berichtete  nu 
besonderen  noch  von  dem  bedeuten- 
den Anteil,  den  die  Frauen  an  der 
englischen  Gartenstadtbewegung*)  ge- 
nommen haben.  In  der  ersten  engli- 
schen Gartenstadt  Letchwurth  dürfen 
die  Frauen  bei  allen  öffentlichen  Ver- 


*)  Die  Vertreterin  der  Oartenstadi- 

bewegung  in  Deutschland  ist  die  Deutsche 

Gartenstadt  Gesellschaft.  Ein  jahrlicher 
iMilgliodsbfitrag  von  5  Mark  aufwärts 
berechtigt  zum  freien  Bezug  der  \  er- 
einszeitschrift  und  der  sonäUgen  Druck- 
sachen. 

Anfiragen  und  Beitrittserklärungen 
sind  zu  richten  an  den  OeneraLsekretär 
Hans  KainpCTmeyer,  Karlsruhe,  Uum- 

boldtstr.  37.  ^ 
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Sammlungen  mitraten  imd  mit- 
stimmen.  Und  sie  haben  ihr  Interesse 
an  dem  Unternehmen  u.  a.  dadurch 
bekundet,  daß  sio  durch  Sammlungen 
die  Mittel  aufgebracht  haben  für  die 
Erstellung  des  ersten  ölfentlichen 
Gebäudes  der  Gartenstadt,  das  einen 
Versammlongssaal»  Bibliothek,  Lese- 
halle und  Mädchenklubräume  ent- 
hält. Er  gab  der  zuversichtlichen 
Hoffnung  Ausdruck,  daß  auch  die 
deutschen  Frauen  die  Bedeutung 
des  Gai'tenstadlgeiiaiikeus  erkennen 
und  bei  sdner  Verwirklichung  einen 
ebenso  r^n  Anteil  nehmen  werden. 

Dar  Antrag  wurde  einstimmig 
angenommen. 

Für  die  Vornahme  von  Verkehn- 
UMmgn  auf  den  Strafien  und  Plät- 
zen von  Berlin  hat  der  Berliner  Magi- 
strat bei  der  Stadtverordnelen-Vpr- 
sammlung  die  Aufwendung  eines  Be- 
trages bis  zur  Höhe  von  24  000  M. 
beantragt.  In  der  Begründung  der 
Vorlage  wird  ausgeffihrt: 

Es  erscheint  aus  verschiedenen 
Gründen  für  die  städtische  Venval- 
tung  sehr  erwünscht,  den  Grad  der 
Verkehrszunahme  bzw.  den  Umfang 
des  Verkehrs  an  den  wichtigsten 
Punkten  der  Stadt  festsustellen.  Ein* 
mal  werden  diese  Feststellmigett  die 
Unterlagen  bilden  müssen  für  Ent- 
schließungen der  Gemeindsbehörden 
in  hezug  auf  Änderungen  des  Bebau- 
ungsplanes wie  Feststellung  neuer 
Baufluchtlinien»  Verbreiterung  von 
Strafien  und  Herstellung  von  Strafien- 
durchbrfichen.  Sodann  aber  werden 
sie  ferner  von  großem  und  entschei- 
dendem Einfluß  sein  für  die  Beurtei- 
lung der  vielen  jetzt  vorHegenden  F^ro- 
jekte  und  Entwürfe  zur  ilerstellung 
neuer  Verkehrsverbindungen  und  -ver 
besserungen,  durch  Erbauung  von 
Schnell-  oder  Straßenbahnen.  Die 
Punkte,  an  denen  die  Vornahme  sol- 
cher Zählungen  erforderUch  erscheint, 


sollendurchdieVerkehradeputationen, 
die  Tiefbaudeputation  und  das  Sta- 
tistische Amt  gemeinsam  ausgewählt 
werden. 


für  Bienen- 
ndit  wird  auf  Anregung  des  Bienen- 

sflcbters  Pfarrers  Gerstung  in  Ofi- 
mannstedt  in  Thüringen  in  Weimar 
vorbereitet.  Es  soll  alle  Gegenstände 
vereinigen,  die  mit  der  Bienenzucht 
von  den  frühesten  Zeiten  mensch- 
licher Kultur  in  urs&chlichem  Zu- 
sammenhange stehen.  Man  findet 
da  zahlreiche  zur  Bienenzucht  ge>, 
hörige  Geräte,  Nfn'if»T  der  verschie- 
denen }?ienen\vrjhnungen  von  den 
ältesten  „iviatzbauten''  bis  zu  den 
neuesten  „BienenpaUsten**  mit  be- 
weglichem  Wabenbau,  eine  Samm- 
lung verschiedener  Wachsarten,  zahl- 
reif he  Un gewöhnlichkeiten  im  Wachs- 
bau und  gute  Nachbildungen  von 
japanischen,  chinesischen  und  afrika- 
nischen Bienenarten.  Alles,  was  zur 
Behandlung  »»des  Biens"  gehört,  eine 
Sammlung  der  einschUigigen  Lite- 
ratur über  Bienenzucht  und  Ab- 
bild u  n  gen,  ist  dort  zusammengebracht 
worden. 

Ein  umfangreiches  Museum  für 
Bienenzucht  besteht  zurzeit  schon 
in  Erlangen  unter  der  Leitung  des 
Zoologen  Professor  Dr.  Fieischmann; 

auch  wird  dort  an  der  Universitöt 
über  Bienenzucht  gelehrt.  Weiter 
hat  in  Oranienburg  bei  Berhn  die 
Landwirtschaftskammer  ein  ähn- 
liches Museum  eingerichtet.  Eine 
stattliche  Anzahl  von  Bienen- 
wohnungen  besitzt  außerdem  die 
Landwirtschaftliche  Lehranstalt  in 
Dahlem,  wo  der  Dozent  für  Bienen- 
zucht, Hauptmann  a.  D.  Müller, 
die  angehenden  Gärtner  in  die  Ge- 
heimnisse des  Bienenvölkchens  ein- 
weiht. Für  die  Obstkultur  ist  be- 
kanntlich die   Bienenzucht  unum- 

gängUch  notwendig.  In  AustraUen^  ^  , 
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wo  früher  die  Honigbiene  nicht  ge- 
funden wurde,  mußte  sie  eingefOhrt 
werden,  damit  die  Obstpflanzungen 
fruchtbar  gemacht  werden  konnten. 

Dem  luterBationaleB  landwirt* 
SChaMidien  Institot  in  Rom  sind  nun- 
mehr auch  Britisch- Indien,  Kanada, 
der  Australische  BtitkI,  Nou-Sceland 
und  Mauritius  beigetreten.  Bisher  ge- 
hörten ihm  an:  Deutschland,  Argen- 
tinien, östermeh,  Ungarn,  Belgien, 
China,  Kostarika,  Kuba,  Dftnemark, 
Ekuador,  Spanien,  die  Vereinigten 
Sf  nnten  von  Amerika,  die  Vereinigten 
Stalten  von  Mexiko,  Äthiopien, 
i  rankreich,  Großbritannien,  Italien, 
Japan,  Luxemburg,  Norwegen,  die 
Niederlande,  Peru,  Portugal,  Hum&- 
nien,  Rußland,  Salvador,  Schweden, 
Schweiz  und  Ägypten. 

Das  Institut  beschränkt  seine 
Tätigkeit  auf  das  intenationale  Ge- 
biet. In  diesem  Rahmen  soll  es  sta- 
tistische und  wirtschaftliche  Aus- 
künfte über  Anbauverhältnisse,  die 
Produktion  von  Tieren  und  Pflanzen, 
den  Handel  mit  land\\irtschaftlichen 
Erzeugnissen  und  die  Preise  auf  den 
verschiedenen  Märkten  sammeln  und 
verOffetttliolM»!;  Ober  die  lAndlichen 
Lohnverhftitnisse  berichten;  auf  neue 
Pflanzenkrankheiten,  die  an  irgend- 
einem Orte  der  Erde  auftreten,  unter 
Angabe  der  von  der  Krankheit  er- 
^ifTenen  Gebiete,  des  Verlaufs  der 
Krankheit  und  womöglich  der  zu  ilirer 


Bekämpfung  geeigneten  Mittel  auf- 
merksam machen;  die  Frage  des  land- 
wirtschaftlichen Genossensohafts-, 

Ver-sicherungs-und  Kreditwesens  nach 
allen  Richtungen  studieren,  Nach- 
richten darüber,  welche  für  die  Aus- 
bildung von  Einrichtungen  auf  dem 
Gebiete  des  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschafts-, Vei^icherungs-  und 
Kreditwesens  in  den  verschiedenen 
Ländern  nützlich  sein  können,  sam- 
meln und  veröfTenthchen ;  geeigneten- 
falls  den  Regierungen  Maßnahmen 
zum  Schutze  der  gemeinschaftlichen 
Interessen  der  Ltmdwirte  und  zur 
Verbesserung  ihrer  Lage  in  Vorschlag 
bringen,  nachdem  es  vorher  alles  zu- 
sammengestellt hat,  was  zur  Aufklä- 
rung erforderlich  ist,  wie  z.  B.  Wün- 
sche der  internationalen  und  sonstigen 
landwirtschaftlichen  Kongresse,  so- 
weit diese  sich  mit  der  Landwirtschaft 
befassen,  femer  Wünsche  der  land- 
wirtschaftlichen Gesellschaften,  Schu- 
len, gelehrter  Körperschaften  usw. 
Alle  Fragen,  welche  die  vvirtscliuft- 
lichen  Interessen,  die  Gesetzgebung 
und  die  Verwaltung  der  einzelnen 
Staaten  betreffen,  sind  von  der  Zu- 
ständigkeit des  Institutes  ausge- 
schlossen. Die  an  dein  Institut  be- 
teiligten Staaten  werden  in  fünf  Grup- 
pen eingeteilt.  Jeder  Staat  wfiUt 
selbst  die  Gruppe,  zu  welcher  er  ge- 
hören will.  Die  Kolonien  können  auf 
Antrag  des  Mutterlandes  unter  den 
gleichen  Bedingungen  wie  die  selb- 
ständigen Staaten  aufgenommen 
werden. 
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WILUAM   T.   STEAD,    LONDON:  SONNTAGS- 
HEILIGUNG IN  ENGLAND. 

ir  _  liCH  beginne  mit  einem  Glaubensbekenntnis.  Ich  glaube  an  den 
11^^^  I  englischen  Sonnlag.  Ich  glaube,  daß  er  gleich  der  englischen 
II^^W  I  Konstitution  unbegrenzter  Wandlungen  fähig  ist,  die  sich  jedem 
IL^SSUf  wechselnden  Bedürfnis  der  ständig  in  Veränderung  befindlichea 
GeseUsehäft  anzupassen  vermögen.  Und  ich  glaube,  dafi  die  Grund- 
sfttze  des  englischen  Sonntags  auch  auf  dem  Kontinent  mehr  und  mehr  an- 
genommen werden,  während  in  England  selbst  die  Oberflüssigen  Auswflchse 
dieser  Grundsätze  durch  welche  die  Prinzipien  selbst  in  Mißkredit  gdtraoht 
wurden,  allmählich  verschwinden. 

Welches  sind  die  fundamentalen  Grundsätze?  In  großen  Umrissen 
folgende:  Ein  Tag  von  sieben  soll  von  der  ertötenden  TfetmUhle  der  Ari>eit 
gerettet  und  fOr  die  ganze  Nation,  reich  und  arm,  alt  und  jung,  folgendes 
Stehern: 

1.  Die  Freiheit  zu  ruhen 

2.  Öffentliche  und  private  Möglichkeit  zum  Gottesdienst 

3.  Freie  Zeit  um  zu  essen,  zu  trinken  und  fröhlich  zu  sein. 

Was  immer  gegen  den  englischen  Sonntag  gesagt  werden  mag,  seit  Jahr- 
hunderten ist  es  ilun  gelungen  der  Menschheit  des  Vereinigten  Königreiches 
diesen  Tag  der  Ruhe,  der  religiösen  Erbauung  und  der  Festesfireued  zu  wahren. 
Andere  Nationen  des  Kontinents  bemflhen  sich  durch  verspätete  Gesetz- 
gebung  einige  der  Vorteile  des  englischen  Sonntags  zu  sichern,  die  unserem 
Volke  schon  seit  alten  Zeiten  zu  Gebote  standen.  Die  Sonntagsgesetzgebung 
von  Frankreich  und  Belgien  ist  ein  bemerkenswertes  Zeichen  der  Zeit.  Wenn 
in  Belgien  die  EinsteUnng  des  Güterverkehrs  am  Sonntage  und  die  Ausgabe 
von  Briefmarken,  die  den  Absender  berechtigen,  die  Ablieferang  des  Briefes 
am  Sonntag  m  untersagen,  dem  Einflüsse  der  klerikalen  Partei  zugeschrieben 
werden  können,  so  fällt  dieses  Motiv  sicherlich  für  Frankreich  fort,  das  gleich- 
falls in  den  letzten  Jahrtm  große  Anstrengungen  zur  Abschaffung  der  Sonn- 
tagsarbeit  gemacht  hat.  Das  Gewissen  des  Kontinents  erwacht  allmählich 
zu  der  Erkenntnis»  daß  der  englische  Sonntag  eine  Magna  Charta  der  Arbeit 
gewesen  ist,  der  den  tkbermfideten  Ari>eitera  wenigstens  ein  unverbrttchliches 
Recht  auf  14  %  ihres  irdischen  Lebens  sicherte.  „Sechs  Tage  sollst  du  ar- 
beiten und  alle  deine  Pflichten  verrichten,  aber  der  Sonntag  ist  dein,  selbst 
wenn  du  Sklave  bist."  In  den  Gesetzen  des  Königs  Ina,  König  der  West- 
Sachsen,  ist  feierlich  aasgesprochen,  daß  ein  Höriger,  der  genötigt  war  am 
Sonntag  zu  arbeiten,  ein  freier  Mann  wurde.  Sonntag  war  der  freie  Tag  der 
Sklaven,  vnd  so  grofi  war  dieser  Zanbeibann,  dafi  der  EigentOmer  eines  Leib- 
eigmen  ihn  an  diesem  Tage  nur  rar  Arbeit  anhalten  konnte  auf  die  Gefahr 
ihn  als  Sklaven  zu  verlieren. 

Es  wird  zuweilen  behauptet,  daß  der  Vorteil  eines  Ruhetages  von  sieben 
der  Menschheit  auch  ohne  religiöse  Sanktion  gesichert  werden  könne.  Mierauf 
ist  zu  erwidern,  daß  ein  Rasttag  den  Menschen  niemals  ohne  religiösen  Druck 
gesichert  worden  ist.  Und  was  noch  bedeutsamer  ist,  das  Prinzip  ist  niemals 
mit  derselben  Strenge  eingehalten  worden,  selbst  in  England  nicht,  seitdem 
die  religi<lfle  Antoritftt  im  Volke  zu  wanken  begann.  Die  französische  R^jj^dsed  by  Google 
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tion.  Hie  den  Sonntag  ubsrhafTto,  wagte  als  Ersatz  nur  einen  Ruhetag  von 
zehn  lagen  festzusetzen.  Die  Meiischeiireclite,  die  von  der  Revolution  zu- 
gebilligt wurden,  betrugen  somit  nur  10%  Freiheit  gegenüber  14%,  die  von 
der  Religion  gewährleistet  wurden.  Und  in  unseren  Tagen  fmden  wir  gleich- 
falls, daß  die  j^oßcn  öfTentUchen  Institutionen,  die  sich  in  den  letzten  fünfzig 
Jahren  entwickelten,  ihren  Angesteliten  keinen  Ruhetag  von  siVben  zubilligen. 

Weder  im  Eisenbahnwesen,  noch  bei  den  Trams  oder  Unmibusscn,  noch 
im  Postdienste,  im  Zeitungswesen,  bei  den  Gas-  und  Wasserwerken  oder  im 
Polizeidieost  gewähren  unsere  aufgeklfirten,  fflr  das  GemeinwoM  eintreten- 
den Unternehmer  ihren  Angestellten  die  Ruhe  des  siebenten  Tages.  Man 
nimmt  an,  daß  ein  Tag  von  10,  12  odw  viersehn  Tagen  genüge.  Und  wenn 
dies  möglich  ist,  heute,  wo  dio  Organisationen  der  arbeitenden  Klassen  so 
energisch  eine  IJeschränkung  der  t8gliehen  Arbeitsstunden  erstrebt,  kann  man 
sich  leicht  vorstellen,  wie  schlecht  esum  die  Ruhe  des  siebenten  Tages  in  früheren 
Zeiten  bestellt  gewesen  war,  wo  erst  allmählich  die  Sklaverei  sich  zur  Hörig- 
keit wandelte  und  der  Hörige  nach  und  nach  ein  fraer  Arbeiter  wurde. 

Es  ist  leicht  unseren  engüsehod  Sonntag  su  ympotten,  aber  es  liegt  etwas 
Überirdisches  in  der  Stille,  die  an  dem  Sonntagmorgen  London  einhOUt. 
Gleich  Wordsworth  auf  der  London  Bridge  möchte  man  ausniföi: 
„Allmächtiger,  die  Häuser  selbst,  sie  scheinen  schlafend, 
Und  stille  hegt  das  große  Herz  der  Stadt." 

Die  müde  Arbeit,  die  sonst  in  frflhen  Stunden  vom  Montagmorgen  bis 
zum  Sonnabend  sich  abrackert  und  plagt,  ruht  nun  in  wonnigem  Schlummer 
bis  in  den  Morgen,  erfreut  sicli  so,  wenigstens  einmal  die  Woche,  in  dem  Gefühl 
frei  ausruhen  zu  dürfen.  „Schlaf,  der  beste  Erneuerer  müder  Natur,  balsamischer 
Schlaf"  schüttelt  seine  heilenden  KrSfte  auf  Millionen  müder  Glieder.  Das 
Nervensystem  der  Oroßstadt  wird  gleich  einem  Uhr\s'erk  von  ihren  Fingern 
aufgezogen,  der  Engluuder  ist  eine  Uhr  mit  siebentägigem  Räderwerk,  und 
wenn  er  am  siebenten  Tage  nicht  wieder  aufgezogen  wird,  so  bleibt  er  stehen. 
Am  englischen  Sonntag  nimmt  die  Ruhe  den  ersten  Rang  ein,  dann  erst  kommt 
die  Ausflbung  religiöser  Pflichten  und  die  Feier  des  Familienlebens,  und  das 
ist  recht. 

Zwei  der  intensivsten  Arbeiter,  die  ich  kannte,  Mr.  Gladstone  und  Mr. 
Benjamin  Scott,  der  verstorbene  Kämmerer  von  London,  erzählten  mir,  daß 
sie  ihr  langes  Leben  (sie  wurden  beide  über  achtzig  und  waren  bis  zuletzt 
schaffenskrilftig)  der  religiösen  Genauigkeit  zuschreiben,  mit  der  sie  am 
Sabbat  feierten.  Benjamin  Scott  weigerte  sich,  gleichviel  wie  sehr  man 
ihn  darum  bedrängte,  am  Sonntag  eine  Feder  zu  berühren  oder  eine  Zeitung 
zu  lesen.  Mr.  Gladstone  war  nicht  so  unerbittlich,  aber  selbst  in  den  Wirren 
einer  Kabinettskrise  fand  er  Zeit,  um  Sonntags  dreimal  in  die  Kirche  zu  gehen.  (!) 

Das  übermüdete  Nervensystem  des  abgehetzten  Arbeitsmenschen  be- 
darf des  Sonntags  vor  allem  der  Ruhe.  Und  nichts  ist  ungesünder  fttr  diesen 
Zwecki  ab  wenn  der  Tag  dem  Strudel  der  YmignOgungen  gewidmet  wird  und 
der  anstruigenden  Arbeit,  die  das  Nachtleben  der  Gesellschaft  bedeutet. 

Ist  es  die  erste  Aufgabe  des  englischen  Sonntags,  Ruhe  zu  sichern,  so 
ist  es  die  zweite,  jedem  Mann,  jeder  Frau  und  jedem  Kinde  Zeit  zum  Donkon 
zu  gewähren.  In  der  Jagd  unseres  modernen  Lebens  haben  wir  keine  Zeit, 
über  unsere  Pflichten  gegen  die  anderen  oder  selbst  unsere  Pflichten  gegen 
unsere  eigene  Seele  nachzudenken. 

Was  Wordsworth  vom  Herzen  sagt,  gilt  nicht  weniger  bezflglioh  der 
Seele.  „Ihr  habt  eure  Seele  verloren",  sagte  jflngst  ein  Arzt,  Qj^^m^  ibflogle 
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einen  Menschen  im  Gedränge  verloren  habon  könntet.  Sie  ist  von  ein  h 
getrennt  und  ihr  seid  von  der  Materie  erstickt.  Ihr  habt  eure  Seele  verloren 
und  seid  wenig  mehr  als  ein  tätiger  Automat,  dessen  lieberhafte  Bewegungen 
keine  wirkliche  Bedeutung,  keinen  bleibenden  Wert  haben.  Alles  ist  Hasten 
und  Drfingen  und  Verwirrung,  und  eure  Seele  geht  verloren,  vom  Gedrfinge 
aus  eurem  Leben  herausgedrängt." 

Der  Sonntag  gibt  uns  die  Möglichkeit,  unsere  Seelen  zu  fmden. 

Wir  haben  wenigstens  Zeit,  zu  denken,  zu  lesen,  uns  zu  erinnern.  Der 
Sonntag  ist  eine  Oase,  die  es  uns  ermöglicht,  nachzudenken  über  unser  Leben 
und  was  wir  daraus  machen.  Er  ist  eine  Pause,  und  keiner  jener  Denker, 
der  jemals  auf  die  Entwicklung  der  Meneehheit  Einfluß  nahm,  hat  es  unter- 
lassen, auf  die  Uneriäßliehkeit,  unsere  Gedanken  zu  sammeln,  hinzuweisen, 
damit  wir  über  das  Woher  und  Wohin  nachzudenken  vermögen.  Keine  andere 
Institution  aber  hat  allen  Menschen  wenigstens  52  mal  im  Jahre  einen  ganzen 
Tag  gesichert,  an  dem  er  Hetraclitungen  anstellen  kann  über  die  Pflichten, 
die  Schicksale  und  die  Möglichkeit  des  Lebens. 

Aber  der  englische  Sonntag  ist  nicht  individualistisch,  er  ist  vor  allem 
sozia).  Er  besteht  darauf,  Ann  und  Rdoh  gemeinsam  zu  Tersammeln,  damit 
sie  sich  des  Herrn,  ihres  Schopfers  erinnern.  Der  Kirchenhesuch  kann  zu 
einer  Form  entarten,  aber  noch  hat  die  Menschheit  keinen  vollwertigen 
Ersatz  für  die  Bedeutung  gefunden,  die  schon  darin  liegt,  daß  innerhalb  von 
vier  Wänden  sich  Menschen  der  verschiedensten  Kreise  und  lA-bensbedingim- 
gen  versamifieln,  Miinncr,  Frauen,  Kinder,  alle  in  ihrem  Sonntagsstaat  mit 
dem  Zweck  gemeinsamen  Gebets,  genieinsainer  Erbauung  auf  der  Grund- 
lage absoluter  Gleichheit,  um  die  hehrsten  Bmchstficke  der  Literatur  einer 
anderen  Rasse  zu  hören  und  Worten  zu  lauschen,  die  immer  darauf  abzielen, 
zu  einem  guten  Leben  zu  ermahnen.  Die  Kirche  ist  noch  wie  zu  Voltaires 
Zeiten  „die  Oper  des  armen  Mannes".  Sie  ist  auch  der  Versammlungsort, 
wo  alle  sozialen  Lntorschiede,  wenigstens  in  der  Tlieorie,  verschwinden  und 
wo  alle  gezwungen  werden,  die  bewegenden  Worte  zu  hören,  die  die  Gleich- 
heit aller  Sterblichen  verkünden,  gleichviel,  ob  sie  die  Gemeinschaft  der  Sünder 
in  der  Schuld  oder  die  Gemeinschaft  der  Heiligen  in  der  Herrlichkat  ist. 

Das  Gesetz  Über  die  englische  Sonntagsruhe  findet  sich  im  13.  Kanon 
des  Elisabethanischen  Kanons  von  1603.  Es  lautet  folgendermaßen:  ,,Jede 
Art  von  Personen  innerhalb  der  engli.schen  Kirche  soll  den  Tag  des  Herrn, 
genannt  Sonntag,  heiligen,  nach  dem  heiligen  Willen  und  7uv  Freude  Gottes 
und  nach  den  Geboten  der  Kirche  von  England,  die  vorschreiben,  daü  er 
angewandt  werden  soll,  das  Wort  Gottes  in  Lehre  und  Vorlesung  zu  hören, 
in  personlichem  oder  Öffentlichem  Gebet,  im  Bekenntnis  ihrer  Schuld  gegen 
Gott  und  zur  Abbüßung  derselben,  in  Versöhnung  mit  den  Nachbarn,  wenn 
Unfrieden  gewesen  ist,  in  hfiufigem  Empfangen  von  Fleisch  und  Blut  unseres 
Heilandes  durch  die  Kommunion,  im  Besuch  von  Armen  und  Kranken,  in 
heiligem  und  ernstem  Gespräch." 

Das  hier  lediglich  unter  dem  Gesichtspunkte  menschlicher  Pflichten  ver- 
langte Ideal  ist  ein  sehr  hohes.  Gibt  es  bisher  ii^ndeinen  Ersatz,  den  Menschen- 
geisi  erfand  und  der  fähig  wftre,  einen  so  einheitlichen,  stftndigen  und  dringmi- 
den  Appell  an  Herz  und  Gewissen  der  Menschheit  zu  richten,  wie  er  hier  im 
englischen  Sonntag  ausgesprochen  ist? 

Drittens  ist  der  englische  Sonntag  oin  Tag  des  Familienfestes.  Es  ist 
der  Tag  des  X'aters  für  seine  Kinder,  es  ist  der  Tag,  wo  die  Armen  ihr  sonntfig- 
liches  .Mittagessen,  diese  berühmte  Nationalinstitution,  genießen.   Man  ver- 
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achte  diese  Tafelfreuden  nicht;  das  Sonnt agsossen  ist  das  Familiensakrament 
der  Armen.  Daß  der  Sonntag  ein  ZeityMinkl  zum  Essen.  Trinken  und  Frölilichkeit 
igt,  das  ist  eine  Wahrheit,  die  nur  getrübt  wurde  durch  die  Ausdehnung  der 
Trunkenheit,  die  das  Ideal  verdunkelte.  Aber  selbst  in  den  schwärzesten 
Stunden  der  Reaktion,  die  der  gottlosen  Ausschweifung  der  Kavalierzeiten  folgte, 
▼ergaß  der  Englfinder  nie,  dafi  der  Sonntag  ein  Festtag  und  nie  ein  Fasttag  sei. 

Der  erste  Delegierte  Japans  bei  der  Haager  Konferenz  sprach  mir  gegen- 
über seine  Mißbilligung  Ober  den  Niedergang  Englands  aus,  für  dessen  Zeichen 
er  die  Einführung  von  Sonntagskonzerten  im  Carlton"  Tmd  andern  Stjittea 
des  vergoldeten  Lutums  ansah.  Dem  Auge  des  philosophischen  Ungläubigen 
schien  dieses  ein  böses  Symptom  kommenden  Verfalls,  von  dem  wir  nur  durch 
die  Geißel  eines  verwüstenden  Krieges  bewahrt  werden  konnten.  Die  Ge- 
whnhdi,  den  Sonntag  zu  einem  Tag  des  Vergnügens  der  wenigen  Wohlhaben- 
den zu  gestalten,  macht  ihn  zu  einem  Tage  der  Mühaal  fflr  die  Menge.  Die 
Tatsache,  die  eine  Zählung  der  Besucher  der  Kneipen  gegenüber  der  Zahl  der 
Kirchonbesueher  in  Paddington  an  einem  Janimrsonntag  von  1905  er^^ah, 
ist  ein  anderer  Beweis,  daß  der  Kult  der  Spirituosen  den  Kult  des  Spirituellru 
am  Sonntag  überwiegt.  Aber  wenn  heute  der  englische  Sonntag  abgeschatU 
wflrde,  so  wfiren  m&r,  nicht  weniger  Trinker  in  den  Kneipen  ansutrelTen. 

»»Möge  keiner**,  so  schrieb  Haslett»  ««sich  Aber  den  trüben  Eindruck 
eines  Londoner  Sonntags  mit  einem  Pariser  Sonntag  verglichen,  aufhalten. 
Er  ist  ein  Teil  unserer  Politik  und  unserer  Religion.  Wir  möchten  nicht 
James  I.  „Book  of  Sports"  durch  unsere  Gurgel  jagen,  und  es  ist  ein  Teil  unseres 
Charakters,  nur  eine  Sache  zugleich  zu  tun  und  nicht  in  einem  Atem  auf 
unsern  Knien  zu  liegen  und  einen  Jig  zu  tanzen.**  Jadi,  der  Perser,  erzahlt 
die  Geschichte  Ton  einem  frommen  Manne,  der  in  einer  Nacht  zehn  Pfund 
Nahrung  bewältigen  konnte  und  nodi  vor  Morgenanbrach  seine  religiösen 
Übungen  aus  dem  Koran  Tüllig  beendet  haben  konnte.  Ein  frommer  Mann, 
der  dies  hörto,  sn^^to-  ,  Wenn  er  nur  halb  so  viel  gegessen  und  dafür  geschlafen 
hätte,  so  würde  dies  verdienstvoller  sein."  Dieser  Ausspruch  ist  ein  Seitenstück 
zu  unserm  englischen  Sonntag  mit  seiner  Kombination  von  Frömmigkeit  und  Ge- 
fräßigkeit. Es  würde  aber  nicht  weniger  Gefräßigkeit  geben,  wenn  wir  weniger 
Religion  hätten,  und  am  englischen  Sonntag  schlafen  die  Menschen  wenigstens. 

Der  englische  Sonntag  wird  unnötig  verschärft  durch  die  Schließung 
der  öffentlichen  Bibliothek^,  Museen,  Gemäldegalerien  und  Bäder. 

Die  eifersüchtige  Strenge,  mit  der  die  Ausdehnung  der  vollen  Sonntags* 
nihe  auf  die  Angestellten  in  öflentlichen  Diensten  bewacht  wird,  ist  löblich. 
Keine  Öffentliche  laslitution  sollte  mehr  als  sechs  Arbeitstage  von  ihren  An- 
gestellten verlangen.  Jeder  Angestellte,  dem  die  allwöchentliche,  ununter* 
brochene  vierundzwanzigstündigc  Ruhe  verweigert  wird,  sollte  gesetzliche 
Abhilfe  dagegen  (ni  l*  n.  Es  ist  unerhört,  daß  die  Aufsicht  Aber  unsere  Straßen 
und  die  Aufrechterhaltung  des  Gesetzes  in  den  Händen  von  Männern  ruht, 
denen  der  Staat  ihr  ei^pnes  Anrecht  auf  l't"^  ihres  Lebens  zu  freier  Ver- 
föf^ncr.  zu  Ruhe  und  Erholung  verweigert,  liier  ist  ein  Thema,  dessen  sich 
die  Arbeiterpartei  annehmen  könnte. 

Ehe  nicht  dieses  Recht  durch  das  Gesetz  gesichert  ist*  wird  die  Ver- 
menschlichung der  Strenge  des  englischen  Sonntags  eine  langsame  sein.  Aber 
wenn  die  gesetzlichen  Rechte  gesichert  sind,  kann  man  ohne  Bedenken  den 
Millionen  die  große  Schatzkammer  der  Kunst,  der  Wissenschaft  und  Literatur 
für  den  einen  Tag  der  Woche  freigeben,  wo  sie  Zeit  haben»  sie  su  besuchen 
\md  zu  genießen. 
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DIE  ENTWICKLUNG  DER  FRAUENBEWEGUNG 
IN  DEN  VEREINIGTEN  STAATEN. 

ATSÄCHLICH  gibt  es  in  keinem  Lande  und  unter  keiner  Re- 
gierungsform eine  völlig  losgetrennte  „Frauenbewegung",  kein 
Problem,  das  die  Frauen  für  sich  und  abseits  von  den  Männern 
zu  lösen  hätten.    Dies  trilTt  ganz  besonders  zu  für  einen  demo« 


kratischen  Staat  gleich  den  Vereinigteii  Staatok,  der  deh  durch  die  gemein- 
same Arbeit  yon  Mftnnem  imd  Frauen  ent^kelt  hat,  seine  Macht  nicht 

Eroberungszügen  oder  Kolonisation  verdankt,  sondern  der  IVlrkulig  des 
Gesetzes  der  natürlichen  AiisVse  unter  den  Nßfionon  Wi  slriiropas. 

Die  verschiedenen,  nix  r;uis  zahlreichen  Frauenveremigungen  unseres 
Landes  stehen  nicht  auliurJialb  des  Zusammenhangs  mit  Gesellschaft  oder 
Regierung,  sie  sind  auch  nicht  zum  besten  irgendeiner  besonderen  Klasse 
organisiert  worden»  sondern  sie  stellen  Teile  jener  Krftfte  dar,  aus  denen  sich 
die  industrielle  Demokratie  zusammensetzt.  Wenn  die  Pioniere  ii^endeinor 
Nationalität  auf  amerikanischem  Boden  landeten,  waren  sie  von  ihren  Frauen 
und  Töchtern  begleitet,  die  von  Anbeginr\  an  ihren  vollen  Anteil  dazu  bei- 
trugen, die  feindlichen  Naturkräfte  zu  besiegen,  Rohmateria!,  das  Erde  und 
Wald  lieferten,  zu  brauchbaren  Dingen  für  den  Familienunterhalt  umzu- 
wandeln. Das  tAtige  Abenteurerleben  der  ersten  Einwanderer  beeinflußte 
das  Temperament  sowohl  der  Männer  ab  der  Frauen,  und  diese  waren  ein 
ebenso  unerläßlicher  Faktor,  um  eine  Wildnis  in  eine  Farm  umzuwandeln, 
vne  der  Mann,  dessen  Los  sie  teilten.  Als  (]a>  I.and  besiedelt  war  und  der 
Wohlstand  einzog,  fuhren  die  Frauen  fort,  hart  zu  arbeiten,  denn  das  Gesinde 
■war  noch  spärlich  vorhanden,  und  viele  schwere  häusliche  Arbeit,  die  in 
älteren,  vorgeschritteneren  Gemeinden  von  bezahlten  Kräften  übernommen 
wird,  mußten  von  der  Hausfrau,  den  T4)chtem  und  weiblichen  Verwandten, 
wenn  man  so  glücklich  war,  solche  zu  besitzen,  verrichtet  werden.  So  waren 
in  den  ersten  Zeiten  der  Republik  Mann  und  Weib  gleichmäßig  damit  beschäf- 
tigt, ein  Heim  zu  begründen;  er  nach  außen  hin,  sie  nach  innen,  oftmals  auch 
nach  außen  hin  helfend  tätig.  Weim  ein  Dorf  begründet  war  und  die  Be- 
wohner dazu  kamen,  um  die  Angelegenheit  der  Gemeinde  zu  beraten,  so 
wurden  aber  die  Frauen  nicht  offiziell  poUtiseh  anerkannt,  und  doch  standen 
ihre  Lebensinteressen  in  gleichem  Maße  auf  dem  Spiel. 

Die  erste  außerhalb  des  Heimes  von  Frauen  organisierte  und  geleitete 
Tätigkeit  hing  mit  der  Kirche  zusammen.  Da  k^^inp  Staatskirche  vorhanden 
ist,  mußten  die  für  die  Erhaltung  der  kirchlichen  Funktionen  nötigen  Gelder 
von  der  Kongregation  aufgebracht  werden,  und  auf  diesem  Gebiete  wie  auch 
bei  andern  religiösen  Bestrebungen  waren  die  Frauen  tätig.  Sie  unterstützten 
das  Bemflhen  der  MAnner,  zahlreiche  Kirchen  der  verschiedensten  Bekennt- 
nisse, die  in  jeder  amerikanischen  Stadt  entstanden,  zu  errichten  und  zu 
erhalten,  sie  begründeten  Nähvereine,  veranstalteten  Verkäufe  und  Bazare, 
lim  Gold  hereinzubekommen,  sie  webten  Teppiche  für  die  Kirche  und  fertigten 
Kissen  für  die  Betstühle  an.  Sie  unterstützten  heimische  und  fremde  Missio- 
nen und  das  soziale  Leben,  das  sich  um  diu  Kirche  als  Mittelpunkt  bildete, 
war  fast  die  einzige  Zerstreuung  jener  Frauen.  In  kleineren  Orten  ist  es  noch 
heute  so,  die  sich  an  die  Kirche  anschließende  soziale  Tätigkeit  bildet  ein 
Band  zwischen  verschiedenen  Klassen,  Mftnner  und  Frauen  nehmen  reges 
Interesse  am  Wirken  und  an  der  Verwaltung  der  Kirche.    Diese  Tätiirkcit 

auf  religiösem  Gebiete  beschränkte  sich  nicht  auf  Frauen,  die  Männer  haben  ^  ^    '  . 
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dieselbe  Phase  durchgemacht,  auch  sie  fanden  in  der  streitbaren  Kirche  das 
Zentrum  der  Interessen.  Freilich  ist  dies  heutigen  Tages,  wo  eine  so  reiche 
Auswahl  von  Zerstreuung  sich  bietet,  schwer  zu  verstehen,  aber  damals  gab 
es  außerhalb  der  proßcn  Städte  keine  Theator,  woni^  Vorträge,  MSnner  und 
Frauen  konzentrierten  ihre  Aufmerksamkeit  auf  die  Förderung'  ihres  reli- 
giösen Lebens.  Die  Antisklavercigesellschaften  beschränkten  sich  unmittelbar 
vor  dem  Kriege  auf  den  Norden.  Die  Sklaverei  unter  ethischen  Gesichts« 
punkten  wurde  in  den  Kirchen  nur  wenig  besprochen,  aber  das  moralische 
Empfinden  der  Genieinde  schärfte  sich  täglich  mehr  gegcnübw  dem  Ver- 
brechen, einen  Mitmenschen  in  Sklaverei  zu  halten.  Die  hrrvorragendsten 
Männer  und  Frauen  des  I.andrs  bepründelen  Abolitionsgesellschaff en,  deren 
Mitglieder  sowohl  Männer  als  Frauen  wurden,  und  in  der  nunmehr  einge- 
leiteten regen  Propaganda  traten  die  Frauen  sogar  mehr  hervor  als  die  Männer, 
Diese  Gesellschaften  nahmen  mehr  und  mehr  ein  zugleich  politisches  wie 
ethisches  Gepräge  an.  Dies  dauert  f(»rt  bis  sum  Bürgerkriege,  wo  in  einem 
einzigen  großen  Impulse  Männer  und  Frauen,  im  Norden  und  Süden  sich 
erhoben,  um  für  ihre  Überzeugung  zu  kämpfen  ■ —  der  Norden  zur  Aufreeht- 
erhallung  der  Union,  der  Süden  zur  Erhaltung  der  staatlichen  Rechte.  Alle 
anderen  Interessen  wurden  durch  diesen  grüßen  KonlUkt  erstickt.  Die  Männer 
zogen  aus,  um  zu  kSmpfen,  die  Frauen,  um  Hospitfiler  einsurichten,  Sanitats- 
korps zu  begründen,  Krankenpflegerinnen  auf  den  Kriegsplatz  zu  senden» 
Kleidungsstücke  für  Soldaten  anzufertigen.  Vielfach  haben  die  Frauen  in  den 
Südstaaten  die  Arbeiten  auf  (h-r  Farm  iifh  i  dr  r  Pflanzung  sHbst  übernommony 
wenn  die  Männer  diese  im  Stich  lassen  mußten,  um  in  den  Krieg  zu  zielien. 

Als  der  Friede  unterzeichnet  \^iirde,  waren  die  Vereinigten  Staaten  ein 
anderes  Land  gewurden.  Die  ungeheure  Zahl  der  im  Kampf  gefallenen  Männer 
hatte  Scharen  von  Witwen  und  Waisen  hinterlasse.  Der  Norden  hatte  sich 
mehr  und  mehr  industriell  entwickelt,  Fabriken  waren  im  ganzen  Lande 
entstanden,  und  die  Frauen  wurden  auf  dem  offenen  Arbeitsmarkt  ein  stän- 
diger Faktor.  Alles  jene  häusliche  Produktion,  die  ehedem  als  ein  besonderes 
Gebiet  der  Frauen  angesehen  worden  war,  hatten  die  Männer  mit  Beschlag 
belegt,  bessere  Ausbildung  und  Organisation  sowie  die  Möglichkeil  sich  Ka- 
pital zu  schaffen,  kamen  ihnen  zu  Hilfe.  Um  1865  wai'  das  l  abriksystem 
gut  ausgebildet,  eine  stdgende  Zahl  von  Frauen  und  jungen  Mädchen  wandte 
sich  der  Lohnarbeit  zu,  und  diese  Tatsache  war  der  Vorbote  der  großen  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Veränderungen  in  der  Lage  der  Frauen.  Wieder 
entsprechen  die  BedinpiriL'en,  unter  denen  sich  dn<  Eintreten  der  Frauen 
in  das  Fabriksystem  voll/u^,  derselben  Bewegung  unter  den  Männern.  Diesf? 
zentralisierten  und  kapitalisierten  die  ehemals  den  Frauen  überlaasenen 
Verrichtungen,  letztere  mußten  daher  den  Weg  beschreiten,  den  die  Mfinner 
ihnen  wiesen  und  der  in  die  Fabrik  fflhrte. 

Nach  Beendigung  des  Krieges  vollzog  sich  ein  ebenso  lebhaftes  Auf- 
blühen des  intellektuellen  wie  des  industriellen  Geistes.  Die  Nordstaatea 
wurden  nufgerüttelt  dureh  die  Anerkennung  der  Notwendigkeit,  den  nun- 
mehr befreiten  Negern  wenigstens  Lesen  und  Schreiben  beizubringen.  Hun- 
derte von  Frauen  aus  den  nördlichen  Staaten  gingen  als  Lehrerinnen  nach 
den  Sfldstaaten,  denn  die  Frauen  dort  waren  vollauf  damit  beschäftigt,  ihre 
zerstörten  Heime  und  Ländereien  wieder  emporzubringen.  Von  da  ab  wurde 
der  Lehrlieruf  von  den  Frauen  in  den  Nordstaaten  ergriffen,  und  in  vielen 
Staaten  haben  sie  heute  fast  das  Monopol  für  den  Volks-  und  Mitlelschul- 
unlerricht.  Zu  jener  Zeit  wurden  in  allen  Städten  höhere  Schulen  befflmdet- 
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Uüd  städtische  iaiKÜiche  Xormalsrhulen  folglon  bald,  denn  das  Verlangen 
der  Frauen  nach  Mittel-  und  llochschulbilduug  war  ein  großes.  Die  Universi- 
täten konnten  diesem  DrAngen  nicht  ^dersteben,  und  die  staatliehen  Hoch- 
schulen führten  die  Koedukation  ein,  während  im  Zusammenhang  mit  den 
filteren  Universitäten,  wie  Radcliffe,  Havard,  Bamard  und  Columbia»  eigene 
Frauen-Colleges  entstanden. 

Die  Ilaiisfrauon  fühlten  diesen  neuen  Zu^»  nach  hcs.scMor  Bildung  und 
industrieller  Betätigunt,'.  Sie  konnten  die  Rildungsan'^f nllen  nicht  besuchen, 
die  University  extension*)  war  noch  unbekannt.  So  wurden  denn  kleine 
Studienklasaen  gdiildet,  die  aUwAohentfieh  od^  alle  vierzehn  Tage  zusammen- 
kamen. Ein  Ihema  wurde  gewfihlt,  ein  Mitglied  hielt  einen  Vortrag,  Ober 
den  dann  alle  diskutierten.  Diese  Studienzirkel  und  I.esegesellschaften 
waren  die  Vorläufer  der  Frauenklubs,  die  heute  eine  große  Rolle  im  geislij^en 
und  "sozialen  Leben  der  Nation  spielen.  Sie  wur  lf'  l^egründel,  weil  sowohl 
Männer  als  Frauen  erkannten,  daß  eine  neue  Sachluge  vorhanden  sei,  daß 
Demokratie  Bildung  für  beide  Geschlechter  bedeute,  und  daß,  um  auf  der 
Hohe  der  Zeit  zu  bleiben  ein  weiters  GIflck  ffir  Gegenwart  und  Vergangenheit 
vonndten  sei.  Die  Bewegung  zur  Forderung  der  öffentlichen  und  privaten 
Erziehung  machte  sich  unter  Männern  ebenso  fühlbar  wie  unter  den  Frauen, 
MilHonen  wurden  vom  Staate  und  von  Privaten  für  Unterrichtsanstalten 
aufgewendet.  Im  Jahre  1870  setzte  eine  große  Agitation  zugunsten  der 
Temperenzbewegung  ein,  die  gesetzliche  Verbote  erstrebte;  an  der  Spitze 
dieser  Reform  stand  Mifi  Frances  MVilliard.  In  fast  jeder  Stadt,  jedem  Dorfe 
wurden  Temperenzgesellschaften  begrOndet,  in  vielen  Staaten  wurden  als 
Erfolg  dieser  ausgedehnten  Agitation  gesetzliche  Verbote  eingeführt,  und  die 
öffentliche  Meinung  wurde  dahin  geschult,  das  Übel  des  Alkoholverkaufs 
zu  bekämpfen.  Die  Temperenzbewegung  erfaßte  alle  Gesellschaftsklassen 
und,  als  sich  Gelegenheit  bot,  erweiterte  sich  die  „Womens  Christian  Tem- 
perence  Union"  (dies  war  der  offizielle  Namen  der  Organisation)  in  der  Rich- 
tung anderer  philanthropischer  und  gemeinnOtziger  Ziele,  als  deren  wichtigste 
Sittenreinheit  und  gleiches  Wahlrecht  zu  nennen  sind.  Die  genannte  Organi- 
sation erlangte  einen  großen  politischen  Einfluß,  der  dazu  ausgenützt 
wurde,  rlie  gesetzlichen  Verbote  zu  sichern  und  den  Temperenzunterricht 
in  die  oifentlichen  Schulen  einzuführen.  Die  Organisation  ist  eng  verbündet 
mit  den  evangelischen  Kirchen,  den  Methodisten,  Babtisten  usw.,  aber  sie 
hat  wenig  Einfluß  bezüglich  des  F^auenstimnirechts. 

Etwa  um  dieselbe  Zeit,  wie  die  genannte  Vereinigung  wurde  die  nationale 

Frauenstimmrechtsvereinigung  begrQndetp  die  allmfihlich  Beachtung  fand, 
freilich  mehr  aus  Höflichkeit,  desm  aus  t)berzeugung.  Einige  hervorragende 
Frauen  sind  ihre  Führerinnen  gewesen,  Mrs.  Ehzabeth  Cady  Sfanlon,  Mrs. 
Lucy  Stone  und  Miß  Susan  B.  Anthony  sind  wohl  im  Auslande  am  be- 
kanntsten geworden.  Kaum  jemals  hat  wohl  eine  Sache  so  viel  uneigennützi- 
gen Opfermut  gefunden  und  so,  langsam  Resultate  gezeitigt. 

Nach  dem  Kriege  entstanden  verschiedene  halbpolitische  Organisa- 
tionen, wie  z.  B.  der  Frauenhflfebund.  Sie  bestätigten  sich  durch  £e  Be- 
gründung von  Soldatenheimen,  Heimen  für  Soldatenwaisen  und  es  muß 
bodauerlicher^-eise  gesagt  werden,  auch  Heimen  für  solche  Kinder  von  Sol- 
daten, deren  Väter  für  sie  hätten  sorgen  sullen,  ohne  sie  der  Gesamtheit  zur 
Last  fallen  zu  lassen.    Diese  Gesellschaften  haben  alle  mehr  oder  weniger 


*)  UniYeieitfttsausdebnung  im  Sinne  der  Popularisierang  die  Hochscbulbilit^MfBd  by  Google 
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politischon  Einfluß,  sie  werden  gestützt  und  getragen  von  den  militärischen 
Kreisen. 

Naeh  1880  als  das  Land  sich  in  der  Riditung  industrieller  Demokratie 
entwickelt  hatte,  traten  nene  Formen  von  Organisationen  auf  als  Parallel- 
bewegongen  sowohl  unter  den  Männern  wie  unter  den  Frauen,  gegenseitig 

Riifoinfinf^fr  einwirkend,  wie  die  kirchlichen  Gesellschaft f^n,  heimische  und 
auswärlii'  Missionen,  Abolitions-  und  Teniperenzgesellsctiafteii,  Sanitäts- 
komraissionen,  Krankenpflegevereine,  Hilfsvereine,  Lehrervereine,  Unter- 
stützungskassen, Bildungsvereine  und  der  Stimmrechtsverein. 

So  gibt  es  denn  tatsiehlieh  keine  Frauenfrage  abgesondert  von  den 
allgemeinen  Antrieben,  die  von  jeher  die  GeseUschiJt  bewegen.  In  Amerika 
sind  die  religiösen  und  ethischen  Bewegungen  mehr  als  in  anderen  Ländern 
von  Frauen  polpitot  worden,  denn  Zeit  und  Kraft  der  Männer  waren  zu  sehr 
mit  dem  Ausbau  von  Industrie  und  Handel  in  Anspruch  genommen.  So 
wurden  die  Frauen  daran  gewuhut,  große  Unternehmungen  auch  wirtschaft- 
lich dnrchsufflhren,  zur  Erreiohting  ihrer  Ziele  sozialen  und  politiseben  Ein- 
fiufi  aussuQben.  Bfit  einem  Worte,  sie  wurden  durch  diese  Tätigkeit  dazu 
erzogen  ihren  vollen  Anteil  su  nehmen  an  den  BttrgerpQichten  der  indu* 
strielien  Demokratie. 

In  einem  weiteren  Artikel  sollen  einige  neuere  Formen  von  Frauen- 
organisationen  besprochen  werden. 

CHRONIK 


Die  b9dMlMUB0  Bfltwiddiinf  das 
luuritenfiidMii  Voflesungswesens  geht 

aus  dem  neuesten  Berichte  hervor. 
Besonders  sind  es  die  VorträfTf  nhcr 
bestimmte  Berufe,  welche  iniierhalb 
der  einzelnen  Wissensgebiete,  be* 
sonders  vermehrt  worden  sind.  Diese 
Vorlesungen  nehmen  nicht  nur  in 
der  Zahl  der  Kurse«  wie  dies  seit 
einer  Reihe  von  Jahren  verfolgt 
werden  konnte,  einen  immer  größeren 
Raum  im  Vorlesungswesen  ein,  son- 
dern auch  an  Umfang,  dergestalt, 
daß  die  einxelnen  Kurse  nicht  auf 
eine  bestimmte  Zahl  von  Abenden, 
etwa  6  bis  8,  beschränkt  sind,  sondern 
daü  s'e  ganze  Semester  hindurch 
abgehalten  werden.  Überhaupt  war 
eine  stetige  Zunahme  der  langen 
Voriesungsreihen  bemerkbar.  Die 
neu  eingerichteten  Kurse  über  bürger- 
liches Recht,  Handelsrecht»  Ziiral- 


proeefi  und  graphische  Statik  fOr 
Techniker  zeigten  in  allen  Fällen» 
daß  tatsächlich  ein  Bedürfnis  zu 
befriedigen  war.  Für  die  Zwecke 
der  Statistik  des  Vorlesungsbesuches 
wurde  eine  Kopfzählung  veranstaltet. 
Die  Z&hlung  ergab  die  fiberraschende 
Zahl  von  83214  Personen,  die  sich 
im  Winter  1906/1907  am  Hören  der 
VoHosnnn'Pn  beteiligten.  Für  das 
bonimerhalbjahr  hat  die  Zählung 
eine  GesamtzifTer  von  6854  Be- 
suchern ergeben.  Die  durch  Zähl- 
karten ermittelte  Gesamtzahl  der 
HOrer  betrug  im  Sommer  1906  1090 
Personen  gegenüber  1172  im  wSommer 
1905.  Im  Winter  190G/1907  war 
die  entsprtH  hende  Zahl  13262  Hörer 
gegen  10593  Hörer  im  Winter 
1905/1906. 

Mit  diesen  Zahlen  steht  Hamburg 
im  Verhältnis  su  seiner  Qflgi«Ü^B)U$9ogl6 
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sahl  an  der  Spitze  des  deutschen 

Volkshochaohulwesens,  und  diese  Er- 
aeheinung  sollte  deo  Hamburgern, 
dip  jf tzt  eine  Universität  für 
Hamburg  anstreben,  zu  denken  geben. 
Sollte  für  eine  Stadt  mit  über  13000 
VorieBiing^besuobem  und  einem 
Semesterbesuoh  von  Ober  83000 
Köpfen  nicht  ein  anderer,  vielleicht 
ganz  neuer  Typ  von  Bildungsorganis- 
mus entsprechender  sein,  als  die 
l'niversität  mit  ihrem  auf  ganz 
andere  \  eriialtnisse  starr  zugeschnit- 
tenen starren  Rahmen?  Jedenfalls 
wlirde  sieh  ein  sorgsames  Studium 
dieser  Verhältnisse  lohnen,  bevor 
man  mit  der  Errichtung  der  Univer» 
sität  beginnt. 

Die  Einrichtung  von  Kinderlese- 
zimmem  findet  in  Amerika  sehr  viel 
ficifall,  so  daß  schon  mehrere  groüc 
Städte  solche  Lesezimmer  im  An- 
schluB  an  Volks-  und  Jugendbiblio- 
theken begrOndet  haben.  In  Pitts- 
burg betrug  der  Besuch  des  Lese- 
zimmers ffir  Kinder  in^  Jahre  [906 
über  300  üiA).  Die  Räume  sind  be- 
sonders für  das  kindhche  Gemüt  ab- 
gestimmt, die  Wfinde  mit  Bildern  aus 
Geschichten,  Mfirchen  usw.  versehen. 
Freiwillige  Kräfte  besorgen  die  Über* 
wachung  und  lassen  es  auch  nicht  an 
geeigneten  Erzählungen  f'^hlen,  in 
denen  sie  erzieherisch  auf  die  Kinder 
einwirken. 


Zu  einem  Säoglingskr  an  kenhaus. 

das  das  Ideal  einer  öffentlichen  Säug- 
lingsfürsorge darstellen  soll,  wird  noch 
in  diesem  Jahre  der  Grundstein  in 

Weißensee  bei  Berlin  errichtet  wer- 
den. Auf  einem  Gartenterrain  wird 
sich  das  SSuglingskrankenhaus  mit 
seinen  rund  60  Betten  erheben.  Was 
die  moderne  Technik  und  Wissen- 
schaft ffir  die  Ausgestaltung  fordert 
und  bietet,  wird  bei  der  Herstellung 


der  Kranken-  und  Operationsiimmer, 
der  Bade«  und  WaschrAume»  der 

Wärmezellen  und  Feuchtigkeitszu- 
fulir  für  zu  früh  geborene  und  at- 
mungskranke Kinder  Berücksichti- 
gung finden.  Die  bisher  von  der  Auf- 
nahme in  die  Säughngsklinik  ausge- 
schlossenen» durch  akute  Infektions- 
krankheiten betroffenen  Kleinen  wer- 
den in  einer  durch  Gartenanlagen  ge* 
Irennf  en  Baracke  untergebracht.  Vor 
allem  wird  aber  durch  Heranziehung 
entsprechender  Ammen  die  Fürsorge 
ffir  hereditAr  syphilitische  Säuglinge 
in  einer  Speaalabteilung  ausgebaut 
werden.  Reichliche  Wohnräume  für 
die  Schwestern  und  Ammen,  ärztliche 
Wohn-  und  Arbeitszimmer,  Labo- 
ratoriums, Sektions-  und  Photo- 
graphiersäle  sind  vorgesehen.  Ein 
anderer  Gartenteil  nimmt  den  Muster- 
kuhstall auf,  der  nach  Angabe  und 
unter  Aufsicht  der  Geheimräte  Schütz 
von  der  TifMfirztÜrhfii  um]  Werner 
von  der  LandwirtschattUchen  Hoch- 
schule eingerichtet  wird.  In  seiner 
Nfihe  wird  sich  auch  die  Säuglings- 
ffirsorge-  und  Milchbereitungsstelle 
befinden.  Eine  großartige  Waschan- 
lage, wie  sie  für  ein  Säuglingskranken- 
hans nnoHäßlich,  und  entsprechende 
Dcsinfeklionsräume,  Transportmittel 
für  den  Versand  der  Säugimgsnahrung 
ffir  die  Ffirsorgekinder  der  durch 
Arbeit  behinderten  Mfitter  wird  in 
einer  anderen  Gartenecke  unterge- 
bracht. 


Ein  Komitee  zur  Bekfimpfung  des 

Lupus  hat  sich  in  Berlin  unter  dem 
Vorsitz  des  Geheimrats  Althoff  ge- 
bildet, dem  namhafte  Forscher  an- 
gehören.   Dieses  will  durch  Frage* 

bogen  die  Verbreitung  des  Lupus  und 
die  Anstalten  feststellen,  die  zu  seiner 
lleilurrj"  (iifnen.  Es  sollen  femer  an 
den  liautkliniken  in  Beriin,  Breslau, 
Köln,  Düsseldorf  und  Frankfurt  a.  M. 
Kurse  der  Lupusbehandlung  ffir  Ärzte 
und  Personal  eingerichtet  werden. 
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Dadurch  hofTt  man,  die  Lupuskranketi 
aus  ihren  Winkeln  hervorzuholen, 
Anfiin^stadion  der  Krankheit  aus- 
zurotten und  fortgeschritteneren 
Fällen  Stillstand  zu  gebieten,  so  daß 


auch  bei  uns  in  Deutschland,  ähnlich 

wie  in  Dänemark,  an  ein  allmähliches 
Ausslerben  der  KraAkheit  gedacht 
werden  kann. 


TECH^4ISCHER§WI9^EN5CHA^ 
UCHERiX)RXSCHRITT 

PROFESSOR  DR.  EMIL  REICH,  WIEN:  EVOLUTIO- 
NISTISCHE AUSBUCKE.*) 

N  dem  heftigen  MdnungBkampf  unserer  Tage  sc&eint  ein  Schlag- 
wort sich  siegreich  durchsetzen  zu  wollen:  Rückkehr  zur  Natur. 
Aber  ist  dieser  Ruf  neu,  ist  er  nicht  schon  vor  150  Jahren  lockend 
erklungen,  und  ist  er  für  uns  wahrer  als  damals,  evolutionistisch 
wahr?  Roidf^  glaube  ich  verneinen  zu  müssen.  Seit  jeher  ertönt, 
sobald  die  Schattenseiten  der  Zivilisation  Widerwillen  bewirken,  die  Mahnung 
secundum  naturam  vivere,  eine  Reaktioosersoheinung  gegen  Überfeinening, 
die,  als  solche  berechtigt,  doch  in  Gefahr  gerftt,  tur  Verrohung  anzuleiten. 
Begreiflich  war  diese  Tendenz  im  18.  Jahrhundert,  das  sich  mit  naivgläubigem 
Behagen  trotz  seiner  religiösen  Ungläubigkeit  ein  Ideal  des  Wilden  als  des 
besseren  Men.schen,  des  wackeren  Naturmenschen  schuf,  über  das  Anthropo- 
logen und  Historiker  heute  wehmütig  oder  ironisch  lächeln.  Im  Grunde  war 
der  gepriesene  Naturzustand  doch  nur  eine  Verkleidung  des  bibUschen  Para- 
dieses wie  die  allgütige  Mutter  Natur  lediglich  die  altbekannte  göttliche 
Vaterliebe  ersetzte.  Der  Gottesglauben  wird  aber  nicht  dadurch  überwunden, 
daß  man  als  neues,  höchstes  Wesen  an  Stelle  des  Weltschöpfers  GoU  die  Natur 
setzt,  eine  ganz  unberechtigte  Anthropomorphisierung,  die  zu  dem  haltlosen, 
ja  mit  den  Tatsachen  oft  in  schärfstem  Widerspruch  stehenden  Aberglauben 
der  Ungläubigen  geführt  hat,  dieses  Fabelwesen  „Natur"  ziele  mit  seinen 
Einrichtungen  auf  das  Wohl  des  Menschengeschlechtes.  Wir  kennen  blofi 
Naturkrfifte,  Energien  und  ihre  Wirkungsweisen,  die  in  ihrer  unpersönlichen 
OleichgQltigkeit  gegen  alles  Menschliche  vom  anthropozentrischen  Standpunkt 
weit  öfter  hart,  grausam  und  unerbittlich  gescholten  werden  dürften.  Es 
gilt,  diese  Naturkräfte  in  den  Dienst  der  Menschheit  zu  z\singen,  und  das 
gelingt  leichter,  wenn  man  sie  als  tückische  Feinde  zu  unterjochen  strebt,  als 
wenn  man  sich  in  törichter  Verehrung  vor  dem  ältesten  und  zugleieh  modem* 
sten  Götzen,  der  Natur,  beugt.  Teobiikem  erscheint  dies  selbstyerstfindlich, 


*)  In  meinem  Aufsatz  in  Heft  5  blieb  versehentlich  folgender  Druckfehler 

stehen:  Seite  463  Zeile  4  von  unten  heißt  es,  daß  der  normale,  gesunde  Fort- 
pflanzungstrieb ..doch  nur  vom  20.  bis  30.  Jahre**  als' bedeutsamer  Faktor  auf- 
tritt; richtig  soll  es  lauten  „doch  nur  20 — 30  Jahre  liindurch."       Der  Verf. 
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Ethikem  leider  nicht.  Gerade  der  EvoIuUonist  muß  den  großen  Gedanken  der 

Bändigung  der  natürlichen  Triebe  als  Mittel  zu  ihrer  überwindenden  Höher- 
bildung, der  sich  im  Urchristentum  birgt,  richtiger  einschätzen  lernen.  Die 
Pflichten  der  geistigen  Entwicklung  sollen  ihm  wichtiger  sein  als  die  R^^^'hte 
der  Natur.  Das  Naturrecht  war  nur  eine  er\vünsohte  demokratische  Gt!geu- 
instanz  wider  das  absulutiätische  Gottesguadeutum.  Die  Vorätellung  einer 
Falle  von  natOrlichen  Rechten»  die  jeder  Mensch  von  selbst  dadurch  erworben 
habe,  daß  er  sich  die  Mühe  gegeben,  geboren  zu  werden,  ist  nidit  besser 
begründet  als  die  Idee  privilegierter  Stünde  innerhalb  der  Menschheit,  die 
sich  ganz  ebenso  auf  angeborene  Rechte  stützten.  Keine  Rechte  ohne  Pflichten, 
aber  auch  keine  Pflichten  ohne  Rechte,  sagt  der  Jurist.  Eine  soziale  An- 
schauung wird  die  Rechte  der  Gesamtheit  und  die  Pflichten  des  Einzelnen 
starker  betone.  Nur  treulich  erfüllte  Menschenpflichten  verleihen  nach  ihr 
den  AnsiMmch  auf  Menschenrechte.  Darum  wird  sie  die  in  erster  linie  indi- 
viduahstischen  Menschenrechte  von  1789  einer  Revision  unterziehen. 

Freiheit  ist  individualistisch  gedacht  wohl  das  höchste  Gut,  sozial  aber 
konnte  die  hemmun^lo^*^  Freiheit  jeder  beliebiiT*'n  individuellen  Retätignnp 
zu  den  schwersten  Schädigungen  führen.  Die  Forderung  der  absoluten  Freiheit 
ist  eine  rein  negative,  die  /U)schaiTung  jeglichen  Zwanges  wird  erstrebt  und 
dieser  durch  sein  Gegenteil  ersetzt.  AUein  erst  der  Gebrauch  der  Freiheit 
gibt  ihr  sozialen  Wert  oder  Unwert.  Hegel  kannte  bereits  die  Idee  der  drei 
Stadien,  der  drei  Reiche  der  Entwicklung.  Das  Sein  schlägt  um  in  das  Nicht- 
sein, dann  aber  entwickelt  sich  ein  neues,  höheres  Werden.  So  schlägt  das 
Sein  drs  Zwanges,  unerträglich  geworden,  in  sein  Nichtsein  um,  die  volle 
Freiheit  des  Einzelnen,  auf  die  das  höhere  Stadium  der  aus  freiem  Entschluß 
und  unerzwungener  Überzeugung  iließenden  freiwilligen  Unterordnung  und 
Hingabe  des  Individuums  unter  und  ffir  die  Ziele  der  freigewoUten  Gemein- 
schaft folgen  soll.  In  Anlehnung  an  den  früh  verstorbenen  englischen  Sozial- 
reformer  Arnold  Toynbee  hieße  die  Formel  dieser  Umgestaltung:  Von  der 
Gebundenheit  durch  die  Freiheit  zur  Freiwilligkeit. 

Die  Forderung  der  Glpichheit  aller  Menschen  wurde  eindrucksvoll  zuerst 
von  den  großen  Rehgionsstiftern,  von  Buddha  und  Christus,  proklamiert. 
Jede  unsterbUche  Seele  wäre  schon  als  göttliches  G^chenk  gleich  wertvoll. 
Vom  evolutionistmchen  Standpunkt  ist  die  Gleichheit  nicht  ab  Prinzip  der 
Gleichwertigkeit  der  Einzelnen  zu  verstehen,  sondern  nur  als  Reiche  Be- 
rechtigung jedes  Einzelnen,  zur  Entfaltung  seiner  Fähigkeiten  zugelassen  zu 
werden.  Die  von  Süßeren  Hemmnissen  befreit ^  Erprobung  der  Begabung 
wird  dann  erst  die  starken  Varianten  der  Leistung,  die  wahre  Ungleich- 
wertigkeit  offenkundig  dartun.  Eine  positive  Auslese  der  Tüchtigsten,  Besten, 
Geeignetsten  ergibt  sich  als  Hauptaufgabe  zur  Erhöhung  des  Typus  Mensch- 
heit» daneben  eine  negative  Amlese,  vorsichtig  ausjfltende  Beseitigung  der 
Untflchtigsten,  Schlechtesten,  physisch  und  moralisch  Ungeeignetsten  durch 
Verhinderung  ihrer  Fortpflanzung.  Die  Gleichheit  ist  ein  Prinzip  der  Ruhe, 
des  Stillstandes,  die  Ungleichheit  ein  Prinzip  der  Bewegung,  der  Höher- 
bildung.  Nicht  mechanische  Gleichheit,  sondern  sorgfältig  abwägende  Ge- 
rechtigkeit sei  das  Ziel.  Die  Abschaffung  des  Eigentums  an  den  Produktions* 
mittein  kann  als  Forderung  derGerechtigkeit  ebenso  wirksam  vertreten  werden. 
Das  Prinzip  des  Kommunismus  mag  dieGIdchheit  sein,  das  Prinzip  des  Sozia- 
Iismus  wird  die  Gerechtigkeit.  Ihre  Formel  wäre  nicht  „Jedem  das  Gleiche", 
noch  ,. Jedem  das  Seine",  sondern  Jedem  das  Gebührende  nach  seinem 
Wert  für  die  Gesamtheit". 
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Am  karseflten  können  diese  aphoriatieohen  Bemerkiingen  die  Brüderlich- 
keiterledigen» eine  Formel,  die  schon  durch  ihre  Beschr&nkung  auf  eines  der  Ge- 
schlechter als  rückständig  erscheint  und  durch  dasbeideGeschlechter  n  m  fassende 
Wort  Gcsehwislerlichkeit  zu  ersetzen  wSre.  Besser  jedoch  wird  der  Geist,  in  dem 
die  so  verschiedenartigen  Beziehungen  der  Menschen  untereinander  geregelt 
werden  sollen,  durch  den  umfassenderen  Ausdruck  MenschUchkeit  wiederge- 
spiegelt.  Menschlichkeit  bedeutel  uns  weder  Egoismus  noch  Altmismus»  sondern 
Mtttnalismus,  wechselseitige  Förderung  und  billige  Rflcksicbtnahme  sugleich« 

An  Stelle  der  individualistischen  und  eudämonistischen  Menschenrechte 
„Freiheit,  Gleichheil,  Brüderlichkeit"  hätten  die  sozialen  und  evolutionisti- 
schen  Menschenpflichten  „Freiwilligkeit,  Gerechtigkeit,  Menschlichkeit"  in 
den  \'ordergrund  zu  treten.  Der  ursprüngliche,  natürliche  Zustand  der  Mensch- 
heit ist  Ungleichheit  weitgehender  Art,  Ungerechtigkeit  gegen  alle,  die  nicht 
cum  eigenen  kleinen  Stamm,  zur  Horde  gehören,  unfreie  und  unfräwUlige 
Abhängigkeit  von  der  für  den  Wilden  überwältigenden  Macht  der  rohen  Natur- 
kräfte. Dürftigkeit  und  Unsicherheit  des  Lebens,  Furcht  vor  wirkUchen  und 
eingebildeten  Gewalten,  Hungern  und  T.*Mden  ist  die  natürliche"  Bestimmung 
des  Mensciien.  Die  Loslösung  von  den  natürlich  gegebenen  Bedingungen, 
ihre  Umgestaltung  durch  zielbewußte  Arbeit  hat  den  Charakter  des  Lebens 
und  das  AntÜts  der  bewohnten  Erde  entscheidend  abgeändert.  Fast  jeder 
Fortschritt  bedeutete  bisher  weitere  Entfernung  von  der  Natur.  Oft  hat 
die  ernste,  nflchteme  Zivilisation  rauh  und  kflhl  wertvolle  Güter  eines  innigeren 
Zusammenhanges  mit  der  Natur  zerstört,  zumeist  aber  doch  nur,  um  wert- 
vollere an  ihn;  Stelle  zu  setzen.  Poetischer  mag  der  Urzustand  erscheinen, 
prosaischer  die  spätere  Entfaltung  des  Lebens,  allein  es  gibt  auch  eine  tiefe, 
verinnerhchte  Po^ie  der  industriellen,  der  gelehrten,  der  landwirtschaftUchen 
Arbeit  und  eine  bedenkliche  Proea  des  wilden  Kriegers,  Jägers  oder  Fischers. 
Das  bis  nun  erreichte  Stadium  menschlicher  Entwicklung  soll  aber  nicht  mit 
dem  satten  Optimismus  des  oberflächlichen  Spießbürgers  gefeiert  werden.  Alle 
Fo?'tschritte  der  Technik,  alle  Errungenschaften  des  freien  Gedankens,  alle 
i  numphe  natnrw^issenschaftlich  begründeter  Naturbeherrschung  bedeuten  kein 
Letztes,  wie  die  Zivilisation  selbst  nur  ein  notwendiges  Durchgangsstadium,  kein 
befriedigendes  oberstes  ZkA  sein  kann.  Von  der  Naturbedin^eit  kommen 
wir,  durch  die  hefrdende  Zivilisation  schreiten  wir,  cur  vidlendenden  Kultur 
streben  wir.  Die  Epoche  der  Naturbestimmtheit  ist  vorbei,  die  Zeit  der 
Zivilisation  ist  da,  die  Zukunft  der  Kultur  naht  langsam.  Jahrhunderle 
mögen  noch  vergehen,  bis  die  Schwelle  übersciu*itten  ist,  aber  jetzt  schon 
beginnt  in  unserer  Zivilisation  die  neue  Kultur  heranzureifen.  Die  beiden 
Gegensätze  sollen  in  einem  höheren  Dritten  vereinigt  werden,  in  dem  sie  in 
ihrer  Einseitigkeit  aufgehoben  werden.  Nicht  in  der  Mitte  der  Gegensätte 
Natur  und  Zivilisation,  sondern  über  beide  hinaus  li^  die  Kultur.  War 
der  Naturzustand  sozialer  Gleichförmigkeit  näher,  betont  die  Zivilisation 
individuelle  Eigenwilligkeit,  so  soll  die  Kultur  soziale  Vielfärbigkeit  schafFen. 
Bereicherung  und  Erhöhung  des  Lebens  in  Leistung  und  Erfolg:  das  ist  das 
Ziel  der  Kulturarbeit;  kein  müßiges  Behagen,  kein  ängslhches  Hasten  nach 
Glück,  freiwillig  freudige  Betätigung  aller  Fähigkeiten  zum  Wohle  des  Gänsen. 
Wir  müssen  das  Leben  vertiefen,  um  den  Typus  Mensch  zu  erhdhen.  Die 
Wege  der  Zukunft  lassen  sich  nicht  voraussagen,  mehr  als  Ahnungen  kann 
ein  knapper  Aufsatz  nicht  aussprechen.  Vielleicht  vermittelt  doch  eine  kurze 
SchluDft.rniel  das  gemeinsame  Gefühl  des  Erstrebten;  Von  der  Natur  durch 
die  Zivilisation  zur  Kultur!  _ 


VmMcUtabnritoBeddli«  Dr.  B«mBB  B«>k,  B«lta.— Omkm  e««rf  R«ls«r  is  BkUbW. 


E.  SCHEICHL,  BAURAT,  WIEN:  ZUR  FRAGE  DER 

EINFÜHRUNG  DES  ELEKTRISCHEN  BETRIEBES 
AUF  DEN  BAYRISCHEN  STAATSmSENBAHNEN. 


AYBRN  ist  hinaiehtlleh  Besohaffiing  des  Breniiinaleriales  fOr  seine 

Industrie  und  seinen  Verkehr  fast  ausschliefilich  auf  seine  deutschen 
Nachbarstaaten  und  auf  Österreich  (Böhmen)  angewiesen.  Die 
fortwährende  Ausdehnung  der  Industrie  und  die  damit  zusammen- • 
hängende  Hebung  des  Eisenbahnverkehrs  haben  mit  Rücksicht  auf  die  stetige 
Steigerung  der  Kohlenpreise  die  maßgebenden  Behörden  veranlaßt,  Studien 
Ober  die  in  Bayern  vorhandenen,  bisher  nicht  ausgenatsten  Waaserkrifte 
anzustellen.  Schon  im  Herbst  des  Jahres  1907  bat  das  legi.  bayr.  Staats- 
ministerium des  Innern  den  beiden  Kammern  des  bayrischen  Landtages  eine 
ausführliche  Denkschrift  über  „Die  Wasserkräfte  Bayerns" 
überreicht,  in  welcher  die  leitenden  Gesichtspunkte  für  die  Wasserkraftaus- 
nützung  in  Bayern  ausführlich  erörtert  werden. 

Fflr  den  Staat  kommt  in  erster  linle  die  Verwertung  der  Wasserioif te 
zum  elektrischen  Bahnbetrieb  in  Betracht.  Es  wurde  daher 
in  der  Denkschrift  als  notwendig  bezeichnet,  daß  die  Staatsbahnverwaltung 

a)  eine  Übersieht  über  den  Kraftbedarf  für  den  elektrischen  Bahnbetrieb 
gibt,  damit  an  der  Hand  dieser  Übersicht  von  den  verfügbaren  Wasserkräften 
diejenigen  ausgesucht  werden  können,  die  für  den  elektrischen  Betheb  be- 
sonders  geeignet  sind; 

b)  jene  Linien  benennt,  auf  denen  der  elektrische  Betrieb  lunAchst  ein- 
geführt werden  kann. 

Die  Hauptergebnisse  dieser  Untersuchungen  und  der  sonst  noch  mit  der 
Einführung  des  elektrischen  Bahnbetriebes  im  Zusammenhange  stehenden 
technischen  und  wirtschaftlichen  Fragen  sind  in  einer  soeben  erschienen  Denk- 
schrift des  kgl.  bayr.  Staatsministeriums  für  Verkehrsangelegenheiten  über 
die  „Einfflhruig  des  elektrischen  Betriebes  auf  den  bayrischen  Staatseisen- 
bahnen" enthalten. 

Diese  Denkschrift,  das  Ergebnis  einer  sehr  umfangreichen  und  eingehen- 
den technischen  Vorarbeit,  zerfällt  in  einen  allgemeinen,  einen  be- 
sonderen Teil,  eine  Schlußbetrachtung  und  einen  Anhang. 

A.  Der  allgemeine  Teil  behandelt  zunächst  den  Kraftbedarf  für 
den  elektrischen  Bahnbetrieb. 

Der  elektrische  Hauptbahnbetrieb  muß  sehr  Terschiedenartigen  Anforde- 
rungen entsprechen;  er  muß  sowohl  schwere  Züge  mit  großer  Geschwindigkeit 
als  auch  kJeine  Zugeinheiten  in  großen  und  kleinen  Zeitabständen  befördern. 
Die  Belastung  der  Kraftquelle  wird  stets  wechseln.  Die  Belastungsänderungen 
werden  sehr  ungünstig,  wenn  die  Züge  in  großen  Zeitabschnitten  und  in 
schweren  Einheiten  laufen.  Bei  gleicher  Gesamtgröße  des  Verkehrs  wird  die 
Bdastung  der  Kraftquelle  um  so  regdmäßiger,  je  kflrser  die  Zugabstfinde, 
je  leichter  die  Züge  sind,  und  je  weniger  oft  angefahren  werden  muß. 
Stadt  und  Vorortbahnen  haben  eine  dichte  Zugfolge,  aber  viele  Anfahrten. 
Fernlinien  zeigen  das  Umgekehrte.  Bahnlinien  mit  verschiedenartigen  Ver- 
kehrsverhältnissen werden  eine  Kraftquelle  in  ganz  verschiedener  Weise 
belasten. 
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Die  Untersuchungen  wurden  in  zweifacher  Richtung  geführt: 

a)  Es  wurde  fesigestellt,  was  bei  dem  in  Kilowattstonden  gegebenen 
AiMtbedarf  die  elektrische  Arbeit  für  eine  iCilowaitstunde  höchstens  kosten 
darf,  wenn  der  elektrische  Betrieb  nicht  teurer  sein  soll  als  der  Daanpfbetrieb ; 

b)  Welche  Verkehrsdichtigkeit  oder  mit  anderen  Worten,  welcher  Ver- 
brauch an  elektrischer  Arbfit  muß  mindestens  vorhanden  sein,  wenn  bei 
einem  gewissen  Kostenaufwand  für  die  elektrische  Arbeit  der  elektrische 
Betrieb  flnansieUe  Vortoüe  bieten  soll. 

Die  Bereohnongen  ergaben,  daO  das  Gebiet,  auf  welchem  bei  den  jetiigen 
Kohlenpreisen  die  Einführung  des  elektrischen  Betriebes  unter  den  gegen- 
wärtigen Verkehrsverhältnissen  bei  Ausnutzung  der  Wasserkräfte  finanzielle 
Erfolge  verspricht,  in  der  Hauptsache  auf  das  südhchf  Bnyern  und  die  eine 
oder  andere  nach  Norden  führende  Linie  beschränkt  wird. 

B.  Der  besondere  Teil  umfaßt  die  Einzeluntersuchungen 
Über  die  EinfOhrung  des  elektrisohen  Betriebes  auf  ganz  bestimmten  Linien. 

Zunftchst  soll  die  praktische  Erprobung  des  elektrischen  Betriebes 

a)  auf  der  Hauptbahn  Salzburg — Freilassing — Bad  ReichenliaU  mit  der 
anschheüenden  Lokalbahn  nach  Berchtesgaden  (40  km). 

b)  auf  der  neu  zu  erbauenden  Hauptbahn  Garnusch — Partenldrchea« 
Scharnitz, 

c)  auf  der  neu  lu  erbauenden  Lokalbahn  Garmisch-Partenkirchen— 
Griesen  (15  km) 

erfolgen.  Für  diese  drei  Linien  ist  zum  Zwecke  der  elektrischen  Ausrüstung 
im  außerordentlichen  Budget  1908  und  1909  ein  Betrag  von  5  735000  Mark 

vorgesehen. 

Auf  den  Linien  München — Garmisch-Partenkirchen,  Tutzing — Penzberg — 
Kochel,  Weilheim — Peißenberg  und  der  Nahverkehrlinie  München — Gauting, 
femer  Mflnchen — ^Bad  Töli—^hliersee  und  Holskirchen— Rosenheim  ist 
der  elektrische  Betrieb  für  später  in  Aussicht  genommen. 

Die  Wasserkraft-  und  Elektrizitätswerke,  welche  für  den 
elektrischen  Bahnbetrieb  sun&cbst  zur  Ausfttbrung  gelangen  sollen,  sind: 

a)  das  Saalach-Werk, 

h)  das  Lechbrucker- Werk, 

c)  das  Walchensee-Werk. 

Das  Saalaoh-Werk  bei  Bad  Reichenhall,  welches  die  zum  Betriebe  der 
Bahn  Salzburg — Freilassing — Bad  Reichenhall — Berchtesgaden  erforderliche 

elektrische  Kraft  liofern  soll,  wird  durch  Ausnutzung  des  Gefälles  der  Saalach 
oberhalb  Reichenhall  gewonnen  werden,  vielleicht  unter  Zuhilfenahme  eine» 
ZuAusses  der  Saalach. 

Die  elektrische  Arbeit  für  den  Betrieb  der  Lokalbahn  Garmisch-Parten- 
kirchen — Griesen,  der  (Isterreichisehen  Anschlnfistrecke  Griesen — ^Reutte — 
Pfronten-Steinach  und  später  der  bayrischen  Strecke  bis  Keni}  t  ii  smII 
aus  einem  bei  Lechbruck  zu  errichtenden  Kraftwerk,  welches  das  Gefälle 
des  Lech  /wischen  Füßen  und  Lechbruck  au'^nnizen  wirrJ,  brzogen  werden. 
Die  Anlage  ist  in  zwei  Werken,  einem  Hauptwerk  von  2iHHK)  Pferdekröften 
und  einem  Nebeuwerk  von  1300  Pferdekräften  projektiert. 

Fflr  das  Wakhensee-Werk  ist  die  AusnOtsung  des  GefiUes  twischen 
Walchensee  und  KocheUwe  unter  Zuleitung  von  Isar-  und  Rißhachwasser 
imd  unter  Verwendung  des  Walchensees  als  Aufspeichenmgsbecken  vor- 
gesehen.   Es  soll  dabei  eine  Kraftleistung  von  etwas  über  50  000  stfindij^en 

Pferdekräften  erzielt  werden.  Die  Kraft  wird  in  erster  Linie  für  den  elektii-  ^  ^  ^  , 
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flohen  Betrid>  der  in  der  Nfihe  gelegenen  Bahnlinien  verwendet  werden. 
Inwieweit  entbehrliche  Kraft  für  private  Zwecke  abgegeben  werden  kann, 

muß  der  weiteren  Entwicklung  vorbehalten  bleiben. 

C.  In  pinor  Schlußbetrach  tiing  sind  die  Ergebnii5se  der 
Denkschrift  zusammengefaßt.  Von  den  einzelnen  Punkten  dieser  Schluß- 
betrachtung sollen  hier  nur  noch  jene  wichtigsten  hervorgehoben  werden» 
welche  m  den  vorhergehenden  AusfOhrungen  noch  keine  Erwihnung  gefunden 
haben* 

Es  wird  hier  festgestellt,  daß  der  elektrische  Bahnbetrieb  unter  allen 
Umstt^nden  gewisse  Vorteile,  nämlich  die  Erhöhung  der  Reieegeechwindigkeit 
und  die  Beseitigung  der  Rauchplaj^e,  bietet. 

Die  Frage,  ob  etwa  militärische  Gründe  dem  elektrischen  Hauptbahn- 
betriebe gewisse  Grenien  eetsen,  ist  surnit  noch  nidit  spmchreif.  Die 
Militärverwaltung  hat  sich  damit  einverstanden  eridftrt,  daß  sunftcfast  auf 
einigen  Linien  geringerer  militfiriacher  Bedeutung  der  elektrische  Betrieb 
eingerichtet  werde.  Die  Erfahrung:en  auf  diesen  Linien  werden  für  die  weitere 
liÖBunfT  dieser  Frapf'  mitbestimmend  sein. 

Ist  es  richtig,  daü  die  Kohlenvorräte  der  Erde  nicht  unersciiupfiicli  sind, 
und  steigen  die  Kohlenpreise  auch  weiteriim,  su  wird  der  Wert  der  VVasser- 
krftfte  und  die  Zahl  der  ausbauwArdigen  WaaserkrAfte  wachsen.  Dann  werden 
auch  die  finanziellen  Vorteile,  welche  der  elektrische  Hauptbahnhetrieb 
bei  Verwertung  geeigneter  Wasserkrftfte  fflr  manche  Linien  jetzt  schon  vei^ 
f^pricht,  bei  diesen  Linien  noch  größer,  und  sie  werden  auch  bei  anderen  Linien 
erreichbar  werden. 

Es  dürften  sich  daher  zwei  Hauptstadien  des  Vorgehens  ergeben: 

a)  Die  Auswahl  solcher  Linien,  welche  sich  nach  ihrer  Lage  zu  billigen 
Wasserkrftften  und  nach  ihrer  Verkehnulichte  besonders  für  den  elektrischen 
Betrieb  eignen.  Die  hierfür  erforderlichen  Waasericr&fte  werden  von  der 
Staatsbahnverwaltung  bezeichnet  werden. 

h)  Bei  den  übrigen  Linien  wird  der  elektri«^che  Betrieb  unter  Umstanden 
erst  m  beträchtlich  späterer  Zeit  in  Frage  kommen. 

Die  im  Bereiche  dieser  Linien  belindiichen  Wasserkräfte  dürften  besser 
unter  gewissen  Bedingungen  fflr  andere  Unternehmungen  vorerst  freicu- 
geben  sdn. 

Stets  wird  sich  die  Staatseisenbahn  Verwaltung  dabei  von  der  Erwägung 
leiten  lassen,  daß  sie  an  dem  Gedeihen  der  bayrischen  Industrie  das  leb« 
hafteste  Interesse  hat. 

D.  Der  Anhanp^  enthalt  ciiu'  Rriln  fachwissenschafthcher  Einzel- 
heiten über  die  Stromart  und  über  die  Ausrüstung  der  Fahrbetriebsmitiel, 
der  Fahrdrahtanlage,  der  Polwechselxahl  des  Betriebsstromes  und  der 
FemfiberCragung,  welche  fflr  die  eigentliche  Denkschrift  weniger  geeignet 
sncheinen,  für  den  Fachmann  jedoch  auch  sehr  großes  Interesse  bieten. 

Die  Denkschrift,  deren  Inhalt  vorstehend  in  proßen  Zügen  anpodentnt 
wurdo,  lept  Zeiipnis  oh,  in  welch  zielbewußter  Weise  seitf^ns  der  bayrischen 
Staatseisenbahnverwallung  die  Einführunt?  des  elektrischen  Betriebes 
auf  den  bayrischen  Staatsbahnen  in  die  Wege  geleitet  wurde. 

Mögen  die  Bestrebungen  im  Interesse  des  technischen  und  wirtschaft- 
lichen Fortschrittes  recht  bald  von  günstigem  Erfolge  begleitet  werden, 
damit  auch  andere  Bahnlinien  als  dif^  zun  ächst für dieBlektrisiorung bestimmten 
der  Vorteile  des  elektrisr-hen  Betriebes  teilhaftig  werden. 

Möge  das  Beispiel  Bayerns  anderweitig  bald  Nachahmung  finden. 


^  L  o  uy  Googl 
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REU  SS' SCH- Berlin"  nennt  der  Mecklenburger  aein  Reiseziel, 
wenn  er  nach  seines  deutsohen  Vaterlandes  HauptsUdt  fährt, 
als  müßte  «r  noch  dnrok  fäsuai  ZumIs  deatUeh  machen,  welches 
von  meiiraren  gletohnamigeii  Örtchen  er  meint.  Keine  prableriicbe 


Antwort  auf  diesen  Witz  ist  es,  wenn  man  seit  etwa  fünfzehn  Jahren  immer 
häufiger  von  „Groß- Berlin"  spricht.  Man  braucht  diesen  Zusatz,  um  etwas 
zu  bezeichnen,  das  zwar  tatsächlich  besteht,  das  aber  sonst  von  Gesetz  und 
Rechts  we^en  nicht  durch  eine  Namengebung  anerkannt  ist,  nftmlich  die 
soziale  Einheit,  die  Berlin  und  seine  Vororte  bilden. 

Der  anßerordentliehe  Aniseliwung,  den  die  deatachen  StAdte  m  den 
leisten  vienig  Jahren  genommen  haben,  de^  nnr  noch  In  Amerika  Analogien 
findet,  ist  bekannt.  Am  1.  Dozombcr  1871  zfihHe  man  im  deutschen  Reich 
acht  Städte  mit  mehr  als  100  000  Einwohnern,  in  denen  4,79  %  der  Bevöl- 
kerung des  Reichs  wohnten.  Am  1.  Dezember  1905  gab  es  bereits  41  solcher 
Groüstädte,  und  in  ihnen  hatten  18,98  %  der  stetig  sich  mehrenden  Reichs- 
bevölkerung  ihre  Wohnungen. 

Die  Entwicklung  der  Industrie,  die  Ausdehnimg  des  Handels,  die  im 
allgemeinen  den  Zug  der  LandbevOlkerong  nach  den  Städten  hewirkte, 
hatte  naturgemäß  vor  allem  ein  Anwachsen  der  größeren  Städte  zur  Folge, 
und  man  müßte  eigentlich  erwarten,  daß  des  Reiches  Hauptstadt  ständig 
den  allergrößten  Bevölkerungzuwachs  zeigt;  denn  in  ihr  sind  ja  am  vorztig- 
lichsten  alle  Bedingungen  erfüllt,  die  das  Zusammentreffen  der  Einwohner 
an  den  Brennpunkten  des  industriellen  und  gewerblichen  Lebens  herbei- 
fohren.  Und  doch  hat  Bolins  Bevölkerung  im  letiten  Volkssthlungiustrum 
nur  um  8,01  %  sich  vermehrt;  BerUn  steht  da  erst  an  39.  Stelle  unter  den 
deutschen  Städten,  deren  Führung  hier  Rixdorf  mit  65,76  %  und  Schöne- 
berg  mit  46,89  %  Volkszunahme  haben.  Was  ist  denn  Rixdorf  und  Schöne- 
berg? Namen,  die  im  Auslande  fast  unbekannt  sind.  Das  sind  heute 
Städte  von  mehr  als  150  000  Einwohnern,  Vororte  von  Berlin,  mit  ihm  äußer- 
lieh  ununterscheidbar  verwachsen.  Du  gehst  Ober  einen  Hall  oder  Ton 
einer  Straßenseite  Aber  den  Fahrdamm  nach  der  anderen,  von  einem  Haus 
in  das  unmittelbar  benachbarte,  und  du  bist  unbewußt  von  Berlin  nach 
Schöneberg  oder  Rixdorf  gewandert.  Kein  Unterschied  im  Aussehen  der 
Straßen  und  der  Häuser  macht  dir's  kennthch,  und  nur  ein  Eingeweihter 
kann  dir  zuweilen  an  kleinen  Abweichungen  in  der  Form  der  Straßennamen- 
schilder zeigen,  wo  ungefähr  der  Machtbereich  des  Berliner  Oberbürger- 
meisten  sn  Enide  ist. 

Und  solcher  Vororle  rings  um  Berlin,  mit  ihm  und  untereinander  dicht 
sosammenhängend,  gibt  es  nicht  weniger  als  29,  an  ihrer  Spitze  Chariotlen- 
burg  mit  etwa  Million  Seelen.  Am  3.  Dezember  1858  zählte  man  an  den 
Stellen,  wo  heute  diese  29  Gemeinden  sich  angesiedelt  haben,  30  450  Menschen, 
1905  hatten  die  29  Orte  953  300  Einwohner.  Das  eigenthche  Berlin  da- 
gegen hat  sich  in  der  gleichen  Zeit  von  458  600  auf  2  040  150  Bürger  ver- 
mehrt. 

Warum  aber  diese  Unterscheidung  swischen  dem  eigentliohen  Beriin 

und  seinen  Vororten,  wird  man  fragen!  Um  historische  Traditionen  kann  es 

sich  doch,  wie  diese  Zahlen  lehren,  nicht  handeln I  Den  Hunderttansenden, 
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die  seit  der  GfOndung  des  Reichs  naeh  sdner  HauptotodI  strömten,  um 
AAbü  KU  finden  oder  £e  Frflchte  ihrer  Arbeit  hier  su  geniefien,  denen  konnte 

es  doch  gleichgültig  sein,  ob  das  Haus,  in  dem  sie  Wohnung  nahmen,  mr  Ge* 
meinde  Berlin  oder  zu  Wilmor-sdorf  gehörte.  Wenn  dio  Wohnung  nur  gute 
Verbindung  nach  der  Arbeitstelle  hatte,  oder,  für  den  Rentner,  den  Mann 
der  Wissenschaft,  in  einem  ruhigen,  gartenumgebenen  Viertel  lag.  Nun,  diese 
Zerstückelung  der  Wohnbevölkerung  unter  die  30  Gemeinden  ist  dadurch 
▼erunacht,  dafi  die  Regierung  aus  politiechen  Bedenken,  die  Qbrigens  nie 
deutlich  klargelegt,  geschweige  denn  hinreichend  begründet  worden  nnd, 
seit  dem  Jahre  1860  die  Gebietsfläche  der  Stadt  Berlin  nicht  nennenswert 
vergrößert  hat.  Das  63  H  Quadratkilometer  große  Weichbild  ist  zwar  auch 
heute  noch  nicht  voll  bebaut,  es  hat  noch  Raum  für  etwa  ''tOO  <  HK)  Bewohner, 
aber  seine  Konfiguration  genügte  den  Anforderungen  der  Volkszunahme 
seit  1860  nicht.  Die  neuen  Bewohner  suchten  ihrem  steigenden  Wohlstand 
weitrAumigere  Wohnungen  in  gartenumgebenen  Hftusem  und  muBten  hiersu 
die  Grense  der  Stadt  nach  Westen  hin  überschreiten.  Die  industrielle  Ent- 
wicklung andererseits  schuf  Fabrik-  und  Arbeiterviertel  im  Norden  und  im 
Ostrn  der  Stadl  und  am  Spreestrom  aufwärts.  In  dörflichen  Ansiedlungcn 
aus  alter  Zeit  schuf  da  die  Staatsregierung  künstliche  Kristallisationspunkte 
für  diese  die  bisherigen  Grenzen  sprengende  städtische  Ausdehnung  und  IteB 
so  dem  Namen  nach  selbstfindige  Gemeinwesen  entstehen»  deren  Einwohner 
jedoch  wirtschaftlich  und  sosial  mit  der  Berliner  Bevölkerung  in  dauernder 
Lebensgemdnschaft  stehen.  Freilich  die  treffliche,  großzügige,  freiheitliche 
Sf fifUeordniing  des  Freiherrn  vom  Stein,  deren  hundertjährige  Jubelfeier 
zugleich  mit  der  ihrer  Selbstverwaltung  die  preußischen  Städte  in  diesem  Jahre 
begehen,  hatte  einst  auch  die  Gnmdstücke  der  Vorstädte  ohne  weiteres  zum 
Stadtbezirk  gerechnet  und  so  es  ermdglicht,  daß  die  Gemeindeverfassung 
sich  der  wirtschaftlichen  Ausdehnung  elastisch  anpaßte.  Aber  diese  Stidte> 
Ordnung  ist  1853  revidiert  worden,  und  diese  Revision  ist,  wie  schon  die 
Entstehungzeit  ahnen  liißi,  kein  „Dokument  des  Fortschritts".  Die  oben 
erwähnte  Bestimmnn?  lihnr  die  automatische  Stadterweiterung  ist  entfernt» 
nur  innerhalb  des  ihr  einmal  zugewiesenen  Bezirks  darf  eine  Stadt  sich  ent- 
wickeln. Will  sie  sich  weiter  ausdehnen,  so  bedarf  sie  der  Zustimmung  der 
Staatsregierung,  und  die  antwortet  auf  die  Ausdehnungwünsche  Bwlins 
seit  mehr  als  einem  Jahrsehnt  mit  Nein.  Die  Amtsseit  des  Ministers  Herr- 
furth  mit  einer  trwiren,  einer  Eingemeindung  geneigten  Auffassung,  anfangs 
der  neunziger  .Inhro.  ist  leider  verstrichen,  ehe  Stadt  und  Minister  sich  über 
den  Umfang  der  Eingemeindung  t^eeiniirt  hatten. 

Daß  diese  willkürliche  Zerreißung  der  tatsächlich  zusammenhängenden 
Bevölkerung  durch  die  auf  die  jetzige  Ent\s'icklung  nicht  zugesohnittenen 
Gemeindegrensen  für  die  Verwaltung  der  beteiligten  Gemeindea  und^  ffir 
ihre  Bewohner  schwerwiegende  Nachteile  hat,  liegt  auf  der  Hand.  In  vielen 
Ffillen  merkt  der  Bewohner  Groß- Berlins  plötzlich,  daß  er  in  eine  andere 
Gemeinde  yoT7.o^(^n  ist ;  d^r  Steuerbote  bringt  einen  veränderten  Steuerzetlel, 
die  Umschulung  der  Kinder  macht  Schwierigkeiten,  weil  die  Schulsysteme 
in  den  einzelnen  Gemeinden  nicht  übereinstimmen,  oder  er  erfährt,  wie 
in  diesen  Tagen  häufig  geschehen,  daß  er  sein  preußisches  Wahlrecht  nicht 
ausüben  kann,  weil  er  vor  weniger  als  sechs  Monaten  in  eine  neue  Ge- 
meinde verz  ^'«Mi  ist.  Den  beteiligten  Gemeinden  tmtsteht  durch  das 
oft  unbewußte  Hin-  und  Herziehen  der  Einwohner  eine  Menge  Schreih- 
arbeit  im  Steuer-  und  im  Armenwesen;  in  beiden  Zweigen  [X^/^^^^^Qg[e 
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seigeA  ftieli  aueh  am  ehesten  die  finansieUen  Nachteile  der  Zerepltttemug. 
Die  Steuerkraft  der  Einwohner  ist  eine  ganz  verschiedene,  der  Durchschnitt 

der  Staatseinkommensteuer  steigt  von  3  M.  auf  den  Kopf  der  T^f  volkerung 
in  einip:cn  östlich»'n  Vorfirton  bis  auf  13  M.  in  Berlin,  16  M.  in  Schöneberg, 
26  M.  in  Charloltenburg  und  135  M.  in  Grunewald.  Im  umgekehrten  Ver- 
hältnis stehen  bekanntlich  die  Anforderungen,  die  an  die  Gemeinde  auf  den 
Gebieten  der  Armen-  und  Krankenpflege  und  des  Schulwesens  gestellt  werden, 
und  eine  Ausgleichung  unter  den  tatsftohüch  zusammengehörigen,  nchtlich 
getrennten  Geioieinden  ist  nicht  möglich.  Einrichtungen,  die  am  billigsten 
und  zweckmäßigsten  gemeinschaftlich  für  einheitliche  Gebiete  getroffen  werden 
könnten.  Licht-  und  Wasserwerke  und  Entwfisserunganlagen,  können  niiht 
nach  der  geographischen  Lage,  nach  den  Wasserschöpfstellen,  nach  den 
natürlichen  Wasserscheiden  verteilt  werden,  sondern  müssen  ihre  Versorgung- 
gebiete nach  den  willkttrllchen  Gemeindegrenzen  einrichten.  Das  eigent- 
liche Berlin,  das  nach  seiner  Lage  mit  diesen  Anlagen  vielfach  weit  aus  seinen 
eigenen  engen  Grenzen  hinausgehen  muß,  hat  sich  den  Anordnungen  einer 
anderen,  nicht  immer  großdenkenden,  nicht  immer  freundnar hl n i  iichen  Ge- 
meinde zu  fügen,  ha!  ihr  Steuern  zu  zahlen  und  muß  mit  einei  groüen  Anzahl 
von  Gemeinden  in  scliwierige  und  oft  kostspielige  Verhandlungen  treten,  um 
die  erforderlichen  Leitungen  durch  deren  Straßen  bis  an  sein  eigenes  Stadt- 
gebiet  fahren  zu  können. 

Vor  allem  aber  verhindert  der  Mangel  einer  einheitlichen  Venvaltun^ 
Organisation  für  Groß-Berlin  die  Erfüllung  einer  der  wichtigsten  Aufgaben 
großzügiger  Verwaltung  eines  so  mächtig  aufstrt'}>enden  Gemeinwesens,  die 
Festlegung  eines  Grundplancs  für  die  Bebauung,  eine  gesunde  Bebauung- 
poUtik.  Em  ungeordnetes  Gemisch  von  Häusern,  Straßen  und  Plätzen,  von 
Städten,  Städtchen  und  Dörfern  droht  Groit-Bwlin  zu  werden  mit  einer 
sozial  und  hygienisch  wenig  wünschenswerten  Zusammendrftngung  der  Ar- 
beiterbevölkerung in  überfüllten  Mietskasernen  mit  Hinterhäusern  in  den 
Gemeinden  fh^<5  Ostens  und  woif räumiger,  landhausmäßiger  Behrnrnng.  nur 
für  die  Wohlhabenderen  erreichbar,  im  Westen.  Auf  diesen  Schaden  hatte 
der  Berliner  Oberbürgermeister  Kirschner  in  seinem  Bericht  an  den  Minister 
des  Innern  vom  3.  September  1906  eindringlich  hingewiesen.  Etwa  gleich- 
zeitig hatten  zwei  private  Organisationen,  der  Architekten^Verein  zu  Berlin 
und  die  Vereinigung  Berliner  Ai-chitekten,  Leitsätze  zur  Erlangung  eines 
Grundplanes  für  die  städtebauUche  Entwicklung  von  Groß-Berlin  aufge- 
stellt und  unter  dem  Vorsitz  des  G«'heirn<^n  Raurats  March  aus  den  ei'sten 
Berliner  Autoritäten  des  Städtebaues  einen  Ausschuß  ,,Groß-üerlin*'  gebildet, 
der  seine  Anregungen  in  einer  trefflichen  kleinen  Schrift  unter  dem  Titel 
„Groß-Berlin**  vor  etwa  Jahresfrist  erscheinen  ließ.  Zum  Ziel  nahmen  sich 
diese  Anregungen  die  Aufstellung  eines  Grandplanes  für  die  Bebauung  eines 
G^ietes  mit  einem  Halbmesser  von  etwa  25  km.  Der  Grundplan  soll  in  den 
bereits  bebauten  Teilen  Berlins  und  seiner  Vororte  die  noch  möglichen  Ver- 
besserungen vorschlagen  und  auf  dem  noch  unbebauten  Gelände  die  An- 
siedelung in  großen  Zügen  regeln.  Ein  Netz  von  Hauptverkehrsstraßen, 
von  Sehnellbahnen  und  Wasserwegen  soll  festgelegt,  ausgedehnte  Wald-  und 
Wiesefiilächen  sollen  freigehalten  werden,  I^rkstrafien  und  Promenaden, 
Sport«  und  Spielplätze  und  Plätze  für  öffentliche  Bauten  sollen  in  die  Bau* 
massen  eingefügt,  ein  auch  im  sozialen  Sinne  befriedigender  Wohnungsbau 
soll  ermöglicht  und  unter  Bea'  htnng  d^r  techni'sclien  gesundheitlichen  und, 

wirischaftUchen  Ansprüche  des  modernen  Städtebaus  die  künstlerische  Einheit        ^  . 
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einer  mächtigen  Großstadt  vorbereitet  werden.  Mit  diesen  Anregungen  wandte 
sich  der  AroUtektenatnachufi  nicht  nur  an  die  Bürger  Groß- Berlins,  sondern 
vor  allem  an  die  berufenen-  Vertretungen  der  Gemeinden,  damit  sie  die  Mitid 
fflr  das  Preisausschreiben,  aus  dem  jener  Grundplan  hervorgehen  sollte, 
bewilligten.  Dor  Rprliner  Magistrat  hat  der  Anregung  wilW^:  Trohör  geschenkt, 
hat  im  Verein  mit  dem  Ausschuß  der  Architekten  und  Vertretern  der  Vorort- 
gemeinden  die  Grundzüge  für  das  Preisausschreiben  fertiggestellt,  und  im 
Mfirt  di«NS  Jahres  haben  auf  sdnan  Antrag  auch  die  Stadtverordneten  von 
Berlin  die  Hfilfte  der  Kosten  fflr  die  Vorbeiätung  und  die  DurohfOhrnng  des 
Preisausschreibens,  die  im  ganzen  auf  165  000  M.  veranschlagt  sind,  bewilligt; 
die  andere  Iliilfte  wird  von  den  anderen  botoiliglen  Gemeinden  und  Kreisen 
aufgebracht  werden.  So  ist  denn  in  nächster  Zeit  schon  die  Ausschreib u nie 
zu  erwarten.  Je  glänaender  und  überzeugender  die  Aufgabe  von  den  Bewer- 
bern gelöst  werden  wrd,  um  so  wahrscheinlicher  wird  dann  die  Durchführung 
sein,  deren  Seh^erigkeiten  bei  den  weitreichenden  finanziellen  Folgen  der 
Regelung  und  der  VielkOpfigkeit  der  Beteiligten  man  sieb  nicht  verhehlen 
mag.  Wird  es  möglich  sein,  alle  Gemeinden  gleichmäßig  für  dieses  Ziel  zu 
begeistern  und  zur  Hergah'^  <lcr  dann  erst  erforderlichen  großen  Geldmittel 
zu  veranlassen?  Vom  Erg*  In  s  des  Wettbewerbs  wird  es  abhängen,  ob  die 
Vielheit  der  Gemeinden  für  die  Durchführung  des  großen  Gedankens  zur 
Ehiheit  zusammengeschweißt  werden  kann. 

Dafl  eine  sok>he  Vereinigung  der  Groß-Berliner  Gememden  unter  finan- 
ziellen Opfern  zu  einem  großen  Ziele  wohl  erreicht  werden  kann,  zeigt  eben 
erst  fin  anderer,  nicht  weniger  bcdpniung^'oller  Vorgang,  die  Vorbereitungen 
zur  Gründung  des  Verkehrsvprb;tndes  Groß-Berhn. 

Die  ganze  bauliche  Entwicklung,  insbesondere  die  immer  mehr  fort- 
schreitende Trennung  der  GeschAfts»  und  der  Wohnviertel  in  dem  so  volk- 
reiehen  Organismus  Groß-Berlin  erfordert  vor  allem  ein  ausgebildetes  System 
von  Verkehrsmitteln  für  den  Nahverkehr  der  Menschen.  Von  wesentlicher  Be- 
deutung sind  hiereinmal  die  von  der  Staatseisenbahnverwaltung  verwalteten 
drei  Eiscnhohnlinipn,  die  im  Jahrr»  1872  hergestellte  Ringbahn,  dip  1W2  für  die 
Verbindung  des  Osl<  ns  mit  dem  Westen  eröffnete  Stadtbahn  umi  di(^  1^91  er- 
öflnete  neue  WannseeL  ahn  für  die  westhchen  Vororte.  Die  Stadt-  und  Hingbabn 
beförderte  im  Jahre  1905  rund  124  Millionen  Menschan.  34  Millionen  PaiBOiien 
beförderte  im  selben  Jahre  die  Hoch*  und  Untergrundbahn,  die  Qiarlolten- 
bürg  mit  dem  Potsdamer  Platz  und  dem  Ost^  verbindet  und  in  diesem  Jahre 
auch  bis  zum  Spittelmarkt  fortgeführt  sein  wird,  Iii  Millionen  Fabrsräsle 
benutzten  die  OmnibusHnien.  Mehr  aber  als  alle  diese  Verkehrsmittel  zu- 
sammen beförderten  die  elektrischen  Straßenbahnen.  Auf  dem  engmaschigen 
Nets  ihrer  91  Linien,  deren  GleisUnge  750  km  hetrftgt,  die  in  gerader  Linie 
bis  zur  russischen  Grenze  hei  Eydtkuhnen,  im  Westen  bis  nach  Namur  reioban 
würden,  wurden  419V4  Millionen  Personen  befiirdert,  davon  allein  350  H  Millio- 
nen von  (Ion  TJnien  der  Großen  Berliner  Straßenbalm  und  weitere  46Millionfin 
von  drei  mit  ihr  vertrusteten  Gesellschaften. 

Die  Zahl  der  beförderten  Personen,  die  im  letzten  Jahrzehnt  um  119,9% 
zugenommen  hat,  zeigt  die  außerordentliche  Wichtigkeit  des  Straßenbahn- 
verkehrs fflr  Grofi*Berlin,  durch  dessen  exakten,  billigen  Betrieb  seine  bau- 
liche Entwicklung  unzweifelhaft  erheblich  gefördert  worden  ist.  0iese  ZaUaa 
lehren  aber  auch,  daß  für  eine  einheitliche,  weitschauende  B^iedelung* 
politik  Groß-Rerlins  ein  mo  ligebender  Einfluß  auf  di^se  Verkehrsunternehmen 
uneriüßliche  Vorbedingung  ibi.  Um  sich  diesen  SinÜuü  in  Zukunft  zu  siphern. 
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hat  Berlin,  als  es  im  Jahre  1897  die  ZuBtimmung  für  die  Benntsung  sdner 

Straßen  durch  die  elektrisch  auszubauenden  Linien  der  Aktiengesdhohaft 
Großf»  Horlinf^r  Sfra  ßr  [  I  rihn  bis  Eii<ip  1919  erteilte,  sich  fiir  dio?on  Zeit- 
punkt bedungen,  daü  der  Bahnkörper  nebst  Zubehör  und  die  l'atente  unent- 
geltlich in  das  Eigentum  der  Stadt  übergehen  sollen.  Zugleich  hat  die  Stadt 
▼on  der  gesetzUch  und  tatsAchüch  begründeten  Erwägung  ausgehend,  daß 
die  Sirafienbahnlinien  in  Gioß-Berlin  ein  einheitliches  Verkehreimtemehmen 
aind,  die  an  der  Berliner  Weichhildgrenze  nicht  etwa  ihr  Ende  finden  dürfen, 
die  gleichen  Rechte  zugunsten  der  andern  an  der  Hergabe  der  Wege  für 
die  Straßenhahn  beteiligten  namentlich  der  Vorortgemeinden,  ausbedungen, 
die  selbst  von  der  Straßenbahn  allzu  abhängig  waren,  um  diese  Vorteile  zu 
erreichen.  Heriin  machte  auch  alsbald  den  \  orortgemeinden  von  diesen  zu 
ihren  Gunsten  vereinbarten  Bestimmungen  Mitteilung  und  forderte  sie  tum 
Beitritt  auf.  Aber  nur  Charlottenburg,  SchOnebergund  Wilmandorf  erklfirten 
diesen  Beitritt.  Die  anderen  beteiligten  Vorortgemeinden  erteilten  auf  Drängen 
der  StraßfTthalin,  um  nur  die  für  ihre  Ent^sicklunL'  wichtigen  Strnßpnhahn- 
verbindungen  und  sonstipf*  kleine  Vorteile  zu  erhalten,  ihre  Zustimmung  für 
eine  weit  längere  Dauer  und  zum  Teil  ohne  Erwähnung  oder  unter  Ver- 
seht auf  ein  Erwerbsrecht* 

Da  trat  im  Herbst  1905  die  Groite  Berliner  Straßenbahn  an  alle  he* 
teihgten  Gemeinden  mit  dem  ihr  angeblich  aus  dem  preußischen  Eisenbahn- 
ministerium  nahegelegten  Plane  heran,  die  Bahngleise  der  Leipziger  Straße 
in  einen  Tunnel  zu  legen.  Sie  erklärto  llorlin  und  den  Vorortgemeinden, 
daß  sie  dieso  mindestens  in  ihrem  wirtschaftlichen  Erfolge  zweifelhaften, 
kosispieligea  Projekte  nur  unter  Gewährung  einer  neuen  neunzigjährigen 
Koniession  und  unter  Tariferhöhungen  würde  durchführen  können.  Nun 
wurde  es  mit  einem  Male  auch  den  vorher  abseits  gebliebenen  Gemeinden 
klar,  daß  sie  der  Straflenbahngesellsohaft  die  fernere  Anwendung  des  Grund- 
satzps  Divide  et  impera  unmöglich  machen  müßtm,  daß  es  kurzsichtig 
wäre,  für  augenblickliche  kleine  eigene  Vorteile  die  eigene  Zukunft  und  das 
Interesse  der  Nachbargemeindeu  zu  gefährden.  Der  Rixdorfer  Magistrat 
gab  die  Anregung,  der  Berliner  berief  die  Vertreter  der  beteihgten  Gemeinden 
fosammen,  und  sie  betrauten  dnmütig  einen  Ausschuß  mit  dem  Auftrage, 
die  vortragsmäßige  Grundlage  für  eine  gemeinschaftliche  Organisation  su 
schaffen,  die  die  Interessen  aller,  auch  der  kleinsten  Gemeinde  Groß- Berlins 
gegenüber  der  Straßenbahngesellschaft  wahrnehmen  und  eine  einheitliche 
^oüzügige  Verkeil i'spolitik  vertreten  soll.  Der  von  deni  Ausschuß  ausge- 
arbeitete Entwurf  will  eine  neue,  rechtsfähige  VerbandspersöniiclikLil,  ge- 
bildet aus  dem  Zusammenschluß  der  einielnen  an  den  Betrieben  des  großen 
StraBeobahntrusts  beteiligten  Gemeinden,  ins  Leben  rufen.  Nur  durah  die 
Einsieht  in  die  dadurch  gebotenen  Vorteile,  völlig  freiwillig  ohne  staat- 
hohen  Zwang,  anders  wie  etwa  bei  einem  gesetzlich  zu  schaffenden  Zweck- 
verband, sollen  die  Gemeinden  zu  dem  Beitritt  in  diesen  Verein  bewogen 
werden.  Diesem  Verein  haben  dann  die  beitretenden  Gemeinden  ihre  Er 
werbe-  und  Übemahmerechte  gegentiber  dem  großen  Straßenbahntmst  su 
Ubertragen»  er  wird  ihre  Interessen  gegenüber  den  Gesellsehaften  wahren 
und  g^dtenenlaDs  nach  Ausübung  der  Übemahmerechte  als  Betriebs- 
Unternehmer  fClr  das  ganze  Verkehrsgebiet  von  Groß-Berlin  erscheinen,  durch 
Anleihen,  die  von  den  beteiligten  Gemeinden  garantiert  werden,  sich  die  er- 
forderlichen Mittel  schallen  und  den  Reingewinn  nach  dem  Verhältnis  des 

Bnittoerfa^ges,  den  die  Linien  in  den  einzelnen  Gemeindebezirken  auf- 
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bringen,  atif  die  Gemeinden  verteilen.  Jedes  Veri>and8mitglied  kann  den 
Ausban  neuer  Strecken  fordern,  wenn  es  die  DeoIniDg  ihrer  Kosten  garau' 
tiert.  Eingehend  ist  auch  das  Verhältnis  der  Stimmenzahl  in  den  Verbands- 

organon,  der  Verbanrlsvfr^nmmlung  (Generalversammlung)  und  dem  Aus- 
schuß (Aufsichtsrat)  geregelt,  dte  Verb  an  dsversammiung  wählt  den  Vorstand, 
der  die  laufende  Geschäftsführung  besorgt. 

Wird  dieser  freiwillige  ZusammenschlnS  snstande  kommen,  werden  alle 
Gemeinden  weitdehtig  genug  sein,  die  dauernden  Vorteile  dieses  Vorgehens 
für  ihre  künftige  Ent^cklung  su  erkennen?  Nachdem  eben  die  Berliner 
Stadtverordnptpn%''orsammlung  nach  viermonatiger  eingehender  Ausschuß- 
beratung mit  S'2  liegen  9  Stimmen  den  l^oitritt  beschlossen  hat,  ist  das  wahr- 
scheinlich gewurden;  denn  Berlin  bringt  der  gemeinsamen  Sache  die  größten 
Opfer.  Ihm  wäre  es  möglich  gewesen,  über  den  Kopf  der  andern  beteiligten 
Gemeinden  hinweg  mit  den  StraBenbahngesellschaften-  sich  su  einigen  und 
dann  nicht  nur  große  Gewinne  zu  erzielen,  sondern  auch  über  die  Verkehrs- 
verbindungen  der  Vororte  und  damit  über  ihre  künftige  Entwicklung  zu  be- 
stimmen. Es  hat  den  gerechteren  Weg  dor  nachbarlichen  Rfir^ksicht  gewählt. 
Es  bej^ügt  sich  mit  einem  Drittel  der  Stimmen  in  der  Verbandsvei'sammlung 
und  bringt  vor  allem  die  ihm  vertraglich  gewährten  Rechte  gegenüber  der 
Straßenbalm  ohne  Entgelt  als  Morgengabe  dem  Verbände  dar;  der  Wert 
des  1919  auf  Berlin  übergehenden  Bahnkörpers  im  Berliner  Weichbilde 
beträgt  allein  etwa  36  Millionen  Mark!  Es  bringt  diese  Opfer,  vn*  *  s  der 
Berichterstatter  Stadtverordnete  Dr.  Levy  am  Schlüsse  seines  trefflichen 
Referats  ausc^pdnirkt  hat,  „zur  Ermöglichung  ojnor  gesunden  und  weit- 
herzigen Verkehrspüiitik,  zur  Besserung  der  Beziehungen  zwischen  Berlin 
und  den  Vororten  und  zur  Erhöhung  des  Gemeingefühls  von  Groß- Berlin, 
endlieh  sur  notwendigen  Kräftigung  der  Selbstverwaltung  gegenüber  den 
Staatsbehörden".  Es  ist  su  hoffen,  daß  die  anderen  beteiligten  Gemeinden, 
deren  Opfer  geringer,  deren  Vorteile  größer  sind,  nun  dem  Beispiel  Berlins 
folrren  und  daß  hier  für  ein  wirksames  einheitliches  Vorgehen  von  Groß- 
Berlin  auf  einem  wichtigen  Verwaltunggebiete  Mittel  und  Wege  geschaffen 
sind. 

Daß  aber  nach  diesem  Vorgange  auch  die  weiteren  Aufgaben  Groß* 
Berlins  Ton  solchen  einseinen  Verbinden  werden  gelöst  werden  können, 

wie  viele  wünschen,  ist  nicht  ansunehmen. 

Eine  solche  Zerstückelung  der  Gemeindeaufgaben  würde,  ganz  abgesehen 
von  der  Schwerfälligkeit,  mit  der  dann  Entschlüsse  gefaßt  und  durchgeführt 
werden  würden,  vor  allem  die  unmittelbare  Durchführung  der  Gemeinde- 
aufgaben durch  die  Bürgerschaft  unmöglich  machen.  „Den  Burgern  eine 
tätige  Einwirkung  auf  die  Vel-waltung  des  Gemeinwesens  beisulegen  und 
durch  diese  Teilnahme  Gemeinsinn  zu  erregen  und  zu  erhalten**,  ist  aber 
nach  den  Worten  des  Freiherrn  vom  Stein  Grundlage  und  Ziel  der  städtischen 
Selb8tven\'altung.  Nur  eine  einheitliche,  alle  Aufgaben  umfassende  Selbst- 
verwaltungorganisation für  Groß- Berlin  wiid  dieses  Ziel  erreichen  können. 
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DR.  RICK.  HENNIG,  WESTEND:  FORTSCHRITTE 

UND    AUSSICHTEN    DER  NEUESTEN  POLAR- 
FORSCHUNG. 

EITDEM  im  Jalire  1553  die  erste  eigentfiehe  Polarexpedition  der^ 
lEnglinder  Gbancellor,  Diirforih  und  M^oughby  hinauaiog,  um 
den  Venueh  su  machon,  nördlich  von  Europa  und  Asien  einea 

l  Wasser^'cg  nach  Ostasien,  die  sogenannte  nordöstliche  Durchfahrt, 
«u  finden,  ist  d^r  matrischp  Trieb,  in  die  Eiswüste  des  Nordens  einzudringen 
und  dem  Pol  >eui  Geheimnis  zu  entreißen,  bis  auf  unsere  Tage  nicht  mehr 
von  der  Menschheit  gewichen.  War  auch  zu  manchen  Zeiten,  so  insbesondere 
etwu  Ton  1650 — 1750,  der  Forseherdnuig,  der  kflline  Abenteurer  in  den  hdieii 
Norden  sog,  gegenüber  anderen  Zeiten  wesentlich  zurüekgedftmmt,  so  schlum- 
merte er  doch  niemals  Yollstftndig.  Zwar  die  alte  Sage  von  dem  im  hohen 
Norden  gelegen  ort  Magnetberg,  der  die  Schiffe  mit  ihrer  Bemannung  wider- 
standslos anzog  und  ins  Verderben  stürzte,  war  längst  als  ein  gegenstands- 
loses, phantastisches  M&rcben  erkannt  worden,  aber  dennoch  wirkt  der  geo- 
graphische Erdpol  seibsi,  obwohl  ihn  noch  keines  Menschen  Auge  gesehen 
hat,  wie  solch  ein  unsichtbarerMagnetberg,  und  Hekatomben  von  Menschen- 
leben sind  der  geheimntsyollen  AMiehungskrafi  des  gefihitichen  Ortes  snm 
Opfer  gefallen. 

Noch  immer  ist  das  alte  Hätsel  nicht  {»""löst:  nach  viertholb  Jahrfiundcr- 
len  unsäglicher  Anstrengungen  und  schauriger  Poiartragüdien  hat  man  den 
Pol  selbst  noch  nicht  gefunden.  Doch  hat  die  Frage  neuerdin^  auch  ihr 
wissenschaftliches  Interesse  im  wesentlichen  verloren;  mas  wan  am  Pol  finden 
wird,  wdfi  man  genau:  das  milde  Klima,  das  man  einst  Jahrhunderte  lang 
hinter  den  starren  Eismauern  des  Nordens  erhoffte,  ist  als  Utopie  erkannt 
worden:  Eis  und  Schnee  und  ein  wohl  kaum  noch  von  größeren,  unbekannten 
Inseln  erfülltes,  tiefes  Meer  —  d!»s  ist  alles,  was  man  in  der  nächsten  Um- 
gegend des  Polgebietes  antreikn  wird,  wie  man  es  an  ungezählten  anderen 
Punkten  der  Polarregion  bereits  angetroffen  hat.  Wissenschaftlich  sfaid  YOn 
der  endlichen  Eroberung  des  Nordpols  keine  Probleme  mehr  zu  erhoffen  — 
außer  den  rein-geographischen;  der  VVettkampf  um  die  Erreichung  des  Nord- 
pols ist  heul  eigentlich  nur  noch  als  Sport  zu  betrachten,  und  dennoch  wird 
die  Menschheit  sicherlich  nicht  Rast  geben,  bis  ein  tapfrer  Oberwinder  seinen 
Fuß  auf  das  Ende  der  Erdachse  gt'sotzt  hat. 

Allem  Anschein  nach  kann  nun  dieser  langersehnte  Zeitpunkt  nicht  mehr 
allzufem  sein.  Die  Fortschritte,  welche  die  Polforschung  in  den  letiten 
anderthalb  Jahrzehnten  gemacht  hat,  sind  so  außergewöhnlich  groß,  daß 
der  Lohn  des  heißen  Strebens  in  greifbare  Nähe  gerückt  ist.  und  daß  es  nur 
noch  »^Ine  Frage  der  Zeit  ist,  wann  die  nahezu  reiff^  Frucht  gepflückt  werden 
kann.  Schon  äußerlich  ist  das  rasche  Vordringen  nordwärts  erktninbar  an 
den  einander  rasch  ablösenden  Zahlen  der  höchsten,  je  erreichten  Nordbreiten. 

Seitdem  der  kOhne  Hollinder  Barents  im  Jahre  1596  sum  ersten  Male 
Uber  den  80.  Breitengrad  hinausdrang,  dauerte  es  mehr  als  200  Jahre,  bis 
die  Menschen  drei  weitere  Gradbreiten  erobert  hatten:  der  Walfischfänger 
Scoresby  der  Jüngere  war  der  erste,  der  im  Jahre  1822  den  83.  Grad  nach- 
weislich erreicht  hat.  Die  von  Forschunf?sreisenden  erreichte  nördlichste  Breite 
blieb  bis  in  die  neuere  Zeit  hinein  sogai  nur  82"  45'  (Parry  am  23.  Juli  1827 
nördlich  von  Spitzbergen).  Erst  nahezu  50  Jahre  später  drang  der  Amerikaner 
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Markham  am  12.  Mai  1876  ixu  Norden  von  Grönland  bis  zu  83*  20'  vor,  und 
6  Jabre  sp&ter,  am  13.  Mai  1882  überbot  sein  Landsmann  Lockwood  in  dan> 
selban  Graden  diesen  Rekord  nocb  um  4  Minuten  geographischer  Breite. 
In  nahem  drei  Jahrhunderten  hatte  man  also  der  nordisohen  EiswQste  nur 

wenig  mehr  als  drei  Breitengrade  an  Terrain  abgewonnen,  und  »Tif^hr  als 
6V»  weitere  Breitengrade  trennten  noch  den  nördlichsten  erreichten  Punkt 
vom  Pol!  —  Nun  aber  sind  in  noch  nicht  1  %  Jahrzehnten  die  Forlschritte 
gegen  Norden  bedeutender  gewesen,  als  in  den  gansen  voraufgegangenen 
drd  Jahrhunderten.  Nansen  war  der  groOe  Pfadfinder,  der  der  NoMpol- 
forschung neue  Wege  wies  und  der  die  letzte,  voraussichtUch  zur  schliefiliohen 
Eroberung  des  Poles  führende  Epoche  einleitete.  Am  7.  April  1895  stand 
er  mit  seinem  Begleiter  Johansen  auf  86"  1  V  im  Norden  von  Franz- Josephs- 
Land,  mußte  sich  aber  alsdaiin  zur  Umk«:lir  entschließen;  noch  weiter  nacb 
Norden  gelangte  die  Expedition  des  Herzogs  der  iU)i-azzen,  von  der  einige 
Teilnehmer,  uiiter  Ftthrung  des  Kapitäns  Gagni,  gleichfalls  nördlich  von 
Franz- Josephs-Land,  etwas  westlicher  als  Nansen,  am  14.  April  1900  bi» 
zu  86*  33'  gelangten.  Das  neue  Jahrhundert  hat  jedoch  auch  diesen  statt-' 
liehen  Erfolg  sohon  wieder  überflügelt:  der  unermüdliche  Amerikaner  Peary, 
von  dem  noch  Muirf  limder  die  Rede  sein  wird,  erzwang  auf  seiner  letzten 
Expedition  im  Marz  1906  einen  Vorstoß  bis  zu  87»  6'.  Lockwoods  Rekord 
von  1882,  der  noch  bis  1894  bestand,  ist  abo  jetzt,  nur  ein  Vierteljabrhundert 
spftter,  bereits  um  volle  3^  42'  und  nicht  weniger  als  viermal  (denn  Peary 
war  auch  am  21.  April  1902  bis  84°  17'  gelangt)  geschlagen  worden. 

Die  nachstehende  Tabelle,  welche  (He  Fortschritte  der  Menschen  gegen 
Norden  seit  dem  Beginn  des  großen  Entdeckungszeitaltera  veranschaulicbt, 
dürfte  in  mancher  Hinsicht  Interesse  verdienen: 


Jahr 

Name 

Landsmann 

NördUchster 

Gegend 

besw.  Datum  desBxpedltionsleiters 

erreiehter  Punkt 

1558 

Cbancellor,  Durfourth 

Engländer 

ca.  71«  10' 

Nordeuropa 

und  Willoughby 

1587 

Davis 

»» 

72»  20' 

Baffins-Bai 

1594 

Bareatä 

Holländer 

77»  55' 

Nowaja-Semlja 

1596 

>t 

»t 

80«  11' 

Spitzbergen*) 

1007 

Hudson 

En^&ndsr 

80«  28' 

OetgrOnland 

1778 

Phipps 

t> 

8(K  48' 

Spitsbeigen 

1806 

Scoresby  d.  Alt 

** 

81'  30' 

Ostgrönland 

1817 

„      „  Jflng* 

•t 

etwa  82« 

tt 

1822 

„  83» 

«• 

1834 

Oraah 

Dane 

Über  83« 

IS.  Mai  1876 

Markham 

Amerikaner 

88«  20' 

Nordgrönland 

18.  Mai  1882 

Lockwood 

tt 

88*24' 

«t 

7.  April  1895 

NaDseo 

Norweger 

86*  14' 

Frans-Josephs- 

Land 

14.  April  1900 

Cagni 

Italiener 

86*  33' 

Franz-Josephs« 

Land 

März  1906 

Peaiy 

Amerikaner 

87»  6' 

Nordgrönlaad. 

Entsprechend  diesen  rein  sahlenmäßigen  Fortschritten  der  neuesten  Zeit 
beim  Vordringen  in  die  arktischen  Regionen  sind  die  allgemein  wissenschaft- 


*)  Spitzbergen  (südlichster  Punkt  76«  30')  war  Jedoch  bereits  1194  von  Nor- 
wegern entdeckt  worden.  ^  . 
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liefaeo'*  Erfolge  und  insbesondere  die  erdkundlichen  Nansens.  Expedition 
lehrte,  daJi  die  nOrdliebe  Polarkuppe  der  Erde  —  wahrBcheinlicli  im  G^naati 
snr  efidliehen  —  überall  von  einem  oonlich  tiefen  Meere  bedeckt  ist,  aus 
dem  nur  wenige  Inseln  und  als  einzige  größere  Landrnasse  Grönland  heraus« 
ragen.  Nansens  treuer  Begleiter  Svcrdrup  vollendete  die  I,f>sun{^  dieser  rein 
geographischen  Frage,  indem  er  wenige  Jahre  nach  Nani^ena  Expedition  den 
Nachweis  lieferte,  daß  die  bis  dahin  nur  teilweise  bekannte  Nordküste  Grön- 
lands sich  tatsfichlioh  nirgends  weiter  nach  Norden  ausdehnt.  Herzog  Philipp 
von  Oildans  erforschte  1905  einen  Teil  der  noch  unbekannten  OetkOste  Grön- 
lands nördUofa  von  dem  unter  77*  nördlicher  Breite  gelegenen  Kap  Bismarck, 
das  1870  von  der  c\n?\ir^n  dontsrhon  Nnrdpnlpxpedition  unter  Leitung  des 
kürzlich,  am  19.  Mai  19U8,  verstorbenen  Karl  Koldewey  entdeckt  wollen  war. 
Pearys  jOngste  Expedition  lehrte  weiterhin,  daß  im  iNorden  Grönlands  ein 
tiefes  Meer  und  eine  starke,  nach  Osten  gerichtete  Strömung  vorhanden  sei. 
Die  VerhAltnisse  im  Norden  des  amerikanischen  Kontinents,  die  auch  heute 
noch  nur  unvollkommen  bekannt  sind,  erforschten  auf  verschiedenen  Fahrten 
Peary,  Amundsen  und  Mikkelsen,  und  zwar  Peary  im  Osten,  Amundsen  in 
der  Mitte  und  Mikkelsen  im  Westen.  Das  Resultat  ist,  daß  an  don  westlichen 
Teil  der  amerikanischen  Nordkuste  sogleich  das  tiefe  Polami»  *  r,  in  Gestalt 
der  sogeuaiuiLeii  Beaufort-See,  angrenzt,  während  das  dem  ostiichea  i  eil  vor- 
gelagerte, sonderbare  Inselgewirr  sicherlich  noch  weiter  nach  Norden  reicht, 
als  man  bisher  wußte;  denn  im  Norden  des  Ton  Sverdrup  gefundenen  Axel- 
Heilierf-Landes  (hei  Grant-Land),  wohin  es  Peary  auf  seiner  letzten  Reise 
wieder  vorzudringen  gelang,  wurd«^  in  nr»rdlicher  Richtung  noch  eine  neue, 
ferne,  unbekannte  Insel  gesichtet,  der  der  Name  Crocker-Land  beigelegt  wurde. 

Während  somit  die  arktischen  Forschungen  der  letzten  Jahre  im  Norden 
von  Amerika  sehr  bedeutungsvolle  Ergebnisse  gezeitigt  haben,  haben  die 
Versuche,  das  Eismeer  im  Norden  von  Asien  su  entrAtsefai,  erheblich  weniger 
Erfolg  gehabt  ~  es  sei  denn,  daß  man  auch  Nansens  Fahrt  hierher  rechnet. 
Der  wackere  Baron  Toll,  ein  Deutschrusse,  der  sich  in  diesem  Teil  der  Erde 
sein  Arbeitsfeld  gesucht  hatte,  ist  bei  dem  VersiK^h,  das  1886  von  ihm  cr^^^ich- 
tete  Sannikow-Land  bei  den  Neusibirischen  Inseln  zu  erreichen,  nach  beendeter 
Erforschung  der  Beunett-Insel  im  November  1903  spurlos  verschollen  und 
sweifelloe  auf  der  Rflckkehr  umgekommen,  voraussichtlich  Hungers  ge- 
storben. Andere  wichtige  Entdeckungsreisen  haben  diese  Gegenden  neuer- 
dings nicht  mehr  zum  Ziel  gewählt. 

Somit  ist  der  Umfang  des  noch  unbekannten  arktischen  Gebietes,  vor 
allem  durch  Nansens  und  Pearys  Verdienst,  in  neuester  Zeit  sehr  erheblich 
eingeschränkt  worden;  aber  der  Pol  selbst  trotzt  noch  immer  allen  mensch- 
lichen Annäherungsversuchen,  denn  daß  auch  der  unglückliche  Andr^  ihn 
niehi  eireichi  hat,  der  bekanntlich  im  Ballon  am  11.  Juli  1897  von  Spits- 
bergen  auszog,  den  Pol  su  fmden,  darf  als  erwiesen  gelten:  Andree,  der  seit 
11  Jahren  Verschollene,  dürfte  nicht  einmal  über  den  83.  Breitengrad  hin- 
ausgelangt sein.  Er  trug  selbst  dio  Schuld  an  seinem  Untergang,  denn  sein 
Unternehmen  war  eine  Tollkühnheit,  um  nicht  zu  sagen,  ein  Selbstmord* 

Er  ist  bekanntlich  nicht  der  einzige  geblieben,  der  da  heilte,  im  Ballon 

die  stallenden  Eismassen  des  hahea.  Nordens  fiberfliegen  und  auf  diese  Weise 

allen  Hindemissoi  der  Schiffahrt  und  der  Schlittenreisen  aus  dem  Wege 

gehen  zu  können.  Zwei  Sommer  hindurch  haben  bereits  die  Vorbereitungen 

eines  neuen  Polar-Luftflugs  durrJi  den  Ampnkaner  Wcllman,  di  r  Andrdes 

Versuch  wiederholen  will,  eine  zu  ihrer  wahren  Bedeutung  in  keinem  A'er*  ^  ^  i 
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hiRius  stehende  Beathtimg  In  der  KuHurwdt  gefunden.  Nicht  einmal  die 
beseheidensten  Erwertungen,  die  man  an  dieses  dilettantenhaft  erdachte  und 

di]ettantenhaft  durchgeführte  Reklame- Unternehmen  zu  stellen  wagte,  sind 
erfüllt  worden,  und  Wellman  hat  seit  seinem  Fiasko  vom  2.  September  1907, 
wo  er  den  immer  verschobenen  Aufstieg  unter  dem  Druck  der  öffentlichen 
Meinung  endlieh  imtemahm,  jedoch  nur,  um  narh  \\(  niL-tni  Minuten  wieder 
auf  die  Erde  hinabzusteigen,  jeden  Anspiucli  daiauf,  ddü  man  ihn  wissen- 
schaftlich ernst  nehme,  verBchent.  Trotedem  wird  sein  BaDonflug  nun  Pol, 
wenn  er  1909  oder  (wie  es  neuerdings  heiSi)  schon  1908  wieder,  vorbereitet 
werden  wird,  sicherlich  ebenso  allgemeine  Aufmerksamkeit  finden,  wie  1906 
imd  1907,  wo  alle  Woll  von  ^^Vl!man  <;prRrh  \md  Vorschußlorbeeren  für  ihn 
einheimste,  w^fihrend  die  gleichzeitigen  l'aten  der  wirklich  bedeutenden  Polar- 
forscher Peary  und  Amundsen,  die,  ohne  viel  zu  reden,  bereits  Großes  voll- 
bracht hatten,  nur  von  einem  kleinen  Kreise  beachtet  und  gewürdigt  wurden. 

Hoffentlich  werden  nun  die  Namen  dieser  beiden  Pioniere  der  Wissensehaft 
in  den  nächsten  Jahren  Veranlassung  geben,  dafl  man  sie  in  weiteren  Kreisen 
als  bisher  nennt  und  rühmt.  Denn  sie  sind  es,  die  zurzeit  zweifellos  die  meisten 
Aussichten  haben,  dereinst  als  die  Bezwinger  des  Nordpols  gefeiert  zu  worden. 
Beide  bereiten  gegenwärtig  für  eine  nahe  Zukunft  neue  Polarexpedidrnen 
vor,  deren  ausgesprochener  Hauptzweck  die  Erreichung  des  Pols  isL,  und 
beide  arbeiten,  obwohl  sie  fOr  die  Lösung  ihrer  Aufgabe  eine  gßta  Terschtedene 
Strategie  wAhlen,  unter  ausnehmend  gflnstigen  Auspisien,  ja,  es  dOrfle  noch 
Icdne  frühere  Polarexpedition  —  auch  die  Nansensche  nicht  ausgenommen  — 
von  vornherein  mit  so  viel  Aussicht  auf  wirkliches  Gelingen  der  Polfahrt 
-angetreten  worden  sein,  wie  diese  beiden. 

Der  erste  am  Schuß  ist  Robert  Peary,  der  vielleicht  (wenn  er  nämlich 
reohtseitig  die  erforderlichen  Geldmittel  beisammen  hat)  noch  in  diesem  Jahre 
mit  seinem  bewährten  Polardampfer  „Roosevelt**  abermals  —  zum  siebenten 
Male!  —  ausfahren  wird,  den  Weg  zum  Nordpol  zu  suchen.  Der  oftbewähr- 
ten Umsicht  und  eisernen  Energie  des  jetzt  52  jährigen,  erfolgreichen  For- 
schers wird  man  aufs  herzlichste  wünschen,  daß  diesmal  ein  vollständiger 
Sieg  des  heißen  Ringens  Lohn  «^pin  möge.  Jede  der  bisherigen  Reisen  Pear>'s 
erreichte  bedeutendere  Resultate  als  die  vorangegangene  —  es  würde  die 
folgerichtige  und  yerdiente  KrOnung  dieses  tapfren  Forscberlebens  sein,  wenn 
die  Hoffnungen  des  genialen  Mannes  sieh  verwirUiehten,  und  er  tatsächlich  im 
Frühjahr  1009  oder  1910  im  Schlitten  den  Pol  erreichte.  Schon  die  letste  Reise 
1905-06  hätte  vielleicht  einen  vollen  Erfolg  bringen  können,  der  ihrer  muster- 
haften Organisation  wohl  prhiihrt  hätte,  wenn  nicht  Unwetter,  unvermutete 
Strömungen  und  vsidrige  Eisverhaitnisse  den  Angriff  auf  den  Pol  noch  einmal 
abgeschlagen  hätten.  Bereichert  um  die  Erfahrungen  seiner  letzten  Reise 
wiä  aber  nun  Peary  mit  ganx  anderen  Aussichten  auf  Erfüllung  seiner  WQnsi^ 
an  demselben  Angriffspunkt,  im  Norden  von  Grönland,  noch  einmal  seine 
ganie  Kraft  einsetzen,  und  wenn  das  Glück,  ohne  das  auch  der  genialste 
Mann  zeitlebens  ein  Stümprr  blfibt.  soinom  Unternehmen  nur  ein  wenig  hold 
ist,  so  dürfte  tatsächlich  in  wenigen  Jahren  der  .Nordpol  vom  Menschengeist 
erobert  sein! 

Treten  jedoch  abermals  unverhoffte  Schwieri^eiten  auf,  die  Pearys  An- 
griff wiederum  vereiteln,  so  hat  der  sympathische  Norweger  RoaldAmund- 
sen  die  besten  Aussiebten,  den  Pol  als  Erster  zu  erreichen.  Ame?  ikaner  und 
Norweger  waren  ja  in  den  so  bedeutungsvolhm  letzten  drei  Jahrzehnten  der 
Polarforscbung  nahezu  ausnahmslos  an  allen  diesen  Entdeckungsr^i»^  '(^ogle 
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teüigt  —  je  ein  Vertreter  beider  Nationen  kommt  nun  auch  in  den  engeren 
Wettbewerb  der  ausaicbtsreiclisten  „Pdarkendidaten". 

AmundMn  tritt  in  seines  Landsmannes  Nansen  Fußspuren  und  mmmt 

dessen  strategischen  Plan  zur  Erreichung  des  Nordpols  wieder  auf  wobei 
ihm  jedoch  gleichfalls  die  früher  gemachten  Erfahrungen  und  Fehler  als 
fördernde  Momente  zur  Seite  stehen.  Nansens  großartige,  neue  Tdop  beruhte 
darauf,  daß  er  sein  vortreffliches,  den  gefährlichen  Eispressungen  eigens  an- 
gepaßtes Schiff,  die  ,,Fram'',  absichtlich  im  Eise  einfrieren  und  durch  die 
Meeresströmungen  selbst  in  die  NSbe  des  Poles  treiben  ließ.  Veranlassung 
zu  dieser  Taktä  gaben  ihm  die  Wahrnehmungen,  die  der  bekannte  tragische 
Untergang  der  „Jeannette"  im  Gefolge  gehabt  hatte.  Die  „Jeannette"  war, 
als  im  Sommfr  1879  NordenskjöHs  weltberühmte  ,,Vega"-Expedition  von 
ihrer  in  Aussicht  genuiaineuen  nördlichen  Umseglunp  Asiens  noch  nicht  \^ieder 
in  den  Gesichtskreis  der  Kuiturweit  zurückgekehrt  war/  vom  „New  York 
Herald"  unter  De  LongB  Leitung  als  Hflfsschiff  Tim  der  Beringsstrafie  aus 
dem  vermißten  Fahrzeug  entgegengesandt  worden.  Sie  yerfehlte  die  „Vega", 
die  wohlgeborgen  in  der  Koliutsehin- Bucht,  nur  zwei  Tagereisen  von  der 
Beringsstrafie  entff^rnt,  von  Eismassen  eingef?chlossen  war  und  dort  erst  im 
August  1879  'vs'ieder  freikam,  geriet  dann  selbst  in  Bedrängnis  und  scheiterte 
schließlich  am  13.  Juni  1881  bei  den  Neusibirischen  Inseln,  worauf  die  Be- 
satzung sich  in  Booten  an  die  Sibirische  Küste  zu  retten  suchte,  was  aber 
nur  einem  Teü  von  ihnen  gelang,  wfthrend  der  Rest,  darunter  auch  der  Fflhrer, 
teils  in  den  Wogen  des  Eismeers,  teils  durch  Hunger  elend  zugrunde  ging. 
Man  fand  nun  späterhin  eine  größere  Anzahl  von  Gegenständen,  die  der  ver« 
unelücklen  ,,Jear! nette**  gehört  hatten,  an  der  Ostktiste  von  Grönland  auf. 
Oflenbar  warrn  ;^ie  durch  Stroiiiuugen  von  den  Neusibirischen  Inseln  bis 
hierher  getragen  worden,  und  alle  Umstände  deuteten  darauf  hin,  daß  die 
Drift  jener  Strömungen  ziemlich  geradenwegs  tül>er  den  Pol  hinweg  oder  doch 
in  seiner  nlchsten  Nfihe  vori»eigefOhrt  haben  mflsse. 

Diese  Wahmehmimgra  und  Erw&gungen  ließen  m  Nansen  die  Grundidee 
zu  seiner  großen  Expedition  reifen:  er  wollte  sein  Schiff  in  der  Nähe  der  Neu- 
Sii) irischen  Inseln  absichtlich  einfrieren  lassen  und  sich  alsdann  von  jener 
problematischen  Strömung  nordwärts  treiben  lassen,  deren  Ende,  der  Voraus- 
setzung nach,  jener  bekannte,  kalte  Strom  sein  mußte,  der  sich  an  der  Ost- 
kfiste  Grfinlands  entlang  von  Norden  nach  Sflden  wfilzt.  Der  Plan  war  genial 
erdacht,  aber  die  DuräfUhrung  in  vollem  Umfang  scheiterte  an  gewissen 
Hindernissen,  die  stärker  waren  als  der  menschUche  Wille.  Die  Annahme 
einer  über  die  Polarkuppe  dahinflutenden,  großen  Meeresströmung  wurde 
zwar  durch  die  Drift  der  ,,Fram"  vollauf  bestätigt  —  während  aber  die  ,,  Jean- 
nette" unter  dem  158.  Grad  östhcher  Länge  von  Greenwich  scheiterte,  gelangte 
Nansen  bei  seinem  enfänghchoi  Versuch,  im  Norden  Ton  ^irien  etwa  in 
dieselbe  Gegend  Torxudfingen,  nur  bis  sum  134.  Grad  Östlicher  Lflnge  und 
erreichte  auf  seiner  Driftfahrt  nirgend  den  140.  Längengrad.  Sein  Angriffs- 
punkt war  daher  zu  woit  ■westlich  gewählt,  und  die  eingefrorene  „Fram" 
wurde  von  der  Strömung  mcht  über  den  Pol  selbst  getragen,  sondern  erheb- 
lich zu  weit  westüch  daian  vorbei.  Der  nördhchste  Punkt,  den  die  „Fram** 
erreichte,  war  85*57'  (am  15.  November  1895),  während  Nansen  zu  Fuß, 
wie  gesagt,  noch  17  Minuten  weiter  nordwfirfs  Tordrang. 

Gerade  dieses  durch  höhere  Gewalt  herbeigeführte  teilweise  Mißlingen 
des  Nansenschen  Planes  bildete  aber  den  besten  Beweis  dafür,  daß  die  theo- 
retischen Grundlagen,  auf  denen  das  Unternehmen  sich  aufbaute,  durd^^j^^  ^  Google 


780  'dOKL'MEXTE  des  FORTSCHRITTS  JULI  1908 


richtig  waren.  Man  konnte  nunmehr  mit  einiger  Sicherheit  erwarten,  daß 

ein  weiter  ostwärts  einfrierendes  Schiff,  das  so  eistüchtig  gebaut  war,  wie 
die  „Fram",  wirklir^h  von  der  Strömurif»  an  den  Pol  getragen  oder  ihm  doch 
so  nahe  kommen  würde,  daß  ein  Schlittenvorstoß  zum  ersehnten  Ziele  führen 
werde.  Aus  diesen  Erwägungen  heraus  plant  nun  Amuridsen  sein  neues 
Unternehmen,  dessen  Verwirklichung  nahe  bevorstehen  dürfte.  Um  aber  nicht 
fthnlich,  wie  Nansen,  vom  Eise  su  frOh  und  lu  weit  westlich  eingeschlossen 
TO  werden,  will  er,  den  Spuren  der  „Jeannette''  folgend,  von  der  Berings- 
straße  her  in  die  Gegend  der  Neusibirischen  Inseln  vordringen  und  alsdann 
die  Driftfahrt  beginnen.  Man  sieht  ans  dem  Gesagten,  daß  die  Aussichten 
für  das  Gelingen  einer  solchen  Expedition,  wenn  nicht  besondere  Katastrophen 
eintreten  und  das  Schiff  so  eistüchtig  wie  die  „Fram"  ist,  als  recht  günstig 
beseiclinet  werden  mflssen.  Man  hat  daher  ein  volles  Reeht,  Aranniäen  als 
denjenigen  lu  besdchnen,  der  gegenwirtig  nftehst  Peary  die  meiste  Aosriehi 
hat,  als  Erster  den  Pol  zu  erreichen.  Doch  auch,  wenn  Amundsen  durch 
irgendwelche  noch  nnhrkanntnn  Schviieripkriten  verhindert  werden  sollte, 
seine  Hoffnungen  zu  verwirklichen,  so  darf  man  trotzdem  von  seiner  Polar- 
reise ganz  besonders  reichen  Gewinn  erlioffen,  denn  auch  wenn  er  ostwärts 
am  Pol  vorbeigetrieben  wird,  wird  seine  Fahrt  durch  vöUig  unerforschte 
Gegenden  der  Erde  fuhren.  Erstreckt  sich  doch  gerade  im  Norden  der  Beringe- 
straBe  das  unbekannte  Polargebiet  noch  so  weit  nach  Süden  hinunter,  wie 
an  keiner  anderen  Stelle,  nämlich  bis  etwa  zum  74.  Grad  Nordbreite.  Ein 
von  der  Beringsstraße  nordwärts  oder  nordwestwärts  strebendes  Schiff  hat 
daher  die  beste  Auasicht,  der  geographischen  Wissenschaft  üü^erali  neue  Pfade 
zu  erschließen. 

Peaiys  und  Amundsens  Expeditionen  sind  swellBlloa  die  bedeutungs- 
vollsten  und  aussichtsreichsten,  welche  die  nftehsten  Jahre  auf  dem  Gebiei 

der  Nordpolarforschung  bringen  werden.  Neben  ihnen  spielen  noch  ver- 
schiedene andere  Projekte,  die  aber  vorwiegend  Spezialaufgaben  verfolgen  und 
auf  die  d^halb  hier  nicht  näher  eingegangen  werden  soll.  In  jedem  Fall  ist 
zu  erwarten,  daß  die  neueste,  so  un^mein  erfolgreiche  Periode  der  Polar- 
forscbung,  die  mit  dem  Anfang  der  neunziger  Jahre  eingesetzt  hat,  nocli  nicht 
tum  Abschluß  gelangt  ist,  und  vielleicht  Ist  die  Hoffiaung  nicht  ganz  ungerecht- 
fertigt» da0  ihre  grOfite  Leistung  noch  vor  uns  liegt! 


JOHN  H.  LEDEBOER,  LONDON:  MÖGUCHKEITEN 
DER  LUFTSODFFAHRT. 


CHON  vor  30  Jahren  schrieb  Professor  James  Pettigrew  in  Vor- 
thnung  der  Zukunft:  „Jeder  Körper,  der  in  wiiioamer  Weise 
sich  durch  die  Luft  bewegen  soll,  sei  es  vermöge  seiner  Lebens* 

i-aft,  sei  es  vennflge  eines  mechanischen  Motors,  muß  schwerer 
sein  ili  ■  Luft".  Lange  schienen  diese  Worte  durch  die  Tatsachen  der 
Entwicklung  widerlegt,  erst  in  jüngster  Zeit  wird  ihre  Wahrheit  mehr  und 

mehr  anerkannt.  Es  erscheint  nunmehr  so  offenbar,  daß  ein  solcher  KOnier 
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sich  in  der  Luft  erhalten  kann,  daß  die  Un^äubigkeit,  mit  der  man  dieser 

Möglichkeit  früher  begegnete,  heute  kaum  mehr  begriffen  wird.  So  viele 
ausschweifende  und  phantastische  Behauptungen  wurden  eben  über  die 
Möglichkeiten  der  l^uftschiiTahrt  schon  gemacht,  das  Problem  bietet  sich 
in  so  hohem  Grade  dem  Bau  von  Luftschlössern  im  wörthchen  und  im  über- 
tragenen Simie  des  Wortes  dar,  d«6  die  Reaktion  dagegen,  die  oben  emr&hnte 
Skepsis,  immerhin  entschuldigt  werden  mag.  AndereraeitB  ist  die  Zeit  so 
nahe,  da  die  Luftschiffahrt  zu  den  gewöhnlichen  Transportgelefenheitai 
gehören  wird,  daß  es  von  Werl  wäre,  ihre  Möglichkeiten  klar  zu  erfasfien. 

Von  den  lenkbaren  Luftballons  will  ich  nur  wenige  Worte  sagen,  denn 
meiner  Anschauung  nach  sind  sie  so  ziemlich  an  der  Grenze  ihrer  möglichen 
Entwicklung  angelangt.  Die  praktische  Vvwendbarkeit  eines  Luftschiffes 
hingt  in  enter  Unie  Ton  seiner  Schnelligkeit  und  in  iweiter  Linie  von  seiner 
Tragfähigkeit  ab.  Es  wird  angenommen,  daß  die  Durchschnittsgeschwindig- 
keit des  Windes  in  mäßiger  Höhn  (unter  300  m)  an  ungefähr  300  Tagen  im 
Jahre  weniger  als  32  km  in  der  Stunde  beträgt,  aber  über  dieser  Höhenlapo 
blast  der  Wind  an  mindestens  300  Tagen  im  Jahre  mit  einer  höheren  Ge- 
schwindigkeit. Em  Luftschiff  müßte  daher  mindestens  eine  G^chwindigkeit 
Ton  40—^  km  pro  Stunde  entwickebi,  um  nahe  der  Erde  fahren  zu  können, 
wShrend  eine  Geschwindigkeit  von  60 — ^90  km  pro  Stunde  notwendig  wAre, 
um  zu  beträchtlicheren  Höhen  aufzusteigen;  fflrmilitftrische  Zwecke  zumindest 
müßte  ein  lenkbarer  Luftballon  im  allgemeinen  in  noch  viel  größeren  Höhen- 
lagen sich  fortbewegen  können.  Wenn  vs-ir  abi  r  di  •  Geschwindigkeiten  der 
bis  nun  konstruierten  Luftballons  betrachten,  so  finden  wir,  daß  der  Ballon 
des  Grafen  Zeppelin  ein  Maximum  von  61  km  pro  Stunde  entwickelt,  während 
die  franzfieischen  Luftschiffe  „La  Patrie**  und  „Ville  de  Paris"  niemals  eine 
größere  Geschwindigkeit  erreichen  als  40  km  pro  Stunde.  Auf  den  ersten 
Blick  würde  es  scheinen,  daß  der  erslere  Ballon  zu  praktischer  Verwendung 
gelangen  könnte.  Tatsächlich  aber  ist  für  dirpon  Ballon  eine  starre  Aluminium- 
hülle von  sü  bedeutenden  Dimensionen  eriuiderlich,  daß  da«  allzagroßc  Luft- 
schiff kaum  als  lenkbar  anzusehen  ist,  weim  ein  irgend  siurkerer  Wind  in 
Betraekt  kommt. 

Atte  bisher  konstruierten  Luftschiffe  waren  in  Geschwindigkeit  und 
Tragffihi^eit  unzulänglich.     Um  diesen  letzteren  Mangel  zu  beseitigen, 

wurden  sowohl  immer  größere  Ballons  gebaut  als  auf  h  infolgedessen  immer 
stärkere  Motoren  erfordert,  um  den  größeren  Luftwiderstand  zu  brechen; 
das  Gewicht  des  Luftschiffes  wird  damit  um  so  größer  (so  daß  wir  uns  in  einem 
fehlerhaften  Zirkel  bewegen).  Bei  all  diesen  Luftschiffen  muß  Ballast  aus- 
geworfen werden,  um  die  Höhenlage  zu  indem,  und  somit  eine  grofie  Menge 
toten  Gewichtes  mitgeführt  werden,  was  die  Aktionssphäre  des  Luft- 
schiffes notwendigerweise  beschrankt.  Auch  die  Kosten  der  Erbauung  und 
der  Gasfüllung  werden  so  bedeutend,  daß  Privatpersonen  nur  schwer  an 
sie    horanschreiten  können. 

Ganz  andere  sind  die  MögUchkeiten  der  Fiuginaschine.  Sie  ist  weit 
davon  entfernt,  an  der  Grenze  ihrer  Leistungsfähigkeit  angelangt  zu  sem, 
aie  hat  kaum  die  ersten  Stufen  der  Entwicklung  erklommen.  Sie  bleibt  in 
der  Luft,  nicht,  weil  sie  leichter,  sondern  weil  sie  schwerer  ist  ala  diese.  Eben 
hierin  liegt  ihre  Überlegenheit  dem  Ballon  gegenüber.  Fassen  wir  die  Tat- 
sachen nälier  ins  Auge,  so  Nvird  die  ansrhcinend  paradoxe  Behan|)tiHig  sofort 
verständlich.  Es  ist  klar,  daß  ein  schwerer  ivörper  im  Luftraum  durch  die 
Schwerkraft  zum  Fallen  gebracht  wird;  aber  wenn  dieser  Körper  die  Gestalt 
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einer  geneigten  Ebene  annimmt,  wird  er  in  größerem  oder  geringerem  Maße 

vom  Luftwiderstand  gehaltf^n  Nirht  Woß  wird  er  so  am  Fallen  verhindert, 
sondern  dank  der  Nei^Hii^'  semer  Flachen  verwandelt  die  umströmende 
Luft  den  Fall  in  eine  horizontale  Bewegung.  Eben  das  Gewicht  der  Flug- 
mascbine  ist  es  also,  das  in  Wahrheit  sie  vorwärts  treibt.  Ihre  Flächen  kommen 
in  BerQhnmg  mit  stets  neuen  Lnftmassen,  und  schUefiUch  hört  die  Bewegung 
nach  abwärts  auf,  und  es  geht  in  horizontalem  Fluge  weiter:  die  Schwer* 
kraft  ist  überwunden.  Dies  gilt  für  alle  Arten  von  Flugmaschinen.  An- 
gesichts dieser  klnrnn  Sachlage  mag  es  seltsam  erscheinen,  daß  durch  so 
lange  Jahre  i  ino  [iraktische  Verwirklichung  der  Theorie  unmögUch  war, 
und  die  Frage  drangt  sich  auf,  was  denn  die  Erfolge  der  letzten  Monate  be- 
dingt. 

Zur  BeantwortuBg  dies:  Zwischen  Theorie  und  Praxis  war  die  Kluft 

stets  und  jederzeit  eine  tiefe,  und  es  hat  bei  allen  neuen  Erfindungen  lange 

gewährt,  bis  sie  in  vollendeter  Form  verwirklicht  wurden.  In  unserem  Falle 
sind  alle  Umstände  ja  auch  von  außerordentlicher  Komplizifrlhpit.  Wir 
haben  es  mit  einem  leicht  sich  verflüchtigenden,  unsichtbaren  Medium  zu 
tun,  das  nur  wenig  Gewicht  besitzt,  dessen  Bewegungsgesetze  noch  fast 
unbekannt  sind.  Die  Tatsache,  dafi  der  Wind  nicht  eine  bestftndige  Luft* 
Strömung  ist,  sondern  auf  einer  Reihe  von  rasch  aufeinander  folgenden  Stöfien 
verschiedener  Stärke  beruht,  wurde  erst  vor  wenigen  Jahren  von  Langley 
aufgedeckt.  In  zweiter  Linie  wurde  der  Erfolg  der  Gegenwart  nur  möglich 
durch  die  Entwicklung  leichter  Motoren.  Wer  immer  sieh  mit  Luflschiffahrt 
beschäftigt,  ist  sich  darüber  klar,  daß  lu  last  allen  Fulieu  das  Gewicht  des 
Motors  den  Erfolg  der  Versuche  Yeraiteli  hat.  Motoren  mit  einem  Gewicht 
▼on  1 — 1 H  kg  fOr  die  Pferdestfirke»  die  sie  entwickeln,  sind  heute  leicht  er- 
hältlich, während  vor  10  Jahren  mindestens  30  kg  jeder  Pferdestärke  ent- 
sprachen. In  dieser  Beziehung  mag  die  LuftschifTahrt  sehr  wohl  die  Tochter 
der  AutoTiiobilindustrie  genannt  werden.  In  dritter  Linie  ist  in  Betracht 
zu  zieiiüii,  daii  der  Erfolg  einer  Flugmaschine  in  allerwesenthchsler  Weise 
von  der  persönlichen  GeschickUchkeit  und  Erfahrung  ihres  Führers  abhängt 
und  nur  in  allmfihlicher  Wechselwirkung  die  Erfahrung  der  Menschen  und 
die  Vervollkommnung  der  Maschinen  sich  entwickeln  können.  Nehmen 
wir  an,  daß  heute  eine  vollkommene,  nach  jeder  Richtung  ausgebildete  Flug- 
maschine irgendwo  vorhanden  wäre.  Sie  würde  für  alle  praktischen  Zwecke 
vollkommen  nutzlos  sein,  denn  niemand  wäre  imstande,  sie  zu  regicrm. 
Ein  gewöhnüches  Zweirad  ist  ein  unbrauchbares  Stück  Metall,  solange  man 
nicht  gelernt  hat,  auf  ihm  zu  fahren.  Aber  die  Kunst  xu  fliegen  ist  unver- 
gleichlich schwerer;  denn  auf  einem  Zweirad  haben  wir  blofi  das  Gleioligewicht 
nach  zwei  Seiten  zu  bewahren,  während  wir  auf  der  Flugmaschine  Gleich- 
gewicht nach  allen  Seiten  bei  der  Geschwindigkeit  eines  Expreßzuges  bewahren 
müssen.  Man  sagt,  daß  Mr.  Delagrange  nach  rineni  Fluge  von  10  km  in 
einem  Zustande  völliger  Er-sehupfung  landete,  und  Jali  bloß  diese  Erschöpfung 
ihn  an  der  Fortsetzung  seines  Fluges  verhindert  hatte.  Auch  ist  nicht  zu 
vergessen,  dafl  der  geringste  Irrtum  in  der  Steuerung  eine  sofortige  Zerstörung 
der  Maschine  im  Gefolge  haben  kann. 

Der  erste  Flug  von  Mr.  Farman  wurde  am  30.  September  des  letzten: 
Jahres  unternommen  und  erstreckte  sich  nur  auf  wenige  Meter.  Nach  einem 
halben  Jahre  bereits  gelang  es  ihm,  einen  Kreis  von  untrefähr  3  km  zu  be- 
schreiben und  das  mit  genau  der  gleichen  Maschine,  die  am  Beginn  der  Ver- 
suche ZU  einem  weiteren  Fluge  als  einige  Md«r  untaugUch  schien.  Mit  genau. 
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der  gleichen  Flugmaschine  gelang  es  ihm  nunmehr,  in  völlig  siohersr  Weiae 
den  ManöTergrond  von  IsBy-les-Moulmaiix  bei  Parie  su  umkreisen.  Die 
Srfelmmgen  von  Mr.  Dolagrange  sind  ganz  die  gleichen  gewesen.  In  bdden 

Fällen  war  drr  endliche  Erfolg  nicht  sowohl  ein  Ergebnis  von  Verv^ollkomm- 
nung  der  Maschine,  sondern  vielmehr  ein  Erfolg  der  größ^^ron  Erfnhnjnig^ 
des  Führers  und  seiner  wachsenden  Vertrautheit  mit  den  Bedmgungen  und 
Notwendigkeiten  des  Fluges. 

Es  kann  also  meiner  Ansicht  nach  keinem  Zweifel  mehr  unterliegen, 
dafi  der  vollkommene  Erfolg  der  Flugmaschine  bereits  in  naher  Zukunft 
gewShrleistet  ist.  Alle  Bedingungen  dafür  sind  gegeben.  Schon  eibtieren 
mehrere  vorzfiirli'^be  Maschinen,  nicht  bloß  in  Frankreich,  sondern  auch  in 
Dfiitschirtnd.  (  )-t  erreich,  Amerika  und  England.  Gewiß  sind  diese  wesent- 
lich voneinander  verschieden,  manche  Typen  bieten  wohl  keine  Aussicht 
schheßlicher  Behauptimg.  Aber  andere  werden  sich  behaupten.  Der  Erfolg 
ist  veibflrgt,  sowie  wir  in  den  Bedingungen  des  Fluges  Er- 
fahrungen gesammelt  haben.  Eine  andere  Frage  ist,  ob  die  Flug- 
maschine in  einer  vervollkommneten  Form  —  denn  die  allzugroßen  und 
komplizierten  Maschinen,  die  heute  in  Gebrauch  stehen,  werden  gewiß 
bald  verschwinden  und  leichteren,  einfacheren  Maschuit n  Platz  machen  — 
jemals  ein  praktisch  verwendbares  Transportmittel 
werden  wird.  Meiner  Ansicht  nach  steht  dies  aufier  Zweifel;  aber  es  ist  sehr 
achwiCTig,  den  Weg  der  Entwicklung  voraussuseben.  Idi  glaube,  daS  ihre 
Leistung^aft  wesentlich  erhöht  werden  wird,  ohne  daß  ihr  Umfang  ein 
größerer  zu  werden  branrht.  Dm  Wesentüchste  aber  wird  wohl  die  Au^- 
gestaltung  aller  kon«?truktiven  Details  sein.  Allefs  tote  Gewicht  wird  auf 
ein  Minimum  reduziert,  die  Form  der  Maschine  wird  so  gestaltet  werden 
müssen,  daß  die  Beständigkeit  des  Luftstroms  nicht  unterbrochen  wird; 
große  Verfinderungen  können  in  der  Verteflnng  der  Oberflächen  vorgenommen 
werden.  WAhrend  heute  zur  Beförderung  eines  einsigen  Passagiers  eine 
Maschine  von  fast  70 qm Oberfläche,  einem  Gewicht  von  5  Meter-Zentner  und 
einem  Motor  von  5  PS  notwendig  ist,  wird  es  in  einer  nahen  Zukunft  mög- 
lich sein,  statt  dessen  mindestens  vier  Passagiere  oder  korrespondirrendes 
Gepäck  zu  tragen.  Bereits  heute  sind  die  Versuche  mit  der  Flugmaschine 
des  bedeutendsten  ertlichen  Interesses  «eher,  wie  die  vielen  Tausende 
▼on  Zuschauern,  die  auf  dem  ManOverfelde  bei  Paris  den  FIflgen  von  Farman 
tmd  Delagrange  gespannt  folgten,  beweisen.  Die  Benutzung  der  Maschine 
für  gewöhnliche  Transportzwecke  steht  natürlich  in  weiter  Feme,  aber  er- 
scheint mir  ebenso  gewiß.  Für  militärische  Zwecke  (nnd  hiorin  h?it  ja  die 
Luftschiffahrt  bis  nun  leider  ihr  wesentlichstes  Ziel  erblickt)  w  ird  die  Fhig- 
maschine  einen  bedeutsamen  defensiven  Wert  darstellen.  Allerdings  werden 
meiner  Ansieht  nach  weder  Luftballon  noch  Flugmaschine  jemals  einer 
Verwendung  bei  Angriffen  fähig  sein,  aber  tu  Ausloindschaf  tungsiwecken 
werden  sie  ausgezeichnete  Dienste  leisten. 

Schwer  ist  es,  alle  künftigen  Möghchkeiten  der  Flugmasrhine  vornns- 
Äubestimmen.  Mag  sie  auch  nicht  die  Entwicklung  aller  menschlichen  Dinge 
umwälzen,  sie  wird  doch  alle  internationalen  Beziehungen  wesenthch  ver- 
indem,  denn  keine  Grenzen,  die  den  heutigen  Transportmitteln  gesetst 
sind,  bestehen  fflr  sie;  Berge  und  Flösse  hemmen  nicht  ihren  Weg,  und  der 
Entfaltung  htehster  Gesohwindigkmten  scheint  keuie  Grame  gesetit  su  sein. 


Digitized  by  Google 


734  DOKUMENTS  DBS  FORTSCHRITTS  JUU 190S 

GEH.  REGIERUNGSRAT  DR.  ZACHER,  BERLIN:  DIE 

DEUTSCHE  SOZIALVERSICHERUNG. 


IE  Arbeiter  versicherunps  -  Gesetzgebung  des  Deutschen 
Reichs  war  die  notwendige  Fortcntx'.irklung  der  Arbeiter  schütz- 
Gesetzgebung  (Reichs-Gewerbeordnung),  da  sich  beide  wechsel- 
seitig ergänzen.  Hatte  die  erstere  den  Zweck,  die  Arbeits- 
kraft gegen  die  Gefährdungen  der  modemen  Produktionsmethoden,  ins* 
besondere  Berufskrankheiten,  Betriebsunfälle  und  yorseitige  Abnutzung,  zu 
schützen  und  zu  erhalten,  so  wollte  die  letztere  da,  wo  gleichwobt 
Schädigung  oder  Verlust  der  Arbeitskraft  eintrat  dio?o  wiederher- 
stellen oder  ersetzen.  Beide  hatten  ihren  Grund  darin,  daß  die  mo- 
derne Wirtschaftsentwicklung  —  Umwandlung  des  handwerksmäßigen  Klein- 
betriebes in  den  fabrikmäßigen  Großbetrieb,  der  Naturalwirtschaft  in  die 
Geldwirtschaft  —  einen  Lobnarbeiterstand  schuf,  der  sieb  in  seiner 
wirtschaftlichen  Existens  fast  ausschließlich  auf  die  Ausnutzung  der  körper^ 
liehen  Arbeitskraft  angewiesen  sab. 

Die  gesetzliche  Sicherung  dieser  Erwerbs^iiplle  und  Existenz 
wurde  um  so  nötiger,  als  es  sich  bei  jenen  Begleiterscheinungen  der  modernen 
Produktionsweisen  um  —  zum  Teil  unvermeidliche  —  Massenvor* 
g  ä  n  g  e  handelt,  denen  gegenüber  sowohl  der  „freie  AibeitSTertrag*'  wie 
die  fireie  „Selbsthilfe**  der  Beteiligten  Teraagten.  In  ihrer  wechselseitigen 
Ergfinsung  und  Fortbildung  bedeuten  dieee  beiden  Gesetzgebungen  die  ersten 
Ansätze  eines  sozialen  Rechts,  welches  den  Einzelnen  nicht  wie  das 
Privatrecht  lediglich  als  Rochtssubjekt  oder  wie  das  öffentliche  Recht  ledig- 
lich als  Staatsbürger,  vi«  linehr  als  ein  Glied  der  nationalen  Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung  behandelt,  —  eines  neuen  Rechts,  welches  seiner 
systematischen  Ausgestaltung  und  Anerkennung  erst  entgegengeht  und 
einen  organischen  Ausgleich  der  beutigen  Klassengegens&tse  anznbabnen 
berufen  ist. 

Mit  der  Arbeiter  schütz-  Gesetzgebung  folgte  Deutschland  lediglich 
der  Bahn,  die  England  ak  erster  klassischer  Industriestaat  bereits  zu 
Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts  emgeschlagen  hatte.  Die  Konseijuenz 
zum  zweiten  Schritt  zu  ziehen,  war  dagegen  Deutschland  vorbehalten, 
und  es  bildet  den  unvergänglichoi  Rubm  seines  eisten  Kaisen  W  i  1  h  e  1  m  1.» 
im  Verein  mit  seinem  weitblickenden  Kanzler  FOrst  Bismarck,  i» 
wenigen  Jahren  die  Arbeiter versicberungs  - Gesetzgebung  durch» 
geführt  zu  haben,  welche  nahezu  die  gesamte  Arbeiterschaft,  d.  h.  fast  f^in 
Viertel  der  Gesamtbevölkerung  des  Reiches,  einer  gesetzlich  gesicherten  ür- 
sorge  gegen  Krankheit,  Unfall,  Invalidität  und  Alter 
unterstellte  (1883-89).  Originell  war  hierbei  nicht  bloß  die  scharfe  Erkennung 
des  anzustrebenden  Zieles,  sondern  nicht  minder  die  Wahl  der  einzuschlagen- 
den Wege.  In  ersterer  Beziehung  zieht  sich  durch  die  gesamte  „Kaiserliche 
Sozialpolitik"  als  treibendes  Leitmotiv  die  Grundanschauung,  daß  das  natio- 
nale Ganze  nur  gedeihen  kann,  wenn  auch  den  breiten  Volksschichten  Ar- 
beitskraft wie  Arbeitsfreudigkeit  erhalten  bleibt  und  ihre  wirtschaftliche 
Existenz  soweit  möglich  gesichert  wird.  Aus  den  eigenen  Erfahrungen  und 
denen  anderer  Lander  hatte  man  die  Überzeugung  gewonnen,  daß  durch- 
greifende Erfolge  nur  unter  staatlicher  Ftthrung  zu  erreichen 
seien,  d.  b.  wenn  Selbsthilfe  und  Staatsbilfe,  persönliche  F^heit  und  g^^^'^[ 
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lieber  Zwang  sich  auf  korporativer  Grundlage  zu  höchster  Leistungsfähig- 
keit gegenseitig  verbinden.  So  gelangte  man  einerseits  zur  Einführung  des 
gesetzlichen  Versicherungszwanges,  um  durch  die  weiteste  Aus- 
SleMhung  der  Risiken  auch  den  bedflrftigsien  Volkskreisen  die  Wohltaten 
einer  SoiialTeisicherung  xu  enchliefien,  andererseits  zur  Gewährung  voller 
Autonomie  an  die  auf  Gegenseitigkeit  begründeten  Zwangskörper- 
ichaften  der  Arbeiterversicherung.  In  Ermangelung  von  Vorbildern  konnte 
nur  schrittweise  vorgegangen  werden. 

Die  zuerst  in  AngrifiT  genommene  Kranken  Versicherung  (1883)  bot» 
abgesehen  vom  Prinnp  des  allgemeinen  VosiiAerungs  z  w  a  n  g  e  s  ,  nichts 
Eigenartiges,  schiofi  sich  mm  Teil  an  schon  Bestehendes  an  und  sdgte  dem- 
gemftfi  teÜs  bouflich,  tdls  territorial  organisierte  .»Krankenkassen".  Gans 
neue  Wege  dagegen  schlug  die  Unfallversicherung  ein  (1884-87).  Der 
privatrechtliche  GrunfJsntz  der  persönlichen  Haftpflicht  des  Betriebsunter- 
nehmers, nach  welchem  kaum  ein  Zehntel  aller  Unfälle  zur  Entschädigung 
gelangten,  wurde  als  unzulänglich  aufgegeben  zugunsten  der  sozialpolitischen 
Auffassung,  daß  die  Industrie  als  solche  die  BetridMunffiUe  su  tragen  habe, 
und  diese  Belastung  als  ein  Teil  der  Produktionskosten  ansusehen  sei.  Daher 
wurde  die  Entsch&digungspflicht  für  alle  Betriebsunfälle  der  Gesamt* 
h  f  i  t  der  Unternehmer  der  cin^^^Inen  Gewerbszweige  auferlegt,  und  die  ,,Be« 
ruf^ixenossenschaft"  zum  Versicherungsträger  dieser  KoUektivhaft  gemacht, 
an  welcher  der  einzelne  Betrieb  nach  Maßgabe  seines  Lnfallrisikos  und  Ar- 
beitsveibrattchs  beteiligt  wurde.  Dieses  neue  Prinzip  hat  sich  in  langjähriger 
Praxis  durchaus  bewfthrt  und  findet  sunehmende  Nachahmung  im  Aus- 
lände. Mit  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung 
endlich  (1889)  wagte  man  den  „Sprung  ins  Dunkle",  um  ein  Invaliden-  und 
Altersrentensystem  für  die  gesamte  Lohnarbeitersch«fi  zu  schaffen  und  damit 
eme  der  schwierigsten  Aufgaben  moderner  Sozialpolitik  zu  lösen.  Wohl  aus 
dem  jeglichen  Mangel  an  derartigen  Vorbildern  und  ausreichenden  statisti> 
sehen  Unteriagen  ist  es  su  erklären,  da0  der  Gesetsgeber  auf  diesem  Gebiet 
der  S  o  B  i  a  1  versicherang  noch  su  sehr  an  den  formalen  Grundsätien  der 
Privat  Versicherung,  insbesondere  der  starren  Äquivalenztheorie,  haften 
blieb  und  deshalb  zu  einem  finanztechnisch  recht  komplizierten  Sy?»tem 
gelangte,  welches  sich  nur  allmählich  einlebte,  auch  im  Auslände  eher  ab- 
schreckte als  zur  Nachahmung  einlud;  man  sucht  deshalb  dort  nach  verein- 
fachten Systemen,  die  bei  gleicher  Sicherheit  für  die  Arbeiterwelt  verständ- 
licher, für  die  Verwaltung  einfacher  und  billiger  shid  (vgl.  nAheres  in  meinem 
internationalen  Sammelwerk  „Die  Arbeitenrersicherung  im  Auslande** 
Heft  III  a  S.  62  ff.  und  die  dort  angezogene  Literatur). 

Naturgemäß  zeigten  sich  bei  der  praktischen  Durchführung  so  vieler 
(sieben)  verschio dm  artiger  Versicherungsgesetze  mancherlei  Reibungsflächen 
sowie  Mängel  und  Lücken,  welche  Abhilfe  erheischten.  Über  eine  V  e  r  - 
scbmeliungder  drei  nebeneinander  laufenden  Versicherungszweige  mit 
ihrer  verschiedenen  Abgrenzung  der  Personenkreise  vermochte  man  sich  auf 
einer  Sachverständigenkon ferens,  welche  das  Reicbsamt  des  Innern  im  No- 
vember 1895  einberufen  hatte,  namentlich  in  oi^anisatorischer  und  finanz- 
technischer  Beziehung  nicht  zu  vereinigen.  So  wurde  der  —  ?rhon  1892 
mit  der  Abänderung  des  Krankenversicherungsgcsclzes  beguaneiie  —  Weg 
da*  Einzel  revision  fortgesetzt,  wogegen  die  Gesamt  refurm  späteren 
Erfahrungen  vorbehalten  blieb  (vgl.  „Leitfaden  zur  Arbeitenrersicherung 
des  Deutsehen  Reichs^  Berlin  1907,  12.  Ausgabe). 
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Systems,  so  ist  das  Gewollte  jedenfalls  erreicht;  auch  übertrefTon  die  Leistun- 
gen der  deutschen  Zwangs  Versicherung  nach  Art  und  Umfang  diejenigen 
alier  sonstigen  Versicherungssysteme  des  Auslandes  (vgl.  die  internationale 
Übersicht  S.  40 ff.  a. a. O.)  nicht  btofi  in  den  unmittelbaren  Ergelh 
niaaai»  sondern  noch  weit  mehr  in  den  mittelbaren  Wirkungen. 

In  ersterer  Beziehung  ergibt  sich,  daß  Ende  1906  bei  rund  61  Millionen 
Gesömtbevfilkpnmg  und  15,5  Millionen  T.ohnarbeitem  versichert  waren: 
gegen  K  r  a  n  k  ii  e  i  t  i2A  Millionen  (Gewerbe  und  Handel),  gegen  U  u  f  a  11 
18,5  Millionen  (Gewerbe  und  Landwirtschaft,  einschließlich  5  Millionen  Land- 
beaitier  unter  iO  ha  Bodeofliche),  gegen  Inyalldität  und  Alter: 
14,0  Millionen  (aller  Berufssweige»  etnschließlioh  Lehrlinge  und  Dienstboten). 
Die  Wohltaten  der  Versicherung  genossen  im  selben  Jahre:  4,8  Millionen  Er- 
krankte; 841055  Unfallverletzte  sowie  73221  Witwpn,  103  386  Kinder  und 
3915  Eltern  durch  Unfall  Getöteier,  bzw.  15082  Ehefrauen  (-manner),  31  099 
Kinder  und  293  Eltern  als  Angehörige  der  in  Heilanstalten  untergebrachten 
(29200)  Verletzten;  814  575  Invalidenrentner,  125  603  Altersrentner  und 
22097  Krankenrentner  (nicht  dauernd  Erweibsunfflhige);  susammen  in 
einem  Jahr  (eiuschUeiHich  sonstiger  Nebenleistungen)  rund  7  Millionen 
Hilfsbedürftige.  Insgesamt  haben  bis  Ende  1906  rund  75  Mil- 
lionen Personen  5,6  Milliarden  Mark  an  Entschädi- 
gungen erhalten ;  dabo!  haben  die  Arb  eit  er  nur  die  kleinere  Hlilfte 
an  Beiträgen  aufgebracht  und  bereits  2,4  Milliarden  Mark  mehr 
an  Entschädigungen  erhalten  als  an  Beitragen  ge- 
sahlt.  T ä g  1  i 0 h  werden  schon  Uber  1,5  Millionen  Mark  fflr 
diesen  Zweig  der  Arbeiterfürsorge  in  Deutschland  aufgewendet,  während  die 
ano'f  sammelten  Vermögensbestände  nahezu  2  Milliarden  erreichon;  dRvon  sind 
bi^  Ende  1907  über  600 Millionen  Mark  für  den  Bau  von  Arbeilerwohnungen, 
Kranken-  und  Genesungshäusern,  Volksheilstätten  und  -hadern  und  ähnlichen 
Wohlfahrtseinriohtungen  verwendet  worden. 

Wohl  noch  bedeutender  sind  die  mittelbaren  Wirkungen,  welehe 
dieses  Versicherungssystem  in  ideeller  und  volkswirfeohaftUoher  Besiehung 
ausübt.  So  ist  die  Arbeiterversicherung  mit  ihren  Einwirkungen  auf  fast 
jeden  Hausstand  nicht  mit  Unrecht  eine  ..sozialpolitische  Schule"  der  ganzen 
Nation  genannt  worden ;  auf  dem  Gebiete  der  Prophylaxe  und  T  h  e  r  a  - 
p  i  e  hat  sie  der  Technik  wie  der  medizinischen  Wissenschaft  ganz  neue  Bahnen 
eröffnet;  ihre  Zwangsgebilde  bieten  den  freien  Organisationen  der  freiwilligen 
Hilfstätigkeit  einen  festen  Rückhalt  und  haben  im  Verein  mit  diesen  es  e^ 
mOglicht,  eine  Volkshygiene  größten  Stils  anzubahnen  und  der  Lösung 
weiterer  Knlturaufgaben  praktisch  näher  zu  treten  (vgl.  Heft  XVII  S.  12* ff. 
a.  a.  O.  und  die  dort  angezogenen  Quellen). 

Die  Gesamtwirkung  der  „sozialpoHtischen  Gesetzgebung''  läßt  sich 
dahin  zusammenfassen,  daß  sie  die  Lebensenergie  und  Leistungskraft  der 
Nation,  das  Selbstvertrauen  und  die  Wohlfahrt  der  breiten  Volksschiohtea 
außerordentlich  gestärkt  und  damit  cur  wirtschaftlichen  Prosperität  Deutsch- 
lands nicht  unwesentlich  beiiTi  trar^nn  hat  —  ein  Urteil,  das  auch  im  Aus- 
lande vertreten  wird  (vgl   S    11*11.  a.a.O.). 

Diesen  Lichtseiten  gegenüber  gibt  es  aber  auch  innnche  Schattenseiten, 
und  die  Kritik  ist  bei  der  ohnehin  kritischen  Veranlagung  der  Deutschen 
und  der  herkömmlichen  Geringschätzung  des  Einheimischen  eine  ziemlieh 
weitgehende.   Den  einen  bietet  die  Arbettenrersieherung  zuwenig,  den 
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andern  zu  viel;  wieder  andere  erachten  den  —  in  seiner  Vielgestalt icVeit 
nur  historisch  erklärbaren  —  Apparat  für  zu  schwerfällig  und  zu  kostspielig, 
verlangen  daher  eme  Vereinfachung  und  Verbiiligung. 

Das  ▼on  der  gesamten  aviHsierteii  Welt  wegen  seiner  Großzügigkeit 
und  seinei'  humanitftren  Grundgedanken  bewunderte  S3«tem  der  deutschen 
Aribeiterversichenmg  mit  der  wegwerfenden  Bezeichnung  „das  bißchen 
Sozialpohtik*'  zu  kennzeichnen,  war  der  Sozialdemokratie  vorbehalten, 
welche  im  Reichstag  gegen  diese  arbeiterf reu udliche  Gesetzgebung  gestimmt 
hatte.  Eine  Parteirichtung,  welche  unentwegt  den  Klassenkampf  predigt, 
den  Arbeitern  nur  von  Rechten,  selten  nur  von  Pflichten  gegen  Staat  und 
Oesellscbaft  spricht»  vielmehr  die  systematische  Verbreitung  der  Marz- 
achen  Lehren  als  ihre  Hauptaufgabe  betrachtet,  war  weder  fähig  noch  willens, 
dem  sozialversöhnenden  Geist  der  Arbeiterver?5icherung  gerecht  zu  werden. 
Hieran^i  erklärt  es  sich,  wenn  parteipolitischer  Mißbrauch  der  Zweidrittel- 
Mehrheil  in  den  Krankenkassen  vielfach  zu  Mißwirtschaft  und  beklagens- 
werten Streitigkeiten  mit  der  Ärzteschaft  führte,  wenn  die  gnmdsätzliche 
Gegnerschaft  gegen  jedes  Unternehmertum  den  Arbeitern  die  Unfall-Berufs* 
genoeseoschaften  als  „Rentenquetschanstalten"  schilderte,  wenn  es  bei  sol- 
cher Auffassung  zuweilen  auch  zur  Ausbeutung  der  Versicherungseinrich- 
tungen führte  und  demgemäß  Übertreibungen,  Simulation  und  Renten- 
sucht zunahTTiPft.  Dazu  kam  noch  die  verderbliche  Wirksamkeit  skrupelloser 
Winkeladvoka  Lea,  welche  das  für  den  Arbeiter  kostenfreie  Verfahren  dazu 
mißbrauchten,  um  im  eigenen  Interesse  übertriebene  oder  ganz  aussichtslose 
Ansprache  durch  alle  Instansen  su  treiben.  Kein  Wunder,  daß  solche 
Mißbräuche  auf  der  Gegenseite  die  „reaktionfire**  Kritik  auslösten,  welche 
die  Arbeiterversicherungsgesetzgebung  als  einen  „verhängnisToUen  Schritt*' 
erachtete,  der  nur  zur  Demoralisierung  d^s  Volkes  führe. 

Die  W'ahrheit  dürfte  in  der  Mitte  liegen.  Läßt  sich  einerseits  nicht 
leugnen,  daß  in  den  Kreisen  der  Versicherungsnehmer  das  Verantwor- 
tungsgefühl aufiwordentlieh  geechwtteht  war  und  damit  den  Boden  fOr 
jene  Auswachse  und  Mifibräuche  abgab,  so  erfordert  es  andererseits  die 
Gerechtigkeit,  hervorzuheben,  daß  auch  Staat  und  Gesellschaft  nicht 
immer  und  nicht  rechtzeitig  das  Nötige  getan  haben,  um  in  den 
Massen  das  richtige  Verständnis  für  ein  System  zu  erwecken,  welches 
dem  derzeitigen  Bilduugsstande  der  Mehrheit  der  Arbeiterschaft  wohl 
um  ein  Menschenailer  vorausgeeilt  war.  Erst  in  neuerer  Zeit,  als  jene 
Schftden  bereits  offenkundig  sutage  traten,  hat  man  von  behördlicher  und 
gemeinnütziger  Seite  für  unparteiische  Beratungsstellen  gesorgt,  um  dem 
Ai-beiter  in  der  vielgestaltigen  Gesetzgebung  durch  unentgeltlichen  Rat 
schneller  und  sicherer  zu  seinem  Recht  zu  verhelfen  oder  von  aussichts- 
losen Antragen  abzuhalten,  ferner  die  Aufklärung  über  die  Arbeiterver- 
sicherung in  die  Lehrgegenstände  der  Schulen  aufgenommen  und  durch  Be- 
gründung sosialpoUtischer  Auskunftsbureaus,  sozialer  Aufklärungskurse,  so- 
genannter Volkshochschulen  usw.  das  Versäumte  nachzuholen  gesucht  (vgl. 
Heft  XVII  S.  15*,  57* ff.  a.  a.  O.).  Außerdem  hatte  man  bei  zu  einseitiger  Be- 
tonung der  Zwangs  Versicherung  zu  wenig  Wert  auf  die  Ausbildung  und  er- 
leichterte Benutzung  der  sie  ergänzenden  und  mehr  individualisierenden  frei- 
willigen Versicherung  gelegt.  Es  karn  daher  sflbst  den  bossergelohnten 
Arbeitern  gar  nicht  zum  Bewußtsein,  daß,  wenn  vielfach  über  zu  geringe  Leis- 
tungen der  Zwangs  Versicherung  geklagt  wurde,  die  Versicherten  sich  damit  ge* 
wissermaßen  selbst  anklagten,  da  sie  ja  im  Wege  freiwilliger  Zusats-  oder  Er- 
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gänzungsversitherang  solche  Män^fl  bosoitigen  konnten — und  dies  um  so  mehr, 
als  ihnen,  im  Gegensalz  zu  den  Arbeitern  des  Auslandes,  durch  die  Zwangs- 
beiträge der  ArboitgoLpr  die  gesamten  Lasten  um  mohr  als  die  Hälfte  er- 
leichtert sind,  und  die  deiitsrhon  Gewerkschaften  für  Unlerstützungszwecke 
einen  sehr  viel  geringeren  leil  ihrer  Jahresausgaben  aufwenden  als  z.  B. 
die  englischen  Trades  Unions.  Im  übrigen  ist  bereits  a.  a.  O.  (S.  15*  ff.) 
dargelegt,  daß  jene  Milfotfinde  Iceine  notwendigen  Ausflüsse  der  Zwangsver- 
Sicherung  sind,  und  welche  weitere  Maßnahmen  2U  ihrar  Abstellnng  geeignet 
erscheinen.  Die  Sozialdemokratie  dürfte  aber  um  so  weniger  dazu  berufen 
sein,  die  kaiserliche  Sozialpolitik  geringschätzig  zu  kritisieren,  als  die  Demo- 
kratie auch  da,  wo  sie  zur  Herrschaft  gelangt  ist,  auf  sozialpolitischem  Gebiet 
völlig  vei'sagt  hat.  So  wurde  in  der  Schweiz  1889  durch  Volksreferendum 
die  Bundesverfassung  ausdrücklich  abgeändert,  um  durch  Bundesgesetx 
eine  obligatorische  Kranken-  und  Unfallversicherung  einzuführen,  und  nach* 
dem  zehn  Jahre  lang  die  Besten  der  Nation  daran  gearbeitet  und  beide  Gesetz- 
gebungskörper den  Entwurf  einmütig  angenommen  hatten,  wurde  er  am 
20.  Mai  UK)0  mittels  gleichen  Volksrefei-endums  —  ver^-orfen  und  dem  mühe- 
vollen Werk  ein  unrühmliches  Ende  bereitet.  „Ein  großes  Werk  war  so  durch 
demokratischen  Unverstand  gescheitert**  (SehmoUer*s  Gnindriß  der  VoUcs- 
wirtschaftslehre,  II  379).  In  Frankreich  werden  den  Arbeitern  seit 
einem  Moischenalter  bei  jeder  Wahl  Invaliden-  und  Altersrenten  —  feierlichst 
versprochen  nbt^r  sie  hab^-n  nocli  heute  keine.  Niehl  bcsFer  ergeht  es  den 
Arbeitern  im  freien  England,  und  die  reiche  nordamerikanische  Re- 
pubHk  hat  zwar  etliche  Milliardäre  hervorgebracht,  zeigt  aber  in  ihren  führen- 
den Schichten  eine  sosialpoUtische  Rückständigkeit  und  Rücksichtslosigkeit, 
welche  in  den  Kongrefibotschaften  des  eigenen  Staatsoberhauptes  wiederholt 
die  schärfste  Kritik  erfahren  hat  (vgl.  Heft  XVII  S.  36*  ff.). 

Soweit  die  Arbeiterversicherungs-Gesetzgebung Gegenstand  sachlicher 
Kritik  geworden  ist,  hat  diese  ihren  einmütigen  Ausdruck  in  der  Reichstags- 
resolution vom  TiO.  April  1903  gefunden,  welche  eine  Vereinfachung 
und  Verbilligung  anstrebt.  Es  laßt  sich  nicht  leugnen,  daß  die  —  nur 
historisch  lu  erkärende  —  Dreiteilung  der  Afbeiterveniebenmg  in  K  r  a  n  • 
ken-,  Unfall'  und  Invaliden  Versicherung  mit  ihren  verachieden- 
artigen  Personenkreisen,  Organisationsformen  und  Finanzsystemen  erheb- 
liche Unzuträglichkeiten  mit  sich  bringt:  für  den  Arbeiter  die  Rechts- 
unsicherheit, ob,  wann  und  wieweit  er  durch  die  Versicherung  gedeckt  ist; 
für  den  Arbeitgeber  die  Beschwerlichkeit,  es  bei  den  Beitragsverrech- 
nungen und  sonstigen  Formalitäten  mit  je  drei  oder  bei  gemischten  Betrieben 
mit  soundsovielen  verschiedenen  Versicherungsstellen  su  tun  zu  haben; 
fOr  die  Versicherungsorgane  zahlreiche  Grensstreitigkeiten,  die  erheb- 
lichen Zeit-  und  Arbeitsaufwand  erheischen,  ohne  den  Versicherten  irgend- 
welchen Nutzen  zu  <5bnfTen;  für  die  Rechtsprechung  die  Gefahr  der  Zer- 
splitterung und  Übei iastune;  cendlich  für  das  Ganze  erhebliche  Vervvaltungs- 
kosten,  die  schon  bar  jährlich  50  Millionen  Mark  erfordern,  ungerechnet  die 
ehrenamtliche  Tätigkeit  vieler  Tausender  und  die  unentgeltliche  Mitwirkung 
der  Behörden. 

Zur  Lösung  dieser  Sch>\ieri^'keiten  ist  vorgeschlagen,  alle  drei  Versiche- 
rungszweige auf  den  nämlichen  Personenkreis,  d.  h.  die  gesamte  Lohn- 
arbeiterschaft, auszudehnen.  Dies  würde  gewisse  Veründminp^en  der  Or- 
ganisation zur  notwendigen  Folge  haben.  Überwiegend  ist  wohl  die  An- 
schauung, daß  eine  derart  ausgedehnte  und  den  heutigen  Anforderungen 
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genügende  Kra  n  ken  Versicherung  an  Stelle  der  bestehenden  Zersplitterung  in 
23000  Krankenkassen  siebenfacher  Art  große  BesirkS'  bsw.  Betriebs-Kranken« 
kassen  erfordem  würde  —  etwa  nach  dem  Vorgange  der  neuesten  ungarischen 
Gesetzgebung,  mit  paritätischer  Teilung  der  Beitragslasten  sowie  der  Ver- 
waltungsrechte  und  mit  fachmännischer  Geschäftsführung — ,  um  die  KrnnlfMi- 
kasse  nicht  nur  loistiiiitjsfahij^er,  sondern  auch  durch  ortranische  Verbindung 
mit  der  Unfall-  und  Invalidenversicherung  zum  loicalen  Unterorgan  der 
gesamten  Arbeiterversicfaenmg  zu  machen,  welches  Ariieitndimeni  wie  Arbeit- 
gebem  jedersdi  erreichbar  und  fQr  die  Erledigung  aller  lokalen  Geschftfte 
rerfflg^ar  wäre.  Bei  dar  Unf  allversich» ninj];  würde  es  sich  darum  handeln, 
die  noch  nicht  versicherungspnichtif^en  Teile  des  Handwerks,  Kleinj^ewerbcs 
und  Handels  in  d'v  Unfallversicherung  cinzubeziehen,  und  da  dios  im  Rahmen 
der  (nur  für  das  Großgewerhp  bewahrten)  berufsgenossenschaft- 
liehen  Organisation  nicht  ginge,  wäre  die  einfacliste  Lösung,  die  Unfall- 
versicherung des  gesamten  Kleingewerbes  (einsdiließlich  der  bisher  den  Berufs- 
genoasenschaften  angehängten  Kleinbetriebe)  gesch&ftlich  der  schon  vorhande- 
nen territorialen  Organisatimi  der  Invalidenversicherung  zu  übertragen, 
und  ebenso  die  Geschäftsführung  der  landwirtschaftlichen  Unfallvei-sichcrung, 
da  deren  Berufsgenossenschaften  sich  mit  den  I.andesversicherungsanstalten 
in  Bezirken  und  Verwaltungsorganen  ohnehin  vielfach  decken  und  eine  solche 
Parallelorgantsation  für  zwei  gleichartige  Zwecke  nicht  notwendig  erscheint. 
Der  I  n  valid  en  Versicherung  endlich  wäre  die  geplante  Versicherung  der  Witwen 
und  Waisen  anzugliedern,  um  diesen  den  Schutz  der  Versicherung  nicht  nur 
(wie  bisher)  bei  tödlicher  Verunglöckung,  sondern  auch  bei  sonst  vorseitigem 
Verlust  des  Familien  versorgers  zu  gewähren. 

Hiernach  ließe  «ich  die  gegenwärtige  Vielgestalligkeit  der  Arbeiterver- 
sicherung, ohne  Veränderung  der  Grundlagen,  auf  zwei  einfache  Grundformen 
xorückfäiren.  Die  allgemeine  Grundform  würde  den  territorialen 
Typus  darstellen  in  C^talt  der  Land  es- Versicherungsanstalten  (für  In- 
vafidra-  und  Unfallversicherung  in  getrennter  Geschäftsführung)  mit  den 
zentralisierten  0  r  t  s  krankenkassen  o!s  I 'nterorganen  (für  die  lokalen  Ge- 
schäfte der  gesamten  Arhcitcrversicherung) ;  von  dieser  territorialen 
Grundform  würden  sich  alsberuiiicheSouder  Organisationen  abheben : 
ffU"  die  Invalidenversicherung  die  „besonderen  Kasseneinricbtungen'*  (Knapp- 
Schäften,  Staalaeisenbahnen;  $8  J.V.  G.)  und  für  die  Unfallversicherung  die  in- 
dustriellen „Berufsgenossenschaften"  mit  den  „Betriebs- Krankenkassen"  als 
örtlichen  Organen.  Hand  in  Hand  damit  wäre  eine  Vereinfachung  und  Ver- 
besserung des  Entschädigungsstreitverfahrens  zu  erzielen,  wenn  schon  in  erster 
Instanz  für  wichtigere  Falle  durchweg  die  Möglichkeit  kontradiktorischer  Ver- 
handlung vor  paritätisch  besetztem  Organ  geboten  und  die  Mittehnstanz 
durch  VerstaalUchung  der  Schiedsgerichte  und  Besetsung  mit  gehobenem 
Vorsitzendem  im  Hauptamt  derart  verbessert  würde,  daß  das  Reichsversiche- 
rungsamt lediglich  als  Revisionsinstanz  (im  Sinne  des  §116J.V.G.)  zu 
wirken  hätte;  seine  gegenwärtige  Überlastung  ^nrd  wohl  allgemein  als  ein 
unhaltbarer  Zustand  empfunden,  da  sie  bei  der  Vielheit  der  Spruchsenate 
die  Einheit  der  Rechtsprechung  bedroht  und  zu  schablonenhafter  Massen- 
arbeit führt,  die  sich  mit  der  Stellung  eines  Höchstgerichts  nicht  gut  verträgt. 

Welch  werbende  Kraft  die  Arbeiterversicherung  inswischen  gewonnen 
hat,  und  wie  hoch  man  ihren  Wert  einsuschütsen  beginnt,  beweist  am  besten 
das  Verlangen  weiterer  Stände,  der  Zwangsversicherung  angeschlossen  zu 
werden,  so  der  Hausgewerbetreibenden,  eines  grofien  ^®%gjff^^  by  Google 
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Handwerker  und  des  sogen.  neuen  Mittelstandes",  der  Privatan^e- 
stellten.  Sollte  diesem  Verlaugen  bei  der  bevorstehenden  Gesamtreform 
in  der  dnen  oder  anderen  Weise  Rechnung  getragen  werden,  so  wQrde  die 
ursprüngliche  Arbeit erversicherung  sich  zu  einer  S  o  z  i  a  1  Terrichening 
ausgestalten,  in  welcher  sich  der  deutsche  Grundsatz  des  gesetzUchen 
Versirh/^ningszwan ges  mit  dem  romanischen  Grundsatz  d^r  persönlichen 
Versicherungs  frei  hei  t  bei  gleichzeiii?  weiterer  Ausgestaltung  des  Selbst- 
verwaltungsprinzips zu  einer  höheren  Versichenmgsf orra  verschmelzen 
ließe,  die  im  Wege  des  Zwanges  dfts  durchschnittlich  Notwendige  und  im 
Wege  der  Freiwüligkdt  die  Befriedigung  der  darOber  hinausgebenden  in- 
dividuellen Ansprüche  gewährleisten  könnte,  oder  wie  der  um  die  Förderung 
der  freien  Gegenseitigkeits-Versicherung  hochverdiente  Präsident  dieses  int(^r- 
natiarinlpn  \'f>rbandes,  Leopold  Mabilleau,  auf  dem  Wiener  Arbciter- 
vei^icheruiigskongreß  1905  in  beredten  Worten  es  als  erstrebenswertes 
Ziel  bezeichnete:  die  ethisch  höber  zu  bewertende  freiwillige  Versicherung 
und  die  praktisch  wirksamere  Zwangsvorsicherung  durch  wechselseitige  Er- 
gänzung SU  einer  wahrhaft  , nodalen'"  Versicherung  aussugestalten,  die  den 
Bedürfnissen  aller  Schichten  der  Bevölkerung  gerecht  wird  (Wiener 
Kongreßprotokoll  II,  595 fT  )  Zweifellos  wäre  eine  derartige  „Sozialver- 
sicherung'* ein  außerordentUcher  Kulturfortsohritt. 

ROMAN  STRELTZOW,  BERLIN:  DIE  RUSSISCHE 
DORFGEMEINDE. 

AS  Problem  der  Lebens-  und  Entwicklungsfähigkeit  der  russischen 
bäuerlichen  Landgemeinde  (=  ,,Mir",  „Obschtschina")  ist  ein  altes 
russisches  Problem,  an  dem  sich  viele  edle  Köpfe  und  Herzen 
abgequält  haben.  Schon  in  den  vierziger  und  dann  besonders  in 
den  sechziger  Jahren  des  verflossenen  Jahrhunderts  tobte  ein  heftiger  Streit 
zwischen  den  Freunden  und  Feinden  dieses  Institute,  und  yon  jener  Zeit  an 
hörte  dieser  Kampf  nie  auf.  Während  die  einen  in  der  „Obschtschina"  nur 
Schlechte  sahen  und  in  ihr  die  eigentliche  Ursache  des  niedrigen  Niveaus 
der  russischen  Agrikultur  erlili^  kten,  fanden  die  anderen  dagegen,  dnß  ihr 
ein  hohes  sittliches  Ideal  zugrunde  liege,  und  daß  sie  nur  der  Aufklärung  und 
des  Wohlwollens  bedürfe,  um  sich  auf  die  Stufe  eines  blühenden  und  lebens- 
frohen  Organismus  erheben  zu  können.  Die  Sozialisten  speziell  glaubten, 
dafi  der  Weg  zum  Sozialismus  in  Rußland  viel  kürzer  ist  als  im  Westen  Eu- 
ropas, denn  die  „Obschtschina**  brauche  nur  gewisse  Bedingungen,  um  sich 
in  ein  kommunistisches  Gemeinwesen  zu  verwandeln.  Diese  Möglichkeit,  den 
Weg  zum  Sozialismus  abzukürzen,  war  es  gerade,  die  jahrelang  die  russische 
Intelligenz  in  ihrem  Banne  hielt  und  sie  zu  den  eifrigsten  Verfechtern 
der  Landgemeinde  machte.  Der  Umstand,  daß  ungefähr  S0%  des  ge« 
samten  bAuerlichen  Bodenbesities  den  „koUektiTistischen**  Landgemeinden 
gehört,  konnte  die  Intensität  der  Diskussion  um  die  „Obachtscliina'*  nur 
erhöhen.  Die  Bestrebungen  der  jetzigen  Regierung,  die  Landgemeinde  zu 
zerstören  und  die  Bauern  zu  kleinen  selbst&ndigen  Eigentümern  i9jgitS<y9l4^^^pgl6 
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roDte  das  Problem  wieder  in  seiner  ganzen  Gröfie  auf  und  erhöhte  von  neuem 

das  Interesse  an  der  „Obschtschina". 

Die  Wichtigkeit  und  das  Alter  der  Landpemeindefragc  in  Rußland  be- 
rechtigt zu  der  Erwartung,  daß  an  maßgebender  Stelle  die  Vorsorge  füi'  ein 
reiches  allseitiges  Material,  welches  eine  fest  fundierte  Meinung  über  die  Lage 
und  die  Ent^ldung  der  betreffenden  Einrichtung  ermöglichen  konnte» 
schon  Ifingst  getroffen  wurde.  Leider  ist  das  nicht  der  Fall.  Eine  allgemeine 
Statistik  über  die  Verhftltnisse  in  der  Bauemgemeinde  existiert  bisher  nicht, 
und  nach  der  Lage  der  Dinge  \Nnrd  sie  auch'  nie  unternommen  werden.  Die 
Vorhand' nrn  Daten  sind  aber  alle  fragmentarischer  Natur,  und  bei  der  Größe 
des  russischen  Geländes  wie  der  Mannigfaltigkeit  der  natürlichen,  lüstorischen 
und  ökonomischen  Verhältnisse  des  maischen  Bauerntums  sind  diese  Frag- 
mente  von  nicht  durchschlagender  Beweiskraft.  Sowohl  die  Freunde  wie 
die  Feinde  der  „Obschtschina**  stiitzen  sich  deshalb  meistens  nicht  auf  streng 
objektive  Tatsachen,  sondern  auf  mehr  oder  weniger  subjektiv  gef&rbte 
Vorstellungen  über  den  wirklichen  Gang  der  Dinge. 

Der  Mangel  an  hinreichendem  und  zuverlässigem  Material  hindert  nicht 
nur  die  objektive  Beurteilung  der  Lebens-  und  i:.atwicklungsfähigkeit  der 
„Obschtschina",  er  bewirkt  vielmehr  noch  auSerdem,  daß  man  Ober  die 
Existenz  und  die  Veibrdtung  des  Instituts  selbst  im  unklaren  ist.  Man 
weiß,  daß  so  und  so  viel  Boden  in  gemeinschaftlichem  Besitz  sich  befindet. 
Man  weiß  aber  nicht,  ob  die  Landgemeinden  wirklich  nach  „kollektivisti- 
schen'' Prinzipien  verfahren  und  jedem  Mitgliedc  der  Gemeinde  ein  gleiches 
Stück  Boden  zuweisen.  Man  weiß,  daß  es  eine  grüße  Anzahl  Gemeinden  gibt, 
die  die  Umteilungen  des  Grund  und  Bodens  periodisch  vornehmen,  man 
weiß  aber  auch,  dcdft  es  mehrere  gibt»  die  seit  mehr  als  40  Jahren,  d.  h.  seit  der 
Aufhebung  der  Leibeigenschaft,  keine  Änderungen  in  dem  Bodenbesitz  er- 
fahren haben.  Wie  sich  die  Zahl  der  ersten  zur  anderen  verhält,  wieviel  Boden 
diese  und  jene  besitzen,  wie  groß  die  Bevölkerung  hier  und  da  ist,  von  all 
dem  und  noch  anderem  weiß  man  nichts  Genaueres. 

Einen  dankenswerten  Versuch,  die  Existenz  und  die  Verbreitung  der 
solusagen lebendigen,  d.  h.  .Jcdlektivistisch**  funktionierenden  „Obschtschina" 
auf  Grand  größeren  xiffenim&fligen  Materials  festsustellen,  wurde  unlängst 
von  einem  der  besten  Kenner  und  fanatischen  Freunde  der  nis>isrhen  Land- 
gemeinde, Horm  K.  Katsr  horf^wsky,  unternommen.  Er  verschickte  zu  diesem 
Behufe  an  die  VVolostjbehorden*)  speziell  von  ihm  ausgearbeitete  Fragebogen^ 
die  sie  zum  Jahre  1902  auch  beantwortet  haben.  Die  Ergebnisse  dieser  En- 
quete stellte  Katschorowsky  mit  den  Daten  der  Semstwostatistik  vom  Jahre 
1897  xusammen  und  erhielt  auf  diese  Weise  eine  Reihe  sehr  interessanter 
Daten.  Diese  Daten  umfassen  35  von  SO  derj^gen  europäischen  Gouverne- 
ments, wo  die  Feldgemeinschaft  am  meisten  verbreitet  ist.  Von  d(;n  358 
Bezirken  (Ujezd)  dieser  Gouvernements  \Mjrdeii  von  der  Enquete  191,  d.  b. 
mehr  als  die  Häiile  berührt.  Es  v^oirden  insgesamt  87  000  Gemeinden  unter- 
sucht, in  welchen  etwa  25  000  000  Einwohner  gezählt  werden,  was  ungefähr 
die  Hfilfte  der  gesamten  Einwohnenahl  der  betreffenden  Gouvememento. 
ausmacht.  Die  untenniclit«i  Gemeinden  besitsen  lusammen  mehr  als 
45000000  Dessiatinen**)  Boden,  was  gleichfalls  die  Hälfte  des  Gesamtbodens 
bedeutet.  Man  sieht,  wenn  die  Daten  des  Herrn  Katschorowsky  auch  nur 

*}  Wolostj  =  administrativer  Bezirk»  der  gewöhnlich  einige  Dörifer  umfaßt. 
Dessiatme  =  l,uy  ha. 
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ein  Fragment  sind,  ein  Aussehnitt  aus  dem  Gesarotkörper,  so  ist  doch  dieser 
Ausschnitt  von  beachtenswerter  GrOfie,  und  die  Ergebnisse  seiner  Unter* 
sucbung  kann  man  wohl  ohne  weiteres  auf  das  gesamte  Rußland  verbreiten. 
Nun,  was  zeigen  uns  dit's<»  Daten? 

Katschorowsky  teilt  alle  Landgemeinden  in  drei  Gruppen.  Zur  ersten 
gehören  solche,  in  denen  seit  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  keine  Um- 
teilungen  vorgenommen  wurden.  Dies  sind  erstarrte,  „erfrofene**  Obsch* 
ischinas.  Der  „koIlektivi.sti>  Ii?"  Gndanke  ist  hier  völlig  ausgestoriien,  und 
die  Bauern  erscheim-n  de  facto  als  Eigonlümer  ihrer  Parzelle.  Sie  umfassen 
2'i,3  %  der  untersuchten  Obschlschinas.  Zur  zweiten  Gruppe  werden  die« 
jenigen  Landgemeinden  gezählt,  in  denen  zwar  auch  keine  Umteihmgen  vor- 
genommen werden,  wo  aber  eine  mehr  oder  weniger  starke  Tendenz  für  die 
EinfQhrang  solcher  zu  verseichnen  ist.  Diese  nennt  er  „schwache"  Obeoh* 
tschinas.  Zu  den  „schwachen"  gehören  auch  solche,  wo  nur  partielle  Auf- 
teilungen stattgefunden  haben.  Zu  dieser  Kategorie  werden  11,4  %  aller  Ge- 
meindon gezählt.  Zur  dritten  endlich  gehören  alle  „lebendigen"  Gemeinden, 
in  denen  nach  diesem  oder  jenem  Maßstab  allgemeine  periodische  Umtei- 
lungen  stattfinden.  Die  „lebendigen"  Obscbtschinas  machen  64,3  %  der  Ge- 
samtsahl aus.  Diese  lebendigen  Gemeinden  besitsen  83,4  %  des  unter- 
suchten Bodengebietes,  wAhrend  auf  die  erstarrten  und  „schwachen**  nur 
16,6  %  fällt.  Die  lebendigen  überragen  die  anderen  Typen  nicht  nur  an 
2ahl,  sondern  auch,  und  dabei  in  viel  höherem  l^Tnßp,  an  Bodenbesitz. 

Die  angeführten  ZifTcrn  beweisen  somit  zur  Genüge,  daß  der  „kollek- 
tivistische" Geist  des  rusbischen  ,,Mir"  weit  davon  ist,  ausgestorben  zu  sein, 
daß  er  vielmehr  ziemUch  feste  Wurzeln  gefaßt  hat.  Der  russische  Muschik 
hält  bisher  an  der  Feldgemeinschaft  fest  und  die  „individualistischen** 
Tendenzen  finden  bei  ihm  eine  verhältnismäßig  geringe  Verbreitung.  Diesee 
wird  durch  die  bisherigen  Ergebnisse  der  Regierungstätigkeit  zur  Schaffung 
eines  individualistisch  wirtschaftenden  Bauernstandes  bekräftigt.  Trotz 
energischer  Anstrengungen,  die  die  Rcgierungsagenten  im  letzten  Jahre  ge- 
macht haben,  um  die  Bauern  zum  Austritt  aus  der  „Obschtächina''  zu  be- 
wegen, ist  ihnen  dies  nur  in  bescheidenen  Umfange  gelungen.  Die  Masse 
der  Bauern  sieht  im  allgemeinen  den  gemeinschaftlichen  Besiti  vor  und  nur 
diejenigen  Elemente  der  Obschtschina,  die  mehr  oder  weniger  die  Landwirt* 
Schaft  aufgegeben  haben  und  ihr  Anrecht  auf  eine  Parzelle  in  Geld  um-, 
wandeln  wollen,  folgen  den  verführerischen  Lockrufen  der  Stolypinschen 
Regierung. 

Die  Existenz  und  die  Lebensluiagkeit  der  Obschtschina  steht  also 
fest.  Es  wäre  aber  voreilig,  wdllte  man  aus  dieser  Tatsache  auf  die  Ent- 
wicklungsfähigkeit dieses  Instituts  schließen.   Die  Erhaltung  des  „kollek* 

iiven"  Bodenbesitzes  kann  nicht  nur  aus  Gründoi  der  höheren  und  besseren 

Wirtschaftlichkeit,  sondern  gerade  aus  der  Verarmung  der  Bauern  resul- 
tieren. Und  in  den  meisten  Fällen  ist  es  auch  der  Fall,  daß  die  Obschtschina 
in  dem  Maße  ,, lebendig"  wird,  in  welchem  die  Bauernnot  sich  vergrößert. 
Es  ist  deshalb  falsch  anzunehmen,  daß  die  Landgemdnde  die  Ursache  der 
bäuerlichen  Notlage  sei.  Gerade  umgekehrt.  Die  Umdgemeinde  ist  das  Pro* 
dukt  des  niedrigen  ökonomischen  Standes  des  russischen  Landwirtes.  Es  ist 
interessant  zu  beobachten,  daß  der , .kollektive" Gedanke  in  der  „Obschtschina" 
gewölinlich  verschwindet,  w^^nn  die  nj^rikulturelle  Technik  auf  ein  höherea 
Niveau  gehoben  wird.   Je  lii  fer  der  Hau*  j-  semen  Acker  pflügt,  je  mehr  Dung 

er  seiner  Parzelle  zuluhrt,  dusto  mehr  hängt  er  an  dem  speziellen  Streifen 
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Boden,  desto  weniger  ist  er  geneigt,  in  eine  aOgenieine  Umteilimg  einzu- 
willigen. Die  Bücher  der  Semstwostatistiker  wissen  mehrere  solche  Fälle  lu 
erzöhlen,  wo  die  Umteilung,  die  wichtigste  Manifestation  des  bäuerlichen 
„Kollektivismus",  im  umgekehrten  Verhältnis  zur  Intensität  des  Acker- 
baues stand.  Man  sieht,  die  Frage  der  Entwicklungsfähigkeit,  wenigstens 
des  wirtschaftlichen  Fortschritts,  fällt  nicht  notwendigerweise  mit  der  Lebens- 
fähigkeit der  Obschtsohina  zusammen. 

Damit  will  ich  aber  nicht  sagen,  daß  die  russische  „Ohschtschina**  in 
der  Tat  gar  keine  wirtschaftliche  Entwicklung  durchgemacht  hat,  daß  sie  auf 
demselben  Platz  stehen  blieb,  wo  sie  sich  vor  fkb  Jahren  befand.  Die  Zeiten 
gingen  auch  an  der  „Obschtschina"  nicht  spurlos  vordbor,  und  wie  gering 
auch  der  Fortschritt  sein  mag,  aber  er  ist  doch  da.  Alle  lieobachter  der 
russischen  Agrarverhältnisse  waren  in  den  letzten  Jahren  imstande  festzu- 
stellen, daß  &  „Obschtschina"  allmählich  auf  allen  Gebieten  sich  entwickle. 
In  der  Wirtschaft  der  „koUektiTistischen"  Bauern  verbreiten  sich  immer 
mehr  höhere  Formen  des  Ackerbaues,  die  Bauern  gehen  massenhaft  von  der 
Feldgraswirtsehaft  zum  Dreifeldersystem  über,  das  Düngen  wird  eine  immer 
häuflgw  Erscheinung,  hier  imd  d;i  lurni  rkt  man  auch  die  Anwendung  von  Mine- 
raiieiidung  und  Futterki  auterbau.  Glciciizeitig  damit  beobachtet  man  eine 
Verbesserung  der  landwirtschaftlichen  Werkzeuge,  der  eiserne  Pllug  ver- 
drSngt  flberall  die  alte  hAlzeme  „Socha"*),  Dresch-  und  Worfelmaschinen 
sind  in  der  (Htschtschina  schon  längst  keine  Seltenheit.  Der  Drang  nach 
Hebung  der  Agrikultur  wird  besonders  in  den  letzten  zwei  Jahren  bemerk- 
bar. Die  Hoffnungen  auf  eine  Vergrößerung  des  jetzigen  bäuerlichen  Boden- 
anteils durch  Expropriation  der  jetzigen  Großgrundbesitzer  sind  ziemlich 
stark  erschüttert,  und  viele  Bauern  greifen  deshalb  jetzt  zu  andern  Mitteln, 
um  ihrer  Not  abzuhelfen.  Die  Verbesserung  der  Bestellungstechnik  nimmt 
unter  diesen  Mitteln  einen  hervorragenden  Platz  ein.  Das  Ajieignen  agrono- 
mischer Kenntnisse  wurde  dem  Bauern  zu  einei  unentbehrlichen  Bedflrfnis. 
Die  Bauern  lechzen  geradezu  nach  landwirtschaftlichen  Ndrlesungen  und 
studieren  mit  Eifer  die  spezielle  agronomische  Literatur.  Wie  stark  diese 
Bewegung  geworden  ist,  zeigt  u.  a.  der  Umstand,  daß  während  im  Jahre 
1906  die  Zahl  der  Abonnenten  auf  die  periodische  landwirtschaftliche  Presse 
40000  war,  ne  im  Jahre  1907  die  Ziffer  60000  erreichte,  d.  h.  sie  ver- 
größerte sich  um  50%. 

Hand  in  Hand  mit  dem  Bestreben,  die  bisherige  agrikulturelle  Technik 
auf  ein  höheres  Niveau  zu  erheben,  geht  jetzt  eine  geradezu  fieberhafte  Be- 
wegung zur  Gründung  und  Erweiterung  von  allerlei  Art  Genossenschaften. 
Verschiedene  kooperative  wachsen  wie  Pilze,  die  Zeitungen  smd  täglich  über- 
füllt von  Nachrichten  über  diese  Gründungen,  die  aus  allen  Richtungen  des 
Riesenreiches  ankommen.  In  mehreren  Orten  fand^  auch  schon  Besirks- 
tagungen  der  Delegierten  der  Artlichen  Vereine  statt  und  es  wurden 
Schritte  getan,  um  die  großartige  organisatorische  Bewegung  nach  ein- 
heitlichen Prinzipien  zu  leiten.  Unter  einer  energischen  und  umsichtigen 
Leitung  können  diese  Bestrebungen  eine  kolossale  V\  irkung  auf  die  wirt- 
schaftliche Lage  der  russischen  Bauerngemciruie  ausüben. 

Wenn  vom  ökonomischen  Standpunkte  aus  man  der  „Obschtschina" 
fan»  gewisse  Entwicklungsfähigkeit  nicht  absprechen  kann,  so  ist  es  noch 
vielwoüger  vom  sosialethischen.  DieMaterialien  des  Herrn  Katschorowsky 


*)  Hackenpflug. 
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enthalten  eine  Reihe  von  Fällen,  welche  zeigen,  daß  das  Prinzip  der  Ge- 
rechtigkeit und  der  Gleicliheit  immer  größere  VerbreHimg  innerhalb  der 
„Obsohtschina"  findet.  Besondere  interessant  sind  die  Angaben,  die  die  Ent- 
wicklung auf  dem  Gebiete  der  Verteilungsformen  schildem.    Lange  Jahre 

hindurch  herrschte  das  System  der  Boden verteiUmp  nach  der  Zahl  der  Ar- 
boitskräfte  oder  nach  männlichen  „Seelen".  Dies  ffjh''t<^  off  zu  TTnf!eror>htii!- 
keit,  wenn  die  Zahl  der  Frauen  oder  der  nicht  arbeitenden  Elemente  (Kinder, 
Greise)  in  der  Familie  allzugroß  war.  Die  letzten  Jahre,  besondei's  die  neun- 
ziger, brachten  in  dieser  Beziehung  einen  bemerkenswerten  Umschwung.  Die 
Bauern  mehrerer  Gemeinden  —  nach  den  annähernden  Errechnungen  etwa 
12  %  der  Gesamtzahl  —  sahen  sich  veranlaßt,  diesen  alten  Modus  zu  ändern 
und  die  Verteilung  nicht  nach  df^n  Kräften,  sondern  nach  Essern",  „Mäulen", 
,,LöfTcln",  Bäuchen"  usw.  voi  zunehmen.  Jedes  lebendige  Wesen  erhält 
somit  das  Anrecht  auf  eine  gewisse  Existenz.  Dies  hat  zur  Folge,  daß  die 
Frauen  und  die  Jugend  aus  ihrer  Abhängigkeit  von  den  Eltern  und  den 
Männern  heraustreten»  was  Öfters  den  Hütern  der  Überlieferung  nicht  immer 
angenehm  ist.  Zwangsweise  Heiraten,  welche  frOher  eine  gewöhnliche  Er- 
scheinung waren,  werden  immer  seltener.  Die  Frauen  erheben  ihr  Haupt 
und  trauen  sich  gegen  die  Tyrannei  der  Männer  zu  protestieren,  und  Schei- 
dungen zwischen  Mann  und  Frau,  welche  früher  nnb'^l'annt  waren,  sind 
jetzt  durchaus  keine  Seltenheit.  Bakunin  schrieb  einmal  an  seinen  Freund 
Herzen:  „Die  Obschtschina  hat  nichts  erzeugt,  als  die  .  .  .  häßliche  Horab* 
Würdigung  der  Frau,  die  absolute  Verneinung  und  das  Unveratändnie  des 
Frauenrechls  und  der  Frauenehre  und  die  apathische  BereitwilligkiMt,  sie 
(die  Frau)  £um  Nutzen  der  Allgeraeinheit  dem  ersten  besten  Tschinownik 
oder  Ofi zier,  wegzugeben"*).  Die  Zeilen,  wo  diese  Charakteristik  der  Lage 
der  Frauen  innerhalb  der  „Obschtschina"  mehr  oder  weniger  zutreffend  war, 
sind'  glücklicherweise  längst  vorüber. 

Einen  wichtigen  Sc£itt  auf  dem  Gdiiete  des  Fortsehritts  kann  man 
auch  fflr  die  Organisation  der  Obschtschina  als  solche  verseichnen.  Diesen 
Schritt  taten  mehrere  Gemeinden  im  Gouvernement  Orcnbur^  (Südost), 
indem  sie  eine  Nutzungsordnung  einführten,  die  eine  frappierende  Ähnlichkeit 
mit  den  bekannten  Vorschlägen  Thomas  Spences  haben.  Dip^f^  Nutznngs- 
ordnung  besteht  darin,  daß  man  den  Boden  nicht  \s'ie  gewülialich  verlost, 
sondern  verpachtet.  Die  Höhe  des  Pachtzinses  bestimmt  die  Gemeinde 
und  die  Pachtgelder  flieBen  in  die  Gemeindekaaee.  Durch  diesen  Modus 
wird  die  ungemein  schädliche  Gemengelage  der  Ackerfelder  beseitigt,  da 
kdn  Pächter  genötigt  ist,  die  an  verschiedenen  Orten  gelegenen  Landstriche 
zunehmen,  und  er  ist  imstande  ein  geschlossenes  Stück  Land  zu  beackern.  Die 
Beseitigung  der  Gemengelage  gibt  jedem  Landwirt  die  Möglichkeit,  die  Ab- 
wechselung der  Aussaat  nach  seinem  eigenen  Ermessen  vorzunehmen,  während 
früher  das  gemeinsame  Interesse  eine  gewisse  Uniformität  forderte,  welche 
für  die  fortgeschritteneren  und  unternehmenden  Mitglieder  der  Gemeinde 
als  lästige  Fessel  erschien.  Eine  weitere  Folge  dieses  Systems  ist  die  gröfiere 
Stetigkeit  des  Nutzungsrechts,  da  der  Pachtvertrag  «ne  bestimmte  Frist 
wührt,  während  in  den  gewöhnlichen  Obschtschinas  eine  Auftf^ibmg  des 
Bodens  in  der  Hand  einer  Majorität  liegt  und  nach  Belieben  vorgenommen 
werden  kann.     Noch  eine  ganze  Reihe  anderer  Vorteile  gewährt  diese 


*)  Vg^.  den  von  Theodor  Sobiemann  herausgegebenen  Briefwechsel  Henens 
mit  Bakunin.    BibUothek  russischer  Denkwürdigkeiten,  Bd.  IL  q,^. 
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Nut2ungsordnung,  die  die  ObseiiLschina  zu  einem  modernen  Gf moinwesen 
macht  und  sie  den  Anforderungen  der  Gegenwart  anpaßt.  Zusammen  mit 
den  andern  Tatsachen,  die  ym  oben  kennen  gelernt  haben,  sengt  dieserModue 
von  einer  bedeutenden  Geschmeidigkeit  und  Anpaflsungeffibigkeit  der  nuei- 
echen  „Obschtsehina". 

Wir»  eingan^  «^hon  angrdr»i]tot  wurdf,  waren  fiin  Ansichten  übor  Hie  Rolle 
der  Landgemeinde  in  Rußland  immer  geteilt.  Dies  w  ar  nicht  nur  innerhalb 
der  Reihen  der  Intellektuellen  der  Fall;  auch  in  den  Rcgierungskreisen 
schwankte  man  immer  in  der  Haltung  gegenüber  dem  ,,Mir".  Mehrere 
Jahnehnte  bindnroh  hielt  man  die  „Obschtschina**  für  eine  Stfltie  nicht 
nur  des  russischen  Staates,  sondern  auch  des  Absolutismus.  Die  Ereignisse 
der  letzten  Jahre  enttäuschten  die  Verteidiger  der  Selbstherrschaft  in  ihrem 
Glauben  an  die  „Mir"- Bauern.  Die  Regierung  beeilte  sich,  eine  Reihe  von 
Maßnahmen  auszuarbeiten,  die  die  Auflösung  der  alten  Ordnung  herbei- 
führen sollten.  Man  verfährt  dabei  mit  einer  Rücksichtslosigkeit,  die  aller 
Beschreibung  spottet.  Die  Intevessen  der  übevgrofien  Majorit&t  der  Bauern 
sind  der  Habgier  und  der  SkmpeUosigkeit  einer  geringen  Minorität  ausge- 
liefert. In  die  Reihen  der  Bauern  wurde  der  Semm  des  Zwistes  und  Hasses 
hineingetragen,  der  nicht  seilen  zu  Ausschreitungen  allerschärfster  Art  führt. 
Dieser  Zwist  war  ja  das  Hauptziel  dieser  Maßnahmen,  dnnn  darlnrch  hoffte 
man  die  Aufmerksamkeit  der  Bauernmassp  von  andern  unliebsamen  Forde- 
rungen abzulenken.  Inwieweit  diese  Zersloi  ungsarbeit  der  Uegierungsagenten 
mit  Erfolg  gekrflnt  werden  wird,  ist  vorläufig  schwer  sn  sagen.  Jedenfatti 
kann  man  schon  jetzt  feststellen,  daß  zu  einer  gesunden  Entwicklung  der  vor- 
handenen fortschrittlichen  Tendenien  in  der  „Obschtschina"  diese  Maß- 
nahmen nichts  beitragen  werden.  Sollte  die  „Obschtschina"  dennoch  aus  diesen 
bchicksalsschlägen  als  Siegerin  hervorgehen,  so  wird  sie  dies  nicht  der  vor- 
sorgUchen  Politik  einer  humanen  und  klugen  Regierung  zu  danken  haben, 
sondern  sich  selbst,  ihren  eigenen  Kräften.  W^rd  sie  &se  haben? 
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Vm  TEOiNIK  UND  KULTUR. 

EiiNE  Sphäre  menschlicher  Kultur  hat  sich  m  dea  letzten  Jahr- 
hundartea  mehr  gewsudelt  ab  die  Teohnik;  sichtbarar,  unwider^ 
legUcher  als  alle  geistigeii  und  moralischen  Fortschritte  der  Mensch- 
heit sind  unsere  technischen  Errungenschaften  in  dieser  Zeitspanne. 

Durch  sie  hebt  sich  die  Gegenwart  klar  und  scharf  von  allen  vorhergegangenen 
Entwickhingsppriodnn  der  Gattung  ab.  Man  mng  über  den  relativen  Wert 
der  altgriechibcheii  und  der  modernen  Kunstwerke  verschiedener  Meinung 
sein,  die  Völker  des  Ostens  mögen  ihre  Philosophie  und  Moral  über  die  unsere 
stellen:  auch  sie  mOasen  die  Überlegenheit  unserer  Technik  anefkamen; 
kein  IVeund  des  Altertums»  kein  Theoretiker  des  ewigen  Beharrens 
kann  diesen  Fortschritt  leugnen.  Ben  Akibas  „Alles  ist  schon  dagewesen'* 
versRpf  gegenüber  den  Wundern  der  modernen  Technik.  Wenn  wir  aber 
deren  Rollo  im  menschlichpn  Leben  näher  untersuchen,  so  sehen  wir  sofort, 
daß  sie  neben  ihrer  Eigcnpersönlichkeit,  neben  der  unendlichen  Erweiterung 
der  menschlichen  Machtsphäre  durch  Gewinnimg  von  Dampf  und  Elektrizität 
ab  dienende  Geister  einen  revolutionierenden  Einfluß  auf  alle  anderen  Sphären 
des  sozialen  und  Kulturlebens  ausgeübt  hat,  nicht  bloß  aufbauend,  sondern 
auch  zersetzend,  nicht  bloß  glückspendend,  sondern  auch  viele  Tränen  ver- 
gießend. Fassen  wir  diese  einzelnen  Wlrkungm  unparteiisch  und  vor- 
urteilslos ins  Auge. 

1.  Die  ökonomischen  Konsequenzen  unserer  technischen  Errungen- 
schaften sind  Oberaus  glänzende  gewesen.  Die  Produktivität  der  mensch- 
lichen Arbeit  hat  sich  ungemein  erhobt,  die  Gütermenge,  welche  der  mensch- 
lichen Konsumtion  zur  Verfügung  stdit»  vervielfacht,  der  Wohlstand  der 
Gattung  ist  ein  unvergleichlich  größerer  geworden.  In  dieser  Richtung  steht 
kein  Schatten  dem  strahlenden  Licht  gegenüber. 

2.  Die  sozialen  Konsequenzen  der  technischen  Um-\^'Slzung  sind  Lereits 
viel  komplizierter.  Während  es  in  den  vorangegangenen  Zeitaltern  der  Hand- 
arbeit die  Regel  war,  dafi  jeder  Aibettende  sich  im  Besitze  seiner  Produktions- 
mittel befand  und  Ertrag  seiner  Ariieit  (Lehnsabgaben  der  Feudalseit 
sowie  Sklaverei-Perioden  überhaupt  ausgenommen)  ihm  selbst  zufloß,  hat  die 
moderne  Technik  die  Konzentrierung  der  Güterproduktion  in  immer  wenigeren 
Betriebsstätten,  die  Trennung  des  Arbeitenden  von  seinen  Produktionsmitteln 
herbeigeführt  und  im  Gegensatz  der  Lohnarbeiter  und  Unternehmer  die 
industrielle  Krise  der  Gegenwait  begiündet.  (Siehe  meinen  AufsaU  in  Heft  7 
dieser  Zeitschrift.)  In  iweiter  Linie  hat  die  moderne  Technik  durch  ihre 
gewaltige  Reiohtumsvermehnmg  auch  eine  bedeutsame  Steigerung  aller 
Bedürfnisse  herbeigeführt,  und  eben  diese  haben  ein  Erstehen  vieler  neuer 
Industriezweige  im  Gefolge  gehabt.  Derart  hat  sich  das  \>rh?tltni?^  von 
Ackerbau  und  gewerblicher  Betätigung  wesentUch  zugunsten  der  letzteren 
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verschoben,  ein  bedeutender  Teil  der  landwirtschaftlich  tätigen  Bevölkerung 
«wurde  ans  den.  DOrfem  in  die  Stftdte  gezogen  (siehe  Artikel  yon  J.  Landa 
in  Heft  9)  und  diese  entwunelten  BevÖlkerungsschichten,  aus  allen 
schütienden,  durch  jahrtausendelange  Auslese  bedingten  Erbtraditionen 
gerissen,  waren  zunächst  schlimmster  Ausbeutiine;  und  schwersten  hygie- 
nischen Gefahren  preisgegeben;  wenugl 'i<  b  in  West-Europa  eine  zielbewußte 
Arbeiterschutz politik  bereits  eine  gewisse  Anpassung  der  neuen  Verhältnisse 
an  die  Notwendigkeiten  der  Rass^iBwahrung  geschaffen  bat,  sind  doeh  auch 
bei  uns  und  viel  mehr  noch  in  Ost-Europa  und  Asien  nicht  vrenige  Degme- 
rationssymptome  in  der  industriellen  Bevölkerung  nachweisbar.  Hier  liegt  die 
bedenklichste  Folgeerscheinuni?  der  modernen  technischen  Entwicklung. 

3.  Die  politischen  Konsequenzen  der  technischen  Entwicklung  traten 
in  erster  Linie  im  Übergewicht  der  technisch  gebildeten  westlichen  Nationen 
über  alle  andern  Völker  des  Erdkreises  sutage.  Waren  die  Zivilisationen 
früherer  Jahrtausende  zum  Teil  einer  Niederwerfung  durch  jugendfnsche 
kriegerische  Stämme  der  Wildnis  au^esetit,  so  ist  dies  gründlich  vorüber. 
Waffen  und  Industrie  der  Moderne  geben  uns  ein  erdrückendes  materielles 
Übprgpwicht  über  allo  Völker,  die  derselben  entbehren.  Ander^r^Pits  liegt 
esimVVi's-  n  modtTiier  industrieller  Produktion  begründet,  nach  uubt;grenzt€r 
Ausdehnung  zu  streben;  je  mehr  Güter  erzeugt  werden,  desto  rentabler  wird 
der  Betrieb.  So  sind  fast  alle  industriellen  GroBmächte  durch  das  Bestreben, 
die  eigene  Überproduktion  bei  fremden  Mächten  abzusetzen,  zu  ausgedehnter 
Kolonial  politik  gedrängt  worden,  und  so  erklärt  sich  die  sukze^ive  Besitzergrei- 
fung der  Länder  Afrikasund  zum  Teil  auch  Asiens  durch  die  weiße  Russe.  Ebenso 
zwingt  die  Überlegenheit  der  industriell-kapitalistischen  Kulturnach  dem  Gesetz 
der  Auslese  alle  selbst  widerstrebenden  Länder  und  Völker  zur  Akzeptierung  der 
neuen  Tatsachenwelt.  Die  Niederwerfung  der  Buren,  welche  die  reichen  Berg- 
werke ihres  Landes  aus  der  Sphäre  der  modernen  industriellen  Kultur  aus- 
scfalieSm  wollten,  ist  hierfür  ein  charakteristisches  Betspiel.  And(>rei>seits  hat  die 
moderne  Technik,  die  an  die  Basis  der  sozialen  Pyramide  an  Stelle  des  Bauern- 
standes, der  durch  seine  historischen  Traditionen  in  Erbgehorsam  und  Unter- 
würfigkeit gehalten  war,  die  Industrie-Arbeiterklasse  setzte,  die  Jahrtausende 
alten  Unterordnungsverhältnisse  durchaus  geändert  und  die  Bahn  zu  freier 
demokratischer  Entwicklung  nach  unbegrensten  Femen  hin  geebnet. 

4.  In  psychologischer  Hinsicht  war  der  Mensch  durch  all  die  Jahr- 
tausende gewohnt  gewesen,  das  Walten  der  Naturkrälte  als  unbegreifliches 
Rätsel  zu  verehren,  und  durrh  ihre  Personifizierung  hat  er  sich  seine  Götter 
geschaffen,  die  er  durch  Gebet  und  Opfer  sich  freundhch  zu  stimmen  suchte. 
Unser  technisches  Zeitalter  hat  all  dies  geändert,  viel  alte  Poesie  vernichtet, 
aber  auch  viel  neue  Möglichkeiten  der  Poesie  geschaffen.  (Siehe  meinen  Auf- 
sats  in  Heft  2'die8er  Zeitschrift.)  Wir  haben  die  Naturkr&fte  in  unsem  Dienst 
gezwimgen,  aus  unsem  Göttern  unsere  Sklaven  gemacht;  alle  ehrfürchtige 
Scheu  vor  ihnen  verschwand,  nur  Freude,  ihre  Cxesetzmäl3igkeit  zu  herrciffn, 
ist  uns  geblieben.  So  ist  mit  zunehmender  Erkenntnis  ihrer  Bedingtheit 
ein  modernes  ratiouulislisches  Emplinden  an  die  Stelle  der  mystischen  Stim- 
mung der  Vergangenheit  getreten,  und  besonders  jene  Volksschichten,  die 
im  innigen  täglichen  Kontekt  mit  der  modernen  Technik,  mit  der  gewerb- 
lich«a  GOterproduktion  stehen,  die  industriellen  Arbeiter,  haben  überwiegend 
den  alten  religiösen  Voretellungsreihen  den  Rücken  gekehrt  und  sind  Agno- 
stiker geworden.  (Siehe  meine  Aufsätze  über  die  religiöse  Weltkrise  im  Tffft  1, 
und  über  Arbeiterkultur  in  Heft  6  dieser  Zeitschrift.)    Eben  diese  neu  er- 
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wachende  proletarische  Volksklasse  hat  in  allen  Industrieländern  des  Okzi- 
dents und  Orients  im  v,'ps»^atlichen  dieselben  psychologischen  Charakterzüge. 
Die  japanisf  lipn  Arbeiter  sind  mit  ihren  deutschen  und  französischen  Klassen- 
kollegen  durch  gemeinsame  Lebensbedingungen  und  Instinkte  verbunden» 
de  habea  miieiiMxider  unvergleieliiich  mehr  psychische  Züge  gemeiiiBam  al» 
etwa  die  Bauern  beider  Länder.  Selbst  bei  ganz  unzivilisierten  Völkern  wie 
den  Beduinen  oder  Indianern  bringt  die  Hineinziehung  ins  industrielle 
Milien,  die  Prolelarisierung,  ganz  analoge  Effekte  hervor  v,-iü  in  den  Ländern 
der  Hochkultur.  Die  nationale  Tracht  und  die  nationalen  Sitten  werden 
abgelegt,  der  nationale  Glaube  verblaßt,  europäische  Exportwaren  werden 
sur  j^kleidung  gebraucht,  «iropsiaohe  Industrie,  Sitten  und  poHtieche 
Ideale  treten  an  die  Stelle  aller  ererbten  Traditionen.  Selbst  das  Kasten- 
wesen  Indiens,  das  so  furchtbaren  Kriegssttirmen  und  Umwälzung  aller 
Dinge  standgehalten  hat,  erliegt  der  modernen  Industrie.  Die  Scheidung  des 
Volkes  in  Unternehmer  und  Arbeiter  tritt  an  seine  Stelle.  (Siehe  Aufsatz: 
Die  soziale  Frage  Indiens  auf  Seite  802  und  Notiz  über  das  indische  Kasten- 
wesen auf  Seite  775).  Auch  die  materielle  Zivilisation  der  andern  nicht  prole- 
tarischen Volksklassen  gleicht  sieh  den  überall  analog  gegebenen  technkchea 
Faktoren  an.  Keine  frühere  Zivilisation  Europas  war  in  dem  Sinne  den 
Kulturen  der  andern  Völker  überlegen  gewesen,  keiner  konnte  daher  gelingen, 
was  der  modernen  technischen  Zivilisation  vollständig  gelang:  sich  auch  im 
Bereiche  der  alten  Kultumationcn  des  Ostens  seßhaft  zu  machen.  Auch  die 
soziale  Psychologie  Indiens,  Chinas  und  J  apans  wird  durch  sie  grundslürzend 
verflndert,  eine  uniTerselle  Sozialpsychologie  der  Menschheit  ist  im  Werden. 


So  groü  aber  auch  die  Veränderungen  sind,  welcho  von  der  modernen 
Technik  bereits  im  menschheitlichen  Leben  be\virkt  wurden,  wir  stehen 
doch  zweifellos  vor  noch  viel  bedeutsameren  Umwälzungen.  Betrachten 
wir  die  Möglichkeiten,  die  sich  in  den  verschiedenen  Ländern  daibieten. 

Was  die  Intensität  der  Industrialisierung  anlangt,  so  ist  klar,  daß  die 
verschiedenen  Länder  für  dieselbe  verschieden  günstige  Bedingungen  bieten; 
über  alle  Schutzzollsysteme  hinaus  muß  sich  doch  mehr  oder  minder  das 
Prinzip  der  Lokalisierung  der  einzelnen  Produktionszweige  nach  den  ge- 
gebenen lokalen  Bedingungen  durchsetzen.  £s  gibt  Länder,  welche  durch 
rdche  Kohlen-,  Eisen-  und  andere  Bergwerkssdiätfe  oder  aber  durch  den 
Besits  reicher  Wasserkräfte  oder  sonstige  Bedingungen  sich  unbegrenster 
industrieller  Entwicklung  darbieten,  während  andere  noch  für  lange  hinaus 
überwiegend  Irtndwirtschaftlich  bleiben  werden.  Die  beiden  ältesten  Indu- 
^^tricländer  der  Erde  sind  England  und  Frankreich  (mit  Belgien).  In  ersterem 
Lande  war  insbesondere  seine  insulare  Lage,  die  billige  Transportgelegeuheit 
nach  aUen  Welten  bot  und  den  Sinn  der  Bevölkerung  in  die  Richtung  von 
Handel  und  Gewerbe  lenken  mußte,  für  den  Beginn  industrieller  Tätigkeit 
verantwortUch.  Als  diese  bereits  in  hoher  Blüte  stand,  wurden  durch  Er^ 
findung  der  Dampfmaschine  die  reichen  Kohlenlager  Englands  ein  zweiter 
treibender  Faktor  dieser  industriellen  Entwicklung,  all  diese,  verbunden 
mit  dem  politischen  Genie  der  englischen  Rasse,  das  ihr  Land- 
besitz und  iVbsalzmäikte  in  allen  Erdteilen  schul,  huL  England  die 
Behauptung  seiner  Stellung  als  vornehmste  Industriemacht  der  Erde  er- 
mdj^oht.  Mehr  und  mehr  aber  muß  doch  mit  dem  Aufschwünge  der  kon- 
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kurrierenden  Industriestaaten  in  Europa  und  Amerika  der  geringe  Umfang 
und  die  geringe  BeTOlkerung  der  britischen  Inseln  als  ungünstiger  Faktor 
des  Weitibeweibes  in  Erscheinung  treten,  nnd  En^^d  ^id  so,  wenngleich 
nur  langsam,  mit  Ablauf  langer  Zeitrftume,  in  iweite  Linie  smUck&eten 

müssen. 

Für  das  mit  ihm  jahrhundertelang  rivalisierende  Frnnkroirh  ist  eben 
diese  Tatsache  bereits  in  Erscheinung  getreten.  Ehedem  war  ihm  dank  dem 
hervorragenden  Geschmack  und  der  hochentwickelten  Kunstfertigkeit 
fleiner  Bemhner  die  Überiegenheit  über  seine  Nachbarn  in  allrai  Erzeugnissen 
der  menschlichen  Hand  gesichert.  Die  moderne  Großindustoie  mit  ihrer  Er- 
setzung menschlicher  Handarbeit  durch  Maschinenbetrieb,  mit  ihrer  Basie- 
rung auf  Kohle  und  Eisen  war  Frankreich  ungi"m?tig;  denn  eben  diese  Natur- 
schfitze  sind  ihm  in  relativ  geringem  Maße  gegeben,  und  seine  Bevölkerung 
ist  für  kollektive  Arbeit  minder  befähigt,  als  für  individuell-geniale  Aus- 
führung* HIena  trat  dann  noch  die  demokratische  Entmcldung  des  Landes, 
mit  ihrem  Steigen  der  Arbeitslühne;  swar  sind  diese  nicht  höher  als  in  Eng- 
land und  Amerika,  aber  während  sie  dort  durch  die  spezifisch  günstige  Position 
"Enelands  als  Kolonial-  und  Welthandelsmachl  und  die  spezifische  Begün- 
stigung Amerikas  durch  seine  unermeßlichen  Naturschätze  leicht  bezahlt 
werden  können,  sind  ähnlich  günstige  Umstände  in  Frankreich  nicht  vor- 
handen; aUe  seine  kontinentalen  Rivalen  andererseits  besitzen  minder  hohe 
Arbeitalühne,  ihnen  gegenüber  ist  die  fransOaiBche  Industrie  somit  im  Nach- 
teil. In  weiterer  Linie  darf  nicht  vergessen  werden,  daß  die  Bevölkerung 
Frankreichs  sich  in  Stagnation  befindet  und  hierdurch  ein  Impuls  indu- 
strieller Expansion,  der  in  Deutschland  sehr  bedeutsam  ist,  entfällt.  Frank- 
reich wird  daher  von  seiner  Stellung  als  industrielle  Großmacht  mehr  und 
mehr  zurücktreten  müssen;  in  den  Bereichen  der  Massenproduktion  wird 
ea  mehr  und  mehr  von  den  andern  Lfindem  überflügelt;  nur  in  künst- 
lerischer und  noch  mehr  in  der  eigentlichen  Produktion  geistiger  Werte 
(dramatischer  Kunstwerke,  Skulpturen  und  Bilder,  Ideen  und  Bücher)  wird 
es  eine  führende  Stelluns;  hfhaupten  können.  Frankreich  v.nrd  scinon  Ehr- 
geiz darauf  konzentrieren  niijssen,  das  Athen  der  Neuzeit  zu  bleiben  und 
inmitten  industrieller  Groiimachte,  die  ihm  an  Bevölkerungszahl  und  Massen- 
produktion wirtschaftUcher  Güter  von  Jahr  zu  Jahr  überlegener  werden, 
Jene  Tttigkeitasphfiren  zu  pflegen,  die  nicht  Arbeitersahl  und  indtutrielle 
Kraft,  sondern  persönliches  Genie  erfordern.  Auch  so  wird  es  übrigens,  je 
reicher  die  andern  Länder  werden  und  je  stärker  sich  in  ihnen  die  Nachfrage 
nach  Gütern  dor  Kunst  und  des  Geistes  entwickelt,  seinen  Reichtum  durch- 
aus bewahrrii  kiianon. 

Ganz  anders  sind  die  MögUchkeiten  Deutschlands.  Starke  Bevölkeruugs- 
«mwhme,  reiche  Lager  an  Kohle  und  Eisen  und  weite  übeneeiadie  Absats- 
mftrkte,  die  sich  dank  der  politischen  Macht  des  Reiches  stets  weiter  aus- 
dehnen, gd>en  dem  unbegrenzten  Wachstum  deutscher  Industrie  ganz  vor- 
2üpli"hf^  Chancen.  Deutschland  hat  alle  Aussicht,  in  naher  Zukunft  hnrcits 
an  Englands  Stelle  die  vornehmste  Industriemacht  der  Erde  zu  worden. 
Ob  freilich  der  wachsende  Zublrom  der  initiativestarken  Elemente  des 
Volkes  zu  den  industriellen  Berufen  und  die  steigende  Wertschätzung,  deren 
sich  materieller  Reichtum  und  materielle  Macht  erfreuen,  der  moralischen 
und  geistigen  Entwicklung  des  deutschen  Volkes  nicht  gefahrvoll  werden 
mögen,  ist  eine  überaus  bedeutsame  Frage.  Schon  heute  ist  trotz  aller  mate- 
riellen Machterweiterung  des  Reiches  der  Name  der  deutschen  Nation  io^A^j^  ^  Cioogle 
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lande  nicht  mebr  so  hoch  gcschfttst  als  su  den  Zeiten,  da  man  Dentaehland 

das  Land  der  Denker  und  Dichter  nannte;  die  Interessenpohiik  des  neoen 
Reiches,  die  offen  und  bewußt  an  Stelle  der  früheren  idealistischen  Tradi- 
tionen trat,  konnte  nicht  geeignet  sein,  die  rein  menschlichen  Sympathien 
gegenüber  dem  deutschen  Volke  zu  stärken.  Vielfach  wird  angenommen, 
daß  die  deutsche  Kultur  aus  einer  vorwiegend  idealistischen  eine  vorwiegend 
maferiafiBtische  zu  werden  im  Begriffe  sei,  und  daß  das  Deutsche  Reich» 
racher  und  mächtiger  von  Jahr  lu  Jahr,  aber  von  preußischen  Junkern 
im  Sinne  kuIturfeindKchar  Machtpolitik  gelenkt,  eine  Gefahr  für  Freiheit 
und  Demokratie  der  vorgeschritten(>n  Kulturvölker  bilde.  Nur  das  Auf- 
tauchen neuer,  jugendfrischer,  idealer  Kräfte  aus  dem  Schöße  des  deutschen 
Volkes  selbst  kann  diese  düsteren  Ahnungen  Europas  widerlegen. 

Von  den  andern  europäischen  Staaten  zeigen  Spanien  und  Portugal 
nur  gans  geringe  Zeichen  industrieller  Entwicklung,  während  die  nördfichen 
Provinzen  Italiens  in  regem  industriellen  Aufschwung  begriffen  sind.  In 
Österreich  sind  wohl  viel  natürliche  Bedingungen,  so  der  Reichtum  an  Eisen 
und  Kohle,  industriellor  Entwicklung  günstig,  aber  der  drohende  Verlust 
des  industriellon  Marktes  in  Ungarn,  das  sich  mit  gesundem,  natürlichen  In- 
stinkte wehrt,  uuch  weiterhin  ein  quasi  koloniales  Absatzgebiet  der  öster- 
reichischen Industrie  lu  bleiben,  und  der  freiwillige  AuBscUufi  der  Monarchie 
Yon  überseeischer  Kolonialpolitik  andererseits,  lassen  es  wenig  wahrscheinlich 
erscheinen,  daß  dieser  Staat  gleichen  Schritt  mit  den  andern  Industrie- 
mächten  wird  halten  können.  Bio  Pallcnnländer  z8hlen  wohl  noch  für  lange 
Zeit  für  den  industriellen  Wettbewerb  nicht  mit.  In  Rußland  waren  es  auch 
weniger  .die  natürlichen  Verhältnisse  als  die  künstliche  Förderung  durch  die 
Regierung,  welche  ein  relativ  starkes  Anwadisen  dae  Industrie  in  diesem 
Lande  hervorrief.  Im  Gegensatse  hiersu  scheinen  die  skandinavischen  LSnder 
mit  ihren  Eisen-  und  Holzschätzen  sowie  ihren  reichen  Wasserkräften  starke 
MögUchkeiten  einer  Industrieentwicklung  nach  amerikanischer  Art  in  sich 
SU  bergen. 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika  sind  eine  Welt  für  sich 
und  bieten  sowohl  der  Entwicklung  des  Ackerbaus  als  auch  der  Industrie 
reiche  und  vielfältige  Möglichkeiten.  Allerdings  Bind  diese,  mit  den  Gesamt- 
möglichkeiten Buropas  ver^^iehfln  (wie  wir  angesichts  des  gleichen  Flächen- 
inhalts tun  müssen),  keinesfalls  gleichwertig.  Aber  die  Traditionslosig- 
keit  Amerikas  ermöglichte  eben  die  Ausbeutung  dieser  Naturschätze 
nach  vollkommen  rationellen  Grundsätzen,  die  Lokalisierung  der  Industrie 
an  den  günstigsten  Punkten  und  vor  allem  den  Beirieb  von  Viehzucht  und 
Ackerbau  selbst  nach  kommeniellen  Gmndsätsen  unter  Heranaehung  aller 
Möglichkeitett  der  Technik  und  der  agrikolen  Chemie.  (Siehe  Notis  Ober 
amerikanische  Kultur  auf  S.  766).  So  steht  eine  fortdauernde  industrielle 
EntA\nrk1iing  wohl  in  gewisser  Aussicht,  ja  wenn  wir  fortfahren,  die  Ver- 
einigten Staaten  als  Ganzes  rnit  (einzelnen  Staaten  Europas  in  Parallele  zu 
stellen  (was  ja  angesichts  der  politischen  Zersplitterung  der  letzteren  not- 
wendig ist,  wenn  man  poUtischen  Einfluß  gegeneinander  abwägen  will), 
dann  hat  die  Union  naturgemAA  alle  Chancen  fOr  sich,  an  die  SpiUe  der 
industriellen  Weltmächte  zu  treten.  Wenn  jedoch  in  fernerer  Zukunft  sich 
eine  Föderation  der  europäischen  Staaten  vollziehen  sollte,  so  würde  dieses 
rein  pohtische  Übergewicht  wegfallen  und  die  mindere  ökonomische  Kraft 
der  Union  gegenüber  Gesamteuropa  klar  zutage  treten.  Ein  Weiterbestand 
des  giüicheu  Tempos  der  industrxeiicu  iiiiitwicklung  wie  in  den  letzten  j  uhren 
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steht  ohnehin  nicht  zu  erwarten,  da  die  schweren  Klassenkämpfe  des  Landes 
(ädie  Artikel  Uber  Kampf  iwiecheo  Thiste  und  Volk  in  Amerika  in  Heft  9), 
sowie  aneii  eine  gewisse  Sftttigong  der  Ostlioken  Staaten  an  Menschenmaterial 

eine  Herabmindening  der  Einwanderung  ans  Europa  herbeigeführt  haben 
und  wohl  noch  weiter  herbeiführen  werden.  Der  Hauptstrom  derselben 
dürfte  sich  in  Zukunft  nach  Südamerika  und  Kanada  richten.  Dirs  Ictztorn 
Land  insbesondere  mit  seiner  pewaltif^en  Ausdehnung,  seineia  günstigun  Kiinia 
und  seinen  unermeßUchen,  uugehobenen  Bodenschätzen  wird  wohl  bereits 
in  ivenigen  Jahnefanten  eine  industrielle  Ent'wicklungBstufe  eireiolit  haben» 
die  der  der  Vereämgten  Staaten  überaus  nahekommt  (siehe  den  Aufsats  in 
Heft  7  dieser  Zeitschrift).  Ähnliches  gilt,  wenn  auch  nicht  von  den 
tropi<?chen  Gegenden  Süd  Amerika?,  deren  KUma  die  Einwanderung  aktions- 
kraftig* T  weißer  Bevölkerungseieraente  nicht  begünstigt.,  wohl  aber  von 
den  gemäßigten  Gebieten  Argentiniens,  Südbrasihens  und  Chiles,  die  alle 
Vorbedingungen  für  das  Erstehen  einer  industriellen  Kultur  bieten,  und  somit 
sdgen  werdm,  welohe  eigengearteten  soiialpsyohologisohen  Verfinderungen 
sich  im  Gefolge  großsOgiger  industrieller  Entwicklung  eines  romanischen 
Volkes  ergeben  mögen. 

In  Afrika  sind  wohl  insbesondere  die  gemäßigten  Distrikte  des  Südens 
mit  ihren  reichen  Bergwerksschätzen  einer  bedeutsamen  industriellen  Ent- 
ivicklung  fähig.  Zentralafrika  wird  wohl  noch  durch  lange  Jahrzehnte 
ein  gesichertes  Absatzgebiet  europ&ischer  Industrie  bleiben,  ohne  industrielle 
Eigenproduktion  tlberhaupt  yersuchen  su  können,  und  ebenso  scheinen  im 
Norden  des  Erdteils  günstige  Bedingungen  für  moderne  Landwirtschalt, 
aber  minder  günstige  Möglichkeiten  industrieller  Entwicklung  gegeben. 

Ganz  anders  liegen  die  Verhältnisse  in  vielen  Gebieten  Asiens.  In  Indien 
drängt  eine  mächtige  Volksströmung  auf  bewußte  Wiederschaffung  jener 
nationalen  Industrie,  die  durch  die  Konkurrenz  des  englischen  Großge- 
wecbee  im  vergangenen  Jahrhundert  Temichtet  wurde.  (Siehe  Artikel  Aber: 
„Der  Boykott  •SchutiioU  Indiens"  in  Heft  7  dieser  Zeitschrift).  Auch  in 
Hinterindien  ist  dank  der  Zinnbergwerke  der  malayischen  Halbinsel  eine 
bedeutsame  Industrie  entstanden,  und  in  Siam  dank  dem  forlschrittlichen 
Sinn  der  Bevölkerung  alle  Aussicht  auf  Entfaltung  landwirtschaftlicher 
Industrie  gegeben.  Noch  günstiger  liegen  die  Verhältnisse  in  China,  das  reiche 
Lager  an  Kohle  und  Eisen  sowie  eine  überaus  arbeitsame,  zum  Betriebe 
modellier  Grofodustrie  qualiflnerte  BerOlkerung  besitst.  Sein  ^etlicher 
Nachbar,  Japan,  kann  bereits  heute  als  industridUe  Großmacht  gelten  und 
sucht  an  der  Seite  der  europäischen  Mächte  Absatz  seiner  Industrieeneugnisse 
auf  dem  {i<;iRtischen  Festlande.  Zweifelsohne  wird  bald  der  Tag  kommen,  da 
sich  diese  Länder  aus  Absatzgebieten  zu  selbsterzeugenden,  um  die  industrielle 
Mitherrschaft  kämpfenden  Staaten  entwickebi  werden;  sowie  dieser  Um- 
wandlungsprozeß vollendet,  wird  die  europäische  Kolonial- 
politik ihrer  Daseinsberechtigung  verlustig  sein. 
Trotidem  aber  wird  sie  in  der  Entincklungsgeschichte  der  Gattung  bleibende 
Spuren  zurücklassen,  denn  sie  vor  allem  hat  ja  die  schlummernden  Länder 
des  Ostens  zu  industrieller  Tätigkeit  erweckt,  und  die  Vorbreitung  industriell- 
kapitalistischer  Kultur  über  die  ganze  Erde  herbeigeführt,  das  Werden 
einer  seelischen  Weltkultur  vorgebahnt. 

Ganz  eigene  Wege  geht  Australien.  Es  ist  ihm  bereits  heute  im  wesent- 
liehen  gelungen,  die  segensToDen  ^rkungen  modern-technischer  Kultur 
beiiubehalten  und  aussubauen,  su  gleicher  Zeit  aber  ihre  gefahrvollen  Aus- 
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wüchse  zu  beseitigen.  (Siehe  meinen  Aufsatz  in  Heft  1  dieser  Zeitschrift.) 
Eine  entschiedene  Sozialgesetzgebung  hat  allen  MögUohkdten  der  Rassen- 
degenemtion  vorgebeugt,  staatasoiiiliBliBche  Maflnahmeii  haben  all  das 
Hasten  ums  tägliche  Brot,  das  in  Europa  und  Amerika  so  schwere  Ge fahren 
für  das  Nervenleben  der  industriellen  Bevölkerung  mit  sich  bringt,  überaus 
g^emildert.  Andererseils  wurden  Industrie  und  insbesondere  Landwirtschaft 
unter  staatlicher  Aufsicht  und  Hilfe  derart  muster^iltig  organisiert,  daß 
AustraUen  zum  reichsten  Lande  der  Welt  (wenn  wir  die  Einkommensmenge 
auf  dm  Kopf  der  Berölkening  berechnet  in  Betracht  sehen)  geworden  ist. 
(Siehe  Aufoais  tob  Hutohinson  in  Heft  7  der  Zeitschrift.)  AUe  Wahfsehein* 
Bchkeiten  sprechen  dafür,  daß  Australien  auch  in  Zukunft  nicht  in  Wettbe* 
wcrb  mit  drn  crnßon  industnpllen  Weltmächten  treten,  sondern  seine  wesent- 
lichste Kraft  auf  den  Inn  Ten  Ausbnu  seines  Wirtschaf ts- und  Soziaiiebens richten 
werde,  und  eben  diese,  nicht  sowohl  extensive  als  intensive  Richtunglinie 
eines  Landes,  das  der  vollen  Verwirklichung  so^ahstischer  Ideen  schon  heute 
heraus  naheetehtp  acheint  weitgehende  ählfiase  auf  die  MAgMohkmten  d«r 
Entwicklung  in  einer  aonalistiBchen  Zukunft  menschlichen  Geschehens  lu- 
tulaasen. 


Wenn  wir  aber  den  Einiluü  der  Techmk  auf  unser  gesamtes  soziales 
und  kulturelles  Leben  und  die  Zuknnftsmflgliohksiten  dieser  Bednflussung 
wirklich  ernst  erfassen  wollen,  dürfen  wir  ein  Moment  nicht  außer  acht 

lassen:  Daß  nämlich  die  technischen  Grundlagen  dieser  Kultur  keineswegs 
endgiltig  gegeben  ^ind,  daß  vielmehr  die  Technik  selbst  von  Jahr  zu  Jahr 
vons'ärts  schreitet  und  neue  Grundlagen  der  Staatenentwicklung  schafft. 
Eben  jetzt  reift  wieder  ein  großes  technische  Doppelprobiem  seiner  Ver- 
wirklichung entgegen:  die  Luftschiffedirt  (siehe  Artikel  von  Ledeboer  auf 
Seite  730)  und  die  Schiffahrt  unter  Wasser.  Sowie  heide  aus  dem  Stadium 
der  Versuche  in  das  der  Verwirklichung  für  Zwecke  der  großen  Masse  über- 
getreten sind,  werden  sie  einen  mächtigen  Einfluß  auf  das  Seelenieben  der 
Massen  ausüben,  denn  durch  sie  wird  die  Sphäre  der  menschlichen  Ein- 
drücke, die  bisher  auf  die  Erdoberfläche  beschränkt  war.  miendlich  bereichert 
werden,  neue  Vorstellungswelten  werden  erstehen.  Em  zweites  technisches 
Prd>lem»  das  der  ToUen  Verwirklichung  wohl  noch  ferner  liegt,  aber  bereits 
Yon  Etappe  zu  Etappe  dieser  entgegen  dlt,  ist  das  Tom  franxOsischen  Mi- 
nister und  Gelehrten  Berthelot  aufgerollte  Problem  der  künstlichen  Darstellung 
unserer  Nahrungsmittel  auf  chemischem  Wege.  Schon  hat  die  chemische 
Synthese  durch  Darstellung  des  Indigos,  des  Sacrhnrins  und  aiidcK  r  Prä- 
parate die  Herstellung  von  Gütern,  die  früher  ausschließlich  im  Wege  des 
natürlichen  Pflanzenwuchses  resp.  der  Landwirtschaft  möglich  war,  an  sich 
gerissen  und  den  Weg  gezeigt,  an  dessen  Ende  sich  die  ▼Ollige  Verdrängung 
der  Landwirtschaft  durch  dne  chemische  Großindustrie  befindet.  Es 
braucht  hier  nicht  ausmalt  zu  werden,  welche  bedeutsamen  sozialen  und 
politischen  Verschiebungen  die  Ersetzung  de«*  konservativen  Bauernstandes 
der  Gegenwart  durch  eine  neu  hinzuwachsende  Schicht  industrieller  Arl) riter 
mit  sich  bringen  würde.  Jenes  Verhältnis  zwischen  konservativen  und  revo- 
lutioniren  Klassen,  das  heute  noch  den  ersteren  günstig  ist,  wOrde  sieh  zum 
Vortal  der  letsteren,  d.  h.  zugunsten  oner  Entwicklung  zum  Sozialismus 
hin  wesentlich  verschieben,  und  über  diese  soziale  Wirkung  hinaus  würde 
der  Austritt  der  Menschheit  aus  der  Gruppe  der  Naturwesen»  «i^jgfi^ld  d^oogle 
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natürlichen  Leben  anderer  Weson  ihr  eigonos  Leben  aufbauen,  eine  völlige 
Verschiebung  unseres  Verhältnisseä  zur  Mulur  äeibst,  eine  Unabiiaugigmachung 
-von  deraa  Krfilten  und  Ritseln  liedenten. 

Angeaiohts  dieser  Ausblicke  mflssen  wir  uns  darüber  klar  werden,  daß 
wir  nicht  in  der  Vollendung,  sondern  ent  am  Beginne  des  technischen  Zeit- 
alters stehen,  daß  noch  gewaltigere  soziale  und  kuHurclIn  Umwälzungen  vor 
uns  liegen,  als  bereits  das  verflossene  Jahrhundert  gebracht  hat,  daß  die 
Menschheit  in  ihr  unruhevollstes  und  umwalzungreichstes  Geschichtszeit- 
alter eintritt.  Die  endliobe  LOsung  der  sozialen  und  kulturellen  Antithesen, 
die  so  geBchafFen  irarden,  die  Anpassung  des  Mensohbeitsorganismus  an 
seine  neuen  Daseinsbedingungen  scheint  aber,  wie  wir  im  vorhorgdienden 
j!;e9ehen  haben,  nicht  in  den  großen  Ländern  technisch-industrieller  Expansion, 
nicht  in  Deutschland  und  Amerika,  sondern  im  fernen  Australien  zu  hegen, 
das  in  stiller  Arbeit  die  Heilmittel  ausbildet,  um  dereinst  die  Wunden,  die 
sich  die  ringende  Menschheit  im  Kampfe  aller  gegen  alle  schlägt,  heilen  zu 
kflnnan. 
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m  MAROKKO. 

i|EIT  langer  Zeit  bereits  hat  Spanien  keinen  bedeutenden  Anteil 
j  mehr  am  großen  Weltgeschehn  genommen.  Wfibraid  des  19.  J«Iir- 
j  hundert«  hd>ea  rieh  in  gans  Europa  bedeutsame  Eraigniaaft  voll« 

J  zo^en;  Italien  konnte  seine  nationale  Einigkeit  verwirklichen,  das 
Deutsc!.'  ll.  i  'h  ist  entstanden,  Frankreich  hat  sieh  erhoben  un<i  soine  Stelle 
als  führende  Weltmacht  durch  das  Aufblühen  spinor  nationalen  Kräfte  unter 
dem  Regime  der  dritten  Republik  wiedergewoniit  ii ,  internationale  Bündnisse 
und  Ententen  sind  zwischen  den  Großmächten  abgeschlossen  worden,  die  der 
EntvrickluDg  wirtschaftlicher  Interessen  dienen  und  zugleich  höhere  mora- 
lische Interessen  begründen,  die  mehr  und  mehr  den  Frieden  zwischen  den 
Kulturstaaten  fördern.  Spanien  aber  ist  in  seiner  isolierten  Stellung  ge* 
blieben  ohne  Fühhmg  mit  dem  Zeitgeist,  entgegen  der  täglich  fühlbarer 
werdenden  Notwendigkeit  für  die  Nationen,  sich  an  der  Weltpolitik  zu  be- 
teiligen, sich  internationalen  Problemen  zu  erschließen. 

Spanien  hat  seinen  großen  Landberita  in  Amerika  und  Ostarien  und  alle 
seine  ausgedehnten  Kolonien  verloren.  Es  verblieben  ihm  nur  noch  einige 
Überreste  im  Norden  Afrikas  und  in  Marokko.  Neben  den  historischen  E«r- 
eignissen,  die  es  auf  eine  sehr  nebensächhche  Rolle  in  der  Weltpolitik  be- 
schränkten, haben  auch  die  besonderen  Vorgänge  seiner  unsteten  inneren 
Politik  zu  seiner  äußeren  Isolierung  beigetragen.  Das  Land  lebt  tatsächlich, 
besonders  seit  der  Restauration  des  Thrones  durch  die  Bourbonen  im  Jahre 
1875,  In  einem  Zustand  des  Gegensatzes  swisohen  Volk  und  Ragierenden, 
der  sich  verschfirft  hat  und  beunruhigender  tvurde  seit  der  kolonialen  Nieder- 
lage von  1^8.  Das  bestehende  Regime  ist  keinesfalls  in  der  Lage,  Spanien 
einer  besseren  Zukunft  entgegenzuführen,  weil  es  den  nationalen  Forderungen 
nicht  entspricht  und  fernab  steht  vom  pulsirri^nden  Leben  des  Landes. 

Diese  erste  grundlegende  Tatsache  erklärt  unseren  Rückgang  in  der  Welt, 
unser  Verblassen  in  der  Geschichte,  denn  kein  Land  kann  einen  bedeutsamen 
Platz  in  den  internationalen  Beziehungen  einnehmen,  wenn  seine  Verfassung 
und  die  Ordnung  seiner  innem  Verhältnisse  ein  Hindernis  für  Gedeihen  und 
Entwicklung  der  Nation  bilden  und  seine  äußere  Politik  lahmlegen. 

Seine  geographische  Lage  bestimmt  Spanien  zum  Rindeglied  z\'«nsehpn 
Europa  und  Afrika.  Wir  hätten  mit  Portugal,  d  r  anderen  Hälfte  der  iberi- 
schen Halbinsel,  ein  enges  Bündnis  schließen  und  bewahren  müssen,  um  unter 
g^chzeitiger  Aufrechterhaltung  beiderseitiger  absoluter  Unabhängigkeit  einen 
davemden,  kräftigen  Einflufi  in  Amerika  und  Afrika,  insbesonder!^  ji  M^^^q, 
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ZU  bewahren,  um  letzterem  die  Wohltat  der  Zivilisation,  zum  besten  aller, 
insbesondere  des  marokkanisrhen  Volkes,  zu  bringen.  Da  Frankreich  sich  in 
Algier  niedergelassen  hat  und  unverkennbare  Interessen  in  Marokko  besitzt, 
wire  es  Ton  Anbeginn  an  nötig  gewesen,  freundsoliaftliche  Beiielrangen  mit 
Frankreioli  su  imterhslten,  um  unsere  zivilisaiorische  Aufgabe  leichter  und 
dauerhafter  zu  gestaltoi.  Wir  wären  hierbei  auf  keinerlei  internationale 
Schwierigkeit  gestoßen,  wie  die  Konferenz  von  Algeciras  bewies,  wo  Frank- 
reich sich  bereit  erklärte,  die  Marokkofrage  dem  Urteil  der  europäischen 
Regierungen  zu  unterbreiten. 

Europa  hat  in  dieser  Konferenz  die  Rechte  Spaniens  an  Marokko,  die 
sowohl  ans  geographischem  wie  historischem  Gesichtspunkte  unbestreitbar 
sind,  anerkannt.  Die  Marokkaner  und  die  Spanii»  rind  Bnidemationen,  die 
ein  und  derselben  mittelländischen  Rasse  angehören,  jahrhundertelang  das- 
selbe Los  geteilt  haben.  Die  Meerenge  von  Gibraltar  erschien  weit  weniger 
als  trennende  Grenze  zwischen  Spanien  und  Marokko,  denn  vielmehr  als  eine 
von  der  Natur  geschafTene  Türe  zwischen  zwei  Hälften  einer  geographischen 
Einheit,  die  im  Süden  von  Atlasgebirge  und  im  Norden  von  den  Pyrenäen 
begrenst  wurd.  Spanioi  und  Marokko  haben  zu  Terschiedenen  Zeiten  ihrer 
Geschichte  ein  einziges  politisches  Gebilde  dargestellt.  Bald  war  Marokko 
eine  Provinz  der  spanischen  Regierung  mit  der  Hauptstadt  Sevilla,  bald 
Spanien  eine  Provinz  des  Moghrcb,  mit  der  irompins9men  Hauptstadt  Kairouan, 
Cordova,  Toledo  oder  seihst  Fez.  Abwechselnd  hat  Spanien  die  Eroberung 
Marokkos  vollzogen  und  Marokko  die  Spaniens,  und  während  der  neun  Jahr- 
hunderte des  Krieges  der  Reconquista  haben  Marokkaner  und  Spanier  auf 
demselben  Boden,  sich  untereinander  vermengend  und  auch  geistig  ver^ 
mischend,  als  feindliche  Krieger  und  doch  als  Brudervölker  gelebt,  die  währ^d 
dieses  Geschichtsabschnittes  eine  parallele  Entwicklung  durchmachten. 

Hätte  Spanien  die  Mission  erfüllt,  dip  Natur  und  Geschichte  ihm  in 
Marokko  zugewiesen  haben,  so  wäre  Murukku  län^t  der  europäischen  Zivili- 
sation erschlossen  worden.  Spanien  hätte  nach  dem  glücklichen  Kriege,  der 
dnrdi  den  Frieden  yon  Wad-Bas  im  Jahre  1860  abgeschlossen  ward,  sich 
beeilen  sollen,  ein  Kulturwerk  zu  unternehmen:  Die  Marokkaner,  heute  in 
Anarchie,  als  halb  nomadische  unkultivierte  Stämme  untereinander  ständig 
im  Kampfe  lebend,  elend  trotz  des  fruchtbaren,  reichen  Bodens,  der  aber 
schlecht  bearbeitet  und  erhalten  wird,  weil  das  Eigentum  nicht  sicher  ist 
und  man  sich  daher  mit  mühelos  zu  erzielenden  Ernten  begnügt,  hätten  die 
TerAnderte  Situation,  die  Segnung  wirtschaftlicher  Reformen,  vermehrter 
BodenertrSge  und  besserer  Kommunikationsmittel  leicht  begriffen. 

Die  nvüisatorisobe  Aufgabe,  die  Spanien  in  Marokko  nicht  erffillt  hat, 
soll  nun  dennoch  gelöst  werden.  Für  Marokko  ist  die  Stunde  gekommen,  in 
die  Entwicklung  zivilisierter  Länder  einzutreten,  Barbarei  und  Anarchie  zu 
oberwinden, 

Spanien  kann  sich  nicht  von  einer  Aktion  ausschließen,  die  in  Marokko 
Yon  den  europaischen  Mächten  oder  von  Frankreich  als  deren  Beauftragtem 
unternommen  wird.  Der  Besitz  des  marokkanischenReiohes 

oder  ein  darüber  ausgeübtes  Protektorat  seitens 

einer  europäischen  Macht  oder  mehrerer  Mächte 
unter  Ausschluß  von  Spanien  wäre  eine  bedenkliche 
Bedrohung  seiner  eigenen  Unabhängigkeit.  Sentimen- 
tale Kücksichten  halten  nicht  Stand  vor  der  Tatsache,  daß  ein  zivilisiertes 
Marokko  in  fremden  Händen  fttr  Spanien  ein  gefährlicher  Gegner  auf  j^t-^  Google 
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schaftUchem  Gebiet  Bein  wflrde,  denn  es  itt  in  hemg  auf  seine  Bodenproduktion 

und  seinen  Ertrag  an  Mineralien  ein  zweites  Spanien.  Spanien  würde  in  zwei 

Stücke  geschnitten  werden,  sobald  durch  Besitzergreifung  Marokkos  seitens 
ire^nri  t  inor  frrmdon  Macht  dio  Verbindung  zwschnn  den  Uferlandschaften 
des  Atlantischen  Ozeans  und  d. uf  it  des  Mittelmeerea,  sowie  mit  dpn  Kanari- 
schen Inseln  von  dieser  Macht  abhängig  würde.  Wenn  auch  nach  der  Koa- 
ferens  voa  Algeoiras  eine  Politik  der  Niohteinmisohung  möglich 
wäre,  so  konnte  sie  auf  keinen  Fall  den  wahrhaften  Interessen  Spaniens  ent* 
sprechen. 

Die  Unabhängigkeit  Marokkos  wird  durch  dir»  Konferenz  anerkannt  und 
gewährleistet,  es  ist  nicht  zu  befürchten,  daß  Frankreich  diese  stören  wird. 
Die  Beunruhigung  eines  Teiles  der  öffentlichen  Meinung  in  Frankreich,  zu 
deren  Anwalt  und  Echo  Jaur^  sich  in  der  Kammer  gemacht  hat,  muß  daroh 
die  deutlichen  Brldfirungen,  die  seitens  der  firaniOsisehen  Regierung  abgegeben 
wurden,  vollauf  zerstreut,  und  jeder  Verdacht  bezüglich  der  Absiebten  Frank* 
reichs  in  Marokko  beseitigt  werden.  Auch  in  Spanien  sind  diese  Bedenken 
zum  Teil  durch  die  Presse  erweckt  und  rege  gehalten  wnrden.  Man  hat  von 
einem  geheimen  Übereinkommen,  das  1904  zwischen  Frankreich  und  Spanien 
geschlossen  worden  sein  soll,  gesprochen,  wonach  Spanien  die  Achse  des 
llbereinkommens  swisehen  Fraxär^ch  und  Eni^and  bilden  sollte.  Aber  wenn 
dies  tatsächlich  so  wäre,  könnte  man  nur  annehmen,  daß  in  Marokko  iwei 
verschiedene  Zonen  für  Spanien  und  Frankreich  geschaffen  werden  sollten. 
Doch  dem  ist  nirbt  «o.  Dir  Resolution  der  französischen  Kammer  erklärt 
deutlich,  daß  die  Kammer  gewillt  ist,  die  Beschlüsse  von  Algeciras  zu  be- 
obachten, die  Rechte  und  Interessen  Frankreichs  ohne  Eingriff  in  die  innere 
Politik  Marokkos  zu  verteidigen. 

Sicherlieh  können  viele  Fragen  und  Ereignisse  auftauchen,  die  Frankreich 
in  eine  sdir  schwierige  und  heikle  Lage  versetzen.  Als  solche  sind  schon 
jetzt  zu  verzeichnen  die  Streitigkeiten  zwischen  den  beiden  Sultanen  Mulay 
Haffid  und  Abdul  Aziz  und  die  von  Janr^*?  aufgeworfene  Frnpc  dnr  Anloihe. 
Dies  smd Komplikationen,  die  Spanien  direkt  nichts  angehen,  und  die  Frank- 
reich seinei^eits  ohne  Überschrei lung  der  ihm  gesetzten  Grenzen,  aber  auch 
ohne  Demütigung  und  ohne  Schmach  ffir  seine  militärische  Aktion  lOsen  darf. 
Die  Mitarbdt  Spaniens  wird  betroffen  durch  die  Einffibrung  der  Polizei  und 
die  Ausübung  der  Tätigkeit  seitens  derselben,  sowie  durch  die  Abstellung 
der  Anarchie  in  Marokko.  Sicherlich  muß  Spanien  ohne  Ausflüchte  und  unter 
Erfüllung  aller  nötigen  Vorbedingungen  bemüht  sein,  einen  wohltätigen  zivili- 
satorischen Einfluß  auszuüben,  sich  bestreben,  in  seinem  gegenwärtigen  Be- 
sitz, namentlich  auch  in  den  Strafkolonien  von  Ceuta  und  Melilla  Unterrichts* 
anstalten  und  moderne  landwirtschaftliche  Methoden  emsufübren,  aus  diesen 
Städten  industrielle  Zentren  zu  machen,  Straßen  und  Eisenbahnen  lu  bauen, 
unsere  Lage  in  Marokko  durch  alle  nur  erdenklichen  Ref<Mran6n  und  Ver- 
bessern nrr*'n  zu  siVh^^rn. 

Suliten  sich  dennorh  die  Dinge  zum  schlechteren  wenden  und  andere 
Komphkationen  eintreten,  so  wäre  es  für  Spanien  eine  Lebensfrage,  zu  ver- 
hindern, daß  die  nördlichen  KQsten  Marokkos,  die  Spanioa  gegenüberliegen, 
einer  fremden  Macht  in  die  Hände  fallen.  Spanien  kann  unter  keinen  Um- 
ständen auf  die  Verteidigung  seiner  Hechte  in  Marokko  verzichten ;  denn  dieser 
Verzicht  würde  eine  schwere  Bedrohung  und  eine  ständige  Gefahr  für  die 
Unabhängigkeit  Spaniens  bedeuten.  Seine  marokkanische  Politik  geht  daher 

weder  nach  abenteuerhchen  Unternehmungen  noch  nach  Eroberungskri^en  , 
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aus,  sie  muß  sich  aber  ebensoweit  von  Teilnahmslosigkeit  und  Rechtsverzicht 
entfernt  hnlien.  In  der  augenblicklichen  Lage  gibt  es  für  Spanien  nur  eine 
Kichtungsimie  der  Politik:  In  voller  Übereinstimmung  mit  Frankreich  die 
Beschlüsse  von  Algeciras  durchzufuiiren  und  eine  gesicherte  ürduung,  wenn 
nieht  im  Innern,  so  doch  in  den  Kflstenplfttxen  MarokkoB  einzufflhren. 


PROFESSOR  RODOLPHE  BRODA.  PARIS:  DER 
ERFOLG  DER  BRÜSSELER  KONFERENZ  FÜR 

ÖKONOMISCHEN  FRIEDEN. 


IE  kürzlich  erfolgte  Erneiienmg  der  Brüsseler  Konvention  lenkt  die 
Aiifn'.rrksamkeit  der  Welt  neuerdings  auf  die  ungemein  charakte- 
1  :.Ttisclie  Lösung,  welche  der  jahrzehntelange  Konkurrenzkampf  der 
zuckerexportiereuden  Staaten  Europas  gefunden.    Wie  bekannt. 


wurde  ein  wesentlicher  TeO  der  RtÜ>enzuckerproduktion,  insbesondere  Deutsch- 
lands, Frankreichs  und  Österreichs,  auf  dem  englischen  Markte  abgesetzt  und 
die  Einfuhr  von  Rohrzucker  aus  den  englischen  Kolonien  (insbesondere  W^est* 

Indien)  nach  dem  Muttcrlande  immer  mehr  und  mehr  zurückgedrängt.  Um 
jedoch  der  eigenen  Zuckerausfuln^  nicht  nur  gegenüber  der  Pioduktion  der 
genannten  Kolonien,  sondern  auch  der  andern  Länder  Europas  einen  Vorzug 
zu  sichern,  entschlossen  sich  die  konkurrierenden  Staaten,  einer  nach  dem 
andern,  und  einer  im  Wettbewerbe  mit  dem  andern,  für  jeden  Metersentner 
ausgeführten  Zuckers  eine  hohe  Exportprämie  zu  bezahlen,  die  durch  Steuern 
auf  den  lulandskonsum  von  der  Industrie  wieder  an  den  Staat  vergütet  wurde. 
Ganz  analog  -v^-ie  die  militärischen  Rüstungen  wuchsen  auch  die  Summen, 
die  für  diese  ökonomische  Rüstung  verausgabt  wurden,  in  allen  konkurrie- 
renden Staaten  von  Jahr  zu  Jahr  höher  an,  so  daß  schließlich  der  Zucker 
in  England  so  billig  verkauft  werden  konnte,  daß  in  diesem  Lande  auch  die 
Schweine  zum  Teil  mit  Zucker  gefüttert  wurden,  wAhrend  derselbe  für  die 
arme  Bevölkerung  der  zuckerproduzierenden  Staaten  selbst  unerschwinglich 
blieb.  Dieser  Zustand  hätte  wohl  noch  lange  angedauert,  wenn  nicht  zuerst 
Amerika  mit  der  Auferlegunf?  pines  Zolles  auf  eingeführten  Rübenzucker  in 
gleicher  Höhe  vne  die  von  dem  bezügUchen  Staat  gezahlte  Exportprämie 
vorgegangen  wäi*e,  um  derart  die  eigene  amerikanische  sowie  die  Rohrzucker- 
Fabrikation  Kubas  gegen  die  illoyale  Konkurren«  der  Rübenzuckerifinder 
Europas  zu  schützen.  So  fanden  die  Prftroiengelder  der  europäischen  Staaten 
in  Form  von  Zöllen  ihroi  Weg  in  die  amerikanische  Staatskasse,  ein  Tribui 
von  Staat  zu  Staat  von  großer  unfreiwilliger  Komik.  In  zweiter  Linie  vertr?)t 
der  engüsche  Staatssekretär  Ghamborlnin  den  Gedanken,  daß  der  droLendo 
Ruin  Weslindiens,  dessen  Zuckerausluiir  nach  Endand  durch  die  illoyale 
KonkuiTeiizEuropas  mitVemichtung  bedroht  schien,  auigehalten  werden  müsse, 
und  4^  England  seinen  Kolonien  einen  Beweis  seiner  Fürsorge  schuldig 
sei,  wenn  auch  seine  eigene  Bevölkerung  fürderhin  nicht  mehr  Zucker  zu 
Spottpreisen  kaufen  und  konsumieren  könne.  Angesichts  der  Drohung  der 
englischen  Regierung,  die  Einfuhr  von  Prämienzucker  nach  England  zu  ver- 
hindern, trat  zu  Brüssel  im  Jahre  1901  eine  internationale  Konferenz  zusam- 
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mcn,  an  der  D^l^^eiprle  aller  zuckerproduzierenden.  Länder  sowie  Englands 
teilnahmen.  England  stellte  in  erster  Linie  den  Antrag,  die  Zuckerexport- 
prämien  im  Einvernehmen  sämtUcher  Staaten  aufzuheben  und  stellte  ener» 
gisohe  Maßnahmen  gog(>nOber  der  Zuckerauafuhr  suwiderfaanddiider  Staaten 
in  Auasicht.  Da  der  englische  Markt  für  alle  in  Frage  kommenden  Export- 
länder entscheidend  ist,  so  blieb  denselben  keine  Wahl.  Alle,  mit  Aus- 
nahme Rußlands,  das  sich  auf  die  Besonderheiten  seiner  Gp«pt2gebung  berief, 
versprachen,  die  Prämien  aufzuheben,  dies  um  so  eher,  als  eine  starke  Partei 
in  den  einzelnen  Staaten  selbst  die  unsinnige  Verschwendung  von  Staats- 
geldera  durch  Prämienzahlung  bekämpfte. 

Hatte  diese  erste  Forderung  Englands  derart  leichtes  Spiel,  so  war  es 
anders  mit  einem  zweiten  Verlangen,  das  Ghamberlain  stellte.  Er  erklirte 
nämlich,  daß  auch  nach  Wegfall  der  staatlichen  Prämien  immer  noch 
private  Kartriln  forthostnhen  könnten,  die  direkte  oder  indirekte  private 
Präimen  für  Zuckerausfuhr  bezahlen  und  sich  durch  Preiserhöhung  im 
Inlande  schadlos  hallen  würden.  England  müsse  daher  fordern,  daß  in 
allen  in  Frage  kommenden  Staaten  der  Zoll  auf  Zucker  aufgehoben  und 
derart  jede  Kartellbildung  unter  ZoUsohutc  unm(^^ioh  gemacht  werde. 
Diesem  letzteren  Verlangen  stellten  die  Delegierten  der  zuckerexpor- 
tierenden  Länder  hartnäckigsten  Widerstand  entgegen,  und  erst  nach 
langen  Verhandlungen  einigte  man  sich  auf  ein  Kompromiß,  nämlich 
die  einheitliche  Festsetzung  eines  Maximalzolles  von  6  Fr.  auf  Rübenzucker 
in  allen  auf  der  Konferenz  vertretenen  Staaten.  Die  Konferenz  fügte  diesen 
ihren  Beschltissen  einen  Zusatzbeschluß  bei,  daß  keines  der  Vertragslfinder 
Zuckereinfuhr  aus  Staaten,  welche  weiterhin  Prämien  bezahlen  wttrden,  zu- 
lassen dürfe,  außer  unter  Auflegung  eines  Einfuhrzolles,  welcher  der  gezahlt  en 
Ausfuhrprämie  gleirhkänie.  Diese  Bestimmung  war  notwendig,  um  die  loyale 
Erfüllung  der  Vertrags verbindhchkeiten  ohne  Gefahr  illoyaler  Konkurrenz 
von  Seiten  der  abseits  stehenden  Staaten  zu  ermöglichen,  und  tatsächUch 
wurden  die  vorgesehenen  Zwangsmaßregeln  von  allen  in  Frage  kommenden 
Staaten  gegentllber  der  Zuckerausfuhr  Rußlands  in  Anwendung  gebracht. 
Ein  ständiges  Komitee  wurde  eingesetzt,  welches  *die  Erfflllung  der  Konferenz- 
Beschlüsse  überwachen  und  gewährleisten  sollte,  und  bereits  nach  wenigen 
Jahren  hatte  die  Kommission  Veranlassunf?.  einen  Vertragsbruch  zu  rügen 
und  den  Vertragsmächten  zwecks  Anwendung  von  Zwangsmaßregeln  zu 
signalisieren. 

Die  österrriohische  Regierung  hatte  nämlich,  um  die  Ermäßigung  des 
Zolles  auf  6  Fr.  und  die  fierdurch  erfolgende  Beeinträchtigung  des  Mter^ 

reichischen  Zuckerkartells  zu  umgehen,  eine  staathche  Kontingentierung  der 
Gesamtzuckerproduktion  des  Landes  (d.  h.  Festlegimg  des  Produktions- 
quantums  jeder  Fabrik  von  Staats  wegen)  dem  östorreichischen  Parlamente 
in  Vorschlag  gebracht.  Derart  sollte  jede  Über|)ru(iuktion  vermieden  und  die 
Zuckerpreise  im  Lande  künstUch  hoch  gehalten  werden,  so  daß  eine  billige 
Ausfuhr  nach  dem  Auslande  trotz  alledem  imd  den  Beschlossen  der  BrCksseler 
Konvention  zum  Hohn  hätte  durchgeführt  werden  können.  Umsonst  er- 
hoben mehrere  Parlamentsmitglieder,  so  der  sozialistische  Abgeordnete  Ellen- 
bogen, anläßhch  der  Beratung  ihre  warnende  Stimme  und  wie^^on  auf  die 
Unvereinbarkeit  des  Gesetzes  mit  den  Beschlüssen  der  Brüsseler  Konvention 
hin.  Man  verlachte  sie  und  erhob  die  staatliche  Kontingentierung  der  öster- 
reichisohen  Zuckerproduktion  zum  Gesetz.  Wenige  Monate  nachher  mußte 
die  Regierung  jedoch  erkennen,  daß  ihre  Vertreter  in  der  BrOsseler  Permanens- 
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kommission  von  allen  für  treucste  Verbündete  gehaltenen  Vertretern  der 
andern  Staaten  verlassen  wurden,  und  daß  gegenüber  dnni  einstimnii?i:'n  Velo 
der  Köinmission  nichts  anderes  als  der  bedingungslose  Widerruf  des  vom 
Parlament  beschlossenen  Gesetzes  übrig  blieb. 

So  bestand  die  Konvention  auch  diese  Probe  und  auch  ¥reiterhin  wurde 
durch  sie  ein  Wiedererwachen  des  alten  ökonomischen  Kampfes  unmO^ch 
gemacht.  Wieder  waren  Jahre  vergangen,  als  die  Niederlage  der  Qhamberlain- 
sehen  Partei  bei  den  englischen  Wahlen  und  die  Berufung  eines  liberalen, 
freihändlerischen  Kabinetts  die  Stimmung  der  englischen  Hegierungskreise 
selbst  in  ihr  Gegenteil  verkehrte.  Die  neue  liberale  Regiemng  war  weit  ent- 
fernt, auf  die  Interessen  der  westindischen  Zuckerproduktion  gleichen  Be- 
dacht tu  nehmen,  wie  Chamberlain  getan  hatte,  fOr  den  diese  Rflclcsicht 
einen  Schritt  auf  dem  Wege  zur  geplanten  ökonomischon  Föderation  En^ands 
mit  seinen  Kolonien  gebildet  hatte.  Die  neue  Regierung  hielt  es  für  weitaus 
wichtiger,  den  englisehen  Konsumenten  \sieder  billigen  Zucker,  wie  sie  ihn 
vor  Zustandekomrnt  n  der  Brüsseler  Konvenlioii  dank  der  Exportprämie  der 
Zollstaaten  und  uui  Kulten  derselben  genossen  hatten,  zu  sichern.  Sie  ent- 
schloß sich  daher,  die  BrOsseler  Konvention  tu  händigen  und  erkl&rte  ffirder» 
hin  keineHei  ZwangsmaBregeln  gegenOber  prftmientahlenden  Staaten  in  An- 
wendung bringen  tu  wollen. 

Nunmehr  aber  vollzog  sich  eine  nenn  Staatengruppierung,  welche  der 
ehemals  liestandenen  entgegengesetzt  war.  Die  zuckerexportierenden  Staaten 
selbst  waren  nicht  mehr  gewillt,  das  System  der  Prämienzahlung  wieder  auf- 
zunehmen. Sie  hattoi  die  durch  den  Wegfall  der  Prämien  ermöglichten  Er* 
spaniisse  fflr  den  StaatssAckel  tlJ»erwiegend  zur  Erm&ßigung  der  Zuckersteuer 
Terwendet,  ihr  Inlandskonsum  hatte  sich  wesentlich  gehoben,  sowohl  ihre 
konsumierende  Bevölkerung  als  auch  ihre  Zuckerindustrie,  und  vor  allem 
ihre  Finanztninister  waren  mit  dem  neuen  Stand  dor  Dinge  durchaus  zu- 
frieden. Dm  Delegierten  der  Zuckerstaaten  vereinigten  sieh  also,  um  die 
Aufrechterhaliung  der  Konvention,  die  ihnen  England  ehemals  durch  Drohung 
abgenötigt  hatte,  ihrerseits  gegenober  England  tu  ertwingen.  Ein  Beschluß 
kam  xustande,  auch  ohne  die  Teilnahme  Englands  sich  untereinander  zur 
Nichtzahlung  von  Prämien  zu  verbinden,  auch  Rufiland  trat  diesmal  bei  und 
England  selbst  gab  schließlich  seine  Zustimmung  zur  vollzogenen  Tatsache. 
So  bleibt  auch  weiter  der  Friedenszustauid  zwischen  den  Zuckerländem  be- 
stehen, das  Werk  der  Bilisseler  Konferenz  ist  ein  dauerndes  geworden.  Ein 
schöner  Beweis  ward  so  erbracht,  daß  es  einer  internationalen  Ver- 
atftndigung  tatsfichlich  gelingen  kann,  Ökonomischen  Kampf 
durch  Ökonomischen  Frieden  zu  ersetzen  und  Ökonomische 
KricgsrOstungcn  im  wechselseitigen  Einvernehmen  zu  redu- 
zieren resp.  zu  beseitigen:  Ein  charakteristisches  Vorzeichen  für  die 
Möglichkeit,  auch  das  weit  er  trag  ende  Problem  einer  Ver- 
ständigung über  Herabsetzung  der  Waf fear üsiungen  der 
Volker  im  wechselseitigen  Einvernehmen  tu  lOsen. 
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FRITZ  TELMANN,  WIEN:  EINE  VERSTÄN- 
DIGUNGSAK  riÜN  ZWISCHEN  ÖSTERREICH- 
UNGARN UND  ITALIEN. 

CH  gestatte  mir  die  Aufmerksamkeit  der  Kult  urweit  auf  eine 
Aktion  EU  lenken,  die  ich  im  Vereine  mit  «nigen  jungen  InteUek- 
tii  illen  in  den  letzten  Wochen  in  Wien  eingeleitet  hebe.   Sie  be* 

trifft  unser  derzeitiges  Verhältnis  zu  Italien. 
Welcher  Art  ist  dieses  Verhältnis?  Offiziell  sind  wir  mit  Ttnlirn  durch 
den  Dreihund  vereint.  Tittoni  stattet  dem  Freiherrn  v.  Aehrenthal  freund- 
schaftliche Besuche  ab,  die  Aehrenthal  in  Italien  erwidert.  Die  offizielle 
Pnsse  mrd  bd  floleben  Anlfiseen  nidit  mikde,  die  betreffenden  Begegnungen 
in  allen  Details  su  schildern  und  aus  der  Tatsache,  daß  swei  Minister  mit- 
einai  1er  in  höflichen  Formen  yerkehrt  haben,  die  gOnstigsten  SohlOBSe  tfkt 
das  Verhältnis  der  beiden  Länder  zu  ziehen. 

Unter  der  Schwelle  des  Bewußtseins  der  boMen  Völker  aber  beginnt 
sich  die  Erkenntnis  zu  regen,  daß  unser  Verhältnis  zu  Italien  zwar  durch 
ein  papierenes  Bündnis  geregelt,  aber  durch  die  Macht  der  poh tischen  Tat- 
sachen, durch  Agitationen  hoben  und  drüben,  durch  yersohuldete  und  un- 
verschuldete BlifiverstSndnisse  deneit  durchaus  nicht  mehr  das  zweier 
Staaten  sei,  die  sich  in  einem  pohtisch  wirksamen  Bundesverbfiltnis  befinden. 

Man  hört  hier  in  Wien  von  österreichischen  Rüstungen  an  der  italieni- 
schen Grenze,  von  der  Anlegung  neuer  Forts,  von  der  Aufstellung  neuer 
Truppenformationen  in  den  Grenzgebintcm.  Fragt  man  nach  den  Ursachen 
dieser  bedeutenden  Aiistreagungeii,  so  wird  einem  mit  dem  Hinweis  auf  die 
fieberhaften  Rüstungen  Ite^ens  geantwortet,  während  die  Italiener  ihrer^ 
seits  wieder  bereit  sind,  ihre  Flotten-  und  Heeresvermehrung  mit  der  Gefahr 
der  Österreichischen  Rüstungen  ra  begründen.  Ein  fieberhafter  Wettkampf 
zwischen  den  beiden  Staaten  ist  ausgebrochen,  der  am  Mark  der  Völker 
zehrt,  und  zur  Zeit,  wo  ich  dieses  schreibe,  kommen  mir  z%vei  neue  Nach- 
richten zu,  die  den  Stand  der  Dinge  illustrieren.  Der  „Esercito",  das  Organ 
des  ilaUenischen  Kriegsministeriums,  veröffentlicht  eine  Notiz,  aus  welcher 
hervorgeht,  dafi  die  gegenwartig  in  Italien  amtierende  Heeres^Enquete- 
Kommission  für  die  Aufwendung  von  500  000  000  Lire  zu  Zwecken  der 
Landesverteidigung  schon  demnächst  sich  erklären  wird.  „Hiervon  sollen 
200  000  000  Lire  ?.ur  sofortigen  Verausgabung  gelangen.  Wenn  auch  dieser 
Betrag  um  rund  500  (h  >0  i)(  K3  Lire  hinler  der  von  der  JO  rrierung  gestellten 
Forderung  zurückbleiben  wird,  so  darf  man  immerhin  mit  der  Opferfreudig- 
keit der  Enquete-Kommission  sich  zufrieden  erklären,  zumal,  wenn  man 
erwägt,  dafi  erst  vor  kurzem  600  000  000  Lire  für  den  Ausbau  des  nationalen 
Eisenbahnnetzes  bewilligt  wurden."  Und  am  selben  Tag-  ,  wo  ich  dies  lese, 
berichtet  die  Wiener  „Neue  Freie  Presse",  daß  die  Marineleitung  pro  1909 
die  Erhöhung  dos  Titels  7  des  Marine-Budgets  „Ersatz  und  Neubautf^n  der 
Flotte"  von  gegenwärtig  17  MiUiunen  auf  37  Yz  Millionen  Kronen  anstrebe. 
Diese  ungeheuren  iVulvvendungen  für  Rüstungszwecke  werden  von  den 
Regierungen  dieser  Staaten  gemacht,  deren  Völker  das  Maximum  der  Aus- 
wanderungsziffer in  Europa  aufweisen.  Dieselbe  beträgt  für  Österreich« 
Ungarn  im  letzten  Jahre  nach  Amerika  allein  über  300  000  Menschen. 

Angesichts  dieser  Rüstungen  hat  sich  weiter  Kreise  der  österreichischen 
Bevölkerung  die  fatalistische  Vorstellung  bemächtigt,  daß  ein  Zusammen- 
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stoß  cDii  Italien  in  näherer  oder  fernerer  Zeit  nnyenneidlich  sei.  Man  spriclit 

davon  mit  einem  furchtbaren  Gleichmut  und  hört  die  Leute  sagen:  „Ea 
wird  mit  Italien  wahrscheinlich  etwas  geben",  in  einem  Tone,  als  oh  sie  sagen 
würden:  „Es  wird  wahrscheinlich  bald  regnen".  Auf  den  Gedanken,  daß 
im  modernen  Verfassungsstaat  t  uL  seiner  entwiciielten  Preß-,  Versamm- 
Jungs-  und  Reddk<ailieii  ein  Kncg  unmöglich  iai,  wenn  das  Volk  ihn  nicht 
iriU,  aoheinen  dieaa  hedanemswerten  Menachen  noch  nicht  gekommen  an  aein. 

In  letzter  Zeit  sind  einige  Ereignisse  eingetreten,  welche  die  Situation 
noch  verschärfen.  Die  Aufführung  von  D'Annunzios  ,,Nave"  in  Rom  wurde 
mit  dem  allerdings  nur  kurzen  Begeisterungsrummel,  den  sie  in  Italien  er- 
werkte,  in  Wien  von  gewisser  Seite  dazu  fruktifiziert,  um  mit  dem  Hinweis 
auf  die  Expansiunstendenzen  Italiens  erhöhte  Rüstungskredite  dem  Volke 
und  den  VertretungskOipem  mundgereoht  au  machen. 

Die  Ankttndigung  dea  Baues  der  Sandschakbalm  hat  wieder  in  Italien 
böses  Blut  gemacht,  da  man  sie  in  erster  Linie  als  strategische  Bahn  auf- 
faßte, und  Hie  letzte  Flott f^ndfrrmn'^tration  Italiens  in  den  türkischen  Gewäs- 
sern scheint  wohl  nicht  weniger  emc  Demonstration  gegen  das  Vordringen 
Österreich- Ungarns  und  ein  Versuch,  die  erregte  Volksstimmung  in  Italien 
SU  beruhigen,  gewesen  zu  aein,  ab  eine  Demonstration  gegen  die  Tflrkei. 

Vor  wenigen  Wochen  erschien  In  der  Wiener  „Neuen  FVeien  Presse** 
ein  Artikel  von  Giovanni  Gena,  dem  Leiter  der  „Nuova  Antologia",  über 
,,Die  Politik  Gabriele  dVinnunzios  und  die  des  italienischen  Volkes",  in 
welchem  der  Verfasser  seine  Ansicht  über  die  italienisch-öslcrrnichische 
Frage  in  folgenden  Worten  zusammenfaßt:  „Es  ist  notwendig,  da  Ii  auch  in 
Österreich- Ungarn  endlich  einmal  die  öffentliche  Meinung  über  Italien  auf- 
gekUbrt  werde.  Die  Zeiten  sind  Torflber,  wo  die  SuBere  Politik  am  geheimen 
Webatnhie  der  Staatskabinette  wie  im  Hinterhalt  hergestellt  wvurde,  die 
internationalen  Abmachungen  und  Konflikte  spielen  sich  heute  am  hellen 
Tage  ab.  M  m  wende  sich  an  die  Künstler,  die  Männer  von  Bildung,  deren 
feines  Emptinden  rascher  in  die  Volksseele  eindringt  und  sich  in  sie  einlebt, 
ich  für  meinen  Teil  habe  die  Genugtuung  geiiabt,  mehr  als  einen  Österreicher 
unter  den  Kfinallem  und  Wißbegierigen  Uber  die  Gesinnungen  der  Italtener 

ihnen  gegenflber  eines  besseren  an  belehren   Die  Schriftatelier,  die 

Gelehrten  der  beiden  Linder  widmen  sich  gegenseitig  aufrichtige  Schätzung^ 
sie,  die  geistigen  Seelsorger,  mögen  zu  ihren  Lnndsleuten  sprechen."  Diesen 
Appell  an  die  österreichischen  Intellektuellen  habe  ich  aufgenommen  und  den 
Versuch  gemacht,  eine  Verständigun^aktion  zwischen  Italien  und  öster* 
reich-Ungam  einzuleiten. 

Die  erfolgreiche  deutsch-englische  Aktion,  welche  in  einem  kritiachen 
Moment  der  fein ds*  Ilgen  Stimmung  zwischen  den  beiden  Ltodem  die  SpitM 
abbrach,  ließ  den  Versuch  als  aussichtsvoll  erscheinen. 

Aber  ich  möchte  schon  jetzt  am  Beginn  unsrer  Aktion  feststellen,  daß  sie 
sich  von  der  deutsch-englischen  insofern  unterscheidet,  als  diese,  vsie  mir 
Professor  Lamprecht  mitteilt,  imt  Untei-stützung  der  beiderseitigen  Regierun- 
gen in  Seena  gesetzt  wurde.  Dagegen  erklfire  ich,  daft  eine  Unteratfltsung 
seitens  der  offisienen  Faktoren  von  uns  nicht  angestrebt,  ja  nicht  einmal  ge> 
wünscht  wird.  Wir  glauben,  daß  der  Militarismus  mit  den  Interessen  eines 
kapitalistischen  Regierungssystems  allzuinnig  verknüpft  ist,  nls  daß  ^^^^  wirk- 
liche Förderung  von  der  Regicrmig  in  einer  Sache  eiwarten  könnten,  die  ihre 
Spitze  gegen  eine  der  Erscheinungsformen  des  herrschenden  Systems  richtet. 
Die  Träger  der  Bewegung,  wie  wir  sie  uns  denken,  sollen  vielmehr  zwei  Fak- 
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toren  sein,  die  Intellektuellen  und  das  Volk.  Auch  die  Teilnahme  dar  Be- 
rufspolitiker scheint  una  durchaus  nicht  erfordwlich.  Wir  haben  spezieU  in 
östönreich  mit  ihnen  auf  dem  Gebiete  der  innemaiionalen  Streitigkeiten  xn 
schlechte  Erfahrungen  gemacht,  als  daß  wir  glauben  könnt(^n,  für  die  Beilegung 
eines  internationalen  Konfliktes  von  ihnen  wesentliche  Förderung  zu  erfahren. 

Ich  habe  die  Aktion  mit  einer  Enquete  über  die  Beziehungen  zu  Österreich- 
Ungarn  und  Italien  begonnen,  fflr  die  mir  Herr  Gustav  Eugen  Diehl,  der 
Herausgeber  der  Neuen  Jungwianar  Halbmonatflschrift  „Erdgeist**,  sein  Blatt 
bereitwillig  zur  Verfügung  gestallt  hat.  Es  wurden  zunächst  500  Fragebogen 
an  Osterreichische  Gelehrte,  Künstler,  Industrielle,  Kauflautei  Parlamen- 
tarier usw.  gesendet,  die  folgende  Fragen  enthalten: 

1.  Halten  Sie  eme  friedliche  \^erständiguüg  Österreich-Ungarns  mit 
Itahen  über  die  zwischen  beiden  Stauten  bestehenden  Interessengegensätze 
fttr  mO^ofa,  wOnsohanawart,  notwendig? 

2.  War  sollte  dar  TMgerdieaerVarstftndigung  sein?  (Ragierungen,  Volk, 
Presse,  Intellektuelle,  Politiker  usw.?) 

3.  Halten  Sie  eine  österreichisch-ungarisch-itaUemsche  Verständigungs- 
aktioii  na(  h  dem  Miinter  der  erfolgreiohen  dautsoh-enghachen  für  möj^oh« 
wünschenswert,  notweadig  ? 

4.  Welche  Huidernisse  stehen  Ihrer  Ansicht  nach  einer  Verständigungs- 
aktion entgegen?  Halten  Sie  dieaalheii  für  unflbarwindlich? 

5.  Halten  Sie  die  böderseitigen  Rüstungen  fflr  notwendig?  (Einfluft 
dieser  Rüstungen  auf  die  Volkswohlfahrt.) 

6.  Was  verbindet  uns  (kulturell,  wirtschaftlich,  politisch  usw.)  mit  Italien  ? 
Welche  Anregungen  haben  Sie  als  Kultunnensch  und  auf  Ihrem  speziellen 
Schaffensgebiete  von  Italien  empfangen?  Empfinden  Sie  diesen  Anregungen 
gegenüber  das  Gefühl  der  Dankbaikeit  ? 

7.  Halten  Sie  eine  friedliche  Verständigung  Österreich-Ungarns  mit 
Italien  Aber  die  Adria-  und  Balkanfragen  für  möglich  ?  Wenn  ja,  in  welcher 
Form  hatte  diese  su  erfolgen  ?  (Eventuell  zuglaich  mit  Frage  1  su  beant- 
worten.) 

8.  Was  halten  Sie  von  den  Friedensversicherungen  der  beiden  Regie- 
rungen ? 

9.  Wer  sind  Ihrer  Ansicht  nach  die  Feinde  des  Friedens  in  beiden  Staaten  ? 

10.  Was  schlagen  Sie  vor,  um  deren  Einfluß  zu  schwachen  oder  au  be- 
seitigen? 

1 1 .  Was  halten  Sie  vom  Wert  des  Dreibundes  für  das  Verhältnis  Österreich- 
Ungarns  und  Italiens? 

Dieser  Fragebogen  ist  bereits  von  einer  großen  Anzahl  d  i  Kxiu  rten 
beantwortet  worden,  und  ich  darf  wohl  schon  auf  Grund  des  eiugcgungcaen 
Materials  die  Meinung  aussprachen,  daB  den  f Qhrendeii  Geistern  Österreichs 
nichts  unsjrmpathischar  ist,  als  der  Gedanke  eines  bewaffneten  Zusammen- 
stoßes mit  einem  Lande,  das  wir  alle  lieben  und  dem  wir  die  stärksten  kultu- 
rellen Anregungen  verdanken.  Auch  die  Bildung  des  Wiener  Komitees, 
welches  die  Verständigungsaktion  leitet,  scheint  mir  gesichert  zu  sein. 
Mit  unseren  Freunden  unter  den  Intellektuellen  Roms  haben  wir  uns 
bereits  in  Verbindung  gesetzt  und  hoilen,  in  absehbarer  Zeit  auch 
in  Rom  das  Komitee  fflr  die  Verstftndigungsaktion  beisammen  zu 
haben. 

Über  die  Mittel,  die  wir  anwende  wollen,  möchte  ich  mich  als  Freund 

politischer  Taten  nicht  gern  aussprechen,  sie  lieber  von  Fall  zu  Fall  gleich 
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praktisch  anwenden.  Dooh  kann  man  im  allgemeinen  irohl  sagen,  dafi  wir 
alle  Fruheilen,  die  uns  mieer  liberal  gehandhabtes  Preß-,  Vergammfangs-  und 
Vereinsrecht  gibt,  in  ausgedehntestem  Maße  für  die  Verständigung  anwenden 
werden.  Das  Endziel  der  Bewegung  ist  natürlich,  in  beiden  Staaten  eine 
Volksstimmiing  zu  erzeugen,  die  so  mächtig  ist,  daß  keine  der  beiden  Regie- 
rungen einen  Krieg  riskieren  kann.  Auf  diesem  Wege  werden  freilich  noch 
manche  Einzelpositionen  zu  nehmen  sein.  Eine  von  ihnen  möchte  ich 
heute  schon  erwfthnen,  die  RDstungen  an  den  Grenzen.  BesOgiich  ihrer  mllssen 
beide  Völker  die  rascheste  Einstellung  fordern,  denn  sie  bilden  die  grOfiten 
Gefahren  für  den  Frieden,  ae  stellen  angehäuften  ZQndstoff  dar,  den  ein  Funke 
zur  Explosion  bringen  kann.  Ich  behalte  mir  vor,  Ober  den  weiteren  Verlauf 
der  Aktion  in  diesen  Blättern  noch  zu  berichten,  und  fordere  zum  Schlüsse 
alle  jene,  die  mich  und  meine  Freunde  in  unseren  Bestrebungen  unterstützen 
wollen,  auf,  mir  ihre  Willensäufierungen  zukommenzulassen  *), 


cvmoNm. 


IE  geplante  Qrfindung  eines 
südafrikanischen  Staatenbnn- 

 des.  In  Pretoria,  dereinstigen 

lauptstadt  der  Sfldafrikanischen  Re- 
publik, wurde  kürzlich  eine  Konferenz 
von  Delegierten  aller  Kolonien  von  Bri- 
tisch-Südafrika  abgehalten,  um  über 
die  Schaffung  einer  engeren  staat- 
hchen  Verbindung  zwischen  ihnen  zu 
beraten.  Die  Kapkolonie  und  Natal, 
beides  alte  englische  Kolonien,  einer- 
seits, Transvaal  und  Oranje-Flreistaat 
andererseits  waren  vertreten,  und  auf 
allen  Seiten  zeigte  sich  die  gleiche 
Stimmung  zugunsten  der  Schaffung 
eines  südafrikanischen  Staatenbundes 
unter  englischer  Oberhoheit.  Eine 
Resolution  in  diesem  Sinne  wurde 
beschlossen,  und  die  Parlamente  der 
▼ier  Kolonien  sollen  nunmehr  Abge- 
ordnete zu  einem  konstituierenden 
Reichstag  von  Südafrika  ernennen, 
welcher  die  Verfassung  des  neuen 
Staatswesens  festlegen  soll.  Die  eng- 
lische R^erung  folgt  der  Bewegung 
mit  Interesse  und  Wohlwollen,  ist  sie 


ja  doch  die  sicherste  Garantie,  daß 
Transvaal  und  Oranje-Freistaat,  die 
nunmehr  in  engere  Verbindung  mit 
derKapkolonie  treten,  nie  und  nimmer 
an  eine  Losreißung  vom  britischen 
Reiche  denken  werden.  Das  englische 
Unterhaus  nahm  am  13.  Mai  ein- 
stimmig eine  Resolution  an,  in  der 
die  Reichsregierung  zur  möglichsten 
Förderung  der  südafrikanischen  Ei- 
nigongsbewegung  sowie  andererseits 
zur  Aufmerksamkeit  auf  eine  be- 
friedigende Regelung  der  Einge- 
borenonfrage  in  der  neu  zu  schaffen- 
den Verfassung  aufgefordert  wird. 

Diese  Begebenheiten  verdienen 
wohl  auch  vom  allgemonen  Stand- 
punkt ernste  Beachtung,  denn  sie 
leiten  den  letzten  Akt  eines  grofi^ 
historischen  Dramas  ein,  das  wieder- 
holt auch  das  leidenschafthche  In- 
teresse der  Völker  des  europäischen 
Festlandes  wachgerufen.  Seit  einem 
Jahrhundert  wird  Südafrika  vom 
G^fensatze  der  im  Lande  seit  langem 
anslssigen  hoUündischen  Bevölkerung 


*)  Zuschriften  sind  zu  richten  an  die  Adresse:  Fritz  Telmann,  Wien  I./4. 
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und  der  neu  ankommenden  englischen 
Kolonisten  beherrscht;  und  ersiere 
mußten  immer  tiefer  ins  Innere  des 
Erdteils  zurückweichen,  neue  Staats- 
wcsm  in  der  Wildnis  begröTidcnd. 
Überallhin  folgte  ihnen  britischer  Un- 
ternehmungsgeist, nirgends  konnten 
sie  in  Ruhe  als  konservative  Land- 
bauem  leben.     In  allgemeiner  Er- 
innerung sieht  es,  wie  der  Burenkrieg 
endlich  die  Vernirhtung  holländischer 
Kultur  in  Südafrika  zu  besiegeln 
schien,  und  kurzsichtige  kontinentale 
BeurteQer,  unvertraut  mit  der  GroB* 
Sflgi^eit  englischer  Kolonlaipolitik, 
meinten»  daß  das  siegreiche  England 
nunmehr  eine  Unterdrückungspolitik 
zwecks     Ausrottung  holländischer 
Sprache  und  Gesittung,  ähnlich  etwa 
wie  Preufien  in  seinen  polnischen 
Landesirilen,  einleiten  werde.  Wie 
ganz  anders  ist  es  gekommen!  Eine 
liberale  englische  Regierung  gab  den 
Buren  wenige  Jahre  nach  ihrer  Nieder- 
lage auf  dem  Schlachtfelde  die  volle 
innere  Unabhängigkeit  wieder,  und 
die  nach  allgemeinem  Wahlrecht  neu 
gewählten  Parlamente  von  Transvaal 
und  Oranje-River-Kolonie  hatten  im 
Sinne  des  Prinzipes  parlamentarischer 
Regierung  und  Selbstverwaltung  die 
Berufung  holländischer  Ministerien 
cur  unmittelbaren  Folge.  Bin  Fflhrer 
der  Buren  aus  ihrem  lotsten  Kriege, 
General  Botha,  übernahm  die  Ver- 
waltung d^  Landes,  um  sie  im  Sinne 
völlippr      Selbstverwaltung  seines 
Volkes,  jedoch  in  gerechter  Berück- 
sichtigung der  Interessen  der  bri- 
tischen Industrie  wie  des  hoIlSn« 
dischen  Landbaus  zu  führen.  Vor 
wenigen  Wochen  gab  der  Sieg  bei  den 
Parlamentswahlen  auch  die  Regierung 
der  Kapkolonie  in  die  Hände  der  hol- 
ländischen Bauernpartei,  und  mit  Aus- 
nahme der  kleinen  Natal-Kdonie  wird 
nunmehr  ganz  Südafrika  von  hol« 
ländischen    Regierungen  verwaltet. 
Die   Beschlüsse  der   Konferenz  zu 
Pretoria  zeigen  nun,  daß  auch  der 
letzte   Schritt  getan  werden  soll. 


um  den  alten  Traum  der  hoDan* 
dischen    Bauem,    die  Schaffung' 
eines  einigen  Staatswesens  in  Süd- 
airika,  zu  verwirklichen,  nicht  mehr 
in  Kampf  und  Unterjochung  der  bri> 
tischen  Kolonisten,  sondern  in  fried> 
lieber  Vereinigungmit  ihnen  unterdem 
Sohutse  des  britischen  Weltreiches* 
So  wird  menschlicher  Voraussicht 
nach  bereits  in  wenigen  Jahren  ein 
neues,    blühendes  demokratisches- 
Staatswesen  an  der  Seite  der  Ver- 
einigten Staaten  Australiens,  Neu* 
Seelands  und  Kanadas  sich  dem  bri- 
tischen Reichsbunde  angliedern.  Sa 
wie  in  Kanada  Engländer  und  Fran- 
zosen sich  nach  iahrhundprtolanc'^n 
Kämpfen  einig  e^h\]iden  undein  neues 
Volk  begründet  iiaben,  so  wird  es  auch 
in  Sfld^rika  geschehen,  und  so  wie 
en^ische  Truppen  seit  langem  Au- 
stralim  und  Kanada  verlassen  haben» 
um  ausschheßHch  dem  freien  Willen 
der  Bevölkerung  dieser  beiden  Staaten 
die    Zugehörigkeit    zum  britischen 
Reich  zu  überlassen,  so  wird  wohl  auch 
berate  in  naher  Zukunft  Sfidafrika 
von  den  britischen  Truppen  grftumt 
werden  können,  die  moralische  Er- 
oberung der  Herzen  und  Köpfe  der 
Bevölkerung  durch  den  Segen  freier 
britischer  Institutionen  jede  physische 
Machtanwendung  überflüssig  gemacht 
haben.  Schon  heute  aber  müssen  im 
Lichte  der  historischen  Entwicklung- 
die  leidenschaftlichen  Angriffe,  die  zur 
Zeit  dps  Burenkrieges  von  so  vielen 
einllulireicheu   Persönlichkeiten  des 
Festlandes  gegen  das  „räuberische 
England**  gerichtet  wurden,  als  ein 
Beweis  erscheinen,  wie  schwer  Völker 
und  Fürsten  irren  können. 

Fraozösisch-Indien.  Aus  dem 
jahrhundertelangen  Kampfe  um  die- 
Vorherrschaft  in  Ostindien  isi  Eng- 
land siegi(Mch  hervorgegangen;  300 
Millionen    Inder    gehorchen  heute 

seinem  Zepter,  und  demgegenüber  , 
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nnd  nur  wenq^  Stftdte  ohne  Hinter^ 

land  mit  zusammen  nur  dnigen 
hunderttausend  Bewohn  nrn  unter 
französischer  Herrschaft  geblieben. 
Überaus  lehrreich  aber  ist  cs>  im 
Vergleiche  des  Sozial-  und  Kuitur- 
Zustandes  der  Bewohner  von 
zösisch-  und  Britiach-Indien  das  Weric 
beider  Völker  zu  studieren. 

1.  Der  bedeutsamste  T  rif  r-(  hir  d 
zwischen  beiden  Gebieten  hegt  wohl 
in  der  verschieden  hohen  Entwicklung 
des  Unterrichtswesens.  Während  üx 
Brittscb-Indien  etwa  10%  der  Be* 
völkerung  des  Lesens  und  Schreibene 
kundig  sind,  ist  di^  Kenntnis  etwa 
60%  der  Bevölkerung  von  Französi.sch- 
Indien  eigen,  und  die  franz/^?ische 
Regierung  unterhält  in  den  iiaupt- 
punkten  des  Gebietes  Mittelschulen, 
welcbe  der  weiteren  Fortbildung  der 
Eingeborenen  dienen. 

2.  Während  im  britischen  Teile 
des  Landes  die  an^lo-indische  Bureau- 
kratic  uneingeschränkt  gebietet  und 
das  eben  eingebrachte  Reformgesetz 
Viaooiint  Moileys  vorsieht,  dafi  in 
die  mit  blofi  beratender  Stimme  aus- 
gestatteten Vertretungskörper  aus- 
schließlich die  regierenden  Fürsten 
der  Feudalstaaton  und  Delegierte  des 
Landadels  berufen  werden,  besteht  in 
Französisch- Indien  das  allgemeine, 
gleiche  und  direkte  Wahlrecht  f flr  den 
Generalrat  des  Gebietes  sowie  f fir  die 
Wahl  einesDeputierten,  welcherlndien 
im  französischen  Parlament  vertritt. 

3.  Während  die  Handelsstädte 
von  Britisch-Indien  sich  in  wirt- 
schaftlich blühendem  Zustande  be- 
linden, die  engiiscben  Kaufleute  grofie 
Rüchtttmer  erwerben,  die  englischen 
Beamten  fürstliche  Gehälter  beziehen, 
geht  der  Handel  der  französischen 
Besitzungen  mehr  und  mehr  aus  den 
Händen  der  Franzosen  in  die  der  Ein- 
geborenen über,  und  der  Gouverneur 
von  Fransteisch- Indien  besieht  ein 
niedrigeres  Gehalt  als  irgendein 
Bezirkshauptmann  in  den  anzischen 
Besitsungen. 


Mit  einem  Worte :  Britisch-Indien 

wird  im  Interesse  der  englischen 
Kaufleute  und  Beamten,  Französisch- 
Indirn  im  Interesse  der  eingeborenen 
indischen  Bevölkeiung  verwaltet.  An- 
gesichts der  revolutionären  Garung 
in  BritiBoh4ndien  kann  dieses  Bei* 
spiel  des  Wohlstandes,  der  Bildung 
und  der  Freiheit,  deren  sich  die  Be- 
wohner der  französisch  gebliebenen 
Städte  erfreuen,  für  die  Einwohner 
von  Britisch-Indien  allerdings  nicht 
beruhigend  wirken ;  und  der  Wunsch, 
Ähnlich  glUckliche  VwhAltnisse  zu  ge- 
winnen, mnfi  ihren  revohitkniSren 
Enthusiasmus  lu  noch  helleren  Flam* 
men  entfachen. 

R.  Tripatka, 

Die  geplante  Errichtung  iiMT 
Zentralstelle  für  internationale  Gast- 
freundschaft in  London.    Ein  Lieh- 


lingsplan  der  Friedensk 


oiir'r'osse  so 


II 


mit  Unterstützung  der  Kugiurung 
demnächst  in  England  Tenrirklicht 
werden,    nfimlich   die  Errichtung 

eines  Friedensbudgets.   Der  Schate- 

k  an  zier  Mr.  Lloyd-George  sprach 
jüngst  einer  Deputation  gegenüber 
seine  Bereitwilligkeit  aus,  alljährlich 
eine  gewisse  Summe  für  die  Förderung 
internationaler  Gastfreundschaft  be- 
reit SU  stellen.  Seither  wurde  ein 
nÄherer  Plan  von  Sir  E.  Comwall  aus- 
gearbeitet und  drrn  Minist  rrpr;isi- 
denten  zur  Begutachtung  vorgelegt. 
Nach  diesem  Projekte  soll  eine  bri- 
tische Zentralstelle  zur  Förderung  in- 
ternationaler Besiehungen  geschaffen 
werden,  welche  sich  insbesondere  der 
Veranstaltung  von  Wechselbesuchen 
britischer  Körperschaft  »^a  im  Auslände 
und  ausländischer  Körperschaften  in 
England  widmen  soll.  Außerdem 
sollen  ausländischen  Besuchern» 
welche  britische  Institutionen  stu- 
dieren wollt  II,  alli  möglichen  Hilfs- 
mittel an  die  Hand  gegeben  werden, 
und  die  Fühlung  mit  Staats-,  Ge- 
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melnde-  und  iraneiiseliaflliclieii  An- 
stalten Englands  denselben  erleichtert 

werden.  Ein  beratendes  Komitee  soll 
gebildet  werden,  welches  alle  Pläne  zur 
Förderung  der  Beziehungen  inter- 
nationaler Courtoisie  ausarbeiten  soU, 
und  Delegierte  der  Regierun^f,  des 
Parlam^ts,  der  Gemeinderäte,  der 
Handelskammern,  der  Landwirtschaft 
der  relitriösen  und  wipsensehnftlirhpn 
Verbäjide  sollen  demselben  angehören. 

Als  erste  Unternehmung,  die  von 
der  neuen  Zentralstelk  organisiert 
werden  soll,  ist  ein  internationaler 
Kongress  von  Vertretern  aller  eure- 
pftischen  und  außereuropäischen 
Hauptstädte  in  Aussicht  t'cnommen. 
Es  wird  vorausgesetzt,  daß  die  Städte 
London,  Liverpool,  Manchester, 
Edinburgh,  Glasgow,  DubUn,  Belfast, 
Cardiff  u.  a.  in  Engend  gerne  bereit 
wären,  sich  an  dem  Unternehmen 
moralisch  und  finanziell  zu  beteili- 
gen. Einladungen  sollen  an  die  Ge- 
meinderäte von  Poiiä,  Berlin,  New 
York,  Wien,  $t.  Petersburg,  Rom, 
Madrid,  Lissabon  u.  a.  gesandt 
werden.  Eine  reichhaltige  Tages- 
ordnunp-  v-ürde  diesem  Kongreß  vor- 
gelegt werden,  u.  a.  der  Vorschlag 
eines  internationalen  Gelehrlen-Aus> 
tauaehes.  In  zweiter  Linie  ist  die 
Veranstaltung  eines  internationalen 
Kongresses  von  Vertretern  sfimtliober 
europäischen  Handelskammern  In 
Aussicht  genommen. 

Man  geht  von  der  Ansicht  aus, 
daß  der  friedhche  Austausch  von  An- 
sichten und  Erfahrungen  auf  solchen 
internationalen  Kongressen  yiel  zum 
bessern  wechselseitigen  Verständnis 
der  Völker  beilragen  und  somit  der 
Sache  der  Vöikereintracht  und  des 
Weltfriedens  ein  wesentlicher  Dienst 
geleistet  wQrde. 

Amerikanische  Kultur.  Amerikas 
„Eigenheit"  ruht  auf  einem  einfachen 
Prinzipe:   seine  Sozialinstitutionen 


lind  den  Tendenzen  unserer  Epoche 
durchaus  angepaßt,  nicht  durchkreuzt 

von  den  Traditionen  einer  feudalen 
Vergangenheit,  wie  in  Europa. 

Hieraus  ergeben  sich  seme  kul- 
turellen Vorzüge  wie  auch  seine 
Mfingel;  erstere  etwa  folgende: 

1.  Das  konfoBsionelle  Problem  ist 
in  der  völligen  „Autonomie  und 
freien  Entfaltung  der  religiösen  Gc- 
meinsthaflen"  gelöst,  und  ?:war  so 
vüiiütaiidig,  daß  die  Frage  im  uUeni- 
lidtai  häim  ttbeihaupt  nicht  ot^ 
wflhnt  wird. 

Und  dies,  obgleich  die  Bevölke- 
rung intensiver  religiös  gestimmt  ist» 
als  auf  dorn  europäischen  Kontinent, 
und  großer  Mut  dazu  gehört,  sich 
offen  als  Freidenker,  d.  h.  außerhalb 
sftmtlicher  Religionsgemeinden 
stehoad,  zu  bekennen. 

Die  „Gesellschaft  für  ethische 
Kultur"  ist  jedoch  als  solche  von  der 
ölTentlichen  Meinung  anerkannt. 

2.  Die  englische  Verkehrssprache 
ist  von  eilen  eingewanderten  Natlona* 
litäten,  auch  dort,  wo  sie  in  der  Mehr- 
heit sind,  gern  anerkannt  und  wird 
von  ihnen  freiwillig  erlernt. 

Eine  nationale  Frage  ejustiert 
nicht. 

3.  Die  Selbstverwaltung  und  De- 
mokratie sind  unheschränkt,  stehen 
auflerhalb  jeder  Diskussion,  gleich 
einer  naturgegebenen  Tatsache. 

4.  Das  Reehi  der  Frau  auf  Eigen- 
persöniicbkeit,  Hochbildung  und  Teil- 
nahme an  der  „Kulturproduktion'* 
ist  unangefochten. 

Die  Praxis  hat  ergeben,  daß  die 
Frau  in  einer  ganzen  Reihe  geistiger 
Tätigkeiten  dem  Manne  überipppn 
ist,  ihn  zum  Tpü  ganz  aus  dem  Felde 
schlägt,  nämiicii: 

als  Lehrerin  vermöge  ihrer 
grOfieren  Geduld  und  Befihi- 
gung  zur  Kinderbehandlung, 
als  S'^kretärin,  Bibliothekarin 
usw.  vt.M'iiiö^n  ihrc'i'  f^Toßen  Sorg- 
samkeit, und  neuerdings  auch 
'  immer  mehr  auf  dem  Felde  der 
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exakten  Wissenseliafi,  Term<tge 
ihrer  sorgffiltigereii  Sammlung 

der  Daten  und  unermüdlicherer, 
leidenschaf  taloserer  Forechungs- 
art. 

5.  Die  Kultur  ist  eklektisch,  Poli- 
tik tind  Handel  Torwiegend  anf  eng- 
liseham,  die  Witsenschafi  auf  deut- 
schem, die  Kunst  auf  fransteiBohein 
Vorbild  fußend. 

6.  Das  „Wissen"  gilt  der  rationa- 
listischen Bevölkerung  als  Idol  trotz 
aUer  kommerziellen  Einseitigkeit.  Die 
Sebnlen  sind  Palfiate;  Abendaoliulen, 
Vdksvoiiräge  und  Volksbibliotheken 
sorgen  mehr  als  in  irgendeinem  Lande 
Europas  (Norwegen  auagenommen) 
für  die  Erwachsenen. 

7.  Die  induktive  wissenschaftliche 
Forschung  hat  sich  am  Beispiel  der 
industriellen  Teebnik  wundeiToll  em* 
porgehoben ;  spenell  die  Soiiologie  hat 
sich  eine  feste  Grundlage,  auf  statisti- 
schen Methoden  fußend,  c^pRchnfFpn. 

8.  Die  Landwirtschaft  ist  eine  In- 
dustrie gleich  andern,  wird  nicht  „im 
Geiste  vtterfioker  IVaditionen",  son- 
dern nach  dem  modernen  Stande  der 
Wissenschaft  und  Technik  betrieben. 

0.  Df^r  Kapitalismus  konnte  sich 
frei  entfalten  und  seinem  Drange  nach 
stets  ökonomischerer  Produktion  un- 
eingeschränkt folgen,  den  Notwendig- 
keiten moderner  Technik  sieh  an- 
passend, daher  Konzentration  der 
industriellen  Tätigkeit  des  Landes 
in  immer  wenigeren  Riosfn betrieben. 

10.  Dio  Arbeiterorganisationen 
konnten  sich  ungehemmt  zu  macht- 
vollen» nach  kommersiellen  Gesichts- 
punkten geleiteten  Unternehmungen 
entfalten. 

Andererseits  „fehlen"  mit  der 
europfiischen  Kulturtradition: 


1.  eine  nationale  Kunst; 

2.  ritterliche  Höflichkeit; 

3.  gf>sr'!!si:^haftliche  Mächte,  die 
dem  Reichtum  ebenbürtig  sind, 

4.  Standesehre,  vielfach  über- 
haupt der  kategorische  Imperativ  der 
„Ehre"  gegenDber  der  Verioekung  des 
Geldes;  daher  alles  kftuflich,  Presse, 
gesetzgebende  Körperschaften,  Fa- 
brik Inspektoren,  Polizei-Wachtlnite 
und  selbst  Mandate  für  den  Senat  der 
„Vereinigten  Staaten". 

Nur  freilich  sind  die  Preise  je 
nach  der  Stellung  des  so  Kaufenden 
abgestuft,  belaufen  sich  im  letit* 
genannten  Falle  auf  MilUoneii* 

Es  fehlen  fem  er: 

5.  Idealismus  und  verfeinertes  Em- 
pfinden der  Massen  (Degeneration  des 
Theaters  su  dner  jeder  Kunst  baren 
Belustigungsstätte) ; 

6.  iderllo  Großmächte  in  der 
öfifenthchen  Meinung  und  damit  eine 
Politik,  die  nach  Zielen  jpnsoits  der 
kommerziellen  Augenblicksinteressen 
zu  streben  vermöchte. 

Das  amerikanische  Vdk  und  die 
amerikanische  Kultur  sind  erst  im 
Werden;  Fortschritts-  und  Degene- 
rationssymptome begleiten  diesen 
Werdegang. 

Viele  europäische  Probleme  fehlen, 
weil  sie  gelöst,  manche,  weil  die  Ent- 
^cklung  noch  nicht  su  ihnen  vor^ 
gedrungen  ist.  Bei  alledem  ist  aber 
doch  das  Werden  einer  neuen  Kultur* 
tradition  drtitlirh  rrkennbar;  und  so- 
bald sie  Mächte  zeugen  wird,  die  dem 
Gelde  erfolgreich  die  Spitze  bieten 
können,  wird  die  amerikanische  Kul- 
tur der  europäischen  durchaus  eben* 
bürtig,  ja  in  vielen  Beiidiungen  <kber- 
sein, 

Wmiam  White,  I^ew  York. 
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THOS.  LOUGH,  ehemaliger  MIMSTER,  LONDON:  DIE 
GEMEINDEVERWALTUNG  VON  LONDON. 

ONDON  ist  die  einzige  Stadt  Englands,  welche  die  Segnungen 
einheitlicher  und  ausgebildeter  GoneiiideTerwftlttmg  eatbehit. 
Was  all  den  PrOTinzorten  gegeben,  die  planmäßige  RegeLnng  yoa 
Polizeiw«(en,  Straßenbau,  Verkehrswesen,  Beleuchtung,  Gesund» 

fi.  Iis-  und  Schulwesen,  das  fehlt  der  Weltstadt  London.  Ehen  seine  früh- 
zeilige  fortschrittUche  Entwicklung  war  es,  die  den  Gesetzgeber  beweg, 
London  von  der  Geroeinderefonn  des  Jahres  1835  auszunehmen,  und  so 
blieben  seine  historischen  Traditionen  —  reich  an  geschichtlicher  Ehre,  aber 
feindlich  aller  modernen  EntwicUnng  —  ungebrochen  in  Kraft.  Die  Giiy  of 
London,  welche  die  alleinige  Trägerin  dieser  historischen  Vorrechte  ist,  be- 
sitzt eine  Fläche  von  wenig  mehr  als  2  qkm,  war  bis  vor  kurzem  mit  Mauern 
und  Wällen  ump^eben,  die  sie  indes  weniger  scharf  gegen  die  Anßf^nwelt 
abschlössen,  als  es  die  Denkungsart  der  Bewohner  tat,  die  durch  all  die  Jahr- 
hunderte ihren  Gemeinsinn  auf  ihren  engen  Zirkel  beschränkten  und  keinerlei 
Interesse  an  Wohlfahrt  und  Entwiokluag  der  großen  Vocsttdte  nahmen. 
Im  Jahre  1689  hatte  die  Gty  of  London  eine  Bevölkerung  von  150  000  Ein- 
wohnern, aber  die  Bewohner  der  Vorstädte  waren  viermal  so  Eahlreich.  Im 
Jahre  1831  wohnten  zehnmal  so  viel  Menschen  außerhalb  als  innerhalb  der 
Stadtmauern,  und  in  den  letzten  Jahren  wurdr-  dio  Auswanderung  der  alten 
CiLybewohner  nach  den  Vorstädten  so  groli,  daii  lieute  nur  ungefähr  27  000 
Menschen  innerhalb  der  City  schlafen,  wälirend  London  mit  all  seinen  Vor- 
städten und  Vororten  7  Millionen  Einwohner  zählt.  Die  City  selbst  umfaBi 
eben  mehr  und  mehr  ausschliefilich  Bureaux  und  WarenhäuseTt  und  hlofi 
Hausmeister  und  Nachtwächter  verbleiben  in  ihr  des  Nachts.  Am  Tage, 
wenn  ihre  großen  Banken  Hnndlungshäuser  und  StapelplStze  mit  Menschen 
gefüllt  sind,  erreicht  deren  Zahl  indes  nahezu  eine  Million. 

Gegensatz  und  Rivalität  zwischen  der  City  und  den  bedeutenderen 
ihrer  Vorstädte  bestehen  flbrigens  bereits  seit  langer  Zeit.  Nur  20  Minuten 
von  der  Stadtmauer  entfernt  Uegt  seit  vielen  Jahrhunderten  die  Stadt  West- 
minster,  die  stets  ebenso  volkreich  und  nahero  ebenso  ange^rli  n  war  wie 
die  City  selbst.  Ebenso  ist  Southwark  am  anderen  Ufer  der  Themse  seit 
lang^er  Zeit  eine  blühende  Gemeinde,  die  mit  der  City  of  London  ^«elbst  in 
jeder  Beziehung  wetteifert.  Seit  70  Jahren  wurden  immer  wieder  aufs  neue 
Versuche  unternommen,  diese  Gemeinden  und  alle  die  anderen  Voretädte 
im  Norden,  Osten,  Süden  und  Westen  miteinander  zu  yereinen,  aber  stets 
vergebens.  In  den  Jahren  1835, 1863.  1861, 1866  und  1867  beschäftigten  sich 
Regierung  und  Parlament  stets  gleich  erfolglos  mit  der  Frage  der  Vereinung 
Londons  mit  seinen  Vorstädten.  Erst  im  Jahre  1888  wurde  ein  Gesetz  er- 
lassen, das  der  Kommission  für  öffentliche  Arh^-ilpn,  die  seit  dem  Jahr  1855 
bestand,  neue  erweiterte  Vollmachten  verlieh  und  dieselbe  mit  dem  Londoner 
Grafscbaftrat  vereinigte,  dessen  Beisitzer  aus  direkten  Volkswahlen  hervor- 
gehen und  einen  bedeutenden  Teil  jener  Befugnisse  besitzen,  die  in  anderen 
Städten  dem  Gemeinderate  zukommen.  Immerbin  blieben  aber  sehr  wesent- 
Uche  Funktionen  der  Verwaltung  in  den  Händen  der  einzelnen  Teilgemeindeiu  ^ 
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das  Problem  war  nicht  gänzlich  gelöst.  Im  Jahre  1899  wurde  ein  neues 
Gesetz  erlassen,  das  die  einzelnen  Vorstädte  selbst  in  Gnippcn  vereinigte 
und  eine  Bezirksvertretung  für  jede  derselben  ins  Leben  rief.  Diese  Ver- 
tretungskörper teilen  sich  heute  mit  dem  Grafschaftrat  von  London  in  alle 
Aufgaben,  die  anderwärts  einer  Gemeindeverwaltung  zukommen.  Aller- 
dings haben  sich  in  den  letxten  Jahnebnten  außerludb  der  dem  Londoner 
Grafsohaftrat  gesetzten  Grenien  neue  große  Vororte  gebildet,  die  snsammen 
2  Yt  Mi]fi(Hien  Einwohner  umfassen.  Diese  stehen  weder  untereinander  noch 
mit  den  inneren  Bezirken  Londons  in  irgendwelcher  Verbindung,  und  keineilei 
gemeinsame  Maßnahmen  sind  möglich. 

Kehren  wir  aber  nach  dem  eigentlichen  London  zurück  und  betrachten 
wir  die  Art,  wie  in  einem  der  volicreichsten  Bezirke,  z.  B.  in  Islingtun  mit 
340000  Einwohnern  die  GemeindeobUegenheiten  erfüllt  werden.  Drei  he* 
sondere  Wahlen  sind  für  die  verschiedenen  Vertretungskörper  notwendig. 
Zunächst  erwählt  Islington  8  Delegierte  für  den  Grafschaftrat  von  London. 
Ein  andermal  hat  es  seine  eigenen  72  Bezirksrätc  zu  bestimmen  und  ein 
drittes  Mal  seinen  Armenrat  zu  ernennen,  dem  die  Fürsorge  für  die  Bedürf- 
tigen des  Bezirks  obliegt.  Alle  drei  Vertretungskörper  erheben  besondere 
Steuern,  aber  diese  werden  allerdings  auf  einmal  und  zwar  durch  Organe 
der  Besirksvertretung  eingebogen,  wenngleich  deren  eigene'  Bedürfnisse 
kleiner  sind  als  die  der  beiden  anderen  Körperschaften.  Am  meisten  Geld 
benötigt  der  Armenrat,  an  zweiter  Stelle  kommen  die  Ausgaben  des  Graf- 
schaf trates  für  Schill zwpckp  und  an  dritter  Stelle  seine  Steuern  für  allgemeine 
städtische  Br <lui fni^sf.  Aus  diesen  hat  der  Grafschaf tsrat  für  die  Haupt- 
kanäle, die  HaupLsLraÜen  und  die  Straßenbahnen,  die  er  in  denselben  be- 
treibt, für  das  Feuerl(ifichwfl6en,  die  Unterhaltung  der  Öffentlichen  Gfirten, 
die  Instandhaltung  der  Straßenaufschriften,  Beaufoichtigung  der  Theater 
und  öffentlichen  Vergnügungsorle  zu  sorgen,  und  seit  dem  Jahre  1903  liegt 
auch  die  Erhaltung  und  Beaufsichtigung  aller  öfTentlichen  Schulen  dem 
Grafschaftrat  ob.  Das  Saniiälswescn,  Bauwesen  und  die  Erlialtung  der 
Nebenstraßen  liegt  der  konkurrierenden  Verwaltung  des  Grafschaftrates 
und  der  Bezirksräte  ob.  So  können  die  letzteren  ein  Veto  gegen  jede  neue 
Straflenbahnlinie,  deren  Errichtung  geplant  ist,  einlegen.  Den  Besirksräten 
allein  liegt  die  Beleuchtung  und  Reinigung  der  Straßen,  <fi6  Verwaltung 
der  ÖfTentlichen  Bftder,  Wäschereien  und  Bfl>liotheken,  die  sanitäre  In- 
spektion  der  Häuser  und  Bäckereien  und  die  Mfißnahmen  gegen  V'^r  frilschung 
der  Nahrungsmittel  ob.  Die  Wasserversor^nang  wird  seit  dnin  Jahre  i\K)2  für 
ganz  London  von  der  städtischen  VVasserkommission  emhcithch  besorgt, 
wthrend  sie  bis  dahin  in  Händen  von  acht  selbständigen  Gesellschaften  war. 
Die  GasTersorgung  ist  auch  heute  noch  in  der  Hand  yon  mehreren  Privat* 
Unternehmungen.  Eine  weite  Fläche  im  Norden  und  eine  weite  Fläche  im 
Süden  werden  in  monopolistischer  Weise  von  zwei  großen  Gesi  II  i  haften 
ausgebeutet,  die  die  Tarife  nach  ihrem  Gutdünken  bestimmen,  oline  daß  die 
Bevölkerung  sich  hiergegen  irgendwie  wehren  könnte.  Wieder  andere  Ob- 
liegenheiten, wie  die  Beaufsichtigung  der  Droschken,  kommen  keiner  der  ver- 
schiedenen GemeindekOrpeischaften,  sondern  dem  Staate  zu. 

So  wird  in  Islington  wie  Übrigens  auch  in  allen  andern  Bezirken,  die 
Gemeindeverwaltung,  die  in  anderen  Städten  einheitlich  von  einer  einzigen 
Stelle  geleitet  wird,  von  zwei  schwächlichen,  jeder  Autorität  baren  Lokal- 
körperschaften, vier  nnf(  in  inH'^r  eifei'süchtigen  und  gegeneinander  arbeitenden 
Zentralen,  Kommissionen,  mehreren  privaten  Gesellsohaften  und  schließ- 
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lieh  dem  Staate  besorgt.  Die  Kompetenzen  all  dieser  Behörden  sind  nach 
jeder  Richtung  eingeschr&nkt,  ne  sind  obnmichiig  zur  Ausführung  irgend* 
welcher  grofisflgiger  Unternehmungen,  und  nur  eine  Berechtigung  ist  ihnen 
allen  uneingeschränkt  gegeben:  Steuern  zu  erheben. 

Alle  diese  Mißstände  rufen  dringend  nach  Reform.  Am  schlimmsten  ist 
wohl  die  Unordnung  im  Steuerwesen.  Die  Bewohner  von  London  zahlen, 
ungerechnet  die  Kosten  fflr  Wasserrarsorgung  undHausbeleuchtung,  300MiUi- 
onen  Mark  Gemeindesteuern  pro  Jahr,  von  denen  kein  unwesentficher  Bmch- 
ieil  zur  Bestreitung  der  Verwaltungskosten  all  det  yiden  Kommissionen  und 
Körperschaften  notwrndii^  ist.  220  Millionen  von  obiger  Gosomtsumme 
werden  in  gleichmäßiger  Weise  in  ganz  London  erhoben;  ab(  r  große  Miß- 
stände und  Unbilligkeiten  bestehen  in  bezug  auf  die  Erhebung  der  restlichen 
80  MiUionea.  Da  die  ärmeren  Bezirksteile  ebenso  große,  ja,  was  Armen- 
wesen  anlangt,  noch  größere  Ohliegenheiten  su  erfflllen  haben  als  die  reichen 
Stadtbezirke,  müssen  sie  ihre  Steuerquellen  in  nnTerhflltnismäßiger  Weise  er- 
schöpfen, und  so  kommt  es,  daß  die  Haussteuer  in  den  Arbeitervorstädten 
Camberwell,  Bermondsey  und  Poplar  fast  doppelt  so  hoch  ist,  als  in  der 
City  und  Westminstcr.  Ähnliche  Mißstände  ergeben  sich  für  die  Vororte 
außerhalb  der  Grenze  der  Londoner  Grafschaft:  Die  reichen  westhchen  Vor- 
orte Ealing  und  Wimbledon  bedtsen  eine  Hauasteuer,  die  nur  halb  so  hoch 
ist,  als  in  den  armen  Aibeitenrororlen  von  West  Harn  und  Edmonton. 

Vielleicht  wird  die  Lösung  des  Londoner  Gemeindeproblems  von  eben 
diesen  Vororten  außerhalb  der  Grafschaftsgrenzen  kommen,  denn  gerade  in 
ihnen  sind  die  obengenannten  Mißstände  am  schlimm^5tpn,  xmd  es  muß  tkber 
kurz  oder  lang  zu  einer  starken  protestierenden  Vülks?bc\vegung  kommen. 
Viele  dieser  Gemeinden  im  Osten  der  Stadt  sind  ausschließlich  von  Arbeitern 
bewohnt,  wekhe  jeden  Morgen  nach  der  Qty  fahren,  um  dort  ihren  Lebens- 
unterhalt SU  gewinnen.  Diese  Orte  besitsen  keinerlei  selbständige  Industrie, 
keine  eigenen  ergiebigen  Steuerquelien,  nur  durch  härteste  Belastung  ihrer 
armen  Bevölkerung  könnon  sie  ihre  Gemeindebedürfnisse  decken.  Not- 
wendigerweise müssen  sie  dieselbe  aufs  äußerste  beschränken,  sie  können 
nicht,  wie  es  der  Grafschaftsrat  von  London  in  seinem  Gebiete  erfolgreich 
tut,  ungesunde  Wohnungen  niedeireifien,  fflr  sweckmftßige  Bauentwicklung 
effektive  Maßnahmen  treffen  und  all  die  andern  Zwecke  einer  modernen 
Gemeinde  erfüllen.  Gerade  diese  Gemeinden  aber  wachsen  am  raschesten 
an  Einwohnerzahl,  viele  haben  im  letzten  Jahrzehnt  ihre  Brvftlkerung  ver- 
doppelt, vmd  das  Mißverhältnis  z-wischen  ihren  gönnten  iinanzK  llen  Mitteln 
xmd  der  Größe  der  von  ihnen  zu  leistenden  Ausgaben  wird  so  immer  schlimmer. 
Nur  ihre  Vereinigung  mit  der  Grafschaft  London,  die  einheitliche  Organi* 
sierung  all  ihrer  Obliegenheiten  durch  den  Grafischaftsrat  und  eine  gerechte 
Verteilung  der  Steuern  auf  die  einzelnen  Besirke  je  nach  Mafigabe  ihrer 
Leistungsfähigkeit  kann  hier  Wandel  schaffen. 

Eine  umfassende  Reform  all  dieser  Veihältnisse  im  oben  angedeuteten 
Sinne  wird  sich  nicht  mehr  lange  aufschieben  lassen.  Man  mag  jede  mögliche 
Rücksicht  auf  die  historischen  Traditionen  der  City  of  London  nehmen,  eine 
durchgreifende  Reform  ihrer  Verwaltung  nach  dem  Muster  der  Vorstädte 
wird  sich  nicht  yermeiden  lassen.  Alle  diese  sollten  in  eine  enge  Verbindung 
miteinander  gebracht  werden,  nur  streng  lokale  Obliegenheiten  den  Besirks- 
räten  verbleiben,  während  alle  gemeinsamen  Aiigelej^nhriten  vom  Graf- 
schaftsrate zu  besorgen  wären.  Von  diesem  sind  in  den  Irtzt*  n  Jahren  all 
die  großen  Reformen  ausgegangen,  welche  der  Londoner  ßevöikerung  zum 
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Segen  gereichten:  Die  übemabme  der  Strafienbahnen  und  der  Schiffe  auf 

der  Themse  in  Städtischen  Betridl>,  der  Bau  von  Arbcitriliiusern  und  die 
Niederreißung  ungesunder  Stadtviertel.  Wenn  dem  Grafschaf  träte  durch 
eine  durchgreifende  gesetzliche  Reform  wirklif^h  nii'?roirhende  Vollmachten 
zugebilligt  würden,  so  könnte  derselbe  Eweifelauliiie  auch  alle  die  andern 
Agenden  der  Gemeindeverv^altung  in  gleich  großzügiger  Weise  erledigen.  Des 
femeren  sollte  Vorsorge  fttr  eine  gradveUe  Snyarlähung  der  äußern  Vororte 
in  die  Grafechaft  London  getroffen  werden,  bis  endlich  die  7  Milfionen  In- 
wohner der  Wdtstadt  London  sich  einer  ebenso  starken  und  planmäßigen 
GemeindeTefwaltung  erfreuen,  wie  schon  heute  die  andern  Städte  En^ands. 


PROF.  DR.  FELIX  REGNAULT,  PARIS:  GEFAHREN 

DER  ENTWALDUNG  UND  IHRE  BEKÄiMTTUNG  IN 
FRANKREICH. 

EIT  der  Mensch  von  der  Jagd  zum  Ackerbau  flhefging,  aiheitete 

er  an  der  Vernichtung  des  Waldes.  Die  Bäume,  deren  gierige 
Wurzeln  ihn  Saft  von  seinen  Feldern  kosteten,  waren  ihm  auch 
anderweit  im  Wege.  Ein  wahrer  Verfolgungshaß  beseelt  noch  heute 
unsere  Bauern  wider  den  grünen  Schirm  und  die  heitere  Silhouette.  Ganz 
dem  Wein-,  dem  Getreide-  und  GemOsebau  ergehen  verachten  aie  sogar  den 
Obstbaum. 

1.  Nicht  jedes  Erdreich  ist  der  Bestellung  gflnsUg.  Lange  Zeit  ließ  man 
den  Wald  der  lehmigen  Ebenen  unangetastet.  Da  wurde  das  Holz  ein  Markt- 
wert; und  Wald  um  Wnld  fiel  um  seiner  selbst  wilkn.  An  spiiie  Stelle  traten 
fieberspendende  Süuipfe,  wo  ehemals  der  Hegen  auf  den  Wald  gefallen  war, 
80  daß  dessen  Laubwerk  zwei  Drittel  auiUauk,  den  Rest  aber  der  iiumus 
einzog  (der  Humus  ist  ein  enormer  Schwamm,  der  bis  75  mm  Wasserhöbe 
▼eraehluclct)  und  die  Wflneloben  noch  dem  Gednnsel  wehrten,  da  staut  sich 
beute  das  Wasser.  Es  wird  von  keiner  durstigen  Vegetation  mehr  verbraucht. 
Die  Gegend  tut  der  Bevölkerung  nicht  mehr  gut;  diese  wird  dünn;  sie  de- 
generiert. An  andern  Orten,  mit  kieselhaltigem  Terrain,  entführt  der  Wind 
den  Sand,  den  kein  Wurzelgeflecht  mehr  hält,  und  bildet  wandernde  Dünen. 
So  wurden  m  Frankreich  viele  Gebiete  zerstört:  die  Dombes,  die  Sologne, 
die  Landes.  Es  ist  kun  her,  daß  man  sich  entschlofi,  sie  aufkufonten. 

2.  Waaiger  schrecklich  vielleicht  sind  die  Folgen  der  Entwaldung  in 
Tälern  mit  genügendem  Gefälle.  Das  Klima  wird  trockner,  unberechenbar. 
Vordem  hatten  die  BSume  <lio  Macht  der  Winde  abg-eschwächt,  sie  waren 
die  großen  Tcrnpei alurregulatüren.  Die  bloßgelegte  Erde  reflektiert  die 
Warmestrahien  wie  ein  Spiegel.  Die  Luft  erhitzt  sich  übermaiiig,  heftige 
Zuglüfte  entstehen,  und  in  der  Folge  Gewitter,  Windhosen,  Hagdschläge. 
Immerhin  Teibarrt  das  Land  in  Fruchtbarkeit,  so  lange  die  StrOme  nidit 
Ttrsiegen.  Die  Bergwaldungen  bilden  ja  die  dem  Tieflande  notwendigNi 
Wasserreservoire.  Da  aber  die  Habsucht  des  Bauern  auch  sie  serstürt»  so 
müssen  Berge,  T&ler  und  Städte  sterben. 


772  DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS  JULI  1908 


Die  Zerstörung  ist  keine  unmittelbare: 

Die  ausgetrocknete  Erde  bedeckt  sich  mit  Gestrüpp,  die  fetten  Weiden 
verschwinden  mit  ihren  Herden  von  Kflhen,  an.  ihrer  Statt  grasen  Schale 

auf  dem  mageren  Anger.  Die  Kräuter  schirmen  den  Berg  noch  gegen  den 
heftigsten  Anprall  von  Regen  und  Hagel.  Aber  dem  Wasser  steht  keine  kom- 
pakte Blälterplache  mehr  gegenüber,  noch  auch  dickes  Wurzelgebälk.  Ein 
Netz  von  Bächlein  überrieselt  den  ganzen  Berg,  erweicht  sein  Massiv,  der 
Berg  geht  „aus  dem  Leim",  Erdstttne  entstehen.  Der  Schnee  selbst  sehmilst 
sehr  geschwind  oder  fährt  als  Lawine,  deren  Schwere  der  gUtschiige  Bodea 
k^e  Hemmung  bietet,  zu  Tal. 

Der  Schafe  werden  immer  mehr,  die  Weide  immer  knapper.  Die  Tiere 
nagen  sie  bis  zur  Wiirzrl  ab  und  zerstampfen  norh  diese.  Nicht?^  wf^hrt  mehr 
der  Wucht  der  Elemente.  In  einer  ausgetrockneten  Atmosphäre  kondensiert 
sich  die  Feuchtigkeit  nicht  mehr;  die  Unwetter  brechen  mit  äußerster  Gewalt 
henmtM*  imd  Oberffillen  die  Giefibachbettini.  Die  ganm  vegetabilische  Erde 
wird  fortgeschwemmt,  der  Berg  zeigt  sein  Skelett,  und  dieses  selbst  ist  ergriff eiu 
Handelt  es  sich  um  weichen  Kalkstein  oder  Gips,  so  haben  wir  bald  erstorbenes 
Gebiet  vor  uns.  Schiefer  und  Mergel  vcrNvandeln  sich  sehr  bald  in  Sand. 
Porphyr,  Granit,  Gneis,  Serpentin  halten  besser  stand.  Die  Geologen  ver- 
zeichnen, daß  die  Pyrenäen,  antike  Formation,  weniger  rasch  zerfallen  als 
die  jüngeren  Alpen  —  auf  die  Dauer  aber  spalten  sich  selbst  die  harten 
Felsen,  und  die  Leute  von  Tarbes  haben  noch  die  entsetsliche  Mitraülade 
von  Granitblöcken  im  Gedächtnis,  die  vor  einigen  Jahren  Gauteiets  den 
Untergang  gedroht  hat. 

Ein«^  «einzige  Generation  kann  (\on  Prozeß  des  Todes  sich  vollenden  sehen. 
Mit  der  Landschaft  gehen  auch  ihre  Bewohner  zugrunde.  Aus  ihren  Bergen 
vom  Hunger  vertrieben,  werfen  sie  sich  der  Stadt,  dem  Alkohol  und  der 
Tuberkulose  in  die  Arme. 

Nur  der  Schafhirte  harrt  aus  mit  seiner  kümmerlichen  Herde.  Da  das 
Gras  spärlich  unter  Steinchen  sproßt,  treibt  er  sie  weite  Strecken,  um  sie  sich 
sättigen  zu  lassen.  Er  gibt  dem  Drama  noch  eine  letzte  Traurigkeit.  Grus 
und  Kies  rutscht  allgemach  in  die  Täler,  verschüttet  die  Felder,  erstickt, 
begräbt  auch  deren  Leben. 

3.  Nach  dem  gebirgigen  erliegt  das  flache  Land.  Der  früher  klare  Fluß 
führt  Schlamm.  Sein  Bett,  angepfropft  mit  GerOU  und  Sand,  wird  immer  hüher. 
Regellos  schlängelt  sich  sein  Lauf.  Er  tritt  aus.  Die  Böschungen  lenreifien. 
Der  Fluß  ist  unschifibar  geworden.  Die  Iläft  n  seiner  Mündungsbucht  ver- 
Wasen.  Weiß  man  es,  daß  die  Loire  seit  iyO  Jahren  zwischen  Nantes  und 
dem  Meere  ''lO  Millionen  Kubikmeter  Erde  abgesetzt  hat»  mehr,  als  beim 
Graben  des  Suezkanals  ausgeworfon  w  urde  ? 

Nächste  Konsequenz;  der  iluli,  der  immerfort  sein  Bett  verändert, 
hat  nicht  mehr  die  Ausdauer,  es  tief  zu  bohren:  die  geringste  Wasseisteige- 
rung  wird  sur  verheerenden  Überschwemmung.  Alle  Welt  hat  von  den  Über- 
schwemmungen der  Loire  anno  1856,  der  Garonne  1856,  1875,  1897  gelesen. 
Die  Verluste  bezifTerlen  sich  auf  Hunderte  von  Millionen  Franks. 

Ein  Unheil  von  ganz  eigener  Art  entsteht  bei  durchlässigem  Flußboden; 
der  Schlamm,  mit  dem  dieser  früher  ausgepolstert  war,  verstopfte  die  Ritzen. 
Ob  auch  das  Wasser  Teilchen  davon  fortriß,  die  zufließenden  Bei^äche 
ersetzten  sie  allsobald  wieder.  Wo  entwaldete  Berge  ihre  vegetabilisohe 
Erde  eingebüßt  haben,  verliert  der  Strom  unwiederbringlich  sein  Schuta- 
kleid.  £s  bilden  sich  Infiltrationen,  der  Fluß  verschwindet  von  der  Obei^ 
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flAche,  unterminiert  das  Erdreich,  fängl  sich  in  weiten  Erdtaachen,  bildet 

Seen,  die  niemand  ahnt.  Diese  bersten  zuweilen,  be^^raben  die  Täler  in  einer 
Kot-  und  Wasserhose.  Nun  entquillt  das  Wasspr  tiefer  unten  im  Tal.  Aber 
schon  die  Quelle  ist  geladen  mit  orpuiiischen  Produkten.  Durch  ein  Erdreich 
sickernd,  das  einem  grobmaschigen  Gewebe  gleicht,  kommt  sie  uniiltriert 
ans  Tageslicht.  Die  Bevölkerung  infiziert  sich  «n  ihrem  Trinkwasser.  Oder 
aber  der  Strom  bleibt  unsichtbar,  befreit  sieh  erst  im  Meere  als  unterseeische 
Quelle.  Der  Mensch  ringt  und  tut  sein  Bestes,  er  kAmpft  ums  Wasser, 
d.  h.  ums  Leben.  Mit  unendHchen  Kosten  führt  er  Dämme  auf,  gräbt  Riesen* 
behältnisse  und  trotzt  der  Gebrechlichkeit  seines  Werkes. 

Frankreich  weiß  viel  von  all  dem  zu  erzählen.  Man  denke  an  di  '  wildea 
Gausses.  Die  riesigen  Strünke  bei  Sauveterre  melden  noch  von  den  Wäldern, 
die  hier  eingeäschert  wurdoi.  Die  heute  menschenleere  Gegend  war  damak- 
reich  bevölkert,  wovon  die  Gräbergrotten,  die  Druidensteine  und  die  Reste 
römischer  Straßen,  die  mittelalterlichen  Ruinen,  Warttürme  und  Kapellen 
zeugen.  Aus  dieser  letzten  Zeit  stammen  verfallene  Bauernhöfe,  von  Disteln 
übenvucherte^.  von  Mauern  umfriedetes  ehemaliges  Ackerland. 

Seit  Jahrhunderten  ist  das  Problern  der  Entwalduncj  aktuell.  Kolumbus, 
Lionaido,  Palissy  weissagten  schon  ihre  Gefahren.  Ludwigs  XI \  .  niili- 
tSrische  Ingenieure  heischten  die  Aufforstung  der  Alpen,  um  der  Verspundung 
des  Unterlaufs  der  Rhdne  Einhalt  zu  tun.  Die  Kreisrathe  der  Dauphin^,  der 
Provence  und  des  Languedoc  verordneten  als  erste  die  Schonung  des  Waldes. 
Aber  der  französische  Staat  besiedelte  mit  dem  Edikt  von  und  später 
durch  die  Anordnung  Colberts  löüO  eist  recht  seine  Ausbeutung.  Auf  den 
furchtbaren  Winter  von  1709  und  die  llungei-snöte  hin,  die  dem  Jahre  1762 
folgten,  gestattete  er  sogar  neue  Urbarmachungen.  Von  einem  Drittel  des 
Bcäens,  das  der  Waldbestand  noch  1790  innehatte,  sank  er  bis  1788  auf  ein 
Achtel  herunter.  1841  gab  Ingenieur  Surell  die  erste  wissenschaftliche  Arbeit 
über  das  Thema  heraus:  ,, Studien  über  die  Gießbäche  der  Hochalpen".  Er  rief 
das  Eingreifen  des  Staates  an,  dem  es  zukam,  die  Abhänge  zu  bewalden, 
niit  Rasen  und  Gesträuch  zu  befestigen,  die  Ströme  zu  regulieren,  durch 
Dämme,  Stützmauern,  Pfeiler  ihre  Kraft  unschädlich  zu  machen.  Aber  ei-st 
nach  den  Überschwemmungen  von  1856  und  1875  wurden  Gesetze  zur  Auf- 
foretung,  wie  die  vom  28.  Juli  1860,  8.  Juni  1864  und  4.  April  1882,  erlassen. 
Diese  Gm  [/«  bezweckten  die  Aufforstung  der  Sologne,  der  Dombes  und 
Landes,  in  diesem  letzteren  Lande  hatte  Br^montier  schon  mittels  Fichten- 
pflanzungen  die  Dunen  fixiert.  Chambrelent  reinigte  das  Land  durch  Ent- 
wfisf^erung.  In  einem  Halbjahrhundert  verzwanzigfachte  sich  sein  Wert; 
heute  repräsentiert  er  eine  Milliarde  Franks. 

Die  Restaurationen  des  Gebirgsterrains  waren  weniger  glücklich.  Der 
Staat  hatte  die  Regulierung  der  Bergströme  unternommen,  ein  in  keiner 
Nation  noch  dagewesenes  Unternehmen.  Sein  Porstwesen  stand  über  allem 
Lob.  Dies  erkannten  die  Engländer  an,  indem  sie  französische  Ingenieure 
zur  Herstellung  der  nr^j  verheerten  Insel  Cypem  beriefen,  ihnen  den  forst- 
wirt -rli  iftlichen  rnl^  rnrht  nach  der  heimischen  Schule  und  die  ersten  Ent- 
würfe zur  Bewaldung  Indiens  übertrugen.  Die  rumänische  Forstwirtschaft 
Terlangte  französische  Leiter,  Im  ^genen  Lande  wurde  mancher  Gebirgs- 
Strom  ausgetrocknet,  manches  Massiv  bewahrt.  Dennoch  ist  der  Schaden 
heute  ausgedehnter  als  1860,  zu  Beg^unn  der  Arbeit.  Es  wird  einmütig  zuge- 
geben, der  Verfall  nehme  von  Tag  zu  Tag  zu.  Der  Staat  behandelt  die  Berge 
erst,  wenn  sie  schon  sehr  schiecht  daran  sind.  Seine  Arbeiten  sind  um  so 
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langer  und  kostspieliger.  Schon  1900  hatten  die  Gesamtausgaben  66  Millionen 
Fruiks  erreicht.  Die  Ausführung  des  gansen  Programms  würde  10  Millimien 

das  Jahr  erheischen.    Man  hat  ah&t  noch  nie  mehr  ausgegeben  ab  vier. 

Da  also  der  Stant  im  Handeln  so  «lohwarh  war,  so  blifb  dr»n  Ökonomen 
einzig  die  Hoffnung  auf  sein  Ve  t  o.  Er  würde  doch  loicht  und  ohne  viel  Kosten 
den  einzelnen  das  Massenfällen  untersagen  können,  so  gut 
wiedieAusschrotungdesBodens,  imd  die  ganze  Weidenutzung 
Strengisn  Regehi  unterwerfen.  Leider  n^gt  der  Staat  mekr  dazu,  seine 
Einwirkung  überhaupt  einzuschränken.  Der  der  Aufforstung  im  besonderen 
angewiesene  Kredit  wurde  1890  noch  um  700  000  Franks  herabgesetst!  Und 
mehr  und  mehr  hat  man  sich  an  die  Privalinitlativp  zu  wenden. 

Diesen  Weg  bezeichnete  ich  zueist  in  zwei  Artikeln,  wovon  der  eine  am 
1.  April  1896  im  „Naturaliste",  der  andere  am  1.  Mäiz  1902  in  der  „Revue" 
(ancienne  Revue  des  Rerues)  erschien:  Ich  forderte»  dafi  dne  enei^gische 
Kampagne  in  diesem  Sinne  eingeleitet  würde.  Meine  letzte  Arbeit  hatte  das 
Glück,  Ton  einigen  Publizisten  gelesen  zu  werden,  welche  für  die  Idee  eine 
lebhafte  Bewegung  auslösten.  Die  politischen  Blätter,  Touring  Club  usw. 
schlössen  sich  an;  wir  wohnten  einer  prächtigen  Propaganda  bei;  die  Gefahr 
wurde  aller  Welt  verkündet.    Darauf  unternahm  man,  sie  zu  beschwören. 

Das  Einsehröten  der  einidnen  war  nachdrücklicher  und  weniger  Ifistig 
als  das  des  Staates  seinerseii.  Es  genügte,  dem  Übel  am  Beginn  su  bremsen, 
wann  die  Wdde  sich  zu  entwerten  und  Sturzwasser  sich  zu  bilden  beginnen. 
Vor  allem  mußte  auf  dir  Gemeinden,  die  ihre  Wiilder  umhieben  und  ihre 
Wiesen  erschöpftnn.  ^rewirkt  werden.  Die  Association  pour  raraenagemont 
des  montagnes  unter  Leitung  M.  Descombes  übernahm  dies.  i90\  verhandelte 
sie  mit  einer  Gemeinde  des  Tales  von  Neste  (in  den  Pyrenäen),  mietete  sich 
SU  einem  Zins  von  jährlich  7250  Franks  auf  einem  weiten,  von  der  Almwirt- 
schaft verwüsteten  Gebiet  ein,  übernahm  sofort  dessen  Bewachung,  rer^ 
minderte  die  Zahl  der  Weideschafe  und  bebuschte  die  Abhänge,  was  das 
Erdreich  nnch  \ier  bis  fünf  Jaliren  stRbiüsicrt  hat.  Sie  befestigfp  auch 
ein  anderes  Gebiet,  im  Tal  von  Ossan,  wo  sie  6<)00  Schafen  das  Weiderccht 
nahm.  In  gleichem  Sinne  hob  man  für  nahezu  2000  Hektar  in  den  West- 
alpen (PelvouX'Massiv)  1906  die  Triftgerechtigkeit  auf. 

^e  rdch  und  mAchtig  aber  auch  solche  Gesellschaften  mit  der  Zeit 
würden,  ihr  Geld  allein  könnte  für  ihre  Aufgabe  nicht  auskommen.  Solche 
Gesellschaften  sollten  herangezogen  werden,  die  ihre  Kapitalien  langer  Hand 
anlegen:  Versicherungsgesellschaften,  öffentliche  Wohlfahrtsanstalten,  Pen- 
sionskassen, Rettungsgesellschaften.  Von  Gesetzes  wegen  sollten  ihre  Gelder 
der  Aufforstung  zugeführt  werden.  Kein  Unternehmen  ist  ja  in  der  Tat  aus- 
sichtsvoller. In  weniger  als  fünfzig  Jahren  versehnfacht  sich  das  angelegte 
Kapital.  Unter  Tausenden  wählen  wir  das  Beispiel  des  Waldes  bei  Ban  im 
Thal  des  Doubs;  in  der  Revolution  war  er  für  30000  Franks  in  Assignaten 
verlvHii flieh  und  fand  keinen  Abnehmer.  Er  wirft  heute  dem  Staate 
30  000  Franks  Jahresrente  ab,  und  sein  Wert  übersteigt  eine  Million. 

Alle  diese  Reformen  sind  ausgezeichnet,  werden  aber  ei-st  vollen  Erfolg 

haben,  wenn  das  dringendste  Werk  getan  ist:  die  Aufklärung  der  Btirger  über 

die  Notwendigkeit  der  Bewaldung.  Die  Bergbewohner  sind  meist  feind8«lig; 

sie  empfangen  die  Forstwachen  ja  wohl  nicht  mehr  wie  früher  mit  Steinwürfen 

oder  gar  Flintenschüssen,  aber  sie  sind  äußerst  widerspenstig  gegen  ihre 

Heilbringer.    Ihre  Klagen  erschollen  beim  ersten  Kongreß  für  Oebirgsauf- 

forstung;  die  Bewohner  von  Bazus  und  Guchau  sciiickten  ilire  L  e  h  r  e^<:  -  , 
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sehaft,  um  gegen  die  Untemehmungen  der  Gesellschaft  zu  protestieren; 

?ie  spipn  diiroh  die  Anlagen  Samenbeeten  beeintrlichtigt  sowie  durch  die 
iiebuschunr,'  d^r  Schluchten  und  Ivuppen:  man  sei  also  zu  Auslagen  für  die 
Überwachung  des  Viehs  gezwungen  und  um  den  Dünger  gekommen, 
den  die  Tiere  von  der  Bergweide  gebracht  hätten. 

Die  Vorurteile  mfissen  vor  allem  aerstört  werden,  dann  verschwinden 
die  Einseiinteressen  vor  denen  der  Gesamtheit;  Kongresse  und  Flugschriften 
müssen  diesem  Ziele  dienen.  Vor  allem  aber  wird  man  sich  in  den  Schulen 
an  das  empfüngliche  Gemüt  des  Kindes  wenden  müssen,  auf  daß  eine  künf- 
tige, ihrer  Pflichten  bewußtere  Generation  das  Werk  vollende,  das  die  be- 
drohte Menschheit  bewahren  soll. 


ASTBNWESBN  md  hdiittfle 

in  IndieB^Segmüber  alldenBe- 

strebungen  und  Notwmdig- 
keiten,  welche  auf  die  Einfuhrung 
moderner  Großindustrie  in  Indien 
hinweisen,  steht  als  eines  der  wesent- 
liehsten  Hindemisee  das  Kasten- 
weeen.  Die  Mitglieder  jeder  Kaste 
sehen  es,  wie  heluoint,  als  Sohiok- 
salsbestimmung  an,  ihrerseits  genau 
das  gleiche  Gewerbe  auszuüben,  das 
ihre  Vorväter  durch  lange  Jahr- 
hunderte geübt  haben,  und  da  die 
Zweige  der  modemen  Industrie 
eben  nicht  als  Fortsetzung  eines  der 
alten  Gewerbe  betrachtet  werden 
können,  so  lassen  sich  aus  keiner  der 
alten  Kasten  die  notwendigen  Ar- 
beiter bescha£ren.  Große  Industrien, 
wie  insbesondere  die  Teepflanzungen 
in  Ost*  Bengalen  und  an  den  Abhftngen 
des  Himalayas,  senden  daher  Agen- 
ten durch  ganz  Indien,  insbesondere 
zu  den  wenigen  unzivilisierten  Stäm- 
men, die  sich  in  Zentral-Indien  noch 
behauptet  und  gegenüber  der  brama- 
nisohen  Rehgion,  wie  auch  gegenüber 
der  indischen  Kultur  und  ihrer  Kas- 
ten^ederung  ihre  ursprüngliche  Bar- 
barei bewahrt  haben.  Diese  Stämme 
Steilen  gern  für  eine  Saison  Arbeiter 


XU  Oberaus  geringfügigen  Löhnen; 
und  Hunderte  oder  Tausende  von 

ihnen  ziehen  dann  unter  Leitung 
ninns  Agenten  durch  das  weite  Land 
nach  den  Pflanzuniren  von  Ost-Ben- 
galen. So  fremdartig  sie  auch  die 
ungewohnte,  regelmäßige  Tätigkeit 
berühren  mag,  die  eiserne  Disnplin 
englisdior  Aufseher  verhindert  sie 
doch  am  Entweichen  und  h&lt  die 
Arbeit  in  Gang. 

Langsam  nur  und  unter  großen 
Mühen  ist  es  möglich,  auch  aus  den 
kultivierten  Landschaften  Indiens 
Arbeiter  für  den  Betrieb  der  dort  neu 
erwachsenden  Industrien  zu  gewinnen. 
Immerhin  verhert  das  Kastenwesen 
speziell  in  den  Landschaften  des 
Nordwestens  mit  ihrer  rein  arischen, 
von  Vermischung  mit  den  dunkeln 
Dravidas  durchaus  freien  Bevölke- 
rung langsam  seine  Starrheit.  Sehr 
viel  tragen  hierzu  auch  die  Eisen- 
bahnen h9\.  in  denen  Mitglieder  der 
verschiedenen  Kasten  notgedrungen 
beisammen  fahren  müssen,  denn  um 
teurere  Billette  als  solche  dritter 
Klasse  xu  bezahlen,  reicht  auch  das 
Budget  der  höheren  Klassen,  die  sich 
mehr  durch  Stolz  und  beanspruchten 
wie  gewährten  Respekt  als  durch 
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iinanzielle  Mittel  vor  den  Obrigenaiu- 

zeichnen,  nicht  hin.  Die  groQen 
mohnrnmedanischen  Siedelungen  im 
Nordwesten  mit  ihrer  Nichtbeachtung 
der  Kastenvorschriften  tragen  natur- 
gemäfi  dazu  bei,  auch  bei  den  an- 
BäBttgen  Hindus  die  Kastenscheidung 
zu  schwächen.  Das  gemäßigte  Klima 
des  Landes  laßt  Handarbeit  nicht  in 
dem  Grade  beschwerlich  erscheinen 
wie  im  tropischen  Süden,  und  somit 
lAlli  auch  dieser  Anlaß  der  strengen 
Kastenscheidung  fort.  Wer  die  ari- 
schen Bauern  der  nordwestlichen 
Grenzdisitrikle  gesehen  hat,  ist  nur  zu 
sehr  zu  glauben  verbucht,  daß  er  sich 
deutschen  Gebirgsbewohnern  gegen- 
übersähe :  So  rein  hat  sich  die  arische 
Rasse  dieser  Gebiete  in  Gesichtsaus* 
druck  und  Wesen  der  europäischen 
verwandt  erhalten.  Diese  Menschen 
haben  alle  Anlagen  in  sich,  unter  ge- 
änderten Verhältnissen  sich  nach 
gleicher  Richtung  wie  die  Europäer 
SEU  entwickeln;  alle  europüschen  Ein* 
richtungen  und  mit  ihnen  die  Ideen 
europäischer  Demokratie  ßnden  bei 
ihnen  leicht  Eingang.  Auch  die  reli- 
giösen Sekten  der  Bramo  S?imaj  und 
der  Arya  Samaj,  die  in  Labore,  der 
Hauptstadt  des  Nordwestgebietes,  ihr 
Hauptquartier  haben,  predigen  die 
Gleichheit  aller  und  Aufhebung  der 
Kastenunterschiede.  Es  ist  so  wohl 
kein  Zufall,  daß  gcrado  in  den  Städten 
des  Nordwestens,  die  ohne  Schwierig- 
keit passende  Arbeitskräfte  bieten, 
sich  moderne  Industrie  in  besonders 
rascher  und  schwungvoller  Weise  ent- 
wickelt hat* 

Haiti  und  Jamaika.  Die  beiden 
Sohwesterinseln  Haiti  und  Jamaika 
in  Westindien  sind  einander  in  ge- 
birgiger Bodengestaltung,  Vegetation, 
Klima,  Bevölkerung  (in  ihrer  über- 
wiegenden Mehrzahl  Neger)  und  Ge- 
schichte überaus  verwandt.  Trotz- 
dem ist  die  derzeitige  sosiale  Lage 


ihrer  Einwohnerschaft  durchaus  yer- 
schieden,    ja  diametral  entgegen- 

g^etzt. 

In  Haiti  wurde  zur  Zeit  der 
französischen  Revolution  die  Sklaverei 
durch  den  siegreichen  Negerauistand 
gebrochen,  die  Pflanzungen  wurden 

zerstört,  deren  weiße  Besitzer  ge- 
tötet oder  aus  dem  Lande  getrieben, 
die  von  Napoleon  gesandte  Armee 
von  den  Revolutionären  vernichtet 
und  die  Republik  proklamiert.  Es 
war  eine  Situation,  die  gewisBe 
Analogien  mit  den  Möglichkeiten 
des  modernen  Sozialismus  aufweist. 
Die  Diktatur  des  befreiten  Prole- 
tariats beherföchte  das  Land.  Die 
alte  Produktionsweise  der  Pflanzer, 
die  auf  der  Ausbeutung  der  Arbeiten- 
den beruhte,  war  gebrochen;  eine 
neue  Produktionsweise  sollte  an  ihre 
Stelle  treten.  Den  ökonomischen 
Verhältnissen  Haitis  entsprechend, 
war  dies  naturgemäß  nicht  eine 
Bonahstische  Wirtschaftst^dnung,  ein 
gemeinschaftlicher  Grofibetrieb,  son* 
dem  die  Verteilung  des  Landes  unter 
die  ehemaligem  Sklaven,  die  dasselbe 
nunmehr  als  freie  Bauern  bewirt- 
schafteten. Die  Schlösser  der  weißen 
Pflanzer  verfielen  so  allmählich,  bald 
auch  deren  sorgfältig  angelegte 
Strafien,  auf  denen  niemand  mehr 
fuhr.  Die  Neger,  die  sich  an  den 
Abhüngcn  des  Gebirges  ansiedelten 
und  dort  das  Wenige,  das  sie  für  sich 
selbst  brauchten,  und  noch  etwas 
darüber  cum  Austausch  in  den  KQsten- 
plitien  gegen  europäische  Industrie- 
produkte anbauen,  senden  ihre 
Töchter  mit  kleinen  Manltiorkara- 
wanen  zu  Tal,  und  jeder  Saunnv^g 
ist  für  diese  gut  genug.  So  leben 
sie  in  relativem  Wohlstande,  wenn- 
gleich in  Unkenntnis  all  der  Bedürf- 
nisse und  Möglichkeiten  modemer 
Zivilisation,  und  nur  in  der  Haupt- 
stadt des  Landes,  in  Pnrt-au-Prince 
hat  sich  moderne  Kultur  behauptet 
und  sogar  schöne  demokratische  Dich- 
tungen und  Naturpoesien  gezeitigt. 
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Ganz  anders  war  die  Entwicklung 
Jamaikas.  Die  englischen  Herren 
des  Landes  schlugen  die  auch  dort 
wiederholt  ausgebrochene  Revolution 
mit  Waffengewalt  nieder,  beseitigten 
jedoch  aus  freieii  Stocken  die  Skla- 
verei und  gaben  der  BevOlkenmg 
eine  parlamentarische  Verfassung,  die 
erst  nach  Nieder^'erfnng  einer  neuen 
Revolution  und  in  Strafe  für  diese 
wieder  wesentlich  eingeschränkt 
wurde.  Das  Land  selbst  blieb  jedoch 
in  den  Hftnden  der  froheren  Sldaven- 
halter,  die  auch  weiterhin  ihre 
Pflanzungen  aufrechthielten.  Die 
frei  gewordenen  Sklaven,  denen  koin 
Land  zur  eigenen  Bewirt-Ä'^haftunt,' 
zur  Verfügung  stand,  muiiten  not- 
gedrungen als  „freie"  Arbeiter  wieder 
Beschftftagung  in  den  Plantagen 
suchen.  Erst  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten haben  einige  von  ihnen  etwas 
Land  erworben,  und  an  der  Seite  der 
Zucker-  und  Kaflfeepflanzungen  der 
Weükn  bescheidene  Banancnpilan- 
xungen  angelegt.  Die  Masse  der 
Schwanoi  (welche  96%  -der  gansen 
Bevölkerung  ausmachen)  gehört  je- 
doch der  Lohnarbeitersehaft  an  und 
arbeitet  lange  Stunden  und  in 
mühseliger  Weise  in  den  Pflan- 
zungen, ^'inderei'seits  hat  die  engli- 
sche Regiemng  alle  modernen  Ein- 
richtungen auf  die  Insel  verpflanst, 
ein  ausgeseichnetes  Medizinal-  und 
Schulwesen  tMngerichtet.  Ausge- 
zeichnete Straßen  durchziehen  das 
Land,  vollständige  Sicherheit  ist  über- 
all gewährleistet,  alle  Produktiv- 
kräfte des  Landes  werden  entwickelt; 
aber  andererseits  regt  sich  nirgends 
ein  selbständiges  geistiges  Leben, 
keine  Dichtungen,  kf^ine  Kunstwerke 
irgendwie  denen  ähnlich,  die  von 
der  freien,  sorglos  dahinträumenden 
Bevölkerung  der  Nachbarinsel  Haiti 
geschaffen  wurden,  sind  in  Jamaika 
entstanden. 

Seine  Synthese  von  .Vrbeit  und 
materieller  Kultur  steht  der  Ver- 
schwisterung  von  Naturzustand  und 


naturgeborener  Geistesentwicklung' in 
Haiti  gegenüber,  und  ein  Vergleich 
des  relativen  Glucks  der  Plantagen- 
arheiter  von  Jamaika  und  der  freien 
Gebirgbbauern  von  Haiti  könnte  fast 
SU  Oberaus  pessimistischen  Schluß- 
fdgerungen über  den  Wert  moder- 
ner wirtschaftlicher  Aktivität  und 
materieller  Kultur  fOr  den  Men- 
schen verleiten. 

Die  BfaifBluiiiig  des  DeiHscben 

Reichs -Petrolenmmonopols  empfiehlt 
Joseph  Leis  in  einer  Flugschrift: 
„Das  Reichsmonopol  im  Petroleum- 
handel",  die  vor  kurzem  in  der 
Verlagsanstalt  vormals  G.  J.  Manz 
in  Regensburg  erschienen  ist.  Sein 
Gedankengang  ist  etwa  folgender: 

Heute  liegt  in  den  Händen  der 
Rockefellerschen  Standard  Oil  Co. 
die  Macht,  dem  deutschen  Volko 
für  das  Licht  an  Tribut  abzunehmen, 
was  ihm  behebt.  Selbst  das  auf 
deutschem  Boden  mit  deutschem 
Kapital  von  deutschen  Firmen  pro- 
duzierte Rohöl  kann  an  den  deut- 
schen Verbraucher  nur  durch  Ver- 
mittlung Rockefellei-5  ^dangen.  Schon 
seit  längerer  Zeit  sind  im  Reichsamt 
des  Imiern  von  vei*schiedenen  Petro- 
leumfachleuten Vorstellungen  erhohoa 
und  Eingriffe  durch  <tie  Staats- 
gewalt empfohlen  worden.  Diese 
wandte  sich  an  die  Deutsche  Bank 
und  legte  ihr  nahe,  sich  des  Petro- 
leumgeschäftes anzunehmen.  Die 
Deutsche  Bank  hat  auch  Versuche 
gemacht,  aber  schwere  Enttäu- 
schungen erlebt.  Es  gibt  deshalb 
kein  anderes  Mittel,  um  die  Macht 
des  Rockefellerschen  Monopols  zu 
brechen  als  das  Reichsmonopol. 

Dieser  Kampf  mit  KockefeUw 
wird  um  so  aussichtsloser  sein,  wenn 
Rockefeller  sich,  wie  er  beabsichtigt, 
auf  das  sogenannte  Kannenj^^rM  liüft 
verlegen  wird.  Deshalb  muß  das 
Reichs  mono  pol  jetzt  sobald  als  mög- 
lich  eingeführt  werden. 
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In  Frankreich  ist  der  Gedanke 
eines  staatlichen  Monnpr>ls  ernstlich 
erwogen  worden.  Dort  hat  man  die 
Mittel  zur  Erwerbung  der  Anlagen, 
der  Raffinerien  und  der  Transportein- 
richtungen auf  ungefähr  95  MiUionen 
Francs  veranschlagt.  Der  Petroleum* 
bedarf  betrl^  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  nur  12,  5  Kilo  im  Jahre, 
während  Deutschland  20,6  Kilo  pro 
Kopf  und  Jahr  verbraucht.  Um 
das  Monopol  vonubereiten,  wflrde 
es  sich  empfehlen,  die  Entstehung 
neuer  Petroleumrafflnerien  tunlichst 
bald  an  eine  neue  Konzessionspflicht 
zu  knüpfen.  Die  Investitionen  der 
deutschen  Petroleumgesellschaften 
schätzt  Leis,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Dampfer  der  deutseh-amerikanisohen 
Petroleumgesellschaft  und  auf  das 
Betriebskapital  der  Gesellschaften, 
auf  rund  35  Millionen  Mark.  Die 
Aufbringung  dieses  Kapitals  dürfte 
mit  keinen  besonderen  Schwierig- 
keiten verknüpft  sein,  da  den  in 
Betracht  kommenden  GeseUsiihaften 
eine  zu  \%  verzinsUche  Staals- 
schuldvcrschreibung  als  Zahlung  ge- 
geben werden  könnte.  Aus  dem 
Reichsmonopul  würden  dem  Reiche 
nicht  unbedeutende  Einnahmen  er- 
wachsen; freilich  müßte  auch  die 
Beleuchtung  durch  Gas  und  Elek- 
trizität zur  Besteuerung  herangezogen 
werden. 

Auf  Grund  seiner  BerechnuiiL:»'n 
kommt  Leis  zu  dem  Ergebnis,  daß 
das  Reich  ehien  Gesamtgewinn  von 
rund  50  bis  60  Millionen  Mark  er^ 

zielen  könnte. 

Die  Standard  Oil  Co.  brauchte 
vom  Reiche  gar  nicht  umgangen 
werdi3n.  Gleichwohl  müßte  sich  das 
Reich  die  BezugsmögUchkeit  so 
sichern,  daß  es  von  der  Company 
jederzeit  unabhängig  ist.  Eine  Siche- 
rung der  Zufuhrwege  dürfte  keine 
Schvsnerigkeiten  machen.  Die  Land- 
wet,'e  von  Rußland,  Österreich  und 
RuLuanicii  nach  Deutschland  können 
gldchzeitignichtunterbunden  werden. 
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Die  Verschiffung  aber  müßte  durch 
eine  private  deutsche  Tank- Dampfer- 
gesellschaft gesichert  werden.  Mäch- 
tige deutsche  Kapitaigruppen  sind 
bereits  vorhanden,  die  bereit  wären, 
eine  solche  Gesellschaft  ins  Leben 
zu  rufen. 


Einen  Vorschlag  zur  Reform  der 
StaMnimMm^  macht  die  „Deut- 
sche   volkswirtschaftliche  Rorre* 

spondenz".  Durch  die  Versicherunga- 
geselze  ist  jeder  .\rbeitgeber  ver- 
pfhchtet,  den  Eintritt  eines  Arbeit- 
nehmers in  seinen  Betrieb  der  Be- 
hörde zu  melden.  Ergänzend  hierzu 
müßte  bestimmt  werden,  daß  er  ver- 
pflichtet sei,  den  Zugang  jeden  Arbeit- 
nehmers ohne  Rücksicht  auf  sein 
Einkommen  der  Steuerbehörde  auf 
besonderen  Formularen  mitzuteilen. 
Diese  Formulare  enthielten  Fragen 
nach  Namen,  Wohnung,  Geburlaort, 
Staatsangehürigkeit,  bisheriger  Stel* 
lung,  jetziger  Stellung^  bisherigem 
Einkommen,  jetzigem  monatlichen 
bzw.  wöchentlichen  Einkommen.  Die 
Anmeldefornmlare  würden  den  Steuer- 
behörden als  Unterlage  und  Kontrolle 
dienen»  wfthrend  die  Festsetzung  der 
Steuer  prozentual  vom  Einkommen 
erfolgen  müßte.  Die  Abführung  der 
vom  Arbeitgeber  bei  jeder  Lohn- 
oder Gehaltszahlungeinzubehaltenden 
Steuerbetr&ge  hätte  vierteljährlich  zu 
erfolgen  unter  gleichzeitiger  Einreich- 
ung einer  entsprechenden  Aufstellung. 
Für  die  Richtigkeit  der  Angaben  und 
für  die  Zahlung  der  Beträge  müßte 
der  Arbeitgeber  haften. 

Hierdurch  träte  für  die  einziehen- 
den Behörden  und  für  die  ein- 
schätzenden Organe  eine  ganz  wesent- 
liche Ersparnis  an  Arbeit  und  Kosten 
ein,  ohne  daß  dadurch  die  Genauig- 
keit leiden  müßte.  Außerdem  würde 
allen  Arbeitnehmern  dadurch,  daß 
jeden  Monat  resp.  jede  Woche  ein 
Teilbetrag  für  die  Steuer  einbehalten 
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werden  würde,  die  Stonerzahlung 
durch  diese  Rateazahiuug  weniger 
fühlbar  gemacht. 

<$> 

Amerika  in  Europa.  Die  Eröff- 
nung der  nördlich'^tpn  Eisenbahn  der 
Erde,  der  Offottenbalm,  welche  die 
Bergwerksdistrikte  von  Gelhvara  im 
Norden  Schwedens  mit  der  Eismeer- 
küste Norwegens  verbindet,  hat  ein 
bisher  jungfräuliches  Urwaldgebiet 
der  menschlichen  Siedplung  erschlos- 
sen. Alle  Phänomene  erster  mensch- 
licher Niederlassung,  die  wir  aus 
Amerika  kennen,  wiederhden  ach  so 
aach  auf  europiischem  Boden.  Nar- 
vik,  der  Endpmüct  der  Bahn,  noch 
vor  wenigen  Jahren  pin  kleiner 
Fischerort,  wurde  zu  einer  blühenden 
Handelsstadt,  die  bereits  heute  an 
Einwohnerzahl  den  alten  Städten  der 
norwegischen  NordkUate  den  Rang 
abzulaufen  droht.  Eisenwerke  er- 
standen in  der  Umgegend,  die  ge- 
waltigen Waldschätze  sollen  ausge- 
beutet werden,  auch  die  Bevölkerung 
besitzt  den  freien,  traditionslosen 
UntefnehmnngB-  und  lukunftsfrohen 
Geist  Amerikas.  Da  sie  gleichseitig 
durch  ihre  Hassezugehörigkeit  zum 
geistig  fein  entwickelten,  wahrheit- 
suchenden, tiefschürfenden  norwe- 
gischen Volke  ein  Erbteil  solcher  vor- 
züglichster Eigenschaften  mitbringt, 
BO  mögen  wir  von  der  Syn- 
these ihrer  seelischen  Tiefe 
mit  der  sozialen  Großzügig- 
keit Amerikas  oi  gengeartete 
Phänomene  kultureller  Bil- 
dung erwarten. 

Die  Gartenstadt  Hellerau  bei  Dres- 
den. Im  Mai  d.  J .  ist  von  der  Sächsi- 
schen II.  Kammer  die  Verlängerung 
der  elektrischen  Bahn  bis  zu  dem 
Gartenstadtgelllnde  HeUeran  bei 
Dresden  geneiimigt  worden. 


Damit  sind  dio  letzten  Schwierij?- 
keiten  beseitigt,  die  der  Inangritf- 
nahme  des  Gartenstadtprojektes  ent- 
gegenstanden. Hinter  dem  ganzen 
Unternehmen  stehen  die»  Deutschen 
\^'e^kstfttten  fflr  Handwerkskimst**, 
die  ihren  ganzen  Betrieb  hinausver- 
legen wollen.  Ein  Gelände  von  150  ha 
ist  bereits  gesichert.  Auf  Grund  des 
mustergiltigen  Bebauungsplanes,  der 
Ton  dem  bäannten  Architekten  Rie- 
merschmidt entworfen  ist,  sollen  hier 
neben  den  Werkstätten  Kleinwoh- 
nungsviertel und  in  den  landsi  haft- 
lich  reizvollsten  Partien  Landhaus- 
viertel entstehen.  Kein  Haus  soll  ge- 
baut werden,  das  nicht  zuvor  von  der 
Kflnstlerkommission  genehmigt  wor^ 
den  ist,  und  durch  Anwendung  des 
Erbbaurechts,  des  Wiederkaufrechts 
u.  dgl.,  soll  jede  Spekulation  auf  dem 
Gelände  ausgeschlossen  werden.  Das 
ganze  Unternehmen  wird  durch  eine 
gemeinntttsige  Gesellschaft  m.  b.  H. 
geleitet,  an  der  vor  allem  die  ,, Deut- 
schen Werkstätten"  finanziell  betei- 
ligt sind.  So  wird  hier  durch  das  vor- 
bildliche Vorgehen  eines  Fabrikbe- 
triebes eine  Mustersiediung  entstehen, 
die  die  Beachtung  aller  yoUcswirt- 
schaftlichen,  h3rgienisoh  und  kOnstle- 
risch  interessierten  Kreise  verdient 
und  hoffentlich  in  dfn  Kreisen  der 
Industrieilen  Nachahmung  ilnden 
wird. 

Es  ist  sehr  erfreufich,  daß  die  un- 
ermadlich  t&tige  „Deutsche  Garten* 

Stadt-Gesellschaft**  schon  so  bald 
ihre  Ziele  zum  ersten  Male  in  Deutsch- 
land verwirklicht  sehen  wird.  Die- 
jenigen, diu  sich  für  ihre  Arbeit  inter- 
essieren, können  von  dem  General- 
sekretär Hans  Kampffmeyer,  Karls- 
ruhe, HumboldtstraSe  37,  Literatur 
und  Auskunft  beziehen. 


Ein  deutsch-französisches  Komi- 
nr  F6idonnm^  dttr  beldeiMit^iwi 
hat  sich  in  Paris  ge- 
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bildet.     Die  Konstituieniiig  einer 

deutschen  Paralleloi^anieation  er- 
folgte am  29.  März  in  Frankfurt  a.  M. 

Da»  Komitee  hat  eine  Reihe  von 
Sondüi  au0s.chus.srn    vorgesi^hen,  in 
denen  deutsche  Firmen  bcloiligt  sein 
sollen,  80  einen  Ausacbufl  fOr  Zoll- 
wesen, fllr  Statistik,  für  Verkehrs- 
wesen, für  kaufmännisches  Infor- 
mationf5wesen,  für  Kolonial wesen,  für 
die  Veranstaltung  von  Studienreisen 
und  Zusammenkünften.    Ebenso  ist 
die  Frage  des  Hand-in-Hand- Ari>eitens 
der  beiden  Organisationen  in  Frank- 
reich und  Deutscbland  von  Tomber- 
ein  ins  Auge  gefaßt  gewesen,  und  Vor- 
bf^roitunpcn  dafür  getroffen  worden. 
Aiirh  die  Einsetzung  eines  gemein- 
saiiit  u  jVusschusses  beider  Vereine  ist 
gesichert,  der  abwecbselnd  an  einem 
deutseben  und  einem  fransOsiscben 
Ort  zu  gemeinsamen  mündlicben  Ver- 
handlunwn    zusammentrelen  wird. 
Seine  Aufgabe  wird  insbesondere  in 
der  Erledigung  der  sich  aus  dem  Ar- 
beitsprogramm beider  Vereine  er- 
gebenden Fragen  yon  allgemeinem 
Interesse  liegen. 

Bis  jetzt  sind  schon  gegen  200  Bei- 
trittserklärungen eingegangen. 

Ventealllclifuif  des  DmI»  ¥oa 
London.    Seit  einigen  Wocben  liegt 

dem  englischen  Pailament  eine  Re- 
gierungsvorlage vor,  die  den  Ankauf 
der  Docks  von  London  durch  den 
Staat  vorsieht.  Diese  Maßregel  wurde 
notwendig  durcb  die  geänderte  Politik 
des  Londoner  Grafschaftsrates,  der 
seinerzeit  weit  ausschauende  muni- 
zipal-sozialistische Politik  getrieben, 
seit  den  letzten  Wahlen  aber  vermöge 
seiner  Beherrschung  durch  die  kon- 
servative Partei  die  Weitwfttbrung 
selbst  der  bereits  begonnenen  Aktio- 
nen verweigerte.  Die  Verwaltung  der 
Docks  soll  nach  dem  neuen  Gesetze 
einer  autonomen  Behörde  obliegen,  in 
der  Delegierte  aller  Interessenten  und 


VertretungskOrper  Sitz  und  Stimme 
haben.    Eine  wicbtige  Neuerung  ist 

die  Begistriorung  der  Dnc  l^arbfiter, 
wodurch  ein  ständiger  Stamm  von 
Arbeitern  geschaffen  und  den  Schaden 
der  Gelegenheitsarbeit  ein  Ende  be- 
reitet wird. 


Eiseobahnverstaatlichung  in  Eng- 
land. Auch  im  klassischen  Lande  des 
Individualismus  und  der  Privatin- 
dustrie, in  England,  treten  in  jüngster 

Zeit  staatssozialistische  Tendenzen 
immer  kraftvoller  in  den  Vordergrund. 
Besonders   die   Verstaatlichung  der 
Eisenbahnen  yärd  von  vielen  Seiten 
befürwortet,     und     der  bisherige 
Handels-  und  jetzige  Finanzminister 
Lloyd-Georges  scbeint  diesen  Plfinen 
naltözustehen.  Vor  kurzem  hat  sich 
nun  in  London  eine  eigene  Gesellschaft 
konstituiert,  welche  es  sieh  zur  Auf- 
gabe gesetzt  hat,  die  Idee  der  Eisen- 
babn-Verstaatlichung  propagandi- 
stisch zu  vertreten.  Hervorragende 
Männer  des  öffratlichen  Lebens,  so- 
wohl Mitglieder  der  Arbeiterpartei 
wif^  auch  liberale  Anhänger  tler  Be- 
gierung  traten  derselben  bei  und  er- 
ließen einen  vorbereitenden  Aufruf  an 
das  Land,  in  dem  sie  ibra  Ziele  und 
Motive  darlegen.  Es  beifit  darin  u.  a. 
„In  vielen  Ländern  sind  die  Eisen- 
bahnen im  Staatsbesitze  oder  unter 
Staalskontrolle,  wöhrend  sie  sich  in 
England  ausschließhch  in  privaten 
Händen  befinden.  Ein  latenter  Kon- 
flikt zwiseben  Bafanverwaltung  und 
Publikumist  die  unausbleiblicheFoIge. 
Die  Transportgebühren  sind  tmver- 
hältnisniüßig  hoch  und  oft  für  den 
heimischen  Fabrikanten  verderblich, 
da  den  ausländischen  Importeuren 
eine    VorzufdMbandlung  gewfibri 
wird.  Die  BabngeseUschaften  suchen 
durcb  ebenso   unzureichenden  als 
teuren  Transport  Gewinste  zu  erzielen, 
um  sich  für  den  Nachteil,  der  ihnen 

aus  dem  ziel-  und  planlosen,  gesetzlich 
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unkimlrollierten  Bau  von  Konkurronz- 
iiiiieu  erwächst,  schadlos  zu  halten. 
Wohl  haben  die  einzehien  Geaell- 
sehaften  Verabredungen  unterem* 
ander  getroffen»  um  die  Tarife  trotz 
ihrer  Konkurrenz  hochzuhaltfm,  aber 
eino  große  Verschwendung  an  Be- 
triebsausgaben ist  doch  mit  der 
Existenz  ron  mehr  als  250  selbstän- 
digen Gesellschaften  untrennbar  ^er^ 
bunden.  Bedeutende  Fachmänner 
haben  die  mögliche  Ersparnis  im  Ge- 
fol«7»>  oinheitHcher  Leitung  des  eng- 
lischen Eisenbahnsystems  auf  20  bis 
25  %  der  Betriebsausgaben  berechnet. 
Das  würde  eine  Ersparnis  von  300  bis 
400  Millionen  Mark  pro  Jahr  bedeuten. 
Freilich  wflrde  andererseits  die  Ver^ 
einignng  der  Gesellschaften  ein  so 
furchtbares  Privatmonopol  be- 
gründen, daß  der  Handel  des  ganzen 
Landes  ihm  ausgehefert  wäre,  und  die 
schwersten  Gefahren  für  die  Volks* 
Wirtschaft  hieraus  erwachsen  würden. 
Um  dieser  Entwicklung,  welche  bei 
Fortboslehen  des  Privatbahn-Systeins 
unvermeidüch  wäre,  zu  begegnen, 
bleibt  nur  ein  Ausweg:  die  Verstaat- 
lichung der  britischen  Eisenbahnen.** 
Die  GeseUschafi  will  cur  Er- 
reichung ihrer  Zwecke  Untersuchun- 
f^n  und  Enqueten  im  In-  und  Aus- 
lande vornehmen,  Propagandalite- 
ratur verbreiten,  Versammlungen  und 
Vorträge  abhalten  und  als  Zentral- 
stelle fOr  alle  Beschwerden  der  Han- 
delswelt gegenüber  den  privaten 
Eisenbahngesellschaften  fungieren. 
Die  Begründer  der  Gesellschaft  sind 
der  Hoffnung,  daLi  die  d'^zeit  am 
Ruder  befindliche  liberale  iiegiening, 
deren  einfloBreichste  Mit^eder  mit 
ihnen  sympathisieren,  die  Sache  der 
Eisenbabn-VerstaatUchung  fördern 
und  ihren  schlicOlichen  völligen  Er- 
folg vorbereiten  werde. 


Ein  KokMdalinstitot  wird  am 
1.  Oktober  d.  J.  in  Hambui^  ins 


Leben  treten  (vgl.  auch  unsere  Mit- 
teilung in  Heft  3,  Seite  307).  Be- 
sonderes Gewicht  wird  neben  der 
Ausbildung  von  Beamten  und  Privat- 
peroii  [1  für  die  Kolonien  auf  die 
Schaffung  einer  „Zentralstelle"  ge- 
legt, in  der  sich  alle  wissenschaft- 
lichen und  wirtschaftlichen  kolonialen 
Bestrebungen  vei'einigcn.  Das  Reichs- 
kolonialamt hat  sich  verpflichtet, 
alljährlich  snr  Ausbildung  wenigstens 
20  /  Hörer  zu  entsenden.  Was  die 
Lehrtätigkeit  anbetrifft,  so  sind  als 
Lehrgegenstände  in  Aussicht  ge- 
nommen: Astronomie,  Botanik,  Geo- 
graphie, Geologie,  Geschichte,  Rechts- 
wissenschaft, Tropenmedixin,  Völker- 
kunde, Volkswirtschaft  und  Zoologie 
in  ihren  Beziehungen  zu  den  Kolonien- 
und  unter  Einschluß  der  praktischen 
Nebenzweige  dieser  Wissenschaften. 
Außer  dem  schon  erwähnten  Wir- 
kungskreis wird  der  Lehrplan  auch 
den  Unterricht  über  den  Handels« 
und  SchiiTahrtsbetrieb  umfassen,  wes- 
halb mit  Unterstützung  der  Hamburg- 
Amcrika-Liiiie  Vorträge  über  Reede- 
rei-, Hafen-  und  Stadenbetrieb  in 
Aussicht  genommen  ist.  Auch  sollen , 
einem  Anerbieten  Hagenbecks  ent- 
sprechend, Vorträge  Ober  Nuts-  und 
Haustiere  der  Tropen  unter  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  Tier- 
zucht mit  Demonstrationen  im  Tier- 
park abgehalten  werden.  Der  ge- 
samte Lehrplan  ist  auf  swei  Semester 
berechnet.  Den  Hörem  kann  auf 
Verlangen  ein  Abgangszeugnis  aus- 
gestellt werden,  auch  können  sie 
sich  nach  Erledigung  eines  voll- 
ständigen  Kursus  einer  Prüfung  zur 
Erlangung  eines  Diplomes  unter- 
aehen. 

Um  der  Anstalt  die  wflnschens- 
werte  ständige  Fühlung  mit  der 
Kaufmannschaft  zu  sichern,  wird 
ein  aus  drei  von  der  Handelskammer 
abzuordnenden  Mitgliedern  bestehen- 
der kaufmännischer  Beirat  gebildet, 
dem  der  Senatskommissar  Gelegen* 
beit  geben  wird,  sich  über  aUe  wese^il^ti^gd  Google 
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liehen  Fragen,  die  das  Institut  be- 
treffen, zu  äußern,  und  der  seinerseits 
Wünsche  und  Anträge  einbringen 
kann.  Der  Senatskommittar  ist 
befugt,  sich  in  Angelegenheiten  dieser 
ZenütJstelle  unmittelbar  an  die 
Gouvernements  der  Kolonien  zu  wen- 
den, andererseits  sollen  auch  die 
Beamten  der  Gouvernements  ver- 
pflichtet aein,  dem  Institute  jede 
Untentfltiung  suteil  werden  m  lassen 
doreh  Übersendung  Ton  Sammlungs- 
gegenständen  usw.,  und  sich  mit 
allen  einschlägigen  Fragen  unmittel- 
bar an  die  Zentralstelle  des  Instituts 
SU  wenden. 

Qroft-Wlen.  Während  London  und 

Berlin  vor  dem  ungelösten  Problem 
der  Vereinigung  von  Stadt  und  Vor- 
orten stehen,  hat  Wien  bereits  im 
Jahre  1892  die  umliegenden  Ort- 
schaften dem  Stadtgebiete  einver* 
leibt,  Kanalisation,  Verkehrsmittel 
und  Wasserleitung  sukzessive  auf 
diese  ausgedehnt.  In  jüngster  Zeit 
wurde  der  Plan  angeregt  und  be- 
schlossen, den  weiten  Herrschafts- 
kreis  der  Stadtgemeinde  sur  Grün- 
dung eines  Wald-  und  Wiesengürtels 
zu  verwende  und  rings  um  die  Stadl 

einen  Kreis  irriiner  T.rtTiHsrhaft  zu 
ziehen,  der  der  Bebauung  entzogen 
bleiben  und  derart  eine  Luft-,  Sport- 
imd  Erquickungsreserve  für  die  Be- 
▼ölkerung  bieten  soll. 

Durch  den  geplanten  Bau  eines 
Kanals  zwischen  der  Donau  und  Oder, 
der  in  der  Nähe  Wiens  am  linken 
Donauufer  münden  soll,  gewannen 
die  Landstrecken  gegenüber  Wien  am 
andern  Donauufer  ein  erhöhtes  öko- 
nomisches Interesse.  Man  nahm  und 
nimmt  mit  Hecht  an,  daß  nach  Voll- 
endung des  Kanals  große  Industrie- 
anlagen an  der  Stelle  seiner  Mündung 
in  die  Donau  entstehen  und  die  Bau- 
plätze im  Preise  bedeutend  steigen 
werden.    Derzeit  ist  der  in  Frage 


stehende  Grund  und   Boden  zum 
großen  Teil  Besitztum  der  Dorfge- 
meinden der  Gegend,  die  freilich  nur 
zu  geneigt  gewesen  wären,  denselben 
an  private  Spekulanten  zu  Terftufiem. 
Von  diesem  Gesichtspunkt  ausgehend, 
beschloß  die  Wiener  Gemeindever- 
waltung,  eine  Vereinigung  der  in 
Fragp  «tobenden  Dorfgemeinden  mit 
der  Stadt  Wien  anzustreben,  und  bot 
denselben  die  Gewährung  aller  städti- 
schen Vorteile,  insbesondere  Wasser- 
versorgung und  veriiesserte  Verkehi»- 
mittel.   Nach  langen  Verhandlungen 
kam  die  Einverjpibunp  dor  bozfig- 
lichen  Orte  mit  emer  gesamten  Em- 
wohnerschaft  von  60  000  Seelen  als 
21.  Stadtbeiirk  der  Gemeinde  Wien 
zustande.  Diese  gelangt  hierdurch  in 
den   unmittelbaren   Besitz  weiter 
Landflächen,  welche  in  naher  Zukunft 
bereits  einen  hohen  Geldwert  besitzen 
werden.    Sie  ist  in  der  Lage,  weit- 
gehende Pläne  im  Sinne  der  Boden- 
reformbestrebungen  zu  Terwirklichen 
und  die  Wertsteigerung  der  in  Frage 
stehenden  Grundstücke  der  Gesamt- 
heit ihrer  Einwohner  zuzuführen.  Oh 
sie  diese  Möglichkeit  in  weitgehendem 
Grade  tatsächlich  benutzen,  ob  sie 
auf  Gemeindeterrain  und  auf  Ge- 
memdekosten  entsprechende  Stadi- 
viertel erbauen  wird  (wie  es  Qbrigens 
im  Sinne  ihrer  sonstigen  munizipal- 
sozialistischen Politik  gelegen  wäre), 
werden  die  nächsten  Jahre  zeigen. 

Eine  versuchsweise  Versicherung 

der  Telegramme  gr^^on  "\'erstümme- 
lung  oder  Verspätung  hat  Dänemark 
als  enter  Staat  am  i.  Februar  d.  J. 
in  Veri}indung  mit  der  lYansport- 

versicherungsanstalt  Danske  Lloyd 

ins  Leben  gerufen.  Die  Versicherung 
soll  eine  freiwillige  sein,  so  daß  die 
allgemcinenTelegrammgebührennicht 
von  ilii  berührt  werden.  Die  Ver- 
sicherungssummen be^ggen^si^^sijgt 
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sehen  500  bis  5000  Kronen  für  das 
Telegramm;  die  Venichanmgsprftmie 
selbst  betrS^  bei  500  Kronen  im 
Bereiche  Dänemarks,  Schwedens  und 
Norwpjp^pnH  15  öre,  während  für  die 
übrigen  Länder  unterschiedliche  Sätze 
Anwendung  finden.  Diese  Ver- 
sicherungsgebOhren  werden  durch  den 
Kauf  einer  entsprechenden  Wert- 
marke entrichtet.  Mit  der  Höhe  der 
YerakherangBernnme  steigt  die  Pr Amie 


bis  zum  Höchstsätze  von  1  Krone 
bei  5000  Kronen. 

Diese  Terauchsweise  Veraicherang 

ist  zwar  vorläufig  auf  die  größten 
eiiropriischcn  Länder  beschrankt, 
immerhin  wird  ihre  praktische  Durch- 
führbarkeit sich  bald  erweisen  und 
auch  den  anderen  Ländern  ein  An- 
sporn sein»  in  gleicher  Weise  die 
bisherige  Unsicherheit  im  Telegramm* 
verkehr  austumerMn. 


TECHNISCHEReWIf5ENSCHAFT 
UCHERFORTSCHRITT 

CmONJK. 


lEBERBLICK  fiber  d!e  Port- 
schritte der  Teclmik  im  Jahre 
Jl907*).  Das  allgemeiner  wer- 
Streben  aller  Zweige  von  In- 
dustrie undGewerbe  nachVerbesserung 
der  Produktionsmittel  hat  auch  in  dem 
soeben  nhpolaufenen  Jahre  gute  Resul- 
tate auf  vielen  Gebieten  gezeitigt,  sie 
waren  vor  allem  ermögUcht  durch  das 
imaulhaltsameEindringenderEIektrp- 
technik  in  den  Maschinenbau  und  in 
die  Betriebstechnik,  welches  der  elek- 
trotechnischen Industrie  auch  in  den 
Zeiten  weniger  gun^lik'er  Konjunktur 
ein  gutes  Arbeitsfeld  sichert.  Die 
Konientration  der  Stromeiseugung  in 
großen  Kraftwerken  und  die  damit 
sosammenhängendc  „elektrische  Ka- 
nalisiepinc  des  Landes"  hat  weitere 
Fortschritte  gemacht,  namentlich 
auch  unter  Beteiligung  von  größeren 
und  kleineren  Kommunen  und  kom- 


*)  Mit  Genehmigung  der  Deutschen 
Wirtscbaf  tsieltuog  ans  Nr.  6  dieser  Zeit- 
Schrift. 


munalen  Verbänden.  Die  Beteiligung 
von  Städten  mit  eigenen  elektrischen 
Zentralen  an  aiiilerhalb  ihrer  Gemar- 
kmig  Hegenden  großen  Kraftwerken 

geschieht  vielfach  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  die  in  dieser  Weise  ratio- 
nell zu  beschatTende  Reserve,  von 
welcher  man  um  so  lieber  Gebrauch 
macht,  als  der  ri^g  aufsteigende 
Konsum  von  elektrischer  Energie  fOr 
gewerbliehe  Zwecke  immer  neue  Er- 
weiterungen des  eigenen  Kraftwerks 
erforderlich  machen  würde.  Nament- 
lich im  rheinisch-westfälischen  Indu- 
striebezirke sind  zahlreiche  Kombina- 
tionen dieser  Art  entstandep  oder  im 
Werden  begriffen,  von  denen  man  ver- 
ständigerweise eine  allmfihliche  weitere 
Herabsetzung  der  Strompreise  für 
hfuisliche  und  gewerbliche  Zv/prkp  er- 
warten darf.  Der  Wettbewerb  des 
Gaslichtes,  insbesondere  des  hängen- 
den GasglflhUchtes,  einerseits  und  der 
fortgesetst  ▼erbenerten  kleineren 
Wärmemotoren  andererseits  muß  not- 
wendigerweise  su  billigerer  Stro^iJi-^^  Go^lc 
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pabe  und  damit  zu  weilomr  Konzen- 
tration der  Stromerzeugung  fiihrea. 
Mit  dieser  Konzentration  im  Zvoam' 
roenhang  steht  die  volkswirtschaftlich 
so  hochwichtige  Ausnutzung  beste- 
hender und  bereit zustellonder  Wasser- 
kräfte. In  dieser  Frage  hat  gerade  das 
vergangene  Jahr  eine  ganze  Reihe  von 
grOndlich  durchgearbeiteten  Projek» 
ten  gi^zeitigt,  für  deren  Ausführung 
verschiedene  Bundesstaaten  im  Sinne 
staatlicher  Regie  eintreten.  Die  badi- 
Bche  Regierung  hat  bei  der  jüngsten 
Eröffnung  des  Landtages  bennts  einen 
Gesetzentwurf  über  den  Ausbau  von 
Wasserkräften  durch  den  Staat  ange- 
kündigt, welcher  sich  wesentUch  auf 
die  von  Prof.  Rehbock- Karlsruhe  aus- 
gearbeiteten Projekte  stützen  wird. 
Danach  sollen  die  grüßten,  durch 
Staubecken  reguUerbaren  Wasser- 
kraftwerke in  den  Stromgebieten  der 
Murg  und  der  Wutach  verfügbar  ge- 
macht  werden.  Die  Kraftcentralen 
beider  Wasserwerke,  deren  größte 
Leistungsf;i!iiorkeit  unter  Zuhilfenah- 
me einer  kleineren  Hochdruckanlage 
im  Tale  der  Kinzig  oder  der  Elz  und 
eines  größeren  Wasserwerkes  im  Rhein 
unterhalb  Basel  auf  etwa  350  000 
Pferdestärken  berechnet  ist,  sollen  in 
einer  gegenseitigen  Entfernnng  von 
120  km  am  nördlichen  und  südhchen 
Abhänge  des  Schwarzwaldes  liegen, 
sie  werden  jährlich  bis  su  900  MUlio- 
nen  Pferdekraftstunden  an  elektri* 
scher  Energie  abgeben  kCnnen.  Nach 
einer  vorsichtigen  Berechnung  stellt 
sich  der  jährliche  Gewinn,  der  durch 
Ausnutzung  sämtlicher  badischer 
Wasserkräfte  gegentlber  der  Erzeu- 
gung gleicher  Energiemengen  durch 
Wttrmekraftanlagen  erzielt  werden 
wird,  auf  ungefähr  12  Millionen  Mark, 
entsprechend  einem  Kapitalwerte  von 
300  Millionen  Mark.  Um  durch 
Dampfkral  L  die  gleiche  Energiemenge 
su  erzeugen,  würde  man  jährlich 
2  Millionen  Tonnen  Stmnkohlen  be- 
nOtigsn  im  Werte  von  dO  Millionen 
Mark,  welche  Summe  somit  dem 
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badischen  Staatshanshalt  erhalten 
bleibt.  Die  Vorschläge  gehen  nun 
nicht  darauf  hinaus,  alle  in  Baden 
vorhandenen  Wasserkräfte  in  den 
Händen  des  Staates  zu  monopoli- 
sieren, man  will  violmf^hr  znnö'^hst 
nur  den  gegenwärtigen  Energiebedarf 
des  Staates,  für  dessen  Erzeugung 
etwa  i/s  Million  Tonnen  Steinkohlen 
im  Werte  von  8  Millionen  Mark  er- 
forderlich sind,  durch  Wasserkraft 
decken,  so  daß  etwa  der  vierte  Teil 
der  ausbauwürdicTon  Wasserkräfte  des 
Landes  in  direkten  Staatsbetrieb  ge- 
stellt werden  würde.  Mit  der  hier  ge- 
wonnenen Energie  konnten  nicht  nur 
sämtliche  badische  Staatsbahnen  und 
sonstige  staatliche  Anlagen  in  billig- 
ster Weise  elektrisch  betrieben  werden, 
sondern  es  würde  auch  noch  eine  er- 
hebliche Reserve  für  die  Ausdehnung 
staatlicher  Beiriebe  und  für  die  Ver- 
sorgung des  Landes  mit  motorischer 
Kraft  zur  Verfügung  bleiben.  Die 
übrigen  drei  Viertel  der  badischen 
Wasserkräfte  sollen,  soweit  sie  noch 
nicht  ausgebaut  oder  vergeben  sind, 
unter  liberalen  Bedingungen  den  Ge- 
meinden und  der  PriTatindustrie 
überlasse  werden,  immer  aber  in 
Form  ven  zeitüch  begrenzten  Kon- 
zessionen und  imfor  Vorbehalt  des 
staatlichen  Euteignungsrechtes.  In 
ähnlicher,  wenn  auch  bislang  noch 
nicht  ebenso  geklärter  Weise  geht  die 
bayerisehe  Staatsregierung  damit  um, 
die  Wasserkräfte  dos  Landes,  die  etwa 
400  000  Pferdestärken  bei  gegenwärti- 
ger Ausnutzung  von  nur  einem  Viertel 
repräsentieren,  den  allgemeinen  volks- 
wirtschaftlichen Interessen  dienstbar 
SU  machen.  Die  Benutzung  der  baye- 
ri sehen  Alpenseen,  in  erster  Linie  des 
Walchensees  und  des  Kochelsees,  als 
Staiiweiher  spielt  hierbei  die  wichtig- 
ste Holle.  Wenn  auch  die  dem  baye- 
rischen Landtage  vorgelegte  Denk- 
schrift der  Staatsregierung  noch  keine- 
definitiven  Projekte  bringt,  80  geht 
doch  aus  ihr  hervor,  daß  man  dem 
Studium  der  Frage  die  if|5Ä||8t#ÖfeogIe 
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merksamkeit  zuwendet  und  wohl  auch 
in  absehbarer  Zeit  zur  Elektrifizierung 
eines  Tefles  der  Staatabahnen  Ober- 
gehen  wird.  Man  hat  durch  Rechnung 
festgestellt,  daß  die  Wasserkraft  ge- 
genüber der  Dampfkraft  wirtschaft- 
liche Vorzüge^  besitzt,  sobald  der  \  cr- 
ziiisungsdiensl  der  Wasserkraft  keine 
gröSeren  Ausgaben  erfordert  als  die 
Versorgung  des  Wärmemotors  mit 
Heiz-  und  Schmiermaterial.  Es  wird 
ferner  hervorgehoben,  daß  die  He 
dienung  der  Wasserkräfte  viel  weniger 
Personal  erforderl  als  der  Dampf- 
betrieb, daß  also  die  Eventuafittt  von 
lH>hnstreitigkeiten  und  Streiks  weni> 
ger  zu  fürchten  ist.  Außerdem  bilden 
die  Wasserkräfte  eine  wirksame  Ab- 
wehr gegen  die  Llbergi  ifTe  von  Kohlen- 
kartellen. Vüu  der  allergrößten  Wich- 
tigkeit in  wirischaftiicher  Beziehung 
ist  dabei  selbstTerstSndlicb  die  Scho- 
mung  der  nationalen  Kohlenvorräte, 
deren  Erschöpfung  angesichts  des 
fortgesetzt  wachsenden  Enorgiobe- 
darfs  in  nicht  allzu  weiter  Feme  liegt. 
Die  Regierung  des  Reichslandcs  £1- 
saS-Lotbringen  hat  ebenfalls  in  einer 
an  den  Landesausscbuß  gerichteten 
Denkschrift  ihre  Stellung  zu  einem 
Projekte  kundgegeben,  nach  welchem 
das  Gefälle  des  Rheines  von  Basol 
bis  Altbreisacli  mit  einer  Leistung  vun 
150  000  Pferdestärken  zur  Erzeugung 
elektrischer  Energie  fOr  den  dortigen 
Bezirk  ausgenutzt  werden  soll.  Die 
Regierung  will  mit  RiU  ksicht  auf  die 
Anlag^■^kostenvon35.^1illionen^!a^k  zu- 
nächst von  staatlicher  Regie  al:)sehen 
und  an  Uuteraebmer  die  Konzession 
«ttf  70  Jahre  erteOm  mit  der  Bedin- 
gung unentgeltlichen  HeimfaUs  an 
den  Staat,  staatlicher  Beaufsichti- 
gung der  W^asserkraftanlage  und  der 
Mitwirkung  der  Regierung  bei  Fest- 
setzung der  Strompreise.  Die  Stadt 
Mülhausen  insbesondere  zeig.,  großes 
Interesse  fflr  die  Verwirklichung  des 
Projektes.  Auch  Wflrttemberg  wird 
mit  ^der  Ausnutzung  seiner  Wasser- 
kr&fte  unier  staatlicher  Mitwirkung 


nicht  zurückbleiben.  Auf  die  zahl- 
reichen Wasserkraftprojekte  m  der 
wasserreichMi  Schweis  kann  hier  nur 
hingedeutet  werden.  In  Mittel-  und 

Norddoutschland  sind  große  natür- 
liche Wasserkräfte  nur  in  geringerem 
Umfange  vorhanden  als  im  Süden, 
hier  v^ird  durch  Anlage  von  Talsperren 
einerseits  die  Hochwassergefahr  mit 
ihren  immensen  wirtschaf  tlichenSchft- 
digungen  beseiiigt  und  andererseits 

rüe  Gewinnung  bilH'jer  e1"ktri-'cher 
Energie  ermöglicht.  So  hat  allt'in  der 
verstorbene  Prof.  Intze  in  Rheinland- 
Westfalen  17  Talspetren  und  3  Aua- 
gleichsweiher  von  zusammen  90  Mil* 
lionen  Kubikmeter  Speichcrungsver- 
mugen  angelegt,  ähnliche  Anlagen 
sind  in  großer  Zahl  im  Bau  begrilTen 
und  in  Vorbereitung.  Bei  der  ge- 
schilderten Sachlage  ist  es  nicht  un- 
wahrscheinlich, daß  in  absehbarer 
Zeit  die  süddeutschen  Staatsbahnen 
mit  ihrem  viel  kleineren  Netz  und 
geringerem  Industrie  verkehr  nach  er- 
folgter Elektrifizierung  deä  Bahnbe- 
triebes eine  höhere  Rente  aufweisen 
werden  als  die  in  der  Hauptsache 
immer  auf  den  Kohlenkonsum  ange- 
wiesene preußisch-hessische  Staats- 
bahngomeinschaft.  Jedenfalls  sehen 
wir  in  allen  Teilen  des  Reiches  die  b]r- 
ketmtnis  der  nationalen  und  wirt- 
schaftUchen  Bedeutung  der  Wasser- 
krftfte  in  lebhaftem  Fortschritt,  man 
kann  nur  bedauern,  daß  die  staat- 
lichen Behörden  nicht  schon  viel  frü- 
her diesen  bedeutsamen  technisch- 
wirtschafllichen  Fragen  ihre  Auf- 
merksamkeit zugewendet  haben.  Der 

Grand  hierf  Qr  liegt  wie  bei  vielen  an- 
deren Dingen  offenbar  in  dem  viel  zu 
geringen  Einfluß,  weh  hen  das  techni- 
sche Element  in  den  staatlichen  Ver- 
waltungen ausübt.  Aber  gerade  an 
dem  vorliegenden  Beispiel  kann  man 
wieder  einmal  den  engen  Zusammen- 
hang erkennen,  welcher  zwischen  dem 
technischen  Fortschritt  und  der  Ent- 
wicklung der  Volkswirtschaft  besteht. 
Man  hat  bisher  die  rationelle  i^^ufeed  by  Google 
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beutung  der  Wasserkräfte  geradezu 
▼emachlttwigl  und  ruhig  zugesehen, 
wie  in  vielen  Fällen  ganz  planlos  ein> 
zelne  günstige  Wassergefälle  ohne 
Rücksicht  auf  die  allgemeinen  Inter- 
essen ausgebaut  und  mangelhafte  An- 
lagen errichtet  wurden.  Da  gewährt 
M  doch  nur  einen  reohi  mageren  Trost, 
daß  in  ando'wi  Ländern  die  Verhält- 
nisse noch  weit  schlimmer  liegen  als 
in  Deutschland!  Ührigens  darf  nicht 
unerwähnt  bleiben,  daß  auch  bei  den 
oben  erwähnten  Projekten  großer 
Waaserkraftanlagen  die  Initiative  und 
die  erste  Anregung  immer  nur  von 
aufierhalb  der  staatlichen  Vtt^reltun- 
gen  stehenden  Ingenieuren  ausge- 
gangen ist. 

Ein  besonders  wichtiger  Zusain- 
meuiiang  besteht  zwischen  der  ratio- 
nellen Ausnutzung  natflriicher  Was- 
serkrftfte  und  den  neuesten  Fort- 
schritten det  chemischen  Technik. 
Die  bevorstehend«^  Erschöpfung  der 
Salpeterlager  hat  di  '  Chomiker  schon 
lange  an  die  Verwendung  des  Stick- 
Stoffgehaltes  der  Luft  fflr  die  Zwecke 
der  Landwirtschaft,  der  Schieß-  und 
Sprengstoflindustrie  und  der  gesam- 
ten chemischen  Technik  denken  las- 
sen. Die  künstliche  Erzeugung  von 
Salpeter  berührt,  wie  ohne  weiteres 
ersichtlich  ist,  nicht  nur  die  Volks- 
wirtschaft in  bedeutendem  Maße, 
sondern  ist  auch  als  nationale  Frage 
von  hoher  Wichtigkeit  anzusehen. 
Das  erste  industriell  verwertbare  Ver- 
fahren zur  Herstellung  von  Salpeter- 
säure aus  der  atmosphärischen  Luft 
ist  von  den  norwegischen  Forschem 
Birkeland  und  Eyde  angegeben  wor- 
den, es  beruht  auf  der  Trennung  des 
Luftgcmischns  mittels  hochgespann- 
ter Wechselströme.  Dazu  sind  in- 
dessen große  Mengen  von  elektrischer 
Energie  erforderhch,  welche  zu  ent- 
sprechend niedrigen  Seibetkosten  nur 
mit  Hilfe  natürlicher  Wasserkräfte 
erzeugt  werden  können.  Im  Jahre 
1907  hat  nun  die  badische  Anilin-  und 
Sodafabrik  das  genannte  Verfahren 


erhebhch  verbessert  und  mit  verein- 
fachten Apparaten  günstigere  Aus- 
beuten erzielt.  Unter  Zusammen- 
schluß norwegischer  und  deutscher 
Finanzkräfte  hat  man  in  Norwegen 
Wasserkräfte  mit  einer  Gessuntlei- 
stung  von  300  000  Pferdestärken  er- 
worben und  ToriAufig  40  Mülionen  M. 
fflr  die  sur  Eneugung  yon  Salpeter- 
säure benötigten  Aiilagen  aufge- 
bracht. Einr  ähnliche  Anlage  soll 
durch  die  genannte  Fabrik  im  süd- 
lichen Bayern  errichtet  werden.  Nach 
einer  von  den  deutschen  Erßndem 
Frank  und  Caro  angegebenen  Methode 
wird  der  Landv  irtschaft  in  dem  sog. 
Kalkstickstofl  ein  wirksames  Dünge- 
mittel k(in«tHeher  Erzpugiing  darge- 
boten. L)it  se:,  Verfahren  basiert  auf 
der  Behandlung  von  erhitztem  Kal- 
ziumkarbid mit  reinem  Stickstoff. 
Auch  hienu  wird  billige  elektrische 
Energie  im  weitesten  Umfange  be- 
nötigt, so  daß  ebenso  wie  bri  der  Er- 
zeuKLuiir  der  Salpolersäui'c  eine  stän- 
dige, ununterbrochene  Ausnutzung 
großer,  wenn  auch  in  weiter  Entfer- 
nung von  den  eigentlichen  Zentren 
der  Industrie  vorhandener  Wasser- 
kräfte gesichert  ist.  Man  hat  bereits 
eine  Reihe  von  Fabriken  für  Kalk- 
stickstoff in  Norditalien,  in  der 
Schweiz,  in  Norwegen  und  Dalinatien 
errichtet  und  wül  jetit  in  gleicher 
Weise  im  südüchen  Bayern  vorgehen. 
Mit  dieser  Mdgtichkeit  ununterbroche- 
ner Verwertung  großer  natürlicher 
Wasserkräfte  tritt  die  Errichtung 
hydro-eiektrischer  Kraftwerke  in  ein 
neues  Stadium. 

Dafi  die  Konkurrens  der  mit  Hilfe 
der  Elektrotechnik  ausgenutzten  Was- 
serkräfte wiederum  auch  den  An- 
sporn zu  weiterer  ^V•n^ollkommnung 
der  Wärmekraftmaschinen  bilden 
wird,  steht  außer  Zweifel.  Bei  der 
Dampfturbine  insbesondere,  dieser 
neusten  und  doch  in  ihren  Anfingen 
schon  sehr  alten  Leistung  der  mo- 
dernen Ingenieurkunst,  ist  noch  ein 
erhebUches  Manko  voi^  min^^ig^  ^ 
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30%  in  dem  effektiven  Wirkungs- 
grade vorhanden,  welches  den  Kon- 
strakteuren  noch  bedeutsame  Auf- 
hüben stellt.  Immer  mehr  wagt 
es  flieh  außerdem»  daß  der  Bau  von 
Dampfturbinen  vor  allen  Dingen  an 
die  genaue  und  saubere  Arbeit  der 
Maschinenwerksiätte  sowie  an  die 
Qualität  des  Baustoffs  sehr  hohe  An« 
fordenmgeii  stellt,  was  f Hr  den  teehni- 
sehen  Fortschritt  nur  erwünscht  ist. 
Das  Jahr  1907  hat  übrigens  der 
Dampfturbine  in  ihrer  Verwendbar- 
keit als  Schiffsmaschine  insofern  einen 
Erfolg  gebracht,  als  der  Cunard- 
dampfer  „Lnsitania**  mit  einem  über 
die  Leistimg  der  mit  Kolbenmaschi- 
nen Tersehenen  deutschen  Schnell- 
dampferetwashinausgehendenSchnel- 
ligkcitsrekord  das  blaue  Band  des  At- 
lantik für  England  zurückholte.  £in 
mit  Dampftmblnen  und  mit  Einrieb- 
inngen  sur  Petroteumfenenmg  ver* 
sehener  englischer  Torpedobooiier- 
atörer  hat  bei  seinen  jüngsten  Dauer- 
fahrten unter  den  schwierigsten  Be- 
dingungen sogar  eine  durchschnitt- 
liche Stundengeschwindigkeit  von  fast 
35  H  SeemeOoi  erreicht  und  mu0  des- 
halb als  das  zurzeit  schnellste  Schiff 
der  Welt  bezeichnet  werden.  Die 
Fortschritte  im  Bau  von  Schiffstur- 
binen, deren  Verbrauch  an  Brenn- 
material übrigens  noch  nicht  genau 
bekannt  ist«  sind  damit  keineswegs 
«bgesehlcssen,  schon  hat  Diesel,  der 
auch  mit  dem  umsteuerbaren  Schiffs- 
motor seines  Systems  bereits  Erfolge 
erzielte,  den  Vorschlag  gemacht,  mit 
Rücksicht  auf  die  erwünschten  niedri- 
geren Umlaufzahlen  die  Schrauben- 
weDe  nicht  direkt  durch  die  Dampf- 
tiiibine,  sondern  mittels  Kraftüber- 
tragung durch  einen  langsam  gehenden 
Elektromotor  anzutreiben.  Bezüg- 
hebe  Versuche  größeren  Stils  sind  in 
Vorbereitung.  Aus  dein  Gebiete  der 
Explosionsmotoren  soll  nicht  uner- 
wibni  bleiben,  daß  für  die  bayerischen 
und  preußischen  Siaatsbabnen  je  eine 
ScbneUm^okomotiTe  mit  umsteuer- 


baren Dieselmotoren  für  Versuchs- 
zwecke bei  Mallei  in  München  gebaut 
wird.  Besflglicfa  der  Kolbendampf- 
maschinen aller  Art  tritt  immw  mehr 
die  Notwendigkeit  der  Verwendung 
überhitzten  Dampf »^s  hf^rvor,  wenn 
diese  Bauart  gegenüber  den  gewalti- 
gen Anstrengimgen  der  Konstruk- 
teure anderer  Warmemotoren  ihr 
schon  durch  die  Dampfturbine 
nicht  unerheblich  eingeschränktes  Ge- 
biet dauernd  behaupten  will.  Aus 
dem  weiten  Gebiete  des  Baues  von 
Arbeitsmaschinen  sei  hervorgehoben, 
daß  die  Entwicklung  des  Werkzeug- 
maschinenbaues und  der  Werkseuge 
unter  Verwendung  des  Schnelldreh- 
stahls  auch  im  Berichtsjahre  erheb- 
lich fortgeschritten  ist.  Auch  auf  die 
weitere  Einführung  von  Automaten 
halber  und  ganzer  Gattung  und  auf 
die  automatische  Giefimasohine  sur 
Massenherstenung  kleiner  Maschinen- 
teile sei  hingewiesen. 

Der  Bau  von  Wurmemotoren 
steht  in  engem  Zusammenhang  mit 
den  im  Berichtsjahi*e  in  den  ver- 
schiedenen Kulturlfindem  hervor- 
getretenen bedeutsamen  Fort- 
schritten auf  dem  Gebiete  der  Luft- 
schiffahrt und  der  Flugmaschinen. 
Zwar  ist  es  noch  nicht  entschieden, 
ob  für  den  lenkbaren  Luftballon 
das  starre  oder  unstarre  System 
▼orsusiehen  ist»  oder  welche  Flügel- 
konstruktion fflr  den  dyaanusehen 
Flug  am  günstigsten  erscheint,  aber 
das  gleichlautende  Ergebnis  aus  allen 
Ländern  geht  doch  dahin,  daß  der 
leichte,  kompakte  und  unter  allen 
Umständen  zuverlässige  Motor  des 
Luftschiffes  jeder  Art  die  Haupt- 
sache ist.  Es  ist  nun  den  Kon- 
strukteuren bereits  gelungen,  100- 
pferdige  Explosionsmotoren  von  nwv 
100  kg  Gewicht  zu  hauen,  .^o  dali 
auf  die  Pferdekral t  nur  i  kg  Ge- 
wicht der  Kraftmaschinen  entfallt. 
Bei  der  großen  Menge  von  ernsten 
Interessenten,  die  sieh  mit  den  be-  /"^ 
zeichneten  Problemen  beschÄg^(g|y  Google 
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sind  mit  Sirlierheit  baldige  weitere 
Foi  Lschritte  zu  erwartea.  Man  sollte 
indessen  mit  der  leider  so  beliebten 
Geheimniskrämerei,  die  sich  viel- 
fach aus  Furcht  vor  sachlicher  Kritik 
hinter  mihtärischen  Interessen  ver- 
birgt, brechen  und  im  Interesse 
der  gesamten  Kultur  die  in  den  ver* 
schiedenen  Kulturländern  gemachten 
Erfahrungen  ebenso  behandeln,  wie 
es  auf  den  tkbrigen  Gebieten  des 
Verkehrswesens  geschieht.  Daß 
diese  Probleme  nicht  etwa  von  ein- 
zelnen Eründern  endgültig  gelöst 
werden  können,  sondern  sehr  viel- 
seitiger Mitwirkung  bedürfen,  hegt 
ohnehin  auf  der  Hand. 

Zum  Schlüsse  unserer  kurzen, 
keineswegs  vollstfindigen  Übersicht 
über  die  Fortschritte  der  Technik 
sei  noch  herichtct,  daß  das  I)e^lt^^cllO 
Museum  m  München,  welches  sich 
zunAchst  noch  in  provisorischen 
Rftumen  befindet,  bei  dem  großen 
Publikum  das  w«  it^ehcndste  Inter- 
esse crrejil,  und  daß  insbesondere 
seine  Eigenschaft  als  lebendes  Mu- 
seum", an  dessen  Apparaten  jeder 
Besucher  selbst  hantieren  kann,  all- 
gemeine Anerkennung  findet.  Der 
bereits  in  Angriff  genommene  Neu- 
bau des  Museums  wird  mit  einer 
überbauten  Fläche  von  40  000  qm 
das  größte  wissenschaftlich-technische 
Museum  des  Erdballs  aufnehmen, 
welches  in  einer  umfassenden  Bi- 
bliothek und  in  einer  Plansammlung 
noch  besondere  Eigenarten  bietet. 
Man  darf  erwarten,  daß  dieses  na- 
tionale Unternehmen  der  allge- 
meinen Verbreiiunu:  teclmischiMi  Ver- 
ständnisses und  der  Würdigung  wis- 
senschaftlich-technischer Arbeit  im 
höchsten  Grade  sich  dienlich  er- 
weisen wird. 

Ingenieur  Dr.  phil.  oi  jur.  /.  KoUmann 
in  Bad  Ems. 

Owoif  Hasebiiimiicliiiw  (Ein 
technisch  sosialer  Fortschritt).  Der 
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automatische  Maschinenbetrieb  und 
die  Massenerzeugung  sind  die  be- 
merkenswertesten Zeichen  der  mo- 
dernen Technik.  Die  Erzeugung  der 
Näh-,  Strick-  und  Haarnadeln,  der 
Stahlfedern,  der  Bleistifte,  der  Streich- 
hölzer u.  dergl.  bilden  dafür  klassische 
Beispiele.  Ein  neues  .Muster  für 
solche  Industrien  besitzen  wir  jetzt 
auch  in  der  Erzeugung  der  Flaschen. 

Bis  vor  einigen  Jahren  waren 
gerade  die  Glasflaschen  an  die  persön- 
liche Tätigkeit  ihrer  Erzeuger  ge- 
knüpft. Der  Glasbläser  entnahm 
das  geschmolzene  Glas  dem  Ofen 
und  formte  durch  „Pfeifen ver- 
mittels der  Luft  seines  Körpers,  die 
gewünschten  Gefäße.  Seine  persön- 
liche Arbeitsgeschwindigkeit  und  die 
Wohl  fei  Ih^it  des  Glasmaterials  ver- 
einigten hich,  um  den  Wert  der 
Flaschen  auf  ein  Geringstes  einzu- 
schränken. Dann  traten  die  Rechte 
unserer  Zeit  in  den  Vordergrund. 
Der  Ruf  nach  der  Maschine  ertönte 
nnd  forderte  seine  Erfüllung.  Ganze 
lleihen  von  Maschinen  entstanden, 
deren  einzelne  Tätigkeiten  in  ihrer 
Summe  die  fertige  Flasche  erzeugten. 

Erst  Tor  einigen  Monaten  ist  das 
lang  umworbene  Problem  der  ein- 
heitlichen Flaschenblasemaschine  von 
dem  berühmten  Fachmanne  Owens 
in  Pittsburg  gelöst  worden.  Sie 
bedeutet  wirtschaftUch  und  tech- 
nisch fOr  (üe  Flaschenberstellung 
eine  Revolution.  Die  neue  Industrie 
ist  mit  der  Schilderung  der  Owens- 
maschine bisher  sehr  voi-sichtig  ge- 
wesen. Wir  erfahren  mehr  von  ihren 
Tugenden  als  von  ihrem  .'Vuüern. 
Es  sei  deshalb  nur  soviel  gesagt,  daß 
sie  sich  aus  dem  Ofen,  in  dem  das 
Glas  bereitet  wird,  und  der  eigent- 
lichen Blasemascliine  zusammensetzt. 
Das  Glas  fließt  fertig  zu  seiner  Be- 
arbeitung in  einen  fortdauernd 
kreisenden  Baum,  aus  dem  sechs 
Arme,  ähohch  wie  die  Arme  von 
Polypen,  durch  saugende  Lnfi- 
wirkung  die  notwendige  D,9J?mf»c)ogle 
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entnehmen  und  sie  in  den  Teil  be- 
fördern, wo  das  Glas  zur  Flasche 
geformt  und  ans<*eblasen  wird.  End- 
lich verlassen  die  Flaschen  selb- 
stftndig  die  Maschine. 

Mit  verblüffender  Geschwindigkeit 
yolldeht  das  neue  Technikerwunder 
seine  Tätigkeit.  In  einer  Minute 
werden  etwa  16  Viertellitcrnaschcn 
erzeugt.  Die  18  Maschinen  z.  B., 
die  in  Amerika  in  Betrieb  gestellt 
worden,  haben  135  Millionen  Flaschen 
in  einem  Jahre  hervorgebracht. 

Auch  in  England  sind  bereits 
Owensmaschincn  in  Tätigkeit.  Man 
erzeugt  dort  die  bekannten  Appoli- 
naiisllascben,  15  in  der  Minute  und 
pro  Maschine.  Die  Kosten  für 
Maschine  und  Ofen  betragen  40000 
Mark. 

Der  große  technische  Fortschritt, 
der  durch  die  Owenspatente  in  der 
Flaschenindustrie  gezeitigt  wurde, 
wird  für  die  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer von  einschneidender  Wirkung 
sein.  Viele  Arbeiter  sind  nach  Ein- 
führung der  Maschine  ISberflQssig. 
Das  ist  deshalb  bemerkenswert,  weil 
sich  die  Glasfabrikanton  in  den  In- 
dustriestaaten Eurof>ns  vereinigt 
haben  zur  gemeinsciiaitlichen  Er* 
Werbung  der  LiEensen.  Daserforderte 
ein  Kapital  von  etwa  10  Millionen 
Mark.  Um  die  Arbeiterschaft  nicht 
auf  einmal  entlassen  zu  müssen  und 
den  Kapitalverlusten  vorzubeugen, 
die  durch  Außerbetriebsetzung  der 
alten  Anlagen  entstehen  würden, 
hat  man  beschlossen,  die  Owens- 
maschine  nur  allmöhlich  anzuführen, 
und  soweit  sich  ihrer  zu  bedienen, 
um  der  amcrikaniscluMi  Konkurrenz 
gegenüber  aktionsfühig  zu  bleiben. 

Franz  Bendt,  Berlin. 

Komprimierte   Luit  als  Wellen* 

beruhiger.  Bei  Gelegenheit  der  Untcr- 
tunneluni^  des  East  River  bei 
New  York  machte  der  amerikanische 


Ingenieur  P!i.  Brasher  die  Beob- 
aehtung,  daß  in  der  Umgebung  der 
Kasten,  die  komprimierte  Luft  ent- 
liiellen,  das  Wasser  vollkommen  ruhig 
wurde.  Er  untersuchte  die  Ursache 
der  auffalligen  Glättung  der  Wellen 
und  fand,  dafi  die  komprimierte 
Luft,  die  in  kleinen  Mengen  aus 
s^hnH haften  Stellen  entwich,  diese 
VVu'kuug  hervorbrachte.  Brasher 
machte  nun  einen Vei^such  in  größerem 
Mafistabe.  Lfings  der  Hafendflnen 
und  Molen  usw.  brachte  er  unter 
Wasser  ein  System  von  Rdhren  an, 
die  mit  kleinen  ölTnungen  v^n-sr-hen 
waren,  durch  die  die  komprimierte 
Luft  ausströmen  konnte.  Nach 
seinen  Mitteilungen  war  der  Erfolg 
zufriedenstellend.  Selbst  beim  heftig- 
sten Sturm  sollen  in  der  Umgebung 
der  Röhrenleitung  die  vorher  stark 
brandenden  Wassermassen  ruhig  ge- 
worden sein.  Brasher  machte  den 
Vorechlag,  Schiffe  an  ihren  Bord- 
wänden mit  einem  derartigen  ROhren- 
nets  auszurflsten,  das  dem  Schiff 
auch  in  den  heftigsten  Brandungen 
ruhiges  Wasser  und  Sicherheit  ge- 
währen soll. 

<^ 

Zum  25tilirigen  Jnbiliiini  der 

AEO.  1883  —  1908.  Am  19.  April 
d.  J.  beging  die  „A.  E.  (All- 
gemeine Elel<trizitfUs-Geseüschaft)  zu 
Berlin,  eme  der  größten  deutschen 
Erwerbsgesellschaften,  das  Fest  ihres 
25  jährigen  Bestehens.  Sie  ist  aus 
der  Grundidee  ihres  BegrOnders  und 
jefsigen  Generaldirektors  Emil  Rathe- 
nau herausgewachsen,  aussichtsreiche 
technische  Ne^ilioiten  auf  breiter 
finanzieiier  HaMs  /u  gestalten.  Den 
direkten  AnlaD  gab  die  Vorführung 
des  Edisonglühlichtfls  auf  der  ersten 
elektrotechnischen  Ausstellung  zu 
Paris  (1881).  Rathenau  erwarb  da- 
mals die  Palente  für  Deutschland 
und  führte  die  elektrische  Beleuch- 
tung in  Gemeinschaft  mit  Siemens  & 
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Halske  im  großen  Maßstäbe  durch. 
Ein  Ergf^bnis  dieser  Bestrehungon 
kann  man  jetzt  in  den  Berliner 
Elektrizitätswerken,  die  grundlegend 
für  diesen  ganzen  Industriezweig  ge- 
worden sind,  bewundem. 

Im  weiteren  widin- 1  sich  dann 
die  A.  E.  G.  der  Elektrisierung  der 
Straßf^nbahnen,  sio  lehrte  die  chemi- 
schen EigiMischaften  der  Starkströme 
im  großen  ausnutzen,  und  war  über- 
haupt erfolgreich  tätig,  die  vielen 
Eigenschaften  der  Elektririiftt  tech- 
nisch und  industriell  zu  verwerten. 
Das  hat  wirtschaftlich  auf  dorn  deut- 
schen Iiidustriemarkt  kraftige  Spuren 
hinterlassen,  und  wissenschaftlich  auf 
die  technische  Ausgestaltung  und 
Verwendung  der  elektrischen  StrOme 
gewirkt. 

Eins  der  bemerkenswertesten  Er- 

ei^issp,  da?  sich  in  diesem  Doppel- 
sinne betätigte,  war  die  wissenschaft- 
liche te(;hnische  und  industrielle 
Durchbildung  der  „Drehstromtech- 
nik", die  zum  größten  Teil  in  den 
Räumen  der  A.  E.  G.  ihre  Entwick- 
lung erfahren  hat.  Das  Resultat 
dieser  Studien  der  A.  E.  G.  wurde 
auf  der  elektrotechiuschen  Ausstellung 
zu  Frankfurt  a.  M.  (1891)  den  In- 
dustriellen der  ganzen  Erde  in  einem 
großartigen  VeisucheTorgefflhrt.  Man 
übertrug  die  Kraft  emes  Wasser- 
falles zu  Lauffen  am  Neckar  von 
300  Pfcrdokräftcn  durch  einfache 
Telegraphendrähte  über  175  km  in 
die  Ausstellungsstadt,  wo  sie  mechani- 
sche Ariieit  leistete,  Lampen  speiste 
u.  dergl.  m.  Der  damals  unerhörte 
NutzefTekl  betrug  75  vom  Hundert. 

Auf  Grund  dieser  neuen  Methoden 
hat  dann  die  A.  E.  G.  Kraftüber- 
tragungswerke in  aller  Herren  Länder 
mit  größtem  Erfolge  erbaut  und  der 
Tecbnik  und  Industrie  die  Mittel 
an  die  Hand  gegdben,  sich  auf  fast 
allen  Gebieten  der  neueren  Fabrika- 
tion und  Produktion  zu  betätigen. 

Am  Jubiläumstage  verölTentHchte 
die  A.  E.  G.  eine  prächtige  Fest- 


Schrift,  aus  der  wir  einige  Daten 

anführen,  d'w  ein  PilH  vom  au^n- 
bhcklichen  Stand  der  A.  E.  G.  geben. 

Das  Gesamtkapital  stieg  in  dem 
Vierteljahrhundert  von  5  auf  184 
Millionen  Mark.  Allein  die  Grund- 
fläche der  Berliner  Fabriken,  Bureaus 
u.  dgl.  deckt  jetzt  eine  Fläche  von 
280  000  Quadratmeter.  Die  bisher 
ausgeführten  elektrischen  Bahnen  er- 
reichten die  Länge  von  4300  Kilo- 
meter Gleis.  Die  Gesellschaft  besitzt 
1300  Schutstitel  fttr  Patente  u.  dergl. 
Die  Arbeitersahl  betrSgt  30  700  und 
allein  für  Lohn  wurden  rund  'li  Mil- 
lioneu  Mark  bezahlt.  Das  gibt  einen 
Hegriff  von  der  Bedeutung  dieser 
großen  deutschen BetriebsgeseUschaft. 


Ein  Gesetz  zu  besserer  Ausnutzung 
des  Sonnenlichtes.  Ein  eigengcartete^ 
Gesetz  hat  kürzlich  die  zweite  Lesung 
im  englischen  Unterhause  glücklich 
passiert.  Es  führt  den  offiziellen  Titel: 
„Day  Light  Savings  Bill"  und  will 
der  Verschwendung  des  Tageslichtes, 
wie  «si*^  itn  Sommer  durch  den  späten 
Beginn  des  geschäftlichen  und  pri- 
vaten Lebens  und  dessen  Dauer  bis 
in  die  dunklen  Nachtstunden  hinein 
entsteht,  ein  Ende  bereiten.  Zu  die- 
sem Zwecke  will  man  in  den  Sommer- 
monaten eine  eigene  „britische  Zeit" 
einführen,  die  gegenüber  der  astro- 
nomischen Ortszeit  um  eine  bis  zwei 
Stunden  voraus  sein  soll.  Während 
es  ako  an  einem  gegebenen  Punkte 
Englands  nach  astronomischer  Zeit 
erst  6  Uhr  morgens  wäre  und  alles  im 
Vertrauen  darauf  noch  zu  Bett  läge, 
würde  es  nach  dem  neuen  Gesetz  be- 
reits 7,20  offizielle  Zeit  sein  und  das 
geschäftliche  und  Tagesleben  somit 
um  diese  Zeit  bereits  beginnen  mOssen. 
Andererseits  würde  es  am  Abend  um 
7  Uhr  (astronomischer  Zeit)  bereits 
8,20  (offizieller  Zeit)  sein,  die  Arbeit 
in  VVerk'^t 'itten  und  Läden  müßte  be- 
reits aulgüiiürt  haben.     Derait  soll 
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das  Tageslicht  der  Morgenstunden  für 

Arbeit  jeder  Art  ausgenutst  und  die 
Ver«-Gndung  künstlichen  T.irhtos  am 
Abend  mit  all  ihren  ökonomischen 
Verlusten  und  hygienischen  Schäden 
Termieden  werden. 

Bine  kürslioh  vorgenommene  En- 
quete ergab  die  enthusiastische  Zu- 
stimmung insbesondere  der  Vertreter 
von  Sportveroinen,  Parkkommissio- 
nen und  Bahnen,  die  v(m  den  neu  ge- 
wonnenen Mußestunden  bei  Tages- 
licht erhöhten  Zusprach  der  Bevölke- 
rung für  ihre  respektiven  Zwecke  er- 
warten. 

Naturgemäß  w^^rd^n  j]:em>n  das 
neue  Gesetz  viel  Einwände  ms  Feld 
geführt.  So  richtete  ein  Astronom 
einen  Brief  an  die  Times,  in  dem  er 
'ausführt,  man  mOge  doch  lieber  den 
Geschäftsbeginn  der  Bank  von  Eng- 
land und  der  andern  öffentlichen  In- 
stitute um  eine  Stunde  früher  an- 
setzen, dann  werde  von  selbst  das 
g^chäf  tliche  Leben  des  Landes  früher 
Seginnen  und  früher  schließen,  vrie 
ja  auch  die  Bauern  schon  heute  ihr 
Tagewerk  im  Sommer  mit  der  Sonne 
beginnen  und  mit  der  Sonne  srliließen. 
Eine  Verschiebung  der  Ortszeit,  wie 
vorgeschlagen,  würde  jedoch  in  allen 
Verkebrsbeziehungen  zwischen  Eng- 
land und  dem  Kontinent  und  in  vielen 
andern  Belangen  zu  schlimmen  Ver- 
wirrunj;^n  führen.  Die  Mehrheit  des 
englischen  Parlaments  scheint  jedoch 
all  diesen  Warnungen  zum  Trotz  auf 
ihrem  Entschluß  bestehen  zu  wollen; 
durchaus  vom  altenglischen  Geiste  er- 
füUi,  der  das  praktische  Interesse  über 
alle  Theorie  und  Logik  stellt. 

Um  den  Übergang  zur  britischen 
Zeit  im  Sommer  möglichst  leicht  zu 
machen,  sollen  an  vier  Sonntagen  im 
Apnl  zeitlich  morgens  die  Uhi'en  aller 
Kirchen  und  öffentlichen  Institute  um 
je  20  Minuten  vorausgerückt  werden, 
so  daß  Ende  April  die  britische  Zeit 
um  1  Stunde  20  Minuten  gegen ribor 
der  astronomischen  Zeit  im  Vor-sprung 
wäre.    Ebenso  sollen  im  September 


an  vier  aufeinanderfolg^iden  Sonn* 
tagen  die  Öffentiichen  Uhren  um 

20  Minuten  zurückgerückt  werden, 
so  daß  im  Winter  britische  und  astro- 
nomische Zeit,  England  und  die 
übrige  Welt  sich  wieder  in  Harmonie 
befinden  worden. 

Die  Sichtbarmachung  von  Mole- 
kuiarbewegungen  ial  dein  l'rager  For- 
scher Molisch  gelungen.  Der  „Kos- 
mos" berichtet  hierüber:  Als  Grenze 
der  Leistungsfähigkeit  des  unbewaff- 
neten  Auges  galt  bisher  die  Wahr- 
nehmbarkeit von  kugehgen  Pollen- 
körnern mit  einem  Durchmesser  von 
46 — 23  Mikron  (1  Mikron  =  Vii««ram). 
Der  Fortschritt  ist  nun  außerordent- 
lich bedeutend.  Es  handelt  sich  um 
nichts  Geringeres,  als  die  „Brownsche 
MolekularbewecrnnsT  dem  freien  Auge 
jedes  normalsichtigen  Menschen  zu 
zeigen".  Besonders  deutlich  läßt  sich 
der  Tanz  der  Molekel  an  dem  Milch- 
saft der  Wolfsmilchgewftchse  zeigen. 
Bisher  konnte  man  dieses  Phänomen 
nur  unter  dem  Mikroskop  bei  .100  bis 
lOOOfacher   VergröBf^rnnf  wiluneh- 
men.    Nach  Professor  Molischs  Be- 
richt kann  man  es  nun  mit  bloßem 
Auge  sehen.  Man  muß  nur  den  Ob- 
jektträger in  deutlicher  Sehweite  ver- 
tikal oder  etwas  schief  halten,  das 
direkte  Sonnenlicht  etwas  schief  ein- 
fallen lassen  und  im  durchfallenden 
Licht  beobachten.  Bei  richtiger  Stel- 
lung wird  die  Molekularbewegung  der 
Kflgelchen  sichtbar  und  gibt  sich  in 
einem  eigenartigen  Fhmmern,  leb- 
haften Tanzen  und  Wimmeln  der  in 
prarhf  vollen    Interferenzfarben  er- 
scheinenden   mikroskopischen  Teil- 
chen kund.     Noch  deutlicher  wird 
diese  Erscheinung,  wenn  man  3 — 5cm 
hinter  den  Objekttrfiger  einen  Hinter- 
grund von  schwarzem  Papier  ein- 
schiebt.  Am  besten  gelingt  der  Ver- 
such bei  völlig  wolkenlosem  blauen 
Himmel,  und  wenn  die  .Milchsaft- 
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Schicht  nicht  dicker  ist  als  bei  einem 
gewöhnlichem  mikniekopischen  Prft- 

parat.  Auch  Bakterien  kann  man  auf 
gleiche  Weise  erkennen,  z.  B.  die  Pur- 
purbaktorie.  Offenbar  ruft  das  inten- 
sive Licht,  indem  es  auf  die  Kügelchen 
trifft  und  gebrochen  wird,  infolge  der 
Beugungsschelbchen  und  Beugungs- 
büschel,  die  sich  fortwährend  ändern» 
auf  der  Netzhaut  des  Auges  viel  grö- 
ßere Bilder  hervor,  als  es  ohne  rliose 
Umstände  der  Fall  soin  würde.  Selbst 
bei  den  schon  an  der  Grenze  der  mikro- 
skopischen Wahrnehmung  stehenden 
Kikgelchen  der  Euphorbia  splendens 
(durchschnittlicher  Durchmesser  0,5 
Mikron),  die  erst  bei  22O0nialip<^r 
Vprci'ößeriing  als  kaum  kenntlirhe 
Punklehen  auftreten,  kann  die  Er- 
scheinung ebenfalls,  wenn  auch  nicht 
mehr  so  deutlich,  beobachtet  werden. 
Es  ist  ein  nicht  zu  unterschätzendes 
Verdienst  Molischs,  auf  dieses  bisher 
unbekannte  Vermögen  dr-^  mensch- 
lichen Auges  zuerst  hingewiesen  zu 
haben. 

Bioe  schottische  SQdpolarexpeditioo, 

deren  Dauer  2  Jahre  betragen  soll, 
ist  nunmehr  gesichert.  Die  Leitung 
des  Unternehmens  fibernimmt  Dr. 

William  S.  Bruce  vom  Schottischeo 
Ozeanographischen  Laboratorium. 
Der  Expeditionsplan  unifn  ßl  zunächst 
Tiefseeforschungen  im  südlichen  Po- 
larmeer; dann  sollen  die  Forschungen 
auf  das  Wedellmeer  ausgedehnt  wer- 
den, und  die  Kastenlinien  aufgenom- 
men werden.  Ein  Versuch,  das  große 
sfidh'cho  Polarfestland  zu  durchque- 
ren, wird  dann  das  Unternehmen  ab- 
scliließeu. 

Eine  internationale  Polarkommis- 
sion hat  sich  auf  Anregung  des  Prof. 
NordenskiOld  hin  auf  dem  Brfisseler 
Polarforschertage  jetzt  in  Brüssel  ge- 
bildet. Sie  soll  eine  st&ndige  £inrich- 


tung  sein  zur  FOrdmng  der  wissen- 
schaftlichen  Polarfofschung  durch 

Organisierung  von  Expeditionen  und 
Untoi'stützung  des  Studiums  der  Po- 
largebiete. Sie  wird  den  Expeditionen 
gegenüber  lediglich  eine  ratgebende 
Rolle  spielen  und  dahin  streben,  daß 
in  den  Polargebieten  eine  systema- 
tische Tätigkeit  ausgeübt  wird,  so- 
weit die  rein  wissenschaftliche  Arbeit 
in  Frage  kommt. 

<$> 

Die  internationale  Konferenz  zur 
Bel^impfung  der  Scldaffcnuiltheit,  die 

kürzlich  in  London  abgelialten  wurde, 
hat,  soweit  die  Verhandlungen  sich 
auf  die  Herbeiführung  einer  inter- 
nationalen Vereinitrung  zur  Bokfimp- 
fuüg  der  Schlaf iuuiikheit  richteten, 
zu  keinem  Ergebnis  gefflhrt.  Über 
den  Hauptpunkt,  die  Errichtung  eines 
internationalen  Nachrichtendienstes, 
knnnfo  wegen  des  Widerstreits  über 
den  Sitz  dos  Amtes  keine  Verständi- 
gung erzielt  worden.  Für  Deutschland 
kam  es  in  erster  Linie  darauf  an,  für 
unsere  Ton  der  Schlafkrankheit  be- 
drohten kolonialen  Gebiete  mit  den 
Nachbarkolonien  gemeinsame  prak* 
tische  A^erwaltungsmaßnahmen  zur 
Eindämmung  der  Krankheitsverbrei- 
tung zu  vereinbaren. 

In  dieser  Beziehung  ist  das  zurzeit 
notwendigste  jetzt  in  London  mit  der 
englischen  Regierung  verabredet  wor- 
den, so  daß  der  formelle  Abscliluß 
eines  Sonderabkommens  mit  England 
in  kurzer  Zeit  zu  erwarten  ist.  Es 
handelt  sich  hierbei  im  wesentlichen 
um  folgende  Punkte:  Eingeborenen, 
die  an  Schlafkrankhdt  leiden,  ist  der 
Übertritt  in  das  koloniale  Nachbar- 
gebiet nicht  zu  gestatten;  kranke  Ein- 
geborene können  an  die  (rrenz.en  des 
Gebietes  zurückverwiesen  werden ;  der 
Übertritt  von  Eingeborenen  in  solche 
Gebiete,  die  als  yetseucht  erklärt  sind, 
Boll  Twliindert  werden;  zur  Über- 
wachung der  Kranken  verpflichte  , 
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sieb  die  Nachbarverwaltimgen,  auf 
ihrem  Gebiete  Sammellager  m  errich- 
ten. Ferner  verpflichten  sie  sich,  auf 
die  Vernichtung  solcher  Tiere  hinzu- 
arbeiten, die  als  Blutlicferanten  der 
Giossina  papalis  wissenschaftlich  f^t- 
gestellt  sind,  insbesondere  der  Kro- 
kodile. 

Eine  Expedition  zur  Erforschung; 
der  Halbinsel  Jalmal  oder  der  Ssamo- 
jedeu-Haibinsel,  insbesondere  ihrer 
Tom  MUndungsbosen  des  Ob  be- 
grensten  Ostkiste,  wurde  von  der 
Kaiaeriich  RussischeE  Geographi- 
schen Gesellschaft  ausgerüstof  und 
verließ  im  März  d.  J.  unter  der 
Führung  des  Privatdozenten  der  Uni- 
versitftt  Moskau  Dr.  B.  Shitkoff 
Moskau.  Die  Halbinsel  Jalmal  ist 
im  ittSersteu  Norden  des  Gooreme- 
ments  Tobolsk  belegen,  erstreckt 
sich  bis  zum  74^  nördlicher  Breite, 
nimmt  eine  ungeheure  Fläche  von 
Ober  150  000  Quadratiolometer  ein, 
ist  aber  noch  gfinsfioh  unerforscht. 
Bekamit  ist  nur,  daft  sie  ihrer  Boden- 
beschaffenheit nach  eine  sumpfige, 
waldlose  Tundra  darstellt  und  nur 
sornrnci-s  von  Ssamojeden  besucht 
wird,  welche  dort  mit  ihren  Renntier- 
herden nomadisieren»  während  sie 
Mk  fOr  den  Wintor  nach  dem  Sttden, 
in  die  Zone  der  Wälder  (die  Taiga), 
lorttckziehen.  Die  Expedition  begibt 
sich  nach  der  Stadt  Obdorsk,  in  deren 
nächster  Umgebung  mehr  als  200 
Renntiere  für  den  Transport  der 
Zelte,  NahningsmittelToiTäte,  In- 
strumente und  sonstiger  Wissenschaft» 
lieber  Hilfsmittel  ihrer  harren.  Von 
hier  wird  die  Expedition  in  Begleitung 
von  Eingeborenen  etwa  um  die  Mitte 
des  April  aufbrechen  und  auf  Schlitten 
allmählich  nach  dem  Norden  vorzu- 
drmgen  suchen,  wobei  sie  topo- 
graphische Aufnahmen  machen,  ver- 
sehisdene  Beobachtungen  anstellen 
und  nnturgeschichtliche  KoUektioneii 


sammeln  wird.  hu  Herbst,  zum 
Oktober,  wird  die  Expedition  lurQck 
erwartet. 

Einen  giufifBj^gen  Plan  zur  Vir* 
schQnenmg  der  franzSsischen  Haupt- 
stadtf  der  kürzlich  den  Behörden  von 
Paris  unterbreitet  wurde,  hat  der 
Seinepräfekt  von  Paris,  de  Selves, 
entworfen.  Seine  Ausffllkrung  kostet 
die  Summe  von  €00  Millionen  F^cs. 
In  erster  Linie  soll  eine  Reihe  von 
öffentlichen  Gebäuden ,  Wie  die  Bürger- 
meistereien in  den  nnzelnon  Stadt- 
bezirken, Schulen  und  andere  Bauten, 
deren  Aussehen  durch  die  Zeit  sehr 
gelitten  hat,  in  einen  wQrdigen  Zu- 
stand versetzt  werden.  Femer  han- 
delt es  sich  darum,  die  Öffentlichen 
Gärten  und  Parks  zu  vermehren 
und  die  schon  bestehenden  durch 
reichen  gärtnerischen  Schmuck  weiter 
auasugestaiten.  Sehr  notwendig  ist 
dann  die  Anlage  neuer  und  breiter 
Strafien  mitbreitenMittelpromenaden 
und  die  Herstellung  neuer  Quais  mit 
Bäumen  und  Blumenschmuck.  End- 
lich soll  ein  nicht  unbeträchtlicher 
leii  des  Geldes  zum  energischen 
Kampfe  gegen  die  Tuberkulose  Ver- 
wendung finden.  Ganse  Quartiere 
und  Stadtviertel  mit  engen  und 
finsteren  Gassen  sollen  hygienischer 
gestaltet  werden,  indem  man  alte 
und  baufälHge  Häuser  abbricht,  die 
Straßen  Toibreitert  und  die  Sack- 
gassen beseitigt.  ScUieBlieh  wUl 
man  im  Interesse  der  Schuljugend 
Schulen  im  Freien  nach  dem  Muster 
der  deutschen  Waldschulen  ins  Leben 
rufen. 

Sonderwagen  ffir  Damen  ha  Stra- 
ßeobahnverkehr  hat  der  Londoner 
GrabchaHsrat  auf  allen  Linien  des 
weitverzweigten  StraflennetiCB  ein*  ^ 
geführt.  In  den  Morgen-  und  Abend- 
Stunden,  wenn  die  Geschälte  geöffnet  , 
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und  geschlossen  werdw,  herrscht 
bei  den  Strafienbahnen  der  heftigste 

Andrang,  bei  dem  sich  mitunter 
geradezu  lebensgefährliche  Szenen  ab- 
spielen. Die  Frauen  ziehen  dabei 
imm  [  den  kürzeren,  namentlich 
ältere  !■  rauen.  Dabei  kommt  es  dann 
vor,  dafl  Frauen  oftmals  drei  oder 
vier  Wagen  abwarten  mOssen,  ohne 
untersukommen.  Um  diesen  Miß- 
sländen nun  abzuhelfen,  sind  die 
Damenwagen  eingeführt  worden, 
deren  Benutzung  Männern  nicht  ge- 
stattet ist. 


Der  Plan  einer  internationalen 
FunlLenstatioa  wird  durch  die  Pro- 
fessoren Poincar^,  Betjuerel  und  De- 
lagrye  im  Auftrage  der  Akademie  in 
Paria  suneit  ausgearbeitet.  Die 
Station  soll  den  Schi  (Ten  auf  See  ein- 
mal tSglich  die  Weltzcit  mitteilen  und 
ihnen  damit  die  Möghchkeit  ihrer  je- 
weiligen Längengradbestimmung  ge- 
ben. Zunächst  muß  allerdings  noch 
eine  Einigung  Ober  die  Festsetzung 
der  Weltzeit  erfolgen.  Vorläufig  wiU 
man  die  funkentel^rapbische  Station 
auf  dem  Eiffelturm  zur  Austeilung 
von  Zeitsignalen  im  weiten  Umkreise 
verwenden.  Damit  kann  die  Zeit  des 
Pariser  oder  Greenwichcr  Meridians 
den  Schiffen  auf  dem  Mittehneere  und 
auf  dem  Atlantischen  Ozean  gegeben 
werden  und  dadurch  eine  wesentliche 
Erleichterung  und  Verbesserung  der 
astronomischen  Navigation  zur  Orts- 
bestimmung auf  See  erzielt  werden. 
Wenn  sich  diese  Austeilung  bewBhrt» 
denkt  man  daran,  auf  dem  3700  m 
hohen  Pic  von  Teneriffa  auf  den  Kana- 
rischen Inseln  eine  besondere  Station 
zur  Austeilung  von  funkentelf graphi- 
schen Zeitsignalon  einzuriciiten,  die 
dann  von  den  SchilTen  auf  allen  Welt- 
meeren der  Erde  aufgefangen  werden 
könnten  und  die  Ortäestimmung  sur 
See  aufierordenttich  vereinfachen 
würden. 


M  n  if  fi  rill  ■   IfmA  AammktU^  tarn  "  * 

Aheesiiilea.  Eine  der  wildesten 
Gebirgslandschaften  der  Erde,  die 

nördlichen  Abhänge  des  abessinischen 
Hochgebirges  gegen  das  rote  Meer 
zu,    ist  in  diesen  letzten  Jahren 
bequem  zugönglich  gemacht  worden. 
Die  italienisehe  Regierung  sah  nach 
den   Niederlagen  im  abessinischen 
Kriege  ein,  daß  sie  den  Rest  ihrer 
Tlf  itztmgen  im  Hochlande  nur  dann 
behaupten  könne,  wenn  sie  ohne 
jede  Schwierigkeit  und  in  größter 
Raschheit  eine  Armee  von  der  Küste 
nach  dem  2300  m  hohen  Hoch- 
plateau befördern  könne,  auf  dem 
sich  die  Hauptstadt  von  Italienisch* 
Abessinien,  Asmara,  befindet.  Dieser 
strategischen  Erwägung  wohl  in  erster 
Linie  verdankt  die  neue  Eisenbahn 
ihre  Erbauung,  die  von  Maasaua  im 
Roten  Meer  bis  an  den  Fufi  des  Hoch- 
gebii^iea  führt.    Sie  durchquert  am 
Beginne  ausgedörrtes  Steppenland, 
sowie  sie  aber  ans  Gebirge  tritt,  und 
schUeßlich  durch  ein  Hochtal  führt, 
ist  sie  auf  beiden  Seiten  von  einer 
unendlich  üppigen  \'egetation  um* 
gd>en,  da  gerade  in  dieser  gem&Aigten 
Meereshöhe  die  volle  tropische  Hitze 
sich  der  Feuchtigkeit,  wie  sie  das 
Gebirge  mit  sich  bringt,  vermfihlen 
kann.  Vom  Endpunkt  der  Eisenbahn 
führt  dann  eine  ausgezeichnete,  in 
weiten  Serpentinen  sich  hinansiehende 
Straße  durch  die  wilden  Bergabstüne 
bia  hinan  f  zu  m  H  ochplateau .  I  n  kw- 
zen  Abständen  sind  Relaisstationen 
errichtet,  in  denen  die  Post  neue 
Pferde  erhält,  und  so  geht  es  fast  im 
Bahnzugstempo  das  Gebirge  hinan; 
von  der  Region  des  tropischen  Ur- 
walds, in  der  Affen  sich  auf  den 
Zweigen    schaukeln    und  Jagdlro- 
phäcn  in  den  Poststationen  von  der 
Anzahl   der  Leoparden  melden,  die 
nachts  sich  als  die  Herren  des  Landes 
gebftrden,  hinan  in  die  gemäßigte 
Zone,  in  der  nur  zu  häufig  eisige 
Nebel  lagern.  Am  Schlüsse  der  Fahrt 
endUch  wird  die  Hochebene  erreicht, 
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die  unserer  europäischen  Landschaft 
durchaus  verwandt  ist.  Hier  liegt 
Asmara,  dessen  innere  Stadt  rein 
italienisch,  dessen  VorstAdte  abessi- 

nisch  sind,  und  df^sscn  Stndtum- 
gprenzung  allerseits  von  Kasernen  und 
Forts  der  italienischen  Besatzungs* 
armee  umgeben  ist.  Die  ganze  Fahrt 
Ton  M assaua  am  Roten  Meer  bis 
Asmara  läßt  sich  heute  bequem  in 
einem  Tage  zurücklegen,  wo  noch 
vor  wenigen  Jahren  eine  wochenlangc, 
überaus  beschwerliche  Expedition 
notwendig  gewesen  wäre. 

Wasserbauten  am  Nil.  Der  Reich« 

tum  Ägyptens  beruht  spit  jeher  auf 
denregelmSßigenÜbei^chwemmungen 
des  Nils,  auf  der  planvollen  Ver- 
imndimg  eines  planlosen  Natur* 
Phänomens.  Der  jüngsten  Zeit  blieb 
es  vorbehalten,  das  Werk  der  abessini- 
sehen  Regengüsse,  die  den  Strom  im 
Frühling  anschwollen  lassen, 
durch  Müiiöcheiiwerk  zu  ergänzen. 
Die  ägyptische  Regierung  ließ  von 
engtisehcni  Ingenieuren  eine  Reihe 
TUn  Stauwerken  errichten,  welche 
das  lÜberschüssige  Wasser  der  Früh- 
lirni^monf\te  aufsammeln  und  währf^nd 
des  Restes  des  Jahres  allmählich 
abgeben,  so  wie  auch  das  im  Frühling 
selbst  vom  Fluß  überschwemmte 
Gebiet  yeibreitem.  Das  Tomehmste 
dieser  Stauwerke  liegt  bei  Assuan 
in  Oberägypten;  mächtige  Dämme 
wurden  aufgeführt,  und  so  pin  künst- 
licher See  gebildet,  dessen  Wasser 
die  alten  Tempel  der  Insel  Ele- 
phantine  wfthrend  der  Hfilfte  des 
Jahres  unter  Wasser  setzen.  Bloß 
die  Spitzen  der  Zinnen  ragen  aus 
dem  Wasser,  und  der  Freund  des 
Altertums  mag  vvpfinmtiL''  einer  nahen 
Zukunft  cnlgegcnbhckuM,  da  die  unter- 
waschenen Fundamente  der  Tempel 
zosammenstflrten.  Im  Austausch 
dagegen  soll  aber  Ägypten  eine  weite 
Ai^ehnung  seiner  der  Bebauung 
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faiiigen  Bodenflache  erhalten,  sein 
Ackerbau  und  in  weiterer  Folge  sein 
Handel  und  sein  Nationalwohlstand 

werden  ungemein  gehoben  werden. 

Ähnliche  Arbeit on  sind  am  Mittel- 
lauf des  Nils  (im  ägyptischen  Sudan) 
geplant;  es  werden  gegenwärtig  die 
Möglichkeiten  ihrer  Ausführung  stu- 
diert. Dort  ist  nicht  bloft  duselbe 
Werk  wie  in  Ägypten,  sondern  außer^ 
dm  all  das  zu  tun,  was  in  Ägypten 
seihst  die  Natur  vollbringt,  denn 
gegenwärtig  ist  nur  ein  ganz  scb maier 
Streifen  auf  beiden  Ufern  des  Flusses 
im  Sudan  tatsächlich  fruchtbar. 
Sollten  die  geplanten  Arbeiten  aber 
tatsächlich  durchgeführt  werden,  so 
könnte  der  Sudan  (heute  noch  über- 
wiogond  Wüste)  unter  seiner  neuen 
aufgelclärten  englischen  Verwaltung 
eines  der  fruchtbarsten  Ackerbau- 
lander der  Welt  werdoi. 

Der  Mensch  als  Zugtier.  In  allen 
Ländern  von  Süd-  und  Ostasien  ist 
eine  Art  der  Personenbeförderung, 
insbesondere  in  den  St&dten,  in  Ge- 
brauch, die  auf  den  Neuankommen- 
den,  von  demokratischer  Gesinnung 
erfüllten  Kuropäer  einon  überaus 
peinvollen  Eindruck  macht.  Pferde- 
gespanne werden  bloß  von  sehr 
reichen  Personen  bei  festlichen  An- 
iSssen  yerwandt:  die  große  Mehrheit 
der  Wohlhabenden  läßt  sich  in  Sänf- 
ten, die  auf  zwei  Rädern  laufen,  und 
denen  ein  Eingeborener  statt  eines 
Pferdes  vorgespannt  ist,  durch  die 
Stadt  fahren.  Gewiß  gibt  es  in  den 
einzelnen  Lfindem  Unterschiede: 
Wfthrend  in  Indien  und  in  Indo-China 
der  ziehende  Eingeborene  tatsächlich 
bloß  die  Funktionen  des  Pferdes  ver- 
richtet, mi  t  der  Fahrgast  ihm  durch 
Zuruf,  ütiei  wenn  er  der  Sprache 
nicht  mächtig,  durch  Weisung  mit 
seinem  Stock  die  Richtung  angibt, 
vereinigt  der  ziehende  Eingeborene 
im  intelligenteren  Japan  die  Funk- 
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tionen  von  Zugtier  und  Kutscher,  in- 
dem er  selbst  die  Richtung  kennt  und 
fatiifig  zugleich  den  Cicerone  machl, 
ja  gegebenenfalls  spin  Wägelchen 
stehen  läßt,  um  dem  Fremden  alles 
Sehenswerte  zu  zeigen.  Trotzdem  ist 
es  überall  charakteristisch,  wie  bei  der 
überaus  geringen  Lebenäiiaitung  der 
breiten  japaniBohen  Volksmaesen, 
troti  aller  Erhöhung  der  Lohne,  ee 
audk  heute  noch  mehr  kosten  würde, 
Zugi'iPT  Tind  Kutscher,  die  eventiioll 
2 — 3  Personen  befördern  könnten,  zu 
ernähren,  als  die  bisherige  Methode 
des  Fahrens  nüt  Menschenkraft  iiei- 
subehalten. 

Eine  Veränderung  wird  in  alle- 
dem nur  durch  die  Einführung  me- 
chanischer Verkehrsmittel  herbeige- 
führt. Die  elektrischen  Straßen- 
bahnen in  den  japanischen  Städten 
wie  auch  in  den  chinesischen  Hafen- 
platien  haben  inele  Rikscha-Kulis 
auBer  Brot  gesetzt,  zum  Teil  gegen 
ihren  lebhaften  Widerstand.  Aller- 
dings hat  diese  Zerstörung  des 
sozialen  Gleichgewichtes  ihnen  weit 
rascher  als  es  bei  Fortdauer  ihrer  de- 
mütigendenTAtifl^t  der  Fall  geweeen 
wSie,  demoiofatiiehe  Instinkte  der 
Auflehnung  eingeimpft.  Als  vor  swei 
Jahren  ein  Zustand  der  Spannung 
zwischen  der  europäischen  Gemeinde- 
behörde von  Shanghai  und  der  ehiiie- 
äischea  Bevoikeruiig  ausbrach,  er- 
klärten die  noch  in  Tfttig^eit  befind- 
lichen Rikscha- Kulis  den  General- 
streik: Eine  Arbeitseinstellung,  die 
freilich  durch  Ausdehn^m^  des  Netzes 
der  elektrischen  Straßenbahnen  sehr 
bald  eine  permanente  und  unfrei- 
willige werden  wird.  In  Hongkong 
iriedar  hat  die  kfirsliobe  Eibanung 
der  Diahi<veilbahn  auf  die  Bergeshöhe, 
auf  der  sich  in  kühler  Luft  die  Stadt- 
viertel der  Europäer  befinden,  die 
früher  übliche  Art  der  Sänftenbe- 
förderung auf  den  Schultern  zweier 
ehineeiecher  Kulis  ersetst.  So  gelingt 
der  modernen  Teohmk,  ivas  aUem 
modernen  demokratischen  Empfinden 


niemals  gelungen  wäre:  der  schmach- 
vollen Verwendung  von  Menschen  zu 
tierischem  Frondienst  ein  Ende  xn 
bereiten. 

Die  Photographie  der  Stimme  ist 
Tor  konem  doreh  einen  von  M.  d*Ar- 
souTal  der  Pariser  Akademie  vorge- 
führten Apparat  ermöglicht.  Es  han- 
delt sich  um  ein  Verfahren,  durch 
welches  es  Dr.  Marage  gelungen  ist, 
die  Vibrationen  der  Stininie  photo- 
grapkisch  festzuhaileu.  Die  Erlin- 
dung  ermöglicht  es,  Aufnahmen  der 
Schallwellen  bis  zu  mner  Länge  yon 
Aber  20  m  heransteUen;  die  Photo- 
graphien geben  ein  außerordentlich 
scharfes  Bild  der  Stimmwellen  und 
ermöglichen  es,  Fehler  in  der  Stimm- 
bildung zu  erkennen.  Sowohl  für  die 
liVisseiuchaft  ab  auch  fflr  die  Praxis 
der  Gesang*  und  Sprachlehrer  ist 
damit  ein  unschAtabares  Hüftmittel 
gewonnen. 

Das  PSycha>NsMiogiscke  instifat 

in  Petersburg.  Am  16.  Februar  d.  J. 
fand  in  Petersburg  die  feierliche  Er- 
öffnung dc3  Psycho-Neurologischen 
Institutes  statt.  Der  Präsident  des 
Instituts  Professor  Dr.  v.  Bechterew, 
dessen  rastloser  Energie  diese  eigen- 
artige und  großartige  Schöpfung  ihre 
Entstehung  hauptsächlich  verdankt, 
entwickelte  in  glänzender  Rede  die 
hohen  Aufgaben  der  neuen  wissen- 
schaftlichen Lehranstalt,  die  da- 
zu berufen  ist,  die  Kulturarbeit 
der  Ante,  Pädagogen  und  Juristen 
sn  einem  einheitlichen  Gänsen  so 
vereinigen.  Das  Programm  der  Hoch- 
schule ist  kurz  folgendes:  Haupt- 
aufgabe ist  die  wissenschaftliche  und 
allseitige  Erforschung  der  allgemeinen 
und  experimentellen  Psychologie,  der 
Psychiatrie«  der  Lehre  vom  Nerven- 
system im  normalen  und  J^^^i^^^j^ 
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Zustand,  der  Lehre  von  der  Hypnose 
und  Suggestion,  der  pädagogischen 
und  Bosialeii  Pl»yohologie,  der  aH- 
gemeinea  Soriologie,  der  krimmeUen 
Anthropologie  und  Verbrecherpsycho- 
logie, sowie  der  philosophischen 
Wissenschaften,  die  mit  der  Psyche 
des  Menschen  in  enger  Berührung 
stehen.  Die  F&cher,  die  die  Unter- 
nohtsgegenttliide  dm  butituts  ^deo, 
leriaUen  in  Grand-  und  in  speiielle 
Fieher.  Die  Gnmdfächer  werden  in 
den  ersten  zwei  Lehrjahren  gelesen 
und  sind  für  aHo  ordentlichen  Hörer 
des  Instituts  obligatorisch.  Zur 
Gruppe  der  Grundwissenschaften  ge- 
liltren  folgende  Gegenstfinde:  Ana* 
tomie,  Physiologie,  Chemie,  Physik, 
«llgemeine  Biologie  mit  der  Lehre 
von  der  Vererbung,  allgemeine  Psy- 
chologie, vergleichende  Psychologie, 
Einfuhrung  in  die  Philosophie,  Logik, 
neueste  Geschichte,  Literaturge- 
echioble,  aOgemdne  Souologie  und 
Mathematik;  sodann  Anatomie,  Phy- 
siologie und  Histologie  des  Nerven- 
systems,Psychophysiologie  der  Sinnes- 
organe, Anthropologie,  experimentrlle 
Psychologie,  Kulturgeschichte,  Kunst- 
geschichte, politische  Ökonomie,  all- 
gemeine Theorie  des  Reohts,  all- 
gemeine Theorie  des  Staates.  Die 
Spezialf äohw  werden  im  dritten  Lehr- 
jahr gelesen  und  gliedern  sich  in 
vier  Sektionen:  eine  psychologische, 
pädagogische,  kriminelle  und  medi- 
zinische. In  jeder  Sektion  wird  das 
betreffende  Gebiet  in  einer  Reihe 
von  Vorlesungsiyklen  detailliert  be- 
bandelt. 

€> 

Ein  neues  natürliches  HeUndttel  — 
4M  LakfMs.  Mitte  Man  msohte 
Professor  Alezander    Poehl  in  der 

St.  Petersburger  medizinischen  Ge- 
sellschaft Mitteilung  über  ein  neues, 
von  ihm  P'ntdecktes  Heilmittel,  das 
Laktalexin,  dem  wohl  künftighin 
bei  der  Behandlung  einiger  wichtiger 


Kinderkrankheiten,  wie  der  Rachitis, 
der  Skrofeln  u.  a.,  eine  hervorragende 
Rolle  zufallen  dürfte.  Zur  Ent- 
declrang  dieses  natflrliohen  Heil- 
mittels wurde  der  bekannte  russisehe 
Chemiker  durch  folgende  Erwägungen 
geführt.  Es  ist  eine  bereits  seit 
langem  festgestellte  Tatsache,  daß 
Säuglinge  von  vielen  Infektionskrank- 
heiten verschont  bleiben:  Sebarlaoh, 
Masern,  epidemiseher  Mumps  usw. 
werden  bei  ihnen  fast  niemals  beob- 
achtet. Professor  Ehrlich  zeigte  1892, 
daß  diese  T^nempfänglichkeit  dor 
Säuglinpu  für  Infektionskrankheiten 
ausschließlich  durch  Schutzkörper 
(Alexine)  bediogt  ist,  die  in  der 
Muttermilch  enthalten  sind.  Ehriich 
und  seine  Schule  bemühten  sich  nun, 
die  Schutzkörper  in  reiner  Form  aus 
der  Milch  zu  gewinnen;  dabei  suchten 
sie  alle  nach  spezifischen  Alexinen, 
d.  h.  solchen,  die  nur  gegen  irgend» 
eine  bestimmte  Krankheit,  s.  B.  gegen 
Diphtherie,  wirksam  sind.  Ohne  die 
Möglichkeit  eines  Überganges  spezi- 
fischer Alexine  in  die  Milch  in  Abrede 
Stollen  zu  woüon,  fand  es  donh  Pro- 
fessor V.  Pr)rhl  für  unwahrscheinlich, 
daß  jede  Mutter  alle  diejenigen  Krank- 
heiten durchgemacht  habe  und  gegen 
sie  unempfänglich  geworden  sei,  an 
welchen  Kinder  im  ersten  Lebens- 
jahre nicht  zu  erkranken  pflegen.  Es 
wnr  dnhfr  anzunphmpn,  daß  in  der 
Milch  Schutzstüife  vorhanden  sind, 
die  die  allgemeine  Widerstandskraft 
des  Organismus  Uberhaupt  allen  Er- 
krankungen gegenüber  su  steigern 
vermögen.  Es  pclang  nun  Professor 
V,  Poehl,  diese  Stoffe  zu  isolieren  und 
in  Pulverform  üh^^rzufiihren;  die  Ge- 
samtheit sämtlicher  von  ihm  ge- 
fundener Schutzkörper  der  normalen. 
Milch  nennt  er  „Laktalexin**.  Vor- 
stt(^he  Erfolge  wurden  mit  dem 
LsJctalexin  im  Tierversuch  bei  der 
Rachitis  junger  Tiere,  sowie  bei  der 
Pindprtuberkulose  erzielt.  Auch  beim 
Menschen  vsirkte  das  neue  Mittel  sehr 
günstig  auf  die  englische  Kranjc^idt^  Goog^^ 


798 


DOKinCENTB  DBS  FORTSCHRITTS 


JULI  1909 


nnd  auf  Schwarhpznstände  nach  über- 
:>tandenen  Infektionskrankheiten  ein. 

Mit  der  Frage  der  Rechtschreibimg; 
der  geographifchen  Namen  wird  «i^^h 
der  neunte  Internationale  Geogi  a  j  1 1 1  •  u- 
kongrcß,  der  in  der  Zeit  vom  27.  Juli 
bis  6.  August  d*  J.  in  Genf  tagen 
md,  beschAttagen.  Wer  sich  je  mit 
Nachrichten,  seien  sie  geograpbiacber 
oder  anderer  Natur,  aus  Afrika, 
Hinterindien  oder  China  befassen 
mußte,  wird  die  Erfahrung  ^'emacht 
haben,  daß  es  oft  ganz  unmöglich 
ist,  die  geographiacben  Namen  in 
einem  AUas  auafindig  lu  machen. 
Da  die  vorhandene  Verwirrung  da- 
durch entstanden  ist,  daß  die  An- 
gehörigen der  verschied fnpn  Natio- 
nalitäten die  Namen  nach  den  Schrift- 
gewohnheiten ihrer  eigenen  Mutter- 
sprache niederscbrieben,  kann  sie 
aueh  nur  auf  internationalem  Wege 
wieder  an  g  glichen  werden. 

Jetzt  hat  der  italienische  Gelehrte 
Professor  Ricchieri  dem  diesjährigen 
Kongreß  die  Frage  zur  Erörterung 
gestellt:  VVoriu  bestehen  die  Haupt- 
schvnerigkeiten  fOr  die  Erzielung 
einer  internationalen  Übereinkunft 
in  der  t)bertiagung  und  Recht- 
schreibung geographischer  Namen, 
und  in  welcher  Weise  künn^  sie 
überwunden  werden? 

Diese  Frage  kann  nur  durch 
methodisches  Vorgehen  gelOst  wer- 
den. Er  wOnscht  zunfiohBt  eine  Über- 
einkunft swischen  einzelnen  Personen 
verschiedener  Nationalitäten,  die 
schon  deni  nHchsten  Kongreß  gewisse 
VorsrhlägG  unterbreiten  sollen.  Diese 
sollen  einem  besonderen  Ausschuß 
cur  weiteren  Ausarbeitung  über- 
wiesen weiden.  Der  Ausschuß  soll 
dann  die  Ergebnisse  ein  Jahr  vor 
dem  übernächsten  Kongreß  veröffent- 
lichen, damit  dieser  möglichst  end- 
gültige Beschlüsse  fassen  kann.  Pro- 
fessor Ricchiere  hat  bereits  die  Zu- 


Mclierung  tätiger  Mitarbeit  von  Pro- 
fessor Gordier  in  Paris,  Professor 
Sieger  in  Graz  und  Dr.  Chisholm  in 
London  erhalten. 

Die  Konferenz  zur  Regelung  einer 
einheitlichen  deutschen  Bfihnensprache 
deren  letzte  Sitzung  am  29.  März  in 
Berlin  stattfand,  hat  unter  anderem 
einen  großen  Teil  Wörter  mit  frag* 
hcher  Aussprache  auf  eine  bestimmte 
festgelegt,  außerdem  'wnirde  die  Ein- 
führung phonetischer  Schriftzeichen 
zum  Beschluß  erhoben,  wobei  auf 
möi^chste  Einfachheit  und  leichte 
Verstflndficbkeit  Rfleksicht  genonmien 
werden  soll.  Bemerkenswert  sind 
noch  die  Anträge  des  Hofschau- 
spielcrs  rriogori -Wien :  samtlirhe 
Namrn  der  klassischen  dramatischen 
Literatur  in  ein  Register  zu  bringen 
und  femer  dne  Ausspraeheanleitimg 
fttr  alle  europäischen  Idiome  aus- 
zuarbeiten. Diese  Antrfige  wurden 
dem  Arbeitsausschuß  zur  wdterea 
Bearbeitung  aberwiesen. 

Die  Herausgabe  cinas  „TeddMilogi- 
schen  Repertorioms  der  indastrieen 

und  technischen  Berufe"  aus  staat- 
lichen Mitteln  beabsichtigt  der  fran- 
zösische Arbeitsminister  Viviani. 
Dieses  Werk  soll  nicht  nur  ein  soi^- 
fältiges  philologisches  Wörtetbueh 
darstellen,  sondern  auch  eine  eu* 
verlässige  knappe  Beschreibung  der 
Industrieen  und  gewerbhchen  Berufe 
mit  Erlluiteningen  der  technischen 
Fachausdrücke  in  französischer,  engli- 
scher und  deutscher  Sprache  ent- 
halten. 

Ein  Kursus  über  Familienforschnng 
und  Vererbungslehre  wii*d  in  Gießen 
vom   3.  bis  6.  Aug»^|^„|^g^  j^.^j 
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gebalien.     Es  soll  dabei  die  an- 
geborene Anlage  und  ihre  Bedeutung 
für  das  Gebiet  der  Psychologie,  der 
Medizin   im   allgemeinen   und  der 
Psychiatrie  im  besonderen,  femer 
der  P&dagogik  mit  BarOelcBichtigung 
des  angeborenen  Schwachsinnes  sowie 
der  iGiminalpsychoIogie  dargestellt 
werden.     Der  Kursus  ist  daher  in 
erster  Linie  für  AtjAc,  speziell  Irren- 
ärzte, Lehrer,  I  f  s  i  lrrs  an  Hilfs- 
schulen undldiutenunbldileu,  J  uristen, 
die  mit  dem  Strafverfahren  ni  tun 
haben,  und  Geistliche  bestimmt,  so- 
dann für  alle  sonstigen  Gebildeten, 
welche  die   Bedeutung  der  ange- 
borenen Anlage,  der  Abstammung 
und  Familie  erkannt  haben.  Das 
Studium  der  angeborenen  Anlage 
fikhrt  txa  Familienforschung.  Bei 
dieser  müssen  einerseits  die  Genea- 
logie, andererseits  die  naturwissen- 
schaftlichen Erfahrungen  im  Gebiete 
der  körperüchen  Medizin,  der  Ent- 
wicklungsgeschichte sowie  der  Bo- 
tanik und  Zoologie  berQcksichtigt 
weiden.  Es  werden  Tortragen:  Plr^ 
fessor  Dr.   Sommer  und  Professor 
Dr  Dannemann  in  Gießen:  Die  an- 
geliorene    Anlage    im    Gebiet  der 
Psychologie,  Psychiatrie,  Pädagogik 
(in    bezug   auf   den  angeborenen 
Schwachsinn)  und  Kriminalpsycho- 
logie;  Dr.  Kekule  von  Stradonitz, 
Groß-Lichterfeldc  bei  Berlin :  Grund- 
begriffe und  Methoden  der  Genealogie; 
Dr.  Strahl,  Professor  der  Anatomie 
in  Gießen:  Die  Keimzellen  und  ihre 
^iwieklung;  Dr.  Hansen,  Professor 
der  Botanik  in  Gießen:  tA>er  Varia- 
tion, Vererbung  und  Artenbildung 
bei  den  Pflanzen;  Dr.  Martin,  Pro- 
fessor   der    Veterinäranatomie  in 
Gießen :  Die  Ent%%acklung  und  Züch- 
tung von  Tierarten.  •  \ 

Anmeldungen  kOnnen  an '  Pro- 
fessor Dr.  Dannemann  gerichtet  wer- 
den. Zur  Deckung  der  Unkosten 
wird  eine  Gebühr  von  20  Mark  er- 
hoben. 


Organisationen  zur  Beklmplong 

der  Tropenkrankheiten.  Das  erste 
Miistnr  hierfür  hat  die  Akademie  für 
tropische  Medizin  in  Liverpool  auf- 
gestellt. Vor  wenigen  Mona  loa  hat 
sich  nun  auch  in  den  Vereinigten 
Staaten  ^e  Gesellschaft  für  tropi- 
sche Medizin  gebildet,  und  jetzt 
kommt  die  Nachricht  von  der  Be- 
gründung einer  Societe  de  Pathologie 
exütique  in  Paris,  die  scheinbar  in 
enger  Anlehnung  an  das  dortige  Pas- 
teur-Institut  arbeiten  wird^  Als  der 
Zweck  dieser  Vereinigung  wird  das 
Studium  tropischer  Krankheiten  bei 
Menschen  und  Tieren  bezeichnet,  fer- 
ner Kolonialhyciene,  Srhiffshygiene 
und  sanitäre  MaJiiiahaieii  zur  Ver- 
hütung der  Ausbreitung  von  Epide- 
mien und  Krankheiten  exotischen  Ur^ 
sprunga. 

Die  Gründung  eines  internationalen 
Santtltsamtei.  In  Ausführung  der 
Beschlüsse  der  internationalen  Sani* 
t&tskonferenx  su  Rom  wurde  nun- 
mehr das  von  ihr  vorgesehene  inter- 
nationale Sanitätsamt  zu  Paris  be- 
gründet. Dasselbe  wurde  unter  die 
Oberleitung  eines  Komitees  gestellt, 
in  dem  Ddegierte  aller  Großmächte, 
ausgenommen  Deutsch* 
land  und  Österreich,  so- 
wie eine  Reihe  nndorer  europäischer 
und  überseeischer  Staaten  vertreten 
sind.  In  sorgfältiger  Weise  wurde 
die  finanzielle  Beitragspflicht  der 
verschiedenen  Staaten  nach  ihrer 
Grüße  und  ihrem  Wohlstand  ab- 
gestuft und  denselben  eine  mit  der 
Höhe  der  Beitragsleistuiig  korre- 
spondierende Zahl  von  Vertretern 
zuerkannt.  Das  Amt  selbst  wurde 
in  einem  Gebäude  untergebracht, 
das  die  Stadt  Paris  unentgeltlich 
zur  Verfügung  stellte,  und  die  ersten 
Kosten  der  Installierimg  wurden  zu- 
nächst von  der  französischen  Rc- 
ipiening  vorgestreckt.    Die  Aufgabe 
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des  Amtes  boitelit  laut  Statuten 

darin,  ^.Tatsachen  und  Eriaaee  Ton 

allgemein  sanitärem  Interesse  zu  ver- 
zeichnen, zu  sammeln  und  den  be- 
teiligten Staaten  zur  Kenntnis  zu 
bringen,  insbesondere  solche,  welche 
die  mfektifleeu  Krankheiten  Pest, 
Cholera  und  Gelbfid>er  usw.  an- 
langen". 

Es  steht  zu  hoffen,  daß  das  neue 
Amt  alle  Vorbeugungsmaßregeln  ge- 


gen  die  Einaefaleppuag  infektafieer 

KianUieiten,  imhesOBtdere  den  Qua- 
rantäneschutz Europas  gegenüber  der 
in  Asien  wütenden  Cholera  und  Pest, 
in  einheithcher  und  planvoller  Weise 
gestalten  und  somit  einen  neuen 
erfolgreichen  Schritt  auf  der  Ent- 
wicklungslinie  zur  Schaffung  Inter- 
nationaler Institutionen  daarstelieii 
wird. 


<8> 


SOZIALE  ENTWICKLUNGS- 
ROMAN  STRELTZOW,   BERLIN:   DER  ERSTE 

AI  -LRUSSISCHE  GENOSSENSCH AFTSKONGRESS. 

IE  russische  Genossenschaftsbewegung  ist  ziemlich  alten  Datums. 
Abgesehen  von  der  spezifisch-russischen  Form  der  Genossenschaft, 
(ier  ,,Artelj'',  haben  wir  in  Rußland  Ansätze  zu  bäuerlichen  Kredit- 
gcuoflsenscliaften  und  dann  aueh  su  modernen  KonsumvereuMi 
sohim  in  den  seehiiger  und  besonders  in  den  eiebiigier  Jahren  des  yerfloesenen 
Jahrhunderts  zu  verzeichnen.  Doch  mußte  es  lange  dauern,  bis  die  Bewegung 
einen  etwas  intensiveren  Charakter  annehmen  konnte,  denn  unter  dem  Ancien 
regime  war  jede  roL^ere  Tätij^keit  der  Bevölkerung  unmöglich.  Erst  mit  dem 
Anbruch  der  Revolution  und  mit  der  Eroberung  der  elementar<?ien  Frcili«  iten 
kannte  man  von  einer  allrussischen  Organisation  großen  Stils  Liäumen,  aber 
auch  da  war  bald  der  Traum  su  Ende.  Die  Reaktion  kehrte  surück,  und  mit 
ihr  müssen  alle  groß  angelegten  OrganjBationspläne  verschwinden.  Es  war 
deshalb  nur  zu  natürlich,  wenn  man  dem  ersten  allrussischen  Genossenschatts* 
kongreß,  der  anfangs  Mai  in  Moskau  tagte,  die  Besprechung  derjenigen  Fragen 
verbot,  welche  die  Einigung,  die  Zentralisation  der  Vereine  berühren.  Man 
befürchtete  wohl,  die  genossenschaftliche  Zentrale  könnte  sich  zu  einem  revo> 
lutionären  Konvent  ausbilden  und  der  Regierung  den  offenen  Kampf  er- 
klären.  Mit  den  genossenschaftlichen  Kartoffeln  konnte  man  wohl  ein  gettiir» 
liebes  Bombardement  anfangen. 

Da  die  Zentralisationsfragen  unbesprochen  bleiben  mußten,  so  beschränkte 
sich  der  Kongreß  auf  eine  allgemeine  prinzipielle  Stellungnahme  zu  ver- 
schiedenen inneren  Problemen  des  Genossenschaftswesens.  Die  800  anwesen- 
den Kongreßmitglieder  bildeten  vier  verschiedene  Sektionen,  die  getrennt 
voneinander  arbeiteten.  Die  am  meisten  besuchte  Sektion  war  die  der  K.  o  n  •> 
sumvereine.  Die  hier  aufgerollten  Fragen  wurden  im  allgemeinen  im 
Sinne  der  bekannten  Rochdaler  Prinzipien  gelöst  und  ihre  Aufzählung  wira 
somit  überflüssig.  Es  ist  nur  interessant  festzustellen,  welche  Themata  von 
der  Tagesordnung  gestrichen  werden  mußten,  da  der  Stadthauptmann  dagegen 
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Einspruch  erhob.  Die  gefährlichen  Diager  lauten;  a)  Über  gegenseitige  Ver- 
nc^enmg  der  Veraiiiswann;  b)  Über  foiehiimg  Ton  Gfofieiäcanfgenosaea* 
Schäften ;  c)  Über  die  Errichtung  von  Konsumverana-  und  anderen.  Vobändeii; 

d)  Über  die  Beziehungen  zwischen  den  Konsumvereinen  und  Berufsverbänden 
und  e)  Über  die  Lage  dpr  Angestellten  in  den  Konsumyereinai.  Man  aieht» 
das    konstitutionelle"  Rußland  ist  nicht  engherzig. 

Die  zweite  Sektion  beschäftigte  sich  mit  Kreditpfenossenschaf- 
ien.  In  den  Berichten  wurde  das  „kolossale  Wachstum  duä  kooperativen 
Kredits  in  RnAland  festgestellt.  Interessante  Daten  förderte  die  Dislniasion 
satage.  So  ersfihlte  der  Vertreter  des  Kubanj-Gebietes  (Sfidrafiland),  daß 
die  Kreditgenossenschaften  fOr  ibre  Mit^eder  selbstfindig  die  ärztliche  Hflfe 
organisieren,  Ärzte,  Hebammen  usw.  einstellen,  was  für  die  russischen  Ver- 
bältnisse gewiß  von  großer  kultureller  Bedeutung  ist.  Von  den  Beschlüssen 
ist  besonders  derjenige  hervorzuheben,  welcher  die  Errichtung  einer  zentralen 
Regierungshand  ablehnt.  Die  Sektion  hat  hierdurch  die  Selbständigkeit  der 
OenossenschafCsbewegung  gewahrt,  nnd  ein  Biißtranen  gegen  die  Regierang 
ausgesprochen. 

Sehr  interessant  waren  die  Arbeiten  in  der  Sektion  für  landwirt- 
schaftliche Genossenschaffen.  Der  Berichterstatter  stellte 
zuerst  die  uiierfi  euliche  Lage  dieser  Verbindungen  fest.  Während  jede  Kredit- 
genosseiisiGhaft  durchschnittlich  420  Mitglieder  hat,  entfallen  auf  jede  land- 
wirtschaftliche nur  63.  Als  Ursache  gab  er  die  Geld-  und  Kreditlosigkeit  der 
Bavem  an.  Er  wies  aber  dabei  auf  eine  sebr  bemerkenswerte  Tatsacbe  bin, 
nftmlich,  dafi  in  mehreren  Fflllen  die  landwirtscbaftlieben  Genossenscbaften 
von  den  Bauern  selbst  geleitet  werden.  50  %  aller  Schriftffibrer  und  86  % 
der  Vnrstnndsrnif ü:]io(!er  sind  oinfache  Bauern.  Die  Bewegung  wird  somit 
immer  unabhängiger  von  der  Staats-  und  der  städtischen  Intelligenz.  Nach 
den  Beratungen  nahm  die  Sektion  eine  Reihe  von  Beschlüssen  an.  in  denen 
u.  a.  gesagt  wird«  daß  in  der  Landwirtschaft  eine  Hebung  des  materiellen 
Woblstands  der  Berfilkerung  ohne  die  Kooperation  gar  nicbt  drakbar  ist. 
Weiter  wird  festgesetzt,  daß  die  wichtigsten  Erfolgs  auf  dem  Gebiete  der 
geseUscbaftlichen  Agronomie  dank  der  direkten  BeibUfe  der  „Obscbtsohina"* 
(Landgemeinde)  und  der  Genossenschaftsorganisationen  erreicht  wurde,  wobei 
das  Hauptverdienst  ö;erad("  eh  r  Obschtschina  zufällt.  Die  Obschtschina  allein 
ist  aber  nicht  fabig  alle  notwendigen  Funktionen  auszuüben,  und  es  ist  doshalb 
empfehlenswert,  sie  durch  Kooperative  im  westeuropäischen  Sinne  zu  er- 
ginien.  Der  KongrelS  erkannte  somit  die  fordernde  RoUe  der  Obsebtsobina 
an,  was  fär  die  letstere  und  fttr  ibre  sabireicben  Freunde  eine  grofie  Genug- 
tuung bedeutet. 

Die  vierte  Sektion  endlich  war  den  Produktivgenossenschaf- 
ten und  den  ,,  A  r  t  e  1  j  s  "  gewidmet.  Der  begeisterte  Verfechter  der  Arteljs, 
Herr  L  e  v  i  t  z  k  y  ,  schilderte  mit  beredten  Worten  die  Lage  dieser  Genossen- 
schaften und  wies  auf  ihre  tiefeingewurzelte  Lebensfähigkeit  hin.  Trotz  aller 
Schikanen  seitens  der  BebOrden  geht  die  Bewegung  sieiäiüh  befriedigend  vor» 
wärts.  In  einigen  Orten  organisieren  die  Artete  eigene  Fabriken  und  nehmen 
größere  Bestellungen  seitens  der  Regierung  entg^n.  Die  Arteljs  bauen 
eigene  Schulen,  stellen  eigene  Ärzte,  Hebammen  usw.  an  und  entwickeln  sich 
nach  allen  Richtungen  hin.  In  einer  zweiten  Rede  verstieg  sich  der  Redner 
zu  der  Behauptung,  daß  die  Arteljs  in  mehreren  P'ällcn  schon  so  erstarkt 
sind,  daß  sie  einen  gefährüchen  Feind  der  kapitalistischen  Ordnung  dar- 
•tellai.  Diese  tübertriebene  Auffassung  rief  mehrere  Entgegnungen  ^®^<^''>^^  q     ^  . 
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aber  luletst  Beteten  eich  doeh  die  Anrichten  Levitskys  dmoh  und  die  an- 
genommenen Resolutionen  besagen,  daß  die  Arlcljs  in  sich  „Elemente  der 
Lebensfähigkeit  und  der  weiteren  Ent^^'icklung  enthalten".  Die  Zukunft  wird 
seigen  inwicwoit  dies  der  Wirklichkeit  entspricht. 

Wie  oben  erwähnt,  konnte  der  Kongreß  die  wichtigste  praktische  Frage, 
die  der  Zentralisierung,  nicht  besprechen  und  entscheiden.  Trotsdem  wird 
die  erste  aUruflsiscbe  Zusammenkunft  nicht  ohne  tiefgehende  Bedeutung  für 
die  GenoBsenschaftsbewegung  bleiben.  Ist  eine  einheitliche  Aktion  vor- 
läufig auch  unmöglich  geworden,  so  werden  doch  die  Entscheidungen  des 
Kongresses  die  Genossenschaftler  vor  einem  plan-  und  siellosen  Henun- 
tappen  bewahren.   Das  ist  auch  etwas  wert. 


R.  TRIPATKA:  DIE  SOZIALE  FRAGE  INDIENS. 

IE  soziale  Frage  Indiens  ist  in  Ursachen  und  Möglichkeiten  durch- 
aus von  der  Europas  verschieden,  nur  ihre  äußere  Erscheinungs« 
form,  das  Massenelend,  erinnert  an  die  Lfinderdes  Westens,  Aber- 
 steigt  aber  an  Not  und  Opfersahl  alles,  wovon  die  Industrie- 
geschichte Europas  meldet.  Hungersnot  und  Pest,  die  eine  indirekte,  jene 
eine  direkte  Folge  der  Verelendung  der  Massen,  vernichten  alljährlich  Hundert- 
tausende, in  manchen  Jahren  Millionen  Menschenleben,  und  nur  der  Fata- 
lismus des  orientalischen  Charakters  läßt  all  dies  ruhig  hingehen  und  keinen 
Drang  verzweifelter  Empörung  entstehen,  wie  sie  unter  analogen  Umständen 
ein  Volk  des  Westens  fraglos  ergreifen  und  cur  soiialen  Revolution  treiben 
wflrde,  um  alles  Elend  in  der  einen  oder  andern  Weise  zu  enden. 

Die  Ursachen  dieser  furchtbaren  Erscheinung  nachprüfend,  müssen  wir 
die  nächstliegende,  durch  den  Vergleich  mit  Europa  suggerierte  Formel, 
, .Ausbeutung  der  Armen  durch  die  Reichen",  als  nicht  aufschlußgebend 
zurückweisen.  Gewiß  zerklüftet  die  Kastenscheidung  das  indische  Volk 
und  macht  die  Unterschiede  in  Einkommen  und  LebensfOhrung  der  venobie- 
denen  Klassen  bedeutsam;  doch  gehört  den  wohlhabenden  nur  eine  kleine 
Minderheit  an,  ihr  Anteil  am  Nationaleinkommen  ist  ein  geringer.  Außerdem 
frönen  die  Mitglieder  der  leitenden  Klasse  Indiens  in  ihrer  Mehrheit  keines- 
wegs dem  müßigen  Bezug  arbeitslosen  Einkommens,  sondern  obliegen  all 
den  Pflichten  des  religiösen  und  geistigen  Lebens,  welche  für  die  Kultur 
der  Gesamtheit  und  auch  für  die  religiösen  und  geistigen  Bedürfnisse  der 
brdten  Massen  selbBt  Tom  bflohsten  Werte  sind. 

Auch  die  berorsugte  Stellung  der  eigentlich  gebietenden  Klasse  im  Lande, 
der  eni^ischen  Bureaukratie,  dürfte  nicht  den  Ausschlag  geben.  Wohl  hat 
das  siegreiche  England  für  seine  indischen  Beamten  höhere  Gehälter  fest- 
gesetzt, als  in  den  übrigen  Ländern  der  Welt  üblich  ist;  ein  Landrat  in  Indien 
ist  besser  bezahlt  als  etwa  ein  Minister  in  Frankreich  oder  Deutschland. 
Höhere  Regierungsbeamte,  Gouverneure  der  Provinzen  usw.,  beziehen  Ge- 
hftlter  weit  Ober  100  000  M.  Ebenso  gehen  aus  Indien  alljAbrlich  ungesAhHe 
Millionen  nach  England  für  Pensionssahlungen  an  ausgediente  Beamte. 
Trotz  alledem  darf  aber  nicht  außer  acht  gelassen  werden,  dafi  England 
im  Austausch  für  diese  hohen  Bezüge  seiner  Beamten  dem  I^ande  eine  gerechte  , 
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und  unbestechliche  Verwaltung  gaiantiert.  Die  englische  Regierung  gibt 
dem  Beamten  aus  freien  Stücken  und  als  offiziellen  Gehalt  all  das,  was  er  etwa 
in  Rußland  oder  unter  dem  Regime  der  froheren  despotischen  Forsten  in 
Indien  als  Erpressungs-  und  Bestecbungsgelder  sich  ungesetzlich  angeeignet 
hätte.  Es  ist  klar,  daß  eben  diese  altorientalische  Methode  durch  die  Des- 
organisierung  der  Vervvnltiing  und  die  Vernichtung  des  öffentlichen  Rechts- 
zustandes ganz  unvergleichlich  mehr  schaden  würde  als  das  Vorgehen  der 
britischen  Regierung  ihren  Beamten  gegenüber.  Die  für  iicamtenbezah- 
hmg  und  Unterhalt  der  Söldnerarmee  Englands  in  Indien  alljftbrlich  ver- 
auagabte  Summe,  wflrde  dem  Budget  eines  europflischen  Staates  gegenober 
nicht  unverhSltnismäfiig  hoeh  erscheinen,  angesichts  der  ungemein  nie* 
drigen  Einkommenslage  der  indischen  Bevölkerung  macht  sie  aber 
allerdings  oino  äußerst  scharfe  Anspannung  der  Steuerschraube  und  in  ein- 
zelnen Provinzen,  wo  die  Regierung  Landbesitzerin  ist,  überaus  harte  Pacht- 
zinse der  landbauenden  Bevölkerung  gegenüber  notwendig.  Trotzdem 
Bcbließe  ich  mich  der  Ansicht  jener  radikalen  indischen  Partei  nicht  an,  die 
aller  Obel  Urgrund  in  der  Aussaugepolitik  En^ands  sieht.  Das  Problem 
liegt  tiefer. 

Was  Malthus  in  sehr  anfechtbarer  Weise  seinerzeit  für  Europa  be- 
hauptete: daß  nämlich  im  Sinne  eines  Naturgesetzes  die  Bevölkerung  sich 
rascher  vermehre,  als  ihre  Subsistenzmittel  sich  vermehren  könnten,  ist  für 
Indien  buchstäbUch  Wahrheit.  Seit  der  englischen  Besetzung  des  Landes 
ond  der  Ausschaltung  des  frOher  bestfindigen,  die  Bevölkerung  desimieienden 
Kriegszustandes  hat  sie  sich  verdreifacht  und  betrSgt  heute  an  300  Millionen 
Seelen,  d.  h.  nahezu  so%iel  wie  die  Bevölkerung  Europas  auf  nur  halb  so 
großer  Landfläche.  Ihre  mpide  Vermehrung  bewirken  hauptsächlich  die 
Kinderehen,  jene  verderbliciie,  religiösen  Traditionen  entstammende  Volks- 
sitte. Den  von  den  Eitern  beider  Teile  in  den  ersten  Lebensjahren  gestifteten 
Verbindungen,  die  sich  mit  Eintritt  der  Pubertät  (im  heifien  Klima  Indiens 
sehr  froh)  sofort  raalisieron  (^bei  jede  Vorbeugungsmafiregel  unbekannt), 
entsprießen  zahllose  Kinder.  Zahllos  sterben  sie  auch  wieder.  Immerhin 
bleibt  ein  bedeutender  Bruchteil  am  Leben,  der  gerade  vermöge  seinnr  schwäch- 
lichen Konstitution  zum  Lebenskampfe  und  zur  Arboit  miridor  ausgerüstet 
ist  als  ainli  A  Tilker.  In  guten  Jahren  nun  erzeugt  die  uLi  rquMÜend  reiche, 
tropische  isiaiur  Indiens  so  viel  an  liodenprodukten,  daß  jedermann  fast  ohne 
Aibdt  seinen  Hunger  sliO^  kann.  Sowie  die  Monsunwinde  aber  irgendwo 
sich  unregelmflßigeinstellen,  und  der  fOr  eine  gute  Ernte  notwendige  Regen  auch 
nur  teilweise  ausbleibt,  ist  die  Hungersnot  mit  allen  Schrecken  unabwendbar. 
Denn  es  leben  auf  drm  Quadratkilometer  mehr  Menschen,  als  sich  angesichts 
des  fast  völligen  Mangels  einer  Industrio  von  der  einzigen  Einkommensquelle, 
dem  Ackerbau,  auch  nur  in  mittelmäßigen,  wieviel  weniger  in  schlechten 
Erntejahren  einkiireii  kunnen.  Und  selbst  der  Massentud,  der  im  Gefolge 
der  Hungersnot  dnherschreitet,  Termag  nicht  so  viel  Leben  zu  vernichten, 
daß  nicht  wenige  Jahre  nachher  sich  wieder  genau  das  Reiche  schreckliche 
Phfinomen  einstellen  würde. 

Wo  also  sind  die  Mittel,  durch  welche  eine  xv-irklich  einsichtsvolle  F'olitik 
der  englischen  Herren  des  Landes  dem  Unheil  steuern  könnte?  Zunächst 
müßten  die  Kinderheiraten  unmöglich  gemacht  werden.  England  hat  be- 
reits  vor  Jahrzehnten  den  Witwenverbrennungen,  die  gleichfalls  einer  alten 
Sitte  des  Landes  entsprachen,  ein  Ende  bereitet;  doch  wShrend  es  so  nur 
wenigen  Einzelpersonen  das  Ld>en  rettete,  steht  hier  das  Leben  von  Millig^^^^ 
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auf  dem  Spiele.  Eine  energiache,  audi  vor  Aufieister  Kraftanwendung  niehi 

SurQoksohreckende  Politik  müßte  sich  hier  wohl  geltend  machen  und  unter- 
stützt von  reformfreundlichen  Strömungen  im  Lande,  wie  insbesondere  den 
für  soziale  Reform  bepei^ternd  eintretenden  Bramn-Samaj,  die  über- 
mäßige Bevölkerungszunahme  wesentlich  verlangsamen.  In  zweiter  Linie 
müßte  durch  eine  zielbewuüLe  Auswanderungsorgauisieruixg  den  überzähligen 
Volkünaflsen  one  Abflußmögliehkeit  genhaffen  werden.  Kanada  nnd  Slld* 
afrika  haben  zwar  durch  ihre  jflnjgrt  erlassenen  gesetdiohfla  Mafinahmen» 
um  die  hohen  Aijbeitslöhne  ihrer  weiBen  Bewohner  tot  indischer  Konkurreni 
zu  schützen,  die  indische  Einwanderung  sf^hr  erschwert.  Dennoch  bleiben 
in  den  tropischen  Gebieten  von  Britisch-Ostafrika  noch  weite,  fast  menschen» 
leere  Landstrecken  für  eine  solche  Einwanderung  oflen;  und  m  diesen  Ge- 
bieten (wo  sich  den  schwarzen  Ureinwohnern  nur  ganz  wenige  weiße  K.olo« 
nisten  gegenflber  befinden  und  angeeiehts  des  Klimas  niema]s  daselbst  wirk- 
lieh  heimisch  werden  können),  stünde  eine  Nachahmung  der  sOdafrikanlsehm 
Beschlüsse  in  der  Richtung  des  Ausschlusses  indischer  Einwanderung  kaum 
zu  befürchten.  Dort  wäre  Raum  für  viele  Millionen  ackerbautreibender 
Inder,  die  Übervölkerung  des  Stammlandes  könnte  so  wesentlich  gemildert 
werden. 

In  dritter  linie  müfite  die  AekeriMtuteohnlk  der  indischen  Bauern  auf 
eine  moderne  Stufe  gestellt  werden.  Durch  EinfOhrung  von  BewSssenrngs- 

anlagen  und  anderen  modernen  Methoden  könnte  der  Ernteertrag  wesentlich 
gehoben  und  auch  in  Jahren  wenig  bedeutenden  Regens  in  erträglicher  Höhe 
gehalten  werden.  Freilich  steht  die  Unwissenheit  und  Armut  der  indischen 
Bauern  dem  zunächst  hindernd  im  Wege,  und  iii  ihrer  derzeitigen  Isolierung 
können  sie  schwer  zur  Vornahme  solcher  Neuerungen  befähigt  gelten.  Doch 
wfire  dies  möglich,  wenn  sich  die  indischen  Bauern  su  kndwirtschaftliohen 
Genoesenschaften  susammenschlOssen  oder  noch  besser»  wenn  die  atten 
landwirtschaftlichen  Gemeinschaften,  wie  sie  ähnlich  dem  russischen  „Mir*' 
durch  so  lange  Zeit  bestanden,  ja  in  gewissen  Teilen  des  Landes  noch  heute 
bestehen,  zu  neuem  Leben  erweckt  werden.  Diese  Genossenschaften  könnten 
von  der  Regierung  mit  Kredit  zur  Anschaffung  von  Maschinen  und  Vor- 
nahme von  Bewässerungsanlagen  ausgestattet}  landwirtschaftliche  Fach- 
männer sur  Leitung  dieser  Maßnahmen  ki)nnten  ihnen  beigegeben  werden; 
der  Ackerbau  Indiens  würde  so  wesentlich  yervoUkommnet  werden  und 
angesichts  der  Fruchtbarkeit  des  Bodens  und  der  großen  ProdukÜTkraft 
der  tropischen  Natur  sehr  hohe  Erträge  gewährleisten. 

In  vierter  Linie  ist  die  Schaffung  einer  nationalen  Industrie,  welche  emem 
Teile  der  Bevölkerung  neue  Einkommensquellen  unabhängig  vom  Ackerbau  und 
dem  Ausfan  der  Ernte  erOfbien  wOrde,  fflr  die  Beseitigung  des  indischen 
Massenelends  [unentbehrlich.  Freilich  ist  England  unmittelbar  daran  inter- 
essiert, daß  Indien  ein  Markt  für  Ausfuhr  industrieller  Produkte  aus  England 
bleibe,  und  keine  Industrie  im  Lande  selbst  mit  den  Fabriken  von  Lancashire 
in  Wettbewerb  trete.  Von  der  englischen  Rej^ierung  ist  also  keinerlei  Schutz 
der  werdenden  indischen  Industrie  durch  zielbewußte  Zollpolitik  oder  ander-swie 
zu  erwarten.  Zum  Glück  für  Indien  ist  aber  aus  politischen  Motiven,  die 
mit  unserer  Ökonomischen  Frage  nicht  in  Besiehung  stehen,  eine  Bewegung 
in  der  eingeborenen  Bevölkerung  entstände,  die  den  Boykott  europAischBr 
Waren  und  die  Begünstigung  indischer  Industrie  zum  Ziele  hat;  in  den  letzten 
Jahren  erwachsi n  überall  blühende  Fabriken.  In  ihrem  Umkreis  zumindest 
tritt  so  die  soziale  Frage  Europas  mit  ihrem  Kampf  von  Arbeit  ^gen  Kapital, 
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von  Menschen  gegen  Menschen  und  ihrem  Ausblick  auf  endUcbe  Erlösung  an 
die  Stelle  der  sozialen  Frage  Indiens,  die  auf  der  Übervölkerung  beruhte 
und  scheinbar  keinen  menschlichen  Widersland  gegen  das  blind  waltondf» 
Naturgesetz  zuließ.  Mögen  Europas  industrielle  Verhältnisse,  denen  Indien 
mehr  und  mehr  entgegengeht,  noch  so  ungunstig  beurteilt  werden,  sie  be- 
deuten gegenüber  der  Ftei  vdA  Himgeranoi,  &  hiiher  Indien  regierten, 
emen  wuBdervollen  Portechritt;  wenn  «ne  einflichtevoUe  Regienmg  des  Landee 
sich  Oberdies  cor  DurchfObning  auch  der  erstgenannten  Mafinabmen  zur 
Minderung  der  Übervölkerung  des  Landes  entschlösse,  dann  könnten  für  das 
indische  Volk,  das  unter  allen  Völkern  der  Krdc  bis  jetst  vom  furobtbanten 
Elend  heimgesucht  war,  bessere  Tage  anbrechen. 


DR.  FERDINAND   MAREK,   BRÜNN:  MAASS- 

REGELN  GEGEN  PHOSPHORNEKROSE  EST  ÖSTER-. 
REICtt 

IE  PboBpbomekroee,  jene  gefflbrliobe  Berafekrankbeit,  welcbe 
die  den  giftigen  Phospbordimpfen  ausgesetzten  Arbeiter  so  häufig* 
anfällt,  wurde  in  Österreich,  wo  sich  die  Zündwarenfabrikation 
sehr  früh  in  größerem  Umfange  entwickelte,  bald  zum  G^penstande 
der  ülfenliichen  Aufmerksamkeit  und  der  gesetzlichen  Fürsorge.  Ursprüng- 
lich, als  unter  den  Arbeitern  und  Arbeiterinnen  der  Wiener  Zündwaren- 
fabriken  zum  erstenmal  die  Symptome  dieser  schreckfieben  Knochen- 
erkranlnmg  aoftaucbten,  war  man  sieb  dessen  gar  niebi  bewußt,  dafi  der 
Grund  der  Fäulnis,  die  zum  überwiegenden  Teile  in  den  Kieferknochen  auf- 
tritt, in  den  schädlichen  Phosphordämpfen  zu  suchen  sei.  Dr.  Ludwig 
T  e  1  e  k  y  ,  der  sich  im  Vereine  mit  Dr.  Ignaz  K  a  u  p  gegenwärtig  das 
größte  Verdienst  auf  dem  Gebiete  der  Berufskrankheiten,  insbesondere 
der  Phosphorvergiftungen  erworben  hat,  bemerkt  in  seinem  der  inter- 
nationalen Vereinigung  für  gesetzlicben  Arbeiterscbuts  erstatteten  Bericbte: 
,4)ie  Phosphomekrose,  ibre  Verbreitung  in  Osterreieb  und  deren  Ursacben**^ 
(Wien,  Franz  Dentieke,  1907),  daß  der  Wiener  Ant  Lorinser  nacb 
vielfachen  Erhebungen  in  Zündwarenfabriken  zum  erstenmal  im  Jahre  1844 
die  Phosphomekrose  und  ihre  wahren  Ursachen  einer  öffentlioben  Besprechung 
und  Beleuchtung  unterzog. 

Auch  Karl  Marx  hat  diese  Krankheit  im  Jahre  1845  in  England  als 
eine  der  Phosphorzfindwarenerzeugung  eigentümliche  Erkrankung  bedbaoblei 
und  nennt  sie  Mundsperre.  Von  da  ab  kam  diese  Frage  niobt  mebr 
mr  Rube.  Die  (teterreieluscben  BebOrden  baben  ibr  Augenmerk  diesen  Er> 
krankungen  sehr  bald  zugewendet.  Die  ersten  hygienischen  Vor- 
schriften für  die  Errichtung  und  den  Betrieb  von  Zündholzfabriken  enthält 
das  Hofkanzleidekret  vom  19.  Juni  1843,  Z.  18  096.  Diese  Vorschriften 
waren  allerdings  nur  sehr  allgemeiner  Natur.  Detaillierte  Arbeiterschutz- 
bestinunungen,  die  im  wesentlicben  dia  Grundlage  spaterer  Anordnungen 
büdan,  wurden  seitens  der  mederteteneiebisoben  Landesregierung  im  Jabr» 

1846  erlassen  und  kamen  auob  in  Bffbmen  war  Geltung;  durobgefüliii  wurde»  v 
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sin  allordings  in  Wirklichkeit  nie,  obzwar  die  He^erung  sie  späterhin  wieder- 
holt in  ErinnnrimG:  b''achtf\  Aunh  die  Bcslimmnn^n  der  Goworbeordnung 
vom  20,  Dozembor  18'^!)  übor  das  besondere,  bei  der  Genehmigung  von  Be- 
triebsanUagen  für  die  /.lindwarenerzeugung  einzuhaltende  Verfahren  haben 
vorerst  kein  Abnehmen  der  Phosphoraekrose  zur  Folge  gehabt.  Erst  gegen 
Ende  der  siebziger  und  aehtziger  Jahre  werden  die  in  den  Wiener  Spitälern 
bie  dorthin  beobachteten  Phosphorerkrankungen  seltener,  was  jedoch  in 
erster  Linie  wohl  auf  d^  Zurückgehen  der  Wiener  Zündholzindustrie  zurflck* 
zuführen  ist.  Nicht  so  günstig  waren  die  Zustünde  in  den  anderen  Kron- 
ländern. Aber  erst  im  Jahre  1885  kam  auf  Grund  eines  vom  Obersten  Sani- 
tätsrate abgegebenen  Gutachtens  die  Verordnung  vom  17.  Januar  18S5, 
R.  G.-Bl.  Nr.  8,  zustande,  welche  für  sämtliche  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Lfinder  bis  heute  in  Gdtung  steht.  Auch  die  riemfich  weit- 
gelienden  Bestimmungen  dieser  Verordnung  haben  nicht  dazu  beigetragen, 
die  Phosphornekrose  ganz  aus  der  Welt  zu  schaffen  oder  auch  nur  wesent- 
lich einznsrhränken.  Die  in  panz  Österreich  in  den  Jahrr^n  ISW  bis  1905 
vorgekornnienen  Nekrosefiille  werden  von  Teleky  auf  6bO  bis  400  geschätzt. 

In  letzter  Zeit  ist  die  österreichische  Regierung  neuerlich  in  bemerkens- 
werter Weise  bestrebt,  die  Gefahren,  welchen  die  mit  der  Erzeugung  von 
PhosphorzOndwaren  besohftftigten  Personen  ausgesetzt  sind,  nach  Mdgiich- 
keit  zu  beseitigen.  Schon  im  Sonuner  1907  wurde  den  Handels-  und  Geweibe- 
kammem  ein  Gesetzentwurf  zur  Begutachtung  vorgelegt,  der  die  Erzeugung 
von  Weißphosphorzündwareu  an  eine  Konzession  zu  binden  beabsichtigt 
und  die  Verwendung  weißen  Phosphors  in  der  Heimarbeit  verbietet.  Nun- 
mehr liegt  der  Entwurf  einer  Ministerialverorduuiig  vor,  durch  welche  ein- 
gehende YorBchriften  zum  Schutze  der  bei  der  Erzeugung  von  Phosphor- 
zOndwaren beschäftigten  Personen  erlassen  werden.  Diese  Verordnung, 
die  an  Stelle  der  alten  Ministerialverordnung  vom  Jahre  1885  treten  soU, 
ist,  da  sip  einen  weiteren  Fortschritt  in  der  eingeschlagenen  Richtung  be- 
deutet, jedenfalls  zu  begrüßen.  Allerdinirs  läßt  es  sich  nicht  verhehlen,  daß 
ihre  Durchführung  den  Zünd waren f ab nitanten  große  Lasten  und  pekuniäro 
Opfer  auferlegt,  und  daß  auch  diese  Verordnung  keineswegs  ein  gänzliches 
Aufhören  der  Phoephomekrose  zur  Folge  haben  wird.  Auch  dürfte  es  nicht 
leicht  sein,  die  strikte  Durchführung  der  betreffenden  Vorschriften  speziell 
bei  den  bereits  bestehenden  Klein-  und  Mittelbetrieben  der  Zündwwnoft* 
Industrie  durchzusetzen,  insbesondere  dort,  wo  größere  bauliche  Änderungen 
und  Adaptienmgen  gefordert  werden.  Die  mähr.-schles.  Zündwarenfabrikanten 
die  auf  Einladung  der  Brünner  Handels-  und  Gewerbekammer  im  Februar 
1906  in  BrOnn  zu  einer  Enquete  zwecks  Beratung  des  Verordnungsentwurfes 
zusammentraten,  billigten  trotzdem  die  meisten  Bestimmungen  des  Ent» 
Wurfes,  wenngleich  sie  andere  Vorschriften  desselben  als  in  der  Praxis  voll- 
kommen undurchführbar  ablehnten.  Auch  in  einer  im  März  d.  J.  in  Wien 
abgehaltenen  Rcsprocbung  einer  Reihe  von  dslerreichischen  Zündwaren- 
erzeugern wurde  (lt*r  Entwurf  einer  eingclumden  Kritik  unterzogen.  In  einem 
Punkte  gingen  die  Beschlüsse  beider  Versammlungen  sogar  über  den  Re- 
gierungsentwurf  hinaus;  es  wurde  nämlich  das  Tolbtftndige  Verbot  der  Er- 
zeugung der  besonders  gifltgOA,  silberglänzenden  ZündkOpfchen  in  Antrag 
gestellt,  unter  der  Bedingung,  daß  es  auch  iu  I 'ugarn  ausgesprochen  werde. 

Die  Forderungen  der  Arbeitnehmer  ^^'urden  in  einer  im  Fcbniar  1008 
hinausgegebenen  Denkschrift  der  Österreichischen  Gesell- 
schaft   für   Arbeiterschutz    und  des    Verbandes  der 
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Arbeiterschaft  der  chemischen  Industrie  Oster« 
r  e  i  c  h  s  niedergelegt,  welcher  gleichzeitig  ein  delailliertes  Gutachten  über 
den  Ge«;^tzpntwurf  und  den  Vprordnungsentwurf  des  k.  k.  Handolsministe- 
'riums,  betreffend  die  Verwendung  weißen  Phosphors  bei  der  Erzeugung 
von  Zündhölzchen,  beigeschlossen  war.  Sowohl  die  Denkschrift  als  auch 
das  Gutachten  verlangen  das  unbedingte  Weißphosphorveibot  für  Oster- 
reich als  das  efaudge  Mittel,  welches  die  verheerenden  Phosphorerkrankungen 
aus  der  Welt  schaffen  kann. 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  ein  alli^erneines  Verbot  der  Erzeugung  von 
Zündhölzchen  aus  giftifTf^m  Phosphor  di  '  alleinige  Möglichkeit  bieten  würde, 
ein  Aufhören  der  Ph  is^  hornekrose  zu  iiewirken.  Die  Erlassuag  eines  solchen 
Verbotes  war  schwer  mögUch,  solange  es  keine  ungiftige  Zündmasse  gab, 
die  sich  durch  Reiben  an  jeder  Reibfläche  entsflnden  wflrde.  Seit  dem  Jahre 
1898  sind  jedoch  verschiedene  Massen  gefunden  worden,  die  den  weißen 
Phosphor  zu  ersetzen  in  der  Lage  sind.  Heute  ist  das  Verbot  der  Erseugung 
von  giftigen  Phosphorhölzchen  tatsächlich  hereit«^  in  Finnland,  Dänemark, 
der  Schweiz,  den  Niederlanden  und  in  Deutschland  durchgeführt.  In  Schweden 
ist  der  Verkauf  dieser  Hölzchen  für  den  inländischen  Konsum  verboten. 
In  Rußland  werden  Weißphosphorhölzchen  doppelt  so  hoch  besteuert  als 
die  schwedischen. 

Zweck  der  im  Jahre  1905/1906  in  Bern  tagenden  Internationalen 
Konfereni  war  es  unter  anderem  auch,  ein  allgemeines  Weißphosphorverbot 
durchzusetzen.  Österreich  knüpfte  den  Beitritt  zu  dem  tatsächlich  gefaßten 
unverbindlichen  Beschliisse  an  die  Bedingung,  daß  auch  Japan,  der  am 
meisten  gefürchtete  Konkurrent  der  Monarchie  auf  den  asiatischen  Markten, 
dieser  Vereinigung  beitrete.  Japan  lehnte  jedoch  den  Beitritt  ab,  so  daß 
auch  österreidi  von  dnem  Niosphorverbote  Abstand  nahm.  Italien  und 
Luxemburg  aber  Terpfiichteten  sich,  das  Verbot  zu  erlassen.  Die  öster- 
reichische Regierung  motivierte  ihre  ablehnende  Haltung  hauptsächlich 
durch  (\\c  Riirksichtnahme  auf  die  Exportinteressen  dr>r  inländischen  Zünd- 
warencrzeugei ,  da  etwa  80%  der  beträchtlichen  Ausfuhr  auf  Weißphosphor- 
hölzchen entfallen. 

In  Ungarn,  das  sich  swar  auf  der  Bemer  Konferenz  dem  Standpunkte 
der  (toterr^ßhischen  Regierung  angeschlossen  hat,  soll  dennoch  kein  prin- 
npieller  \^iderstand  gegen  eui  allfälliges  Phosphorverbot  bestehen,  um  so 
weniger  als  die  i;ihrlirho  Zahl  der  Nekrosefälle  nach  einer  Schätning  des 
Chefarztes  der  Bu  l.ip  sLer  Bezirksarbeiterversicherungskasse,  Professors 
Dr.  Wilhelm  Friedrich,  200  überschreitet.  Inwieweit  die  Rücksichtnahme 
der  österreichischen  Regierung  auf  die  Exportinteressen  der  Erzeuger  tat- 
sAchlich  berechtigt  ist»  und  ob  es  insbesondere  nicht  möglich  wäre,  diejgiftigen 
Phosphorhölzchen  für  den  Export  durch  SicherheitszQnder  zu  ersetzen,  soll 
hier  nicht  näher  untersucht  werden.  Über  diese  Fragen  gibt  die  eingangs 
erwähnte  Schrift  Dr.  Telekys  den  weitgehendsten  Aufschluß.  Ob  aber  selbst 
durch  noch  schärfere  Maßnahmen,  als  sie  der  neue  Regieningsentwurf  ent- 
hält, der  beabsichtigte  Zweck  erreicht  werden  kann,  bleibt  dahingestellt, 
da  es  ja  leider  eine  Tatsache  ist,  dafi  es  der  Regierung  nicht  mO^ch  war, 
sdbst  die  weniger  weitreichenden  Vorschriften  der  85er  Verordnung  in  allen 
Betrieben  zur  Durchführung  lu  bringen.  Mit  größter  Wahrscheinlichk^t 
kann  wohl  angenommen  werden,  daß  sich  die  österreichischen  Zündwaren- 
fabrikanten gegen  di^^  Einführung  des  Phosphorverbntps  nicht  wehren  wurden, 
wenn  ihnen  ein  vollkommener  Ersatz  für  den  weiüen  Phosphor  geboten 
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werden  könnte;  diesoi  tu  finden,  sollte  gegenwärtig  in  erster  Reihe  das 
Bestreben  der  Regierung  sein.  DeuteeUand  hat  nach  Eriaasung  dee  Phoe- 

phorveri)ote8  den  Zündb  olzfabriken,  die  darum  ansuchten,  ein  Rezept  zu 
dner  an  jeder  beliebigen  Reibfläche  zündenden  weißen  phosphorfreien  Zfind- 
masse  zur  unentgeltlichen  Benutzung  mitgeteilt  (sogenannte  Schwieningsche 
oder  Reichszündmasse).    Außer  dieser  Masse,  die  nebenbei  gesagt,  sich  ob 
ihrer  verschiedenen  Nachteile  keiner  besonderen  Beliebtheit  erfreut,  gibt  i 
ee  noeh  eine  ganze  Reihe  yod.  andenn  Priparaten,  die  an  Stelle  des  giftigen 
Phosphors  mit  besserem  Erfolge  «V  Verwendung  gelangen;  so  das  in  Frank-  { 
reiofa  und  der  Schweiz  in  Gebrauch  stehende  PhosphofMequisulfid  und  das  . 
von  einer  reicbsdcutscbcn  Firma  in  den  Handel  g^ebrachte,  angeblich  snhr  ' 
zweckentsprechende,  der  Hauptsache  nach  aus  Zink,  Sohwafdl  und. Phosphor 
zusan I  rn ei i gesetzte  Sulf ophosphid . 

Wir  wollen  hoffen,  daß  es  auch  m  Österreich  gi^lingeu  wird,  müglichst 
bald  einen  allen  AnsprOohea  entsprsohenden  Ersatc  Hkt  den  giftigen  Phosphor 
SU  finden,  was  nicht  nur  lum  Schutze  der  Arbeitenden  unumgänglich  not-  ' 
wendig  ist,  sondern  auch  zum  Wohle  des  Publikums,  dem  man  dadurch  ein 
sehr  beciuemes  Selbstmord-  und  Abortivmittel  aus  der  Hand  nehmen  würde. 
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DR.  JACQUES  BERTILLON,  CHEF  DES  STATISTISCHEN 

AMTES  DER  STADT  PARIS:  EINFLUSS  DER  GESETZ- 
GEBUNG AUF  DIE  HÄUFIGKEIT  DER  EHEN. 

(AiiBsag  ans  dem  in  unserer  franffleiBchen  Ausgabe  erBchienenen  Artikel.) 

LLZU  häufig  wird  die  Behauptimg  verbreitet,  daß  staatliche  Ge- 
seise  ohne  jäen  Einflufi  auf  die  Entwicklang  der  Volkssitten  seien; 

aber  auch  dieser  Gemeinplatz,  wie  so  viele  andere,  hält  der  klaren 
Erkenntnis  der  Tatsachen  nicht  stand.  Ein  schönes  Beispiel 
hierfür  wurde  durch  das  französische  Gesetz  vom  21.  Juni  1907  geliefert, 
das  die  zur  Eheschließung  notwendigen  Formalitäten  überaus  vereinfacht 
hat  und  deshalb  von  allen  Liebesleuten  ungemein  geschätzt  wird. 

Das  bürgerUche  Gesetibueh  vom  Jahre  1804  hatte  die  Ehescfaliefiung 
von  einer  Reihe  leitraubender  Filrmliohkeitent  insbesondere  von  der  Zustim- 
mimg der  Eltern,  resp.  somindest  dem  Nachweis,  daß  diese  von  der  beab- 
sichtigten Eheschließung  verständigt  wurden,  abhängig  gemacht.  Viele 
Liebesleute,  die  gerne  auch  vor  dem  Gesetz  Mann  und  Weib  geworden  wären, 
aber  all  diese  zeitraubenden  Nichtigkeiten  scheuten,  zogen  es  vor,  in  form- 
losem Liebesbunde  ohne  gesetzhche  Eheschließung  zu  leben.  Das  neue  Ge- 
aets  sieht  vor,  dafi  man  sich  naoh  Erreiohung  des  90.  Lebensjahres  ohne 
Einwilligung  und  ohne  Verständigung  der  Eltern  Tereheliohen  dürfe,  zwischen 
21  und  30  Jahren  wohl  ohne  Einwilhgung,  aber  nur  nach  vorheriger  Versttn- 
digung  derselben.  Es  soll  jedoch,  im  Falle  die  Eltern  abwesend  sind,  von 
nun  an  keine  weitere  Förmhchkeit  gefordert  werden;  wenn  der  Friedens- 
richter und  vier  Zeugen  diese  Abwesenheit  bestätigen,  genügt  dies.  Bislang 
war  hierfür  ein  eigener  Gerichtsbeschluß  notwendig  gewesen,  große  Ausgaben 
«n  Geld  und  Zeit  hatte  dieser  verursacht.  Der  Wegfall  dies«  Bestimmungen 
insbesondere  hat  die  Zahl  der  Eheschließungen  sehr  stark  vermehrt. 

Gibt  es  denn  so  viele  Menschen,  die  sich  gegen  den  Willen  ihrer  Eltern 
verheiraten?  Nein,  gewiß  nicht!  Was  so  viele  junge  Leute  trotz  allem 
guten  Willen  an  der  Eheschließung  verhinderte,  war  nicht  der  Widerstand 
der  Eltern,  sondern  die  Vielfältigkeit  der  Schreibereien,  die  zum  Beweis, 
daß  soieher  Widerstand  nicht  besteht,  gefordert  wurden.  Die  Menge  der 
PiqiMere,  deren  Ausfüllung  man  forderte,  übemtieg  und  übenteigt  leider 
noch  jetzt  alle  Grenzen  der  Phantasie.  In  Frankreich  allein,  und  sonst  in 
keinem  Lande  werden  die  armen  jungen  Leute  so  gequält.  Viele  Vorschriften 
sind  durch  das  neue  Gesetz  endlich  beseitigt;  viele  andere  bestehen  leider 
noch  fort,  zum  Ärger  und  Verdruß  der  unglücklichen  Brautleute,  die  noch 
nicht  das  Alter  von  30  Jahren  erreicht  haben,  d.  h.  gerade  für  diejenigen, 
die  im  besten  Heiratsalter  stehen.  Immerhin  bedeutet  das  neue  Gesets 
einen  Schritt  Toran  und  hat  tatsächlich  alle  Wirkungen  erreicht,  die  der 
Antragsteller,  Deputierter  Abb6  Lemire,  von  ihm  erwartete.  Wir  wollen  in 
folgendem  hierfür  den  Beweis  antreten. 

Niemals  sind  in  Frankreich  seit  100  Jahren  so  viele  Ehen  geschlossen 
worden  (wenn  wir  wenige,  außerordentüche  Jahre,  insbesondere  1872  und 
1873,  ausnehmen,  wo  die  durch  den  Krieg  aufgeschobenen  Ehen  zum  Ab- 
sehlaß gelangten),  als  im  Jahre  1907;  dieses  Jahr  weist  8421  Eheschließungen 
mehr  auf  als  das  Toihergehende  Jahr.  Wenn  diese  Steigerung  tatsAohlich 
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beprifTen.  Freilich  mag  man  einwenden,  daß  es  manche  jungen  Leute  geben 
möge,  wenig  intelligent  und  ohne  Achtung  für  den  Willen  ihrer  Eltern,  die 
so  in  die  Lage  kommen,  eine  unvernünftige  Ehe  zu  schließen.  Gewiß,  das 
mag  vorkommen,  um  so  schlimmer  fflr  den  jungen  Trotskopf*  Kann  es  aber 
richtig  sein,  um  weniger  Trotzkopfe  willen,  die  ihre  Dummhät  Hbrigens 
trotz  aller  Vorbeugmigsmafiregeln  doch  später  noch  begehen  werden,  all* n 
ihren  Altcrsgenoflsen  Ausgaben,  ZeitvoHust  und  zwecklose  Aufregung  auf- 
zuerlegen ?  Die  belgischen  Gesetzgeber  haben  dies  nicht  angenommen,  und 
der  beste  Beweis  für  die  Richtigkeit  ihrer  Auffassung  sind  die  Ergebnisse 
des  belgischen  Gesetzes: 

1.  Die  Ehen  sind  zahlreioher  gewordm; 

2.  sie  werden  in  jüngeren  Jahren  abgeschlossen, 

3.  die  illegitimen  Geburten  sind  selten»  geworden. 

Aaf  1000  unverheiratete  Frauen  kamen  pro  Jahr  uneheliche  Geburten: 


Besonders  in  den  Fabrikdistrikten  Belgiens  ist  der  Einfluß  des  Gesetres 
ein  sehr  großer  gewesen.  Man  sieht  daraus,  wie  sehr  all 
das,  was  wir  als  Moral  oder  Unmoral  ansehen,  von 
den  nflohternen  tatsftchlichen  Verhältnissen  ab* 
hAngig  ist,  wie  sehr  es  in  unserer  Macht  steht,  die 
groBe  Anzahl  unehelioherGeburteneinzuschränken, 
und  diesen  freien  Verbindungen  gegenüber  die  ge- 
setzliche Ehe,  die  für  Erziehung  der  Kinder  weit- 
aus günstigere  Chancen  bietet,  zu  befördern. 

Das  französische  Gesetz,  das  wir  nannten,  geht  durchaus  nicht  so  weit, 
wie  das  belgische,  und  bedarf  noch  wichtiger  Verbesserungen,  vor  allem 
sollte  auch  für  die  Ehewerber  zwischen  21  und  dO  Jahren  der  Nachweis,  daß 
sie  ihre  Eltern  verständigten,  durchaus  und  bedingungslos  wegfallen.  Des 
ferneren  wHre  noch  einf'  scheinbar  unwichtige  und  doch  bedeutungsvolle 
Reform  zu  empfehlen.  Viele  Arbeiter  verheiraten  sich  nicht  und  ziehen  es 
vor,  in  freier  Ehe  zu  leben,  bloß  deshalb,  weil  sie  keinen  Arbeitstag  verlieren 
wollen ;  genau  aus  dem  gleichen  Grunde,  aus  dem  sie  sich  nicht  impfen  lassen. 
Das  Motiv  mag  seltsam  erscheinen,  und  doch  ist  es  wahr.  Aus  dem  gleichen 
Grunde  Qbrigens  wird  eine  so  große  Anzahl  von  Ehen  in  Paris  am  Samstag 
geschlossen,  um  so  den  Sonntag  als  ,, Wonnemond"  vor  sich  zu  haben.  Könnte 
man  nicht  den  Standesämtern  vorschreiben,  daß  sie  Ehesrhlicßung^en  auch 
am  Sonntag  vornehmen  ?  Gewiß  gÄbe  ea  viele,  die  von  dieser  Möglichkeit 
Gebrauch  machen  wuiden. 

Das  ganze  Problem  ist  für  Frankreich  besonders  deshalb  wichtig,  weil 
seine  Bevölkerung  stagnfir  bleibt,  und  wichtige  soziale  und  politische  Gründe 
eine  Vermehrung  dor  Bevölkerung  wOnschei^wert  erscheinen  lassen.  Es  ist 
bekannt,  daß  freie  Verbindungen  durchaus  nicht  die  gleichen  Chancen  für 
zahlreiche  Nachkommenschaft  bieten  als  g^etzliche  Ehen.  Nicht  nur,  daß 
in  ersteren  viel  mehr  Vorbeugungsmittel  gegen  die  Konzeption  in  .Anwendung 
komm^,  auch  die  Kindersterblichkeit  ist  in  ihnen  viel  größer.  Eine  Be- 
förderung der  gesetzlichen  Ehen  bringt  also  bedeutende  Erhöhung  der  Nach- 


1881—1885 
1886—1890 
1891—1895 
■1896—1900 
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kommenschaft  mit  sich.  Es  liegt  daher  im  eminentesten  Interesse  Frank- 
reichs, durch  rücksirht!^!os<»  T  interdrückuiig  aller  zwecklosen  Fönnliohkeitei& 
die  Zahl  der  Ehen  zu  erhohen. 

In  den  allermeisten  Fällen,  in  denen  die  Eltern  ihre  Zustimmung  ver- 
weigern, ist  es  deskalb»  wdl  sie  mit  den  Einkommens-  und  Vermögensverhält- 
niflsen  des  kOnftigen  Sehwiegenohnes  oder  der  kOnfUgen  SehwiegiertoGliter 
nicht  sufrieden  sind.  G^enüber  diesen  unsittlichen,  finanneUen  Gesichts- 
punkten die  freie  Herzenswahl  der  jungen  Leute  selbst  zu  fördern,  heißt 
der  Stimme  der  Natnr  und  dem  freien  Walten  der  Gesetz^  natürlicher  Aus- 
lese num  Siege  verhelfen.  Die  Freiheit  der  Eheschließung  gehört  gewiß  zu 
jenen  Freiheiten,  die  nichl  hloß  für  die  jungen  Leute  vom  größten  subjektiven 
Werte,  sondern  auch  fOr  gesunde,  fortsohrittliche  Entwicklang  der  Gattung 
von  nicht  su  untflfschfttiender  Bedeutung  smd. 

❖  <$> 

PAUL  MARGUERITTE,  PARIS:  DAS  PROBLEM 
DER  EHESCHEIDUNG. 

I^MGE  Fragen  gibt  es,  welche  die  öffentUche  Meinung  Frankreichs 
in  den  letitan  JalirsefaBten  in  höherem  Grade  hes<£Aftigten,  als 
die  Frage  der  Ehescheidung.  Mit  viel  Leidenschaft  und  Vernunft, 

mit  viel  Fanatismus  und  UnTemunft  ist  die  Diskussion  geftthrt 

worden.    N 'ch  weit  sind  die  Geister  von  endlicher  Klärang  entfernt  

Bctra<"htpn  w'ir  zunächst  die  wesentlichsten  Argumente,  die  man  gegen 
die  EhP(?chcidurig  ms  Feld  geführt. 

Man  äugi,  daß  die  Scheidung  die  Familie  zerstöre,  welche  die  Basis 
der  GeseUschalt  sei  Auch  one  kranke,  eine  serstOrte  und  eingefipoosono 
Gemeinschaft  sei  besser  als  keine. 

Wer  der  Ansicht  ist,  daß  nicht  Heuchelei,  sondrrn  Wahrheit,  nicht 
Zwanc,  sondern  Freiheit,  nicht  Resignation,  sondern  froher  LebensTi>iit 
die  Stützen  der  Gesell^^rhaft  seien,  wird  diesem  Argument  nicht  zu- 
shiiiiiieu  können.  Daß  die  verbotenen  Früchte  am  süßesten  schmecken, 
gilt  bis  zum  zwölften  Jahr,  bei  edleren  Individuen  nicht  einmal  bis  dahin. 
Nichts  hat  mehr  das  gesellige  und  das  Familienleben  Frankreichs  vergiftet 
als  die  Ausartung  der  Ehe  zu  stummer  Resignation,  oder  was  weitaus  häufiger 
ist :  zu  Lüge  und  Betrug.  Der  Ehebruch  tritt  an  die  Stelle  der  Ehescheidung 
und  wird  von  der  öffentlichen  Meinung,  pbpn,  weil  er  nur  zu  oft  unerträgliche 
Ketten  bricht,  geduldet  und  wohlwollend  betrachtet.  Wie  viel  höher  steht 
Amerika,  das  einer  unerträglichen  Ehe  ein  rasches  Ende  zu  bereiten  erlaubt! 

Ein  anderer  Einwand  gegen  die  Ehescheidung,  der  Oberaus  häufig  ge- 
braucht wird,  nennt  diese  die  Weg^ahnerin  sur  Men  Liebe. 

Es  ist  ja  zweifelsohne  durchaus  möglich,  daß  eines  Tages  die  freie  liebe 
an  Stelle  der  Ehe  trete.  Nur  gehen  solche  Entwicklungen  mit  großer  Lang- 
samkeit vor  sich.  Einp  vollicp  T^mwandlune  allpr  {gesellschaftlichen  Einrich- 
tungen müßte  sie  vorbereiten.  Die  Frau  müßte  in  die  Lage  kommen,  sich 
ihren  Lebensunterhalt  genau  so  selbständig  zu  erwerben  wie  der  Mann,  ehe 
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dio«e  Entwicklung  an  ihr  Ziel  gelangen  könnte.  Dann  freilich,  wenn  die  Ehe 
in  keiner  Weise  mehr  zur  Versorgung  der  Frau  notwendig  ist,  wenn 
alle  ökonomischen  Konsequenzen  derselben  fallen,  wenn  sie  bloß  ihrem  wahren 
und  eigentliehen  Zweck,  dem  Glflok  und  der  Fortpflanzung  der  Gattung 
dient,  dann  mag  sie  ab  freie  Uebe  ihren  Segen  entfalten.  Heute  sind  alle 
diese  Bedingungen  noch  nidit  gegeben ;  die  freie  Liebe  kann  von  prinzipien- 
starken Menschen  gewünscht  oder  bei  Unmöglichkeit  jeder  {gesetz- 
lichen Verbindung  mit  Geduld  ertragen  werden,  sie  ist  als  Normalform 
der  Verbindung  von  Mann  und  Weib  heute  noch  ausgeschlossen. 

Das  dritte  übhche  Argument  gegen  die  Ehescheidung  besagt,  daß  sie 
für  die  Kinder  verderblich  sei;  nur  khiderlosen  Ehepaaren  sei  sie  zu  gewähren. 

Möge  es  demgegenüber  genügen  festzustellen,  daß  nichts  für  Kinder 
moralisch  verderblicher  ist,  als  den  Zwiespalt  ihrer  Eltern  mit  anzusehen. 

All  diesen  Argumenten  liegen  in  Wahrheit  die  bewußte  oder  imbewußte 
Anhänglichkeit  un  alte  Traditionen  und  der  heute  noch  mächtige  Einfluß 
der  Kirche  auf  die  Gemüter  zugrunde: 

„Ich  halte  die  Schlüssel  zum  Ehegemach.  Ich  erkenne  das  Staats- 
gesetz nicht  an  und  betrachte  als  im  Konkubinat  lebend  alle,  die 
an  der  Tür  des  Standesamtes  stehen  bleiben  und  nicht  bis  tiber  die 
Schwelle  der  Kirche  schreiten.  Ich  verheirate  fürs  Leben,  damit  ich 
Mann  und  Frau,  Kinder  und  Enkel  unter  meiner  Botmäßigkeit  behalte. 
Weise  sind  die  Ratschläge,  die  ich  den  Ehegatten  gebe.  Ich  rate  dem  Herrn 
des  Hausos,  seine  Befehle  in  verbindlicher  Weise  zu  erlassen,  seiner  Dienerin, 
mit  fieondlicher  Bfiaie  zu  gehorchen,  und  allen  beiden,  christliche  Tugend 
zu  üben.  Sind  sie  unglflcklich  durch  eigene  Schuld  oder  die  der  Ereiguisse, 
dann  rate  ich  ihnen  Resignation  auf  Erden  und  Hoffnung  auf  eine  bessere 
Welt.  Aber  das  Fleisch  ist  schwach.  Eine  unaunösliche  christliche  Ehe 
ist  nur  zu  oft,  wer  wollte  das  leugnen,  durch  den  Ehebruch  gemildert.  Wohl 
ist  derselbe  eine  Todaiinde,  aber  da  er  die  Familie  bestehen  läßt,  kann  ich  von 
ihm  lossprechen.  Die  Kirche  gestattet  übrigens  die  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  und  ist  nachsichtig  gegenüber  allen  Schwachheiten  von  KOrper 
und  Geist,  die  ans  dieser  etwas  zweifdhaften  Situation  erwachsen  mögen. 
Des  fernem  gestattet  sie  in  gewissen  Fallen  den  Reichen  gegen  gebtkhrende 
Zahlnng  die  Lösung  der  Ehe.  Auch  wenn  die  Ehe  bereits  zur  völligen  Ver- 
einuug  geführt,  auch,  wenn  aus  ihr  Kinder  entsprossen  sind.  Das  ist  nicht 
die  Ehetrennung,  das  ist  die  Nichtigkeit  der  Ehe."  Dies  ist  noch  immer  die 
Sprache  Roms. 

Doch  ist  es  gewiß  unerträglich  und  blödsinnig,  daß  Menschen  ohne 
Nutzen  für  irgend  jemand  Iddoa. 

All  denen,  die  an  kein  tröstendes  Paradies  glauben,  die  auf  Erden  schon 
froh  und  stark  leben  wollen,  die  alle  Hintertreppen  und  heuchlerischen 
Traditionen  verachten  und  im  Licht  des  Tages  ihre  neue  Gefährtin,  und  die 
Kinder,  die  aus  neuer  Verbindung  stammen,  heben  wollen,  all  denen  kann 
der  Staat  weitherzige  Gesetze  der  Ehescheidung  nicht  verweigern. 

Schon  die  französische  Revolution  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  hat 
das  Recht  auf  Ehescheidung  begründet,  die  monarchische  Restauration  auf 
Andrängen  der  Kirche  es  im  Jahre  1816  wieder  aufgehoben.  Im  Jahre  1848 
wurde  in  der  Nationalversammlung  von  Cr^mieux  der  Antrag  gestellt,  die 
freie  Ehe  wieder  einzuführen,  .^er  die  Stürme  des  Jahres  gaben  keine 
Zeit,  diesen  Antrag  zu  beraten.  Lange  bheben  die  Dinge  nunmehr,  wie  sie 
waren,  und  erst  im  Jahre  1884  beschloß  die  französische  Kammer  auf  Antrag 
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von  Alfred  Naquet  die  Wiedereinführung  der  Ehescheidung.  Wie  bei  den 
früheren  Kftmpfen,  io  wurde  aueh  diese  leiste  Kampagne  vom  Gegensatz 
Ewischen  Kirche  und  Staat  behenecht.   Die  Kirche  erblickt  belumntlieh 

in  der  Ehe  ein  Sakrament,  das  fürs  Leben  bindet,  und  betrachtet  jede  Lösung 
der  Ehe,  welche  zur  Wioderverheiralung  führen  kann,  als  dem  göttlichen 
Gesetz  widersproehend.  T>(t  französische  Staat,  aus  seiner  Hörigkeit  gegen- 
über der  Kirrhp  zu  sf4ij>.staiidigeni  Leben  erwacht,  konnte  sich  dieser  Auf- 
fassung nicht  lugea,  und  stellte  ihr  die  Betrachtung  der  i:^he  als  eines  Kon- 
traktes srnschen  beiden  Ehegatten  entgegen.  Aber  die  republikanische  Mehr» 
heit  der  Kammer  hat  diesen  Gedanken  doch  nicht  yollstAndig  TerwiikÜchU 
Sie  hat  die  Ehescheidung  auf  Antrag  eines  Ehegatten  (unter  Anführung 
freier,  vom  Richter  zu  würdigender  GrÜndo),  wie  sie  in  der  Schweiz  besteht, 
nicht  ins  französische  Gesetz  aufgenommen,  ja  nicht  einmal  die  Ehescheidung 
im'Einverstfindnis  beider  Gatten,  wie  sie  in  Belgien  besteht,  zugelassen. 

Und  gerade  diese  Lösung  der  Ehe  durch  gegenseitiges  Einverständnis 
muß  eis  die  logiscluite  und  vernünftigste  aller  Formen  erscheinen»  sie  verletit 
in  keiner  Weise  den  geschlossenen  Vertrag,  ist  der  Freiheit  beider  Gatten 
am  entsprechendsten. 

Selbst  solche  Gründl,  welche  das  eheliche  Leben  ganz  unerträglich  s^e- 
stallen,  wie  der  dauernde  Wahnsinn  eines  der  beiden  Gatten,  chronische 
Trunksucht,  Geschlechtskrankheiten,  welche  den  andern  Gatten  in  seiner 
Gesundheit  und  die  Zukunft  der  Kinder  in  ihrem  Glück  bedrohen,  wurden 
▼om  fransOsischen  Parlament  nicht  ab  SdieidungsgrOnde  xugelsssen.  Es 
machte  aus  der  Ehescheidung  vielmehr  eine  Züchtigung,  die  ab  Strafe  für 
begangene  Vergehen  vom  Richter  ausgesprochen  werden  kann  und  allen 
Unleidlichkeiten,  allen  Verschleppim£?(^n  der  Verhandlung  ausgesetzt  ist.  Nach 
geltendem  Rechte  kann  die  Ehescheidung  in  FranJcreich  nur  erfolgen,  im  Falle 

1.  der  Verurteilung  zu  Zuchthausstrafe, 

2.  bewiesenen  Ehdbruehs, 

3.  schwerer  Beleidigungen  oder  Mtfihandlungen. 

Betrachten  wir  diese  Gründe.  Der  erste  kommt  naturgemäß  nur  hOchst 
selten  in  Anwendung.  Der  zweite  (Ehebruch)  ist  oft  nur  schwer  zu  hewrisen. 
Din  Rpiirtpilnn!::'  schließlich,  ob  Beleidigung  oder  schwere  Mißhandlung 
vorliege,  ist  eine  so  wenig  scharf  umrissene,  derart  der  Willkür  des  Richters 
anheimgestellte,  daß  die  Gerichtsübung  von  einer  Stadt  zur  andern  schwankt, 
daß  in  Paris  Wahrheit  bt,  was  in  Bordeaux  ab  Irrtum  gilt.  0ie  größere 
Gewandtheit  des  Anwalts  oder  die  Laune  des  Richten  lassen  einen  brayen 
Mann  oder  eine  brave  Frau  einen  Prozeß  verlieren,  den  sie  in  Wahrheit  hfttten 
gewinnen  müssen,  sie  bleiben  den  Unleidlichkeiten  der  Verbindung  mit  ^em, 
mit  Recht  nicht  mehr  geachteten  Gatten  auch  weiterhin  preisgegeben. 

Nur  ein  Weg  steht  offen,  um  all  dem  zu  begegnen:  Die  bewußte  Emeite- 
rung  der  Ehescheidung,  zunächst  durch  Zulassung  der  Scheidung  im  Ein- 
verstftndnb  beider  Gatten,  und  weiterhin  durch  freien  Willen  und  Entschluß 
auch  nur  eines  von  beiden. 

Das  Gesetz  erkennt  die  ewigen  Gelübde  nicht  mehr  an.  Eine  Ehe,  die 
von  den  Gerichten  geg^n  den  Willen  der  Gatten  aufrecht  erhalten  wird, 
wäre  eine  andere  Form  solcher  Gelübde,  und  der  weltlich  gewordene  Staat 
kann  diesen  Anachronismus  nicht  mehr  dulden.  Die  Freiheit  der  Person 
gilt  höher  als  alle  juridischen,  religiösen  und  sozialen  Momente.  Die  fran- 
tfisbche  Revolution  hat  ja  den  großen  Grundsatz  ausgesprochen,  daß  die 
menschliche  Person  unveräußeriioh  bt. 
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Die  notwendige  Reform  der  gesetzlichen  Materie  mtißte  sich  dann  auch 
auf  die  Kompetenzen  jener  Behörden  erstrecken,  w-  lche  zum  Ausspruch 
der  Ehescheidung  berufen  sind.  Die  Rechtsprechung  der  Gerichte  hat  sich 
dai  Eigenhdtan  der  in  Frage  etdienden  Probleme  durchaus  nicht  gewachsea 
geieigl;  eine  durchgreifende  Änderung  erscheint  gebolra. 

Bei  jeder  Ehe  sind  eigentlich  swei  Gesichtspunkte  zu  unterscheiden. 
Sie  ist  zunächst  eine  Vereinigung  natürlichen  Rechtes  und  freier  Willens- 
äußerung, endbar  nach  dem  Willen  der  Bf^toiHj^ten.  Sie  ist  zweitens  eine 
ökonomische  Gemeinschaft,  bei  der,  im  Falle  Rmder  aus  ihr  entsprießea, 
auch  die  Interessen  Dritter  in  Frage  kommen. 

Alle  diese  materiellen  Interessen  sollten  auch  weiter  dem  Urteil  der  Ge- 
richte überlassen  bleiben,  ebenso  (in  letzter  Instans)  die  Entscheidung  der 
F^ge>  welchem  der  beiden  Ehegatten  die  Aufsicht  der  Kinder  zu  überant- 
worten sei.  All  dies  sind  Fragen  der  Rechtspflege  in  Streitsachen,  die  durch« 
aus  in  den  Rahmen  anderer  rechtlicher  Gegensätze  fallen.  Ganz  anders  ist 
es  mit  dem  Ausspruch  der  Ehescheidung  selbst,  die  heute  zur  wahren  Qual 
für  die  Beteiligten  wird  ob  der  Skandale,  die  sie  aufrollt,  und  der  Langwierig- 
keit der  Prozedur,  während  doch  eine  stille,  einfache,  rasche  und  wenig  kost- 
spielige Trennung  der  Nichtzusammengehörigen  im  Interesse  sowohl  dw 
Gesellschaft  wie  ihrer  selbst  läge.  Die  Einführung  von  Schiedsgerichten 
würde  diese  Schwierigkeiten  Iflsen  kOnnm.  So  yfie  in  der  Zeit  der  RevoluticMi 
von  1792  bis  1803  Familien£^erir'hfe  mit  diesen  Sachen  betraut  waren, 
so  sollten  nunmehr  zwei  ernannte  Schiedsrichter,  oder  im  Falle  der 
Nichtübereinstimmung  beider  Ehegatten,  drei  Schiedsrichter  damit  be- 
traut werden,  die  Ehescheidung  zur  Kenntnis  zu  nehmen  r^p.  auszu- 
sprechen. Nach  Ablauf  der  gesetzlichen  Fristen,  die  für  die  Ehescheidung 
im  Falle  der  Übereinstimmung  beider  Gatten  höchstens  ein  Jahr  und  für  die 
bloß  von  einem  der  beiden  Gatten  beantragte  drei  Jahre  ausmachen  würd^, 
hätte  das  Schiedslribunal  seine  Entscheidung  zu  ein^^r  df^finitiven  zu  gestalten. 
Eben  diese  Schiedsgerichte  würden  auch  Eh^schpidungsfragen,  in  denen  selbe 
auf  Grund  eines  bestimmten  Klaggrundes  gefordert  wird,  in  rascher  und  ein- 
facher Prozedur  zu  erledigen  haben,  desgleichen  die  Frage,  welcher  der  beiden 
Ehegatten  die  Obhut  der  Kinder  erhalten  soll;  diese  letztere  jedoch  in  Er- 
mOg^chung  eines  Rekurses  an  die  ordentlichen  (Berichte.  Diese  Reform  würde 
den  Aktenwust  und  die  Ablagerung  von  allen  Unfläti^^eitai,  welche  die 
Gerichtsverhandlungen  heute  mit  sich  bringen,  beseitigen,  unendlich  viele 
Arbeit  und  Kosten  ersparen .  Den  Gerichten  selbst  bliebe  nuv  dm  Urteils- 
fällung im  Falle  von  Rekursen  vorbehalten.  Mag  diese  Moditikation  des 
geltenden  Rechtes,  die  so  viele  Interessen  der  Advokaten  und  anderer 
verletzt,  auch  derzeit  wenig  Chance  auf  Erfüllung  haben,  es  war  geboten, 
sie  als  letztes  erstrebenswertes  Ziel  zu  signalisieren. 

Für  die  G^^wart  muß  vor  allem  gefordert  werden,  daß  die  Eheschei- 
dungsprozesse in  nicht  öfTentUcher  Sitzung  verhandelt  werden  und  so  auf- 
hören, öffentHche  Skandale  zu  sein. 

Schon  heute  ist  in  Frankreich  die  Entwicklungstendenz  zu  liberalerer 
Entfaltung  der  Ehescheidungsgesetzgebung  unverkennbar.  Zwei  Erfolge  der 
Agitation  in  allerletzter  Zeit  beweisen  das.  Zun&chst  die  Beseitigung  jener 
B^immung,  welche  im  Falle  der  Scheidung  wegen  Ehebruchs  die  Verheiratung 
des  schuldigen  Ehegatten  mit  seinem  Mitschuldigen  untersagt. 

Indem  die  Kammer  und  der  Senat  in  mutiger  Weise  diese  Bestimmung, 
die  nur  den  Motiven  der  Rachsucht  dienen  kann,  beseitigten,  haben  sie  viel 
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zweckloses  Unglück  aus  der  Welt  geschafft,  vielen  Menschen  ein  neues,  ge« 
sichertes  Heim  gegeben. 

BVeilieh  war  aueh  diete  T^lreform  keine  vollstindige.  Um  dies  zu  sein» 
hatte  sie  die  Legitinuerangder  aus  dem  ungesetsIiGfaen  VeriiAltnis  entsprossenen 
Kinder  ansspreehen  mOssen ,  denn  diese  Kinder,  unschuldig  au  allen  begangenen 
Vorgehungen,  diese  Kinder,  deren  Geburt  ja  außerhalb  ihres  eigenen  V^Hlens 
liegt,  bleihrn  so  vom  Gesetz  verstoßene  Parias,  wenngleich  ihre  Eltern  in  die 
Gesetzlichiceit  zurückkehren.  Der  Senat  glaubte,  solche  Legitimationen 
bloß  in  zwei  Fällen  autorisieren  zu  dürfen:  wenn  entweder  der  gesetzliche 
Vater  selbst  erklärt  bat,  daß  das  Kind  mcbt  von  ihm  stamme,  oder  aber, 
wenn  300  Tage  nach  der  Trennung  von  Tisdi  und  Bett  bd  Geburt  des  Kindes 
▼erstrichen  waren.  Diese  Gründe  sind  offenbar  zu  en^endg.  Es  entspricht 
fliMchan^  der  Natur  der  Sache,  daß  nach  Gründung  einerneuen,  gesolzlichen 
Familie  alle  Kinder,  die  aus  dieser  Verbindung  entsprossen,  auch  tatsäch- 
lich in  dieselbe  voll  und  ganz  eintreten. 

Ein  zweiter  wichtiger  Fortschritt  ist  das  kürzlich  angenommene  Gesetz, 
das  die  Trennung  von  lisch  und  Bett  nach  drei  Jahren  auf  Verlangen  eines 
der  beiden  Gatten,  ohne  daß  ein  Widerspruch  möglich  wäre,  zur  völligen 
Eh^heidung  werden  läßt.  Die  Diskussion,  die  sich  vor  Annahme  des  Ge- 
setzes im  Senat  entspann,  gab  einen  Vorgeschmack  davon,  wie  schwere 
Widerstände  bei  den  nächsten  Schritten  am  Wege  zu  überwinden  sein  werden. 
Noch  bestehen  die  lächerlichen  Paragraphen  des  Strafgesetzes  in  Beziehung 
auf  Bbebrueh,  nodi  jener  fiirohtbare  Paragraph,  welehor  d»  T<Mvng  des 
schuldigen  Gatten,  wenn  auf  frisclier  Tat  ertappt,  gestattet.  Noch  ist  die 
Eheschließung  selbst  von  viel  zu  viel  Förmlichkeiten  abhtogig,  und  wenn, 
auch  das  auf  Antrag  des  Abbe  Lemire  jüngst  angenommene  Gesetz  die  Zu- 
stimmung der  Eltern  für  Ehewerber  über  21  Jahre  nicht  mehr  notwendig 
erseheinen  lößt,  so  sind  doch  noch  viel  zu  viel  Erkläj'ungen,  Zertifikate  und 
Schreibereien  bis  zum  erreichten  Alter  von  30  Jahren  notwendig.  Hinderung 
bei  Schließung  der  Ehe,  Hinderung  bei  ihrer  Losung:  nichts  fOnlert  mehr  die 
Sache  der  freien  Lid>e,  wfihrend  man  doch  die  Ehe  fördern  will  und  sie 
fördern  sollte,  indem  man  sie  von  aller  unnatürlichen  Härte  befreit. 

Binnen  kurzem  \\ird  im  Parlament  der  Anlrac^  Viollette  zur  Verhand- 
lung gelangen,  welcher  sich  mit  der  Scheidung  im  Einverständnis  beider 
Ehegatten  befaßt;  ein  sehr  gemäßigter  Gesetzesvorschlag,  da  er  eine  Frist 
Ton  zwei  Jahren  bis  zum  Ausspruch  definitiver  Entscheidung  vorsieht*  Trots- 
dem  ist  es  gewiß,  daß  die  reaktionftren  Parteien  alles  tun  werden,  um  die 
Debatte  in  der  Kammer,  und  vor  allem  im  Senate  stürmisch  und  schwierig 
XU  gestalten. 

Die  Ehescheidimcr  '^^  ilirer  liberalsten  Form  ist  ein  integrierender  Re- 
standt'^i!  ji  nrs  Komplexes  von  Freiheiten,  die  uns  die  Zukunft  bescheren 
muü  und  wird.  Sie  gibt  dem  einzelnen  seine  persönliche  Unabhängigkeit 
und  der  Gesellschaft  als  Basis  neue  Verbfinde,  voll  von  gesunder  Energie, 
an  Stelle  krankhafter  Verwachsungen.  Sie  befreit  die  bürgerliche  Gesell- 
schaft von  den  letzton  Fesseln,  die  ihre  alte  Feindin,  die  Kirche,  Verbündete 
alles  Rückschritts,  ihr  noch  auferlegt;  sie  {jf^hnrt  tu  den  machtvollsten  Fak- 
toren <ler  irtoralischen  und  geistigen  Befreiung  der  l-'ian.  Alle  die,  welche 
der  Gesellschaft  gesunde  Entwicklung  und  ihren  Gliedern  Stärke,  Glück  und 
Freiheit  sichern,  welche  Wahrheit  an  Stelle  von  Heuchelei  setzen  wollen, 
müssen  für  Fortbildung  der  Ehescheidungsgesetse  eintreten. 
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ON  der  Mutterschutzbewegung  sprechen  heißt  von  einem  schweren 
Kampf  ersfihlen,  der  in  den  letzten  Jahren  m  Denteohland  heftige 
Fehden  in  der  Öffentlichkeit  her70irief,  sich  ab  Prüfstein  für  die 
gesamte  Gcislesrichtung  von  Menschen  erwies  und  insbesondere  • 
innerhalb  der  deutschen  Frauenbewegung  finp  tiefgehende,  zunächst  noch 
unüberbrückbar  scheinende  Spaltung  schuf.  Gibt  es  denn  Menschen,  die 
nicht  für  Multerschutz  sind,  die  es  für  richtig  halten,  daß  die  Quelle  der 
Zukunft,  des  kostbarsten  Staatsgutes,  desMensohenlebens,  preisgeg^en  wird? 
Wie  groß  die  Zahl  der  Gedankenlosen  und  der  antisorial  Empfindenden  ist, 
beweist  das  tagtfig^ch  in  Kulturlfindem  sich  darbietende  beschämende  Schau- 
spiel von  Frauen,  die  beladen  mit  der  dreifachen  Bürde  von  Arbeit,  Elend 
und  Mutterschaft  zusammenbrechen,  von  Müttern,  die  mit  ihren  Kindprn 
der  Verzweiflung  anheimfallen,  von  einer  industriellen  Frauenarbeit,  die 
einem  großen,  finsteren  Würgengel  gleich.  Tausende  und  Abertausende 
keimender  Leben  vernichtet,  Ton  mangehider  Wöchnerinnen-  und  Säuglings- 
fOrsorge,  die  dem  Tod  reiche  Beute  unter  Müttern  und  Kindern  bereitet. 
Im  Leben  hat  die  Mutterschaft,  deren  „Heiligkeit"  Dichter  und  bildende 
Künste  verherrhchen,  offenbar  nur  dort  Anrecht  auf  Ehrfurcht,  wo  Ver- 
mögen und  Legitimität  dem  Spießbürger  solche  Ehrfurcht  gebieten. 

Die  abäuiui  reaktionären  Elemente  sind  aber  nicht  die  wirkhchen  Schäd- 
Uuge  gegenüber  der  Muttarsohutihewegung,  denn  ihre  aus  ihrer  ganzen  Welt« 
anschauung  leicht  erUirtiche  Gegnerschaft  jeder  Aufklfirung  und  geistigen 
Freiheit  beraubt  sie  des  Einflusses  auf  liberalere  Kreise. 

Ihren  eigentlichen  schweren  Kampf  führt  die  im  Deutschen  Bund  für 
Muttorschutz  verkörperte  Freiheitsbewej,^ng  gegen  eine  bcsondero  Art  Libi^- 
raler,  gegen  Meiisciien,  die  auf  manchem  Gehjot  im:^\vpifelhaft  eiu  ^^tarkes 
soziales  Gelülii  besitzen,  die  vielfach  in  bezug  auf  Bildung,  Puhtik  und  Re- 
ligion fortschrittlich  denken,  dnzig  auf  dem  Gebiete  des  äxuallebens  jedoch 
sich  von  den  konventionellen  Moralbegriffen,  unter  denen  sie  aufwuchsen, 
nicht  frei  sn  machen  vermögen,  obgleich  sie  selbst  vermeuien  vflUig  vorur- 
teilslos zu  sein. 

Das  Wort  Mutterschutz  umfaßt  einen  großen  Komplex  von  Fragen ,  es 
ist  in  unserem  Sinne  gleichbedeutend  mit  „Sexualreform**,  ohne  die  ein  wirk- 
licher Mutterschutz  imdenkbar  ist,  denn  Wohlfahrtsbcstrebungen  imd  selbst 
▼ertiesserte  sodale  FOrsorge  fflr  Mtttter  und  Kinder  erfassen  nur  die  Sym- 
ptome, nicht  aber  die  Ursachen  der  wirtschaftlichen  und  seelischen  Nöte. 
Weitgehende  ökonomische  Umgestaltungen  und  eine  völlige  Umwertung  auf 
dem  Gebiete  der  Geschlechtsmoral  sind  erforderlich,  um  auch  nur  den  ei-<;ten 
Salz  der  Stntuti  n  des  Bundes  für  Mutt*  rsrhutz  zu  verwirklichen,  der  seine 
Aufgabe  darm  sucht,  „die  Stellung  der  irrau  als  Mutter  in  rechtlicher,  wirt- 
schaftlicher und  sosialer  Hinsieht  zu  verbessern,  insbesondere  unverheiratete 
Mfttter  und  deren  Kinder  vor  wirtschaftlicher  und  sittlicher  Gefährdung 
zu  bewahren,  die  herrschenden  Vorurteile  gegen  sie  zu  beseitigen  sowie  über- 
haupt eine  Gesundung  der  pexnellen  Beziehungen  anzubahnen".  Die  Mutter- 
schutzbewegung entspringt  der  Erkenntnis  von  den  Scliäden,  Niedrigkeiten 
und  Lügen,  die  das  Geschlechtsleben  innerhalb  und  außerhalb  der  Ehe  durch- 
setzen. Auch  innerhalb  der  Ehe  hat  die  Mutterschaft  nicht  die  ihrer  hohen 
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Bedeutung  zukommende  Achtung  gefunden.  Kein  Gesetz  schützt  die  ehe- 
liche Mutt<^r  vor  Überarbeitung  und  Ausbeutung,  keines  vor  Mißhandlung 
durch  einen  unwürdigen  Ehemann.  Sie  darf  die  Kinder  mit  Schmerzen 
gebären,  aber  den  größeren  Anteil  an  den  EUerurechten  hat  der  Mann.  Kein 
GoBetz  schiltst  die  leidende,  scbwfichliohe,  ffir  die  schon  vorhandenen  Kinder 
nnersetdiche  Mutter  vor  dem  Zusammenbrueh  durch  die  ihr  wider  den  eigenen 
Willen  immer  aufs  neue  auferlegten  Beschwerden  und  Gefahren  der 
Mullerschaft.  Im  Gegenteil!  Der  für  j^^d^n  ethisch  Empfindenden  unsitt- 
liche Begriff  der  ,  ehelichen  PiHcht"  zwingt  die  Widerstrebende  zu  uner- 
wünschter Empfängnis,  und  der  harte  §  218  bedroht  sie  mit  Zuchthaus* 
strafe,  wenn  sie  sei  es  selbst  aus  Furcht  vor  Ökonomischem  und  physischem 
Untergang  oder  in  der  Angst,  minderwertige  Kinder  zu  gebären,  freivdUig  ihre 
Schwangerschaft  unterbricht.  Daneben  aber  gestattet  der  Staat,  durch  die 
schon  eingangs  erwähnte  Induslriearbeit,  insbesondere  in  bestimmten  Pro- 
duktionszweigen (Tfil)ak  und  Bleiarbeit,  Hutmacherei,  Druckerei  usw.),  einen 
wahren  Massenmord  am  keimenden  Leben.  Die  Schwierigkeiten  in  der  Ehe- 
scheidung verurteilen  laufende  und  Abertausende  zu  einem  qualvollen, 
wOrdekMen  EheM>en,  fast  undurehfohrbar  ist  der  Kampf  sur  Wiedererlangung 
der  Freiheit  f  flr  die  völlig  mittellose  Dulderin !  Drohungen  und  MiiShandlungen 
seitens  des  Mannes  sind  noch  kein  Grund,  einer  Frau  polizeilichen  Schutz  zu 
gevfibren.  Ich  kenne  Unglückhehr,  die  jahrelang  in  Entsetzen  und  Furcht 
vor  blutiger  Gewalttat  das  enge  LaL^er  des  Proletarierheims  mit  ili  lu  rohen 
Ehemannc  teilen  müssen.  Erst  weim  eine  düstere  Familientragödie  ihren 
Abschluß  fmdet,  schreiten  die  Behörden  ein.  Hingegen  schützt  all  die  gesetz- 
liohe  Strenge  zur  Aufrechterfaaltung  der  Ehe  die  Frau  und  Mutter  niohi 
in  wirksamer  Weise  vor  dem  Verlassenwerden,  wenn  der  arbeitsunwillige 
Gatte  sich  seiner  Unterhaltungspflicht  entziehen  will,  zählt  man  doch  in  Berlin 
allein  an  30  000  eheverlassene  Frauen !  Während  die  erschwerte  Ehelösung 
noch  ganz  von  der  Ansicht  beherrscht  erscheint,  daß  Ehen  im  Himmel  ge- 
schlossen werden,  und  der  Mensch  nicht  lösen  dürfe,  was  Gott  zusammen- 
gefügt hat,  stOrt  es  den  Staat  durchaus  nicht,  anl&ßfich  der  EhesehHefiung 
gottliche  Fttgungen  zu  durohkreuien,  bei  gansen  Berufskategorien,  Offiiiereii, 
Unteroffizieren,  Beamten,  dme  staatliche  Erlaubnis  zu  den  Dispositionen 
(los  lieben  Gottes  zu  bedingen,  und  er  macht  die  Bewilligung  abhSncn?  von 
Kaution,  Stand,  Konfession,  Beruf.  Familie,  sowie  der  ,,Unbescholteiiiirir' 
der  Braut,  zugleich  verurteilt  er,  wo  es  ihm  passend  erscheint,  andere  Berufs- 
klassen, wie  z.  B.  die  gesamten  staatlich  angestellten  Lehrerinnen,  sofern 
sie  nicht  ihre  Stelle  einbOfien  wollen,  zum  Zölibat.  Diese  MißstAnde  inner- 
halb der  Ehe  hfingen  aufs  engste  zusammen  mit  den  andern  Problemen  des 
Sexuallebens,  dessen  ^ßerer  Teil  sich  übrigens  außerhalb  der  Ehe  abspielt. 
Die  Zustände  sind  zu  allbekannt,  um  nn  dieser  Stellf^  einer  ausführlichen 
Erörterung  zu  bedürfen.  Jeder  weiß,  daß  man  sich  in  all  unseren  monogamen 
Staaten  mit  dem  Auskunftsmittel  beholfen  hat,  die  Frauen  in  zwei  große 
Kategorien  einzuteilen,  in  „Reine",  die  fOr  die  Tugenden  der  ehelichen  Gstttm 
imd  der  legitimen  Fortpflanzung  bestimmt  sind,  und  in  „Unreine**,  die  dem 
Manne  für  die  Freuden  und  BedOrfnisse  des  aufierehelichen  Geschlecht»- 
verkehrt  dienen  dürfen. 

Erst  ganz  allmählich  im  Laufe  der  Jahrhunderte  wurde  den  aus  den 
letztgenannten  Beziehungen  geborenen,  unerwünschten  Kindern  eine  auch 
heute  noch  bei  weitem  nicht  ausreichende  Fürsorge  zugebilUgt,  bei  der  wir  es 
wenigstens  als  einen  prinzipiellen  Fortschritt  ansehen  können,  daB  in  ger^ 
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manisrhon  I.nndfrn  der  uneheliche  Erzeuger  überhaupt  zur  Haftung  horan- 
gezogen  wird.  Jeder  weiß,  wie  die  Wirklichkeit  aussieht,  daß  die  uralte  Ein- 
richtung der  Prostitution  heute  in  unserer  Zeit  geringerer  Seßhaftigkeit, 
allgemeiner  Wehrpflicht,  steigender  industrieller  und  städtischer  Bevölkerung, 
▼eriftngerter  Studien  und  Auabildungszeit  in  fast  allen  Berufen»  erhöhten 
Ansprüchen  in  allen  Kreisen  bei  schwerem  Lebenskampf,  von  allen  Schichtm 
der  männlichen  Bevölkerung  in  ausgedehntem  Maße  benutzt  wird.  Unsere 
Spezialärzte  haben  uns  erschreckende  Zahlen  von  d^r  Durchseuchung  unserer 
Kulturvölker  geliefert,  wir  wissen,  welche  Krankheiten  auch  der  Ehe  frau 
als  Morgengabe,  auch  den  im  Ehe  bett  gezeugten  Kindern  als  Erbteil  be- 
schert iroiden.  In  groBen  und  kleintti  StSdten  besteht  die  Prostitutions* 
frage,  Konferensen  finden  Ckber  Reglementierung^  Kasemiening,  Sanierung 
statt,  ein  nationaler  und  internationaler  Mariit  ffir  den  Handel  mit  weißen 
Sklavinnen  nährt  ein  Heer  schmutzii^^'^r  Existenzen.  Daneben  lehrt  jeder  Blick 
in  die  Tagesgeschichte,  was  an  Irrtümern,  Qualen  und  Liebestra^^dien  die 
Welt  erfüllt.  All  dies  muß  als  eine  Gesamtheit  betrachtet  werden,  sucht  man 
Heilung  gegen  die  Wunden  am  Gesellschaftskörper,  ohne  deren  Beseitigung 
es  keine  Gründung  von  Ehe,  Mutterschaft,  Liebe,  Fortpflan£ung  gibt.  Die 
bisherige  Ehefonn  und  die  Scheinheiligkeit  der  alten  Moral  hat  das  Ent» 
Stahea  dkeer  Zustände  nicht  verbindert.  Unter  ihrer  Herrschaft  ist  dies  alles 
geworden.  Ich  denke,  die  Unfähigkeit  des  bisherigen  Systems,  das  Geschlechta- 
nn d  Liehesieben  der  Menschen  auf  würdige,  gesunde  Art  zu  regeln,  ist  durch 
die  Verhältnisse,  4ie  uns  umgeben,  bewiesen*).  Bei  den  Männern  herrscht  im 
allgemeinen  ein  Hefstand  der  AuffsMung  sexueUw  Dinge,  eine  Trennung 
svi^Behen  Seele  und  Sinnenleben,  die  Gewohnheit,  ihr  Serzua lieben  als  ein 
Ding,  ihr  Liebesleben  als  ein  anderes  anxusehen,  während  jedes  ver- 
feinerte Empfinden  verlangt,  daß  diese  zwei  Dinge  sich  decken  sollnn. 
Von  den  Frauen  gelangt  ein  Bruchteil  zu  befriodi elender  Ehe,  aber  fast 
durchweg,  nachdem  der  Mann  ein  vorehehches  Geschloi  htsleben  geführt  hat, 
so  daß  selbst  die  guten  Ehen  keineswegs  ein  Beweis  für  die  Lösung  des  Pro- 
blems im  Sinne  der  olfisiell  geforderten  onzig  „sittlichen**  Legitimität  dar- 
stallen, denn  sie  ruhen  mit  verschwindend  geringen  Ausnahmen  auf  der 
Voraussetzung  Torang^angener  illegitimer  Beziehungen,  zu  denen  doch  auch 
Frauen  nötig  waren.  Das  Los  der  übrigen  Frauen  ist  die  unbefriedigende 
Ehe,  das  Martyrium  der  illegitimen  Mutterschaft,  das  menschenunwürdige 
Dasein  der  Prostituierten,  die  Seelenqual  der  Askese,  des  lebenslängUchen 
Veniohtes  auf  Liebe  und  Mutterglück,  oder  schließlich  jenes  heimliche,  dem 
Herkommen  und  der  Konyention  abgestohlene  liebeslehen,  in  dem  heute 
noch  die  Gd>urt  eines  Kindes  den  Ruin  bedeutet,  die  Frau  auch  jede  Er- 
niedrigung seitens  eines  etwa  undankbaren  oder  selbstsüchtigen  Geliebten  hin- 
nehmen muß,  weil  von  seiner  Diskretion  ihre  ,,Ehre"  abhängt.  Wir  spbcn  rinen 


*)  In  wie  geringem  Umlange  die  heutige  Ehe  tatsächlich  das  men&chhche 
OeschMitsleben  regelt,  befroisen  folgende  Zahlen:  Im  Jahre  1900  waren  im 
Deutschen  Rrirhe  ledig 

If&nner  zwischen  18  und  30  Jahren  4417  619  =  43,7  ^/o  der  Gesamtheit, 
„  „       i$  und  Sa  6S68m  «  76,S%  „  „ 

Frauen      „      18  und  25     „    2  850  5'i8  =  44,8«'o  „  „ 
„  M      18  und  40      ,»    5183334  a  79,40/0  „  „ 

Es  ergibt  sich  hitraus  die  Tatsache,  dafi  in  Deutschland  Uber  12  IkGllionen  ge- 
schlecnLsreife  PtTsonen  von  einem  nach  dem  Momllcodex  als  sitllirh  anerkannten 
Geschlechtsverkehr  ausgeschlossen  sind;  davon  stehen  nahezu  2V8  Mühonen  Frauen 
im  Alter  von  25'>40  Jahren  und  etwa  4  Millkmen  Männer  im  Aller  ipon  25— SO. 
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Teil  der  Frauen  herabgewürdigt  zu  unablässiger  Preisgabe  für  Geld,  einen  andern 
großen  Teil  verurteilt  zur  Verkümmeninc^  seinnr  stärksten  T.rbrnsinstinkte. 
Wir  sehen  Mütter  des  Volkes,  die  keine  iiettuug  vor  dem  Übermaß  sich 
alljährlich  wiederholender  Geburten  finden,  während  Milhonen  Unverehe- 
lichte den  80  viel  bespöttelten  imd  dennoch  tragisch  wahren  „Schrei  nach 
dem  Kinde'*  ersticken  sollen.  Da  siechen  die  einen  dahin  an  fortwährendem 
Gewähren-müssen,  die  andern  venehren  sieh  In  ewigem  Versagen.  Nicht  nur 
die  gr<"ifbare  Not,  auch  das  nur  von  der  geistigen  Finsternis  lebende  Phnntom 
der  Schande  zerstört  unausgesetzt  srP'^undes,  keimendes  Leben.  junge, 
blühende  Geschöpfe  gehen  in  den  Tod,  weil  das  herrhche  Naturvsunder  einer 
neuen  Menschwerdung,  das  sich  in  ihnen  vollzieht,  sie  verfehmt!  Mit  und 
ohne  staatfiche  Duldung  greifen  die  yerschiedenartigsten  Laster  und  Per- 
versit&ten  um  sich,  zwei  Menschen  aber,  die  sich  ohne  Trauschein  in  liehe 
finden,  begehen  eine  gesellschaftUch  geächtete  Tat,  für  die  sie  selbst  zwar 
nicht  gesetzlich  bestraft  werden  können,  wohl  aber  der  Wirt,  der  dip  Wohnung 
vermietet,  die  Eltern,  die  solche  Unzucht"  in  ihren  Räumen  gestatten 
(Kuppeleipai  agraph).  Man  spricht  immer  von  der  Monogamie,  die  durch  keine 
Reform  »tSemt^M**  werden  darf,  und  doch  ist  festgestdii»  dafi  die  Kunden 
der  teureren  Prostituierten  yorwiegend  verheiratete  Mfinner  sind.  Emai- 
genommene,  nach  auBen  anerkannte  Liebes  Verbindungen  diskreditieren  auch 
den  Mann,  aber  das  verantwortungsloseste  Junggesellentreiben  wird  milde 
lächelnd  ignoriert.  Es  untergräbt  die  Karriere  eines  Mannes,  wenn  er  die  Mutter 
seines  unehelichen  Kindes  heiratet,  der  Lebemann  aber  hat  die  besten  Chancen. 
Man  spricht  immerfort  davon,  wie  sehr  durch  die  Segnungen  unserer  Fa- 
milieninstiiution  fflr  die  Kinder  gesorgt  ist,  aber  die  180000  unehelich  ge- 
borenen, die  in  Deutschland  alljährüoh  lur  Welt  kommen,  sind  noch  immer, 
aller  Sozialreform  zum  Trotz,  so  ungenügend  versorgt,  daß  ein  Drittel  im  ersten 
Lebensjahre  stirbt,  von  den  Überlebenden  ein  großer  Teil  dem  Verbrechertum 
anheimfällt.  Christliche  Nächstenliebe  übt  noch  immer  die  Anprangenmg 
„Gefallener verschüeßt  ihneo  die  Türen  zu  rettender  Zuflucht,  oft  genug 
zu  ehrlichem  Erwerb,  verweigert  unschuldigen  Kindern  die  Aufiaahme  in 
Heimen  und  Asylen.  Aber  wenn  all  dies  bis  heute  möglich  war,  so  darf  und 
kann  es  in  Zukunft  nicht  weiter  bestehen,  weil  sich  in  unserer  Zeit  eine  mächtige 
Wnndlrmc  vollzogen  hat,  der  zuf«  !!:*  Frau  t  ino  andere  geworden  ist.  Sie 
wird  sich  aus  eigener  Krfift  aus  all  den  Extrt  inen,  zu  denen  bisher  pjn  so 
großer  Teil  der  Frauen  hrsLimmt  war,  befreien  und  aufhören,  Luxusartikel 
oder  hilflose  Schulzbudüiftige,  abseits  von  der  GesellächafL  stehende  Hetäre 
oder  in  ihrem  stirlnten  Empfinden  verkttmmerte,  geschlechtslose  „alte 
Jungfer",  willenloses  GNesohlechtswerkieug  oder  getagstigte  Sklavin  einer 
unwahren  und  falschen  Moral  zu  sein.  Millionen  von  Frauen  sind  wirtschaftlich 
und  geistig  selbständig  geworden.  Ihnen  frepenüber  werden  sich  die  Zustände 
der  alten  Moral  nicht  auf  die  Dauer  aufrecht  erhalten  lassen.  Und  so  ist 
denn  die  Mutterschutzbewegung  in  ihrem  innersten  Kern  ein  Produkt  der 
Frauenbewegung,  mögen  dies  auch  kurzsichtige  Führerinnen,  selbst  inner- 
halb der  FMucnabewegung,  noch  so  sehr  wegleugnen  wollen.  Freilteh  ist 
sie  das  Produkt  einer  Frauenbewegung,  die  als  ihre  treibende  Kraft  nicht 
eine  einseitige  Gehimkultur  ansieht,  die  sich  bewußt  ist,  daß  nicht 
trockene  Gelehrsamkeit,  sondern  das  Durchdrinp'en  und  Erfassen  des 
ganzen  T^pbens  mit  all  seinen  Problemen  die  /Vuteihiahme  der  Frauen  an 
der  Kultur  bedeutet,  daß  die  geistige,  wirtschaflüche  und  politische  Be- 
freiung der  Frau  nicht  das  2Siel  an  s i e h  darstellt,  sondern  die  notwendige 
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Voraussetzung,  damit  auf  Umwegen  und  Irrtümern,  die  keiner  Be« 
wegung  erspart  bleiben,  vervollkommnetere  Beziehungen  zwischen  Mann  und 
Weib,  eine  neue  Grundlage  für  Rassenaualese  und  Veredlung,  geschaffen 
werden. 

Und  wenn  wir  heute  ab  »ordnnng^störend**  angegriffen  werden,  so  winen 
wir,  daß  jeder  ForladiriU  einmal  damit  anfing,  eine  bestehende  Ordnung  su 

stören,  um  eine  neue  an  die  Stelle  zu  bringen.  Wir  crapfinden  aber  auch  ferner, 
daß  wir  durch  ein  Rütteln  nn  den  heutigen  Zuständen  par  keine  Ordnung, 
sondern  nur  eine  Scheinordnuug  stören,  die  in  Wirkliclik»  it  dio  schlimmste 
Unordnung  birgt.  Erst  unter  der  Herrschaft  einer  neuen  Elkik  können 
Mutter  und  Kind  ananamslos  die  gebfilirende  Aditung  finden.  Erst  die 
Anslöfichung  jedes  Unterscliiedea,  zwischen  legitimen  und  iUegitimen  Kin- 
dern, die  Einsetzung  der  letzteren  in  alle  gesetzlichen  Rechte  der  eheUohen 
Kinder  wird  die  ungünstigen  Resultate  sch^^^nden  lassen,  die  auch  zum 
Schaden  der  Gesellschaft  bislang  mit  den  Unehelichen  erzielt  werden.  Jedes 
Kind,  das  geboren  wird,  hat  das  gleiche  Anrecht  auf  die  Mutterbrust,  auf 
Mutterliebe  und  Fürsorge,  auf  die  so  weit  als  irgend  mögUch  durchgeführte 
Versorgung  seitens  des  Vaters,  auf  Staatshilfe  und  Staatsschuts,  wo  Mangel 
und  Not  das  Mindestmaß  su  gedeihlicher  Entwicklung  nicht  gewähren.  Und 
jede  Frau,  die  dem  Staate  ein  Kind  schenkt,  hat  Anspruch  auf  Schutz,  Hilfe, 
Achtung,  sofern  nirht  ihr  Charakter  in  allcemrinfr  Rpziehunp  sio  verächtlich 
macht;  dies  hat  a})i'r  nni  der  gesetzlidieu  Saiiktinnieiung  ihrer  Lit  liesLit  zit  lnm- 
gen  oder  dem  Mangel  solcher  Formalitäten  nichts  zu  tun.  Eä  gibt  meines 
Erachtens  keinen  anderen  wirklich  aussiehtareioheren  Weg  zur  Goreehtig- 
keit.  Das  Schlagwort  von  der  M^dchm  Moral  für  Mann  und  Frau*' 
wird,  wenn  es  darauf  basiert  sein  soll,  dafi  man  fortab  auch  vom 
Manne  Enthaltsamkeit  von  allem,  was  sich  nicht  in  l'\?itimer 
Ehe  abspielt,  verlangt,  also  im  wesentüchen  fordert,  jeder  Mann  beschr  mkc 
sein  gesamtes  Liebesleben  auf  eine  einzige,  seine  Ehefrau, 
keine  Verwirklichung  in  der  Praxis  finden.  Es  wird  ui^höri  verhallen, 
und  die  doppelte  Moral  wird  weiter  bestehen.  Niemals  werden 
68  sich  die  Männer  gefallen  lassMi,  ihre  Ehre  und  ihre  Qualifikation  su  Ämtern, 
die  „Unbescholtenheit"  verlangen,  davon  abhängig  machen  zu  lassen,  ob  sie 
dauernd  sexuelle  Abstinenz  geübt  haben  oder  nicht.  So  wird  es  sich  weiterhin 
abspielen,  daß  der  Schuldirektor  und  der  Unterrichtsimnisler,  der  Post- 
direkior,  der  Professor  an  der  Hebammeuschule,  die  männlichen  Inhaber 
der  beseheidenBten  wie  dar  hflchsteo  Ämter  im  Staate,  ihr  privatea  laehesleben 
ikachGatdfinken  regeln  können,  wflhrend  die  Frau,  auch  die  sonst  besteund  vor- 
nehmste, wenn  sie  ohne  Trauschein  Mutter  wurde,  als  unwürdig  erklärt  wird, 
eine  Stellung  als  Lehrerin  auszufüllen,  als  Tclephonistin  zu  amtieren  oder 
selbst  als  Hebamme  ihren  Geschlechtsgenossinnen  in  schwerer  Stunde  bei- 
zustehen*). Den  ebenso  billigen  als  unsinnige n  Vorwurf,  der  Bund  für  Mutter- 
schutz stehe  auf  dem  Boden  „gleicher  Unmoral'  Lei  Mami  und  Frau,  braucht 
eine  Vereinigung  mit  so  enisten  Tendenzen,  die  so  yiele  Träger  erster  wissen- 
schaftlicher, künstlerischer  oder  auf  socialem  Gebiete  bekannter  Namen  von 
Männern  und  Frauen  angehören,  die  sovid  tQchtige,  unermüdliche  Arbeit 
leistet,  wohl  überhaupt  nicht  zurückzuweisen.  Zeitgemäße  und  rtotwondige 
Reformen  können  durch  alle  Anfeindung,  Verleumdung  und  ßespotteiung 


*)  Dies  sind  alles  tagtäglich  vorkommende  Fälle,  deren  der  Bund  für  Mutter» 
scfaots  schon  eine  ganse  AnnU  in  srtnen  Akten  aufiveist. 
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nicht  dauernd  verhindert  wefden.  Dies  beweist  auch  die  Geschichte  des 
im  Winter  1905  in  Berlin  begründeten  Bundes  für  Mutterschutz,  der  mm- 
mehr  den  Namen  führt:  ,, Deutscher  Bund  für  Mutterschutz",  denn  er  hat 
in  vielen  Städten  Donlschlands,  in  Dresden,  Hamburg,  Frankfurt  a.  M., 
Breslau,  Leipzig,  iiojugsberg,  Liegnitz,  Mannheim,  Posen  seine  Orts- 
gruppen, die  gleich  der  Beriiner  Zentrale  (Bertin -Wilmersdorf»  Rot- 
beriiierBtr.  8)  AusknnftseteUen  und  Bureaus  erhalten.  Das  Berliner  Zen- 
tralbureau hat  im  verflossenen  Jahre  allein  500  Hilfesuchende  (darunter 
36  Verheiratete)  beraten.  Es  hilft  bei  der  Unterbrinf^ng  für  die  Ent- 
bindung und  für  die  Zeit  der  Schwangerschaft,  vermittelt  Arbeit  vor  und 
nach  dem  Wochenbett,  Pflegestellen  für  die  Kinder,  unentgeltlichen  Rechts- 
bdsiand  und  ärztliche  Beratung,  gewfthri  TOr  allem  menschUeh  vorurteilsloee 
Teilnahme,  der  ea  ein  grofier  Tdl  der  Beratenen  dankt,  daß  er  tot  Untergang 
und  Selbstmord  bewahrt  blieb.  An  das  Bureau  des  Bundes  wenden  sich  auoh 
zahlreiche  Töchter  aus  guten  Familien,  die  sich  keiner  andern  Instanz  anver- 
trauen würden.  So  wertvoll  diese  praktische  Tätigkeit  für  die  Einzelnen 
und  als  Beweisführung  für  unsere  Sachp  ist,  wir  erkennen  ihre  völUi^c  Unzu- 
länglichkeit und  legen  daher  den  größten  Ts' achdruck  auf  die  A^itatiuxi  für 
eine  Reform  der  GeBetsgebung,  der  geaellBehaftlichen  Sitten  und  Anachauun- 
gen.  Der  Bund  fflr  Muttersehuts  erstrebt  eine  reiehsgesetzliche  Mutterschafta- 
Tersichening,  der  sich  später  ein  Ausbau  staatlicher  Erziehungsrenten  an- 
schließen soll.  Er  hat  zahlreiche  Petitionen  an  Roirhstag,  Bundesstaaten, 
Kommunen  und  Behörden  gesandt,  sowohl  in  dieser  Angelegenheit  als  auch 
betreffend  öchwangernfürsorge,  Fürsoi^e  für  uneheliche  Kinder,  Reform  des 
Hebammen  Wesens,  geschlechtliche  Belehrung  der  Jugend  usw.  Er  hat  in 
Versammlungen  und  Vorträgen,  bei  denen  henrorragende  Redner  und  Red- 
nerinnen mitwirkten,  die  versdiiedensten  aonieUen  Probleme  erörtert,  die 
Frage  der  Heiratsbeschränkungen,  der  Gesundheitsatteste,  des  Neu-Malthusia- 
nismus,  der  Abtreibung,  des  Kuppeleiparagraphen,  der  Ehescheidung,  d<^r 
freien  Ehe  usw.  Einen  Sammelpunkt  findet  die  Diskussion  Aber  all  diese 
Fragen  in  seinem  Publikationsorgan  „Die  neue  Generation"  (Oesterheld 
&  Co.,  Barlin  W»),  das  von  Dr.  Helene  Stöeker,  der  V<Haitiendoa  des  Bundes, 
in  trefflicher  Wose  redigiert  -wird  und  Beitrlige  hervorragend«  Mitarbeiter 
aus  In-  und  Ausland  yerOffentlicht.  Eine  Gesundung  des  Geschleditali^ena 
kann  nur  eintreten,  wenn  zugleich  mit  Ökonomischen  Verbesserungen,  mit 
einer  besseren  Erziehung  der  Frauen  und  einer  völlif^  andersartigen  Erziehung 
des  Mannes  in  bozug  auf  sexuelle  Fragen,  eine  wirklich  einheitliche 
Moral  auf  durchführbarer  Basis  für  beide  Geschlechter  geschaffen  wird. 
Diese  Moral  steht  auf  dein  Boden  unserer  naturwissenBchaftlichen  Erkenntnis, 
sie  verlangt  nicht  ErtOtung  der  Sinne,  Ausschluß  der  Bevölkerung  in  den 
lebenskräftigsten  Jahren  von  Liebe  und  Fortpflanzung,  auch  nicht  die  Fort- 
dauer äußerer  Formen,  deren  Inhalt  zerbrochen  ist,  aber  sie  verlangt  von 
jedem  Menschen,  Mann  und  Weib,  Übernahme  voller  Verantwortung  für  sein 
Tun,  insbesondere  gegenüber  den  Kindern.  Sie  sieht  in  der  Freiheit  der  Ehe, 
in  der  Erweiterung  des  Begriffes  „Ehe",  in  einer  Umwandlung  der  starren 
Form  nach  der  Richtung  anpassungsfähiger  individueller  Kontrakte*,  dieMdg- 

♦)  St  !b  st  verständlich  werden  auch  aus  den  Reihen  der  Anhänger  unserer 
Bewegung  verschiedenartige  Vorschläge  über  die  Regelung  der  Einzelheiten  in  der 
Ehereform  gemacht,  ich  selbst  befinde  mich  in  diesem  Punkte  mit  meinem 
Aufsatz  „Ehereform"  in  der  Zeitschrift  „Die  Umschau"  (Frankfurt  a.  M.)  Nr.  10. 
März  1908  völlig  in  Übereinstimmung  mit  den  Ansichten,  die  Dr.  Ruttgers 
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liolikeit»  durch  Vennddung  einer  einzigen  Schablone  Formen  nnd  Normen  stt 
schaffen,  die  besser  den  verBchiedenariigen  Bedfirfnissen  der  Menschen  ent* 
sprechen  können  nnd  darum  einen  viel  größeren  Teil  des  Geschlechtslebens 

aufzunehmen  vermögen.  Sie  erblickt  in  Lüge  und  Heimlichkeit  die  schlimm- 
sten Feinde  wirklicher  Moral,  sie  erkennt  an,  daß  eine  Regelung  des  ge- 
samten Liebes-  und  Geschlechtslebens  nach  geg(^bcncn  Vorschriften  bei 
der  ungeheuren  Mannigfaltigkeit  der  Temperamente,  Lcbensschicksale  und 
mitbestimmenden  ZuffiUe  gar  nicht  denkbar  ist.  Darum  wird  im  Interesse 
der  Kinder  eine  automatisch  durch  das  Gesets  gewährleistete  vOlhg  ein- 
heitliche Behandlung  aller  Kinder,  auch  wenn  keinerlei  Kontrakt  vor- 
handen ist,  gefordert.  Sio  erstrebt  eine  Verfeinerung  und  Veredlung 
des  Liebeslebens  beim  männlichen  Geschlecht,  Enthaltsamkeit  bis  zu 
voller  Geschlechtsreife,  Erhöhung  des  Liebesideals,  zugleich  Be- 
freiung der  Frau  von  der  bloßen  Bewertung  als  Geschlechtswesen,  die  so- 
lange nicht  fiberwunden  ist,  als  man  der  Frau  nur  eine  geschlechtliche  Ehre 
zubilligt  und  ihr,  auch  bei  wirtschaftlicher  UnabhSngigkeit,  das  Recht  ab- 
spricht, frei  über  sich  selbst  zu  verfügen.  Sie  verlangt  femer  Achtung  vor 
der  Mutterschaftsleistung  der  Frau,  Ehrfurcht  vor  dem  Werden  neuen  Lebens, 
Hilfe  und  Schutz  ;il»cr  für  die  Mutterschaft,  gleichviel,  wie  sie  entstanden  sein 
mag.  Jedes  Verurteilen,  Richten  und  Verachten  in  Fragen  des  privaten  Ge- 
schlechtslebens, dessen  tiefste  und  feinste  Zusammenhänge  Unbeteiligte  über- 
haupt fast  nie  richtig  zu  beurteilen  vermögsn,  lehnen  die  Anhänger  dieser 
neuen  Ethik  ab,  sie  erachten  es  als  ihre  Pflicht,  zu  helfen  und  zu  mildem, 
nicht  Leiden  und  Übel  noch  zu  verschärfen. 

Alle  Reformatoren  waren  ihrer  Zeit  Aufwiegler,  Sittenzerstörer  oder 
Narren.  Die  Nachwelt  hat  ihnen  Denkmäler  errichtet.  Gerade  historischer 
Sinn  verleiht  den  Begründern  und  Führern  der  Mutterschutzbewegung  die 
unerschfitterliche  Überzeugung,  daB  allen  Angriffen  zum  Trotz  sieb  die 
Entwicklung  einer  neuen  Ordnung  nach  der  Richtung  vollziehen  wird,  wie  sie 
durch  die  Vorarbeiten  derMutterschuizbewegung  heute  schon  angedeutet  ist. 


DR.  BLASCHKO,  BERLIN:  DIE  GEFAHREN  DER 

PROSTITUTION. 


AN  mag  vom  ethischen  Standpunkte  aus  über  den  außerehelichen 
(ieschlei  htsverkehr  denken,  wie  nifin  will,  das  ist  nicht  zu  leugnen, 
|daß  in  hygienischer  Beziehung  die  monogamische  Ehe,  gleichviel 
ob  mit  oder  ohne  offizielle  Sanktion,  das  Ideal  darstellt.  Ein 


Mann  und  eine  Frau,  ffir  ihr  ganzes  Leben  in  ausschliefilicher  Geschlechts- 
gemeinscbaft  miteinander  lebend,  können  —  von  vei*schwindenden  Aus- 
nahmen abgesehen  —  auf  dem  Wege  des  Geschlechtsverkehrs  keine  Ge- 
schlechtskrankheiten erwerben  oder  verbreiten.    Erst  der  Wechsel  der  ge- 


Haag  in  Nr.  6  von  „Die  Neue  Generation"  (Berhn),  Juni  190Ö  ausspricht.  Ähn- 
liche Vorschlage  macht  auch  Ellen  Key  in  ihrer  neuesten  BroschOre  „Mutter  und 
Kind**  Pan-Veriag  Berhn. 
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schlechtlichen  Beziehungen  bringt  die  Gefalir  der  Infektion  und  VVeiterver- 
breitung  mit  sich,  und  zwar  ist  es  leicht  ersichtlich,  daß  die  Gefährlichkeil 
eines  Menschen  proportional  dem  Quadrate  der  Häuilgkeit  des  Wechsels 
seiner  Beziehungen  wächst.  Ein  MAdehen»  das  mit  drdmal  soviel  Mfinnem 
verkehrt  als  ein  anderes,  hat  die  dreifache  Gelegenheit,  sich  su  infizieren  und 

—  einmal  erkrankt  —  dreimal  so  häufig  Gelegenheit,  Männer  zu  infizieren. 
Dieser  fortwährend«  Partnorwechsel  und  nicht  die  Käuflichkeit  ist  »s.  welcher 
dio  große  hygienische  Gefahr  der  gewerbsmäßigen  Prostitution  ausmacht, 
und  es  ist  begreiflich,  daß,  als  man  begann,  den  Kampf  gegen  die  Geschlechts- 
krankheiten aufzunehmen»  alle  staatlichen  Maßnahmen  sich  fast  ausschließ« 
lieh  gegen  die  Prostitution  richteten. 

Man  hat  diese  Maßnahmen,  die  sogenannte  Reglementierung  oder  Sitten- 
polizei, vielfach  als  mittelalterliche  Institution  bezeichnet;  mit  Recht,  denn 
mit  der  zwangsweisen  Stempelung  einer  ganzen  Bevölkerungsschicht  zu  einer 
ehrlosen,  mit  ilirer  zunftmäßigen  Abschließung  gegen  die  übrige  Bevölkerung 
atmet  sie  durchweg  mittelalterlichen  Geist;  zu  Unrecht,  denn  —  ein  Kind 
der  französischen  Revolution  —  ist  sie  ein  Ausfluß  des  modernen  Polizm- 
staates  und  zu  i^cher  Zeit  moderner  hygienischer  Bestrebungen.  Aber 
gerade  das,  was  diesem  System  an  MittelalUvlichem  anhaftet,  scheint  seine 
Achillesferse  werden  zu  sollen.  Der  Ansturm  gegen  die  Reglementierung, 
wie  wir  ihn  seit  zwei  Jahrzehnten  in  ganz  Europa  sehen,  hat  die  verschieden- 
sten Motive:  religiöse,  politische,  f* miiiistische  und  schließlich  auch  medi- 
zinisch*hygienische  Tendenzen  haben  ihn  entfacht  und  geben  ihm  immer  neue 
Kraft  und  Nahrung.  Dem  Frommen  erscheint  die  Sittenpolizei  als  eine 
Sanktionierung  des  Lasters,  dem  Demokraten  als  ein  Eingriff  in  die  bflrger^ 
liehe  FVeiheit,  der  Frauenbewegung  als  Vergewaltigung  des  weiblichen  Ge- 
schlechts, als  ein  Ausfluß  der  Herrenmoral,  und  der  Hygieniker  führt  die 
Nutzlosigkeit  der  Reglementierung  ins  Feld.  Das  letztp  Argument  ist,  wenn 
zutreffend,  wohl  das  stärkste,  und  es  läßt  sich  nicht  Icoini*  n,  daß  die  wissen- 
schaftliche Basis,  auf  weicher  sich  vor  hundert  Jahren  die  Reglementierung 
aulbaute,  heute  in  ihren  Grundlagen  erschlittert,  um  nicht  su  sagen:  serstOrt 
ist.  Unterschttste  man  doch  damals  die  Schwierigkeiten  in  der  Ericennung 
und  Behandlung  der  Geschlechtskrankheiten  und  ahnte  nicht,  daß  die  Syphilis 

—  und  oft  genug  gilt  das  auch  von  der  Gonorrhoe  —  nicht  mit  einer  einmaligen 
mehmöchigen  Kur  in  einem  Krankenhause  zu  tilgen  sind,  snnrlArn,  monale- 
und  jahrelang  latent  bleibend,  wieder  aufflackern  und  ansteckend  werden 
können. 

Daß  die  abolitionistische  Bewegung,  welche  sich  die  Abschaffung  der 
Reglementierung  zum  Ziele  setste,  ihren  Ursprung  in  England  nahm  nnd 
dort  auch  ihre  ersten  großen  Erfolge  zu  verzeichnen  hatte,  kann  nicht  wimder 
nehmen.  Das  Land,  in  welchem  sich  orthodoxe  Frömmigkeit  und  hoher 
Familiensinn  mit  einem  durch  das  jahrhundertelange  Bestelirn  <ler  Habeas 
corpus- Akte  gefestigten  Froihoitssinn  zu  vereinigen  scheint,  konnte  auf  die 
Dauer  ein  solches  Sysleiii  aiciit  vertragen,  und  ein  in  den  sechziger  und 
siebziger 'Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  gemachter  Versuch,  in  einzelnen 
Orten  die  Reglementierung  einzufflhren,  mußte  der  geschickten  Agitation  der 
Abolitionisten  weirhon.  Und  der  Erfolg  scheint  ihnen  recht  zu  geben.  Die 
bald  nach  iVbschailung  der  Reglementienmg  einsetzende  stetige  und  be- 
trach? ü'  h*^  Ahnahme  der  Geschlechtskrankheiten  im  britischen  Heere  stellt 
natürüch  nicht  in  ursächlichem  Zusammenhang  mit  dieser  Abschaflung;  hat 
sich  doch  die  Abnahme  dieser  Krankheiten  nicht  auf  die  wenigen  Garnisonen 
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beschränkt,  wo  zuvor  die  Reglementierung  bestanden  hatte,  und  sie  machte 
sich  ja  unter  den  neueingestellten  Rekruten  in  gleichem  Maße  bemerkbar. 
Aber  sie  zeigt  doch,  daß  trotz  des  Fehlens  jeder  Reglementierung  eine  wesent« 
liebe  Verminderung  der  Geschlechtskrankheiten  möglich  ist;  vielleicht,  daß 
ein  besseres  Menschenmaterial  sich  jetzt  dem  Soldatenstande  widmet  oder 
da0  infolge  irgendwelcher  unbekannten  Faktoren  tatsächlich  dne  Abnahme 
der  venerischen  Krankheiten  in  der  Gesamtbevölkerung  Platz  gegrifTen  hat, 
zum  mindestens  innerhalb  der  Bevölkerungsschichten,  aus  denen  sirh  dio 
Soldaten  rekrutieren,  oder  innerhalb  deren  sie  später  geschlechtlich  ver- 
kehren. Immerhin  beträgt  die  absolute  Zahl  der  Geschlechtskrankheiten  im 
britischen  Heere  noch  das  Vielfache  der  Erkrankungsziffer  in  der  deutschen 
Armee,  woran  natflrlich  wieder  nicht  die  Reglmentierang,  sondern  die  ganz 
anders  gearteten  Lebensbedingungen  der  deutschen  Soldaten  schuld  sind. 
Daß  aber  die  Abschaffung  der  Reglementierung  tatsficblich  keine  Zunahme 
der  Geschlechtskrankheiten  im  Gefolge  hat,  beweist  Norwegen,  das,  dem 
Beispiel  Englands  folgend,  nun  schon  seit  Jahren  olme  eine  derartige  Ein- 
richtung sehr  gut  auskommt. 

Alle  diese  Fragen  sind  1899  und  1902  in  Brflssel  auf  zwei  internatio- 
nalen, von  fast  allen  Kulturstaaten  beschickten  Konferenzen  eingehend  er- 
örtert worden;  Abolitionismus  und  R^ementarismus  haben  dort  einander 
tagelange  Schlachten  geliefert;  einen  deßnitiven  Sieg  hat  keine  der  streiten- 
den Parteien  davongetragen;  aber  der  Abolitionismus  ist  doch  aus  diesen 
Kämpfen  zweifellos  sehr  gekräftigt  hervorgegangen,  ja  fast  schien  es,  als  ob 
im  Mutterlande  der  Reglementierung,  inFrankreich,  deren  letzte  Stunde 
geschlagen  habe.  Eine  von  Comb  es  einberufene  außerparlamentarische 
Rommission  kam  in  fast  zwei  Jahre  fortgesetzter  Beratung  zu  sehr  radikalen 
Beschlüssen  —  aber  es  ist  auch  bei  diesen  Beschlüssen  geblieben ;  der  VVider^ 
stand  der  Reglementaristen  unter  Führung  des  berühmten  Syphilidologen 
Foumier  scheint  vorderhand  die  beabsichtigten  Reformen  zu  verhindern. 

In  Dänemark  hat  man  vor  weniger  als  einem  Jahre  die  Reglemen- 
tierung aufgehoben  und  an  deren  Stelle  unentgeltliche  Behandlung  für  alle 
Geschlechtskranken  gesetzt,  aber  man  hat  diese  Woltat  mit  dner  Fttlle  von 
Strafbestimmungen  verquickt,  welche  fast  «ner  Reglementierung  der  Ge- 
samtbevölkerung gleichkommen,  und  zudem  noch  den  arbeitsloeoi  Erwerb 
der  Prostituierten  als  „Vagabondage"  unter  besonders  strenge  Strafen  gestellt. 
Es  ist  überhaupt  ein  verfehltes  Beginnen,  der  Prostitution  und  den  Geschlechts- 
krankheiten mit  dem  Strafgesetz  beikommen  zu  wollen.  Fin  von  hervor- 
ragender juristischer  Seite  (durch  Prof.  Franz  von  Liszl)  gemachter  Vorechiag, 
an  SteDe  der  einseitigen  Maßregeln  gegen  die  Proetituticm  tSdberiiaupt  jeden, 
der  in  geschlechlskrankem  Zustande  grachlechtlich  verkehrt,  wegen  Gesund- 
heitsgefährdung  zu  bestrafen,  scheint  ja  zunächst  gerecht  und  plausibel, 
aber  in  der  Praxis  würde  er  die  Verhältnisse  nur  noch  verschlimmem.  Die 
große  Masse  der  Bevölkerung,  insbesondore  die  Männerwelt,  ist  durch  das 
ärztliche  Berufsgeheimnis  geschützt,  das  Gesetz  würde  doch  nur  wieder  die 
gewerbsmäßigen  Prostituierten  treffen,  die  bei  dem  chronischen  Charakter  der 
Geschkehtakrankheiten,  um  zu  ldl>en»  beständig  gegen  das  Gesetz  fehlen 
mllfiten  und  ihre  Kuren  statt  wie  bisher  im  Krankenhause  nun  im  Gefängnis 
absolvieren  wfirden. 

Ganz  eigenartig  haben  sich  die  Verhältnisse  in  Deutschland  ent- 
wickelt. Bei  uns  gibt  die  Polizei  nicht  leicht  und  nicht  freix^illig  das  Heft 
aus  der  Hand,  und  die  seit  den  Brüsseler  Konferenzen  auch  bei  uns  sehr 
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erstarkte  abolitionisiiscbe  Bewegung  schien,  zumal  bei  der  Konstellation  der 

politischon  Parteien,  zu  völliger  Ergebnislosigkeit  verurteilt.  Abor  unsere 
deutsche  iiiirvaukruti»'  hat  —  das  muß  niau  ihr  zum  Hiihine  nachsagen  — 
einen  großen  Respekt  vor  der  Wissensciialt.  Nicht  umsonst  sind  Manner 
wie  Virchow,  Koch  und  Ehrlich  die  Berater  des  Retchsgesundheitsamtes 
und  des  preußischen  Kultusministeriuins  gewesen.  Mit  den  gewöhnlichen 
Mitteln  der  Seuchenbekämpfung  freilich  (Anzeigepflicht,  Isolierung  der 
Kranken  und  Krankheitsverdfichtigen,  Desinfektion  u.  dgl.)  war  den  Ge- 
srhlnchtskrankheitpii  nicht  beizukomnien ;  als  aber  vor  sechs  Jahren  unter 
Führung  der  ersten  deutschen  Syphilidologeti  eine  D  e  u  t  s  c  h  e  Gesell- 
schaft zur  Üekäiapfung  der  Geschlectitskrankheiten 
ins  Lehen  trat,  da  haben  ihr  die  höchsten  Behörden  sofort  freiwillig  ihre 
Mitarbeit  und  Unterstützung  luteil  werden  lassen. 

Es  kann  hier  nur  kurz  angedeutet  worden,  was  in  diesen  wenigen  Jahren 
seitens  der  „Deutschen  Gesellschaft"  für  die  Bekämpfung  der  Geschlechts- 
krankheiten geschehen  ist:  in  Millionen  von  Exemplaren  sind  Flugschriften 
für  die  heranwachsende  männliclie  und  weibhche  Jugend  aller  Bevulkerungs- 
schichten  verbreitet  worden,  welche  die  gesundheitlichen  Gefahren  des  außer- 
ebelicben  Verkehrs  und  insbesondere  der  Prostitution,  die  Folgen  der  Ge- 
schlechtskrankheiten, die  Notwendigkeit  des  Selbstschutzes*  die  Wichti^eit 
der  ärztlichen  Behandlung,  das  gefährliche  Tniben  der  Kurpfuscher,  das 
Verbrecherische  d»  r  Weiterverbreitung  der  Geschlechtskrankheiten  darlegen; 
in  allen  Großstädten  werden  von  d«'n  Ortsgruppen  der  Gesellschaft  sovile 
von  deren  Wanderrednern  beständig  belehrende  Vorträge  und  Versamm- 
lungen veranstaltet,  die  AufklArung  der  Abiturienten  und  Studenten,  der 
Fortbildungsschüler,  der  Lehrer,  Eltern  und  Erzieher  Ober  alle  diese  Fragen 
ist  in  Angriff  genommen.  Die  Zahl  der  Abteilungen  und  Betten  für  Venefische 
ist  in  fast  allen  «leutschen  Städten  vermehrt,  die  Behandlung  humaner  ge- 
worden; was  aber  das  Wichtigste  ist:  es  gelang,  das  Reclit  der  zwölf  Milli- 
onen in  Krankenkassen  Wrsicliertcn.  im  Fall»'  einer  Cn  ^riilechtskrankheit 
alle  VVoltaten  der  Vei-sicherung  —  freien  Aizt,  freie  Arznei,  Krankengeld 
und,  wenn  nOtig,  unentgeltliehe  Krankenhausbehandlung  —  zu  sichern  und 
dadurch  für  das  Gros  der  Bevölkerung  die  Schrecken,  mit  denen  früher  ein 
solcher  Krankheitsfall  verbunden  war,  zu  mildern. 

Tnd  schließlich  ist  man  auch  an  die  Reform  der  Reglementierung  ge- 
gangen. L'nter  .Mitwirkung  dei-  l).  G.  B.  G.  hat  zuerst  das  Berliner 
Polizeiprä.sidium  den  Versuch  gemacht,  die  Anfängerinnen  der  Prostitution 
vor  der  Reglementierung  dadurch  zu  bewahren,  daß  ihnen  Gelegenheit  ge- 
geben wurde,  sich  von  renommierten  Spezialisten  umsonst  untersuchen  und 
behandeln  zu  lassen;  und  nachdem  dieser  Versuch  geglückt  war,  hat  das 
preußische  Kultusministerium  im  Verein  mit  dem  Ministerium  des  Innern 
am  12.  Dezember  \'X\7  in  einem  besond-  rn  Eilaß  die  Grundzüge  für  eine 
weitergehende  Reform  der  Heglementierung  entwick'dl.  Nach  den  Bestim- 
mungen des  Erlasses  soll  in  allen  Orten,  in  welchen  eine  Überwachung  der 
Prostituierten  erforderlich  ist,  ermittelt  werden,  ob  Gelegenheit  zur  unent- 
geltlichen Behandlung  Geschlechtskranker  vorhanden  ist.  Wo  diese  fehlt, 
sollen  durch  Vereinbarungen  mit  geeigneten  Ärzten  oder  Krankenhftusem 
öffenlhcii(>  ärztliche  Sprechstunden  eingerichtet  werden. 

Die  zum  ersten  Male  wegen  Wrdachts  gewerbsinflßiger  Prostitution  an- 
gehaltenen Personen  scillen  untei-  AuslinndiLMing  eines  N'erzeichnisses  der  vor- 
handenen ulTentlichen  Sprechstunden  mit  dem  yVuftrage  entlassen  werden, 
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sich  dort  vorzustellen  oder  bis  zur  Heilung  einer  vorhandenen  geschlecht- 
lichen Erkiaiikung  don  Nachweis  zu  rrl>rinu.ii,  daß  sie  in  ausreichender 
ärztlifhi  r  Behandlung  stehen  oder  ein  Krankenhaus  aufgesucht  haben.  Di»' 
poiizeiärztli(  lu'  l^niersuchung  ujid  die  zwangsweise  Behandlung  im  Kranken- 
hause werden  auf  solche  Fälle  beschränkt,  in  denen  begründeter  Verdacht 
besteht,  daß  die  Patienten  sich  der  freien  Srztlichen  Behandlung  entziehen 
oder  noch  vor  bewirkter  Heilung  wieder  der  Prostitution  nachgehen  werden. 
Ähnliche  Erieichteningen  sollen  dann  auch  den  Personen,  welche  der  sitten- 
polizeilichen  Aufsieht  iint*Mvf,.h*.n.  cr^'wiihrt  werden,  sofern  ihr<»  persönlichen 
und  sonstigen  Verhöltniisse  nnijj:»'  Sicherheit  dafür  bieten,  daß  sie  den  arzt- 
liehen Verordnungen  nachkoainieii  und  während  der  Erkrankung  nicht  weiter 
Gfewerbsunzucht  treiben.  Soweit  also  die  Kranken  den  guten  Willen  cur 
Befolgung  der  ärztlichen  Anordnungen  zeigen  und  gemeingeffthrliches  Ver* 
halten  während  dov  Ansteckungsperiode  vermeiden,  %\ir  l  ihnen  jede  Be- 
rührung mit  der  Sittenpolizei  erspart.  Mit  besonderen  Kautelen  wird  die 
Inskription  in  die  Prostituiertenliste  umgeben.  Der  Erlaß  bestimmt  hierüber: 
„Da  das  Gesetz  vom  28.  August  11*05  den  Pro-f  iiuierlen  gegenüber  ausgedehnte 
Befugnisse  zur  Sicherung  auch  ohne  Verlumgung  der  sittenpolizeilichen  Auf- 
siebt gewährt,  so  erscheint  vor  Anordnung  dieser  ernsten  Maßnahme  &n  beson^ 
ders  grOndlichea  und  Tonnchtiges  Verfahren  geboten  und  trotz  Verzögerung  un- 
bedenklich. Die  Stellung  unter  polizeiliche  Aufsicht  gemäß  f^l  Ziffer  6 
Str.G.B.  soll  daher  in  Zukunft  nur  verfugt  werden,  wenn  die  Vorans-^ot/nnijpa 
durch  \'erurt(Mlung  wegen  strafbarer  Gewerbsunzucht  zweifelfrei  dargetan  sind." 

Die  Reglementierung  soll  also  nicht  mehr  als  Regel,  sondern  als  Aus- 
nahme, gewissermaßen  als  ultima  ratio,  wenn  alle  andern  Maßnahmen  er- 
schöpft sind,  in  Kraft  treten.  Bordelle  sollen  nach  dem  Erlaß  nicht  mehr 
geduldet  werden,  und  zwar  nicht  nur  aus  Gründen  der  Humanität,  sondern 
auch,  weil  sich  jetzt  allgemein  unter  den  Ärzten  die  Einsicht  Bahn  gebrochen  hat, 
daß  Bordelle  in  sanitärer  Beziehung  nicht  den  gerinfr'tpn  Nutzen  gewähren, 
l'nd  weiter  heißt  es  in  dem  Erlasse:  Bestrafungen  wegen  unerheblicher  Ver- 
stöße gegen  die  polizeilichen  Heglemcnts  sollen  nach  iMögUchkeit  vermieden 
werden.'  Die  Exekutivbeamten  der  Sittenpidisai  sind  anzuweisen,  in  solchen 
Fällen  zunächst  mit  Warnungen  einzusclu^ten  und  Strafanzeigen  nur  bei 
fortgesetztem  btewilligem  Zuwiderhandeln  zu  erstatten.  Die  zum  Schutze 
dt'r  ofT«'ntlichen  Ordnung  und  des  öfTentlichen  Anstandes  erlassenen  polizei- 
lichen Xoi'sehriften  enthalten  vielfach  kleinlifho  und  zu  sehr  in  Einzelheiten 
gehende  Beschränkungen,  auf  deren  Beseitigung  Bedacht  zu  nehmen  ist." 

Diese  Ausführungen  enthalten  ein  freimütiges  Bekenntnis  und  atmen 
ganz  modernen  Gent,  wie  man  ihn  in  ministeriellen  Erlassen  nicht  gar  zu 
häufig  findet.  Ob  freilich  die  loblichen  Tendenzen  des  Erlasses  nun  auch 
in  der  rauhen  Wirklichkeit  die  gewünschte  Besserung  herbeiführen  werden, 
erscheint  zunächst  noch  recht  fraglich.  Zwei  große  Hindernisse  sind  da  ivirb. 
zu  Obenvinden,  einmal  die  §§  180  und  361,  6  Str.G.B.,  welche  in  ihrer  heutigen 
Fassung  jedes  nachsichtige  Vorgehen  gegen  die  Prostitution  unmöglich  machen, 
vor  allem  aber  der  Unverstand  und  Widerstand  der  unteren  Verwaltungs- 
organe, die  nicht  so  leicht  Ton  ihrem  althergebrachten  Schlendrian  abzubringen 
sein  werden.  Aber  nachdem  einmal  von  obenher  in  das  alte  System  eine 
Br  rs  lte  gelegt  ist,  wird  es  Aufgabe  aller  reformfreundiichen  Elemente  des 
Volkes  sein,  diese  Bresche  zu  erweitem. 

Wird  es  auf  einem  der  beschrittenen  Wege  geJmgen,  die  Prostitution 
in  Zukunft  ihrer  gesundheitlichen  Gefahren  völlig  zu  entkleiden  ?  Ich  glaube. 
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nein!  Solange  die  Frau  der  niederen  Klassen,  in  Stumpfheit  und  Unbildung 
dahinvegetierend,  sich  als  wilh'cres  Objekt  verkaufen  und  vei-schicken,  miß- 
brauchen und  ausbeuten  iieü,  wäre  das  iu>ch  eh(?r  denkbar  gewesen.  Das 
Frauenmaterial  unserer  heutigen  Großstädte  will  nicht  mehr  als  leblose  Ware 
gelten,  iondem  tritt  aktiv  ab  Verkäuferin  des  eigenen  KOrpen  auf.  Und 
in  dieser  Rolle,  bei  der  ihr  die  ganzen  Lebensbedingungen  unserer  modernen 
Städte  zu  Hilfe  kommen,  ist  sie  schwer  zu  fassen.  Vor  allem  aber  sind  die 
Grenzen  der  Prostitution  s(i  fließende,  sind  unter  nnsem  heutigen  wirtschaft- 
lichen  Zuständen  die  Übergänge  von  der  halben  und  Viertelprostitution  zur 
ganzen  Prostitution  und  umgekehrt  so  zahlreich  und  oft  so  rapide,  daß  die 
staatlichen  Organe  gerade  diese  in  hygienischer  Beziehung  besonders  gefähr- 
liche Gruppe  gar  nicht  sa  fassen  vermögen  und  daA  sie  immer  nur  den  allere 
untersten  Bodensatz  in  Händen  behalten.  Und  gerade  dieser  yeriohnt  in 
hygienischer  Hinsicht  am  wenigsten  den  großen  Apparat  und  den  großen 
Kostenaufwand,  der  auf  ihn  verv^andt  wird. 

Auch  das  von  den  Abolitionisten  verfochtene  Prinzip  der  Freiwilligkeit 
wii'd  den  idealen  Gesundheitszustand  nicht  herbeizuführen  vermögen  —  denn 
für  die  Prostituierte  bedeutet  jede  Krankenhauskur  eino  Erweibsstörung, 
der  sie  sich  so  lange  wie  mflglich  su  entstehen  sucht,  gans  abgesehen  davon» 
dafi  überhaupt  die  Verbreitung  der  Grschlechtskrankheiten  meist  durch 
chronisch  Kranke  geschieht,  welche  von  ihrer  Kronkheit  keinerlei  Beschwerden 
spüren,  ja  oft  nicht  einmal  nlnu  n,  daß  sie  krank  sind.  Aber  es  handelt  sich 
ja  gar  nicht  um  eine  absolute  Sicherung  des  außerehelichen  Geschlechts- 
Verkehrs»  sondern  nur  darum,  bei  welchem  System  mehr  Infektionsquellen 
ausgeschlossen,  mehr  Infektionen  verfaHtet  werdenp  und  da  scheint  mir,  tumal 
unter  unsem  heutigen  Verhältnissen,  das  freiheitliche  System  doch  deai 
Vorzug  zu  verdienen. 

Und  die  Wissenschaft  ?  Eine  Schutzimpfung  gegen  die  Syphilis  ist  noch 
nicht  gefunden,  und  gegen  die  Gonorrhoe  überhaupt  unwahrscheinlich.  W^nn 
wir  sie  aber  hätten,  würden  sich  wohl  viele  finden,  die  sich  einer  solchen 
Impfung  freiwillig  unterzögen  ?  MOf^h  wäre  das  ja  schon  ^  aber  vielleichi 
kämen  dann  wieder  die  FVommen  im  Lande  und  wfiiden  diese  Impfungen 
verbieten! 


ROMAN  STRELTZOW,  BERLIN:  EROTISMUS  IN 
RUSSLAND. 

IE  in  den  Jahren  11X}4  und  1905  die  russische  „Gesellschaft"  unter 
dem  Zeichen  des  revolutionären  Kampfes  stand,  so  steht  sie  jetzt 
unter  dem  Zeichen  der  Erotik.  W»  man  froher  Ober  das  Wesen 
der  Revolution  mit  venehrendem  Eifer  diskutierte  und  mit  un- 
ersättlicher Gier  die  frisch  übersetzten  Schriften  von  Lassalle,  Kautsky,  Marx 
und  Engels  verschlang,  so  debattiert  man  jetzt  unermüdlich  Ober  die  Natur 
der  Liebe  und  liest  mit  leidenschaftlichem  Wissensdurst  die  Schriften  und 
Artikel,  in  denen  das  Liebesproblem  behandelt  wird.  Die  Produktion  der  eroti- 
schen DruekerseugnisBe  wächst  ins  Ungeheure.  Die  Nachfrage  nach  besonders 
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populären  Schriften  —  wio  z.  B.  der  Roman  von  Artzyb  tsi  h«  w ;  ,  Sanin", 
der,  nebenbei  bemerkt,  demnächst  in  deutscher  Sprache  erschemt*)  —  über- 
irifit  alles»  was  man  bisher  erlebt  hat.  Der  Erfolg  dieser  Schriften  wird  von 
eimgen  Sachkennern  viel  höher  bemessen,  ab  es  sein«rsdt  bei  den  Romanen 
eines  Dostojewsky  oder  Tolstoj  der  Fall  war.  Die  Wirkung  war  so  über- 
w&ltigend,  daß  sogar  die  Polizei  eingreifen  mußte,  die  die  3.  Auflage  des 
oben  erwähnten  Romans  von  Artzybaschow  beschlncrnahmen  ließ»  was  natür- 
lich nur  zur  größeren  Verbreitung  des  Buches  diente. 

Die  poetische  Bearbeitung  der  erotischen  Erscheinungen  machte  sieb 
niebi  nur  an  die  gewOhnlicbe  menscbliebe  liebe  heran,  sondern  auch  an  alle 
ihre  Ausartungen.  In  zaUreicben  Enfiblnngen  und  Gedicbten  werden  die 
Reize  der  Homosexualität,  des  Sadismus  und  Masoohismus  besungen  und 
dem  hochwohllöblichen  Publikum  zur  Nachahmung  empfohlen.  Man  blieb 
aber  nicht  dabei  stehen,  sondern  «chritt  zur  Poetisierung  der  „Liebe''  zu  ver- 
schiedenen Vertretern  des  Tierreiches,  ja  sopar  zu  nicht  lebendigen  Wesen, 
wie  z.  B.  zu  Statuen.  Wer  einmal  Gelegenheit  hatte,  eine  Pathologie  des 
Geschlechtslebens  zu  lesen,  dw  kann  sieb  letcbt  den  Inhalt  der  jetzt  populftren 
Literatur  ausdmken. 

Jede  Literatur  ist  bloß  ein  mehr  oder  weniger  gutes  Spiegelbild  des 
wirklichen  Lebens.  Snc^^  mir,  was  du  liest,  ich  werde  dir  sagen,  was  dich 
in  Wirklichkeit  beschäfligl  und  quält.  Das  intensive  Interesse  zur  erotischen 
Literatur  zeigt,  welche  Stimmungen  und  Gredanken  momentan  die  russische 
Gesellschaft  beheirscboi.  Es  wfire  dabei  völlig  verfehlt,  wollte  man  meinen, 
daJß  dieses  Interesse  rein  pomographiscber  Natur  ist»  und  dall  die  Elemente, 
au8  denen  sieh  die  Leser  der  erotischen  Literatur  rekrutieren,  moraliscb 
etwa  inferior  wären.  In  mehreren  Versammlungen,  in  denen  ich  über 
die  erotische  „Bewee:iinp"  sprach,  konnte  ich  auf  Grund  vielfachen 
Mcinnn pauste usches  feststellen,  daß  es  nicht  immer  die  Schlechtesten  der 
jetzigen  Jugend  sind,  die  sich  mit  sexuellen  Fragen  beschäftigen.  Und  schon 
die  TatMAlä  allein,  daß  in  der  Reihe  der  Sehriftatcfler,  die  das  erotisebe 
Problem  bebandeln,  aucb  solebe  Namen  wie  Leonid  Andrejew  und 
K  u  p  r  i  n  (Verfasser  des  auch  ins  Deutsche  übersetzten  Militärromans: 
„Duell")  sich  hoflnden,  zeigt,  daß  der  jetzige  Erotismus  in  Rußland  keines- 
wegs nur  schmutziger  Natur  ist,  sondern  in  sich  auch  hohe  sittliche  Faktoren 
und  Interessen  birgt.  Ein  Verständnis  für  diese  Seite  der  Bewegung  wird 
man  aber  erst  dann  gewinnen  koimen,  wenn  man  bei  ihrer  Beurteilung 
die  sozialen  und  politiscben  Zustände,  in  denen  stob  jetit  das  nissiscdie  Riesen- 
reich befindet,  berücksichtigt.  Darüber  aber  Später. 

Damit  will  icb  durchaus  nicht  gesagt  baben,  daS  die  Neigung  zum  Schmut- 
zigen, zum  Pornographisrhen  dabei  eine  geringe  und  unbedent'^nde  Rolle 
spielt.  Es  genügt,  nur  die  verschiedenen  Nachrichten  über  die  hier  und  da 
auftauchenden  „LiebesUgen"  kennen  zu  lernen,  um  zu  begreifen,  daß  die 
erotische  Welle  ein  nicht  geringes  Quantum  von  moralisch  minderwertigen 
Elementen  mit  sieb  gerissen  bat.  Wenn  nur  die  Hälfte  davon,  was  man 
von  diesen  „Ligen"  erzählt,  wabr  ist,  so  würde  es  schon  genügen,  um  dies 
zu  bestätigen.  Man  behauptet  aber,  daß  die  Tatsachen,  die  in  die  ÖlTcntlich- 
keit  durchgedrungen,  vollkommen  der  Wahrheit  entsprechen,  und  Haß  die 
Liebesraserei,  die  man  den  „Ligisten"  nachsagt,  wirklich  für  die  letzteren 
charakteristisch  ist. 


Bei  Qeorg  HtUler,  Mttncben. 
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Um  dem  Leser  eine  Vorstelhmtr  von  diesem  Liebestreiben  zu  vermitteln, 
seien  hier  einige  Tatsachen  erwähnt.  So  wird  aus  der  Universitätsstadt 
Kiew  gemeldet,  dafi  dort  seit  zwei  Jahren  ein  Liebesverein  unter  dem 
Namen  ,,Dorefa*'  (was  dieses  Wort  bedeutet»  weifi  man  nicht)  existiert.  Ee 
ist  interessant  zu  erfahren,  daß  anfänglich  dieser  Verein  sich  mit  dem  Studium 
dor  noupstt  n  Lileialiir  l)os(  häftigte  und  erst  im  späteren  Stadium  soinor 
Entwicklung  zur  Hchandlung  der  sexuellen  Fragen  kam,  wobei  er  sich  dann 
den  vielsagenden  Namen  ,,Bier  und  Freiheit"  beilegte.  Jetzt  umfaßt  der 
Verein  80  Mitglieder,  besitzt  fünf  Wohnungen  und  eine  Sununerfrische.  Alle 
„Sitzungen*'  haben  dieselbe  „Tagesordnung":  zuerst  ein  grenzenloses  Saufen, 
dann  ,,freie  Liebe**  auf  „kommunistischer**  Grundlage. 

Die  Mitglieder  der  „Dorefa**  begnügen  sich  nicht  mit  der  Befriedigung 
ihrer  fippnon  Liobpsbedurfnisso  und  fiiliron  oino  eifrige  Propaganda  unter 
den  Kameraden  bzw.  Kameradinnen,  wobei  die  Hanptargumente  in  dem 
Hinweis  bestehen,  daß  die  Ehe  veraltet,  der  Geschlechtstrieb  etwas  durch- 
aus Natürliches  und  Gesetzmäßiges,  die  Keuschheil  ein  Vorurteil  sei  usw. 
Dabei  behaupten  die  „DoreAsten",  daß  sie  durchaus  nicht  vereinselt  mit 
ihren  Ideen  stehen,  und  daß  s.  B.  in  Belgien  bloß  5%  keuscher  Mädchen 
gezählt  werden. 

Eine  ähnliche  Organisation  existiert  unter  dem  Namen  ,.L)ie  Minute  ' 
in  Riga  und  in  (\pv  fTnivorsitätsstadt  K  a  s  a  n  j.  Aus  der  kleinen  Proviuz- 
stadt  Minsk  wird  loigrudes  von  dem  Treiben  der  dortigen  ,,Liga  der  freien 
Liebe"  berichtet.  Die  „Ligisten"  versammeln  sich  bei  dunkler  Beleuchtung 
einiger  LichtstOmpfchen,  auf  Befehl  der  „Vorsitzenden**  wird  das  Lieht 
ausgepustet,  und  in  völliger  Dunkelheit  beginnt  eine  wilde  Orgie  sur  Ehre 
des  Liebesgottes.  Die  Mitglieder  dieser  Liga  haben  nach  den  ,, Statuten*' 
kein  Recht,  irgendwelche  spezielle  Ausw-ahl  zu  treffen,  jeder  und  jede  mtiß 
sich  ohne  Widerspruch  dem  anderen  hingeben.  Der  Eintritt  in  die  Liga 
wird  nur  denjenigen  gestattet,  die  in  physischer  Hinsicht  fehlerlos  sind. 

Man  sieht,  Schmutzereien  werden  bei  diesem  Liebeshunger  genug  be- 
gangen. Um  sie,  wie  Oberhaupt  alle  erotischen  Erscheinungen  der  Letztzeit, 
richtig  beurteilen  zu  können,  muß  man  aber,  wie  gesagt,  die  gesamten  russi- 
schen Zustände  in  Betracht  ziehen.  Die  Niederlage  der  Revolution,  die 
kolossale  Enttäuschung,  die  diese  Niederlage  überall  hm'orgerufen  hat,  das 
schreckliche  Hausen  drr  Reaktion,  die  Tausende  von  Hinrichtungen  und 
Ermordungen,  die  Entwei  tung  des  Menschenlebens,  die  dieser  ganzen  Epoche 
eigentümlich  ist  —  alles  das  hat  eine  fürehterliche  Atmosphäre  in  Rußland 
geschaffen,  die  auszuhalten  man  besonders  geartete  Nerven  haben  muß. 
Auf  diesem  Boden  entwickeln  sich  alle  die  neuen  Stimmungen  und  Geistes- 
richtungen, die  immer  stfirker  um  sich  greifen.  Die  einen  suchen  ihre  Zuflucht 
beim  religiösen  Mystizismus,  die  anderen  im  Selbstmord,  der  erschreckende 
Dimensionen  angenommen  hat,  die  dritten  suchen  sich  in  den  Ausschwei- 
fungen aller  Art  zu  retten.  Die  „Ligisten''  selbst  behaupten,  die  Liebe  diene 
ihnen  zum  Vergessen  aller  Scheußlichkeiten  des  wirklichen  Lebens.  In  ge- 
wissem Umfange  wird  man  diesen  Behauptungen  auch  Glauben  schenken 
mössen. 

In  dem  wüsten  Treiben  der  Ligen  wird  niemand  etwas  Sympathisches 

erblicken  können,  wenn  auch  die  Kenntnis  der  Ursachen  der  Erscheinung 
selbst  zu  einer  milderen  Heurteilnng  führen  kaim.  Der  Ligismus  ist  eine 
Verirrung,  die  hoffentlieh  recht  bald  aus  den  Kreisen  der  russischen  Jugend 
Tcrschwinden  wird.    Aber,  wie  schon  angedeutet  wuide,  die  erotische  Be- 
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wegung  erschöpft  sich  nicht  in  den  Licbesligen,  das  erotische  Interesse  hat 

prftßppf»  Massen  ergriffen,  während  die  Milgliederzahl  der  Ligen  immer  auf 
ciiiigf  Dutzt'iid  angegeben  wird.  Diese  Bewegung  kann  nicht  als  eine  nur 
vurübergehojidc  \  erirrung  angesehen  werden,  und  sie  ist  es  auch  nicht.  Sie 
ist  auch  nicht  krankhafter  Natur  wie  der  Ligismus  und  bedeutet  im  all- 
gemeinen einen  gesunden  Protest  gegen  den  Asketismus,  der  wfihrend  und 
besonders  vor  der  Revolution  der  russischen  Intelligenz  eigentümlich  war. 
Die  revolutionäre  Bewegung  erzeugte  begreiflicherweise  eine  kolossale  Opfer- 
willigkeit, besonders  unter  der  Jugend.  Für  den  Erfolg  der  Revolution  war 
man  bereit,  sein  eigenes  Glück,  seine  besten  Neigungen,  ja  sein  eigenes  Leben 
wegzugeben.  Die  Liebe  zur  Sache  verdrängte  die  Liebe  zuai  konkreten, 
empirischen  Menschen. 

Wenn  aus  dem  Standpunkte  der  Allgemeinheit,  der  Gesellschaft,  ein 
solches  Zurückdränge  dhr  sozusagen  egoistischen  Interessen  unvermeidlich 
war  und  sittlieh  einen  großen  Wert  dar-j^tellte,  so  führte  aber  andererseits 
dif'se  kolossale  Anspanniir^t^  der  altrui^lisehen  Gefühle  oft  zum  persönlichen 
Rnin  derjenigen,  die  diesen  Altruismus  übten.  Diese  Erscheinung  konnte 
nicht  auf  die  Dauer  ohne  Rückwirkung  bleiben,  und  das  Scheitern  der  RevO" 
lution  bat  diese  Rückwirkung  nur  beschleunigt.  Die  neue  Generation  der 
Jugend  strebt  deshalb  jetzt  danach,  die  Disharmonie,  die  früher  zwischen 
dem  allgemeinen  und  persönlichen  Interesse  existierte,  nach  Möglichkeit  weg- 
zuräumen und  an  ihrer  Statt  eine  Harmonie  zwischen  beiden  Seiten  des 
menschli(  hen  Lebens  herbeizuführen.  Man  sucht  eine  Synthese  der  indivi- 
duellen und  sozialen  Anforderungen,  die  vor  jeglichen  Enttäuschungen  der 
Zukunft  sichern  konnte.  Dieses  Sueben  kann  nicht  als  etwas  Unsympathi- 
sches angesehen  werden,  da  es  in  sich  Keime  zur  gesimden  und  gedeihlichen 
Entwicklung  der  Gesamtheit  trSgt*  In  diesem  Sinne  ist  der  Erotbmus  in 
Rußland  keine  regressive,  sondern  eher  eine  progressive  Eischeinung. 
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WCHTUNGLINIEN 
DES  FORTSCHRITTS 

VON  FROF*llR«kOI>OLFHEBROn\*PARIS 


IX.  ENTWICKLUNGSTENDENZEN  IN  EHE  UND 
FAMILIE. 


I H  alle  wissen,  daß  Ehe  und  Familie  sich  derzeit  in  einem  Zustand 
der  Krise,  des  mangelnden  Gleichgewichtes  befmden,  daß  Gesetz 
und  Realität  sich  nicht  decken,  daß  Entwicklungskräfte  gegen- 
einander spielen,  deren  Endresultierende  vielen  unklar  erscheinen. 


Ein  niiherps  Hinblicken  zeigt  uns  aber  sofort,  daß  die  Gesellschaft  unserer 
westlichen  Nationen  bereits  seit  vielen  Jahrhunderten  eines  wirklichen  Gleich- 
gewichtzustandes in  Familie  und  Ehe  entbehrt.  Wollen  wir  eine  solche 
Gestaltung  dieser  letzteren  finden,  daß  selbe  tatsächlich  zum  restlosen  Aus- 
druck der  menschlichen  Triebe  werde,  so  müssen  wir  entweder  zurückgehen 
zu  den  Zeiten  der  Polygamie,  die  wir  heute  noch  in  der  muselmanischen 
Welt  untersuchen  können,  oder  vorausbHcken  in  jene  ferne  Zukunft,  in  der 
die  veränderten  Bedürfnisse  und  Möglichkeiten  des  geistig-differenzierten  mo- 
dernen Menschen  zu  einer  Neuordnung  von  FamiHe  und  Ehe  geführt  haben, 
die  seiner  Eigenart  ebenso  entspricht,  als  die  Polygamie  der  Eigenheit  des 
primitiven  Menschen  (der  allen  Entwicklungen  des  Christentums  und  der 
Geschichte  zum  Trotz  auch  heute  noch  die  große  Mehrheit  unserer  Zeit- 
genossen ausmacht)  angepaßt  war  und  ist. 

Untersuchen  wir  die  Grundlagen  dieser  Anpassung,  soweit  sie  auf  unsere 
Spezialfrage,  die  Ehe,  Bezug  haben. 

Für  den  Mann  bedeuteten  sie  immer  den  Wunsch:  erstens  nach  Be- 
friedigung und  Glück  des  Geschlechtsgenusses, 

zweitens  nach  legitimen  Nachkommen,  welche  sein  geistiges  und  mate- 
rielles Erbe  antreten  können, 

drittens  nach  Hilfskräften  für  seine  Arbeit. 

Die  Frau  ist  hingegen  in  allen  ihren  Trieben,  wenn  wir  vom  Triebe  zur 
Mutterschaft  selbst  (der  ja  auf  die  sozialen  Formen  der  Geschlechtsvereinigung 
keinen  bestimmenden  Einfluß  übt)  absehen,  von  dem  Bedürfnis  nach  Schutz 
und  ökonomischer  Sicherung  beherrscht. 

Allen  diesen  Notwendigkeiten  des  primitiven  Menschen  entsprach  und 
entspricht  die  Polygamie.  Der  Mann  fand  und  findet  in  ihr  die  Möglichkeit, 
sich  seiner  ureigenen  Natur,  die  polygamisch  war  und  ist,  hemmungslos  hin- 
zugeben, je  nath  Stimmung  und  Laune  sich  mit  der  einen  oder  andern  Frau 
seines  Harems  zu  vereinigen.  Die  Teilung  dieser  Frauen  in  legitime  Gattinnen 
(im  Islam  höchstens  4)  und  Sklavinnen  gibt  ihm  weiter  eine  begrenzte  Anzahl 
legitimer  Kinder  und  Erben  in  den  Kindern  der  genannten  legitimen  Frauen. 
In  jenen  Schichten  ferner,  welche  die  materielle  Arbeit  nicht  auf  Sklaven 
abwälzen  können,  gibt  diese  alte  Form  der  Ehe  ihm  auch  die  Arbeit  seiner 
Frau  bedingungslos  zu  eigen,  im  übrigen  wird  freilich  in  diesen  Schichten 
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die  geaetzliche  PolytraTnip  zu  fin^r  faktischen  Mono^mie,  da  dem  Mannf 
die  Mittel  zur  EriKihrung  mehreici'  Frauen  fehlen.  —  Die  Frau  findet  m 
beiden  Fällen,  sei  es  als  eine  der  Gattinnen  des  Reichen,  sei  es  als  faktisch 
alleinige  Gattin  des  Armen,  Schutz  als  Mitglied  seiner  Familie  und  Sicherung 
ihres  Lebensunterlialts. 

Machtvolle  geschichtliche  Faktoren  haben  diese  naturgewordene  Form 
der  Ehe  bei  vielen  Völkern  zerstört,  und  in  unsern  Ländern  des  Westens 
hat  das  Christentum  sif»  mit  solcher  Leidenschaftlichkeit  angegriffen,  daß  sie 
seither  nie  wieder  als  gesetzliche  Form  der  Geschlechtervereinigung  auf- 
leben konnte.  Trotzdem  besteht  diese  Urform  der  Ehe  weiter,  nicht  auf  dem 
Boden  des  Geaetses  in  Harmonie  nnd  Selbstfrendigkeit,  wohl  aber  In  Spren- 
gung der  Formen  des  religiteen  nnd  eozialen  Gebotes,  in  steter  Reue  und 
Anklage,  Zerrüttung  und  sozialem  Konflikt. 

Durch  all  die  christlichen  Jahrhunderte  hindurch  sucht  der  Mann  jener 
höheren  Klasse,  bei  der  ilher  den  Kampf  ums  Dasein  hinaus  vielgestaltigere 
Kräfte  in  Erscheinung  treten  können,  in  der  vom  Christentum  geschaffenen 
gesetzlichen  Einehe  überwiegend  nur  Befriedigung  seines  Wunsches  nach 
legitimen  Kindern  und  dort,  wo  es  Okonomiiiche  BegrOndung  hat,  nach 
Säiafl^mg  einer  wirtschaftlichen  Einheit.  Im  Ikbrigen  aber  folgt  er,  sd  es 
vor  Eingehen  der  Ehe,  sei  es  nachher,  seinen  polygamischen  Instinkten,  und 
zur  BefriediguniT  derselben  hat  sich  dif  Frauenwelt  selbst  in  eine  größere 
ehrbare  Hälfte,  welche  in  der  Eln^  Erfüllung  ihres  Daseinszweckes  sieht,  und 
eine  kleinere  unehrbare  Hälfte,  weiche  der  Befriedigung  der  polygamischen 
Instinkte  des  Mannes  dient,  geteilt. 

All  diese  Jahrhunderte  haben  nicht  jenen  Einklang  von  henschmder 
Moral  und  realer  Tatsachenwelt  gesehen,  wie  er  im  muslinuBchen  Osten  besteht, 
den  Männern  wurde  Heuchelei,  weitestgehendes  Verbergs  ihrer  Natur  ein- 
geimpft. Trotzdem  aber  herrschte  eine  gewisse  Stabilität  ohne  lebhaftes 
Aufeinanderprallen  verschiedener  Kräfte. 

Ganz  anders  ist  dies  in  den  letzten  Jahrzehnten  geworden.  Wir  gehen 
durch  eine  Krise  der  Ehe,  durch  eine  Gescfalchtsperiode  hindurch,  in  der 
alle  ttberlieferten  Begriffe  der  Sexualethik  revidiöi  werden.  Die  GrOnde 
hiwfflr  sind  dreifacher  Art. 

1.  In  allen  früheren  Geschichtsprrioden  war  der  Frau  überwiegend 
eine  passive  Rolle  im  Liebes-  und  Eheleben  beschieden.  >fuitrrschaft  und 
Versorgung  waren  die  Ziele,  um  derentwillen  sie  in  die  Ehe  dat.  Fersön- 
liche  Liebe  zum  Manne  stand  uuler  ihren  Motiven  stets  durchaus  im  ümter- 
gründe.  Es  konnte  ihr  daher  erträglich  eraehdnen,  und  sie  hat  es  diese  ganze 
Zeitspanne  hindurch  widerstandslos  hingenommen,  daß  nicht  sie  sdbst,  daß 
an  ihrer  Stelle  ihre  Eltern  Ober  Ihre  Hand  verfügten  (im  Orient  im  Sinne 
des  Gesetzes,  das  ihr  verbot  mit  ihrem  künftigen  Manne  vor  der  Hochzeit 
auch  nur  ein  Wort  zu  wech^^rln).  Die  allgemeinen  Bildungstendenzpn  unserer 
Zeit,  die  auch  den  Mädchenunterricht  und  deren  geistigen  Gesichtskreis  so 
unendlich  gehoben  haben,  machten  diesem  Gleichgewichtszustand  ein  Ende. 
Selbst  im  mohammedanischen  Orient  verlangt  nun  die  F^o,  vor  der  Ehe« 
Schließung  gehört  zu  werden,  und  fordert  ein  Recht,  Ehetrennung  zu  verlangen. 
(Siehe  Artikel  über  Frauenemanzipation  im  Orient  auf  S.  872).  in  Europa  geht 
dies  sexuelle  und  geistige  Erwachen  der  Frau  naturgemäß  unendlich  weiter. 
Sie  erträgt  es  nicht  länger,  bloß  Objekt,  sie  fordert.  glei(  hhorochtigtes  Subjekt 
in  der  Ehe  zu  sein;  über  Versorgung  und  Mutterschalt  hniaus  fordert  sie 
persönliches  Glück,  Befriedigung  menschlicher  und  seelischer  Bedürfnisse, 
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Einklang  mit  oinem  gleichstrebendcn  Gatten.  Noch  haben  Volkssitte  und 
Gesetzgebung  dieser  veränderten  Subjektivität  der  Frau  in  vielen,  besonders 
den  romanisrhf'n  Ländern  nicht  Rechnung  getragen;  noch  sind  es  in  Frank- 
reich, llalien  und  Spanien  in  den  meisten  Fällen  ausschließlich  die  Eltern, 
welche  das  junge  Mädchen  der  gebildeten  Klasse  verheiraten,  wenn  nicht 
in  völliger  BeiaeHeselzung  von  deren  eigenen  WOiuehen,  gewifi  doch  in  ent* 
scheidender  Beeinflussung  ihrer  Gattenwahl.  Aber  mit  der  Verheiratung 
selbst  erlischt  die  Ilfirigkeit  des  Weibes,  und  die  neu  er^vachte  Aktivität, 
Wandelbai'kt'it  und  Cflücksbegierde  lassen  in  nur  nilzu  vielen  Fällen  in  der 
Frau  den  Entschluß  reifen,  dem  anf'j"z\vungenen  Gatten  die  Treue  zu  brechen. 
In  allen  vorangegangenen  (rfsehi(  hUperioderi  war  es  allein  der  Mann  gewesen, 
dem  das  Recht  auf  Ehebruch  otlen  oder  stillschweigend  zugebilligt  wurde, 
und  die  Fälle  von  Vergehungen  der  Frau  waren  im  Orient  durchaus, 
aber  auch  im  Okzident  ziemlich  selten.  Heute  mufi  in  den  genannten 
romanischen  Ländern  der  Ehebioich  der  Frau  bereits  als  ein  Sozialphänomer». 
welches  die  Institution  der  Einehe  selbst  in  gewissem  Sinne  modifiziert,  nicht 
mehr  als  eine  isolierte  Abnormität  aurc»>fftßt  werden. 

In  deji  gei'inanisehen  und  anglosiu  li-i--'  hen  Ländern,  besondei^  in  Skan- 
dinavien und  Amerika  ging  die  Entwicklung  andere  Wege.  Dort  wurde  der 
Frau  völlige  Ausreifung  ihrer  geistigen  Persönlichkeit  vor  Eingehen  der  Ehe 
und  freie,  unbeschrankte  Gattenwahl  zugestanden,  der  Ehebruch  anderer^ 
seits  mit  Fluch  und  Bann  der  öfTentlichen  Meinung  belegt.  Sellen  genug 
kommt  diese  allerdings  dazu,  ihre  Acht  auszusprechen,  da  die  Frau  dem 
einmal  frei  gewählten  Gatten  eher  als  die  romanische  dem  aufgezwungenen 
fürs  Leben  treu  zu  bleiben  geneigt  ist,  sowie  auch  ein  liberales  Ehe- 
scheidungsgesetz für  Fälle  ^^irklicher  Inkompatibilität  der  Charaktere  ihr 
die  Möglichkeit  an  die  Hand  gibt,  die  Ehe  den  Moralanschauungen  d^  Ge- 
sellschaft entsprechend  zu  lösen. 

2.  Ein  weiterer  entscheidender  Faktor  der  Ehekrise  ist  in  jenen 
Wirtschaftsentwicklungen  zu  suchen,  welche  die  Ehe  als  ökonomisehe  Ein- 
heil, (lie  si*.  in  mittleren  und  unteren  Klassen  der  Bevölkerung  au^- 
nahni-li*»  dai^tellte,  zerbrachen.  Der  Bauer  hatte  auf  seinem  Hofe  stets 
Frau,  Kinder,  Knechte  und  Mägde  unter  seiner  Leitung  in  kollektiver  Arbeit 
vereinigt,  der  Frau  insbesondere  fielen  eine  Reihe  von  Tätigkeiten  (wie  Spinnen 
und  Weben,  Kleideranfertigung,  Fürsorge  fOr  das  Vieh  usw.)  zu,  die  ihre 
Arbeitskraft  in/ierhalb  der  Ehe  überaus  wertvoll  erscheinen  ließen.  Ähnliches 
galt  auch  für  die  Frau  des  Handwerksmeisters,  welche  die  Küch»*  für  Meister 
und  Gesellen  bereitete  und  das  ausgedehnte  Haus  nach  jeder  Kiehtuni?  in- 
stand zu  halten  hatte.  War  der  Frau  so  innerhalb  der  Ehe  eine  gefestigte 
ökonomische  Position  gegeben,  so  hatte  sie  außerhalb  derselben  keinerlei 
Funktion,  keinerlei  Möglichkeit  der  Selbsterfaaltung.  Kein  Beruf  stand  ihr 
offen,  wenn  wir  von  der  ganz  dienenden  Stellung  als  Hausmagd  absehen. 
Die  Ehe  mußte  daher  jedem  Mfidchen  als  einzig  erstrebenswertes  Ziel,  als 
einzig  mögliche  Existenzbedingung  erscheinen. 

Die  Industrieenfwirkluns:  unserer  Zeil  hat  die  Söhne  der  Bauern  unti 
Handwerksmeister  zu  sehr  großem  Teil  als  Industriearbeiter  in  den  Schattea 
der  Fabriken  gezogen,  und  auch  ein  sehr  wesentlicher  Teil  ihrer  Töchter 
arbeitet  dort  an  der  Seite  der  Brüder.  Der  Arbeit^ausfaalt  ist  kma  so  um* 
fassender,  vielseitiger  mehr  wie  der  des  Bauern  und  Meisters.  Seine  Funk- 
tionen beschränken  sich  auf  ein  hastiges  Bereiten  der  Mahlzeit,  das  vielfarli 
nach  der  Fabrikarbeit  vorgenommen  wird,  und  auf  eine  überaus  oberfl&ch- 
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liehe  und  ungenügende  Beaufsichtigung  der  kleinen  Kinder.  So  srlnvcre 
Gefahren  und  Schädigungen  auch  hieraus  für  das  Heranwachsen  der  neuen 
Generation  entstehen  (siehe  Artikel  von  Mme.  Berot  Berger  auf  S.  870), 
so  viele  Versuche  vorgenommen  wurden,  die  FVau  wieder  ins  Haue  turOok- 
rafohren,  ist  dies  doch  nur  in  den  reichen  Ländern  mit  hohen  Arbeits- 
löhnen: Amerika,  Australien  und  zum  Teil  England,  und  auch  dort  nur  für 
die  verheirateten  Frauen,  pelunp:cn.  Die  jungen  Madchen  arbeiten  auch  dort 
in  Hon  Fnbriken;  auf  dem  europäischen  Festlande  gilt  dies  außerdem  für 
MiJiionen  verheirateter  Frauen.  Haben  diese  so  innerhalb  des  Heims  keine 
wesentUch  ökonomische  Funktion  mehr  zu  erfüllen,  so  ist  ihnen  andererseits 
durch  die  Lohnarheit  in  den  Fabriken  die  Möglichkeit,  ja  die  Notwendigkeit 
gegeben  worden,  unabhängig  vom  Manne  durch  eigene  Kraftanstrengung 
sich  wirtschaftlich  durchzusetzen.  Die  Frau  hat  hierdurch  eine  Selbständig- 
keit gewonnen,  wie  sie  sie  noch  nie  im  Laufe  der  Geschichte  besaß.  Die 
selbstverantwortliche  Arbeit  inmitten  unzähli'jer,  unmittelbar  Wettrifernder, 
die  zugleich  eine  spezielle  beruf Uche  Vorbildung  erfordert,  laßt  ui  der  Frau 
alle  Energien  des  Geistes,  vor  allem  auch  die  Gabe  der  Initiative,  die  so  lauge 
in  ihr  geschlummert  hat,  zur  freien  Entwicklung  gelangen.  Die  Ehe  hört 
ffir  sie  auf,  eine  ökonomische  Notwendigkeit  zu  sein,  die  Unentbehrlichkeit 
der  „Versorgung"  hält  sie  nicht  mehr  in  verhaßter  Gemeinschaft  zurück. 
Auch  ihre  Triebe  und  Wünsche  nach  neuer  Vereinung  werden  frei,  und 
sie  ist  in  der  Lage,  sich  ihnen  hmzugi  ben,  um  so  mehr,  da  in  den  Fabrik- 
distrikten  diese  Verbindungen  in  .sehr  großer  Anzahl  nicht  mehr  legitim, 
sondern  in  freier  Liebeswahl  geschlossen  werden. 

So  hat  die  Ehe  in  den  modernen  industriellen  Kreisen  Oberwiegend 
ihren  alten  Inhalt  verloren  und  ist  vielfach  auch  ip  der  Form  verschwunden. 
Die  jahrtausendealte  Ungleichheit  zwischen  dem  Manne  mit  seiner  grschh'cht- 
hchen  Aktivität  und  der  Frau  mit  ihrer  Passivität  und  ihren  ganz  anders 
gerichteten  Interessen  hat  geendet,  beide  gehen  in  gleicher  Weise  der  Er- 
füllung ihres  Wesens  entgegen,  stehen  einander  gleicliberechtigt  gebend  und 
nehmend  gegenOber.  So  wird  beider  Verbindung  zu  einem  tatsfichlichen  Frei- 
heitsbunde, in  dem  sich  alle  sexuellen  Möglichkeiten,  nicht  bloß  des  Mannes, 
sondern  auch  der  Frau  entfalten,  in  dem  der  vollen  Auslebung  der  Persönlich- 
keit nichts  im  Wege  steht. 

Gerade  in  diesen  sozial  tiefstehenden  Sehiehfen  ist  die  Krise  der  Ehe 
am  weitesten  fortgeschritten  und  ihrer  Lösung  am  nächsten.  Mögen  auch 
mangelnder  Adel  der  Form,  Armut  und  Dürftigkeit  die  neuen  Gebilde  nur 
schwer  in  ihrer  wahren  Bedeutung  kenntlich  machen,  die  kQnfUge  Art  der 
Verbindung  beider  Geschlechter  bahnt  sich  doch  im  Proletariate  vor.  Eine 
Eigentümlichkeit  ist  hierfür  hervorragend  charakteristisch.  Während  in 
f?1l«  n  früheren  Geschichtsperioden  und  Gesell^'  b  tftsklassen  das  Geldmoment 
bei  der  ehelichen  Verbindung  eine  entscheidende  Holle  spielte,  »ei  es,  daü 
der  Mann  den  Eltern  der  Braut  einen  Kaufpreis  entrichten  mußte,  wie  im 
muslimischen  Qri^t,  sei  es,  daß  umgekehrt  der  Mann  dne  solche  Gefthrtin 
erwfihlte,  die  ihm  eine  reiche  Mitgift  zubrachte,  wfthrend  in  beiden  Fftllen 
die  freie  Anziehungskraft  der  Geschlechter  gefälscht,  ja  unterdrückt  wurde 
durch  kommerzielle  Rücksichten,  fallen  diese  im  Liebesbunde  der  Söhne  und 
Töchter  des  Proletariats  durc  haus  fori;  und  diese  Freiheit  von  ökonomischen 
Gesichtspunkten,  diese  freie  Gattenwahl  und  freie  Ehetrenntmg,  wie  wiv  sie 
im  Proletariat  beobachten,  zeigen  uns  die  wesentlichsten  Züge  der  Geschlechter- 
Verbindung,  wie  sie  die  Zukunft  ffir  alle  Klassen  der  Gesellschaft  bringen  wird. 
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3.  Auch  die  sexuellen  Bedürfnisse  des  Mannes  sind  in  unserer  Zeit  andere 
gewor^*  Wohl  haben  sich  seine  polygamischeii  Instinkte  im  Kerne  des 
Wesens  auch  in  der  Gegenwart  erhalten,  aber  gerade  der  Mehrzahl  und  gerade 

den  Besten  entspricht  es  doch  allein,  in  einem  gegebenen  Augenblick  sich 
der  Liebe  für  bloß  oino  Frau  hinzugebon  und  das  g^nzc  Wesen  in  diesem 
Triebe  zu  konzoulrieren.  Diese  Neigung  mag  ersterbpii  und  einer  andern 
Platz  machen;  die  Polygamie  ist  aber  von  einer  irl' n  Uzeiligen  zu  einer 
sukzessiven  geworden.  Hierni  geiade  liegen  tiefgreifende  seelische  und 
aoriale  Unteisehiede. 

Der  Mann  des  muslimischen  Ostens,  dem  der  Verkehr  mit  einer  gegebenen 
Frau  nicht  mehr  zusagt,  zieht  einfach  eine  andere  seinem  Harem  bei,  ver- 
slößt  aber  in  der  Regel  die  erste  nicht,  entzieht  ihr  nicht  rlie  ökonomische 
Sicherung.  Nur  in  seltenen  Fällen  macht  er  von  seinem  übrigens  unbeschränk- 
ten Rechte,  seine  Frau  zu  verstoßen,  Gebrauch.  Auch  in  vielen  Ländern 
des  Westens,  insbesondere  den  romanischen  Staaten  lebt  ja  diese  Poly- 
gamie fort;  fflr  eine  gleichgültig  gewordene  Ehe  sueht  der  Mann  auSerhalb 
derselben  Ersatz.  In  den  germanischen  und  an^o-siclisischen  Lindem  aber 
liegen  die  Dinge  anders,  dort  läßt  sich  von  gestern  auf  heute  eine  wesentliche 
Wandlung  konstatieren.  Ehedem  hatte  dort  tatsächlich  eine  reine  Einehe 
bestanden,  und  der  Mann  hatte  ein  Leben  lang  seiner  Frau  liie  Treue  bewahrt, 
seine  mindere  sexuelle  Aktivität  und  konservative  Seelenverfassuug  erleich- 
terten ihm  dies.  In  der  Gegenwart  aber  mit  ihrer  stets  grOfieien  Differeniienmg 
und  Reisbarkeit  der  Charaktere  wird  es  sowohl  den  sdiwaehen  als  auch  gerade 
den  starken  Naturen  immer  schwerer,  ein  und  dieselbe  Gesinnung  ein  Leben 
lartp  fr stzii halten.  Das  menschliche  ,,Ich"  verSnd'Tl  sich  von  Jahrzehnt  zu 
Jahrzehnt,  verändert  sich  um  so  rascher,  je  mehr  wir  m  unserer  Gf^schichts- 
periode  allseitig  auf  das  Gemüt  einstürmender  neuer  Emdrucke  vorvN-ärts 
schreiten.  Zwei  Menschen,  die  ehedem  sich  völlig  ergänzt  hatten,  mögen 
morgen  infolge  verschieden  gerichteter  seelischer  Entwicklung  keinerlei  Be- 
rührungspunkte mehr  besitien*  So  wurde  gerade  in  den  klassischen  Lftndem 
der  Einehe  und  bei  den  emstesten  Völkern  das  Fundament  derselben  untere 
graben,  und  in  vielen  gerade  der  besten  Männer  wird  der  Wunsch  wach, 
eine  Ehe,  die  des  innern  Bamies  entbehrt,  zu  lösen,  und  der  Harmonie  eines 
neuen  Bundes  sich  zu  weihen.  Aus  diesem  Streben  mußte  eine  weitere 
bedeutsame  Stärkung  der  Strömung  für  Erweiterung  der  Eheseheidungs- 
möglichkeiten  erwachsen. 

Wir  sehen  daher,  daß  die  Ökonomischen  und  seelischen  Grundlagen  der 
lebenslänglichen  Einehe  in  unserer  Zeit  tlberaus  bedroht  sind.  Schon  ist 
dieselh*^  vielfach  nur  mehr  eine  Fiktion,  eine  Forderung  gcsrhriobcner  Mnrnl. 
Die  Natur  setzt  sich  über  alle  Schranken,  die  soziale  Eatwickluagstendenz 
über  alle  beschworenen  Gesetze  hinweg,  die  Wahl,  die  zu  treffen,  steht  eigent- 
lich kaum  mehr  Bwacbea  Ehe  und  ehwr  freieren  Form  geschlechtlieher  Ver- 
bindung, sondern  nur  mehr  swischen  Frankreich  und  Amerika:  Zwischen  dem 
von  der  öffentlichen  Meinung  mehr  oder  minder  sanktionierton  Ehebruch 
mit  seiner  Unwahrheil  und  Heuchelei,  seiner  Vergiftung  aller  persönlichen 
Beziehungen,  seinen  Kämpfen  und  Leiden,  und  der  freien  Ehescheidung 
der  neuen  Welt.  Für  den  Freund  der  Klarheit  und  Wahrheit,  der  Über- 
einstimmung von  Form  und  Inhalt,  der  offenen,  freien  Entfaltung  aUes 
Bestehenden  im  Lichte  des  Tages  kann  die  Wahl  nicht  schwer  sein;  und 
tatsächlich  ist  ja  auch  in  allen  LSndem  Europas  und  in  Frankrsicli  am 
meisten  eine  lebhafte  Agitation  lugunsten  freier  Ehescheidungsgesetse 
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im  amerikanischen  Sinne  im  Gange.  (Siehe  Artikel  von  Paul  Margueritte 
auf  S.  814).  Andererseits  geht  das  Ideal  weiter  Kreise  dahin,  alle  Vor« 
urtefle,  die  noch  gegenflber  der  unehelichen  Mutter  bestehen,  zu  brechen, 
die  Heiligkeit  der  Mutterschaft  unter  allen  Umständen  zu  achten,  sowie 
femer  den  unehelichen  Kindern  genau  die  gleichen  Rechte  wie  den  ehe- 
lichen zu  geben:  Überaus  wichtige  Probleme,  besonders  für  das  Proletariat 
von  heute,  wo  der  freie  Liebesbund  gegenüber  der  Ehe  deshalb  als  durchaus 
minder  wünschenswert  vuni  sozialen  Standpunkte  anzusehen  ist,  weil  er  nicht 
die  gleichen  Garantien  ffir  Emfthranjg  und  Ernehung  der  Kinder  gibt,  und 
die  Sterbliehkdt  derselben  eine  mtaus  grOflere  als  im  legitimen  Verhfiltnis 
ist.  In  diesem  Sinne  muß  auch  jeder  Versuch,  freie  Verhältnisse  zu  gesetz« 
liehen  zu  gestallen  als  im  Interesse  der  künftigen  Generation  liegend  aufs 
wärmste  begrüßt  werden;  auch  eine  Gesctzgebunc,  welche  alle  formalen 
Schwiei  igkeitcn  beseitigt  und  die  Bahn  zur  Eheschlieliuiig  ebnet,  ist  durchaus 
wünschenswert.  (Siehe  Artikel  von  Dr.  1.  l^ertillon  auf  S.  Sil.)  Naturgemäß 
gewinnen  solche  Ehen,  die  jenseito  aller  elterlichen  Zustimmung  und  aller 
ökonomischen  Beeinflussung  nach  dem  freien  Willen  eines  hebenden  Paares 
geschlossen  werden,  einen  ganz  anderen  Inhalt  als  die  Geld-  und  Kon- 
ventionsehen,  die  eine  in  gesetzliche  Form  gebrachte  Prostitntion  darstellen. 
Alle  die  sozialen  Gesichtspunkte,  die  gegen  diese  Ehen  ins  Feld  zu  führen 
waren,  fallen  jenen  gegenüber  weg,  und  eine  Entwicklungstendenz  im 
Proletariat  in  der  Richtung  auf  Legalisierung  dieser  Verbindungen  ist  daher 
Ittr  die  Zukunft  nur  wahncheinlich. 

Fassen  wir  das  ganze  Problem  und  alle  Faktoren,  die  für  Lösung 
der  Krise  in  Frage  kommen,  ins  Auge,  so  muß  wohl  für  die  nächsten  Jahr- 
sehnte eine  entsrhipdene  Entwicklungstendenz  nach  stets  freierer  und  freierer 
Ehe  vorausgesehen  werden.  Auf  die  Ehescheidung  bloß  im  Falle  gesetz- 
Ucher  oder  moralischer  Vergehungen,  wie  sie  heute  in  den  meisten  Ländern 
besteht,  wird  cweifdsolme  sehr  bald  die  Ehescheidung  im  EinverstAndnis 
beider  Gatten,  und  in  nicht  femer  Zukunft  auch  die  auf  Antrag  blo0 
eines  der  beiden  Gatten  folgen,  wobei  Zuerkennung  materieller  Siehe- 
rung  an  den  andern  Gatten  naturgemäß  den  Gerichten  überlassen  bleibt. 
Die  Ehe  wird  dadurch  aller  quälenden  Fesseln  entkleidet,  sie  wird  so  lantre 
dauern,  als  die  Liebe  und  der  freie  Wille  zweier  Menschen  es  gestattet.  Durch- 
aus frei  wird  diese  Entwicklungstendenz  allerdings  erst  zur  Erfüllung  ge- 
langen können,  wenn  die  FVau  mehr  noch  als  heute  ökonomische  Selbst« 
ständigkeit  gewinnt,  wenn  ihr  alle  Berufe  offenstehen,  wenn  obUgatorischer 
Schulbesuch  der  Kinder,  Kindergärten  und  andere  staatliche  Einrichtungen 
sich  soweit  ausgebildet  halben,  daß  sie  die  vollstSndige  Stellvertretung  solcher 
Mütter,  welche  ein  gesichertes  Heim  nicht  besitzen  und  ihren  Tag  der  Arbeit 
widmen  müssen,  übernehmen.  In  dieser  noch  fernen  Zukunft  mag  einer 
kleinen  Auslese  von  Paaren  die  völlige  Erschöpfung  des  lebenslangen  Ein- 
heitsbegriffes Uber  Seelenentwicklung  hinweg  beschiedoi,  für  die  Gesell* 
Schaft  aber  eine  Aufeinsnderfolge  von  Bflndnissen  (wie  sie  heute  doch 
wohl  nur  dem  Ausnahmefall  angehören)  zur  Regel  werden. 

Gibt  es  bei  so  weitpphender  Erstreckung  der  Ehescheidungsmöglichkeiten 
Oberhaupt  noch  emeii  Grund,  die  Eheschließung  als  solche  beizubehalten? 
Icii  glaube  doch  wohl.  Denn  der  Lebensi>und  zweier  Personen  ist  eine  für 
beider  Glftck  und  fttr  das  Erwachsen  der  kOnfton  Generation  so  Oberaus 
wichtige  Entachddung,  daß  sie  nur  in  Ruhe  und  Überlegung,  sei  es  auch  auf 
Gnmd  der  cur  Vereinung  strebenden  Liebe  getroffen  wsrdßü,  soll,  nicht  im 
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Augenblick  der  Leidenschaft,  sondern  im  Gedenicen  derselben  am  klaren 
nOehtmoi  Tage.  Wenn  ein  etwas  weiterliegender  Vergleich  zur  Klarstellung 
geetattet  ist,  dann  darf  vielleieht  auf  die  Funktion  der  zwdten  Kammer  in 

verschiedenen  Konstitutionen  {wie  französischer  Senat  und  (Miglisches  Ober- 
baus) verwiesen  werden,  welche  nicht  sowohl  den  von  der  Volkskammer  aus- 
gesproch'^nfn  VolksNNnllen  in  sfiner  Verwirklichung  hemmen,  wühl  aber  so- 
weit zurückdämmen  können,  daii  das  Volk  Zeit  gewinnt,  die  Tragweite  seiner 
Entschlüsse  langsam  zu  überprüfen.  Diese  hemmende  Wirkung  wird  die 
formelle  Erklärung  beider  Brautleute  vor  dem  Standesbeamten  immer  be- 
sitEen  und  nur  solchen  Einungen  den  Weg  freigeben,  die  gmfter  Über- 
legung entsprechen.  Aber  auch  in  Beibehaltung  der  gesetzlichen  Form 
wird  die  Ehe  der  Zukunft  voll  ^und  ganz  der  „freien  Ehe"  gehören, 
Künftige  Generationen  werden  der  „freien  Ehe"  nicht  mit  der  ängstlichen 
Scheu  von  heute  nahen,  sie  vielmehr  als  beste  Gewähr  persönlichen  Glücks 
und  geschlechtlicher  Zuchtwahl  im  wissenschaftUchen  Sinne  des  Wortes, 
somit  der  Heranbildung  stets  vollkommnerer  Kinder  und  des  Fortschritts 
der  Menschengattung  begreifen. 
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ARTHUR  BEAVES,  NEW  YORK:  DER  KAMPF 

ZWISCHEN  TRUSTS  UND  VOLK  IN  AMERIKA. 

■"^■■■"ENN  wir  die  tieferen  Ursachen  der  Krise  begreifen  wollen,  welche 
in  den  letzten  Monaten  das  Wirtschaftsleben  Amerikas  erschütterte, 
müssen  wir  über  die  iinanztechnischen  Schwierigkeiten  hinweg  auf 
den  Kampf  swiseheiL  TYiute  und  Volk  als  letale  Uisadie  bliäen. 
Eben  dieser  Kampf  serstOrte  das  Vertrauen  der  BerOlkenrng  auf  die  Stabilit&t 
der  wirtschaftUehen  Ordnung  sowie  jener  Industrie-  und  Finanzinstitute,  die 
als  ihre  Träger  angesehen  wurden.  Diese  Vernichtung  des  Vertrauens  mußte 
aber  angesichts  der  völligen  Basierung  des  finanziellen  Lebens  Amerikas  auf 
ein  weit  ausgedehntes  Kreditsystem  die  ruhige  Abwicklung  aller  finanziellen 
Transaktionen,  die  in  normalen  Zeiten  dank  dem  Vertrauen  des  Volkes  möglich 
ist,  unmöglich  machen.  Sowie  dieses  Vertrauen  schwand  und  bare  Besahlung 
in  größerem  Umfange  statt  Kreditgewährung  verlangt  wurde,  stellte  es  sich 
heraus,  daß  die  baren  Umlaufsmittel  im  Lande  nur  einen  winzigen  Bruchteil 
jener  Summen,  die  bisher  ohne  Heranziehung  von  Bargeld  umgesetzt  wurden, 
ausmachen,  und  die  bedrohten  Finanzinstitute  konnten  sich  selbst  mit  größter 
Mühe  und  zu  höchsten  Diskontraten  das  nötige  Metallgeld,  das  vom  erschreck- 
ten Publikum  gefordert  wurde,  nicht  beschaffen.  So  erklärt  es  sich,  daß  selbst 
solche  Institute,  deren  wahre  Lage  eine  durchaus  gute  war,  sor  augenblick- 
lichen Zahlungseinstellung  genötigt  wurden  und  erst  nach  Monaten  ihren 
Geschäftsbetrieb  in  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  wieder  aufnehmen 
konnten.  All  dies  aber  wirkte  auch  auf  das  industrielle  Leben  selbst  zurück. 
Fabriken  wurden  geschlossen,  Arbeiterentlassungen  erfolgten,  und  das  früher 
so  blühende  Land  schritt  durch  eine  schwere  Krise.  Der  letzte  Grund  alles 
dessen  ist,  wie  oben  bemerkt,  im  Kampfe  zwischen  Trusts  und  Volk  zu  suchen. 

Seit  Beendigung  des  spanischen  Krieges  am  Ende  des  19.  Jahrhunderts 
ergriff  die  früher  so  langsame  Konzentrationsbewi^(nng  das  ganze  gewerbhche 
Leben  des  Landes.  In  den  wichtigsten  Industrien  vereinigten  sich  die  früher 
selbständigen,  miteinander  im  Konkurrenzkampfe  liegenden  Gesellschaften 
zu  großen  Verbänden,  sei  es,  daß  eine  herrschende  Gesellschaft  die  Mehrheit 
der  Aktien  in  den  übrigen  Gesellschaften  erwarb  und  so  deren  Geschäfts- 
politik tatsächlich  beherrsishte,  sei  es,  daß  eine  noch  innigere  Verschmelzung  aller 
Unternehmungen  zu  einer  großen  Aktiengesdlschaft  vollzogen  wurde,  welche 
damit  eine  tatsächliche  Monopolstellung  erwarb.  Seither  wird  Amerika  von 
mehreren  großen  Industriegesellschaften  beherrscht.  Die  „American  Sugar- 
Company"  gebietet  über  die  Zuckerproduktion  des  Landes,  der  „Standard 
Oil  Trust",  dessen  Kapital  eben  jetzt  auf  600  Millionen  Dollar  (2400  Mill.  M.) 
erhöht  werden  soll,  über  die  Petroleumerzeugung,  der  „Tobacco-Trust**  über 
dfie  Tabaldndustrie,  der  „Steeltrust"  über  die  Stahlerzeugung  des  Landes. 
Große  Betriebserspamisse  wurden  durch  diese  Vereinigung  der  Industrien 
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ermöglicht.  Einerseits  konnten  unrentable  Werke  aufgelassen  und  die  ganze 
Produktion  in  wenigen  Fabriken  konzentriert  werden,  die  mit  den  besten 
Masehineii  ausgestattet,  mit  allen  VorteOen»  welche  der  Betrieb  im  Groden 
bringt,  arbeiten  konnten.  Alle  PIfine  industrieller  Tätigkeit  konnten  im 
Großen  unter  Berechnung  aller  möglicher  Vorteile  auegearbdtet  werden.  So 
beabsichtigt  der  „Stoeltrusi"  am  T/for  dos  Michigan-Sees  ein  gewaltiges  Werk 
2U  crbaiien,  in  dem  ein  großer  'I  i  il  spinor  Produktion  konzentriert  werden 
soll,  und  hat  zu  diesem  Zwecke  aut  früher  ödem  Terrain  eine  neue  Stadt 
erbaut,  die  den  Namen  „Gary"  führt  und  50  000  Personen  (Arbeiter  mit 
ihren  Familien  und  Geechftftoleute)  beherbergt.  Andererseits  macht  das  Auf« 
hOren  jeder  Konkurrenz  zwischen  den  räikzelnen  GeseHschaften  den  gewaltigen 
und  kostspieligen  Reklameapparat  von  ehedem  unnötig.  Ihre  einander  unter- 
bietenden Agenten  und  Geschäftsreisenden  durrh/johen  nicht  mehr  das  Land, 
die  Arbeitstatigkeil  wird  auf  das  tatsächlich  für  Produktion  und  Verkauf 
notwendige  Mali  eingeschränkt.  All  dies  vermehrte  ungemein  die  Gewiiisle 
der . beteiligten  Gesellschaften;  die  Löhne  konnten  erhöht  werden;  das  all- 
gemeine Geschftftsleben  des  Landes  zog  hieraus  großen  Vorteil. 

Die  Trusts  aber  begnügten  sich  nicht  mit  diesen  natttriichen,  fOr  das 
ganze  Land  wie  fflr  sie  selbst  scgensvollen  Vorteil  n  sondern  suchten  einen 
weiteren  Gewinn  durch  Ausnutzung  ihrer  Monopolstellung  zu  erlangen. 

Frei  von  jf^der  Konkurrenz,  erhöhten  sie  sukzessive  ihre  Preise  und  übten 
so  einen  schweren  Druck  auf  das  konsumierende  i'ublikum  aus.  Andere  Trusts 
entstanden  (wie  der  „Beef-Trust",  welcher  ein  Monopol  der  Fleischproduktion 
des  Landes  begründete),  denen  es  gar  nicht  in  erster  Linie  um  Betriebser- 
spamisee,  sondern  fiberwiegend  um  die  ErfaUhung  der  Preise  sa  tun  war. 
Die  Gesamtheit  der  Konsumenten,  d.  i.  das  Volk  der  Vereinigten  Staaten, 
sah  sich  all  dem  cregpnfiber  hilflos,  und  gerade  dieses  Gefühl  der  Hilflosigkeit 
gegenüber  den  Üln  r^rilfen  der  Kapitalmächte  mehr  noch  vielleicht  als  die 
tatsächliche  finanzieiie  Schädigung  erregten  den  leidenschaftlichen  Unwillen 
des  Volkes.  Man  vergaß  alle  segensreichen  Wirkungen  der  Betriebskonzen- 
tration, man  sah  nur  mehr  die  Ausbeutung  des  Publikums  durch  die  Er^ 
höhung  der  Preise.  Man  verlangte  stürmisch  die  AufUfeung  der  Trusts,  die 
Wiederkehr  zum  System  der  freien  Konkurrenz.  Nur  eine  kleine  Minderheit 
besaß  Einsicht  genug  in  die  Gesetze  der  ökonomischen  Entwicklung,  um  za 
begreifen,  daß  es  unmöglich  sei,  einen  Schritt  nach  rückwärts  zur  alten  indu- 
striellen Anarchie  zu  tun,  und  daß  die  Beseitigun£j  aller  Gefahren  der  Privat- 
monopole nur  in  deren  Überführung  in  Staatsbesitz  liegen  könne;  daß  eben 
durch  eine  solche  Verstaatlichungspolitik  alle  Betriebserspanusse  beibehalten, 
und  alle  Gefahren  monopolistischer  Preispolitik  beseitigt  werden  könnten. 
Am  meisten  Anhänger  fand  diese  letztere  Ansicht  noch  in  den  Kreisen  der 
Arbeiterschaft  selbst,  welche  eine  Zersplitterung  der  industriellen  Betriebe, 
die  zur  Schwächung  der  Gewinsle  und  Reduzierung  der  Löhne  führen  müßte, 
naturgemäß  zurückwies.  Aber  selbst  in  ihren  Kreisen  herrschte  außer- 
halb der  sozialistischen  Parteikreise  große  Verwirrung  und  Unklarheit. 

Die  Farmer  und  Kleinbflrger  wiederum,  aufgewachsen  in  der  Über- 
zeugung vom  Segen  industriellen  Wettbewerbes,  glaubten  alles  Heil  von 
einer  gewaltsamen  Zerstörung  der  Trusts  und  Rückkehr  sum  froheren  System 
vieler  getrennter  Gesellschaften  erwarten  zu  s'»llf  n. 

In  zweierlei  Weise,  in  Selbsthilfe  und  in  Emwirkung  auf  die  Staats- 
pohlik,  kam  diese  Volksstimmung  zum  Ausdruck.  Für  erstere  ist  der  Burger- 
krieg in  Kentucky  das  charakteristischste  Beispiel. 
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Die  Landwirtachaft  dieses  Staates  beruht  hauptsächlich  auf  dem  Tabaks« 
bau,  und  die  Farmer,  die  sich  seinem  Anbau  widmeten,  sahen  sich  durch  den 
Tabakstrust  in  ihrem  wirtschaftlichen  Gedeihen  bedr  oht.  Der  Trust  benutzte 
seine  Monopolstellung  als  alleiniger  Käufer  des  Tabaks  %u  einem  schweren 
Druck  auf  die  Preise,  so  daß  die  Farmer  weniger  aus  dem  Verkauf  des  Tabaks 
erwarben,  als  sie  der  Anbau  gekostet  hatte.  Eine  leideiuoliaftlicheErbitienmg 
bemftchtigte  sich  ihrer,  und  27  000  Farmer  traten  der  Vereinigung  der  Tabaks« 
pflanzer  bei.  Aber  auch  sie  waren  nicht  imstande,  dem  Trust  ein  völliges 
Gegengewicht  zu  bieten,  und  so  grifT  man  zur  offenen  Gewalt.  Bewaffnete 
Banden  von  Farmern  bildeten  sich,  die  des  Nachts  maskiert  die  kleinen 
Orte  des  Landes  überlielen,  die  Warenhäuser  der  Trusts  niederbrannten  und 
all  den  Farmern,  die  sich  der  Verbindung  nioht  anschließen  wollten,  mit 
EinechAchterung  und  Gewalt  begegneten.  So  wurde  um  Bfittemaoht  am 
6.  Dexember  1907  die  Stadt  Hopkinsville  mit  ungefähr  10000  Einwuhnera 
und  blühender  Tabaksindustrie  von  300  Bewaffneten  überfallen,  die  Tabaks- 
fabriken  in  Brand  gesetzt  und  die  Feuerv.'ohf  am  Ausrücken  verhindert; 
nur  die  Windstille  der  Nacht  rettete  die  ganze  Stadt  vor  dem  Untergang. 
Ein  Bürger,  der  Widerstand  zu  leisleu  vei-suchte,  wurde  getötet,  die  Häuser 
der  Gegner  der  Verbindung  sowie  die  Druckern  des  „Kentuekian**,  der  ffir 
den  Trust  eingetreten  war,  wurden  lentöri.  Ahnliche  ÜberfAUe  wurden 
wiederholt  in  kleineren  Orten  ausgeführt.  Trotz  alledem  konnten  oder 
wollt'^n  die  Behörden  dos  Staates  Kentucky  die  Übeltäter  nicht 
ausfindig  machen;  und  gerade  so  -wie  bei  Lynchgerichten  über  vf  r- 
dächtige  Neger,  wurde  auch  diesen  Übeltätern  Straflosigkeit  gewährt. 
Gleichzeitig  eröffneten  die  Bundesgerichte  ein  Verfahren  gegen  den  Tabaks- 
trast, welcher  der  gesetswidrigen  Versohwdrung  sum  &lMulea  des  freien 
Handels  angeklagt  wurde.  Dies  auf  Grund  des  sogenannten  Sherman-Gesetzes, 
welches  alle  solchen  Verbindungen  verbietet.  —  Das  Verfahren  schwebt  eben 
jetzt  vor  dem  Bundesgericht  zu  New  York  und  wird  demnächst  vor  dem 
ob» Msien  Gerichtahof  der  Vereinigten  Staaten  zur  definitiven  Entscheidung 
kommen. 

Dies  führt  uns  Ober  lur  zweiten  Linie  des  Wldefstandes,  dem  Kampf 
gegen  die  Trusts  durch  Einwirkung  auf  die  Staatsgewalt.  Als  naheliegendstes 

Mittel,  die  Monopolstellung  der  Trusts  zu  brechen,  erschien  naturgemäß  die 
Niederlegung  der  Zollschranken  in  der  betreffenden  Industrie,  um  derart  die 
Konkurrenz  des  Auslandes  zur  Bpkfimpfung  der  Trusts  herbeizurufen.  Eben 
dies  fordern  gegenwärtig  dio  Zeitungsherausgeber  und  -Verleger  des  Landes, 
welche  sich  ob  der  großen  Preissteigerungen  des  Papiertrusts  beklagen.  Eine 
Kommission  des  Kongresses  ist  im  Begriffe,  aO  die  bezüglichen  Tatsachen 
SU  untersuchen  und  ffir  oder  gegen  den  Antrag  der  ZeitungiriMrausgeiber  au 
entscheiden.  Es  ist  nicht  unmöglich,  daß  der  bedeutsame  Einfluß  derselben 
auf  alle  politischen  Partf^ien  sich  als  stark  jr^nnt^  erweist,  iim  die  Aufhebung 
der  Papierzölle  zu  eiz^vini^en.  Aber  über  die  Papierindustrie  hinaus  hat 
diese  Richtung  doch  nur  wenig  Aussicht  auf  Erfolg,  weil  die  herrschende 
republikanische  Partei  durch  ihr  Programm  und  durch  die  Stimmung  der 
industriellen  iCreise,  denen  sie  üiren  Sieg  bei  den  Wahlen  verdankt,  auf  ein 
starres  Schutzzollsystem  festgelegt  ist. 

Ganz  andere  Kampfesmittel  wurden  tatsächUch  erwählt.  Seit  langem 
bereits  hatte  sich  dio  demokratische  Partei  auf  »^in  Programm  des 
Kampfes  gegen  die  Trusts  verpflichtet,  und  seit  mcbi  -  !  •  n  Jahren  ging 
auch  der  hnke  Flügel  der  repubhkanischen  Partei  unter  Führung  des 
Präsidenten  Roosevelt  su  diesen  Ideen  Ober.  Zunächst  begnügte  npokca  by  Google 
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sich  damit,  ungebührliche  Mittel,  deren  sich  die  Trusts  bei  Bekämpfung  der 
unabhängig  gebliebenen  Firmen  bedienten,  zu  bestrafen.  So  wurden  p-e^^n 
den  Zuckertrust,  der  die  Mehrzahl  der  Aktien  einer  Konkurrenzgesellschaft 
erworben  und  deren  Werke  dank  seiner  Mehrheit  in  der  Generalversammlung 
mm  Sebaden  der  restlicheii  Aktionftre  gesohloflsen  hatte,  ein  Proseß  enge* 
strengt,  der  dozeit  die  Gerichte  besohfiftigt.  Die  Trusts  pflegten  von  den 
Eisenbahngesellschaften,  die  unter  ihrem  Einfluß  standen,  besondere  Ver^ 
günstigungstarife  zu  erzwingen,  während  die  unabhängigen  Firmen  nur  zu 
einem  sehr  liolien  Tarife  ihre  Waren  befördern  konnten.  Ein  Gesetz  wurde 
durch  Einiluß  Roosevelts  erlassen,  welches  die  Gewährung  von  solchen  Fracht- 
▼ergOiiBtigungen  unter  Strafe  ateUt»  und  dne  Reihe  ▼onProaeeian  iwrde  seither 
gegen  BabngeeeDacbaften  gefohrt,  die  luwiderhandelten,  ebenso  gegen  Tmats, 
welche  der  Annahme  solcher  F^chtTergOnstigungen  über^viesen  wurden.  Die 
*  schwerwiegendste  Anklage  wurde  gegen  den  Standard -Oil -Trust  erhoben, 
der  einer  großen  Anzahl  solcher  Gesetzesüberschreitungen  überwiesen 
und  zu  einer  Gesamtstrafe  von  150  Millionen  Dollar  (600  Millionen  Mark) 
verurteilt  wurde.  Em  anderes  Gesetz,  das  oben  erwäiuite  „Öherman  Anti- 
trost  Law"  stellte  jede  Vereinigung  zur  Einschränkung  des  freien  Handels 
unter  Strafe»  nnd  es  ist  klar,  daß  damit  jedwede  Tätigkeit  der  Trusts  ge< 
troffen  werden  konnte.  Überall  wurden  von  besonders  eifrigen  Gegnern  der 
Tnjsts,  zu  denen  auch  der  Justizminister  des  Bundes,  Bonnparte,  gehört, 
solche  Verfolgungen  eröffnet,  und  eine  Panik  bemächtigte  sich  der  bisher 
so  mächtigen  finanziellen  Kreise. 

Kürzlich  erkannte  der  oberste  Gerichtshof  der  Vereinigten  Staaten,  daß 
sieh  das  Sherman-Gesets  auch  auf  Verii^indungen  von  Gewerkschaften  gegen- 
Ikber  nicht  organisierten  Arbeitern  und  Firmen,  welche  solche  beschäftigen« 
anwenden  lasse,  und  schwere  Urteile  gegen  solche  Gewerkvereine  der  Arbeiter- 
Schaft  erfolgten.  Ein  Sturm  der  Entrüstung  in  der  Arbeiterschaft  wurde 
hierdurch  entfesselt,  und  die  l-ülirer  derst  lben  wandten  si^h  mit  ihren  Be- 
schwerden an  den  Kongress.  Koosevelt  vei-sprach  auch  tatsächhch  die 
Einbringung  eines  Geseises,  wslehes  sowohl  Gewerkvereinen,  als  auoh 
Trusts,  soweit  sie  in  offener  Weise  ohne  Anwendung  ungesetsUcher  Mittel 
vorgingen,  Straflosigkeit  zusichert,  aber  die  weitergehenden  Anträge  der 
Arbeiterschaft,  welche  bloß  für  ihre  Gewerkvereine,  nicht  aber  fiir  die 
Trusts  diosc  Rcrhte  forderten,  wurden  im  Gesetz  nicht  berücksichtigt.  Eine 
Einigung  kam  nicht  zustande,  und  die  Beschlußfassung  df^s  Kongresses  wurde 
auf  unbestimmte  Zeit  vertagt.  So  blieb  in  dieser  lüchLuug  alles  beim  alten» 
und  jedwede  T&tigkeit  sowc&l  der  Kapitals*  als  auch  der  Arbeitenrerbind» 
kann  nach  Willkür  der  Gerichte,  die  den  einen  oder  andern  Fall  aus  den  xahl- 
reichen  Vergehen  gegen  das  Gesets  herausgreifen,  unmöglich  gemacht 
werden. 

Ali  dies  hat  die  früher  so  stabile,  fortschrittliche  Entwicklung  des 
amerikanischen  Wirtschaftslebens  zerstört,  jede  Berechnung  der  Zukunft 
unmöglich  gemacht  und  in  den  beteiligten  ICreisen  eine  ständige  Furcht 
vor  immer  verderblicheren  Maßregeln  wachgerufen.  Solange  Regierung 
und  Volk  auf  dem  bisherigen  Wege  des  Kampfes  gegen  die  Naturgeseti» 
ökonomischer  Entwicklung  durch  Gerichtsurteile  und  Geldstrafen  beharren, 
werden  sie  einen  Erfolg  im  Sinne  ihrer  Wünsche  nirht  erzielen  können,  wohl 
aber  das  Land,  an  der  Wiedererlangung  st s  industriellen  Gleichgewichts, 
lohnender  Beschäftigung  für  seine  industiic  und  Wiederaufnahme  der  ent> 
lassenen  Arbeiter  verhindern.  Fkeilich  wird  hei  dem  gesunden  Sinne  den 
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amerikanischen  Volkes  dieser  Zustand  kau  in  raeiir  lange  andanorn;  die  Er- 
bitterung über  die  Preispolitik  der  Trusts  konnte  momentan  den  klnren  ge- 
schäftlichen Bhck  trüben,  und  jenen,  welche  die  Leidenschaft  statt  wirt» 
sohaftlicher  Erwägungen  sprechen  lassen,  BeifaU  imdUntenifltzung  des  Volkes 
und  der  Vertretungskörper  sichern.  Aber  gerade  die  furchtbare  finansielle 
und  industrielle  Krise,  die  Roosevelt  und  seine  Partei  heraufbeschworen» 
hat  ernüchternd  gewrkt.  Man  beginnt  sich  zu  sfimmeln.  Eine  starke  konser- 
vative Gruppe  verlangt  die  Aufhebung  der  gegen  die  Trusts  erlassenen  Aus- 
nahmegesetze, und  einflußreiche  Verbindungen  der  organisierten  Arbeiter- 
schaft wären,  um  die  Anwendung  derselben  Gesetze  gegen  die  Gewerkvereine 
KU  Teiiundem,  niehi  abgeneigt,  sich  ansusehUefien.  Wenig  hätte  gefehlt, 
daß  sich  beide  bei  den  kürzlich  stattgehabten  Verhandlungen  geeinigt  hätten, 
und  die  Aufhebung  der  Ausnahmegesetze  beschlossen  worden  wäre.  Auf  der 
andern  Seite,  im  Lager  der  unbeugsamen  Gegner  der  Trust«;,  bricht  sich  die 
theoretische  Erkenntnis  der  ökonomisclien  Kntwicklungs^etze  immer 
mehr  Bahn.  Bryan,  der  Präsidentschaftskandidat  der  demokratischen  Partei, 
hat  sich  offen  f flr  VeretaatUohung  der  Eisenbahnen  erldflrt,  welche  angesichta 
der  grofien  Entfernungen  der  Vereinigten  Staaten  und  der  noch  geringen 
Erschließung  des  Landes  eine  weitaus  wichtigere  Rolle  in  Amerika  spielen 
als  in  Europa.  Sollte  Bryan  bei  der  Präsidentschaftswahl  im  nächsten  Herbst 
durchdringen  und  dipses  Programm  veTO*irklichen  können,  dann  würde  zweifel- 
los auf  die  Verstaatlichung  derEisenbalineii  auch  die  \  erstaatlichungder  andern 
großen  Industriemonopole  folgen,  und  die  Trustfrage  somit  im  sozialistischen 
Sinne  gelöet  werden.  Andererseits  predigt  der  FQhrer  der  „Independenoe 
League*',  William  Hearst,  der  Ikberaua  starken,  Stele  wachsenden  Einfluß 
auf  die  breiten  VoUcsmassen  besitit,  den  Kampf  gegen  die  Trusts  bis  zum 
äußersten,  aber  auch  er  empriehll  weniger  die  Aufrcchthaltung  der  bisherigen 
Ausnahmegesetze  als  \  ielmehr  die  Übernahme  der  wichtigsten  städtischen 
Industrien  in  die  Hand  der  Gemeindeverwaltungen  und  die  intensivere  Kon- 
trolle und  Einflußnahme  des  Staates  auf  das  industrielle  Leben.  Auch  die 
▼on  ihm  vertretene  Politik  würde  in  konsequenter  Anwendung  zum  Somalismua 
führen.  Die  herrschende  republikanische  Partei  allerdings,  die  alle  Aussieht 
besitzt,  auch  bei  den  Wahlen  im  Herbst  wiedor  die  leitende  Stellung  zu  be- 
haupten, verharrt  bei  ihrer  bisherigen  Politik  der  Ausnahmegesetze.  So 
mag  die  Unsicherheit  und  Verwirrung  im  wirtschaftlichen  Leben  Amerikas 
noch  meiirere  Jahre  andauern,  bis  endlich  die  stets  schwerere  Schädigung 
des  Nationalwohlstandes  eine  Wandlung  in  der  Volksstimmung  und  den  Sieg 
jener  politisohen  Parteien  herbeiftthren  wird,  welche  nicht  den  Kampf  gegm 
die  Entwicklung  und  die  Rückkehr  zur  alten  industriellen  Anarchie,  sondern 
die  konsequente  Weiterentwicklung  des  industriellen  Lebens,  die  Verstaat» 
Itchung  aller  privaten  Monopole,  auf  ihr  Programm  geschrieben  haben. 
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M.  I.  LANDA,  LONDON:  DIE  LANDFLUCHT  IN 
ENGLAND. 

Oh  alle  Freunde  des  Ackerbaus  müssen  die  Eindrücke,  die  man 
auf  einer  Eisenbahnfabrt  durch  England  empfängt,  wahrhaft 
trostlos  sein.  Nach  welcher  Richtung  man  immer  auch  fahren  mag, 
man  durchschneidet  brachliegendes  Land.  Schöngeister  und  zart- 
fühlende Seelen  mögen  sich  an  der  friedlichen  Anmut  der  Parklandschaften 
erfreuen,  die  an  den  Fenstern  des  Zuges  Torbeiiliegen,  Aller  (fir  jeden,  der 
in  der  Fruchtbarkeit  eines  Landes  die  Grundlage  nationaler  GrOAe  und  fort* 
SidiritiUcher  Entwicklung  sieht,  muß  sich  England  als  ein  verlassenes  oder 
doch  zumindest  landwirtschaftlich  erschöpftes  Land  darstellen,  und  dieser 
Vorstellung  entspricht  die  Wahrheit.  Selten  nur  erscheint  ynr  dem  Auge 
des  Heisenden  ein  wogendes  Kornfeld,  und  selbst  die  weidenden  Rinder  und 
Schafe  tauchen  nur  in  groi^n  Zwischenräumen  vor  seinem  Blick  auf.  Wenn 
unser  Reisender  den  Bahnzug  veriAfit»  um  das  Land  näher  zu  besehen,  wird 
er  seine  Ahnungen  duiehaus  bestätigt  finden. 

Der  Ackerbau  ist  überall  im  Verfall,  in  vielen  Gegenden  TttlUg  ver* 
scbwunden,  und  die  Bewohner  meinen,  es  sei  gar  nicht  der  Mühe  wert,  einen 
neuen  Versuch  mit  ihm  zu  unternehmen,  zumindest  so  lange  nicht,  als  die 
geltenden  Gesetze  in  Kraft  sind,  und  das  bestehende  Freihandelssystem  der 
Getreideeinfuhr  der  überseeischen  Länder  kein  Hindernis  in  den  Weg  stellt. 
England  scheint  so  ein  warnendes  Beispiel  der  Folgen  uneingeschrflnkien 
Frdhandels  danustellen,  um  so  mdir,  als  alle  Klassen  und  Parteien,  und  die 
liberalen  Freihändler  in  erster  Linie,  darüber  einig  sind,  welch  schwere  hym- 
nische und  soziale  Schäden  durch  die  Konzentration  der  Gesamtbevölkening 
des  Landes  in  den  Städten  entstehen.  Ein  liberaler  Staatsmann,  der  ver- 
storbene Sir  Henry-Campbell-Bannerman,  war  es,  der  in  seiner  ersten  ]^  de 
als  neu  ernannter  Mmislerpräsident  die  Worte  sprach:  „Wir  müssen  unser 
eigenes  Land  kolonisieren";  und  der  Ruf:  „Zurück  aus  den  Städten  aufe 
Luidt*'  erschallt  seither  stets  wieder  Ton  allen  Seiten.  Wir  werden  im  folgen- 
den darzutun  suchen,  daß  nicht  sowohl  oder  doch  nicht  ausschUeßlich  die 
Freihandelsgesetzgebung  Englands  und  die  Schutzlosigkeit  der  britischen 
LandwirtHcbaft  an  der  Wanderung  vom  Land  in  die  Städte  schuld  tragen, 
sondern  vielmehr  die  ungesunde  Verteilung  des  Eigentums  an  Grund  und 
Boden  und  die  Rückständigkeit  der  Beziehungen  zwischen  Grundbesitzern 
und  landwirtschaftlichen  AAmimL  Betrachten  wir  aber  Eunächst  die  Tat- 
sache der  Wanderungsbewegung  seihst: 

Im  Jahre  1851  waren  fast  2  Millionen  Menschen  in  Großbritannien  mit 
Ackerbau  beschäftigt.  Zur  Zeit  des  letzten  Zensus  im  Jahre  1901  war  deren 
Zahl  auf  weniger  als  1  Million  gesunken,  obwolil  in  der  gleichen  Zeitspanne 
die  Gesamtbevölkerung  des  Landes  sich  verdoppelt  hat;  die  obengenannte 
Verminderung  der  ackerbautreibenden  Bevölkerung  Iiielt  auch  in  den 
letsten  Jahrzehnten  des  abgelaufmen  halben  Jahrhunderts  ungeschmAlert 
an.  In  den  letzten  20  Jalmn,  d.  i.  swischen  1881  und  1901,  betrug  sie 
294  627.  Ein  Teil  der  Abwanderer  wandte  sich  nach  Amerika  und  den 
Kolonien  und  ungefähr  ein  Drittel,  nach  der  offiziellen  Statistik,  nach  den 
Städten  Englands  selbst,  wo  nicht  sowohl  die  Reihen  der  tüchtigen,  gelernten 
Arbeiter  als  vielmehr  die  Gelegenheitsarbeiter  und  andere  noch  tieferstehende 
\md  bedenkhchere  Menschengruppen  durch  sie  vermehrt  wurden.  Mit  dieser 
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Al)\vanderunp  d^r  Bevölkerung;  ginp  flie  Verrniuderung  der  unter  Bearbeitung 
stehenden  Bodenlläcbe  Hand  in  liaiid.  Wahrend  der  20  Jahre  von  1881 
bis  1901  wurde  fast  eine  MilUon  Hektar  fruehtbaren  Landes  der  Bebaoung 
entsogen»  und  man  nimmt  an,  daß  eben  bierdurcb  swisoben  €0  bis  80  000 
landwirtschaftliche  Arbeiter  ihrer  Beschäftigung  verlustig  gingen.  Seit  dem 
letzten  Zensus  ging  (Vv  Entwi^^klung  in  gleicher  Richtung  und  mit  gleirb^r 
Geschwindigkeit  weiter.  So  sagt  der  letzte  ackerbaustatistisrhe  Johrosherii  ht , 
„daß  sich  die  bebaute  Fläche  in  England  und  Schottland  neuerdings  um 
28  000  ha  vermindert  habe".  Während  der  letzten  drei  Jahrzehnte  ver- 
ringerte sich  die  GesamtflSche  um  durchschnittlich  400  000  ha  in  je  10  Jahren. 

Welches  sind  nun  die  Gründe  für  diese  Erscheinung?  Gewiß  hat  dar 
industrielle  Aufschwung  Englands  ein  Wesentliches  hierzu  beigetragen.  Der 
blühende  Zustand  seines  Gewerbes  hat  viele  landwirtschaftliche  Arbeiter  vom 
Pflug  zum  Webstuhl  gelockt,  und  die  eines  Zollschutzes  entbehrende  Land- 
wirtschaft bot  naturgeinali  weniger  günstigen  Lebensunterhalt  als  die  blühende 
Ezportindustrie.  Aber  psychologische  und  soziale  Beweggründe  sind  doch 
sehr  wesentlich  mitverantwortlich.  Viele  Engitoder  und  noch  sahlreichere 
En^anderinnen  halten  es  für  durchaus  unmöglich,  außerhalb  der  Anregungen, 
Vergnügungen  und  des  bewegten  Lebens  der  Städte  zu  leben,  und  auch  die 
Dorfbewohner  werden  mehr  und  mehr  von  dieser  Stimmung  ergrifTen.  Wenn 
sie  einen  Sonntag  in  der  Stadt  verbraeht  haben  (*(]<  r  sell)st  bloß  einen  SanisLag- 
abend  dahingefahren  sind,  um  Einkäufe  zu  besorgen,  &o  kommen  sie  so  voll 
ran  EindrOcJcen  wieder  ins  Dorf  nirüok,  daß  es  &nen  unbagreilfidi  seheintt 
weiter  die  Bfirde  ihrer  eintönigen  Existens  sn  tragen. 

Besonders  die  Existenz  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  ist  tat- 
sächlich eine  überaus  harte.  Der  Grund  und  Boden  Englands  steht 
bekanntlich  im  Eigentiun  von  adligen  Gfoßgrimdbesitzern;  seit  langen 
Jahrhunderlen  und  hi^  in  die  Gegenwart  hinein  beherrschen  diese  unein- 
geschränkt das  flache  Land  Englands,  fühlen  und  gebärden  sich  noch 
beute  als  Nachfolger  der  feudalen  Herren  des  Landes.  Sie  betraohten 
und  bebandeln  noch  heute  ihre  Arbeiter  wenig  anders,  als  ihre  Vorfahren 
die  Leibeigenen  behandelt  hatten.  Die  Löhne,  die  sie  bezahlen,  erreichen 
noch  nicht  das  Viertel  d^r  in  den  Städten  üblichen,  die  Arbeiterhäuser, 
die  sie  ihren  Untergebenen  anweisen,  sind  überaus  ärmlich  und  unzu- 
reichend. Erziehung  und  Unterricht  betrachtet  man  als  gefährlich,  weil 
hierdurch  Unzufriedenheit  mit  den  bestehenden  Verhältnissen  wachgerufen 
wfiide.  Der  DorfgeistHche,  der  in  allem  und  jedem  von  der  wohlwollenden 
Gesinnung  des  Gutsbesitzers  abhängig  ist,  unterstützt  nach  Kräften  sein  Be- 
streben, die  Dorfbevölkerung  in  Unwissenheit  zu  erhalten.  Der  Dörfler  soll 
glauben,  daß  er  froh  und  seinem  Gott  dankbar  sein  müsse,  jm  Schatten  des 
Gutshofes  ein  gesichertes  Dasein  führen  zu  dürfen,  und  wenn  es  ihm  besonders 
schlecht  geht,  treten  ja  wirklich  Gutsbesitzer  und  Pfarrer  mit  herablassender 
Mildtfttigkett  daswisehen.  So  wird  den  Dorfbewohnern  die  Empfindung  ein- 
geimpfl,  daß  läe  hilfebedßrftig,  daß  sie  in  Wahriieit  Bettler  seien  und  gans 
vom  Wohlwollen  und  der  SeelengQte  des  Gutsherrn  und  Pfarters  abhingen. 

Kein  Ausweg  liegt  vor  ihnen,  so  lange  sie  im  Dorfe  bleiben,  die  Zukunft 
kann  ihnen  nichts  bescheren  als  eine  Wiederholung  des  niuh<^reiehen,  zweck- 
losen Lebens  der  Väter,  des  beständigen  Kampfes  ums  kümmerliche  täghcbe 
Brot. 

Sollte  der  Arbeiter  das  Begehren  haben,  ein  Stftck  Land  ffir  sich  selbst 
XU  pachten,  und  so  eine  Zubuße  su  Beinem  kAigUchen  Lohn  su  gewinnen. 
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oder  sollte  er  je  die  Hoffnung  genährt  haben,  vielleicht  selbst  einmal  ein  freier 
Bauer  zu  werden,  bald  sieht  er  ein,  daß  er  ebensowohl  einen  Anteil  am  Glück 
des  Himmels  verlangen  kOmite.  Das  Land  gehOrt  den  großen  Grundbesitoent, 
imd  was  nicht  von  diesen  selbst  bewirtschaftet^  wird»  das  benutzen  sie  fflr 
sportliche  Zwecke»  Auch  die  Grofipächter  des  Landes  stimmen  mit  den 
Gnmfihesitzem  in  ihrer  Abneigunj?  c^pppn  alle  Unobhängigkeitsbestrebungen 
der  Landarbeiter  überein.  Sie  fürchten  hiervon  ein  gesteig(!rtes  Selbstbewußt- 
sein und  erhöhte  Lohnansprüche  derselben.  Lieber  lassen  sie  daher  das  Land 
unbebaut  liegen,  als  daß  sie  es  in  kleinen  Parzellen  verpachten  oder  verkaufen. 
Selbst  in  den  wenigen  Fallen  aber,  wo  solche  Panellen  einseln  verpachtet 
werden,  weigern  sich  die  Grundbesitser,  irgendwelche  Aufwendung  für  das 
Land  oder  die  auf  demselben  errichteten  Häuschen  zu  machen.  Der  Pächter 
muß  all  dies  selbst  Qbernehmen;  und  wenn  er  sich  mühselig  die  dazu  not- 
wendige Summe  erspart  hat,  wenn  er  endlich  die  notwendigen  Verbesserungen 
vorgenommen,  so  kann  ihm  jeden  AugenbUck  diu  Pacht  vom  Grundbesitzer 
gekOndigt  werden.  Kein  gesetificher  Sehuts  besteht  dagegen,  und  die  Gnmd- 
besitser  haben  ein  natnfgemftßes  Interesse,  solchen  Pftchtem  su  kündigen,  vm 
für  das  von  ihnen  verbesserte  Land  höhere  Pachtainse  zu  erlangen.  Im 
übrigen  sind  die  meisten  Pfirhter  ohnehin  zu  arm,  um  solche  Verbesserungen 
vorzunehmen,  und  landwirtschaftliche  Danken  und  Kreditgenossenschaften 
wurden  bis  jetzt  bloß  ganz  vereinzelt  ins  Leben  gerufen. 

So  hegt  das  Leben  trostlos  vor  dem  jungen  Manne,  der  durch  Bekannt- 
schaft mit  Stfidtem  oder  LektOre  von  Büchern  erfahren  hat,  daß  nioht  alle 
seine  Volksgenossen  in  so  elenden  VerhAltmasen  leben.  Er  wird  von  E^itte« 
mng  darüber  erfüllt,  daß  seine  Eltern  und  Geschwister  alle  snsammen  in  ein 
bis  zwei  Räumen  in  einer  elenden  Hütte  leben  müssen,  und  wenn  er  von  d*>r 
Überfüllung  der  Städte  liest,  dann  fragt  er  sich,  ob  wohl  die  Menschen  durt 
wüßten,  eine  wieviel  schlimmere  ÜberfüUung  in  den  englischen  Dürfern 
herrsche.  Kommt  dann  die  Wahlxeit  heran,  und  zeigt  er  irgendwelche  Sym- 
pathie für  liberale  Bestrebungen,  dann  wird  ihm  vom  Gutaherm  oder  vom 
Pftoer  bedeutet,  daß  es  mit  seiner  Arbeitsgelegenheit  aus  sei,  wenn  er  nicht 
dem  konservativen  Kandidaten  seine  Stimme  gebe. 

Während  der  junge  Mann  in  Betrachtunjii^n  vpreunkon  ins  Leere  blickt, 
schreitet  das  Mädchen  vorüber,  dem  er  sein  Herz  gesch*  nkt.  Bei  alledem, 
auch  m  bitterster  Armut,  ist  die  Liebe  ja  bester  Inhalt  des  Lebens.  £r 
bückt  um  sich,  nirgends  ein  Haus,  in  dem  er  sein  junges  Glück  bergen 
konnte.  Alle  Quartiere  sind  besetst,  und  die  Einwolmer  wagen  nicht 
einmal,  um  die  notwendigsten  Verbesserungen  lu  bitten,  aus  Furcht, 
man  könnte  ihnen  bedeuten,  daß  sie  das  Haus  verlassen  und  andern 
Platz  machen  sollten.  Der  junge  Mann  weiß,  v.'io  viele  Familien  unter 
dem  Drang«!  der  Not  in  allen  Eisenbahnwagen  lebon,  die 
sie  von  den  Bahiigeäeiläciialten  erstanden.  Er  weiß, 
daß  kein  privater  Unternehmer  es  versuchen  würde,  ein  Haus  au  bauen, 
weil  die  kärglichen  Mieten,  wek)he  die  Landaxbeiter  befahlen  können, 
ihm  unmöglich  Zinsen  und  Amortisation  seines  Kapitals  bringen  würde.  Mag 
er  fluch  selbst  diese  Begriffe  nicht  verstehen,  von  der  Tatsache,  daß  außer 
den  herrac haftlichen  Arbeiterhäusern  keine  andern  Behausungen  bestehen  und 
errichtet  werden,  hat  er  Beweise  genug.  Er  weiü,  daß  alte  Landleuto  in^^ 
Armenhaus  mußten,  weil  im  verlassenen  ländlichen  England  kein  Kaum  iw.- 
de  SU  finden  war.  Wenn  er  je  daran  gedacht  hat,  aelbst  Land  su  pachten 
und  in  moderner  Weise  mit  landwirtschaftlichen  Maschinen  su  bearbaitan. 


Digiti<:cü  by  Google 


DIE  LANDFLUCHT  IN  ENGLAND 


849 


so  hat  er  doch  nicht  lange  diesen  Traum  geträumt,  denn  Maschinen  sind 
teuer,  und  nicht  nur  ihr  Ankauf,  sondern  auch  ihre  Eeparierung  kostet  all- 
soTiel  Geld.  Er  hat  davon  gehört,  daft  manohe  Farmer  eine  Woche  hinduioh 
nicht  aiheiten  konnten,  \Qdl  yiele  Kilometer  in  der  Runde  sich  niemand 
fand,  der  eine  Maschine  reparieren  konnte,  und  daß  schliefliioh  ein  Hand- 
werker aus  einer  benarhbnrton  Stadt  ponifon  werden  mußte,  um  diese  Arbeit 
zu  übernehmen.  Drr  l)orfschmied  hatte  mit  Interesse  zugesehen,  aber  als 
er  die  gleiche  Reparatur  bei  einer  andern  Maschine  versuchte,  verdarb  er  alles. 

All  diese  Gedankengänge  lassen  seinen  Blick  immer  wieder  und  wieder 
anl  der  Stadt  ab  möglicher  ErlOeung  von  seinem  trostlosen  Leben  haften. 
Vielleicht  waren  es  seine  Eltern  selbst,  die  ihm  die  erste  Anregung  zur  Wan- 
derung dahin  gegeben  haben.  Seine  Mutter  hat  ihm  vielleicht  geklagt,  wie 
unmoralisch  es  sei,  daß  seine  Brüder  und  Schwestorn  und  Verwandten, 
Männer  und  Frauen,  alle  im  gleichen  Räume  leben  müssen,  sein  Valri  hat 
sich  geschworen,  daß  seine  Söhne  nicht  in  gleich  unwürdiger  Weise  wie  er 
selbst  ihr  Leben  verbringen  sollen. 

So  geht  der  Sohn  sur  Stadt.  Wenn  er  keine  oder  nur  gelegentliche  Arbeit 
findet,  so  lebt  er  ebenso  kümmeriioh  wie  früher,  doch  in  der  steten  Hoffnung 
auf  Besserung  seiner  Lage.  Findet  er  gute  Arbeit,  so  wird  er  vielleicht  Mitglied 
einer  Gewerkschaft,  besucht  eine  Abendschule,  nimmt  neue  Kenntnisse  in 
sich  auf,  wird  ein  vollwertiger  Bürger  des  Landes. 

Alle  Versuche,  dieser  Landilucht  zu  steuern,  sind  bis  jetzt  vergeblich 
gewesen«  £äne  landwiftsehaftUehe  Genossensehaftsbewegung,  wie  sie  in 
andem  Lfindem  so  viel  Segensreiohes  gestiftet,  ist  in  England  unbekannt. 
Die  Bahnen  geben  dem  Getreideimport  vom  Auslande  her  billigere  Tarife 
als  den  eigenen  rnndbewohnem.  Die  KanAle  sind  versandet,  kein  Transport 
ist  auf  ihnen  mögUch. 

In  jüngster  Zeit,  seitdem  das  neue  liberale  Minist  rium  am  Buder 
ist,  wendet  sich  die  Gesetzgebung  dem  Landprublemü  zu.  Die  liberale 
Partei  hat  es  sich  lum  Ziele  gesetst,  den  landwirtschaftlichen  Arbeitern 
die  MögUchkeit  su  bieten,  die  Bewirtschaftung  von  BauemsteUen  für 
eigene  Rechnung  zu  übernehmen.  Große  Reformmaßnahmen  werden  dis» 
kutiert;  viele  Mitglieder  df^r  Portoi  beffinvortrn  i)lTrn  die  Verstaatlichung  des 
Grundes  und  Bodens  und  die  Verpachtung  ausschUelilich  in  kleinen  Parzellen 
an  selbstwirtschafteude  Farmer  oder  ehemalige  Arbeiter,  Eine  wirkliche 
Rückwanderung  der  Arbeiter  von  den  Städten  auf  das  Land  hofft  man  freilich 
mit  all  dem  nicht  su  erreichen;  auch  die  optimistischsten  Reformer  wfiren 
zufrieden,  wenn  sie  der  weiteren  Abwanderung  aus  dem  Lande  in  die  StSdte 
einen  Riegel  vorschieben  könnten ;  und  dieses  Ziel  ist  gewiß  nicht  unerreichbar. 
Ein  schönes  Beispiel  hat  der  gegenwärtige  Acker})fHiminister,  der  Earl  von 
Carrington  gegeben,  der  seine  gesamten  Landbesitzungen  in  kleinen  Parzellen 
verpachtete.  Von  allen  Seiten  bewarb  man  sich  um  dieselben,  und  in  dieser 
Gegend  wenigstens  wurde  die  Abwanderung  nach  den  Städten  lunfichst  ge« 
hemmt.  Fteihch  wird  die  Lösung  dieses  einen  Problems  noch  nicht  hüti- 
reichen,  um  des  gewünschte  Ziel  zu  erreichen.  Auch  die  Wohnungsverhält* 
nisse,  die  sozialen  Zustände,  die  Möglichkeiten  der  Schulbildung  müßten 
wesentlich  verbessprt  werden. 

Überaus  günstig*  Ausblicke  in  dieser  Richtung  würde  eine  weitere  Aus- 
breitung der  Garteuäladtbewegung  eröffnen.  Schon  die  ersten  Vei'suche  bei 
Birmingham  und  Liverpool  und  noch  mehr  die  musterhafte  Gartenstadt  von 
Letohworth  seigen,  wie  »ehr  durch  planmäßiges  Vorgehen  alle  Schatten- 
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Seiten  des  Landlebens  beseitigt,  und  eine  wahre  Synthese  der  Vorteile  von 
Stadt  und  Land  herbeigeführt  werden  kann.  Wenn  nach  dem  Muster  der 
Fabrikanten,  welche  ihre  Fabriken  aus  der  Stadt  in  den  Bezirk  von  XiCicb- 
worth  verlegt  haben,  auch  andere  dies  tun  und  ringsherum  Arbeiterkolonien 
angelegt  werden,  dann  zieht  neues  Leben  in  die  verlassenen  Landdistrikte 
ein.  Gewiß  handelt  es  sich  hierbei  nicht  um  ein  Wiederaufleben  des  Acker- 
baues, sondern  vielmehr  um  ein  Heratislrngen  der  Industrie  aus  den  Städten 
auf  das  flache  Land,  um  einen  weiteren  Schritt  in  der  Industrialisierung 
Englands.  Aber  die  hygienischen  und  sozialen  Schäden  der  Zusammen- 
pressung von  Arbeitern  und  GeschAftsleuten  in  den  St&dten  werden  doch  ver- 
mieden  werden*  .  Die  Bewohner  der  Gartenst&dte  erfreuen  sich  auch  hei 
industiieDen  Besehfiftigungen  aller  gesundheitlichen  und  sonalen  Vorteile  der 
Landbewohner,  und  wenigstens  die  hygienischen  Schäden,  die  aus  der  Kon- 
zentration der  englischen  Bevölkerung  in  den  Städten  erwuchsen,  würden 
durch  eine  Ausbreitung:  d*  r  Gartenstadtidee  zum  Teil  verschwinden.  I  he 
Lösung  des  Zentruiprobienis  freilich,  das  Wiederaufleben  der  englischen  Land- 
wirtschaft, konnte  nur  durch  weitausgreifende  ökonomische  und  sotiale  Re- 
formen erreicht  werden. 


SIR  ROBERT  STOUT,  PRÄSIDENT  DES  OBERSTEN  GE- 
RICHTSHOFS UND  EUEMALS  MINISTERPRÄSIDENT  VON 
NEU-SEELAND,  WELLINGTON:  WIEDERAUFLEBEN  DES 

URKO\fMUNISMUS  BEI  DEN  MAORIS  IN  NEU- 
SEELAND. 

11  IE  Ureinwohner  von  Neu-Seeland,  die  Maoris»  hatten  bereits  vor 
Ankunft  der  Europfter  am  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  einen  ge- 
wissen Grad  von  Zivilisation  erreicht.    Ihre  Wirtsohafts-  und 
J  Rechtsordnung  war  ungefähr  die  gleiche  wie  sie  Tacitus  von  den 

alton  Deutschen  berichtet.  Land  und  Herden  waren  nicht  Eigentum  der 
Einzelnen,  sondern  der  Stämme,  und  diese  bildeten  sowohl  nach  außen  wie 
auch  in  der  Gewinnung  des  Lebensunterhalts  für  die  Mitglieder  eine  unzer- 
brechliche Einheit.  Die  Maons  waren  ein  Oberaus  knegensches  Volk,  und 
die  beständigen  Kämpfe  zwischen  den  einzehien  StAmraen  flbten  emen  mäch- 
tigen Einfluß  in  der  Richtung  natndichcr  Auslese  der  Stärksten;  so  waren 
Körper  und  Geist  des  Volkes  wohlentwickelt,  und  eigenartige  Legenden, 
Gesänge  und  Werke  der  bildenden  Kunst  sind  uns  aus  diesen  Tagen  über- 
liefert. Seit  der  Ankunft  der  Weißen  haben  die  Maoris  rasch  europäische 
Gesittung  angenommen  und  leben  mit  den  neuen  Gebietern  des  Landes  in 
Frieden  und  Eintracht.  Es  war  daher  mögUch,  ihnen  volle  Bürgerrechte 
ausuericennen,  und  obwohl  sie  heute  gegenflber  den  weiften  Einwanderen! 
nur  mehr  eine  verschwindende  MinderhMt  der  Bevölkerung  bilden,  wurde 
ihnen  das  Recht  gewfihrt»  vier  Abgeordnete  ins  Parlament  von  Nett*Seeland 
SU  entsenden. 

Im  Jahre  1840  wurde  zwischen  den  Häupthni^'^rii  ihi  (  i  stämnio  und  dem 
Bevollmächtigten  der  Königin  von  England  ein  Friedens-  und  i  reundschafts- 
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vertrag  abgeschlossen,  der  ihnon  den  Rositz  ihres  Landes  garantiert.  Seithor 
wurde  in  der  Er^-erbimg  ihrer  Ländereien  durch  den  Staat  ausschließlich 
im  Wege  des  Kaufs  vorgegangen,  und  die  Regierung  hatte  die  fast  über- 
Iriebene  GewiMeiihaftigkeit,  auch  aolches  Land  ab  im  Beüix  der  Maoris 
beflndfich  ansuerkeimeii,  Aber  das  diese  niemals  wahrhaft  geboten  hatten. 
Gorichtshl^fe  wurden  gebildet,  die  unter  Zuziehung  von  Maori-Beisitsern 
die  Rechte  der  einzelnen  Stämme  auf  das  Land  untersuchten.  Als  Grundlage 
für  ihre  Entscheidung  galt,  daß  dns  Land  dornjenigen  Stamme  gehöre,  der  es 
zuletzt  vor  dem  Jahre  1840  besetzt  oder  erobert  hatte.  Für  fast  sämtliche 
Lüudereien  Neu-Seelands  wurden  in  dieser  Weise  die  Eigentumstitel  der 
eingehien  StAmme  festgelegt,  und  noeh  heute  sind  grofie  Landstrecken  in 
ihren  HSnden. 

Die  Maoris  kannten  berdts  tot  Ankunft  der  Kui-opAer  d<m  Ackerbau, 
wenngleich  dprsnlbe  nur  auf  kleinen  Landstrecken  in  der  Nähe  der  Behausung 
bptrieben  ward.  Wesentlichste  Mittel  des  UnterhnJts  wnren  Jagd  und  Fisch- 
fang,'. Das  Land  war,  wie  oben  gesagt.  Stainnieseigentum.  Allerdings  ist 
nicht  gemeint,  daß  alle  Mitglieder  des  Stammen  Anspruch  auf  gleichen  Anteil 
am  Bodenertrage  hatten.  Die  Maoris  besaBen  in  gewissem  Sinne  eine  feudale 
Organisation;  ihre  HAuptlingB  hatten  eine  fiberragende  Stellung.  Die  Be- 
stdUung  des  Landes  wurde  gemeinsam  voigenonmien,  und  wenn  ein  Stück 
I^and  erschöpft  war,  ging  man  zu  einem  andern  Qber.  Kauf  und  Verkauf 
waren  unbekannt.  Als  indes  die  Europäer  ins  Land  kamen,  erstanden  sie 
von  den  Häuptlingen  bedeutende  Strecken  Landes:  und  erst  später  kam  der 
Grundsatz  zur  Geltung,  daß  ein  solcher  Kauf  nur  mit  Zustimmung  des  ganzen 
Stammes  abgeschlossen  werden  könne.  Seit  dieser  Zeit  wurde  auch  stets 
sor  Bedingung  gemacht,  daß  der  Bigentumstitel  des  Stammes  durch  das 
Landgericht  ausdrticklich  festgestellt  und  der  Verkauf  selbst  durch  die 
Regierung  genehmigt  würde.  Die  Gerichte  gingen  jedoch  über  Feststellung 
des  Stammeseigentums  nicht  hinaus  und  unternahmen  keinerlei  N'ersuch, 
ein  individuelles  Eigentum  der  Stammesmitglieder  an  einzelnen  Land- 
stücken durch  Teilung  des  dem  Stamme  gehörigen  Landes  festzusetzen, 
j&itsclieidend  bierffir  war  der  Geeiohtspunkt*  daA  bei  der  großen  Ansaht 
der  Stammesmitg^eder  resp.  Mitdgentfimer  eine  individuelle  Teilung  so 
kleine  ParseUen  ergeben  hatte,  daß  diese  ffir  Zwecke  der  Viehsucht  kaum 
mehr  geeignet  gewesen  wären. 

In  den  ersten  Zeiten  europäischor  Siedelungen  hatten  die  Maoris  eifrig 
Landwirtschaft  betrieben  und  vinvn  i  eil  ihrer  Erträge  an  die  Europäer  ver- 
kauft. Später  aber,  in  den  langen  Jahren  des  Krieges  zwischen  beiden  Rassen, 
faArte  dieser  Handel  durchaus  auf,  und  als  im  Jahre  1869  ein  permanenter 
Friedenssustand  wiederhergesteUt  war,  schi^  das  Problem  der  Anpassung 
der  Maoris  an  die  neuen  Daseinsbedingungen  nur  schwer  lös!  ar.  Die  ihnen 
gehörigen  Lfindereien  waren  nun  übenvicgcnd  nicht  mehr  ofTenc  Grassteppen, 
gondern  mit  Wald  oder  Rnsrhwrrk  hf'standen,  und  ehe  nicht  Busch  und  Ge- 
strüpp ausgerottet  waren,  küiinte  sich  fQr  Rinder  und  Sciiale  keine  befrie- 
digende Weide  ergeben.  Erst  vor  20  Jahren  begannen  die  Maoris  den  Betrieb 
Ton  Vidisttcht  nach  europaischer  Wdse  emstUch  ins  Auge  zu  fassen. 
Der  Stamm  der  Ngatiporou  an  der  Ostküste  war  der  erste,  der  in  dieser  Hin- 
sicht ein  Experiment  unternahm  und  zwar  auf  einer  Bodenfläche  von  bloß 
1  iOO  ha.  Der  Stamm  besaß  nur  wenig  Kapital,  und  die  gesamte  Landflüche 
stand  im  Gemeineigentum  von  2  bis  300  Mitgliedern.  Sie  beschloitöen  in 
uniormeller  Weise,  ohne  irgendwelche  gesetzliche  Sicherung,  ein  Komitee 
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zur  Leitung  des  Betriebes  zu  emählen,  brachten  durch  Sammlung  unterein- 
ander die  Summe  von  1400  M.  auf  und  kauften  800  Schafe,  die  in  jenem 
Jahre  siemlieb  billig  waren,  für  die  Geeamtsnmme  von  4000  M.»  tob  denen 
3000  M.  duich  ein  Anlehen,  gedeckt  durch  die  Schafe,  aufgebracht  wurden. 
So  blieb  noch  die  kleine  Summe  von  400  M.  ab  Betriebskapital  übrig.  Den 
Gesellschaftern,  welche  tatsächlich  Arbeit  zu  leisten  hatten,  zahlte  man 
übliche  Tagelöhnp.  und  ein  Mischling,  Sohn  pinea  entrlis'^hrn  N'atnr^  und  •nnrr 
Maori-Mutter,  namens  Pene  Heihei  wurde  zu  dem  ringen  Gehalt,  vcai  :  m  >  M. 
pru  Jahr  als  Direktor  bestellt.  Herr  Heihei  ist  ein  ausgezeichneter  Fachmann 
und  bewahrte  rieh  vorzüglich.  Im  Jahre  1888 wurde  diese  lAndliche  Produktiv* 
Genoseenechaft  gegrOndet»  und  seither  hat  sie  sich  in  aufierordentiieh  erfolg- 
retoher  Weise  entwickelt.  Heute  besitzt  sie  7700  Schafe,  und  ihre  Gewinne 
sind  bedeutend. 

Seit  cpin^r  Ent'^iehiine  wird  das  Unternehmen  von  einem  Neuner- 
Komitee  geleitet,  das  aus  semer  Mitte  einen  Direktor  wShlt,  der  m  eilen 
wichtigen  Angelegenheiten  das  Einverständmä  des  Komitees  einholen  muß. 
QrdentUche  Rechnungd>ficher  werden  gehalten,  die  alle  Zahlungen  und 
EinkOnfte  verseichnen,  und  einmal  im  Jahre  wird  vom  Komitee  n«ßh  Maß- 
gabe der  Gewinne  eine  Dividende  erklärt,  wefehe  an  die  Teilhaber  der  Pro- 
duktiv-Genossenschaft  ausbezahlt  wird.  Die  Löhne  jener  Mitglieder,  welche 
positive  Arheit  leisten,  konnten  wesentlich  erhöht  werdon  nnd  betra^tm 
heute  5  bis  6  M.  pro  Tag,  was  für  landwirtschaftliche  Arbeiter  als  sehr  be- 
friedigender Lohn  angesehen  werden  kann.  Der  Gehalt  des  Direkton»,  Herrn 
Heiheis,  wurde  auf  dIXlO  M.  pro  Jahr  erhöht.  Das  Land  selbst  bleibt  nach  wie 
vor  Gemeineigentum  des  Stammes.  An  einielnen  Stellen  wurden  DOrüer 
angelegt,  in  denen  die  Stammesmitglieder  wohnen.  Die  Häuser  selbst  amd 
Privateigentum,  und  ebenso  kleine  Gärten  ringsum,  in  denen  Kartoffeln  und 
Gemüse  angebaut  werden.  Ehrnso  haben  die  einzelnen  Dörfler  einige  Schweine 
und  Kühe  m  Privatbesitz,  d«M  h  wriüen  diese  auf  Gemeindeland.  Wenn  die 
Mitglieder  jedoch  Schafe  zu  iSahrungszwecken  zu  schlachten  wünschen, 
mlkssen  sie  dieselben  von  der  Genossenschaft  um  bares  Geld  kaufen.  Wenn 
ihre  kleinen  zu  den  Hftusem  gehörigen  GartenstHeke  erschöpft  sind,  so  haben 
sie  das  Recht,  andere  kleine  Parzellen  des  Gemeinlandes  einsui&onen  und 
für  sich  zu  bearbeiten,  insolange  hierdurch  die  allgemeinen  Interessen  des  Vieh- 
zuchtbetriebes nicht  wesentlich  gestört  werdpn.  Ihre  Hfitten  und  Gärten  sind 
frei  von  allen  Staatssteuern,  da  diese  von  der  Genossenschaft  beglichen  werden. 

Im  vergangenen  Jahre  wurde  endhch  auch  der  letzte  Schritt  getan,  und 
gesetsKche  Anerkennung  der  Genossenschaft  nachgesucht.  Diese  wurde  be- 
willigt; aus  dem  Maori-Stamm  mit  seiner  urkommu* 
nistischen  Wirtschaftsweise  ist  eine  moderne  Pro- 
duktivgenossenschaft geworden. 

Die  Vorteile  dieses  Systems  gegenübpr  pjnpr  Aufteilung  des  Grundes 
und  Bodens  unter  die  einzelnen  Stammesuutgheder  sind  im  wesentlichen 
die  folgenden: 

1.  Für  den  Betrieb  der  Viehzucht  ist  es  vorteilhafter,  ein  grodes  Stock 
Land  zur  Verfügung  zu  haben  als  kleine  Parzellen. 

2.  Die  einheitliche  Leitung  des  Betriebes  durch  einen  fachmännisch  ge* 

bildeten  Direktor  bietet  Vorteil,  und  diese  leitende  Stellung  eines 
geistig  hervorragenden  Mannes  ist  zugleich  im  Einklang  mit  d^n 
historischen  Traditionen  des  Volkes,  das  semen  Häuptlingen  stets  m 
Treue  ergeben  war. 
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3.  Die  Mitpigrntümcr  des  Landes  erhalten  Arbeit  zu  guten  Tagelöhnen. 

4.  Über  diese  Löhne  hinaus  erhalten  sie  ihren  Anteil  an  dea  Gewinnen 
der  Unternehmung,  und  m  guten  Jahren  sind  diese  sehr  bedeutend. 

5.  Das  gemeioflame  StamineBldMaii  wird  bewahrt,  die  Kontinuität  zwi- 
•chan  Vergangenheit  und  Gegenwart  ist  niclit  gebrochen.  Stets  sind 
die  Maoria  ein  kommunistisches  Volk  gewesen,  immer  hatten  sie  Ge- 
meinbesitz an  Land  und  anderen  Gütern,  und  so  sind  sie  auch  heute 
noch  in  Form  dieser  Genossenschaft  eine  unzertrennliche  Einheit, 
welche  unverbrüchliche  Solidarität  nach  außen  hin  beobachtet.  In 
ihren  Dörfern  haben  sie  groüo  Versammlungsräume,  in  denen  sich 
geseUachaftliohea  wie  geistigea  Laben  konientriert,  ebenso  eine  Kirche 
und  Schule.  Wfthrend  viehsucbttreibanda  EnropAer,  in  weiten  Ab- 
stfinden  voneinander  hausen  und  gewöhnlich  wenig  soziales  Leben 
pfleeen,  i«t  dios  in  der  Maori-Genossenschaft  stark  entwickelt. 

Der  durchgreifende  Lrfolg  dos  geschilderten  Versuches  hat  bei  den 
andern  Maori-Stömmen  Neu-Seelands  analoges  Vorgehen  angeregt,  und  heute 
werden  in.  dem  gleichen  Bezirke  nicht  weniger  als  24  000  ha  in  derselben 
Weise  von  yerschiadenen  Genoesenschaften  bewirtschaftet.  Jede  dersdban 
ist  ffir  den  Betrieb  der  Schafzucht  in  vorzüglicher  Weise  eingerichtet.  Alle 
besitzen  eigene  PlAtze  zum  Scheren  der  Schafe»  und  vier  der  Genossenschaften 
sind  Eigentümer  modernster  Schermaschinen,  die  durch  Petroleummotoren 
betrieben  werden.  Wenn  man  bedenkt,  daß  dieselben  Maoris  noch  vor  70 
Jahren  „Wilde"  gewesen  sind  und  noch  vor  GO  Jahren  in  Kriegszeiten  sich 
vielfach  der  Menschenfresserei  ergaben,  so  muß  ihre  Entwicklung  in.  so  kurzer 
Zeitspanne  als  tatsAchlich  erstauiüich  angesehen  werden.  Durch  die  eigenartige 
Entwicklung  aber«  die  sie  vom  Urkommunismus  zu  modern  •  sozialistischen 
Produktivgenossenschaften  geführt  hat,  gleichen  sie  sich  in  schöner  Weise  dem 
allgemeinen  Sozialmilieu  Neu-Seelands  an,  das,  wie  bekannt,  viele  sozialisti- 
sche Züge  aufweist  und  sich  immer  mehr  in  der  Richtung  zu  ausnahmslosem 
Gemeinbesitz  und  Gemeinbetrieb  m  L  ind Wirtschaft  und  Industrie  entwickelt. 


Eine  interessante  Frage  drängt  sich  auf:  Läfit  sich  das  Experiment 
der  Maoris  in  irgendwelcher  Weise  verallgemeinem  und  für  die  Lösung  der 
sozialen  Probleme  in  Europa  und  Amerika  nutzbar  machen  ?  Überall  in  diesen 
Ländern  finden  wir  eine  beständige  Wanderung  vom  Lande  in  die  Städte 
und  schwere  hygienische  und  soziale  Nachteile  erwachsen  aus  dieser  maß* 
losen  Zusammenballung  der  Menschen.  Besonders  in  England  und  Amerika, 
ist  dies  wohl  zum  Teil  auf  die  Unlust  der  landwirtschaftlich  tätigen  Bevöl- 
kerung zurückzufOhren,  in  völUg  isoherten  Gehöften,  meilenweit  vom  Hause 
des  nächsten  Farmers  entfernt,  zu  leben.  Wenn  nach  dem  Beispiel  d('r  \Taoris 
landwirtschaftliche  Genossenschaften  und  £rpnossenschaftliche  Dorfer  be- 
gründet würden,  könnte  sich  in  ihnen  genau  so  geselhges  Leben  entwickeln 
als  in  industriellen  Landstädten,  imd  ein  wesenthches  Motiv  fürdie  Wandenmg 
nach  den  Städten  würde  entfallen.  Wohl  noch  wichtiger  aber  ist  der  alige* 
mein-soziale  Gesichtspunkt,  daß  der  genoesenschaftliche  Betrieb  die  Scheidung 
zwischen  Landeigentümern  und  Landarbeitern  beseitigen  und  die  Würde  der 
Arbeit  erhöhen  würde.  Diese  genossenschaftlichen  Betrifb*»  würden  alle 
Vorteile  der  Großgrundbesitzer  (Maschinenbetrieb  und  einheitüche  kommer- 
zielle Leitung)  genießen,  ohne  an  deren  schweren  sozialen  Schäden,  näm- 
lich der  unwürdigen  Lage  der  Landa]i>eiter8chaft,  zu  kranken.  Es  liefie  sich 
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Übrigens  sogar  denken,  daß  in  Ländern,  wo  Großgrundbesitzer  über  Grund 
und  Boden  verfügen,  sie  das  Land  gegen  einen  gewissen  Pachtzins  an  zu 
bildende  landwirtschaftliche  CTenossenschfjften  abgäben.  Auch  dies  würde 
dem  Eigenbetrieb  der  Großgrundbesitzer  vurzuziehen  sein. 

F^lich  mag  man  einwenden,  daß  aUe  Venuclie,  landwirtscbafttich' 
genoaaenachaftliches  Leben  in  dm  Lfindem  der  weifien  Rasse  ni  begrOnden, 
bis  jetzt  felügesrlilaL'en  sind,  insbesondere  in  Amerika,  obwohl  die  dortigen 
Gesellschaften,  auf  religiöser  Basis  errichtet,  in  dem  gemeinsamen  religiösen 
Empfinden  der  Mitglieder  ein  starkes  Band  der  Eintracht  besaßen.  Trotzdem 
konnten  sich  diese  Genossenschaften  nicht  behaupten,  denn  ihnen  fehlte 
eine  geeignete  Führung,  und  eben  solche  Führung  ist  in  modern-demokra- 
tischen LAndem  schwer  su  behaupten.  Bei  den  Maoris  entfiel  diese  Schwierige 
keit  der  langen  geschichtlichen  TVadition  hsJber,  sich  freiwillig  dem  H&upt* 
ling  unterzuordnen. 

In  den  letzten  Jahren  hat  die  genossenschaftliche  Bewegung  über  den 
Bezirk  an  der  Oslküste,  in  der  sie  entstanden,  hinausgegriffen;  im  ganzen 
Lande  werden  analoge  Verbände  begründet.  Das  Volk  der  Maoris,  das  heute 
noch  40  000  Seelen  zählt»  ist  im  Begriffe,  sich  voll  und  ganz  in  der  genannten 
genossenschaftlichen  Weise  sn  organisieren.  Hierdurch  ist  ihm  volle  Gewfthr 
gegdl>ai,  sich  auch  unter  den  neuen  volkswirtschaftlichen  Bedingungen  in 
dem  von  Weißen  beherrschten  Lande  ökonomisch  und  kulturell  weiter  m 
behaupten,  und  die  Jugend  des  Volkes  blickt  hoffnungsvoll  in  die  Zukunft. 
Die  Beziehungen  zwischen  Weißen  und  Maoris  sind  ausgezeichnet:  Die 
weißen  Siedler  des  Landes  haben  Sympathie  einem  Volk  gegenüber,  das 
den  grofien  Schritt  Tom  Urkommunismas  tu  modem-soiialistlscheQ  Bil- 
dungen aus  eigener  Kraft  getan  hat,  ohne  sich  einer  Obergangsperiode  des 
Privateigentums  mit  all  der  Ungerechtigkeit  und  Not,  die  eine  sok^he  mit 
sich  bringt,  auazuliefem. 

CHRONm 

daran  verhindern.  Das  Mißverhältnis 
in  der  Einwohnerzahl  der  beiden 
Staaten  vei^fieri  die  Schwierigkeit. 
Ein  kleiner  Uberschuß  in  der  industri* 
eilen  Erzeugung  eines  Volkes  von 
80  MiUionen  kann  durchaus  hin- 
reichen, um  den  Markt  eines  Volkes 
von  6  Millionen  vollständig  zu  de- 
moralisieren. Die  amerikanischen 
Trusts  nun  haben  die  Gewohnheit,  In 
Zeiten  der  Überproduktion  im  eigenen 
Lande  den  Überschuß  ihrer  Einen- 
gung im  Auslande  abzusetzen,  und 
zwar  selbst  unter  dem  Herstellungs- 
preise, um  derart  einen  weiteren  Preis- 
druck im  Inlande  zu  vermeiden.  Be- 
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KT"  ^  jlKUE  Maßnahmen  Kanadas  zum 
I  |\  Schutze  gegen  illoyale  Konkur- 
1;^^  renz.  Die  industriellen  Kreise 
Kanadas  sind  seit  langem  vor  ein 

eigenartiges  Problem  gestellt,  wie  es 
fOr  die  Fabrikanten  anderer  LSnder 
in  gleicher  Weise  nicht  best  oh  t . 

Auf  einer  Linie  von  5000  km 
grenzt  Kanada  an  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  Geschmack  und 
Bedürfnisse  beider  Völker  sind  im 
wesentlichen  identisch,  und  die  ameri- 
kanischen Industriellen  können  so 
jederzt^it  einen  Markt  für  ihre  Er- 
zeugüisse  in  Kanada  finden,  sofern 
nicht    wirksame   Zollschranken  sie 
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greiflichrnvoipn  br'rnärhtin-tf'  sich  dnr 
kanadischen  induslnellen  eine  starke 
Erregung  über  diese  wiederholten  Ver- 
suche, und  Tide  denelbea  foFdorten 
soin  Schutze  Kanadas  einen  SehuU- 
zoll  in  (Inn  Höhe  von  50  bis  60%  des 
Wertes  der  eingeführten  Industrie- 
produkte. Solche  weitf^^henden 
Maßregeln  konnten  al)er  angesichts 
der  freihändlerischen  Traditionen  der 
Regierung  nicht  Verwirkliehung  fin* 
den,  und  schliefilich  einigte  man  sich 
auf  ein  Kompromiß.  Da  das  in  Frage 
stehende  Übel  der  Industrieeinfuhr 
unter  dem  Herstellungspreis  kein 
regelmäßiges  ist,  sondern  nur  in  Zeiten 
amerikanischer  Überproduktion  sich 
einstellt,  so  wurden  nunmehr  gegen« 
über  solchen  Versuchen  spezielle  Zu- 
schlagBSÖlle  in  der  Hfihe  von  15% 
des  Wertes  erhoben,  und  Agenten 
der  kenRHis^hen  Reg^ierung  nach 
allen  Ausfuhrplätzen  der  \  er»  inigten 
Staaten  gesandt,  um  festzustellen,  ob 
irgendwelche  Industrieerzeugmsse  wa 
niedrigerem  Preise  nach  Kanada  ex* 
portiert,  als  in  der  Union  selbst  yer- 
kauft  würden.  Häufig  gewährte  man 
den  Agenten  Einblick  in  die  Bücher 
grnßpr  Exporthäuser  und  erleichterte 
damit  ihre  Berichterstattung.  So 
wurde  den  Industriellen  Kanadas  ein 
wirksamer  Schutz  gegen  unreelle  Ron* 
kurrenz  der  Union  geboten,  ohne  daA 
die  kanadischen  Konsumenten  in  nor- 
malen Zeitläuften  der  Schädigung 
durch  einen  unverhältnismäßig  hohen 
Zoll  ausgesetzt  worden  wären. 

Ein  Moraent  in  dem  neuen  Gesetie 
insbesondere  scheint  emen  heden* 
tungsvollen  Entwicklungsansatz  für 
die  Zukunft  darzustellen:  indem  die 
Regierung  den  Schulz  der  Industrie 
cefiren Ober  illoyaler  Konknrrf^uz  ul  er- 
nimmt,  tritt  sie  als  aktive  Macht  in 
das  industrielle  Lehen  ein,  und  nur 
lu  leicht  können  dem  ersten  Schritte 
andere  Schritte  folgen.  Das  erwähnte 
Gesetz  läßt  es  sehr  wahrscheinlich  er- 
scheinen, daß  auch  Kanada  den  Weg 
Australiens  gehen  und  die  staatliche 


Regelung  industrieller  Verhältnisse  in 
Angriff  nehmen  wird.  1)1*  Tendenz 
scheint  im  Wesen  der  britischen  Rasse 
selbst  lu  liegen,  sowie  sie  sieh  frei  von 
den  historischen  Traditionen  des 
Mutterlandes  entwickeln  kann. 

Prof.  O.  D.  Skdton^  Toronto. 

Die  VaiMhoiif  von  SpwkasMn- 
Udnra  an  Neagebome.  Seit  1.  Juni 

1907  besteht  in  der  Stadt  Möns  in 
Belgien  die  Einrichtung,  daß  jedes  in 
der  Stadt  geborene  Kind  belgischer 
Eitern  sofort  nach  seiner  Geburt  von 
der  Gemeinde  ein  Sparkassenbuch, 
lautend  auf  1  fr.,  erhfilt.  Die  E3tem 
sollen  für  ihr  Kind  weitere  Einlagen 
in  das  Büchlein  machen,  die  sie  nach 
Belieben  auch  wieder  zurückziehen 
können,  jedoch  mit  der  Einschrän- 
kung, daß.  die  Spareinlagen  niemals 
unter  den  ursprungUch  von  der  Ge- 
meinde geschenkten  Franc  herunter- 
gehen dürfen,  solange  das  Kind  lebt. 
Nach  dem  Beispiel  von  Möns  wurde 
die  Einrichtung  in  45  andern  belgi- 
schen Gemeinden  durchgeführt,  über- 
all zur  lebhaften  Zufriedenheit  der 
Bewohner. 

Auf  Grund  dieser  Erfahrung  stellte 
am  25.  AprQ  1908  der  IlfarseiHer  Ge- 
meinderat Eugöne  Rostand  in  der 
Stadtvertretung  der  südfranzösischen 
Großstadt  den  Antrag,  jedem  Mar- 
seillor  Kinde,  d.i.  jährlich  11000 
Kmderu,  ein  solches  Sparkassenbuch 
zu  schenken.  Die  Stadtvertretung 
scheint  dieser  Neuerung  günstig  ge- 
stimmt lu  sein,  und  so  dürfte  sie  in 
Kürze  Gesetz  werden.  Man  hofft, 
daß  die  Kinder  und  deren  Eltern  an- 
gesichts der  Bestimmung,  daß  1  fr. 
immer  in  dem  Büchlein  verbleiben 
müsse,  ein.  stfindiges  Interesse  und 
einen  ständigen  Anreiz  haben  werden, 
die  Einlaß  zu  erhöhen,  und  daß  der 
Spartrieb  in  der  Bevölkerung  derart 
eine  bedeutende  Förderung  finden 
würde. 
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Versfaaflichung  der  Kohlenbei^ 
werke  in  Südaustralieo.  Die  Verstaat- 
lichung der  Bergwerke  in  Australien 
soll  denmächst  um  einen  weiteren 
bedeutenden  Schritt  gefördert  werden, 
indem  der  Staat  Sfldaustralien  die 
inm  Betriebe  seiner  Eisenbahnen  not- 
wendige Kohle  im  eigenen  Beiwerk 
gewinnen  will.  Da  sich  jedoch  in 
seinem  GeJDiete  keine  Kohlenlager 
befinden,  trat  er  mit  den  Besitzern 
der  Kohlenlager  von  Neweaetle  in 
Neil-Süd- Wales  in  Verhandlung 
wegen  Ankaufs  dieser  Werke;  und 
eine  Flotte  von  staatlichen  Transport- 
schilTen  soll  die  litfdnierung  der 
Kohlen  von  lSeu-SudA\  ales  an  ihren 
BeetiramungBort  besorgen. 

Der  geplante  Ankauf  stellt  gegen* 
Ob^  den  staatlichen  Kohlenberg- 
werkon  in  Neuseeland  und  ander- 
wärts deshalb  eine  beachtenswerte 
Neuerung  dar,  weil  sich  die  Berg- 
werke von  Newcastle  außerhalb  des 
Staatsgebietes  von  Sfldaustralien  be- 
finden, dieser  Staat  somit  kein  Mono- 
pol des  eigenen  Gebietes  ablöst,  son- 
dern im  Ausland  als  Unternehmer 
auftritt. 

Der  indastrieile  Aufschwang  Nord- 
i^MUkiis.  In  Saragossa  in  Nordspa- 
nien ^^^lrde  kürzlich  zur  Jahrhundert- 
feier der  heroischen  Verteidifunc  der 
Stadt  gegen  die  Truppen  Napoleons  I. 
eine  französisch-spanische  Ausstel- 
lung erOflnet,  welche  die  Eintracht 
beider  Volker,  die  einst  unter  den 
Mauern  Saragossas  gefochten,  dartun 
sollte.  Der  französische  Handelsmi- 
nister Cruppi  nahm  an  der  feierlichen 
Eröilnung  der  Ausstellung  teil,  und 
lebhaftes  Interess  für  dieselbe  gab  sich 
Ton  fransOsischer  Seite  kund.  Noch 
bedeutungsvoller  von  einem  allge- 
meinen Standpunkt  aber  muß  der 
Reichtum  und  die  Vielfältigkeit  der 


spanischrn  Ausstellungsobjekte  er- 
scheinen, welche  von  langsamem,  aber 
stetigem  Aufschwung  spanischer  In- 
dustrie Zeugnis  ablegen.  Insbesondere 
Katalonien  mit  seiner  Hauptstadt 
Barcelona  im  Nordosten  der  Halb- 
insel hat  sich  in  den  letzten  Jahr» 
zehnten  mehr  und  mehr  ?.n  •»inem 
der  blühendsten  Industriegrlju  tr  Eu- 
ropas entwickelt;  seine  Bevolkerungs- 
dichtigkeit  beträgt  137  Bewohner  auf 
den  Quadratkilometer  gegenüber  bloB 
37  Bewohnern  im  übrigen  Spanien. 
Eine  Reihe  von  Kohlenbergwerken 
und  von  Fabriken  jeder  Art  werden 
in  den  kleinen  Orten  der  Provinz  be- 
trieben, und  Barcelona  selbst  ist  dank 
seiner  blflhenden  Industrie  in  stfindi- 
gern  AufBchwung begriffen.  Mit  seinen 
600  000  Einwohnern  hat  es  alle  andern 
Städte  Spaniens  bereits  an  Bevölke- 
rungszahl und  mehr  noch  an  Heiehtum 
und  Unternehmungsgeist  überllügelt. 

Freilich  hat  dieser  Aufschwung  der 
katalonischen  Grenzprovinz  fttr  die 
Gesamtinteressen  des  Königreiches 
auch  seine  bedenkliche  Seite,  denn 
die  Katalonier,  die  durch  gpsrliirht- 
liche  Tradition,  Volkstoiuperament, 
ja  selbst  durch  ihren  dem  Prüven9äli- 
schen.yerwandten  Dialekt  den  Sfld- 
franzosen  nAher  stehen  als  den  Spa- 
niern der  andern  Provinzen,  hab^ 
sich  mehr  und  mehr  dem  Traume 
völlip^r  Unabhängigkeit  und  freier 
Efitwi:  klung  emes  industriell  fortge- 
schrittenen undpolitisch-freiheillichen 
Staatswesens  ergeben.  Jede  weitere 
Vermehrung  ihrer  ökonomische 
Macht  und  damit  auch  ihres  Selbst- 
gefühls, sowie  insbesondere  die  mit 
dem  Aufblühen  der  Industrie  Hand 
in  Hand  gehende  Erstarkung  einer 
von  revolutionären  Instinkten  erfüll- 
ten  Arbeiterbewegung  kann  so  fflr 
das  Gleichgewidit  und  die  ruhige  Ent- 
wicklung des  spanischen  Königreichs 
Oberaus  bedenklich  werden. 


❖     ^  ❖ 
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POLITISCHE  EhOmiajUm 

WILLIAM    OUALUD.    ALGIER:    DIE  EINGE-" 
BORENENFRAGE    IN    DER  FRANZÖSISCHEN 

KOLONIE  ALGIER. 

©If  |ION  allen  Völkerschaften,  die  zum  Islam  übergetietoi»  find  die 
Bewohner  von  Nordwestafrika  dem  Eindringen  von  Wissen- 
schaft und  geistiger  Kultur  gegenüber  am  feindlichsten  geblieben. 
Den  zerstreuten,  heute  ackerbautreibenden,  ehemals  kriegerischen 
Volkerschaften,  die  sich  ausschließlich  mit  materiellen  Soi^  hefassen  mußten, 
bfieb  kein Intoronefttr  geistige  Dinge.  Auch  heutefindetl^ihnendieFMidts- 
bewegung,  die  den  ganzen  muslimischen  Orient  durchzittert,  nur  ein  schwaches 
Echo  und  äußert  sich  mehr  als  eine  allgemeine,  systematische  und  traditionelle 
Feindseligkeit  gegen  alles,  was  europäisch  ist  oder  damit  zusammenhängt. 

Kabylen  und  Mozabilen,  Araber  und  ihnen  zugetane  Stämme  setzen 
dem  französischen  Einfluß  denselben  passiven  Widerstand  entgegen.  Abge> 
edlen  yon  rein  ivirtechaftliohen  Beäehmigen,  ist  der  geistige  und  monJisäe 
Anstaiueh  iwiachen  enropAisoher  nnd  eingeborener  Geistesart  fast  NnH 
geblieben. 

Gleich  zu  Beginn  soll  ein  Einwand  widerleg  werden.  Man  wird  fragen, 
wie  ist  mit  diesem  Widerwillen  die  steigende  Zahl  der  Eingeborenen,  die  sich 
französieren,  die  administrative  Stellungen  suchen  und  so  zu  Macht  und 
Herrschaft  der  Sieger  beitragen,  zu  vereinbaren  ?  Man  darf  sich  hier  nicht 
beinen  lassen.  Der  Araber  erkennt  die  Haeht  vollkommen  an,  seine  Re- 
ligion gebietet  ihm,  sich  in  Unabfinderlichee  zu  fügen,  seinen  Nacken  dem 
vorObergehenden  Joch  des  Siegers  zu  beugen.  Als  guter  Politiker  zieht  er 
Nutzen  aus  der  französischen  Okkupation.  Er  findet  in  den  offiziellen  Stellun- 
gen, in  den  von  der  Regierung  verliehenen  Ehren  ein  Mittel,  zeitweise  Über- 
legenheit über  seine  Glaubensgenossen  auszuüben,  als  Ausgleich  für  jene 
moralische  Genugtuung,  die  denjenigen  verbleibt,  die  den  Franzosen  gegenüber 
ausgesprochene  Feindschaft  beseogen.  Und  weit  entfernt  davon,'  das  Ver- 
trauen der  Eingeborenen  zu  erwerben,  trägt  vielmehr  die  Ernennung  mueel- 
mfinnischer  Beamter  zur  Entfremdung  bei. 

Welclies  sind  nun  die  Ursachen  dieser  Feindseligkeit,  deren  Ende  noch 
nicht  abiusehen  ist  ?  Die  Gründe  zerfallen  in  zwei  Gruppen:  interne,  die  un- 
trennbar mit  der  muselmfinnischen  Natur  verknüpft  sind,  externe,  unab* 
hängig  von  der  Geisteeart  der  Eingeborenen,  aber  geeignet,  sie  in  tiefgehender 

Weise  zu  beeinflussen. 

Der  Religion  kommt  zweifellos  der  erste  Platz  zu.  Sie  bildet  das  große 
Hindernis  der  besseren  Vereinigung  von  zwei  Bevölkerungsschichten,  die 
nuiunehr  Seite  an  Seite  leben  müssen.  Beim  Muselmann  sind  ReUgion,  Recht 
und  Sitte  unlöslich  verschmolzen.  Eine  Verlnderung  der  Gebrftuche,  eine 
Einführung  europäischer  Zivilisation,  die  übrigens  weit  davon  entfernt  ist, 
in  moralischer  Beziehung  die  des  Muselmanns  zu  überragen,  bedeutet  zugleich 
eine  Absage  an  den  Glauben  der  Väter,  Verleugnung  jahrhundertealter 
Überzeugung. 

Digidzca  by  Cjcjo^Ic 


868  DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS  SEPT.  1906 


Die  Religion  vun  heutzutage  hat  im  übrigen  nur  noch  einen  losen  Zu- 
sammenhang mit  dem  iinprOiiglidie&  miuelmitamisolien  Idealkmus.  Eine 
Art  Kompromiß  zwischen  den  heidnischen  Traditionen  der  Berber  Nord- 
afirikas  und  dem  kriegerischm  Glauben  der  arabischen  Einwanderer  bat 
sich  entwickelt.  Der  Glaube  an  gute  und  böse  Geister  hat  neben  der  täglichen 
Ausübung  der  hauptsächlichsten  Vorschriften  Mohammeds  Platz  jyefunden. 
So  ist  der  erhebliche  Einfluß  der  Marabus"  zu  erklären,  die  eifersüchtig 
darauf  bedacht  sind,  eme  naive  Glaubensseligkeit  zu  erhalten»  die  ihnen  An- 
sehen verleiht.  Zu  diesem  Zweck  sttttien  sie  jedwede  Legende,  z.  B.  die  des 
»»Meister  der  Stunde"  (Mou]ed  Salut),  die  der  französischen  AnnAherungs- 
Politik  so  schädlich  ist.  Ihre  Erzählungen,  untermischt  mit  religiösen  Gesängen, 
werden  für  die  Hörer  die  einzige  Quelle  der  Kenntnis  äußerer  Ereignisse. 
Man  vermag  sich  leicht  zu  donk-pn.  wolrho  Wranderungen  die  Dinge  in  solehem 
Munde  annehmen  und  weli  [ip  Uoiie  die  riesler  den  Chiisten  beim  genngstea 
Koniliivt  imt  einer  muäeimaimischen  oder  orientalischen  Macht  zuschreiben. 

Ihre  Religion  und  ihre  Unwissenheit  sind  die  inneren  GrOnde  der  be- 
sonderen Geistesverfassung  der  Eingeborenen.  Die  ftußeren  sind  die  folgenden : 
Bei  aller  Erkennung  der  Fürsorge,  die  heute  seitens  der  algerischen  Ver^ 
waltung  den  Eingeborenen  zuteil  wird,  kann  man  das  Ohr  dem  heftigen  Pro- 
teste nicht  vor^^rhüeßen,  den  c:prade  dies  Vorirrhrri  bei  der  europäischen  Be- 
völkerung her\ orriift.  Diese  Tatsache  wirft  vm  btilUames  Licht  auf  den  Kon- 
flikL  zwischen  zwei  Hassen,  der  auf  der  einen  Seite  voreingenommene  Feind- 
seligkeit gegen  den  Ungläubigen,  auf  der  andern  ein  tiefes  GefQbl  von  Ver- 
achtung gegen  das  Qberwundene  Volk  in  sich  sohheBt.  Die  Beziehungen  der 
Europäer,  die  zum  großen  Teil  ihren  Zufluß  aus  den  ärmsten  und  unwissendsten 
Klüsen  Spaniens  und  Italiens  erhalten,  die  hart  gegen  sich  selbst,  aber  auch 
gegen  ihrp  Untergebenen  sind,  sind  mit  einer  gewissen  Brutalität  durchtränkt. 
Und  wenngleich  der  Eingeborene  das  Haupt  unter  Üroliung  und  Schimpf 
beugt,  so  empfindet  er  doch  die  Ungerechtigkeit,  die  in  seinem  Herzen  den 
Haß  gegen  die  Eroberer  erneuert  und  weiter  nährt. 

In  einem  ackerbautreibenden  Lande  wie  Algier  ist  der  Landbesitz,  aei 
er  kollektivistisch  oder  indi^duell,  für  den  Eingeborenen  eine  nahezu  uner- 
läßhche  Existenzbedingung.  In  Unkenntnis  der  lokalen  Gebräuche  haben  die 
französischen  Gesetze  durch  eine  eilige  Assimilation  hSnflg  indirekt  der  Ex- 
propriation Vor^cliul)  geleistet.  Mit  Hilfe  von  geringfügigen  Darlehen  und 
durch  die  Mitschuld  unehrlicher  oder  bedürftiger  Kadis  haben  einige  heimische 
GroBgrundbesitM  ihre  Besititflmer  in  ganz  unverhältnismäBiger  Weise  auf 
Kosten  der  Kleinbauern  vergrößert.  Lange  Zeit  sahen  die  Fdlachen  unter 
dem  Deckmantel  gesetzlicher  Vorschriften  ihre  Besitzerrechte  durch  soldie 
Europäer  mißachtet,  die  Übung  darin  besaßen,  Menschen  von  der  Scholle  ihrer 
Ahnen  zu  vertreiben.  Die  auf  das  Gesetz  von  1873  folgenden  Jahre  waren 
reich  an  solchen  Vorkommnissen,  die  natürlich  noch  verallgemeinert  und  ver- 
größert wurden,  als  sie  von  Mund  zu  Mund  weitergingen  und  so  dazu  beitrugen, 
das  GefOhl  instinktiver  Gehässi^eit  zu  bestärken,  das  durch  das  gerechtere 
neue  Bodengesets  noch  nicht  entwurxelt  werden  konnte. 

Die  80  komplizierten  und  verschiedenartigen  Ursachen,  die  heute  der 
Gemütsverfassung  der  algerischen  Ackerbauer  und  Viehzüchter  zugrunde 
liegen,  sind  nicht  so  einfach  zu  heseiti<?en.  Die  äußeren  Faktoren  würden 
zweifellos  verschwinden  durch  eine  gleichzeitige  Erziehung  der  Europäer 
imd  der  Eingeborenen  und  durch  eine  Abstellung  der  Mißstände,  ein 
Werk,  das  heute  schon  glücklich  von  der  Verwaltung  eingeleitet  wiirde. 
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Aber  die  Sr-hwierigkeit  wSchsl  angesichts  der  innw:n  Ursachen,  dieser  unge- 
heuren Vt'ibchiefh'nartigkeit  der  in  Frage  kommenden  Elemente.  Ihre  Über- 
windung ist  nur  möglich,  wenn  alle  Aji^trengungen  der  Regierung  nicht  auf 
das  vergebliche  UnMangen,  dem  Mueeliniam  abendlftnduehe  Geistesart 
aufdrftngen  zu  wollen,  sondern  auf  Forderung  der  den  Eingeborenen  eigenen 
Zivilisation  gerichtet  werden.  Zwei  parallde  Wege  bieten  sich  dar,  der  eine 
knü|>ft  direkt  an  das  moralische  Element  an  und  ist  die  intellektuelle  Er- 
71'  hung,  der  andere  geht  auf  Umwegen,  ist  aber  vielleicht  dringender  nötig; 
iJas  ist  die  ökonomische  Erziehung. 

Das  einzige  Mittel,  den  Eingeborenen  der  Stumpfheit  des  beschaulichen 
Lebens,  in  dem  er  sieh  wohlffihlt,  au  entreiBen,  liegt  darin,  ihm  Sinn  fdr  mate- 
rielle  Bedürfnisse  und  die  Mittel,  diese  au  befriedigen,  au  geben.  Nur  dann 
wird  er  eine  tätigere,  seiner  Menschenwürde  besser  zukommende  Existenz 
erstreben.  Seine  täglichen  Bedürfnisse  müssen  gesichert  werden,  dank  einer 
besseren  Ausnntzuncf  des  Bodens,  die  wohltätige  Fürsorge  des  Gesetzg^ebeiii 
muii  ihn  gegen  die  Entauüerung  seines  Stückes  Land  sichern,  eine  rationelle 
Kreditorganisation  es  ihm  ermö^chen,  augenbUckliche  Ausgaben  zu  machen, 
ohne  Angst»  seine  Arbeit,  die  Frucht  seines  Strebens  in  den  Hftnden  tob 
Wochersm  verschwinden  zu  sehen.  Andererseits  muD  der  Europäer  eine 
genauere  Kenntnis  der  erziehlichen  Rolle,  die  ihm  zum  Wohl  des  Eingeborenen 
zufällt,  erringen.  Beide  Elemente  müssen  den  epoistiBchen  Glauben  aufgeben, 
daß  d<pr  Vorteil  des  einen  ans  dem  Srhaden  des  andt  rn  erwächst.  Dann  erst 
wird  Fi  ankreich  von  seinen  muselinännischen  Untertanen  eine  herzliche  Mit- 
arbeit erhoffen  und  anderes  erwarten  dttrfen  als  passiven  G^orsam,  der  in 
geheimer  Feindseli^eit  allen  ZivilisationsbeBtrebuDgen  entgegenaibeitet. 

Je  vollkommener  Frankreich  seine  Kultarmis* 
sion  in  Algier  erfüllt,  desto  eher  kann  es  Anspruch 
darauf  erheben,  daß  Europa  ihm  auch  die  Lenkung 
der  Geschicke  des  Nachbar-  und  Schwesterlandes 
von  Algier,  Marokkos,  dessen  ethnographische  und 
sosiale  Probleme  durehaua  die  gleiohen  sind,  an- 
▼  ertrane. 


J.  SRIRAMULU,  RAJAHMANDRY:  DIE  INDISCHE 
FREIHEITSBEWEGUNG. 
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lELFACH  meint  man  in  England  und  anderwärts,  daß  die  hell 
aufflammende  indische  Revolutionsbewegung  ausschUeßhch  durch 
die  Fehler  der  englischen  Politik  in  Indien  in  den  letzten  Jahren 
vemrsaeht  worden  seL 
In  Wabrhett  erwudia  bereitB  im  Jahre  1822  die  Idee  indisdier  Freiheit 
und  fortschrittlicher  Entwicklung  im  Geiste  von  Raja  Rammohun  Roy, 
dem  {TToßen  indischen  Patrioten  und  Begründer  der  aozialreltgiteen  Gemeinde 
der  Brahmn  Samaj, 

Der  Ilaja  war  keineswegs  ein  Feind  westlicher  Zivilisation  oder  auch  nur 
der  englischen  Herren  Indiens;  es  war  ja  vielmehr  sein  Plan  und  Lebenswerk, 
eine  Synthese  westlicher  und  OatUdier  ZivüiBation  su  auoben;  die  von  ihm 
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gegründete  G^»mf»inde  der  Brahmo  Samaj  stellt  tatsächlich  in  religiöser  Be- 
ziehungeine höhere  Einheit  von  abendländischem  Münolheismus  mit  indischem 
Pantheismus  dar  und  sckheßt  sich  in  sozialer  Hinsicht  in  ihrer  Bekämpfung 
des  Kastenwesens  und  Predigt  modern  demokratischor  Ideen  eng  an  die 
Gedankenweli  des  Westens  an.  Aber  dem  klaren  Geiste  des  Raja  konnte  es 
nicht  verborgen  bleiben»  daß  sich  der  Verwirklichung  eben  der  besten  Ideen 
der  britischen  Rasse,  auch  jener  Ideen,  die  ihr  im  Heimallande  über  alles 
heilig  sind,  in  Indien  selbst  die  anglo-indische  Bureaukratie  entgegenstelle. 
Der  Rang  derselben  als  einer  herrschenden  Klasse,  die  unbeschränkt  über 
mehrere  Hundert  Millionen  Inder  gebietet,  hatte  ihr  den  Geist  eben  jener 
orkntalisehjen  Despotie  eingeimpft,  vna  er  all  den  froberen  B^mdiem 
des  Landes  eigen  gewesen,  wie  er  aus  der  Natur  des  sonalen  Mifiems  selbst 
SU  entspringen  scheint.  Irgendein  Verständnis  für  moderne  freiheitliche  Re- 
pmg^pn  war  von  ihr  nicht  zu  erwarten,  und  da  Regierung  und  Parlamrnt 
(iroß  I?ritanniens  in  all  ihren  politischen  Entschließungen  dem  \\  »rt  der 
indischen  Vizekönige  folgten,  so  mußten  die  Nachfolger  des  Raja  bald  erkennen, 
daß  die  indische  Freiheitsbewegung  sich  nur  im  Kampfe  mit  England  durch- 
Selsen  k<}nne. 

"Eb  ist  ein  integrierender  Bestandteil  des  Systems  der  anglo  indischen 
Bureaukratie,  das  Aufrücken  eingeborener  Inder  zu  höheren  Funktionen 
df»?  Staatsdienstes  möglichst  zu  verhindern.  Wohl  verlieh  man  schließlich 
eimge  lieisitzerstellen  der  obersten  Gerichtshöfe  an  indische  Richter,  aber  die 
für  die  Beherrschung  des  Landes  entscheidungsvollen  Posten  der  politischen 
Beamten,  die  zugleich  an  Zahl  die  weitaus  stArksten  sind,  blieben  doch 
in  ihren  bOheren  Ranj^assen  auaschliefllich  englischen  Bewerbern  reserviert 
So  war  es  den  zahlreicboa  jungen  Intellektuellen  Indiens,  die  von  den  hohen 
Schulen  des  Landes  kamen,  Oberaus  schwer,  ja  fast  unmöglich,  eine  Funktion 
im  Staatsdienste  zu  erlangen;  und  doch  waren  angrsirhts  der  industriellen 
Zurückgcbliebenheit  des  Landes  gerade  die  Funktionen  im  Staatsdienste 
nahezu  die  einzigen,  in  denen  ein  junger  Mann  sich  betätigen  konnte. 

Allerdings  beginnt  dies  in  den  letsten  Jabien  anden  sn  werden,  da 
aus  dem  Enthusiasmus  der  Unabhangigfcwtribewegung  beraus  selbstftnidige 
Industrien  erwachsen,  die  manchen  jungen  Leuten  Beschäftigung  gebm. 
Aber  dies  reicht  noch  bei  weitem  nicht  hin  zur  Beseitigung  des  von  Jahr  zu 
Jahr  zahlreicheren  intellektuellen  Proletariats  Indiens,  das  jedem  VprsTiche, 
die  Ordnung  der  Dinge  zu  ändern,  geneigt  ist.  Diese  intellektuellen  Klassen 
sind  es  auch  in  erster  Linie,  welche  die  revolutionäre  Bewegung  unterstützen 
und  in  Vert»indung  mit  -dieser  materiell  benachteiligten  Gruppe  aueb  vieH 
andere,  die  aus  patriotischem  Stolz  eine  Anteilnahme  der  indischen  Bevölke- 
rung an  der  Leitung  ihrer  eigenen  Geschicke  fordern. 

D;i  sich  die  indische  Regierung  selbst  über  die  oppositionelle  St»^llunj» 
der  indischen  inteiiektuellen  klar  ist,  versuchte  sie,  sich  dieser  Gtgnerschaft 
dadurch  zu  entledigen,  daß  sie  viele  höhere  Schulen  schloß  und  so  das  Zu- 
wacbsen  der  jungen  Leute  lum  intdldctu^en  Proletariat  «nscbrankie. 
Gerade  diese  Benachteiligung  des  höheren  Schulwesens  aber,  das  den  Stolz 
Indiens  ausmacht,  mußte  die  Erbitterung  der  intettektudlen  Klassen  des 
Landes  neuerdings  heraufbeschwören. 

Allerdings  äußerte  sich  die  Bewegung  nicht  bloß  in  rein  pohtischem  Wider- 
>.  Stande.   Viele  indische  Patrioten  hätten  lieber  durch  Neuschöpfung  geistiger 

Werte,  unabhängig  von  der  englischen  Regierung,  ihrem  Volke  das  Fehlende 
gegeben.  So  erwuchs  in  diesen  Kreisen  der  bedeutsame  Plan,  eine  indische 
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Natlonal-Universiiät  in  der  heiligen  Stadt  Benares  zu  schaffen,  an  der  indiSGhe 
und  europäische  Gelehrte,  jedoch  völlig  unabhänp^cr  von  dor  englischen  Re- 
gierung, lehren  sollten.  Insbesondere  auch  die  alten  einheimischen  literari- 
schen und  wissenschaftlichen  DiszipUnen  sollen  nach  den  Plänen  der  Befür- 
worter dort  eine  hervorragende  Stelle  linden,  und  so  die  besten  Elemente  der 
alten  Kultur  Indiens  in  die  neu  erwachsende  Svilisation  des  Landes  liinllber- 
genommen  werden. 

Die  oppositionelle  Bewegung  der  Intellektuellen  in  ihrer  Bewußtheit 
und  Planmäßigkeit  findet  bisher  relativ  geringe  Unterstützung  bei  den  breiten 
Volksmassen,  deren  Elend  wohl  ein  furchtbares,  jede  Revolution  recht- 
fertigendes ist,  deren  in  Jahrtausenden  erworbene  Demut  aber  einer  offenen 
Empdnmg  noch  im  Wege  steht.  Nur  in  den  großen  Städten,  in  denen  der 
modern-demokratische  Geist  sieh  Verbreitet,  beginnt  auch  die  Aibeitenohaft, 
«m  die  Seite  dw  Intellektuellen  su  treten,  genau  so,  wie  dies  in  Rußland 
der  Fall  gewesen:  In  Kalkutta  wurden  in  den  letzten  Monaten  wiederholt 
Versuche  eines  revolutionären  Generalstreiks  unternommen,  und  in  diesen 
letzten  Wochen  war  auch  Bombay  der  Schauplatz  blutiger  Streikunruhen. 

Dieser  ganzen  Bewegung  gegenüber  sucht  die  anglo-indische  Bureau- 
kratie  mit  den  allOheraB  üblidMn  Mitteln  des  Despotismus  ihre  Stellung  zu 
behaupten.  Die  Paragraphen  des  indischen  Strafgeseties  geben  es  ihr  an 
die  Hand,  jede  freiere  Meinu2^Bäu0mng  EU  knebeln,  ja  in  den  letzten  Monaten 
wurden  indische  Patrioten  sogar  oKne  jedes  Gmchtsurteil  deportiert.  Vor 
wenigen  Wochen  wurde  auch  das  Preßgesetz  in  reaktionärer  Richtung  ab- 
geändert. So  nimmt  angesichts  der  Unterdrückung  jeder  freien  Meinungs- 
äußerung die  revolutionäre  Leidenschaft  immer  mehr  zu,  das  Land  geht 
KAmpfen  gleich  denen  um  die  mssiache  Flraiheit  entgegen« 

In  charakteristischer  Weise  kommt  der  Umschwung  in  den  fahrenden 
geistigen  Kreisen  Indiens,  der  Übergang  von  mafivoller  Opposition  zu  revolu- 
tionärer Entschlossenheit,  in  der  geänderten  Zusammensetsung  des  indisoh^ 
Nationalkongresses  zum  Ausdruck. 

Seit  mehreren  Dezennien  versanimehi  sich  alljährlich  die  geistigen  Führer 
Indiens  und  Delegierte  aUer  autonomen  Korporationen  in  einer  andm  Stadt 
des  Reiches,  um  Uber  dessen  allgemeine  politische  und  soiiale  ^tuation  sn 
beraten  und  Heformmaßregeln  auszuarbeiten,  welche  dann  der  englischen 
Regierung  vorgelegt  werden.  Diese,  obwohl  in  keiner  Weise  an  die  Beschltlsse 
des  Konjrresses  gebunden,  legt  denselben  doch  in  rein  indischen,  die  englische 
Herrschaft  nicht  berührenden  Fragen  als  einrr  Äußerung  der  Vulkswünsche 
bedeutendes  Gewicht  bei.  Durch  lange  Jahre  stand  so  der  Kongreß  in  relativ 
freundlichen  Beriehungen  snr  Regierung,  seine  große  Mehrheit  war  den 
britischen  Hetren  des  Landes  treugesinnt.  In  den  lotsten  Jahren  erwuchs 
jedoch  eine  revolutionäre  Partei  aus  der  Linken  des  Kongresses.  Anläßlich 
fieiner  letzten  Tagung  kam  es  zu  überaus  heftigen  Szenen  zwischen  beiden 
Parteien  und  schließhch  zur  Sprengung  des  Kongresses.  Die  radikale  Richtung 
gewann  hierdurch  völUg  freie  Hand  und  strebt  nunmehr  mit  rein  revolutio- 
nären Mitteln  ihrem  Ziele  zu. 

Wohl  mögen  die  Unternehmungen  der  Radikalsten  dieser  RadikalMi: 
die  Bombenattentate  und  gewaltsamen  Aufstandsversuche,  bei  der  grofien 
Mehrheit  auch  der  freiheitlich  Gesinnten  Indiens  keine  Zustimmung  finden; 
doch  läßt  die  RcCTening  dip  ge<^amte  liberale  Intelligenz  diese  Verbrechen  ent- 
gelten, ihre  Gewaltmaiiregein  treiben  immer  mehrere  ins  Lager  der  otlenen 
Empörung.  Es  ist  derselbe  Prozeß,  der  sich  in  allen  Revolutionen  gezeigt  hat : 
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sowie  zwei  radikale  Richtungen  einander  gogenObentefaeii,  werden  die  ge- 
mäßigten Mittelparleien  zerrieben.  Auch  die  \'olksmassen  werden  vom  Bei- 
spie] der  Vorkämpfer  !nn£^:^am,  aber  stetig  mit  neuen  Energien  erfüllt.  Ganz 
Indien  erwacht  zur  Sehnsucht  der  Freiheit,  zur  .Sehnsucht,  in  unabhängiger 
Weise  seine  eigenen  Geschicke  zu  lenken  und  seine  Kultur  auszubauen. 

Auch  lieuto  noeli  ist  dieae  Bewegung  dmüham  niolit  gegneriach  gegen- 
llber  der  wettlichen  Zivilisation,  ihr  Sieg  würde  nicht  einen  Rflckfali  Indiens 
in  asiatische  Traditionen,  sondern  die  Begründung  eines  modernen  demo- 
kratischen Staatswesens  im  Gefolge  haben.  Die  alte  nationale  Kultur  des 
Landes  wtlrde  in  steter  Anlehnung  an  europäische  Kulturfirrungenschaften, 
nur  in  ihr  eigentümlicher  Weise,  sich  wieder  entfalten  können  und  der  Mensch- 
heit manch  wertvollen  Baustein  neuer  Gesmnung  liefern.  So  befehden  die 
FVeihdiakAmpfer  Indiens  dnrehans  nicht  das,  was  in  der  westlichen  Kultur 
groÜ  nnd  heilig  ist^  sondm  das  eingeborene,  uralte  Ungdiener  der  Despotie, 
das  als  anglo-indisehe  Bureaukratie  noch  heute  fortlebt. 


RAUENSTIMMRECIITSBEWE. 
aUNQ  in  Prankreich.  Diebe- 

 deutsamen  Erfolge  der  eng- 

len  FVaueDstimmrechlahewegung 
haben  auch  in  Frankreichihren  ^Wlier- 
hall  gefunden  und  die  bia  jetzt  sehr 
schwache  Bewegung  hell  angefacht. 
Die  Bedingungen  desErfolpej^lie^An  ja 
in  Frankreich,  wie  ülirrhaupl  Inden  ro- 
manischen Ländern,  minder  gunstig  als 
in  den  Gebieten  der  anglo-sftehsischen 
Rasse.  Wihrend  hier  die  Frau  aOOber* 
all  tätige  Gefährtin  des  Mannes  ist, 
ihren  Ehrgeiz  in  der  Erfüllung  von 
Berufspflicht pn  und  in  intellektueller 
Tätigkeit  sieht  und  um  dieser  Tätig- 
keit willen  vom  Manne  gewertet  wird, 
bedeuten  der  Frau  FVankreichs  noch 
immer  die  Erfolge  der  Liebe  und 
des  p^sOnlichen  Reizes  den  Haupt- 
inhalt ihres  Lebens.  Sie  trat  bislang 
iiirht  in  ploinhem  Grade  väe  in  den 
angUi?a<,  iisi^ehen  Ländern  auf  allen 
Gebieten  des  geistigen,  kommer- 
ziellen und  Offentiidien  Lebens  in 
den  Wettbeweil)  mit  dem  Manne, 
und  der  W-unsch,  diesen  Wirkungs- 
kreis  auch  durch  das  politische 


Stimmrecht  gedeckt  zu  sehen,  konnte 
in  ihr  nicht  ebenso  lebhaft  werden. 
Immerhin  beginnt  all  diesem  sich 
langsam  sa  indem,  weniger  wohl  in 
den  eigentlich  sQdromanisohen  Lin- 
dem, Italien  und  Spanien,  ab  in 
Frankreich,  wo  die  neue  weltliche 
Erziehung  in  Verbindung  mit  d^^r  an- 
p:t  b()renen  geistigen  Hegsanikeit  der 
Frau  diese  in  den  letzten  Jahren  zu 
Bahnen  des  Ehrgeizes  fthnlich  denen 
der  amerikanischen  Schwester  gefohrt 
hat.  Weibliche  Ärzte  und  Advokaten 
üben  in  Paris  ihren  Beruf  aus.  starke 
Vereine  sind  er*.varhsen,  in  denen  die 
Frauenforderungen  vertreten  werden, 
und  in  jüngster  Zeit,  vom  26.  zum 
2S.  Juni,  wurde  ein  Kongreß  aOer 
Frauenveretne  abgehalten,  der  sich  su 
mer  bedeutungsvollen  Kundgebung 
gestaltete.  Alle  Probleme  des  Frauen- 
lebens,  sowohl  ökonomischer  als  auch 
juridischer  und  politischer  Natiu*, 
wurden  besprochen  und  allüberall  eine 
klare  Stdlungnahme  des  Kongresses 
prfizisiert.  Die  Erweiterung  der 
Frauenrechte  in  Ehe  und  Familie 
wurde  energisch  reklamiert  und  die 
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Erw.  iterung  der  gesetzlichen  Ehe- 
scheidungsgründe  gefordert. 

Allerdings  ging  die  Mehrheit  des 
Kongresses  nieht  so  ^it,  die  Ehe- 
scheidung hloB  auf  Antrag  eines  der 
beiden  Ehegatten  zu  befürworten. 
Ein  diesbezüglicher  Antrag  wurde  ab- 
gelehnt, trotz  der  warmen  Worte  einer 
Rednerin,  die  auf  die  schönen  Ergeb- 
nisie  der  Schweiler  Gflsetigebimg  hin- 
wies. BlofidieEheacheidimgiiiitEjn* 
willigung  beider  Ehegatten  wurde  von 
der  Mehrheit  des  Kongresses  gefor- 
dert. Die  Schlußsitzung  desselben 
war  der  Forderung  des  politischen 
Stinunrechtes  der  Frau  gewidmet, 
und  alle  Gruppen  der  Versammlung 
waren  In  dieser  Richtung  einig. 


In  der  französischen  Deputierten- 
kammer steht  derzeit  ein  Antrag  auf 
Verleihung  des  Stimmrechtes  für  die 
Gemeindevertretungen  an  die  Frauen 
in  Verhandlung,  und  viele  Freunde 
der  Bewegung  sind  dafür,  diese  Re- 
form als  eine  Stufe  zum  schließiichen 
Enderfolg  zu  akzeptieren. 

So  tritt  die  Fraueuslimmrecbts- 
beweguug  auch  in  Frankreich  in  ihr 
entacheidendes  Stadium  ein,  und  es 
wäre  nicht  verwunderlich,  sollte 
sie  sich  angesichts  der  größeren  Elasti- 
zität und  demokratiarhen  Gesinnung 
der  französischen  Kammer  in  diesem 
Lande  früher  durchsetzen  als  in  dem 
sonst  um  soviel  besser  prädisponierten 
England. 


S02aALE  ENTWICKLUNG^- 

ELISABETH  BRÖNNER-HOEPFNER.  BERLIN:  DIE 

VERHEIRATETE  LEHRERIN. 


jEUTSCHLAND  hat  den  Versuch  gemacht,  seine  Lehre- 
rinnen nach  dem  Vorbild  anderer  Länder  auch  noch  nach  ihrer 
Verheiratung  im  Schuldienst  zu  verwenden.  Es  wird  damit  erst- 
malig den  Ansprüchen  eines  jungen  Frauengeschlechtes  entsprochen, 
das  sich  aus  dem  Zustande  der  sozialen  Inferiorität  und  einer  gewissen  unbe- 
sweifelbaren  Geschlechtssldaverei  erheben  und  Uber  Ewei  der  ^chtigsten 
Fragen  der  Persönlichkeit,  Beruf  und  Ehe,  selbst  entscheiden  will.  Die  Sou- 
veränität des  Ichs  wird  für  beide  Dinge  gefordert,  und  der  Entschluß  zur 
Eheschheßung  soll  mit  dem  Entzug  des  Amtes  nicht  quasi  bestraft  werden. 
Diesen  Forderungen  geschieht  jetzt  auch  in  Deutschland  Genüge.  Ob  aus 
Bekehrung  zu  den  en^'ähnten  modernen  Prinzipien  oder  aus  andern  Motiven, 
sei  hier  nicht  untersucht.  Ausschlaggebend  sind  wohl,  wie  es  ja  auch  sein 
muß,  die  nitehtemen  Erwägungen  der  Opportunität  gewesen;  und  auch  nur 
davon,  ob  der  Versuch  praktisch  erfolgreich  ist,  wird  es  abhängen, 
ob  der  moralische  Fortschritt  —  gewollt  oder  nicht  gewollt,  ist 
wie  gesagt  liier  gleichgüHit,'  —  Bestand  hat  oder  nicht.  Die  Chancen  scheinen 
mir  wenigstens  keine  besunderen.  Nicht  als  ob  sich  bei  Abwfigimg  der  Vor- 
teile und  Nachteile  der  VV^ahrscheinhchkeitsrechnung  zufolge  nicht  ein  Über- 
gewicht der  ersteren  ergäbe.  Das  ist  bekanntlich  umgekehrt,  und  ich  will 
hier  nicht  alte  liadenhfiter  präsentieren*  Aber  die  Einschränkungen»  die  man  ^ 
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dem  Versuchsgegrnsland  hinsichtlich  seiner  Entfaltungsmöglieiikeit  auf- 
erlegt,  die  vielen  Kautelen  und  die  ganze  Zaghaftigkeit,  mit  der  man  an  das 
Experiment  herangeht,  machen  nach  meinem  Dafürhalten  ein  Mißlingen 
nur  zu  wahi'scheinlich.  Die  Versuchsperson  wird  entmutigt,  wenn  sie  voraus- 
sieht, daB  man  nach  Beendigung  des  Verauchs  die  Ihitaafl^^hkeit  verheirateter 
Lehrerinnen  konstatieren  «drd,  wahrend  es  sich  nach  ihrer  Ühersengong  nur 
lim  dieUntaug^ohkeit  der  Mittel  handelte,  mit  denen  der  Versuch  unternommen 
wurde.  Wer  aber  erhält  sich  schon  die  außerordentliche  Energie,  die  nötig 
ist,  um  ein  hoffnungslos  begonnenes  Werk  bis  zum  Ende  durchzufobren! 
Bei  einer  gleichen  Ungunst  der  Bedingungen  würde  die  ledige  Lehrerin  eLtn;^M- 
wcnig  bestehen  wie  die  verheiratete.  Neben  der  i'ein  idealen  Seite  der  An- 
gelegenheit hieibt  doch  auch  immer  ihre  materiell-pekuniSre  tu  berOcksichti- 
gen.  Die  verheiratete  Lehrerin  ist  ihrer  Umgebnng  gegenOber  nicht  nur  mora* 
lisch,  sondern  auch  Okonomuch  verpflichtet.  Die  jetzige  Verwendungsart 
verheirateter  Lehrerinnen  in  Deutschland  macht  die  Ausübung  des  Schul- 
berufes nicht  zu  einer  rentablen  Sache.  Es  läuft  vielleicht  noch  gut  ab,  wmn 
der  Ertrag  die  Unkosten  deckt,  möglicherweise  handelt  es  sich  sogai  um 
einen  Luxus,  um  eine  Passion,  die  die  Famihe  Geld  kostet.  Der  Erlaß  des 
preußischen  KultusministerB  vom  8.  November  1907  bestimmt,  dafi  „aus- 
nalunsweise  verheiratete  Lehrerinnen  im  Schuldienste  widerruflich  beschäftigt 
werden  können,  sofern  die  eingehende  Prüfung  der  Interessen  der  Schule 
und  der  besonderen  persönlichen  Verhältnisse  der  betreffenden  Lehrerin 
dieso  Beschäftigung  als  wünschenswert  und  zulässig  erscheinen  läßt,  und  die 
Berufungsberechtigteu  Einwendungen  muht  erheben".  Das  heißt  aus  der 
Spraehe  des  Verordnungsblattes  in  die  des  Lebens  übertragen:  Die  Lehrerin, 
die  sich  Terfaeiratet,  verliert  mit  dem  Tage  ihrer  Verehelichung  das  Anrecht 
auf  Beschäftigung,  die  Dienstaltersklaase,  ihre  Eigenschaft  als  Hauptlehrerin 
einer  Klasse,  die  verdienten  Pensionsansprüche.  Als  Hilfslehrerin 
und  Vertreterin,  wie  sio  vnr  Jnhrcn  ang^nfrtnt^on  hnt,  kann  sie  wieder  unter- 
richfpn,  aber  die  ledigen  iliUslehreniuieii  als  die  mehr  Berufaiii^sberechtiirtea 
gehen  ihr  vor.  Nur  Krankheit  oder  sonstige  Behinderungslaile  der  Koliegmuen 
venohaffen  ihr  Arbeit,  sie  muß  immer  bereit  stehen»  dem  Wmk  der  Schul* 
Verwaltung  zu  fol|^,  sie  mu6  unter  Umstioden  monatelang  warten, 
um  nur  woohenlan  g  beschäftigt  zu  werden,  sie  ist  heute  in  dieser  Schule, 
morgen  in  jener,  sie  ist  heute  bei  den  kleinsten  Kindern,  die  eben  die  Schule 
betreten,  morgen  bei  den  größten,  die  sie  gerade  verlassen.  Daß  es  dabei 
weder  zu  einem  rechten  Lehreriolg  noch  zu  einer  rechten  Befriedigung  der 
Lehrperson,  noch  zu  emer  Ordnung  in  der  Haushaltungsführung,  noch  zu 
geregelten  Einnahmen  und  Unkosten  kommen  kann,  leuchtet  von  selber  ein. 
Im  Haushalte  werden  Hilfskräfte  bald  angenommen  und  bald  entlassen. 
Bald  sind  sie  überflüssig,  bald  ist  es  die  Hausfrau. 

Man  hat  gesagt,  das  Problem  der  verheirateten  L  e  h  r  e  r  i  n  sei  ein  Pro- 
blem df  I  Schule  und  ein  Problem  des  Hauses.  Da  man  es  zu  einem  Problem 
der  verheirateten  Vertreterin  umgestaltet  hat,  ist  es  nur  noch  ein 
Problem  der  Schule.  Möglich,  daß  der  Beruf  einer  Lehrerin  mit  dem  Gattin- 
und  Mutterberuf  yereinbar  ist,  der  Beruf  einer  Vertreterin  ist  es  nicht. 
Und  das  ist  der  Punkt,  an  dem  der  Versuch  zu  scheitern  droht.  Nur  wenn 
die  verheiratete  Vertreterin  vom  Ehrgeize  des  Vorkämpferlums  be» 
seelt  den  Mut  und  di^  äußere  Möglichkeit  aufbringt,  die  materiellen 
Interessen  der  Familie  ijedeutend  in  den  Hintergrund  zu  stellt  n,  kann  der 
Versuch  trotzdem  geUugen.  Aber  was  sich  der  Pionierin  zumuten  laül,  laßt 
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sich  nicht  auch  der  Masse  zumuten.  Und  wenn  hei  der  verheirateten  Ver- 
treterin immer  sein  Bewenden  haben  soU,  hat  es  kaum  viel  Sinn  für  die 
Einbürgerung  dieser  Einrichtung  zu  kämpfen.  Abgesehen  von  der  materiellen 
mrd  das  -verheiratete  Vertietertum  dann  auch  der  idedlen  Rentabilität  ent- 
behren,  und  das  wird  sich  sowohl  in  der  Schule  wie  im  Hause  fühlbar  machen. 
Wenigstens  im  Verhältnis  mit  anderen  Erwerbs-  und  Betätigungsmöglich- 
kfiten.  die  einer  gebildeten  Frau  mit  dem  Verlangen  nach  einem  beruflichen 
VVirkungsfelde  ofFenstehen.  Dem  Staate  sind  bei  seinen  Maßnahmen  solche 
Gesichtäp unkte  naLuilich  und  schließlich  auch  mit  Recht  fremd.  Als  HuLer 
des  Gemeinwohlee  bedenkt  er  bei  allem  den  Vorteil,  der  für  i  h  n  abfallen 
k(}nnte.  Entweder  sichert  nnd  Termehrt  er  sich  so  eine  Lehrkraft  r  e  s  e  r  ▼  e , 
die  ihm  in  der  Nichtverwendungsseit  keine  Unterhaltungskoeten  verursacht, 
oder  er  fördert  als  Arbeitgeber  Notleidf'ndf^r,  Ehe  verlassener  usw.  seine 
Politik  der  sozialen  Fürsorge.  Für  die  Frauen  aber  kommt  es  bei  dem  Pro- 
blem darauf  an,  daß  dem  Berufe  derZülibatszwang  genommen  wird,  nicht  aber, 
dafi  der  Beruf  zu  Versuchsswecken  ausgenutzt  wird,  für  die  er  am  Ende 
doch  SU  gut  ist.  DaB  nicht  nur  etwa  fflr  die  Frauenbewegung,  sondern  vor 
allem  für  die  Schule  ein  Fortschritt  von  der  verheirateten  Lehrerin  zu  er- 
warten ist,  steht  außer  Zweifel.  Die  durch  die  Ehe  und  Mutterschaft  gereifte 
und  abgeklärte  Frau  ist  zur  Pädagogin  geeigneter  als  das  gleichgewichts- 
losere junge  oder  vergrämte  alternde  Fräulein.  Ob  diese  Fortschrittsmög- 
lichkeit aber  realisiert  wird,  bleibt  abzuwarten.  Um  jedoch  diese  Realisier- 
barkeit oder  das  Gegwttii  einwandfirei  wenigyteDS  festsusteflen,  mflflte  man 
die  verheiratete  Vertreterin  zur  verheirateten  Lehrerin  erhöhen, 
dann  aber  auch  erbarmtmgsioe  an  sie  dieselben  Ansprüche  stellen  wie  an  ihre 
unverheiratete  Kollegin.  Ohne  Rücksicht  auf  Ehe  und  Familie,  die  bei  den 
Anforderungen  an  den  Beruf  ausübenden  Mann  auch  außer  Betracht  bleiben. 
Wa.^  die  Häiislichkeit  angeht,  das  hat  die  verheiratete  Beamtin  mit  dem 
Galten  abzumachen,  es  geiit  die  Verwaltung  niclils  au,  so  wenig,  wie  sich  die 
•Verwaltung  um  die  Frauen  ihrer  minnlichoi  Angestellten  bekümmert.  Ver- 
mag dann  die  verheiratete  Lehrerin  mit  ihren  ledigen  Berufsschwestern  an 
Verwendungsfähigkeit  n  i  c  h  t  sa  konkurrieren,  dann  ist  unanfechtbar  nach- 
ge%\'iesen,  daß  die  Vereinigung  von  Schulberuf  und  Häuslichkeit  kein  Fort- 
schritt wäre,  und  man  muß  zu  den  alten  Grundsätzen  zurückkehren.  Zur- 
zeit weiß  man  es  noch  nicht,  und  unter  den  obwaltenden  Umständen  läfit 
es  sich  nicht  einmal  mit  Sicherheit  ermitteln. 

CHRONIK. 

nen  Methoden,  die  Säuglingssterblich- 
keit  einzuschränken,  erhöhteslnteresse 
zu  schenken.  Im  Jahre  1906  wurde  ein 
Kongreß  aller  interessierten  Personen 
und  Körperschaften  in  London  abge- 
haltenundim  GefolgeseinerBeechlQsee 
im  August  1907  ein  Antrag  im  Paria* 
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menle  eingebracht  und  aneonommen, 
welcher  den  Gemoindebehörden  das 
Recht  gibt,  die  Meldung  jeder  Geburt 
binnen  36  Stunden  zu  fonlern.  Schon 
▼orher  hatte  Mr.  Benjamin  Broad* 
beut  als  Bürgermeister  von  Hudders- 
field  den  gleichen  Versuch  im  Kloinen 
unternommen,  indem  er  eine  Gpld- 
belohnunp  für  solche  Mütter  auBseLzte, 
die  binnen  24  Stunden  Meldung  von 
der  Geburt  ihres  Kindes  machen 
wurden.  Er  sandte  dann  kompetente 
und  unterrichtete  Frauen  in  die  be* 
£üglirhpn  Familien,  um  den  ^füttern 
Belehrung  in  der  Hygiene  des  Kindes- 
lebens, besonders  in  der  Ernährung 
der  Säuglinge  zu  geben.  Im  Gefolge 
dieser  MaBregel  nahm  die  Kinder» 
Sterblichkeit  in  Hoddersfield  um  ein 
Bedeutendes  ab,  und  so  darf  denn 
vom  neuen  Gesetz  eine  hindeutende 
Besserung  der  Verhältnisse  im  weite- 
ren Rahmen  des  Landes  erwartet  wer- 
den. Besflglich  aller  weitergehenden 
Sehritte  spalten  sieh  allerdUngs  die 
Meinungen.  Viele  schlafen  die  Grün- 
dung von  Milchdepots  für  Säuglinge 
nach  französischem  Muster  vor,  sei 
es  durch  die  Gemeinden,  sei  es  durch 
private  Institutionen;  andere  fordern 
in  erster  Linie  gewisse  gesetzliche 
Einschrfinkungen  in  der  Fabrikarbeit 
verheirateter  Frauen,  um  die  Zeit  vor 
und  nach  der  Mutterschaft  von  p-e- 
sundheitsschädlichen  £in\vn  rkungen 
für  Mutter  und  Kind  freizuhalten; 
andere  wieder  entsprechende  Schul- 
belehrung  der  klonen  Mftdchen,  da- 
mit diese  dereinst  als  Matter  ihre 
Säuglinge  besser  zu  wahren  verstün- 
den; andere  entsprechende  Vor- 
kehrungen, um  den  Müttern,  welche 
ihre  Kinder  selbst  säugen  wollen,  dies 
durch  entsprechende,  zweckmäßige 
Emfihrung  zu  ermOgfichen.  Wieder 
andere  verlangen  Verhittdorung  sol- 
cher Geburten,  die  von  vornherein 
todgeweihten  Kindern  zum  Leben  ver- 
helfen würden,  noch  andere  Be- 
kämpfung des  Alkohoiismuä  mit  sei- 
nen traurigen  Folgen  fOr  die  Kinder- 


sterblichkeit. Das  Problem  ist  eben, 
so  einfach  es  sich  medizinisch  dar- 
stellen mag,  ein  soziologisch  überaus 
komplizievtes.  Gewifi  würde  die 
SelbststUlung  der  Kinder  durch  ge- 
sunde Matter  in  fast  allen  Fällen  zur 
Ernährung  des  Kindes  hinreichen; 
aber  in  unserm  gegenwärtigen  Zu- 
stand der  Gesellschaft  inii  seiner  in- 
dustriellen Überarbeit  so  vieler 
Frauen»  mit  der  ungesunden  Zu- 
sanunendrfingung  der  Be^alkerung  in 
städtischen  Msssenquartieren  sind 
eben  die  rtalürlichen  Bedingungen 
hierzu,  die  durch  all  die  Jahrtausende 
bestanden,  vielfach  nicht  vorbanden. 
Gerade  in  der  Abkehr  von  der  Natur 
ist  ja  das  spezifische  Stuglingsproblem 
unserer  Zät  entstanden. 

Im  engeren  Zusammenhang  hier- 
mit steht  dann  auch  die  Frage  der 
Schulkindersterblichkeit,  sowie  deren 
körperlicher  und  geistiger  Schädigung 
durgh  unsweckmäfiige  Ernährung  und 
Behausung,  die  dann  so  ^ele  lebens- 
untüchlige  Menschen  in  dm  Kampf 
ums  Dasein  hinaussendet.  Eine  gründ- 
liche und  häufige  Inspektion  der 
Schulen  würde  in  dieser  Pichtung 
überaus  Bedeuteudes  leisten  können« 

FireUich  steht  all  diesen  Bestre- 
bungen eine  philosophische  Ansieht 
gegenüber,  welche  die  Kindersterb- 
lichkeit nicht  als  ein  Unglück,  sondern 
alscjMi  II  fortschrittsfreundlichen  Fak- 
tor begrüßt,  als  die  Fortsetzung  eines 
Prozesses  natürlicher  Auslese,  welcher 
die  Lebensunfähigen  vertilgt.  Aber 
dieser  Ansicht  steht  zunächst  die  Tat^ 
sacho  gegenüber,  daß  viel  mehr  Kin- 
der, als  tatsnchlif^h  untergehen,  in 
ihrer  Gesundheit  und  Kraft  geschä- 
digt werden,  somit  eine  durciiaus  ent- 
gegengesetzte Eischeinong  als  die 
natürUche  Auslese  mit  ddi  bringen 
würde,  daß  femer  auch  die  wirklich 
sterbenden  Kinder  üben\'iegrnd  der 
Ungunst  und  T  nzweckmäßigkeil  äu- 
ßerer \  erhultnisse  zum  Üpfer  fallen, 
nicht  aber  einer  innewohnenden  und 
ererbten  physischen  Schwäche.  Die- 
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fler  GesiehUptmki  muft  däher  gans 

außer  Berücksichtigung  bleiben. 

Vielfach  hat  man  in  Frankreich 
und  nndf>nvärts  dem  Problem  des  Be- 
völkeruiigs  -  Stillslandes  gegenüber 
biüß  die  Beförderung  der  Geburlen- 
anxahl  ms  Auge  gefaßt.  Demgegen* 
Ober  mnfi  konstalieii  werden,  daß  ge- 
rade die  geringe  Anzahl  von  Geburten 
sowoh!  im  Tierreich  als  auch  bei  den 
Menschen  überall  die  Tendenz  hat, 
die  Kindersterblichkeit  zu  vennindem. 
Alle  Bestrebungen  sollten  darauf  kon« 
«entriert  weiden,  dieser  Tendens  sum 
voUen  Durebbruch  zu  verhelfen. 

Wenn  in  England  und  andern  Indu- 
stne]<1nrlprn  diese  Vermindenmg  der 
Kindersterblichkeit  im  Gefole'e  der 
Verminderung  der  Geburten anzahl 
nicht  80  klar  zutagetritt  als  ander- 
wfirte,  80  liegt  dies  wohl  Oberwiegend 
in  der  Roncentrierung  der  Bevölke- 
rung in  den  Städten,  die  für  die  Er- 
haltung der  Säuglinge  besonders  un- 
günstige Verhältnisse  mit  sich  bringt. 
Jedenfalls  sollte  jede  Kampagne  für 
Bevölkerungsvermehrung  mit  der  Be- 
kftmpfung  der  Kindersterbliehkeit 
einsetien,  statt  sich  im  Widerstreben 
gegen  die  mit  steigender  2UTili8ation 
unvermeidliche  Verminderung  der 
Geburtenziffer  zn  erschöpfen.  Der- 
zeit ist  unsere  zivilisierte  Gesellschaft 
durchaus  unfähig,  die  Kinder  zu  er- 
halten, die  ihrer  Obhut  anvertraut 
werden.  Erst  wenn  sie  dieselben  er- 
halten und  verhindern  kann,  daß  je 
ein  Kind  von  sieben  Kindern  im 
ersten  Lebensjahre  stirbt,  wie  es  der- 
zeit der  Fall  ist,  und  eine  noch  viel 
größere  Anzahl  in  körperlicher  und 
geistiger  Gesundheit  wesentlich  g9- 
schftdigt  wird:  erst  dann  wird  man 
über  die  Vermehrung  der  Geburten- 
ziffer selbst  nachgnjbeln  dürfen. 

Dr.  .Sa^ee^-Loudon. 

Eine  Kliaik  zur  Bessenmg  laster- 
hafter Kinder.  Die  Erforschung  der 
Hypnose  und  der  Möglichkeiten  ihrer 


praktischen  Anwendung  hat  in  Paris 
zur  Errichtung  einer  hypnologischen 

Klinik  geführt,  die  von  Dr.  B^rillon 
geleitet  wird.  Derselbe  hat  sich  ins- 
besondere die  Heilung  von  Kindern, 
welche  an  moralischen  Defekten  leiden, 
sum  Ziele  gesetst,  yon  jugendlichen 
Dieben,  die  häufig  aus  purem  Leicht- 
sinn stehlen,  ohne  daraus  bewußte 
Vorteile  ziehen  zu  wollen,  von  Ona- 
nisten  und  anderen  verwahrlosten 
Geschöpfen.  Dr.  Berillon  schildert 
seine  Vorgangsweise  folgendermaßen: 

„Wenn  man  mir  ein  Kind  rot- 
ftihrt,  das  an  Kleptomanie  leidet, 
so  vorsetze  ich  es  in  hypnotischen 
Schlaf.  Ich  lasse  es  an  einen  Tisch 
treten,  auf  dem  sich  ein  Geldstück 
befindet  und  spreche  zu  ihm:  „Du 
siehst  dieses  Geldstück,  du  hast 
Lust,  es  tu  nehmen.  Gut,  nimm  es, 
wenn  du  willst  und  stecke  es  in  deine 
Tasche".  Wenn  das  Kind  es  getan, 
fahre  ieh  fort:  „Siehst  du,  eben  dies 
tust  du  immer  t^ewohnlieitsmäßig. 
Nun  aber  lege  das  Geldstück  wieder 
dorthin,  von  wo  du  es  genommen 
hast;  Ton  nun  an  wirst  du  immer 
in  dieser  Weise  handeln.  Wenn 
du  der  Versuchung  erliegst,  so  wirst 
du  dirh  hömon,  gestohlen  zu  haben, 
lind  du  wirst  eilends  den  Gegenstand 
wieder  auf  seinen  Platz  legen." 

ÄhnUch  verfährt  Dr.  Berillon  mit 
jugendlichen  Qnanisten.  Er  sugge- 
riert den  Kindern,  daß  jedes  Mal, 
wenn  sie  der  verderblichen  Gewohn- 
heit folgen  wollen,  ihr  Arm  ihnen 
widerstehe  und  sie  ihrem  Trieb  nicht 
foigefi  küinien.  Nach  einigen  Übungen 
dieser  geistigen  Gymnastik  ist  das 
Kind  meist  von  seiner  schftdlichen 
Gewohnheit  durchaus  geheilt.  Es 
handelt  sich  jedoch  hier  nicht  etwa 
um  eine  bloß  instinktive  Änderung, 
diese  wird  vielmehr  von  einem  Er- 
wachen moralischer  Erkeimtnis  be- 
gleitet, und  das  geheilte  Kind  ist  stets 
des  Dankes  voll  über  die  vorge- 
nommene Behandlung. 

Prof.  lüUx  BeffiMuU»  Paris. 
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nnd  Mädchen.  Dip  gemeinsame  Er- 
ziehung von  Knaben  und  Mädchen, 
ihr  Beieinanderaein  in  den  öfTent- 
liohen  Volks-,  Mittel-  und  Hoch- 
schulen Ut  in  Amerika  und  Australien« 
sowie  von  europäischen  Lfindem 
insbesondere  in  Norwegen,  seit  langem 
realisiert.  Die  Erfolge  in  sittlicher 
und  pädagogischer  Hinsicht  waren 
überall  ausgezeichnete,  in  den  Volks- 
schulen haben  sich  Knaben  und 
MAdchen  daran  gewöhnt,  als  Kame- 
raden Freud  und  Leid  des  Schul- 
lebens  zu  teilen,  die  Knaben  werden 
durch  das  Beispiel  der  Mädchen 
sanfter  und  gesitteter,  die  Mädchen 
durch  das  der  Knaben  frischer  und 
lebhafter,  iu  den  Mittel-  uiid  iloch- 
sehulen  setaen  sie  dies  harmlose 
Zusammenleben  fort,  und  nirgends 
hahen  sich  die  von  theoretischen 
Gegnern  des  Systems  prophezeiten 
Zwischenfälle  und  sitthchen  Ver- 
fehlungen ei^eben.  Knaben  und 
Mftdchen  gewöhnen  sich  vielmehr, 
in  rein  geistigen  und  socialen  Sphfiren 
miteinander  in  Berührung  su  treten 
und  nehmen  ins  Leben  das  Bewußt- 
sein mit,  wie  viel  Berührungspunkte 
sie  auch  außerhalb  der  rein  ge- 
schlechtlichen Moineate  mit  einander 
besitzen.  Sehr  wesentlich  auf  dieses 
System  der  Koedukation  ist  der  freie 
und  schöne  gesellige  Verkehr,  das 
fruchtbringende  Zusammenarbeiten 
von  Männern  und  Frauen  in  öfTent- 
Jichen  undWohltätigkeitsinstitutionen 
Amerikas  zurückzuführen.  Auch  in 
den  Hochschulen  hat  sich  das  System 
gut  hewfthrt,  wenngleieh  manche 
Professoren,  insbesomlere  in  New 
York  und  Chikago  dagegen  ins  Treffen 
führen,  daß  Vortragsweise  und  Semi- 
narübungen gegenüber  männlichen 
und  weiblichen  Studenten  ver- 
schieden sein  sollten,  und  getrennte 
Vorlesungen  daher  vonuziehen  seien. 
Die  große  Mehrheit  der  Hochschul- 
lehrer, insbesondere  an  den  Uni- 
veisit&ten  der  amerikanischen  West- 
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Staaten  ist  jedoch  durchaus  anderer 
Ansicht  und  tritt  für  Beibehaltung 
der  bisherigen  Gemeinsamkeit  des 
Unterrichtes  ein. 

Interessant  ist  es,  daß  in  jüngster 
Zeit  auch  in  Zentraleuropa  erfolg- 
reiche Versuche  mit  gemeinsamem 
Unterricht  beider  Geschlechter  ge- 
macht wurden:  insbesondere  die  in 
mehreren  Staaten  Deutschlands,  so 
in  Hessen  und  Baden,  gemachten 
Versuche  mit  gemeinsamer  Mittel- 
schuleniehung  von  Knaben  und 
Mftdchen  werden  als  sehr  erfolgreich 
bezeichnet.  In  nahem  ebensolchem 
Grade,  wie  der  angelsächsische 
Charakter,  bietet  eben  auch  der 
deutsche  Charakter  dem  Versuche 
günstige  Chancen,  da  ihm  kein  allzu 
]di>haftes  Temperament  und  keine 
su  frühe  geschlechtliche  Reife  der 
Jugend  entgegenstehen.  In  den 
romanischen  Landern  liegen  die  Ver- 
hältnisse ja  schwieriger,  nber  das 
Beispiel  Französisch-Kanadas  zeigt 
doch,  daß  auch  in  ihnen  der  Versuch 
gelingen  kann,  wenn  der  gemeinsame 
Unterricht  bereits  in  den  unteren 
Klassen  der  Volksschulen  beginnt, 
und  so  die  ständige  Gcw^^hniing  de^ 
Beisammenseins  in  der  Schule  weder 
in  Knaben  noch  Mftdchen  die  Emp- 
findung des  Fremdartigen,  Reizen- 
den avdkommen  Iftfit. 

Die  Erfolge  ambulatorischer  Säug- 
liflgsbehandlung  in  Frankreich.  Seit 
langer  Zeit  beschäftigt  die  Frage  der 
Sftuglingssteihlichkeit  in  hohemGrade 
die  öffentliche  Meinung  Frankreiclis, 
und  bereits  vor  25  Jahren  wurde 
durch  ein  Gesetz  die  ärztliche  Über- 
wachung jener  Kinder  vorgekehrt, 
welche  für  Geld  in  auswärtige  Pflege 
gegeben  werden,  aber  diese  wohltätige 
Maßnahme  kam  nur  in  wenigen  De* 
partements  in  wirkUch  hinreichender 
Weise  zur  Ausführung.  Im  Jahre  iS92 
trat  Professor  Budia  in  durchaus 
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anderer  Weise  an  das  Problem  heran. 
Er  ping  von  der  .Ansicht  aus,  daß  die 
Säuglingssterblichkeit  Oberwiegend 
auf  die  Unwissenheit  der  Mutter 
MUwi  miHckznfObren  sei,  dine 
müBlen  daher  beeser  beraten  und 
angehalten  werden,  ihre  Kinder  so 
weit  r?1<^  möglich  an  der  eigenen 
Brust  aufzuziehen  und  sich  im 
Falle  des  Unvermögens  nur  wirklich 
guter,  sterilisierter  Milcii  zu  bedienen. 
Er  hegrttndete  am  ChariU-Hospital 
in  Paris  die  erste  Pofikfinik  fOr  Säug- 
linge. Zu  jener  Zeit  stand  Professor 
Budin  dem  Entbindungswesen  am 
genannten  Hospital  vor,  und  die 
jungen  Mütter  erhielten  beim  Ver- 
lassen desselben  ein  kleines  Büchlein, 
das  aUe  Anweisungen  hinsichtlich  der 
Pflege  ihres  Kindes  und  ferner  die 
Angabe  von  dessen  Gewicht  enthielt. 
Alle  acht  Tage  hatten  sie  im  Hospital 
zum  Zwecke  der  Konsultatinn  vorzu- 
sprechen; ihre  Kinder  wurden  unter- 
sucht, man  wog  sie,  schrieb  das  Ge- 
wicht aufs  neue  ins  Büchlein  ein  und 
gab  alle  notwendigen  Ratschlfige. 

Die  neue  Einrichtung  bewAhrte 
sich  gut  und  fand  bald  Nachahmung. 
Im  Jahre  1893  br>gründete  Dr.  Variot 
die  Armenapotiieke  in  Belleville,  wo 
zu  ungemein  billigen  Preisen  sterili- 
sierte Milch  ausgefolgt  wurde.  Andere 
Ärzte  folgten  bald  seinem  Beispiel, 
und  die  Stadt  Paris  trat  an  groß- 
zügige Verwirklichung  der  Idee  heran. 

Aber  nicht  bloß  in  den  Städten, 
auch  in  den  Dörfern  wurde  ambula- 
torische Behandlung  der  Säuglinge 
erfolgreich  eingeführt.  Freilich  liegt 
das  Problem  dort  anders.  Leicht  ist  es, 
sich  gute  Milch  zu  verschaffen,  und 
der  SchwAfpunkl  der  neuen  Methode 
liegt  daher  m  der  Informierung  der 
Mütter  über  zweckmäßige  Allgemein- 
behandlung der  Säuglinge.  Wie  be- 
deutende Dienste  die  neuen  Einrich- 
tungen leisten  können,  zeigt  die  Sta- 
tistik. Zwischen  1896  und  1900  sind 
im  Jahre  durchschnittlich  160—170 
von  1000  Kindern  im  ersten  Lebens- 


jähre  gestorben,  und  mehr  als  ein 
Drittel  hiervon  an  DarmObeln,  die 
besonders  im  Sommer  veriieerend 
wirken.  Demgegenüber  sind  die  Re- 
sultate der  Behandlung  am  CharilA- 
Hospital  ausgeieichnete.  Die  Stab- 
lichkeit  an  Darm  üb  ein  wurde  auf 
ein  Minimum,  fast  auf  Null,  einge- 
schräiikt,  und  die  allgemeine  Sterb- 
hchkeit  hier  wie  in  all  den  Städten, 
welche  ambulatorische  Behandlung 
det  Säuglinge  eingeführt  haben,  über- 
aus vermindert.  In  Saint-Pol-sur-Mer 
fiel  dieselbe  von  288  pro  Tausend  auf 
1^1,  in  Arques  von  190  auf  101,  in 
Auxerre  von  205  auf  120. 

Mit  Unrecht  hat  man  diesen  Ein- 
richiuiigen  vorgeworfen,  daß  sie  zu 
übermftfliger  E^utiung  künstlicher 
Milch  führen.  Das  Gegenteil  ist  wahr; 
die  Ärzte  empfahlen  den  Müttern 
stets  in  erster  Linie,  ihre  Kinder  selbst 
zu  «äugen.  So  stieg  z.  B.  in  der  Poli- 
klinik des  Dr.  Bresset  in  Paris  der 
Prozentsatz  der  von  den  Müttern  ge-. 
s&ugten  Kinder  von  61  im  Jahre  1891 
auf  81  im  Jahre  1903,  und  ähnliche 
Resultate  wurden  \(m  verschiedenen 
andern  Ärzten  beobachtet.  Auch  wo 
die  Mutter  nicht  fähig  ist,  den  Säug- 
ling ganz  allein  zu  ernäliren,  gelingt 
es  den  Arzlen  doch  fast  immer,  eine 
gemischte  Ernährung  durch  die  Mut- 
tert>rust  und  künstliche  Milch  zu  er- 
zielen. Im  Sinne  des  eingangs  er- 
wähnten frrs*  tzos  vom  Jahre  18^ 
steht  den  Ärzten  das  Recht  zu,  Fa- 
milien, denen  Säuglinge  gegen  Geld 
in  Pflege  gegeben  wurden,  zu  be- 
suchen und  die  Ernährung  dieser 
Säuglinge  zu  beaufsichtigen.  Neuer- 
dings nun  wurde  diese  Beaufsichti- 
gimg wesentlich  praklischer  gestaltet, 
indem  alle  in  Frage  kommenden  Per- 
sonen des  Bezirkes  für  einen  gegebe- 
nen Tag  und  eine  gegebene  Stunde 
vom  Ante  zusammenberufen  werden 
und  ihre  Anleitungen  erhalten.  Bei 
gleicher  Gelegenheit  werden  den  Müt- 
tern selbst,  die  sich  einfinden,  An- 
leitungen über  regelmäßige  Zeitab- 
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stäiido  von  einer  Säuj^'ung  zur  andern 
und  andere  diäte tis>c he  und  iiygieni- 
sclie  Erklfinmgen  gegeben;  neuer- 
dings sucht  man  all  diesen  Unter- 
nehmungen eine  breitere  Basis  zu 
geben,  indem  die  Hygiene  der  KinJ<T- 
behandlung  als  Lehrgegenstand  in  den 
mittleren  und  höheren  Mädchenschu- 
len eingeführt  wird,  so  wie  es  der 
intenuitionale  hygienische  Kongreft 
des  Jahres  1903  gefordert  hat. 

Das  ganze  Problem  hat  für  Frank- 
reich dcshfilh  eine  so  Oberaus  große 
Bedeuinng,  weil  es  die  Möglichkeit 
wirksamer  Bekämpfung  der  Tenden- 
zen, die  zum  BevOlkerungsstiUstand, 
ja  xur  Bevi5lkerangBabnalune  fflhren, 
darstdlt.  Sowie  die  obenerwähnten 
günstigen  Erfolge  einzelner  Spitäler 
sieh  verallgemeinert  habon,  dann  \sird 
unter  sonst  j?lpirhbleii)eiiden  Umstän- 
den auch  Frankreich  wieder  eine  be- 
deutende BeTöUcerungsvennehrung 
aufweisen. 

Prof.  Fdix  lUgnauU,  Paris. 

Die  soziale  Frage  des  Arbeiterhaus- 
halts. Mehr  und  mehr  erwacht  m  der 
öffentlichen  Meinung  Frankreichs  die 
Erkenntnis,  daß  es  neben  jenen  aD- 
gemeinen  Fragen,  welche  die  Einkorn- 
menslage  des  Arbeiters  und  damit 
Wohlstand  oder  Elend  für  ihn  be- 
stimmen, noch  spezifische  Fragen  des 
Arbeiterhaushaltes  selbst  gebe,  deren 
Losung  für  das  Woblergehen,  ins- 
besondere von  Frau  und  Kindem,  von 
überaus  großer  Bedeutung  ist.  Man- 
gelnde Sachkenntnis,  Ausbeutung 
durch  dritte  Personen,  sowie  allge- 
meine, durch  Staatsaufsicht  mcht  be- 
seitigte Schäden  treffen  in  vielen 
FäUen  auch  den  relativ  gnigestellten 
Arbeiter  und  seine  Familie  aufs  härte- 
ste. Fassen  -wir  die  einzelnen  Seiten 
dieses  Haijshaltsproblems  und  die  ver- 
schiedenen in  i'  rankreich  vorgeschla- 
genen Mittel  der  Abhilfe  ins  Auge. 

1.  AllfuhAufig  sind  junge  Ehe- 
leute des  Arbeitersiandes  nicht  in  dar 


Latf".  ♦^^'in  eigenes  Mobiliar  zu  kaufen 
und  xausäeu  daher  ia  möblierten  Zim- 
mern woimen  bleiben.  Bringt  dies 
bernts  fttr  sie  selbst  schwere  bygie« 
nische  und  sittliche  Gefahren,  soiwie 
Beeinträchtigung  ihres  seelischen  Zu- 
sammenlebens mit  sich,  so  wird  dies 
um  so  schUmmer,  wenn  Kinder  gfe- 
boren  werden  und  diese  allen  physi- 
schen und  moralischen  Ansteckungen, 
insbesondere  auch  der  Verleitung  zum 
Alkoholismus,  preisgegeben  sind. 
Allerdings  gibt  es  gemeinnützige  Ge- 
sellschaften, welche  durchaus  ent- 
sprechende Wohnungen  zu  relativ 
mäßigen  Preisen  den  Arbeitern  über- 
lassen, aber  diese  Preise  sind  eben 
doch  nur  dem  besonders  gut  bezahl- 
ten Arbeiter  erschwinglich,  für  die 
Masse  kommen  sie  nicht  in  Rpt rächt 

Zwar  sind  seit  1908  die  Wohnun- 
gen unter  500  Fr.  Miete  von  jeder 
Steuer  b^rat.  Der  Arbiter  klinnia 
also  eine  eigene  Wohnung  in  einem 
Zinshause  mieten  und  selbst  mö- 
blif^ron,  aber  dir  Möbelgeschäfte,  die 
auf  Kredit  liefern,  tun  dies  stets  in 
derart  wenig  entgegenkommender 
Weise,  daß  oft  gerade  die  Furcht  vor 
Wegnahme  der  auf  Raten  gelieferten 
Möbel  die  Arbeiterfrau  zu  härtestan 
Entbehrungen  in  andern  Hinsichten 
nnd  damit  lur  GsBundheitasohidi- 
gung  führt. 

Eine  Abhilfe  wäre  darin  zu  suchen, 
daß  gemeinnützige  Gesellschaften  der 
Ven^fältigung  unabhftngiger  Ar- 
beiterhaushalte, die  fOr  LOanng 
der  Bevölkerungsfrage  Frankreichs 
so  überaus  wifhiig  wäre,  dienf^n. 
indem  sie  MöbeiUeferungen  auf 
Ratenzahlung  zu  vernünftigen, 
humanen  Bedingungen  Qbemihmen. 
Der  Verfasserin  ist  es  gegeben 
gewesen,  derartige  Versuche  in 
der  nordfranzösischen  Industriestadt 
St.  Quentin  anzustellen,  und  zwar  mit 
befriedigendem  Erfolg*^  Die  Arbeiter 
der  Stadt  verdienen  im  Durchschnitt 
3  Fr.  pro  Tag,  die  Frauen  1,50;  die 
Bezahlung  von  4  Fr.  pro  Woche  rosp. 
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ib  Fr.  pro  Monat  für  ein  inobüertes 
Zimmer  trifft  sie  daher  relativ  hart. 
Indem  ihnen  Gelegenheit  gegeben 
wird,  ein  leeres  Zimmer  fOr  8  Fr.  im 
Monat  KU  mieten  und  Möbel  gegen 
Ratenzahlung  von  1 — 2  Fr.  pro 
Wochf  zu  kaufen,  können  die  Möbel 
nach  einem  Jahre  in  ihr  Alleineigen- 
tum übergeben.»  und  weiteriün  ist 
ibnen  die  Enpamis  der  HAlfte  des 
froheren  Zinses  geboten. 

2.  Die  Ernährung  der  .\rbeiter- 
familien  leidet  nicht  bloß  durch 
die  Geringfügigkeit  des  Einkom- 
ineiirf,  im  Verhältnis  zur  gegebenen 
Summe  selbst  wird  ibnen  schlechte 
Ware  verabreicht.  Dies  liegt  an 
den  ungfinstigen  Bedingungen  dee 
Einkaufs  im  Kleinen  beim  Detail* 
handel.  Die  zielbewußte  Beförderung 
von  Kousumgenossenscbaften  würde 
diesem  Übel  steuern. 

Daß  freiiich  diu  Preise  der  Nah- 
nrngsmittel  in  Frankreich  auch  beim 
Einkauf  im  großen  weitaus  höhere 
sind,  als  im  benachbarten  England, 
z.  B.  der  Tee  das  vierfache  kostet  als 
dort,  das  Petroleum  das  doppelle, 
Zündhölzer  das  fünffache,  Schweine- 
fleisch beinahe  das  doppelte  usw.,  das 
liegt  im  Schutnollsystem  Frank- 
reichs und  seinen  Monopolen.  Nur 
eine  Änderung  der  nationalen  Wirt« 
icbaftspolitik  kf^nnte  dem  abhelfen. 

3.  Die  Befähigung  der  Arbeiter- 
bauefrau, ihre  kleine  Wirtechaft  in 
mdglicbst  ökonomischer  Weise  zu 
fOlrai,  ist  begreillicfaerweise  meist 
überaus  gering.  DemgegenOher  wol* 
len  die  Haushaltungskurse,  die  von 
privater  Seite  und  neuerdings  auch 
an  den  Staatsschulon  veran55taltet  wer- 
den, eine  systematiöche  Heraiibiidung 
der  jungen  Mädchen  nach  dieser  Rich- 
tung Tomehmen.  Besonders  wichtig 
wird  dieselbe,  soweit  sie  sich  auch  auf 
sjrste malischen  Unterricht  der  häus- 
lichen Hy^ene  und  Reinlichkeit  er- 
streckt und  die  Leihbibliothek  in  den 
Dienst  dieser  Agitation  stellt.  Auch 
die  unentgeltlichen  Konsultationen  für 


a»ss— s— SS) 

Säuglinge  und  junge  Mütter  gehören 
hierhef  und  erhalten  nicht  nur  vielen 
jungen  Kindern  das  Leben,  sondern 
bei  dieser  Gelegenheit  werden  den  jun- 
gen Frauen  au«  h  nügemein  hygieni- 
sche und  sr>ziale  Ratschläge  gegeben, 
welche  zur  Besserung  ihres  Uausbal« 
tes  beitragen. 

4.  Der  gefahrvollste  Feind  des 
Glückes  und  Friedens  im  Arbeiter- 
haushalt ist  der  Alkoholismus.  Nicht 
nur,  daß  er  den  Mann  selbst  physisch 
und  geistig  zerrüttet  ihn  das  Geld 
vertrinken  läßt,  das  zum  Unterhalte 
der  Familie  dienen  sollte,  die  Bezie- 
hungen zwischen  Maim  und  Weib  zer- 
stört, er  greift  auch  in  die  Familie 
selbst  ein;  und  vielfach  werden  schon 
die  kleinen  Kinder  von  ihren  Eltern 
ihm  in  die  Arme  geworfen.  Anderer- 
seits hatte  die  Verfasserin  vit  lfach 
Gelegenheit  zu  beobachten,  daÜ  selbst 
Bons  für  Milchzuwendung  an  die 
Säuglinge,  wie  sie  von  gemeinntttsigen 
Gesellschaften  ausgestellt  werden, 
vom  Vater  beim  n&chsten  Händler 
gegen  Branntwein  ausgetauscht  wur- 
den. 

All  dem  gegenüber  kann  im  großen 
nur  eine  weitgehende  Anlialkobol- 
gesetigebung  nach  der  Art  Finnlands 
helfen. 

5.  Daß  femer  Sparsamkeit  und 

Voraussicht  auch  im  Arbeiterhaushalt 
eine  große  Rolle  spielen,  ist  überaus 
bekannt,  und  es  muß  fast  demgegen- 
über betont  werden :  wie  schwer  eine 
wirkiioh  effektive  Sparsamkeit  in  so 
beschrlnkten  Verhältnissen  sei;  um 
wieviel  zweckmABiger  eine  systemati- 
sche Versicherung,  womöglich  unter 
staatlicher  K  ontrolle,  gegen  Krank- 
heit, Uni  all,  Alter  und  Arbeitslosig- 
keit wirken  würde. 

Immerhin  kann  auch  die  persön- 
liche Sparsamkeit  sweifelsohne  Be- 
deutung haben,  und  gerade  in  Frank- 
reich  blühen  die  Gescllschaftrn  für 
wechselseitige  Unterstützung.  Emen 
interessanten  Versuch  hat  in  letzter 
Zeit  der  Gemeinderat  von  Möns,  nach 
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ihm  der  von  Marseille  gemacht,  indem 
€r*)  jedem  Neugeborenen  ein  Spar- 
kaBsenbuch  Tom  1  Ft.  mmmi,  das 
unter  diesen  Betrag  auch  von  den 
Eltern  nicht  reduziert  werden  kann. 
Auf  f^ipse  Weise  trachtet  man,  dpr 
Bevölkerung  Anreiz  zum  Sparen  zu 
geben. 

Diesen  wenigen  Worten  könnten 
gewiB  Bo  onendHch  viele  Ikber  all  die 

ökonomischen  Probleme,  die  in  direk- 
ter oder  indirekter  Beziehung  zum 
Arbeiterhaushalt  stehen,  hinzufrofne;! 
werden,  aber  auch  sie  mögen  emen 
Einblick  in  eine  kieme  Welt  von 
Tatsachen  und  Kämpfen  eröffnen, 
die  ja  nicht  in  direkter  Benehung 
zur  sozialen  Frage  im  engem  Sinne 
stehen,  von  denen  aber  doch  Wohl 
und  Wohe  der  Arbeiterfamilien  fast 
in  glei(  h^Mn  Grade  abhängt  als  von 
jener  andern,  weltumfassenden  Frage. 
Gerade  auf  diesem  engern  Terrain 
sollten  sieh  daher  einsichtsvolle  Foh* 
rer  der  Arbeiterschaft  selbst  und  weit- 
herzige bürgerliche  Arbeiterfreunde 
SU  gemeinsamer  Arbeit  trelTen. 

Mme,  Berot  Bergert  Paris. 

Flrauenemanzipafion  in  der  isla- 
mischen Welt.    Die  politische  Frei- 

heitsbewegimg,  die  in  dipsen  letzten 
Jahren  in  allen  mohammodanischen 
Ländern,  in  Persien,  der  Türkei  und 
Ägypten  zum  Auabmch  gekommen, 
ist  keineswegs  eine  isolierte  Er- 
scheinung, sie  steht  vielmehr  in 
innigem  Kontakt  mit  einer  allge- 
meinen Kulturströmung,  mit  macht- 
vollen Entwicklungstendenzen ,  welche 
das  ganze  Gefüge  der  Gesellschaft 
in  den  genannten  Lfindm  um- 
zuwandeln bestrebt  sind.  Auch  die 
untergeordnete  Stellung  der  Frau,  die 
bis  jetzt  als  religiöses  Gebot  und  un- 
wandelbare soziale  Institution  hin- 


* )  Wie  an  anderer  Stelle  des  Blattes 
besprochen.  Siehe  8.  955, 


genommen  wurde,  ist  nicht  mehr 
unersohüttert.  Die  neue,. von  west* 
liehen  AnsehaunngeiLdurchtrSnkteGe- 
neration  gebildeter  Mohammedaner, 
besonders  in  Ägypten,  sucht  nach 
neuen  Wegen  in  der  Beurteilunir  der 
Frauenfra^.  Der  erste  Anreger  und 
Führer  dieser  Bewegung  war  Kassem 
Bey  Amin,  der  am  21.  Mai  d.  J.  in 
Kairo  starb.  Sein  Buch:  „Gahrir 
Al-Mar*ah"  hat  überaus  grofiök  Ein- 
fluß geübt,  ist  zu  einem  Evangelium 
der  Frauenbewegung  Eff^worden. 

Kassem  Bey  Amin  untersucht  in 
demselben  zunächst  die  Stellung  der 
mohammedanischen  Frau  gegenüber 
dem  Manne  und  sucht  festzustellen, 
worauf  deren  inferiore  Position  zu- 
rückzuführen ist.  Auf  die  Vorschrif- 
ten des  Koran  ?  Kassem  Bey  stellt  es 
in  Abrede.  Bloß  die  tatsächliche 
Überlegenheit  der  Männer  sei  zur 
Unterdrückung  der  Frauen  miß' 
braucht  worden,  ihre  völlige  Gleich- 
heit sei  angesichts  des  Stromes  neuer 
Ideen,  der  von  Westen  kommt,  un* 
aufhaltsam  im  Anzug,  nur  müsse,  um 
sie  vorzubereiten,  die  Erziehung»  und 
Bildung  der  Frauen  durchaus 
findert,  der  des  Mannes  gleichgestellt 
werden.  Kasaem  Bey  behandelt  dann 
im  ferneren  eine  Frage,  die  für  den 
Mohammedaner  überaus  delikat  ist, 
die  des  Frauenschleiers.  Tatsfichhch 
wurde  gerade  dieser  Abschnitt  von 
der  konservativen  Presse  Kairos  am 
schfirfsten  angegriffen.  Kassem  Bey 
meint,  daß  es  zwischen  dervöIligenVer^ 
schleierung  der  mohammedanischen 
Frau  der  bessern  Stände  und  der  Ent- 
schleierung der  Europäerin  eine  Mittel- 
stufe gäbe.  Er  stützt  sich  auf  Verse 
des  Korans,  die  sagen: 

„Eines  Tages  kam  Asma,  Tochter 
des  Abu  Bakr,  zum  Propheten  in 
leichter  Gewandung.  Dieser  aber 
sagte  zu  ihr:  „Asma,  es  schickt  sich 
nicht  für  eine  gläubic^e  Frau,  die  zur 
vollen  Reife  des  Weibes  erblüht  ist, 
daß  sie  andere  als  gewisse  Teile  des 
Körpers  unbedeckt  lasse**,  und  ab 
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solche  bezeichnete  der  Prciphet  ,,das 
Gesicht  und  die  beiden  Hände". 

Nadi  Annchi  Kaflsem  Beys  liegt 
daher  in  den  Vonchriftea  der  moham- 
medanischen Religion  bloß  begründet, 
daß  alle  übrigen  Körperteile  der  Frau 
bf^kleidet  resp.  verschleiert  sein 
inüsbcii,  Gesicht  und  Hände  hingegen 
dürften  frei  bleiben.  Diese  Reform 
wQrde  naturgemäß  jeden  wirklich 
bedeutungsvollen  Unterschied  zwi- 
schen den  Sitten  der  Mohammedanerin 
und  der  Europ8f>rm  aufheben.  Das 
Verbot  des  „DecolU  fo"  der  eumpai- 
schen  Schwestern  würde  gewiü  keine 
wahrhaft  soziale  Benachteiligung 
bilden. 

Eng  mit  der  genannten  Frage 
rusammenhängend  ist  die  weiter- 
gehende der  Verschheßung  der  Fran 
in  den  Innern  Gemüchem  des  Hauses. 
Kassem  Bey  zeigt,  daü  m  früheren 
Zetten  die  VeiscMeßung  keineswegs 
Geseix  gewesen  sei,  mid  blofi  die  Eifer- 
sucht der  Männer,  ihre  Furcht  vor 
der  Untreue  ihrer  Fraiion  dies  Gebot 
willkürlich  erfunden  habe.  Gute 
Mädchenerziehung  würde  all  dies 
überflüssig  erscheinen  lassen,  die  frei- 
gewollte  Übung  der  Tugend  und 
Kensehheit  müsse  und  werde  in  Zu- 
kunft an  Stelle  der  physischen  Ab- 
srhließung  als  Bewahrerin  der  Frau 
treten. 

Im  weiteren  wendet  sich  der 
Autor  gegen  die  mohammedanische 
Sitte,  denufolge  nch  Braut  und 
Bräutigam  erst  am  Hochzeitstage 
sehen  dürfen,  und  deren  Verbindung 
aii=sfbIießUch  nach  der  Wahl  der 
Eltern  ohne  ihre  persönliche  Befra- 
gung vorgenonmien  wird.  Indem  er 
demgegenOher  die  europftiache  Sitte 
des  freien,  swanglosen  Verkehrs  der 
jungen  Männer  und  Frauen  befür- 
wortet, legt  er  Bresche  in  die  Haupt- 
grundsätze des  sozialen  Lebens  und 
der  Umgangsformen  im  Orient. 

Ebenso  radikal  ist  Kassem  Bey  in 
Beaehung  auf  die  Polygamie.  Er 
legt  auf  Grund  des  Koranteztes  dar, 


daß  die  Religion  die  Polygamie  wohl 
dulde,  die  Monogamie  jedoch  ent- 
schieden beronuge.  IHe  SteUnng 
der  Fma  werde  durch  die  Polygamie 

eine  durchaus  unwürdige,  und  die 
Einehe  nach  europäischem  Muster 
entspreche  allein  den  Anforderungen 
modernen  Empfindens.  Ebenso  müßte 
an  Stelle  des  bisherigen  Mannesrechtes, 
die  Frau  zu  versloBen,  dem  kein  Recht 
der  Frau  auf  Ehescheidung  gegen- 
überstehe, die  Einführung  gesetz- 
licher Richtersprüche  treten,  die  auf 
Antrag  des  Mannes  oder  der  Frau 
und  nach  Anführung  bestimmter 
Gründe  Ehescheidung  aussprechen 
worden. 

Die  begeisterte  Aufnahme,  welche 
die  Lehren  Kassem  Beys  bei  der 
ägyptischen  Jugend  fanden,  läßt  die 
beste  Hoffnung  zu,  daß  die  Bewegung 
mit  ihrem  Begründer  nicht  ersterben 
werde«  f^reilteh  kana  sunichst  nur 
von  einer  Anwendung  der  neuen 
Gnmds&tse  innerhalb  der  wenig  zahl- 
reichen gebildeten  Kla'^sen  die  Rede 
sein,  aber  selbst  dies  würde  nicht  nur 
bedeutungsvolle,  geistige  und  mora- 
lische Segnungen  für  die  Ägypte- 
rinnen der  gebildeten  Stande  bedeu* 
ten,  sondern  auch  den  künftigen 
Kindern  des  Landes  gebildete  und 
freie  Mütter,  und  somit  unvergleich- 
lich günstigere  Chancen  freier  und 
stolzer  Entfaltung  aller  Kräfte  geben. 
Wenn  einmal  diese  an  der  Spitze 
atmende  Klasse  sich  offen  und  bewufit 
auf  den  Boden  der  modernen  Ideen 
stellt,  wenn  der  Glaube,  daß  die 
bisherii^n  Mißbräuche  diirrh  die 
musei manische  Religion  selbst  be- 
dingt seien,  verschwindet,  dann  wer- 
den allmäbÜch  auch  die  breiten  Massen 
der  Bauern  und  Bürger  sich  Ton  den 
alten  Sitten  losreißen. 

Noch  liegen  ja  si^-bw^r'^  Kämpfe 
Vörden  Führern  der  neuen  BewrgufiL'. 
Selbst  ein  Teil  der  gebildeten  blande, 
der  sich  in  der  nationalistischen  Par- 
tei vereinigte,  um  die  englische  Herr* 
Schaft  zu  bekftmpfen,  wurde  eben 
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durch  diesen  Gegensatz  zu  den  euro- 
päischen Gebietern  des  Landes  in 
eine  doppelt  strenge  Betonung  der 
aUnationalen  und  altreligiösen  Grund- 
sätze hineingedrängt,  und  das  Organ 
des  natioxuBniberideii  Partei  der 
„Siwä**  trat  Kassem  Bey  scharf  ent- 
gegen. Trotzdem  ist  die  21eit8tr6mung 
diesem  im  g^roßen  und  ganzen  günstig, 
und  seitdem  selbst  in  der  Türkei  die 
freiheitlichen  Strömungen  gesiegt 
haben,  fftllt  für  die  ägyptischen 
Nationalisten  auch  dieser  Rfickhalt 
konservativer  Stimmung.  DieFrauen- 
emansipation  in  Ägypten  marschiert. 
/.  Desonnem,  Kairo. 

Efai  sosialer  Prophtt  bei  den 
Ascbaiiti*Negem.     Eine  durchaus 

eigenartige  Streikbewegung  crwTtchs 
jüngst  im  Lande  der  Aschanti- Neger 
an  der  afrikanischen  Guinea-Küste. 
IS  alle  der  englischen  ]\iederl€issung 
Tekiman  erschien  ein  Fetischpriester 
vor  dem  Volke  und  kflndigte  die 
iMÜdtge  Ankunft  eines  neuen  Gottes 
an,  welcher  den  Armen  Reichtum 
bringen  und  die  Reichen  in  Armut 
stürzen  werde.  Bei  seinem  Kommen 
wflrden  die  Neger  weiß,  und  die 
weifien  Beherrscher  des  Landes 
schwarz  werden.  Wer  immer  bei 
Ankunft  des  Gottes  beim  Kautschuk- 
sammeln  betroffen  würde,  werde  sofort 
von  ihm  in  eine  Antilope  verwandelt 
werden. 

Die  leidensdiaftiiciie  Rede  des 
Priesters  fand  hei  den  Negeistänimen 

des  Gebietes  williges  Gehir,  und  eine 
inbrünstige  religiöse  Stimmung  be- 
mächtigte sich  derselben.  Sie  weiger- 
ten sich,  weiterhin  im  Dienste  der 
Weißen  Kautächuk  zu  sammeln,  und 
der  Handel  mit  diesem  Pn)dukt,  auf 
dem  das  ökonomische  Gedeihen  des 
Landes  beruht,  geriet  völlig  ins 
Stocken. 

Pa  jedoch  im  Aschantilande  das 
Koaiitionsrecht  der  Arbeiter  selbst 


auf  dem  Papier  noch  nicht  anerkannt 
ist,  machten  die  englischen  Behörden 
der  Streikagitation  des  Priesters  pin 
rasches  Ende.  Sie  ließen  denselben 
verhaften,  und  gegenwärtig  wird  er 
in  der  Stadt  Goomassie  gefangen  ge- 
halten. Die  Bevölkerung,  die  uch  in 
ihrem  chiliastischen  Glauben  an  die 
baldige  Ankunft  des  erlösenden  Gottes 
und  die  prophetische  Macht  seines 
Vorläufen  getäuscht  sah,  kehrte  wie- 
der zu  nüchterner  Stimmung  und  zur 
gewohnten  Arbeit  lurfick.  EHe  Streik- 
bewegung war  SU  Ende* 

Die  neueste  sozialpolitische  Be- 
wegung in  Japan*  Die  grofie  ökono- 
mische UmwAliung»  die  sich  in  Japan 

in  den  letzten  Jahrzehnten  vollzogen, 
hat  auch  uns  ein  Vorherrschen  des 
Großbetriebes  gebracht.  Da  seine 
Übel  nach  und  nach  fühlbar  geworden 
sind,  so  ruckten  die  Fragen  d^ 
Afbeiterschuties  mehr  und  mehr  in 
den  Vordergrund.  Eine  ganae  Lite- 
ratur ist  über  diesen  Gegenstand  in 
der  letzten  Zeit  erschienen,  und  die 
Anträge  des  ..Vereins  für 
Sozialpoliti k",  der  die  ersten 
Gelehrten  der  SoxialwissenBChaft  um- 
fafit,  haben  die  Sympathie  dar 
weitesten  Kreise  ^funden.  Die 
Gründung  des  Vereins  liegt  über 
zehn  Jahre  zurück.  Anfänglich  war 
er  nur  eine  kleine  Gesellschaft  zum 
Studium  der  sozialen  Fragen,  die 
nur  geringe  Bedeutung  hatte.  Das 
ZeitbedOrfnis  ließ  sie  abar  immer 
mehr  wachsen.  So  kam  es  1907  zum 
ersten  Kongreß  für  Sozialpolitik  in 
Tokio  (22.  und  23.  De7:f^mber),  der 
den  Entwurf  eines  Fabrikgesetz 
örterte.  Er  gewann  bedeutsamen  Em- 
fluß  auf  die  öffentliche  Memung  und 
in  Zukunft  will  der  Verein  aUjläilich 
einen  Kongreß  veranstalten. 

Der  Entwurf  des  Fabrik^esetzes, 
der  (l(Tn  Kongresse  voigeiegt  war, 
lautet  wie  folgt: 
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1.  Kinder  unter  12  Jahren  dürfen 
nicht  beschäftigt  werden; 

2.  Knaben  unter  16  Jahren  und 
weibliehe  Arbeiter  sollen  nicht  mehr 
ab  tfiglich  12  Stunden  beechftlUgt 
werden  dürfen; 

3.  eine  Eß-  und  Ruhepause  von 
täglich  rinor  Stunde  und  zwei  Erho- 
lungstage im  Monat  sollen  gewährt 
werden; 

4.  Knaben  unter  16  Jahren  und 
weibliche  Axbelter  dürfen  wfihrend  der 
Stunden  von  10  Uhr  abends  bis  4  Uhr 

morgens  nicht  beschäftigt  werden 
{mit  bestimmten  Ausnahmen); 

5.  in  gesundheitsschciciliciien  und 
lebensgefährlichen  Betrieben  müssen 
die  notwendigen  Sohutaeinriohtungen 
getroffen  werden.  Knaben  unter 
16  Jahren  und  weibliche  Arbeiter 
dürfen  in  solchen  Betrieben  nicht 
beschäftigt  werden; 

6.  der  Erlaß  von  Arbeitsord- 
nungen  soll  an  behördliche  Erlaubnis 
geknfkpft  ^verden; 

7.  das  Gesetz  gilt  für  alle  Betriebe 
mit  mehr  als  10  Arbeitern,  soweit  sie 
motorische  Kraft  verwenden;  ira 
übrigen  für  alle  Betriebe  mit  mehr  als 
20  Arbeitern. 

Der  Entwurf  fand  die  Zuttimmung 
des  Kongresses.  Benieil»DSwert  ist^ 
daß  aueh  viele  Kapitalistenund  Unter- 
nehmer ihn  beifällig  aufnahmen, 
während  diese  Kreise  im  all p;? meinen 
noch  gegen  derartij?e  Reformen  ein- 
wenden» daß  dielnduätne  zu  jung  sei» 
um  solche  Lasten  tragen  m  kfonen»  ja 
dafi  sie  die  Konknrrensfflbigkeit  und 
damit  das  Wachstum  der  Industrie 
auf  das  ernstliehste  SU  gefährden 
geeignet  wären. 

Da  der  Entwurf  noch  nicht  die 
Anerkennung  der  Mehrzahl  der  Unter- 
nehmer erlangt  hat,  zögert  die  Re- 
gierung noch,  ihn  anzunehmen, 
andererseits  muß  sie  der  bedenk- 
lichen im  ganzen  Lande  anwachsen- 
den sozialistischen  Propa^nda  Rech- 
nung tragen.  Es  steht  daher  zu  er- 
warten, daß  auch   Japan  binnen 


kurzem  eine  Arbeiterschittzgesetz- 
gebung  besitzen  wird. 

Masao  Kambe, 
Prci.  an  der  Unirerait&t  su  Kyoto 
(Japan). 

Ein  sozialer  Reformator  in  China. 
Seit  China  beguimeu  hat,  sein  pohti- 
sches  und  soziales  Leben  nach  dem 
Voibilde  Europas  zu  gestalten,  zeigen 

sich  auch,  sehr  wider  den  \\11Ien  der 
herrschenden  Klassen,  die  Begleit- 
erscheinungen moderner  industrieller 
Entwicklung,  vor  allein  das  Entstehen 
einer  sozialistischen  Partei.  Dieselbe 
hat  sich  im  „Ming  Pao**,  einer  in  To- 
kio erscheinenden  Zeitschrift,  ein 
Oigan  gescha£fen,  welches  den  Kampf 
g^en  die  herrschende  Ordnung  und 
die  Errichtung  einer  sozialistischen 
Repubiiic  in  China  befürwortet.  Sein 
Chefredakteur,  Dr.  Souen-Yi-Sien, 
hielt  anl&ßlioh  der  GrOndungsf eier  der 
Zeitung  in  To  kl  u  eljif  bemerkenswerte 
Rede,  der  wir  an  Hand  des  Berichtes 
von  A.  Maybon  im  ,,Mercure  de 
France"  nachstehende  Sätze  ent- 
nehmen : 

„Chinas  ^ökonomische  und  soziale 


Revolution  gebunden,  welche  das 
Reich  von  der  fremden  Herrschaft  der 
Mandschu-Dynastie  befreien  soll.  Un- 
ser LäJid  darf  ruclit  langer  als  Privat- 
eigentum des  Mandscbukaisers  gelten. 
So  wie  aber  dieser  eiste  Schritt  getan, 
muß  ein  größeres  Problem  seiner 
Lösung  entgegoigeffUirt  werden.  Die 
Beherrschung  Chinas  durch  den  Kapi- 
talismus, wie  er  in  Europa  und  Ame- 
rika gebietet,  muß  wirksam  verhin- 
dert, schon  seinem  ersten  Erscheinen 
im  Reiche  muß  ein  Riegel  vorge- 
schoben werden.  Die  Entwicklung 
einer  Gesellschaft  darf  sich  nicht 
selbst  überlassen  bleiben,  f^leichwie 
das  Wachstum  von  Bäumen,  die  sich 
ausbreiten  und  einander  stören.  Wir 
wollen  nieht  dem  Beh^el  dar  wast- 
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liehen  Staaten  folgen,  sondern  können 
ihnen  selbst  ein  Beispiel  geben  und 
zeigen,  daß  sich  ein  sozialistisches  Ge- 
monwesen  in  dirdcter  Nachfolge  pri- 
mitiver landwirtaohaf UicherGesiUung 
ohne  Dazwischentreten  einer  kapita- 
listischen Epoche  mit  Not  und  Tränen 
einer  ausgebeuteten  Arbeiterschaft 
realisieren  läßt." 

Dr.  Souen-Yi-Sien  und  seine  Par- 
tei, die  flbrigens  in  der  Bevölkerung 
betrSchtlichen  Anhang  haben  und  auf 
den  Erfolg  ihrer  Bestrebungen  beson- 
ders im  Süden  des  Reiches  bauen, 
gehen,  wie  man  si*  ht,  von  ähnlichen 
Voraussetzungen  aus  wie  die  soge- 
nannte y^sialiBtisch-revoIntionire" 
Partei  in  RuBIand.  So  wie  diese  kti- 
tere  den  primitiven  Urkommnnismua 
der  n]5^?ischen  Bauern,  wie  er  sich 
bis  III  unsere  Tage  erhalten  hat,  den 
„Mir",  weiter  fortzubilden  hoflft,  auf 
daß  er  sich  zu  einer  modernen  sozia- 
Ustlschen  Genossenschaft  nmfonne, 
glaubt  Dr.  Souen-Yi-Sien»  daß  eine 
zielbewußte  Bodenreform 
die  Bahn  zur  VerwirkUchung  seiner 
Bestrebungen  ebnen  werde.  Wie 
wenig  Chancen  auch  eine  solche  Um- 
gehung der  natQiliehen  Enlwieldungs- 
gesetie  bieten  möge,  so  wird  es  doch 
in  den  nächsten  Jahren  interessant 
sein,  den  Fortgang  der  Bestrebungen 
der  soziali&tischen  Partei  Chinas  zu 
verfolgen. 

C.  Daujresne.  Paxiü. 

Reform  der  industriellen  Schieds- 
gerichte in  Australien.  Die  industri- 
ellen Schiedsgerichte  im  australischen 
Staate  Neu- Süd- Wales,  welche  seit 
Jahren  daselhst  alle  Konflikte  swi- 
sehen  Arbeitern  und  Unternehmern 
nach  gesetzhchen  Normen  schUchten, 
wurden  durch  ein  kürzlich  erlassenes 
Gesetz  einer  wesentlichen  Reform 
unterzogen.  Es  soll  von  nun  an  nicht 
mehr  notwendig  sein,  daß  em  bereits 
ausgebrochener  Konflikt  auf  richter> 


liehe  Weise  entschieden  werde,  es 
sollen  vielmehr  Einigungsämter  als 
erste  Instanz  geschaffen  werden,  in  ' 
denen  Delegierte  sowohl  der  Aibeiler 
als  auch  der  Arbeitgeber  jeder  Indu- 
strie vertreten  sind;  imd  diese  Eini- 
gungsfimter  sollen  quasi  im  „Ver- 
fahren außer  Streitsachen**  die  Ar-  | 
beitsbedingungen  in  der  in  Frage  i 
stehenden  Industrie  festlegen.  Erat  | 
im  Falle  der  Nichteinigung  sollen  | 
kontroverse  Fragen  an  die  zweite 
Instanz  gelangen,  welche  dann  wie 
bisher  in  rieht prlirlier  Weise  ent- 
scheidet. Das  neue  Gesetz  hefliutet 
einen  weiteren  Schritt  vorwärts  j 
in  der  Richtung  bewußter  Regelung 
der  IndustrieUen  VerhAltnisse,  indem 
es  nunmehr  in  den  meisten  Fällen  gar 
nicht  zur  AufroHunp  förmlicher  Streit- 
fälle knmmen  kann.  Ein  wichtiger 
Paragraph  des  neuen  Gesetzes  sägt 
auch,  daß  die  Eiuigungsämter  nach 
ihrem  freien  Ermessen  den  l^t- 
l^iedem  der  Gewerkschaften  eine 
Vorzugsbehandlung  ^genüber  nicht 
oi^anisierten  Arbeitern  zuteil  werden 
lassen  können.  Wenn^infolt^e  minder- 
gunstiger  industrieller  Lage  Arbeiter- 
entlassungen notwendig  werden,  wür- 
den somit  die  organisierten  Ari>eiter 
einen  Anspruch»  sunftchst  auf  ihrem 
Posten  belassen  zu  werden,  er- 
halten. Diese  Vorzugsbehandlung 
entspricht  einer  allen  und  mit 
großer  II  arinäckigkeit  vertretenen 
Forderung  der  aastrahsehea  Ge- 
werkschaften, und  sie  mag  ja  ta- 
nächst  vom  moralischen  Stanci^unkt 
bedenklich  erscheinen.  Keine  all- 
gemeine Kulturforderung,  ja,  nicht 
einmal  eine  Forderung  im  Interesse 
der  gesamten  Arbeiterklasse  und 
ihrer  Zukunft  scheint  hier  vom- 
liegen,  sondern  ein  Begehren,  das 
ausschließUch  im  Eigeninteresse  der 
maohtvollen  Gewerkschaften  Austra- 
heus  liegt.  Trotzdem  aber  wird  man 
bei  näherer  Prüfung  erkennen  müs- 
sen, daß  der  durch  das  neue  GeseU 
auf  die  australischen  Arbeiter  aus- 
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gieOble  indirekte  Zwang,  sieb  der 
Gewerkschaft  ihres  Industriezweiges 
anzuschließen,  sehr  bedeutsam  ist 
und  wohltätige  Folgen  nach  sich  ziehen 
wird.  Einer  Wiederkehr  des  früheren 
individuellen  Arbeitsvertrages  zwi- 
schen Arbeiter  und  Untemefamer 
wird  damit  ein  Riegel  vorgeschoben. 
Von  nun  an  steht  die  Gewerkschaft 
als  unzerbrechUche,  konstante  Ein- 
heit der  Arbeitenden  dem  Fabrik- 
besitzer gegenüber,  der  kollektive 
Aibettarertrag  lädt  keine  Aumahme 
melir  su.  Je  mehr  sich  diese  neue 
Ordnung  einlebt,  desto  sicherer  wird 
auch  der  Bestand  der  industriellen 
Schiedsgesetzgphnncf  verbürgt;  und 
so  bedeutet  doch  wohl  auch  dieses 
scheinbai^  nur  im  Eigeninteresse  der 
Arbeiter  erhobene  Begehren  eine 
Förderung  gedeihlichen  Fortaobritts 
der  Volksgeeamtheit. 


dnrcfa  die 

^er  LehriingB- 
mangel  im  Handwerk  hat  mancherlei 

ürsarben.  Die  vornehmste  ist  wohl 
diejenige,  daß  der  junge  Mensch  in  der 
Regel  während  der  Lehrzeit  keine  oder 
nur  eine  geringe  Vei^tung  liendit. 
Ab  Anelanfer»  jugenäioher  Arbeiter 
und  dergleichen  ist  er  in  höherem 
Maße  selbständig  und  erhält  eine  Ver- 
gütung, die  den  Eltern  in  zahlreichen 
Fällen  als  eine  vsünschenswerte  Unter- 
stfitzung  beim  Unterhalt  der  Familie 
encheint.  Es  wird  dabei  allerdings 
nicht  beachtet,  daß  der  VorteO  nur 
ein  scheinbarer  ist,  da  nach  der  Lehr- 
zeit durch  die  wesentlich  höhere  Ent- 
lohnung des  gelernten  Arbeiters  der 
Ausfall  sehr  bald  eingebracht  ist. 
Eä  muß  demnach,  am  nachdrück- 
liefasten  seitens  der  Schulen,  innflchst 
one  aufklarende  Tätigkeit  entwickelt 
werden,  und  zwar  hat  diese  damit  su 
bepinnen,  daß  don  Knaben  im  vor- 
letzten Schuljahre  und  kurz  vor  Be- 
endigung der  Schulzeit  ein  geschickt 


geschriebenes  Flugblatt  übergeben 
wird,  in  dem  auf  die  Vorteile  der  Hand» 
werkslehre  hingc\\'iesen  wird.  Selbst- 
verstandlich  sind  auch  die  Lehrer 
durch  geeignete  Broschüren  über  die 
einseinen  Berufe  m<}|^chst  attfsu> 
Ufiren.  Es  gibt  hierffir  mehrere 
Schrifi(  Ii.  n,  so  u.  a.  diejenige  des 
Handwerkskammersekretfirs  Schrj- 
macher  in  Gotha  ,, Em  verkannter  Bi  - 
ruf"  (Verlag  Fr.  Emil  Perthes-Gotha;, 
ein  Heftchen  „Über  die  Berufswahl 
unserer  Knaböa**,  Verlag  von  Hob- 
hing  in  Stuttgart,  die  in  größeren 
Mengen  zur  Verteilung  gelangen  kön- 
nen. Diese  Verteilung  wird  wohl  am 
zweckmäßigsten  (iurch  die  Hand- 
werkskammern mit  Unterstützung 
der  Regierungen  organisiert.  Daß  die 
Handwerkskammern  am  ehesten  in 
der  Lage  sind,  die  Lehrlings^ermitte- 
lung  in  die  Hand  zu  nehmon,  dürfte 
aus  der  Eigenart  dieser  Vermittr  lungs- 
tätigkeit  hervorgehen.  Die  moralische 
Verantwortlichkeit,  die  mit  dieser 
LehrUngsvermittelung  verbunden  ist, 
bringt  es  mit  sich,  daß  in  erster  Linie 
die  Vermittelungsstelle  Ober  die  Qua« 
litäten  der  Lehrmeister  genau  unter- 
richtet sein  muß.  Die  Handwerks- 
kammer hat  ohnedies  das  gesamte 
Lehrlingswesen  zu  überwachen  und 
durch  ihre  Beauftragte  und  Revi- 
sionsbeamte  in  eine  Prüfung  Ober 
jedes  einzelne  Lehrverhältnis  einzu- 
treten. Da  außerdem  sämtliche  Lehr- 
linge des  Bezirks  bei  der  Kammer  zur 
Einschreibung  gelangen  müssen,  so 
ist  sie  stets  genau  orientiert  Ober  et- 
waige Grflnde,  die  sur  Auflösung  eines 
Lehrverhältnisses  geführt  haben,  Aber 
den  Ausfall  der  Gcspllcnpröfiingen 
und  dergleichen  mehr.  Da  femer,  wie 
bereits  bemerkt,  seitens  der  Kammern 
in  der  Regel  Bestimmungen  erlassen 
sind  fkber  die  Hdchstsahl  der  Lehr- 
linge in  den  einseinen  Gewerben,  so 
wissen  sie  stets  genau,  ob  der  Hand 
werker,  der  einen  Lehrling  anzu 
nehmen  wünscht,  überhaupt  berech 
tigt  ist,  einen  solchen  einzustellen 
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Hinzu  kommen  die  Bestimmungen 
über  das  Recht  der  Lehrlingsanlei- 
tung,  die  durch  die  Gesetiesvoriage 
betr.  den  kleinen  Beffiliigiiiigaiaoh- 
weis  in  nächster  Zeit  noch  dne  we* 
sentliche  \'erschärfung  erfahren  wer- 
den. Die  Bestimmungen  sind  ver- 
hältnismäßig kompUziert,  so  daß  ihre 
Durchfahrung  die  volle  Aufmerksam- 
keit des  LefarBteUennaeliweiseB  in 
Anspruch  nimmt.  Die  genaue  Über- 
eioht  Ober  Angebot  und  Nachfrage 
wird  weiterhin  der  Handwerkskam- 
mer die  Möglichkeit  geben  auch  regu- 
lierend ein2uwirken,  insofern  als  sie 
die  AuBsichten  des  einen  oder  anderen 
Bemfes  darlegt  und  so  ihm  Lehrlinge 
snfttbrl  oder  feinhAli. 


Auf  Einzelheiten  hinsichtlich  der 
Organisation  der  Vermittelungsstelie 
eiiungehen,  dOrfte  hier  nicht  der 
Plati  sein.  JedenfaUs  kann  es  nach 
Lage  der  VerhAltnisee  nicht  nur 
wünschenswert  sein,  daß  die 
Handwerkskammern  sich  der  Aufp^abe 
der  Lehrlingsvermittelung  unterzie- 
hen, es  scheint  mir  hier  sogar  eine  ge- 
umB  Verpflichtung  su  he* 
stehen.  Hoffen  iwir,  daS  mOgfiehii 
sahireiche  Handwerkskammern  bal- 
digst zu  einer  derartigen  Einrichtung 
Obergehen,  damit  Erfahrungen  auf 
diesem  bisher  so  wenig  erforschten 
Gebiete  gesammelt  werden  können. 
Guttat  Koepper,  Syndikus  der 
Handwerkskammerm  Köhlens 


<AfiB£nERBEW£C9UN6>^ 

CH.  MALATO,  EH.  IN  NUMEA  (NEU-KALEDONIEN): 
DIE  PROLET  ARISIERUNG  DER  EINGEBORENEN 

AUF  DEN  INSELN  DES  PAZIFISCHEN  OZEANS. 

EHR  inifi  mehr  tritt  der  Pazifische  Ozean  ins  Licht  der  Geschichte, 
bedLMitsainc  Kämpfe  um  seine  Beherrschung  bereiten  sich  vor. 
So  gewinnen  die  Vorgänge,  die  sich  auf  den  ungezählten  Inseln 
des  Weltmeeres  abspielen,  ein  doppelte,  sowohl  praktisches  als 
ethnologisches  Interesse. 

Die  eingeborenen  Rassen,  die  bis  vor  knnem  allein  diese  Inseln  bewohnten, 
befinden  sich  dnr(  haus  noch  im  Steinzeitalter  der  Zivilisation,  viele  Stimme 
sind  heute  noch  Anthropophagen.  Neben  ihnen  aber  erstehen  Pflanzungen 
weißer  Kolonisten  und  erwachsen  moderne  Städte.  In  den  ehemaligen  Jagd- 
grOnden  der  kommunistischen  Stämme,  denen  jede  Beziehung  zu  privatem 
Eigentum  fremd  war,  erheben  sich  die  Fabriken  und  Magazine  der  kapita- 
listisehen  Gesellschaft,  werd«i  ihre  Lohnkampfe  ansgefochten,  und  der  weiJle 
Eroberer  verdrängt  mehr  und  mehr  die  Eingeborenen  vom  Boden  ihrsr 
VAter  oder  zwingt  sie,  ihm  als  Arbeiter  zu  dienen. 

Bald  wird  der  Tag  kommen,  wo  der  Rassengegensatz  mehr  und  mehr 
übergeht  in  den  Gegensatz  der  Klassen;  wo  die  Überreste  der  Polynesier, 
Melanesier  und  Malayen  eine  proletarische  Unterschicht  bilden  werden,  die 
des  Bodens  und  der  ereililen  Subsistensmittel  beraubt,  gezwungen  ist,  um 
niedrigste  Löhne  f  flr  die  weifien  Kolonisten  zu  arbeiten,  die  sich  als  herrschende 
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Klasse  konstituieren.  So  sehen  wir  im  Lichte  des  Gegenwailblagea  einen 
Entwicklungsvorgang  sich  abspielen,  den  wir  anderwärts  nur  aus  ventaid>ieii 
Bücliem  kennen:  die  Konstituierong  einer  riegrollen  Rasse  als  henschende 
Klasse,  die  Umwandhing  einer  unterworfenen  Rasae  in  die  dienende  Masse. 

Genau  so  haben  sich  ja  einst  die  Kasten  Indiens  gebildet;  und  hfiite 
nnch  Vorräten  dir  Rramanen  und  Kchatryas  durch  ihre  reine,  weiße  Haut- 
faii>e,  daß  sie  ihre  äii»che  Abstammung  unverfälscht  erhielten,  während  die 
andern  Kasten  durch  ihren  dunkeln  Teint  zeigen,  daß  sie  Abkömmlinge  der 
unterworfenen  Dravidas  sind.  Ebenso  bat  man  ja  auch  kOfxlich  festgestdit» 
daß  die  Scheidung  der  Patrizier  und  Plebejer  Roms  einer  ethnischen  Ver- 
sehiedenhidt  entsprach,  daß  die  ersteren  Langköpfe,  stammverwandt  den 
Griechen,  waren,  die  letzteren  Kurzköpfe  mit  dunkler  Hautfarbe,  schwarzen, 
mehr  oder  niiiider  gekräuselten  Haaren:  Ureinwohner,  die  von  den  ein» 
wandernden  Langköpfen  unterworfen  wurden.  Das  Gleiche  vollzieht  sich  in 
gewissem  Sinne  heute  in  Nord-Afrika,  wo  die  Araber,  ihrer  Lflndereien  be- 
raubt, Hirten  und  Landarbeiter,  in  den  grofien  StAdten  sogar  Fabrikaxbeiter 
werden,  indes  der  Europfier  als  Mitglied  der  höheren,  herrschenden  Rasse  dio 
andern  für  sich  frohnden  läßt  und  auf  sie,  deren  Väter  Besitzer  dea  Landes 
waren,  als  auf  minderwertige  Barbaren  herabsieht. 

Ebendieselbe  Enluicklung  vollzog  sich  auf  den  Insdn  Ozean i«Mis,  ohne 
daß  Kriege  und  lärmende  Begebenheiten  die  Aufmerksamkeit  der  Weit  dahin 
gelenkt  hfttten;  und  doch  ist  keine  Eroberung  für  die  Besiegten  mOrderischsr 
gewesen  als  die  Unterwerfung  der  Polynesier  und  Mdanesier  unter  das,  was 
man  moderne  2^vilisation  nennt,  unter  eine  Zivilisation,  die  der  ihren  durchaus 
entgegengesetzt  ist  und  deren  fflr  sie  bedeutsamste  Mächte  Syphilis  und  AI« 
kobol  sind. 

Welche  Kulturarbeit  kLijnitc  auch  von  den  Matt  t^sen  Cooks  und  Bougain- 
villes  erwartet  werden,  die  nach  langen  Meerfahi  Leu  und  Entbehrungen  zu 
doppelt  heißer  Brunst  gereist,  an  diesen  Küsten  landeten  ?  Wie  willkommene 
Beute  waren  fOr  sie  die  schönen  Polynesierinnen  mit  ihren  langen,  blumen« 
geschmückten  Haaren,  der  wohllautenden  Stimme  und  den  melodischen 
Gesängen!  Als  im  Jahre  1520  der  Portugiese  Magellan  als  erster  Europäer 
diese  Meere  durchfuhr,  waren  die  Inseln  von  drei  verschiedenen  Völker- 
stämraen  bewohnt:  im  Westen  von  den  Malayen,  die  aus  Hinterindien  kamen, 
im  Osten  von  den  Polynesien!,  beide  mit  verhältnismäßig  höherer  Kultur 
begabt,  und  swischen  ihnen  Toh  den  dunkelhftutigen,  kulturell  surOckge* 
büebenen  Melanesien!.  Malayoi  und  Polynesier  waren  zu  jener  Zeit  im 
Vorschreiten  begriffen  und  hätten  gewiß  in  relativ  kurzer  Zeitspanne  die 
Melanesier  völlig  unterworfen  und  unter  ihre  vergleichsweise  höhere  Zivilisa- 
tion gebeugt,  wenn  nicht  die  europäische  Besetzung  für  alle  Stämme  der  Ein- 
geborenen den  Tod  selbständiger  Entwicklung  herbeigeführt  hätte.  Die  mo- 
dernen Waffen,  welche  die  Eingeborenen  als  erste  Gaben  europäischer  Kultur 
empfingen,  wurden  von  ihnen  eifrig  zur  Stammesfehde  benutzt  und  Ter* 
minderten  rasch  ihre  Zahl.  Wirkungsvoller  noch  in  dieser  Richtung  waren 
die  von  den  Europäern  erlangten  alkoholischen  Getränke  und  die  von  den- 
selben eingpschleppten  Gescbleobtsk rankheiten,  am  wirkungsvollsten  die 
von  «ieii  Europäern  ingeniös  erfundene  Methode  der  Zwangsarbeit,  die  unter 
dein  Scheine  der  Freiheit  doch  alle  Merkmale  der  Sklaverei  trägt. 

Viele  Plantagenbesitcer  hatten  die  Erfahrung  gemacht,  daß  Eingeborene 
der  Nachbarstämme,  die  bei  ihnen  arbeiteten,  nur  allzu  gern  und  oft  ihr« 
Täti|[^eit  im  Stich  ließen  und  zu  ihren  Freunden  surlIckkärCen.  Solch  ein 
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Emg«boreiier  ist  noch  nicht  durch  lange  Gewohnheit  dissipliniert  und  aur 
aelbfltt&tagen  Maflohine  geworden.  Er  luheitet  eine  Woche  lang,  dann  aetit 

er  aus,  kommt  wieder,  sucht  eine  Arbeit,  die  ihm  geffillt.  All  dies  kann  seinem 

Arbeitgeber,  dem  Plantagenbesitzer,  nicht  behagen.  So  \\'urden  die  ersten 
Arbpjtcrncfontnron  gegründet,  die  Schi ffp  aiissonf^en,  umArheitpr  von  weit 
ontleL':*  rh  :i  luaeln  anzuwerben.  Wenn  bliese  eiiiiiidl,  fem  von  ihrem  Geburts- 
laude,  an  der  Plantage  angelangt  sind,  ohne  Verbindung,  ohne  Schutz,  ohne 
Besiehung  su  den  Eingeborenen  der  Insel,  da  sie  ja  einem  andern  Stamme 
angehören,  sind  sie  ihrem  AiMtgeber  auf  Gnade  und  Ungnade  ausgefiefert. 

Kein  Martyrium  ist  schmerzlicher  als  das  dieser  unfreiwilligen  Albeit: 
Arbeitsstunden  von  übermäßiger  Ausdehnung,  Nahrung  bestehend  aus  ver- 
dorbenem Reis  oder  Mais,  die  Stockwhip  {Rinderpeitsche),  die  b(  im  gorin^ten 
Vergehen  droht,  die  Geldstrafen  und  Zurückhaltung  des  Lohnes,  su  daß  in 
den  muii>teu  Fallen  der  Arbeiter  zum  Schuldner  seines  Arbeitgebers  wird. 
In  sehr  yielen  FflUen  wird  die  dreijfthrige  Arbeitsperiode,  auf  welche  die 
sogenannten  Vertrftge  su  lauten  pflegen,  nicht  bis  su  Ende  abgedient;  der 
Arbeiter  erliegt  vorher  den  Unbilden  und  Strapazen  des  neuen  Lebens. 

Zwei  Sklavenjäger  waren  es  insbesondere,  die  auf  den  Inseln  des  pazifi- 
schen Ozrans  berüchtigt  geworden  sind:  der  Amerikaner  Proctor  und  der 
Franzuäe  B.  Madezeau.  Diese  Banditen  und  ihre  BeRiiftragten  vprwfisteien 
all  die  Inselgruppen;  in  der  Regel  verst&ndigten  sie  mch  mit  den  Haupliuigen 
dahin,  dafi  sie  ihnen  einigen  europftisehen  Tand  lieferten  und  im  Austausch 
hierfür  eine  Gruppe  Ton  Untertanen  f flr  die  von  ihnen  vertretenen  Pßansungen 
erhielten.  Sehr  h&ufig  auch  lockten  sie  die  Eingeborenen  an  Bord  der  Schiffe, 
sperrten  sie  in  den  Schiffsraum  und  fuhren  ab.  Einmal  fem  der  Heimat, 
wagten  die  Unglücklichen  nicht  mehr,  sich  aufzulehnen. 

War  derart  die  I^eföiderung  der  Arbeiter  nach  den  Pflanzungen  planvoll 
orgcoiisiert,  so  stand  es  ganz  anders  mit  der  Rückbeförderung;  sehr  wenige 
Arbeiter  wurden  einer  solchen  teilhaftig.  Heute  beginnt  <ües  allmühlich 
anders  zu  werden,  und  beispielgebend  nach  dieser  Richtung  ist  das  neue, 
unter  dem  Einfluß  der  Arbeiterpartei  erlassene  austrahsche  Gesetz,  das  die 
völlige  Einstellung  der  Eingeborenenarbeit  auf  australischem  Boden  (Zucker- 
plantagen  in  Queensland)  und  Rückbeförderung  der  Eingeborenen  nach  ihren 
heimischen  Inseln  unter  strenger  Aufsicht  und  Vorantworlung  der  Bundes- 
regierung vorsieht.  Für  das  australische  Festland  gehurt  die  schmachvolle 
Zwangsarbeit  somit  der  Vergangenheit  an;  das  Plvblem  besteht  nur  weiter 
fflr  die  Insefai  unter  englischer,  fransAsischer  und  deutscher  Botm&Bigkett. 

Die  eingeborenen  Stämme  haben  durch  all  die  geschilderten  Praktiken 
einen  großen  Teil  ihrer  Mitglieder  eingebüßt;  so  sollen  auf  Tahiti  zur  Zeit 
der  Entdeckung  durch  Cook  200  000  Menschpu  gelebt  hohen,  heute  sind  es 
deren  nur  mehr  8000;  und  ähnhch  war  die  Bevölkerungsabnahme  auf  den 
andern  Inseln. 

Man  war  gezwungen,  sich  nach  andern  Arbeitskriften  umzusehen,  und 
fand  diese  in  den  Bewohnern  Ostasiens,  in  Tonldnesen,  Anamiten,  Chinesen 
und  Japanern,  deren  Einwanderung  das  ethnographisclra  Problem  der  Inseln 
durchaus  veränderte.  Sie  begannen  sich  mit  den  Eingeborenen  zu  vermischen, 
und  diese  Mischrasse  ist  weit  Widerstands-  und  anpnssunq-^^fähiger  als  die 
Melanesier  und  Polynesier.  Diese  Rasse  scheint  sicii  LLhaui>tcn  zu  sollen. 
Auch  im  poUtischen  Simie  hört  sie  auf  schutzlos  zu  sein.  Bald  mag  die  Zeit 
kommen,  da  Japan  seinen  Vorteil  darin  sieht,  als  Vormacht  all  dieser  Ein- 
geborenen- und  MischlingabevOlkerungen  der  panfisehen  Inseln  aufsutreten. 
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Sohon  haben  sich  die  Eingeborenen  der  Philippinen  an  ihrem  Beispiel  gebildet 
und  gegen  Spanier  wie  Amerikaner  blutige  Revolutionskriege  gefochten. 
Wohl  mögen  die  Bevölkerungen  der  weiter  östlich  liegenden  Inseln  heute 
nicht  mehr  zahlreich  und  stark  genug  sein,  um  den  gleichen  Kampf  zu  wagen. 
Je  mehr  japanische  Arbeiter  aber  sich  auf  diesen  Inseln  ansiedeln  und  mit 
den  Eingeborenen  vermischen,  desto  grflndlicher  ändert  sich  die  Situation. 
Die  Tage  der  weißen  Herrschaft  auf  den  Inselgruppen  des  Noidens  und 
Westens  sind  wohl  gezählt. 

Auch  für  die  Inselgruppen  in  den  andern  Teilen  des  Ozeans  mag  in  fernerer 
Zukunft  die  gleiche  Gefahr  aktuell  werden,  sofern  nicht  neue  Methoden  der 
Eingebore&enpolitik  auf  ihnen  zur  Geltung  kommen.  Viel  wird  von  der  Beeia- 
fluseung  Englands  durah  Australien  und  Neuseeland  abbSngen,  welche  durch 
ihre  demokratisch-staatssoziaUstische  Entwicklung  dazu  prädestiniert  sind, 
das  Problem  im  modernen  Sinne  freier  Arbeit  zu  lösen.  Sohon  hatNeu-Seeland 
seinen  Eingeborenen,  den  Maoris,  völlig  gleichberechtigte  Stellunp^  und  sop;ar 
das  politische  Wahlrecht  gegeben.  Sie  beginnen,  sieh  den  nein  u  ^  orlialt- 
nissen  wirtschaftlich  und  sozial  anzupassen,  ihrer  numenschen  Abualime 
wurde  Einhalt  gietan,  sie  hUden  ein  wertyottei  und  staatatrenes  Element 
des  Volkes.  Mit  dem  wachsenden  EinfluB  sonalistiBeher  Ideen  wird  in  Austra- 
lien ^eich  wie  in  Europa  ein  Anwachsen  generöser  und  brOderlieher  Stimmung 
gegenober  den  fremden  Rassen  Hand  in  Hand  gehen,  und  England  wird 
sich  der  stets  lauteren  Stimme  Australiens,  dessen  moralischer  Einfluß  auf 
die  britische  Politik  im  Pazifischen  Ozean  so  bedeutend  ist,  nicht  entziehen 
können,  und  die  andern  europäischen  Staaten  werden  folgen  müssen. 

Wenn  so  neue  Methoden  an  Stelle  der  kaum  TsrhOllten  SldaToreipolitik 
treten,  dann  könnten  Weifie  und  EingAorene  in  ihrer  Vereinung  der  japant* 
sehen  Ausbreitung  gegentiber  standhalten,  und  die  pazifischen  Inseln,  deren 
Bewohner  man  einst  zu  den  Glücklichsten  der  Welt  zählte,  ein  friedliches 
Beieinanderleben  freiwillig  tätiger  Emgeborener  und  froher,  mit  eigener 
i^l  and  schaffender  europäischer  Siedler  schauen. 


m 


lOZULBMIJS  In  Bagland. 

Tätigkeit  der  sozialistisohen 

BewefTung  in  England  macht 
sich  allmählich  nach  allen  politischen 
Richtungen  fühlbar.  Wohl  bekannt  ist 
es,  daß,  obgleich  die  hauptsächlich- 
sten Fonds  der  Arbeiterpartei 
von  den  Trade  Unions  herrUhren»  die 
Partei  selbst  ihren  Ursprung  und  vor* 
aussichtlich  ihre  Entwicklung  der 
geistigen  Initiative  der  Sozialisten  ver- 
dankt. Der  erste  Vorsitzende  Keir 
Hardie  und  der  gegenwärtige  Sekre- 


tär sind  beide  Sosialiatan.  Die 

Arbeiterpartei   ist   tatsfiohlich  die 

Form,  die  der  politische  Sozialismus 
in  England  angenommen  hat,  zugleich 
aber  hat  sie  niemals  die  sozialistische 
Formel  der  des  Gemeinbesities  au  den 
Produktionsnüttebi  ab  Grundlage  an- 
genommen. Immerhin  wurde  ein 
Schritt  nach  dieser  Richtung  unter- 
nommen, als  kürzlich  in  Hull  die 
große  Mehrheit  der  Delegierten  uber- 
einstimmend zugab,  daß  der  kollek- 
tivistische Ausbau  des  industriellen 
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Lebens  das  Ziel  der  Partei  seien.  Ein 
weiterer  Beweis  für  den  Fortschritt 
eng^hen  Sozialismus  ist  das 
nmhe  Wachstum  der  Gesellsehaft 
derFabier.  Aus  einer  Uemen  Gruppe 
Ton  Spezialisteil,  die  sich  mit  den 
verschiedenen  fi^eisfipen,  pesptzlichen, 
wissenschaftlichen  Erscheinungen  des 
Sozialismus  befaßten  und  nur  ein  in- 
direktes Interesse  an  der  Politik 
hatten,  ist  die  Gesellschaft  su  einer 
Organisation  von  ttber  2000  Mit- 
gliedern angewachsen,  die  sich  noch 
t&glich  vermehrt.  Die  Gesellschaft 
der  Fabier  ist  auf  dem  besten  Wepe, 
eine  größere  propagandistische  Macht 
denn  je  zu  werden.  Ein  Plan  hegt  vor, 
der  darauf  absielt,  in  jeder  Stadt 
des  Vereinigten  Königreiches  einen 
Zweig  der  Fabischen  Gesellschaft  zu 
begründen  und  die  Summe  von  5000 
Pfund  Sterhng  aufzubringen,  um  eme 
vermehrte  Verbreitung  der  sozia- 
listischen Blätter  zu  erzielen.  Auch 
gemse  religitee  Klhpenchaften  haben 
die  Propaganda  au^nommen.  Die 
kürzlich  erfolgte  Begründung  einer 
kirchhcbon  Sozialist is  hen  Liga  be- 
weist die  Anerkennung  der  suziaUsti- 
schen  Lehre  durch  viele  führende 
Geistliche  der  englischen  Kirche.  Das 
Anglikanische  Kloster,  bekannt  als 
die  „Auferstehungsgemeinde  von  Mir* 
field"  (Yorkshire)  ist  ein  völliges  Zen- 
trum ffir  die  Propagierung  des  christ- 
lichen Sozialismus.  Sein  Prior,  Vater 
Paul  Ball,  ist  ein  ehrlicher  und 
mutiger  Verteidiger  der  Sache. 

Der  kflrslich  stattgehabte  panangli- 
kanische  Kongreß,  an  dem  mehrere 
Tausend  Geistliche  und  Bischöfe  der 
anglikanischen  Kirche  aus  allen  Teilen 
der  Welt  teilnahmen,  zeigte  in  über- 
aus chai  akleristischer  Weise,  daß  eine 
starke  Minderheit,  wenn  nicht  die 
Mehrheit  des  anglikanischen  Klerus 
dem  Sozialismus  nahesteht,  ßne 
eigene  Sektion  des  Kongresses  dis- 
kutierte die  Stellung  der  Kirche  zu 
den  sozialen  Problemen,  und  die 
Mehrheit  der  Redner  sprach  sich  für 
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energisches  Eintreten  der  Kirche  zu- 
gunsten der  Arbeiterforderungen  aus. 
Auch  die  theoretische  Verwandtschaft 
von  Christentum  und  Soaalismiis 
wurde  allseitig  betont,  und  keine 
Stimme  erhob  sich  dagegen.  Wer 
den  großen  Einfluß  der  kirchlichen 
Körperschaften  auf  das  geistige  und 
soziale  Leben  Englands  kennt,  muß 
sich  darüber  klar  sein,  daß  diese 
Stdhing  der  englischen  Staatskarehe, 
die  trot<  all  ihns  religifieen  Konse^ 
vatismus  so  ganz  andere  politische 
Bahnen  geht  als  die  katholische 
Schwesterkirche,  der  Vetbieitung 
sozialistischer  Ideen  in  den  breitesten 
und  jeder  revolutionären  Leidenschaft 
durchaus  femstehenden  BevOlke- 
rungssehichten  Englands  Oberaus  be- 
deutsamen Vofsehub  leistet. 

Ein  neuer  Erfolg  der  englischea 
AiMtetpvteL  Eine  ffir  die  Entwick- 
lung englischer  Politik  bedeutsame 
Volksabstimmung  wurde  ktIrzUch 
unter  den  500  OOO  Brrjrarb  eitern 
des  Vereinigten  Königsreichs  vor* 
genommen,  um  die  Frage  des  An- 
schlusses derselben  und  ihrer  Vertreter 
im  Parlament  an  die  Arbeiterpartei 
zu  entscheiden.  Seit  langen  Jahren 
gehörte  die  Gewerkschaft  der  Berg- 
arbeiter zu  den  machtvollsten  Ver- 
bänden Englands,  und  früher  a!<  die 
andern  Gewerkschaften  besaß  sie  i-ir.f^ 
eigene  parlamentarische  Vertietung. 
Ab  jedi>eh  die  Obrigen  Gewerkvereine 
En^ands  die  Aufstellung  eigener  Kan- 
didaten  ffir  das  Parlament  beschlossen 
und  bei  den  letzten  Wahlen  eine 
starke,  von  snzi.i listischem  Geiste  ein- 
füllte Arbeiterpartei  entstand, 
weigerten  die  13  Abgeordneten  der 
Bei^better-Verbflnde  ihren  Beitritt 
Iniwisehen  aber  gewann  die  Arbmter» 
partei  durch  ihr  kluges  und  zielbe- 
wußtes Auftreten  eine  derart  einfluß- 
reiche Stellung  im  Parlament,  daß  j 
auch  in  den  Kreisen  der  Bergarbeiter-  j 
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Schaft  der  Wunsch  rege  wurde,  sich 
mit  ihr  zu  verbinden .  Da  andererseits 
sich  starke  Gruppen  dagegen  aus- 
sprachen und  jedes  Bündnis  mit  der 
„alliu  soidalistaschen**  Arbeiterpartei 
zurückwiesen,  entschloß  man  sich,  die 
Urabstimmung  der  500  000  MitgUeder 
des  Berjjarbpiter- Verbandes  über  die 
Frage  entscheiden  zu  lassen.  Dieselbe 
ist  noch  nicht  vollendet,  aber  bereits 
jetzt  hat  sich  eine  große  Mehrheit  für 
die  AflÜrmative  ausgesproehoi,  vnd 
die  13  V6itre.ter  der  Gewerkschaft  im 
Parlamente  werden  in  die  Arbeiter- 
partei Antreten.  Dif^elbe  wird  somit 
als  \'ertreterin  der  gesamten  orga- 
nisierten Arbeiterschaft  Englands  in 
Zukunft  eine  noch  bedeut- 
samere Rolle  im  poliii* 
tischenLeben  spielen  als  bisher. 
Wenn  die  in  den  leisten  Nachwahlen 
bokTindctf  Tendenz  einer Scbwächun^ 
der  liberalen  Partei  andauert,  dann 
werden  beide  historischen  Parteien  im 
englischen  Parlamente  aus  den  näch- 
sten Wahlen  in  annfthemd  gleicher 
Stfirice  hervorgehen,  und  der  Ari>eiter^ 
partei  wird  die  Rolle  des  Züngleins  an 
der  Wag<^  7nfRllen.  Folgt  dieselbe  dem 
Willen  jener  einflußreichen,  unter 
Führung  des  Abgeordneten  Mac  Do- 
nald stehenden  gemäßigten  Gruppe, 
die  in  diesem  FsJIe  ein  Bündnis  mit 
den  Liberalen  und  die  Bildung  einer 
Koalitionsregierungbefürwortet,  dann 
werden  auch  in  England  in  naher  Zu- 
kunft Sozialist! so  he  Minister  im  Kate 
der  Krone  Sitz  und  Stimme  haben. 

Nene  bemfsgenossenschaftliclie 
Bildongen  in  Prankreich.  Seit  mehre- 
ren Jahren  ist  die  französische  Ar- 
beiterschaft von  einer  neuen  und 
maditToDen  Strömung  erfaßt,  welche 
die  Psychologie  ihrer  Ökonomischen 
Kämpfe  wesentlich  umgestaltet.  Die 
syndikalistische  Bewegung  hat  ja 
in  ihren  äußeren  Erscheinungsformen 
viel  mit  der  älteren  Gewerkschafts- 


bewegung gemein.  Auch  sie  beruht 
auf  der  Organisation  der  Arbeiter 
in  den  einzehien  Industrien,  auch 
Sur  Toraebrnstes  Aktionsmittel  ist 
der  Streik.  Aber  die  Erringung 
aogenblioklicher  Verbesserung  der 
Lebens-  und  Arbeitsbedingungen  tritt 
für  8ie  doch  cj^anr  in  den  Hintergrund 
gegenüber  dem  Kampfe  für  das  End- 
ziel der  sozialen  Hefreiui^,  und 
andererseits  werden  ihre  Organisa- 
tionen yielfaoli  zum  Selbstsweek;  sie 
suchen  bereits  auf  dem  Bodoi  der 
jetzigen  Ordnung  Produktivgenossen- 
schaften zu  begründen  und  das  öko- 
nomische, soziale  und  geistige  Leben 
der  Arbeiterschaft  möglichst  unab- 
hängig von  allen  bestehenden  Ein- 
richtungen selbständig  m  organi- 
sieren. Eben  diese  schöpferische  Seite 
der  neuen  Bewegung  schien  einer 
Anwendung  auch  außerhalb  der  Ar- 
beiterschaft und  ihrer  Kampfe  fähig. 
Ein  bemerkenswertes  Zeichen  dieser 
Entwicklungstendenz  ist  die  jüngst 
erfolgte  Gritaidung  einer  syndikalisti- 
schen Organisation  der  praktischen 
Ante  Fruikreiehs,  die  im  April  1907 
einen  Kongreß  nach  Paris  berief, 
an  dem  4000  Ärzte  teilnahmen.  Man 
diskutierte  die  Mängel  des  medizini- 
schen Unterrichts  an  den  Hoch- 
schulen und  arbeitete  ein  Reform- 
programm aus.  Schließlich  wurde 
eine  Exekutivkommission  eingesetzt, 
welche  im  Sinne  der  Wünsche  des 
Kongregses  weitere  praktische  Schritte 
unternehmen  soll,  und  ein  neuer 
Kongreß  für  diesen  Frühhng  nach 
UHe  einberufen.  Die  Teilnehmer 
daran  haben  eigenartige  Eindrileke 
nach  Hause  genommen.  Sie  fühlten 
es,  "wie  in  den  syndikalisti- 
schen Orj»artisationen  so- 
wohl der  Arbeiter  als  auch  der  An- 
gehörigen liberaler  Berufe  eine  neue 
Macht  erwachse,  die  vielleicht  ein- 
mal gegenüber  der  Alleinherrschaft 
staatlicher  Behörden  und  den  Mängeln 
des  Parlamentarismus  ein  Gegen- 
gewicht bieten  könnte.  Ungleich 
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dem  Wähler,  der  durch  seinen  Stimm- 
zettel all  seine  Autorität  auf  den 
Abgeordneten  überträgt,  fordert  der 
Berufstätige,  mit  all  seinen  Arbeits- 
kollegen vereint,  das  Recht,  selbst 
Ober  all  die  Fragen,  die  seine  Aibrit 
und  seinen  Beruf  betreffen,  gehört 
zu  werden ;  er  kennt  sie  besser 
als  die  Politiker,  ja  selbst  die  National- 
ökonomen sie  kennen.  In  der 
Arbdterscliaft  selbst  tritt  dieser 
Charakter  der  syndikalistisohen  Or- 
ganisationen ab  Körperschaften  von 
Fachmännern,  welche  ihren  eigenen 
Angelegenheiten  sachkundig  vorste- 
hen, vielfach  gegenüber  dem  Kampf- 
charakter in  den  Hintergrund.  Aber 
flerade  Organisationen  wie  die  der 
Ärste  können  den  Gedanken  der 
Demokratie  und  Selbstverwaltung 
ganz  neue  Möglichkritpn  orfifTnen; 
ihre  frei  erwählten  Vertrauensmänner 
stehen  in  weit  engerer  Fühlung  mit 
den  Notwendigkeiten  des  realen  Be- 
mfBlebens  a]s<üestaatlichenBeamten; 
ihre  Mitglieder  können  mit  wahrer 
Sachkenntnis  ihre  eigenen  Angelegen- 
heiten entscheiden.  Die  Gilden  des 
Mittelalters  stehen  so  in  moderner, 
scheinbar  revolutionärer  Gewandung 
wieder  auf  nnd  scheinen  im  Frank- 
reieh  der  Gegenwart  wiederum  eine 
wichtige  Rolle  spielen  zu  sollen. 
Prof.  JfUn;  SegmmU,  Paris. 

<^ 

Sozialistische  Bestrebungen  unter 
4m  hdianem  Britisch -&>lambias. 
Seit  die  Kflstengebirge  des  Stillen 

Ozeans  im  kanadischen  Westen  von 
Eisenbahnen  durchbrochen  sind,  ist 
es  um  die  frühere,  ungestörte  Lebens- 
weise der  Indianer  als  Jäger  und 
Fischer  geschehen.  Die  Stamme 
sahen  ihre  alten  Jagdgebiete  mehr 
und  mehr  eingeengt,  -viele  ihrer  Mit- 
glieder suchten  durch  Arbeit  im 
Dienste  der  eindringenden  Woißen 
selbst  ihren  Lebensuntr rlmli  zu  er- 
werben. So  verdangen  sich  auch  viele 
als  Eisenbahnarbeiter,  und  Siede- 
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lungen  indianischer  Arbeiter  finden 
sich  an  mehreren  Punkten  von  Bri- 
tisch-Columbia.  Ihre  Hausgeräte, 
ihre  Tageseinteilung,  ihre  ganzen 
Sitten  wurden  so  denen  ihrer  weifien 
Arbeitskameraden  ang^jitchen,  ein 
indianisches  Proletariat  oitatand,  in 
dem  die  sozicdistischen  Ideen  der 
weißen  Arbeiterschaft  des  Landes 
ebenfalls  Eingang  fanden.  Überaus 
sattsam  aber  iat  es,  dafi  der  aomaliati- 
sehe  Gedanke  von  den  Aibeitem  anch 
zu  den  freigeblid>enen  Jägerstämmm 
der  Gebirge  sprang.  Diese  haben  seit 
J, ihr  tausend  pn  ein  Leben  de«  Ur- 
ko  III  munismuö  geführt,  privates  Eigen- 
tum Vit  ihnen  bis  auf  den  heutigen 
Tag  fremd  geblieben,  ihre  Instinkte 
sind  demoloratisch  und  solidarisch. 
So  finden  die  Enählmigen  ihrer 
Stammesbrüder  an  der  Eisenbahn 
wie  auch  die  Agitation  sozialisti- 
scher Weißer  bei  ihnen  empfang- 
hohen  Boden.  In  ihrem  verzweifelten 
Widerstreben  gegen  die  Einsehnttrung 
ihrer  Jagdgebiete  durch  weiße  Siedler, 
in  ihrem  Kampfe  um  Erhaltung  der 
Lebensbedingungen  sind  sie  leicht 
geneigt,  sich  den  um  angemessenen 
Lebensunterhalt  kämpfenden  sozia- 
listischen Arbeitern  anzuschließen. 
Wenn  die  Indiannr  Britisch^Gdum- 
bias  nicht  vom  sonst  allgemeinen 
Wahlrecht  ausgeschlossen  wären,  so 
würde  nach  dem  Zeugnis  zi^veHs^sisfcr 
Kenner  ihrer  Gesinnung  ein  starker 
Zuwachs  der  sozialistischen  Stmimen- 
lahl  fOr  die  Vertretimgskörper  von 
ihnen  su  erwarten  sein. 

So  reichen  sich  fernste 
Urzeit  der  Gattung  und 
ferne  Zukunft  derselben 
in  Britisch-Colunibia  die 
Hand,  die  Indianer,  die  ihren 
Stammeskommunismus  im  Kampfe 
mit  dem  Kapitalismus  der  weifien 
Rasse  untergehen  sehen,  sohliefien 
sich  jener  Kämpfercrnippe  an,  welche 
sich  die  Wiederhol  Stellung  ihres  kom- 
munistischen Gedankens  auf  höherer 
Entwicklungsstufe  zumZiel gesetzt  hat. 
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|ER  sexuelle  Trieb  ist  nicht,  wie  in  der  Gegenwart  so  vielfach  be- 
hauptet und  zum  Ausgangspunkt  einer  Reihe  psychologischer 
Schlüsse  genommen  wird,  die  einzige  Wurzel  der  machtigsten 
menschlichen  Erregimgen,  der  glänzendsten  menschlichen  Fähig- 
keiien  von  Mitgefühl,  Kunst  und  Religion;  in  dem  komplisierten  menBCh- 
lichen  Organismus,  in  dem  alle  Teile  so  vielfaserig  und  so  eng  TWWobeD 
sind,  kann  keine  noch  so  große  Manifestation  auf  eine  einzige  Quelle  zurück- 
geführt werden.  Aber  der  sexuelle  Trieb  geht  in  großem  Maße  in  die  Er- 
regungen und  Fähigkeiten  mit  ein  und  gibt  ihnen  Form  auf  Grund  seiner 
beiden  ure^nsten  Eigenschaften :  er  ist  in  erster  Lmie  der  tiefste  und  leiden- 
sebaftfidisle  der  menBchlichen  Triebe,  in  zweiter  Linie  kann  er  sich  zum  großen 
Teil  in  eine  neue  Kraft  umwandeln,  die  sieh  xu  den  aufierordentlichsten 
und  verschiedensten  Dingen  umgestalten  läßt.  So  kann  man  angesichts 
aller  dieser  Äußerungen  behaupten,  daß  im  eigentlichen  Sinne,  wenn  auch 
mit  den  verschiedensten  Elementen  fein  vermischt,  das  erotische  überall  im 
Leben  eine  mitwirkende  Rolle  spielt. 

Die  Erkenntnis  von  dieser  treibenden  Kraft  des  Sexualtriebes  geht  bis 
auf  die  ursprünglichsten  Zeitepoehen  des  Erdenlebens  herab,  mit  dem  hibli- 
sehen  Mythus  vom  SQndenfab  hebt  das  Sexuaiproblem  in  all  seiner  um> 
fassenden  B  !<  utung  für  das  Menschengeschlecht  an.  Durch  die  Übertragung 
des  Begriffes  ,, Sünde"  auf  den  Geschlechtsverkehr  wurde  der  ursprünglich  ein- 
fache Naturv'organg  zu  einer  unversiegbnren  Quelle  zahlloser  Konflikte  gemacht, 
die  in  das  Leben  des  Individuums  wie  der  Gesellschaft  mit  der  unwidersteh- 
baren  Kraft  seelischer  Beeinflussung  eingriffen.  Denn  zweierlei  gebiert  das 
Bestreben,  diese  treibende  und  gestaltende  Kraft  des  Sexualtriebes  leugnen, 
oder  aber  durch  die  Fiktion  der  Ursünde  die  Abtötung  des  Fleisehes  und 
damit  den  Leidbegriff,  der  als  christliche  Schidisalsidee  der  (kittung  HeuBch 
vorgesetzt  ist,  prokkmieren  zu  wollen  •  Einmal  eine  lebenshemmende,  ja 
bis  zu  emcin  gewissen  Grade  lebens vernichtende  Wellauffassung,  die  in  ihrer 
höchsten  Entwicklung  als  Askese  im  urchristlichen  Sinne  zum  Selbstzweck 
wird,  und  iweitens  inneriialb  des  Individuums  durch  den  Widerstreit 
swisehenLebensproiefl  und  moralischem  Imperativ,  zwischen  gefühlsmifiigeii 
Antrieben  und  dieselben  verdammenden  Glaubenssatzungen  einen  Konflüct» 
in  dem  —  das  hat  die  Weltgeschichte  in  allen  Phasen  ihres  Seins  gelehrt  — 
die  „sündige''  Menschheit  unterliegt.  Askrsc  und  AnsschwfMfung  sind  die 
Begleiterscheinungen  bald  dos  einf  n,  bald  des  anderen  Zeitalters  christ- 
licher Sexualethik  gewesen!  Und  diese  beiden  psychologischen  Ergebnisse 
mußten  entstehen  auf  der  Basis  der  von  Grund  aus  falsäen  Annahme,  als 
seien  Sittlichkeit  und  Unsittlichkeit  SMlenvermOgen,  Potensen,  die  ab  ge- 
geben £u  erachten  seiena  und  aus  denen  dann  die  einzelnen  entsprechendooi 
Handlungen  quellen.  Diesem  Phantom  von  der  Sittlichkeit  als  einem  relativ 
für  sich  bestehenden  Wesen,  als  einer  höheren  Kraft,  die  über  den  einzelnen 
Krfiften  des  Organismus  steht,  ist  erkenntnistheoretisch  gegenüber  zu 
stellen,  daß,  wenn  wir  den  Akt,  in  dem  sich  Verdienst  und  Schuld  sittlichen 
Handdns  ^e^disieren,  veretehen  wollen,  wir  die  einselnen  psychischen  Kii|t^,.^  ,  ^  Google 
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die  einzelnen  Vorstellungon  und  den  Grad  ihres  GewoUiwerdens  untersuchea 
müssen.  Und  hierbei  stoßen  wir  auf  phylo-  und  ontogpnclisclie  Grundj^sptze, 
vor  allem  nnf  Gattungserfahrungen:    Im  Nachkommen  sind  die 
Willensakte  früherer  Generationen  als  angeborene, 
gefühlsmäßige  Veranlagung  verdichtet,  gerade  wie 
ihre  Erfahrungen  in  ihm  als  vonvornherein  gegebene 
Vo rs teil uni^en ,  ihre  Handlungen  als  fest  gewordene 
B  e  w  e  g  u  n  gs  m  e  c  hanis  m  e  n  erscheinen;  es  ist  der  Weg 
der  Kultur,  dieganzallrnj^hlich  in  jahrtausendelan- 
gem Weiterschreiten  zur  Entwicklung  des  ethischen 
Bewußtseins  führt.    Jenes  ethische  Bewußtsein  aber  kristallisiert 
sieh  aus  einer  Summe  von  biologischen  Faktoren  heraus,  die  in  den  Zeiten, 
Verhältnissen  und  menschUehen  Gemeinsehaftsbildungen  -mankert  sind,  tmd 
ihrerseits  wiederum  Recht,  Sitte  und  Moral  jeweiliger  Entwioklungsepochen 
gestalten.    Unter  diesen  nenne  ich  als  die  bestimmendsten:  Umfang  der 
Lebensbedingungen  einer  Gemeinschaft,  Familienform,  politische  Verfassunir, 
Technik  der  Naturbeherrschung  und  daniit  VVirt«chriftslel)en,  soziale  Neu-  und 
Umbildungen.   Mit  limen  entstehen  neue  mcuäciiiiche  Gefühls»  und  Willens- 
veranlagungen, mit  einem  Wort  eine  neue  Moral  mit  ihren  Auswirkungen 
in  die  Gel^ete  des  Rechts,  der  Sitte,  ja  selbst  des  Glaubens.  Diese  Moi«l 
schöpft  ihre  Reaktionen  aus  dem  gewaltigen  Beziehungszentrum  „Wohl 
Gesamtheit",  sie  wird  also  zur  Sozialmoral,  die  ihre  ethi.sche  Wertung 
in  der  Förderung  des  Gemeinwohles  findet,  letzteres  aber  nicht  als  ein  ab- 
strakter Begriff  gedacht  als  vielmehr  als  die  Summation  aller  Handlnne^  n 
imd  Eigenschaften,  die  den  das  Gemeinwesen  bildenden  Gruppen,  Beiufs»- 
stSnden,  EänaeilndlvidueB  eigentflmlich  sind.  Aus  dieser  Form  der  Evolution 
wächst  ein  Wille  sum  sittlich  Guten  heran,  der  in  erster  Linie 
Ergebnis  der  angeborenen  Veranlagung,  in  zweiter  der  Erziehung  ist:  Und 
in  der  Erziehuni?  selbst  sind  die  Wirkungen  der  sittlichen  Ermahnungen 
schemenhaft  gegen  diejeni^n  der  Lebensführung,  des  Beispiels,  der  Sug- 
gestion. Und  die  intellektuelle  Belehrung  dieses  Willens  zum  sittlich  Guten, 
das  ist  die  Aufgabe  der  Ethik,  die  ihre  ganze  Totalität  aus  den  sosiakn  Be- 
ziehungen der  Menschen  untefeinander  schöpft.  Diese  Kongmenx  des  siti* 
liehen,  das  heißt  sozialen  Handelns  mit  dem  eigenen  GlttcksgefQhl»  eneugl 
folgonde  sexual-ethische  Postulate:  Freie  Entfaltung  des  Individuums,  zugleich 
aber  seine  Einordnung  in  die  sittliche  GesamthaUung  der  Zeit,  eine  von  den 
Fesseln  engbrüstiger  Bevonnundung  und  maßloser  Unduldsamkeit  befreite 
monogamische  Eheform,  die  aber  wiederum  der  Verpiiichtuugen  gegen  die 
ethischen  besiehungsweiBe  sosialeii  Grundfordenmgen  der  GeseUschafI  sieh 
vollbewufit  ist,  tm»  natOfliohe  und  damit  lebensvrahre  Auffassung  des  Ge- 
schlechts- und  Liebeslebens  und  als  Resultante  hiervon  das  Erwachen  eines 
sozialen  Pflichtbewußtseins  gegen  die  an  sich  von  der  staatlich  sanktionicrtrn 
Liebesform  abhebenden  Erschemuiic:i  n.   Di^e  Aiiffassung  involviert  auf  d  r 
einen  Seite  den  Kampf  ebenso  gegen  den  Duuion  des  wilden  Triebes,  wie 
gegen  den  lebensverneinender  Asketik,  auf  der  anderen  Seite  den  Schutz 
der  Mutterschaft,  wo  und  wie  dieselbe  auch  in  die  Erscheinung  treten  mag, 
den  Schutz  und  die  Obhut  des  unmflndigen  Wesens,  die  Hebung  der  sittlich 
Gefallenen  als  Erscheinungen  hereditärer  Entartung  oder  sozialökonomischer 
Verhältnisse,  und  wo  immer  auch  die  vielgestaltigen  Daseinsformen  des 
menschlichen  Liebeslebens  sich  zeigen  mögen! 

Das  sexual-ethische  Problem  ist  in  das  öffentliche  Bewuiitsein  der  mod^ 
nen  Menschheit  erst  in  dem  Augenblick  getreten,  wo  soziale  PhAopmeni^  an)ogle 
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dns  G(  füg"  clpr  Gesellschaft  derart  pochten,  daß  sie  gehört  werden  mußten, 
sollte  nicht  der  Bestand  eben  dieser  Gesellschaft  aufs  höchste  gefährdet 
werden.  Diese  Erscheinungen  waren  das  Wachstuni  der  Prosti- 
tution und  die  erschreckende  Zunahme  der  Gesehlechts- 
kraukheiien.  Von  der  Erkenntnis  ihrer  Verbreitung  und  ihras  ur- 
sächlichen Zustandekommens,  ihres  Zusammenhanges  mit  ganz  bestimmten 
Formen  des  Wirtschaftslebens  und  durch  dasselbe  erzeugten  Bedürfnis- 
trieben, ging  der  forschende  Geist  dazu  über,  den  Sexualtrieb  biologisch  und 
physiologisch  zu  analysieren  imd  seine  Ausstrahlungen  auf  die  körperliche 
und  geistige  Beschaffenheit  daa  Individuums  wie  die  der  Völker  und  Hassen 
SU  hestlromen.  HieiM  Offenbarle  lich  einmal  die  aufierordentUch  starke 
Abhängigkeit  des  Sexualtriebes  von  samtlichen  Sinnesenergien  des  Menschen 
—  und  damit  reifte  die  Erkenntnis  des  Liebes-  und  Geschlechtdebens  der 
\'ölker  und  der  tausendfältigen  Roziphnnp-pn  zwischen  demselben  und  allen 
Phasen  körperUcher  und  geistiger  Kultm-  und  weiterhin  die  untrennbare 
Verknüpfung  der  körperlichen  Erscheinuagea  der  Sexualität  mit  dem  Wesen 
der  Liebe,  jeuer  die  Gattung  veredelndsten  Form  der  Auswahl  des  Menschen- 
geschleohts!  Dieses  letztere  Phinomen  verbindet  den  Sexualtrieb,  dessen 
EinschrSnkung  als  reiner  Gattungszweck  damit  fällt,  mit  allen  ÄuBerungen 
und  Regungen  der  Menschen»  umi  Volksseele  und  gestaltet  ihn  zum  domi* 
nierenden  Faktor  des  Lebens-  und  GlücksbegrifTs.  In  der  Hervor- 
hebung des  Individuums  als  Träger  des  Sexual* 
triebes  und  der  damit  zusammenhängenden  körper- 
lichen und  seelischen  Vorgänge  liegt  der  Wesens- 
begriff  der  modernen  Auffassung  von  Liebe  und  Ge* 
schlechtsverkehr;  Ober  das  Generelle  hinaus  schrei- 
tet in  seinem  Drang  nach  Daseinsglück  der  Mensch 
und  nur  im  Effekt  seines  Trieblebens  liept  der  Gat- 
tungs-  und  Art  begriff  als  ewig  waltiiidt^s  Gesetz 
verborgen.  Die  Bejahung  der  Persönlichkeit  auch  m  der  Ehegemein- 
schaft und  damit  die  gegenseitige  Harmonie  als  einziges  Kriterium  ihrer 
biotogiaoheii  wie  ethischen  Berechtigung»  das  sind  die  kulturellen  Momente, 
die  die  intellektuelle  Erkenntnis  hineingetragen  hat  in  den  ursprünglichen, 
erbarmungslos -kalten  und  seelenlosen  HegritT  des  aiissrhließlichpn  Gattungs- 
zweckes der  Ehv,  wie  ihn  die  chrisiUche  Ethik  als  einzig  und  allein  berech- 
tigten von  jeher  angesehen  hat. 

Mit  dieser  neuzeitlichen  Individualisierung  der  Ehe  ofifenbarte  sich  auch 
die  sotiale  Struktur  dieses  ursprünglichsten  aDer  GeseUsehafts- 
bagriffe,  und  es  w^urden  die  Zusammenhänge  klar,  die  zwischen  Wirtschafts- 
leben und  Eheschließung  in  so  tausendfältigem  Maße  besteben.  Die  Geldehe, 
die  Eheunlust,  die  Unmöglichkeit  der  Ehesehließimg  für  ein  zahlreiches 
weibHches  Kontingent,  das  Hinaussrhifhi  u  der  Gemeinscliaftsverbindung  auf 
ein  höheres  Lebensalter,  die  Uubefnediguug  in  der  Ehe  und  last  not  least 
die  Prostitution  und  aUe  mit  ihr  sosammenstehenden  Erscheinungen,  sie 
stellen  entwioklungsgeschichtlich  betrachtet  nichts  anderes  dar  als  unmittel- 
bare, aus  dem  Schotte  der  sozialwirtschafthchen  Verhältnisse  herausgeborene 
Kristallisationen.  L^nd  weil  sie  mit  allen  ihren  Wurzeln  in  dem  Sozialgebilde 
der  modernen  Gesellschaft  haften,  weil  ferner  das  fnst  bis  zum  fjnerirög- 
lichen  gesteigerte  Verantwortlichkeitsgefühl  im  u/j  lüi'  hon  W'irtsi  hafts- 
ieben als  souveräne  psychologische  Erscheinung  dun  Errugun^geiiuli  ge- 
zeitigt hat,  deshalb  kann  nur  vom  sozialphysischen  ^e  -psychirchen  Boden 
aus  eine  Abhilfe  schadenbringender  Gebreste,  eine  Ert^itung  giftschwang^^, 
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Keime  erfolgen.  Und  an  diese  Strebepfeiler  der  modernen  Koltur  imifi  aneb 

die  Erziehung  des  Individual-  wie  Volkscharaklers  anknüpfen,  von  hier  aus 
müssen  und  könnrn  allein  die  Probleme  des  Ehe-  und  rrt»schlechtslfbf»m 
einer  Lösung  entgegengeführt  werden.    Die  zur  Erreichung  du  sps  Ziele»  er- 
forderlichen Mittel  und  Kräfte  gebiert  in  erster  Reihe  das  klare  Erkennen 
und  Wollen  —  ohne  daß  jedodh  Empfindung  und  Gemat  gändkh  avage- 
achaltei  wAren      jener  den  Zuaammeahang  allea  Menachlichen  mit  den  Ge- 
Mteen  der  Entwicklung  und  Fortbildung  erfassende  Intellekt  und  die  Einsicht 
in  die  biologische  N*)twpndi£rknit  der  sozialen  Organisation  der  Gesellschaft. 
Hieratis  Iriton  sich  unschwer  die  orzieheri?rhon  Hebel  zur  StSrkimp  dr>s  Wr- 
antwortlichkcitsgefühles  ab,  auf  dipsom  finden  allein  erwächst  eine  ethi^chf 
Bewußtseiussphare  und  die  hieraus  re^ulUereuden  Handlungen  des  Menschen. 
Ab  Untergnmd  der  ntfliohen  KonatUution  des  Geaelbehaftakörpers  bleibt 
die  Monogamie  bestehen  als  bester  ErnebungBboden  rar  Stite,  cur 
Konzentration  der  Gefühle  und  des  Willens,  aber  nur  dort,  wo  sie  sich  auf 
sitthch-reinem  Fundament  aufbaut!    Wo  dies  nicht  der  Fall,  da  gehört  sie 
gesprengt  und  gelöst,  da  bilden  die  Zwangsmittel  der  Kirche  und  des  Staates 
nichts  als  eine  \  f  ikieislerung  der  Lüge,  des  Truges  und  der  Vergiftung  der 
Nachkommen.    Zur  Gestaltung  einer  solchen  vorbildlichen  Ehe  bedarf  es 
aber  weder  des  bimmbscben  Eros,  noch  des  priesterlichen  Segens,  noch  der 
Verfaeifiimg  vom  Jenseits.   Die  neue  Ethik  schöpft  ihre  irirkenden  Kräfte 
aus  dem  Intellekt  mid  mit  ihm  düngt  sie  den  Willen  cum  sittlich  Guten: 
Dieser  selbst  ist  in  erster  Linie  Ergebnis  der  angeborenen  Veranlarimc  in 
zweiter  der  Erziehung  und  des  gesamten  sozialen  Milieus.    Die  neue  Ethik 
will  die  Selbstbeherrschung,  die  Bändigung  der  Triebe  gerade  aus  sozial- 
ethischen  Momenten  heraus,  und  sie  erreicht  dies  ungleich  eher  wie  die  alte 
Ethik,  deren  Ohnmacht  gerade  auf  der  Unterdrückung  des  Erkennens  und 
WoUens  zugunsten  unklarer  GefOUsvorstellungen  und  irregeleiteter  Triebe 
beruht.  Die  neue  Ethik  ist  nicht  Natursklaverei,  sondern  sie  sucht  die  Oesetie 
und  Lehren  der  Nntur  zu  hören  und  sio  zu  beachten,  statt  wie  das  Christentum 
es  zeitlebens  getan,  sich  über  dieselben  zu  erheben  und  sie  gewaltsam  zu  unter- 
drücken: Und  deshalb  legt  die  neue  Ethik  ihren  Geboten  die  Gesetze  des 
organischen  Werdens  und  Geschehens,  der  wirtschaftUchen  Gestaltung  und 
Ent^dcklung  des  GesellsehaftskOrpere  Eugnmde.  Deshalb  sucht  sie  die  Ein- 
flösse des  somalen  Bfilieus  auf  Soma  und  Psyche  des  Individuums  zu  er- 
forschen und  an  der  Hand  derselben  Entstehung  und  Wechsel  der  Moral- 
begrifTe  zu  erklären,  deshalb  ordnet  sie  mit  einem  Wort  den  Typus  „Mensch" 
ein  in  die  das  Sein  auf  Erden  umspannenden  Gresetze  und  ihre  einzig  und 
aUein  dem  Kausalit&tsgesetz  entsprechenden  Vorgänge  und  Geschehnisse. 
Der  Mensch,  ein  Produkt  aus  generativ  ererbten  und 
erworbenenAnlagen  —  und  die  letsteren  als  Sunmiation  von  soa- 
alem  Milieu,  Ersiehung  und  suggestiven  Einflüssen  gedacht  —  das  ist 
unsere  Erkenntnis  von  heute?    In  diesem  ewig  dahinlluten- 
den  Strom  des  Lebens  gibt  es  nichts  Starres,  nichts  Unribänderliches,  sondern 
nur  ein  Werden,  das  stets  fort  und  fort  Neues  erzeugt  ,  stets  vorwärts  drängt 
als  natürliche  Triebkraft  der  progressiven  Entwicklung!     Und  in  diesem 
Sinne  werden  und  bilden  sich  neue  ethische  BegriiTe  und  ethische  Wertungen, 
neue  Ideale,  die  Natur  und  Geist  mitemander  einen  und  in  diesem  Monas 
allein  Menschenwerdung  und  Menschensein  bedeuten!  *) 

*)  Ich  verweise  diesbezüglich  auf  meine  vor  kurzem  erschient^oe  Schrift  „Die 
sexuelle  Frage  und  das  ChristeDtam**.  Leipzig  1908.  Dr.  Werner  Klinkhardt.  . 
■  

VwMtvorUieb  ittr  di«  B*dakti«ii  Ox.  E»tm.Auu  ii««k,  fi«rliib  —  DnMk  tob  G*orf  Rtiaar  ia  fitrtim  W. 


LEO  TOLSTOI,  JASNAJA-POLJANA:  BRIEF  OBER 

DEN  GENERALSTREIK. 

Unser  Mitarbeiter  O.  Khroustaleff,  der  als  Vorsitzender  des  Bundes  der 
Arbeiterdeputierten  den  bekannten  russischen  Generalstreik  zum  Oktober- 
manifest leitete,  stellt  uns  aniafilich  des  80.  Geburtstages  Tolstois  den  nach- 
stehenden, bis  jetzt  unveröfTentlichten  Brief  seines  großen  Mitkämpfers  für 
eine  bessere  Zukunft  Rußlands  zur  Verfügung.  Einem  erklärenden  Begleit- 
schreiben KhroustaMls*)  glauben  wir  sur  Otientiernng  dee  Imm  naeh- 
stehendes  entnehmen  zu  soUen: 

f^^^^OLSTOIS  innere  Entwicklung  ging  vom  Sozialismus  zum  Christen* 
I^^^^  ltum,  und  es  ist  nunmehr  seine  Ansicht,  daß  nicht  die  Massen* 
I  I^^V  I  faktoren  der  materiellen  Welt:  „Waffengewalt,  Bau  von  Eisen- 
|L^^^J|  bahnen  und  Maschinen,  Arbeiterversammlungen,  Barrikaden  und 
Revolutionen"  fflr  die  Entwicidung  der  Meneohengattung  entscheidend 
seien,  sondern  anssohlieftlich  die  Wandhmgen  der  menisoliUcüben  Seele;  d«6 
nicht  die  politische  Organisation,  sondern  allein  das  persönliehe  Beispid 
und  der  religiöse  Glaube  zur  Vollbringung  sozialer  Reformen  führen  könne. 
So  erklärt  sich  der  scheinbare  Widerspruch  im  Verhalten  Tolstois  sur  Re- 
volution. 

Seit  langen  Jahren  hatte  er  die  historische  Kirche  leidenschaftlich  be- 
kämpft, weil  das  wahre  Reich  Gottes  in  unserer  eigsnsn  Bmsl  liege;  hatte 
die  militlrisehe  Disiiplin  und  Eniehung,  als  Unterrioht  im  sweel£iBwufiten 
Massenmord,  alle  die  Zwangs  maßregeln  des  russischen  Staates,  als  der 
menschlichen  Freiheit  zuwiderlaufend,  gebrandmarkt  und  seinen  Anhängern 
die  passive  Resistenz  gegen  dieselben  empfohlen;  trotzdem  aber  trat  er  der 
Revolution,  die  ihrerseits  Macht  gegen  Macht,  Kampf  gegen  Kampf  zu 
setzen  gezwungen  ist,  entgegen.  Für  ihn  lag  der  einzige  Weg  zum  Besseren 
in  der  t3berzeugung  der  Volksgesamtheit  von  der  Notwendigkeit  der  Re- 
formen, und  nur  swlisohe  Beeinflussong  schien  ihm  als  Mittel  erlaubi. 

In  vorderster  Linie  der  revolutionären  Methoden  hatte  sich  in  der  rassi- 
schen Umwälzung  der  Generalstreik  bewährt;  durch  ihn  wurde  bekannt- 
lich das  konstitutionelle  Manifest  vom  Oktober  1905  erzwungen.  Tobtoi 
trat  ihm  entgegen  und  begründete  dies  im  nachfolgenden  Briefe: 

„Der  Generalstreik  kann  nicht  als  taugliches  Werkzeug  des  Erfolges 
betrachtet  werdan»  weil  die  Menschen  fOr  ihn  beut«  nlehl  reif  sind,  und  es, 
wenn  sie  es  erst  einmal  wiren,  yermutlioli  keines  Generalstreiks  mehr  be- 
durfte. 

Gewiß  wäre  die  Macht  eines  Generalstreiks  allbesiegend;  aber  wie  die 
Menschen  zu  solcher  Selbstaufopferung  bewegen  ?  wie  sie  zum  Verzicht  auf 
ihr  unmittelbares,  persönliches  Wohlergehen  veranlassen,  damit  ein  fernes 
2del  der  Allgemeinheit  errungen  werde  ? 

Damit  die  Menseben  sieb  sn  solchem  Voigehn  entsoUfissen  und  frei- 
willig die  Gefabr,  all  ihre  Gflter  m  verlieren,  auf  sieb  nSbmen,  müßten  sie 
durch  ihr  Gewissen,  durch  ihre  religiöse  Übeneugung,  nicht  aber  durob 
Gründe  der  äußeren  Welt  bestimmt  werden.  Sie  müßten  Gott  erkennen, 
seinem  Willen  nachstrebend.  Wenn  der  Generalstreik  zum  Ziele  führen 
sollte,  müßten  alle,  die  an  ihm  teil  haben,  von  der  gleichen  Seelenstimmung 
erfüllt  sein. 
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Solche  Einbeii  der  Gedanken  nnd  der  GefOhle  konnte  nor  in  der  Wahr* 

heil,  in  der  religiösen  Wahrheit  liegen.  Wo  sehen  wir  heute  die 
Möglichkeit  solcher  Einigung  auf  religiöser  Basis?  Es  sind  nicht  bloß  die 
konfessionellen  Vorurteile,  welche  die  Menschen  trennen:  Ihre  Mehrheit 
und  vor  allen  diejenigen,  welche  der  Idee  des  Streiks  mit  besonderer  Hin- 
gebung angehören,  besitzen  überhaupt  keinen  reUgiösen  Glauben,  und 
tßblSieSm.  damh  daa  einsige  Prinsip,  das  sie  ansammenachmelaen  kdniite, 
aus.  Fortwihrende  Z^etrachi  hemcht  unter  ihnen. 

Mit  den  Menaofaen  von  heute  ist  es  unmög^ch,  den  Generahtreik  su 
organisieren,  sowie  es  unmöglich  ist,  mit  trockenem  Mehl  Brot  zu  machen; 
das  Wasser  ist  hierzu  unentbehrlich.  Der  Mensch,  der  sich  davon  überzeugt 
hat,  was  ihm  fehlt,  wird  von  vergeblichem  Tun  abstehn  und  seine  Kräfte 
anderen  Unternehmungen  zuwenden,  deren  Durchführung  möghch  ist.  Wir 
alle,  die  ivir  nur  ^er  ein  gewimioa  Maß  von  Energie  verfügen,  sdHen.  ao  tan 
und  unaere  Kraft  nicht  auf  ZwecUoaea  YerBohwenden.  Niemandem  liegt  ea 
femer  als  mir,  die  Idee  des  Generalstreiks  an  sich  und  Aufopferung  pers(te- 
hchen  Glückes  für  ein  großes  Ideal  zurückzuweisen.  Aber  es  fehlt  ein  einigen» 
des,  seelisches  Band  für  alle  Kämpfer.  Nur  Gemeinsamkeit  der  religiösen 
Überzeugung,  nur  das  Werden  einer  neuen,  allumfassenden  Religion  kann 
späterhin  solche  heroische  Unternehmungen  der  Gesamtheit,  wie  den  General- 
atreik,  hefauffOhren.** 


DR.  WILHELM  OHR,  MÜNCHEN:  ZUR  GEGEN- 
WÄRTIGEN LAGE  DES  UBERALISMUS  IN 
DEUTSCHLAND. 

ER  Altere  deutsche  Liberalismus  war  ein  Kind  der  Aufklärung 
und  der  fransOeiachen  Revolution.  Sein  Vaterland  war  daa  Gebiet 
des  alten  Rheinbundea  im  Süden  und  Weaten  Deutachlanda,  wo 

die  Wellen  der  napoleonischen  Kriege  am  gründlichsten  mit  den 
Herrschaftsrechten  der  alten  Zeit  aufgeräumt  und  den  Boden  für  moderne 
Kulturontwicklung  vorbereitet  hatten.  Hier  lag  in  den  älteren  Jahrhunderten 
der  Entwicklung  das  Schwergewicht  deutscher  Kultur,  Hier  hatten  die 
Städte  erfolgreich  lun  ihre  Freiheit  gestritten.  Ein  demokratisch  gerichtetes 
Volk  war  au  Wohlatand  emporgedicdben,  wfihrend  die  Fttratenhäuaer  auf  der 
Bühne  der  Geaohichte  auf-  und  niedergegangen  waren  in  atandigem  Wecbael. 
Auch  der  zweifellos  vorhandene  romanische  Einschlag  im  Blut  der  Bevölke- 
rung mag  dazu  beigetragen  haben,  die  Lehren  der  französischen  Revolution 
zum  Sieg  zu  führen,  während  der  preußische  und  nsterreirhisrhe  Kulturkreis 
seine  militärisch-junkerlichen  und  feudal-klerikalen  Traditionen  im  großen 
und  ganzen  zu  bewahren  verstand.  Hier  im  deutschen  Osten  und  Südosten 
hat  denn  auch  der  politische  Liberaliamua  im  weaentliohen  keine  andere  Rolle 
gespielt  als  die  der  städtischen  Oppoaition  gegen  Übergriffe  des  Landadela,  der 
hohen  Geiatliohkeit  und  der  Regierung.  In  den  Rheinhundalfindein  wueha  er 
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hingogen  als  Volksbewegung  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts 
empor  und  trieb  von  innen  heraus  die  Bürger  in  rastloser  Auflclftrungsarbeit 
vorwärts  bis  zum  Aufstand  von  1848. 

Das  Jahr  1848  brachte  die  Entscheidung,  ob  die  von  Siniv.*  ^tdmitsch- 
land  ausgegangene  Radikalisierung  der  öffentlichen  Meinung  zu  eineia  Siege 
der  ReTolution  führen  könne.  Die  Entaoheidimg  fiel  g  e  g  e  n  die  ReTolution 
aus.  Das  alte  Deutsohland  mit  seinen  freiheitlichen  Thiditienen  nnteriag 
den  wohldisziplinierten  Truppen  der  jüngeren  Kolonialmächte  Preußen  und 
Österreich.  Für  den  älteren  deutschen  Liberalismus  bedeutete  die  Niederlage 
von  1848  völlige  Vernichtung.  Die  Führer  flohen,  soweit  sie  dem  Arm  der 
Reaktion  enttrant,^Hii  waren.  Die  Jugend  wajidtn  sich  df»r  grolien  deutäciien 
Einbeitsfrage  zu.  Daä  Zeitalter  Bismarcks  begami.  Der  Liberalismus  im 
Zeitalter  Btomarcks  stand  tot  der  Altemhtive,  entweder  die  nationale  PditUc 
dieses  Mannes  zu  unterstützen  und  damit  den  Jugendtraum  toii  der  Nieder- 
kümpfung  der  Junker,  Pfaffen  und  Bureaukraten  mehr  oder  weniger  aufzu* 
geben  oder  eine  aussichtslose  Opposition  gegssi  die  mftchtigste  Person  des 
Jahrhunderts  durchzuführen. 

Wir  Nachgeborenen  können  beiden  Zweigen  des  deutschen  Liberalismus 
der  Bismarckschen  Zeit  gerecht  zu  werden  versuchen.  Wir  sehen  in  beiden 
Lagern  henromigende  Mfinner,  deren  freiheitliehe  Gesinnung  über  jeden 
Zweifel  erhaben  ist.  Allein  wir  sehen  auch,  dafi  die  Zeit  nach  1870  das  poiitisehe 
Leben  in  Deutschland  allmühlich  erlahmen  liefi.  Die  Reichsverfassung  gab 
die  volle  Macht  an  die  Rep^erunj?  des  Kaisers,  und  Bismarck  war  der  Mann, 
die  Geschicke  des  jungen  H  ichs  nach  eigenen  Gedanken  zu  lenken. 

Die  damalige  Lage  charakterisiert  sich  am  besten  durch  den  Satz,  daß 
der  Liberalismus  innerlich  zwiespältig  und  abgewirtschaftet  dastand,  als 
Bismarek  von  der  politisohen  Bühne  abtrat.  Besonders  sehwer  war  die 
innere  Schädigung,  die  der  Liberalismus  im  Zeitalter  des  Kulturkampfes  und 
des  Sozialistengesetzes  erlitten  hat.  Bismarcks  Versuch,  sowohl  die  klerikale 
als  auch  die  soziakl  rnokratische  Opposition  mit  den  Mitteln  der  Polizei- 
chikane  niederzuschlagen,  wird  heute  von  keinem  einsichtigen  Politiker  mehr 
gebilligt.  Damals  hat  ein  großer  Teil  der  Liberalen  die  durchaus  illiberale 
Politik  des  Reichskanzlers  mitgemacht.  Erklärt  wird  dieser  und  mancher 
andere  Umstand  jener  Zeit  dadurch,  daB  das  Nachdenken  über  die  politischen 
Grundbegriffe,  einst  die  Stärke  des  deutschen  Liberalen,  geradezu  in  Miß- 
kredit gekommoi  war.  Man  schwärmte  für  „praktische  Politik**  und  verlor 
dadurch  immer  mehr  den  Boden  unter  den  Füßen.  Am  Ende  wußte  nfemnnd 
mehr  im  Volke,  was  eigenthch  überal  war.  Die  nachbismarcksche  Zeit  brachte 
infolgedessen  einen  unaufhaltsamen  Niedergang  mit  sich,  ein  Zerriebenwerden 
des  deutschen  Liberalismus  zwischen  neu  emporkommenden  starken  Par- 
teien. 

Die  .\bwärtsentwicklung  des  deutschen  Liberalismus  seit  der  Gründung 
des  Reichee  soll  hier  in  seinen  Einzelheiten  nicht  verfolgt  werden.  Es  sei  nur 
daran  erinnert,  daß  die  Jugend  der  -KJer  Jahre  sich  fast  völlig  abtTewendet 
hatte  vom  politischen  Liberalismus,  um  sich  den  reaktionären  Parteien  einer- 
seits, der  Sozialdemokratie  andererseits  anzuschließen.  Seit  dem  Beginn  des 
neuen  Jahrhunderts  ist  jedoch  eine  Änderung  eingetreten.  Der  Liberalismus 
hat  neue  Zugkraft  und  neue  Ideen  bekommen.  Um  diese  neue  Lage  richtig 
würdigen  zu  kflnnod,  wird  es  gut  sein,  einen  Blick  auf  die  deutsche  Sozial- 
demokratie  zu  werfen,  die  ja  eine  Zeitlang  die  Rolle  eines  Erben  der  Tra* 
ditionen  Ton  1848  ni  fibemehmen  schien. 
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Die  deutsche  Sozialdemokratie  hat  bekanntlich  außerordentlich  grofie 
Erfolge  auf  organisatorisrhpm  und  afntat(in<?chem  Gebiet  aufzuweisen,  so 
daß  sie  als  ein  prominenter  Faktor  im  Leben  der  Nation  erscheint.  Man 
wird  das  zugeben  müssen  und  dennoch  finden,  daß  der  tatsächliche 
EinfliiB  dieser  grofien  und  wohlgeschulten  Partei  lange  nicht  auf  der  Höhe 
ihrer  AnsprOehd  sMii.  Inabemmdere  steht  es  fest,  daft  die  sorialdemokratisebe 
Parteibewegimg  in  den  Kreisen  der  geistigen  Kulturträger  in  höchst  geringem 
MaAe  Eingang  gefunden  hat.  Unsere  Gelehrten  und  Künstler,  inabesondere 
unserf^  Nationalökonomen  und  Schriftsteller,  sind  in  ihrer  übenÄiegendrn 
M(  hrheit  nichtsoEialistisch  gesinnt.  Die  wenigen  Kulturtragi  r.  die  sich  zur 
Soziaidemukratie  bekennen,  gehören  zu  den  Outsiders  der  Partei.  Der  sozia- 
listische Gedanke  freihch,  die  Anschauung  einer  steigenden  Sozialisierung 
der  wirtsohaftiielien  Produktion,  hatlingirt  seinen  Siegeszug  auch  in  Dealaeh- 
land  gemacht  und  hat  nicht  sum  wenigeten  dasu  beigetragen,  das  neue  politi- 
sche Leben  zu  wecken,  das  von  unten  her  die  alten  Organisationen  des  deut- 
schen Liberalismus  zu  beleben  beginnt. 

Die  deutsche  Sozialdemokratie  hat  politisch  zu  sehr  ihrp  Aiispra^ng 
als  Industriearbeiterpart^i  gefunden,  um  schlechthin  zum  Sammelbecken 
aller  freiheitlich  gesinnten  Elemente  werden  zu  können.  Sie  hat  auch  —  was 
tiefere  Beobachter  von  Anfang  an  auch  innerhalb  der  Partei  bemerkt  haben  — 
in  ihrem  System  den  besten  Gedanken  des  filteren  Liberalismus,  den  Gedanken 
▼om  Wert  der  Euuelperstalicbkeit,  in  yerhftngnisvoller  Weise  Temachlfissigt* 
Im  Rahmen  der  sogenannten  materialistischen  Geschichtsauffassung  wurde 
ihr  die  politische  Frap^c  ruv  Maf^onfrage,  die  Sehnsucht  nach  Freiheit  zum 
Kampf  ums  Brot  und  das  Hingen  um  don  Staat  zum  Klassenkampf  e  g  e  n 
den  Staat.  Das  ist  aus  der  Ent\\ickiuiiL'  d(  r  Arbeiterbewegung  ohri»i  weiten^s 
zu  verstehen  und  geschichtlich  notwendig  gewesen.  Es  hat  auch  vom  agit<i< 
torischen  Standpunkt  aus  sweifeflos  der  Partei  der  .^Enterbten'*  jene  Stofl* 
kraft  gegeben,  ¥or  der  das  nach  dem  siegreichen  Feldzug  von  1870/71  reich- 
gewordene Bürgertum  etwa  15  Jahre  gezittert  hat.  Es  hat  aber  eine  für  die 
Parteientwicklung  äußerst  verhängnisvolle  Konsequenz.  Wenn  nämlich  der 
Proletarier  durch  den  gewerkschaftlichen  Kampf  aus  der  untersten  Schicht 
der  „Lohnsklavf  1  f  i  '  emporgedrungen  ist  und  eine  Existenz  errungen  hat, 
die  menschenwürdig  und  lohnend  genannt  werden  muß,  dann  kommt  für 
ihn  als  einzelnen  und  als  Schicht  der  AugenbUck,  yfo  er  bemerkt,  daß  er 
aufgebort  hat,  ein  „Proletarier"  im  eigentlidien  Wortsinn  su  sein.  Noch  hslt 
ihn  das  Gefflid  der  Solidarität,  die  Macht  der  Organisation  und  die  eigene 
Vergangenheit  an  der  Partei  fest,  aber  die  revolutionäre  Kraft  ist  gebrochen. 

Diese  wachsende  Schicht  der  entproletarisierten  Indu- 
striearbeiter hat  nun  aber  eine  viel  größere  Interessengemeinschaft 
mit  der  verhaßten  Bourgeoisie,  als  man  nach  Lage  der  Dinge  vermuten  sollte. 
Auf  sie  paßt  der  Satz  nicht  mehr,  daß  der  Arbeiter  nichts  zu  verlieren  habe 
als  seine  Kette,  sie  haben  den  bescheidenen  Wohlstand  zu  verlieren,  den  sie 
im  Rahmen  der  kapitalistischen  \^^rtBchafteordnung  errungen  habon,  und 
sind  dadurch  aufs  innigste  verknüpft  mit  dem  Wohl  und  Wehe  ihres  In- 
dustriezweiges und  damit  mit  demAufwfirts  oder  Abwärts  desselben  Gegen- 
wartsstaates,  dem  sie  den  Namen  ,.Vöt*^r]and"  nhzn'^prorhf^n  gewöhnt  sind. 
In  ihrr  n  Gpsichtskreis  rücken  mohr  und  mehr  jene  andt  im  Fragen,  die  jens'^its 
von  Klassenkampf  und  inateiialistischer  Geschichtsauflaissung  liegen:  die 
Fragen  nach  dem  Staat,  nach  der  Macht  im  Staat  und  nach  dem  Recht  der 
freien  Persönlichkeit  gegenüber  Staat,  Kirche  und  Gesdlschaft. 


Digitized  by  Google 


GBOENWARTiaB  LAOB  DBB  UBERAUSHUS  IN  DEUTSCHLAND  Btb 

So  mündet  der  Strom  der  Arbeiterbewegung  in 
seiner  oberen  Schicht  in  das  Meer  der  liberalen 
Weltanschannng. 

Das  ist  der  tiefste  Grund  der  Tatsache,  daß  die  sozialdemokratische 
Bewegung  für  die  Mftchte  des  Rückschritts  ihren  Schrecken  verloren  hat. 
Solange  die  Partei  nichts  war  als  die  Partei  der  Unterdrückton,  so  lange 
war  sie  gefährlich  und  zog  mat^netarii^  die  begeislerun^fahipe  Juckend  alier 
Stände  an.  Jetzt  ist  sie  ,,satiiri*-rt".  Man  kämpft  um  wirtschaftliche  Ziele 
energisch  weiter,  und  das  15t  gut.  Durch  Nachgiebigkeil  in  dem  und  jenem 
Punkte  hftlt  jedoch  die  bemäiende  Schiebt  die  Masse  im  Zaum.  Um  den 
Staat  kftmpft  die  SoäaldemokFatie  Oberhaupt  nicht  mehr»  soweit  sie  sich 
des  Traumes  entseblagen  hat,  ihn  dermaleinst  durch  die  Diktatur  des  Prole* 
tariats  abzulösen.  Der  Staat  bleibt  bis  auf  weiteres  unbestrittenes  Eigentum 
derer,  die  am  Ruder  sitzen. 

Wir  haben  auch  nur  deshalb  auf  diese  Entwicklung  verwiesen,  um  zu 
zeigen,  daß  neue  Schichten  emporkommen,  die  an  der  spezifisch  liberalen 
Problemstellung  des  öflenthchen  Lebens  interessiert  sind.  Von  anderen  Schich- 
ten gilt  ähnliches.  Der  deutsche  Bauernstand,  der  frOher  liberal  gewfthlt  hat, 
auch  ohne  die  Weltanschauung  des  Liberalismus  su  teilen,  bei^nnt  erst  in 
meieren  Tagen  zum  öffentlichen  Leben  su  erv.acben.  Seine  Interessen  sind 
in  erster  Linie  Sehnl-  und  Verkehrsinleressen.  Wohl  hat  der  „Bund  der  Land- 
wirte" es  verstanden,  einen  croßen  Teil  der  deutschen  Bauernschaft  in  die 
Gefolgschaft  des  preußischen  Feudaladels  einzureihen,  dem  alles  andere  naher- 
liegt als  Schul-  und  VerkehrspoUtik.  Allein  es  wird  niemand  leugnen,  daß 
Zidcunft  li^  in  dem  Worte  „ Bildung  aufs  Land!*',  und  daA  dann  erst 
im  deutschen  Osten  die  Landfrage  erfolgreich  in  Angriff  genonmien  werden 
kann,  wenn  sie  zur  Bildungsfrage  und  zur  Persönlichkeitsfrage  geworden  ist. 

Vor  allem  aber  streckt  sich  dem  Liberalismus  der  Zukunft  das  ungeheure 
Heer  der  deutf^ehon  Beamtenschaff  entpejpen.  Wir  meinen  nicht  die  LRnd- 
räte  und  Oberstaatsanwälte,  die  nach  der  un demokratischen  Staatsform 
unserer  Nation  in  ihrer  Gesamtheit  die  Regierung  bilden,  sondern  die  mittleren 
und  unteren  Beamten,  die  im  Solde  des  Staates,  der  Gemeinde  oder  auch  der 
Industrie  stehen.  Hier  liegt  vidfach  politisches  Neuland,  auf  dem  nur  liberale 
Saat  gedeihen  kann.  Fr^ch,  es  muß  hier  überall  der  Weg  durch  mOheame, 
dem  individuahstisch  gerichteten  Liberalen  zunächst  femliegende  Organisa* 
tionsarheit  hindurchgebroehen  werden.  Dns  Solidnritntsgefühl  muß  vielfach 
erst  geweckt,  die  Knechtsgesinnung  des  Einzelnen  und  der  Masse  durch  Agita- 
tion gebrochen  werden.  Der  freie  Mensch  ist  vielfach  verschüttet  unter 
Titelkram  imd  Standeshochmut.  Dennoch  liegt  hier  die  Sache  noch  günstig 
genug.  Die  deutsche  Lehrerschaft  ist  in  den  meisten  Gegenden  auch  in  den 
schwersten  Zeiten  die  treueste  Stütze  des  Liberalismus  gewesen.  In  neuerer 
Zeit  versteht  auch  die  akademische  Jugend  wiederum,  daß  das  Problem 
unserer  politischen  Gegenwart  lautet:  Durch  den  wirtschaftlichen  Kampf 
hindurch  zur  Frage  von  Staat  und  Persönlichkeit. 

Hier  aber  müssen  sich  in  absehbarer  Zeit  alle  Elemente  in  Deutschland 
zusammenfinden,  die  nicht  direkt  interessiert  sind  an  der  Unterdrückung 
der  büi^rlichen  Freiheit.  Die  Erkenntnis  muß  sich  Bahn  brechen,  daß  nur 
durch  ein  Zusammenaibeiten  aller  fortschrittlich  Gesinnten  die  wachsende 
Reaktion  in  Deutschland  gebrodien  werdeü  kann.  Je  mehr  sich  im  modernen 
Staat  die  Zahl  der  abhängigen  Existenzen  mehrt,  desto  gefährdeter  ist  die 
persönlicbe  Firaiheit.    Im  Zeitalter  des  forstlichen  Absolutismus  konnte 
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Scliiller  in  Württemberg  di^sertlt  ron.  ohuo  dadurch  seine  Karriere  als  Uni- 
versitätsprofessor  zu  gefährdon.  Iltmle  ivicht  der  Arm  der  Reaktion  über 
das  ganze  Reich,  und  Tausonde  heginnen  auf  eigene  Ansichten  zu  %'erzichten, 
weil  ihre  Stellung  ihnen  , .offizielle"  Auffassungen  über  Staat,  Gesellschaft 
und  Religion  auferlegt.  Es  besteht  die  Gefahr,  daß  dem  „Volk  der  Denker 
und  Dichter"  von  dner  im  Dunkeln  sitzenden  MMhi,  die  m  den  mafigebenden 
Kreisen  der  Regierung,  der  hohen  Geistlichkeit  und  der  GroftinduBtrie  besteht, 
befohlen  werde,  was  es  zu  denken  und  zu  dichten  habe. 

Der  Kampf  gegen  di^s*»  Entwicklung  ist  ein  hberaler  Befreiungsprozel 
pinfachntpr  Art.  Kr  fuhrt  zurück  zu  den  Anfängen  des  LiberaÜsmnf;  ▼«r 
100  Jahren  und  hat  den  Vorzug,  in  einem  Staat  ausgekainpft  zu  werdöu 
der  wenigstens  in  der  iheorie  die  lüeiheit  der  Persönlichkeit  anerkentt. 
Man  kann  fast  immer  im  Namen  vorhandenen  Rechtes  kftmpten. 

Ob  der  bOrgeriiohe  Liberalismus  diesen  Kampf  mit  Erfolg  aufjoehmen  wird  ? 

Es  bedarf  hieran  eines  inneren  Wandlungsproiesses,  der  etwa  in  fol|eik- 
den  Sätzen  angedeutet  werden  kann: 

1.  Die  rein  individualistische  Art,  Politik  zu  treiben,  muß  Oberwuaden 
werden  (Demokratisierung  des  Parteilebens). 

2.  Die  Politik  muß  zur  Volksbildungsfrage  gemacht  werden  (Politi- 
sierung der  einseinen  Schichten). 

3.  Die  politischen  Fragen  müssen  auf  Grund  modemer  wissenschaftlcher 
Erkenntnis  ohne  RUcksicht  auf  Mandatsverhältnisse  gemtinsam  dnrchdaohi 
werden  (Wiedergeburt  der  liberalen  Welt  ans  fhauung). 

4.  Die  liberalen  Fraktionen  müssen  in  irgendeiner  Form  zu  gemeinsamem 
Handeln  zusammengebracht  werden  (Einigung  des  Liberalismus). 

In  diesen  vier  Sätzen  findet  sich  der  Grundgedanke  dessen,  was  die  neu- 
liberale Strömung  in  Deutschland  im  Auge  hat,  in  verschiedener  Weise  ans* 
geprägt.  Je  nach  Temperament  oder  Begabung  legt  der  Einzelne  den  Nach- 
druck  mehr  auf  die  volkspoUtische,  pädagogische,  theoretische  oder  frak- 
tionspoH tische  Seite  der  Frage. 

Im  Laufe  der  letzten  Jahre  hat  der  Ruf  nach  Einit^mg  und  Neuerung 
des  deutschen  Liberalismus  immer  stärkeren  Widerhall  gefunden  in  allen 
Lagern  der  alten  Parteien.  Bei  den  Rechtsliberalen  ist  es  namentlich  die 
jungliberale  Strömung,  die  dem  Gedanken  seit  Jahren  praktisch  dient,  indem 
sie  in  ihren  Oiganisationen  liberale  Bildungsarbeit  leistet  und  stets  bemüht 
ist,  den  Schwerpunkt  der  nationalliberalen  Partei  nach  links  zu  schieben. 
Im  linkslibpralen  Lager  sind  es  namentlich  die  ehemaligen  Nationalsozialfn. 
die  unter  der  Führung  Friedrich  Naumanns  seit  1903  der  Freisinm^f  n  Ver- 
einigung angehören  und  seitdem  besonders  energisch  für  die  Einigung  des 
LiheraUsmus  kämpfen.  Geschlossen  auf  dem  Boden  der  Einigung  stehen 
ferner  die  liberalen  Arbeiter,  die  hauptsachlich  im  Lager  der  Hirsoh-Doncker* 
sohenGewerkyereine  zu  suchen  sind,  sowie  die  liberalen  Vorkämpfer  derPrivat- 
beamtenbewegung.  Im  großen  und  ganzen  läßt  sich  sagen,  daß  alle  jttngeren 
und  tätigen  Elem^^nte  in  den  Parteien  sich  aus  dem  fraktionellen  Kleinkram 
heraussehnen  und  ein  großzügiges,  zielbewußtes  Parteileben  herbeiwünschen. 

Seit  etwa  1  H  Jahren  ist  m  Bayern,  wo  der  Gedanke  der  liberalen  Eini- 
gung am  weitesten  vorgeschritten  ist,  der  „Nationalyerein  für  das 
liberale  Deutschland"  gegründet  worden,  der  als  Zentrale  aller  auf 
Einigung  und  Erneuerung  des  deutschen  Liberalismus  gerichtetoi  Bestrabun* 
gen  gedacht  ist.  Von  dem  Geist,  der  in  diesen  Kreisen  lebt,  zeugen  nachfol- 
gende, einem  Flugblatt  entnommene  Sätze:  „Die  Einigung  des  Liberalis- 
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mus  muß  von  unten  und  von  innen  kommen  durch  eine  Wiedergeburt  des 
liberalen  Gedankens  in  den  Reihen  der  Wählerschaft.  Wir  brauchen  eine 
neue  liberale  Bewegung  im  Volk,  eine  neue  Teihiahme  am  öffentlichen  Leben, 
ein  neues  nationales  PfüchtbewuÜ tscin  I  Wir  wullea  die  Probleme  der  Gegen- 
wart mit  aller  Energie  in  Angriff  nehmen,  wollen  einmal  unabhängig  von 
allen  ediwftoliliclien  Mandatarficksichten  die  politischen  Forderungen  aus 
der  Tiefe  unserer  liberalen  Weltanschauung  heraus  vertreten.  Wir  wollen 
alle  Krücken  und  Brücken  verschmähen  lernen,  durch  die  der  praktische 
Politiker  so  leicht  das  Vertrauen  des  Volkes  verscherzt.  Wir  wollen  uns 
eigene  Gedanken  machen  über  die  Grundlagen  des  öffentüchen  Lebens, 
über  Freiheit,  Fortschritt,  Kultur,  Demokratie,  Vaterland!  Wir  wollen  den 
alten  liberalen  Geist  wieder  hervorholen,  der  im  Volke  liegt  und  der  nur 
viellach  ersHeki  wordoi  ist  durch  Nfltdtchkeitserwfigungen,  Phrasen  und 
Energielosigkeit.  Wir  brauchen  eine  Volkspredigt  zur  Freiheit.  Politiktreiben 
darf  nicht  ein  Feilschen  um  Steuern  und  Zölle,  muß  vielmehr  Erziehungs- 
arbeit am  Volk  bedeuten.  Wo  sind  die  Erzieher  ?  Wo  sind  die  Prediger  ? 
Je  tiefer  wir  in  die  Bedürfnisse  der  Geponwart  eindringen,  desto  mehr  werden 
wir  auf  das  Gebiet  der  politischen  Pädago^k  gedrängt.  Hier  liegt  die  Hoff- 
nung besserer  Zukunft.  Laßt  uns  liberale  Kultur  pflegen,  ehrliche  Volks- 
gesinnung und  -bildung  im  Sinne  unserer  Weltanschauung.  Dann,  nur  dann, 
dann  aber  ganz  gewiB  wichst  die  liberale  Einigung  mit  ofganischer  Kraft 
aus  unserer  Arbeit  empor." 

Die  Arbeit,  der  sich  der  Nationalverein  hingibt,  ist  demnach  keine  partei- 
politische im  engeren  Sinne  des  Wortes,  sondern  eine  volkspädagogische  zu 
nennen.  Es  wird  versucht,  eine  Vertiefung  des  öiTenthchen  Lebens  zu  er- 
reichen durch  Schaffung  einer  politisch-wissenschaftlichen  Literatur,  die  dazu 
dienen  soll,  reelle  Kenntnisse  über  die  Grundlagen  aller  Politik  zu  verbreiten. 
Mit  besonderem  Eifer  gibt  sich  der  junge  Verein  der  Veranstaltung  volks- 
wirtschaftlicher Ausbildungskurse  hin,  in  denen  Angehörige  aller  Stande 
eine  gediegene  Grundlage  für  ihre  politische  Arbeit  erhalten  sollen.  Der 
Verein  hat  vor  kurzem  eine  Verlagsbuchhandlung  ins  Leben  gerufen,  die 
alloHfi  Volksschriften,  Sendbriefe  usw.  herausgibt.  T^m  der  liberalen  Eini- 
gungsbewegung  auch  direkt  zu  dienen,  beruft  der  Psationalverein  alljährlich 
einen  gesamtliberalen  Kongreß,  auf  dem  sich  die  Freunde  der  liberalen 
Einigung  über  die  Grundfragen  des  öffentlichen  Lebens  auseinandersetzen. 
Im  Jalue  1907  stand  auf  dem  Heidelberger  Kongreß  die  Arbeiterfrage 
im  Vbrdeigrund,  1908  wurde  in  München  dUe  Verfassungsfrage  gnmdsäts* 
lieh  erörtert.  In  besonderen  Abteilungen  werden  Einzelprobleme  aus  dem 
Gebiet  der  Sozialpolitik,  der  Frauenfrage,  des  Schul*  und  Bildungswesens 
und  der  Landwirt-^rhaft  erörtert. 

Das  alles  »uid  natürlich  nur  tastende  Anfänge,  deren  inneren  Wert 
erst  die  Zukunft  lehren  wird.  Mit  Hecht  hat  man  das  liberale  Parteiweseu 
der  Gegenwart  mit  einem  Trümmerhaufen  verglichen,  aus  dem  nur  mühsam 
Stein  um  Stein  zu  einem  bewohnbaren  Gebäude  lusammengetragen  werden 
kann.  Dennoch  ist  der  Glaube  an  eine  kommende  Erneuerung  des  Liberalis* 
mus  heute  wieder  Gemeinst  für  viele  geworden.  Vom  Standpunkt  des 
Fortschritts  hanjrt  von  dieser  Entwicklung  ^»eradpzu  das  Schicksal  Deutsch- 
lands ab.  Denn  nur,  wenn  es  gelmgt,  das  deutsche  Bürgertum  mit  neuiiberalen 
Gedanken  zu  erfüllen  und  in  ein  schlagfertiges  Heer  von  Freiheitskämpfern 
umzuwandeln,  kann  die  Vormacht  des  preußischen  Polizei-  und  Beamten- 
geistfls  im  Reiche  gebrochen  werden. 
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CHRISTIAN  RAKOWSKI,  EH.  MITGLIED  DES  BULGA- 
RISCHEN  PARLAMENTS  IN  SOFIA,   PROBLEME  DER 

TÜRKISCHEN  UMWÄLZUNG. 

|IE  letzte  Festung  des  Absolutismus  in  Europa  ist  gefallen.  Die 
Türkei  ist  in  die  Reihe  der  modern  und  freiheitlich  regierten 
Staaten  eingetreten. 

  üBes  gekomiiMi»  isl  bekannt.  Bfitle  Juli  veAnitele  der 

Telegraph  llberalllim  die  Kunde,  däS  ein  tOrldflolier  Offiiier,  Niaxi  Effendi, 
Bich  mit  100  Soldaten  und  Gesinnungsgenossen  in  die  Boge  von  MonasUr 
geflüchtet  habe.  In  Mazedonien,  wo  über  der  Schatten gewalt  des  Sultans 
stets  das  Regime  der  Bergkönige  und  ihrer  Banden  gestanden  hatte,  war 
dies  Begebnis  bloß  nach  einer  Richtung  hin  von  neuer  Artung.  Man  fragte 
sich,  ob  auch  die  Jungtürken  nach  dem  Muster  der  bulgarischen  und  grie- 
chiiohen  ReTtAntionlre  einen  Guerillakrieg  mit  den  tOrioBehen  BehMen 
beginnen  wollten,  oder  ob  ea  aaeh  um  einen  yerrinielten  Fall,  ohne  allge* 
meine  Bedeutung  handle.  Bald  zeigten  die  sich  OberstflnEenden  Ereignisse, 
in  neuer  Anwendung  des  alten  Satzes,  daß  nicht  eine  Revolte  —  daA 
die  Revolution  begonnen  habe.  Dem  Unternehmen  Niazi  Effendis 
lag  eine  weitverbreitete  Verschwörung  zugrunde,  die  bald  darauf  an  meh- 
reren anderen  Punkten  der  Provinz  zu  Aufständen  und  Erfolgen  führte. 
Feldmaiachali  Ounan  Paaeha,  der  vom  Sultan  beauftragt  ward,  die  Be- 
wegung zu  unterdrOoken,  wurde  yon  Aufatfindiaehen  gefangen  genommen,  und 
alltÜberall  in  den  Regimentern  verlangten  die  Offiziere  in  stürmischer  Weiae 
den  Erlaß  einer  Konstitution.  Gerade  der  Umstand,  daß  diese  in  allen  anderen 
Staaten  so  konservative  Standesgruppe  in  der  Türkei  als  Träger  der  Revolu- 
tion auftrat,  gibt  dieser  letzteren  eine  so  eigenartige,  allgemeine  Bedeutung. 

Hatten  all  die  andern  Volksbewegungen  der  Geschichte  sich  im  Kampfe 
mit  der  bewaAaeten  Macht  durohaetsen  mflaaen,  ao  gab  in  der  TQrkei  der 
Übergang  des  Offizierakorpa  ina  revolutionSie  Lager  aofort  alle  materielle 
Macht  in  die  Hände  der  freiheitlichen  FOhrer.  Gewifi  m<^n  besondere  Um* 
stände  mitgespielt  haben,  indem  die  an  modernen  Kriegsschulen  nach  deut- 
scher Art  herangebildeten  Offiziere  als  modernste  und  gebildetste  Klasse 
der  Bevölkerung,  zuerst  das  Unerträgliche  der  alten  Willkür  und  Günstlings- 
herrschaft erkennen  mußten.  Immerhin  zeigt  die  türkische  Entwicklung, 
daß  eine  innere  UnTertrSglichkeit  swiachen  den  Geunnungen  einea  adbat- 
bewußten  Offizienkorpa  und  der  Begeiatemng  fflr  frnheitliche  Reformen 
nicht  bestehe.  Mit  den  militfirisohen  Pronunziamentos  Spaniens  und  SOd- 
amerikas  liegt  hier  keine  Analogie  vor;  nicht  ehrgeizige  Generäle  haben  ihre 
Macht  mißbraucht,  sondern  eine  ganze  Klasse  setzte  sich  hier  für  Freiheits- 
ideen ein.  Die  psychologischen  Lehren  der  türkischen  Revolution  mögen 
also  immerhin  für  die  Beurteilung  künftiger  Volksbewegungen  in  Europa 
ihre  Anwendung  finden. 

Am  24.  Juli  wurde  der  Sultan  durch  den  Generalinapektor  von  Maxe- 
dornen  Hilmi  Pascha  informiert,  daß  die  Armeekorps  der  Provinz  in  ihrer 
Gesinnung  durchaus  auf  Seite  des  Aufstands  seien.  Ihren  drohenden  .An- 
marsch auf  Konstantinopel  zu  verhindern,  entschloß  sich  der  Sultan,  die 
Konstitution  des  Jahres  1876  wiederherzustellen. 

Von  diesem  AugenbUck  an  lenkte  die  jungtürkische  Revolution  in  ge- 
aetaliche  Bahnen  ein.   Ihre  Komiteea  traten  mit  Nachdruck  und  Schirlia 
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für  eine  Reihe  von  dringHchen  Maßregeln  ein,  aber  die  ersten  Erfolge  der 
Bewp^ng  hatten  ihre  Macht  so  entscheidend  dokumentiert,  daß  es  keiner 
weiteren  Gewaltanwendung  bedurfte.  Die  Abschaffung  der  Zensur,  die 
allgemeine  Amnestie  und  die  Berufung  des  freiheitlich  gesinnten  Kiamä 
Pascha  als  Großwesir  erfolgten  im  Verlauf  von  wenigen  Tagen. 

Ein  ernstlicher  Widerstand  von  eeiten  der  alten  Machthaber  von  Kon- 
Btantinopel  war  nicht  zu  verzeichnen.  Sie  eUten,  ihre  Person  und  Güter  nach 
Europa  in  Sicherhdt  lu  bringen,  und  bloß  zu  Adrianopel  schien  es  dnen 
Augenblick,  als  sollte  eine  Gegenrevolution  ausbrochpn  und  zwar  —  was  nach 
europäischen  Be^ffen  so  überaus  seltsam  ist  —  ais  Aufstand  der  konser- 
vativen und  sultfmtreuen  Soldaten  gegen  die  freiheitlichen  Offiziere.  Der 
Sultan  selbst  aber,  der  sein  Reich  ui  Händen  der  revolutionären  Bewegung 
sah,  bemOhte  sich  —  nnd  swar  mit  Erfolg  — ,  die  Soldatm  anm  Gehonam 
gegen  ihre  Offisiere  und  die  siegreieh  gewordene  Bewegung  anzuleiten;  diese 
völlige  Unterwerfung  des  HerrMhefS  unter  die  Gebote  der  Revolution  ist  ge- 
wiß ein  psychologisches  Phftnomen  ganz  eigener  Art.  Abdul  Hamid  ging 
so  weit,  selbst  seine  Kandidatur  fiir  da«*  Ehrenpräsidium  des  revolutionären 
Zenlralkoinit(  ,,für  Einheit  und  Fortschritt"  aufzustellen  und  eine  Er- 
innerungsinedaiile  mit  der  Umschrift  „Freiheit,  Gleichheit,  Brüderlichkeit" 
prägen  zu  lassen.  Manche  haben  gemeint,  daß  all  der  Eifer  nur  bestimmt 
sei,  die  freiheitlichen  Fflhrer  sn  t&uschen  und  in  Sicherheit  su  wiegen,  um 
sie  desto  leichter  stilnen  su  können.  Aber  solch  alieugrober  Täuschungs« 
versuch  wäre  den  durch  jahrzehntelangen  Kampf  belehrten  jungtflrkischen 
Führern  gegenüber  doch  ohne  Wert  gewcfion. 

Andere  meinen,  der  Sultan  beuge  sich  eben  vor  der  unüberwindlichen, 
naateriellen  Macht  der  Revolution. 

Richtiger  wohl  ist  ea,  den  Zustand  körperlich -seeUscher  Depression, 
an  dem  Suttan  Abdul  Hamid  seit  langen  Jahran  Htt,  zur  ErldArung  heran- 
zusiehen.  Sdt  langer  Zeil  von  Verfolgungswahn  gepeinigt,  durch  die 
Furcht  vor  dem  Ktoigsmorde  zu  verzweifelter  Grausamkeit  g«  g<'n  alle  frei- 
heitlicher Gesinnung  Verdächtigen  getrieben,  sieht  sich  der  Sultan  nun  tat- 
sächlich in  den  Händen  seiner  Feinde.  Von  ihnen  hängt  es  ab,  großmütig 
zu  vergeben,  oder  den  Opfertod  ihrer  Freunde  an  ihrem  Henker  zu  rächen. 
Dieser  völhge  Wandel  der  Geschicke  übte  auf  den  Sultan  einen  so  nieder- 
drückenden Einfluß  aus,  daß  er  sich  in  der  Tat  auch  seelisch  überwunden 
gab  und  jeden  Gedanken  des  Widerstandes  aus  seiner  Seele  bannte. 

Scheint  so  der  dauernde  Erfolg  der  freiheitlichen  Bewegung  derzeit  von 
keiner  Gegenrevolution  bedroht,  so  haben  wir  nunmehr  die  Ml^chkeiten 
staatlicher  Umwandlung  im  Türkischen  Boirhc  ins  Auge  zu  fassen. 

Bisher  halte  ja  auch  die  gewalttatige  Despotie  Abdul  Hamids 
auf  die  entfernteren  Provinzen  des  Reiches  nur  wenig  tatsächlichen  Einfluß 
besessen.  Sollte  der  milden,  freiheitlichen  Regierungsform  gelingen,  was  der 
Tyrannei  venagt  war:  einheitliche  Gesetze  und  Geschicke  vom  Adfiatlachen 
Meer  bis  com  Persischen  Meerbusen  festsulegen  ? 

Dif  jüngsten  Ereignisse  scheinen  allerdings  das  Wunder  erfüllen  zu 
wollen.  In  Mazedonien  beschränkte  sich  die  türkische  Herrschaft  seit  langem 
auf  die  St&dte,  die  Heerstraßen,  sowie  auf  die  Mi'^o'lirhkpit,  die  Talbcwnhner 
auszuplündern,  was  mit  dem  Namen  Steueremhebung  benannt  wurde. 
Auf  den  Bergen  geboten  die  einander  bekämpfenden  bulgarischen  und 
griechischen  Banden,  sowie  im  Westen  die  freien  Albanesens tämme;  sowie 
jedoch  die  Konstitution  proklamiert  wurde  und  die  Kunde  hiervon  in  die 
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Berge  drang,  bemächtigte  sich  allfr,  dor  friedlichen  Hirten,  wie  der  kampf- 
gewohnien  Banden  eine  bolche  Hoffnung  besserer  Zukunft,  daß  man 
freiwillig  berniederslieg,  sich  mit  Soldaten  und  Stadtbewohnern  zu  ver- 
brüdem. Alle  Richtungen,  alle  nationalen  Gruppen  und  Parteien  aind 
hierin  einig. 

Im  Schofle  spenell  der  bulgarischen  Bewegung  von  Mazedonien  bestehen 
zwei  Tendenzen:  die  erste  entrebt  die  Vereinigung  Mazedoniens  mit  dem 
Fürstentum  Bulgarien,  die  zweite  die  Autonomie  der  Provinz  im  I^alim^^n  des 
Türkischen  Reiches.  Es  ist  erinnerhch.  wie  di^e  Gegensätze  zu  mörderischen 
Bruderkämpfen  der  mazedonischen  Bulgaren  untereinander  und  zur  Er- 
mordung des  Romiteeprfisidenten  Sarafow  gefOhri  haben;  gegenwärtig  aber 
haben  eich  beide  Riohtungen  fOr  die  Untersitltaung  der  jungtOrldsohen 
Bewegung  ausgesprochen;  die  eine,  auf  dem  Boden  des  türkischen  Reichä- 
gedankens  stehende  Partei  unter  Führung  Sandanskys  (der  bei  den  Wahlen 
zum  türkischen  Parlamente  kandidieren  will)  in  durchaus  rückhaltloser 
Weise,  die  andere,  irredentistische  Gruppe,  die  mit  der  bulgarischen  Re- 
gierung enge  Beziehungen  unterhalt,  in  Selbstüberwindung  und  Ver- 
leugnung der  eigenen  letsten  Ziele, 

Der  President  dieser  Gruppe,  Ptnteoheff,  hat  erklärt,  in  keiner  Weise 
der  Verwirklichung  der  Reformen,  wie  sie  die  junglflrkische  Partei  plant, 
entgegenarbeiten  zu  wollen. 

Zweifellos  würde  trotzdem  die  völlige  Konsolidierung  auf  freiheitlicher 
Grundlage  eine  schwere  Enttäuschung  für  alle  Kreise,  die  von  einem  Groß- 
Bulganen  träumen,  bedeuten.  Während  man  es  bisher  für  eine  bloße  Frage 
der  Zeit  hielt,  wann  die  bulgarischen  Bezirke  Masedoniens  an  das  Fürsten- 
tum fallen  wflrdoi,  scheint  nunmdir  das  Ideal  nationaler  Einheit  aller  Bul- 
garen diesseits  und  jenseits  des  Balkans  femer  denn  je  gerOckt.  Aber  nicht 
die  Wünsche  und  Träume,  die  man  in  Sofia  hegen  mag,  können  die  Ent- 
wicklung entscheiden.  Das  Fürstentuni,  militärisch  zu  schwach,  selbst 
gegenüber  der  desorganisierten  Armee  des  türkischen  Despi  tismus,  wird 
sich  den  machtigen  Heeren  einer  modernen  türkischen  Großmacht  niemab 
entgegenstellen  kOnnen.  Sowie  in  Mazedonien  Friede  und  Ordnung  auf 
Grundlage  der  Zufriedenheit  aller  Volksstimme  einzieht,  fehlt  auch  der 
moralische  Ansporn,  der  bisher  gerade  die  besten,  jüngen  Kräfte  des  Fürsten* 
tums  zum  Kampf  für  die  Befreiung  der  Brüder  begeisterte.  Wenn  die  maze- 
donischen Bulgaren  ihre  Deputierten  ins  türkisch^^  Parlament  entsenden 
und  sich  der  reichstreuen  Partei  anschließen,  dann  ist  die  bulgarisch-maze- 
donische Frage  gelöst  und  die  Träume  von  Bulgariens  künftiger  Grüße  müssen 
sterben. 

Nichtsdestoweniger  werden  sieh  alle  wirklich  einsichtigen,  von  Bmder* 
lid>e  erfüllten  Politiker  Bulgariens  des  neugewonnenen  Glücks  der  Volks- 
genossen aufrichtig  freuen  und  alles  tun,  um  eine  Störung  des  begonnenen 
Reformwerkes  in  der  Türkei  durch  auswärtige  Komplikaftionen  zu  ver- 
meiden. 

Sehr  wichtig  für  den  ganzen  Kreis  von  Problemen  wird  es  auch  sein, 
ob  innerhalb  der  jungtOrfcischen  Partei  die  von  Ahmed  Riza  gefflhrle  Gruppe, 
welche  einen  mächtigen  Einheitestaat  hegrOnden  will,  oder  aber  die  vom 

Neffen  des  Sultcms  Sebah-Edin  gt  ffilu  te  föderalistische  Fraktion  die  Ober- 
band behält.  Der  letztere  Fall  wäre  für  die  Sache  der  Christen  Mazedoniens 
der  weitaus  gün«tij?ere.  Bestehen  doch  bereits  seit  einiiTf'n  Monaten  sehr 
enge  Beziehungen  zwischen  der  genannten  Gruppe  und  den  christlichen. 
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hmmden  den  revolutionären,  annenischen  Organisationen,  und  ein  gemein- 
sames Aktionsprogramm  zwischen  all  diesen  Gruppen  wurde  vereinbart.  - 

Das  Zip]  dieser  Strömung  ist  d\<^  Errichlimg  eines  Bundes  autonomer 
Völker,  von  denen  jedes  seine  nationalen  und  religiösen  Angelegenheiten  selb- 
ständig erledigt,  während  dem  Keichsparlament  zu  Konstantinopcl  die  Be- 
arbeitung der  politischen  und  ökonomischen  Fragen,  die  allen  Völkern  des 
Bundes  gemeinsam  sind»  ttberiaasen  bliebe.  So  konnten  Türken,  Bulgaren, 
Serben  und  Albanier,  Griechen  und  Armenier,  sowie  vor  allem  die  Araber 
(die  in  geistiger  Regsamkeit  und  Anpassungsfähigkeit  an  modern  ökonomiscli(; 
Bedingungen  den  Türken  selbst  weitaus  überlegen  und  in  den  Süd-  und  Ost- 
Provinzen  des  Reichs  als  Mohammedaner  das  staatstreue,  wenngleich  bisher 
miterdrOckte  Element  bilden),  dann  könnten  alle  diese  Völker  ihre  ureigensten 
Möglichkeiten  geistiger  und  seelischer  Kultur  ausbilden,  dann  könnten  alle 
diese  vielen  Begabungen,  die  bisher  vom  eisernen  Joche  türkischer  Tyrannei 
und  BfiOwirtscluift  niedergehalten  waren,  sieh  frei  entfalten. 

Schon  haben  sich  in  diesen  lotsten  Jahren  in  Syrien  imd  den  anderen 
arabischen  Provinzen  des  Reiches  unter  dem  Einfluß  der  fortschrittlichen 
Strömungen  des  stammverwandten  Ägypten  gleichgerichtete  Tendenzen  an- 
gedeutet. 

Unter  dem  neuen  freiheithchen  Regime  wird  das  arabische  Volk  zu  neuem 
kulturellen  Leben  erwachen;  eingedenk  seiner  giulien  geschichtlichen  Tra- 
ditionen, wie  auch  angesichts  seiner  numerischen  Starke,  wird  es  nur  schwer 
die  WeiterherrBchaft  des  ttIrkiBchen  Stammes,  an  den  seit  den  lotsten  Jahr- 
hunderten das  Khaüfat  gefallen  ist,  ertragen  wollen. 

Sollen  nicht  schwere  Kämpfe  entbrennen  zwischen  den  beiden  mohamme- 
danischen Völkern  des  Rrirhp?.  den  Tfirken,  die  sich  bislang  vermöge  ihrer 
soldatischen  Tugenden  behauptet,  und  den  Arabern,  die  ihnen  an  Handels- 
geist und  allem,  was  zur  Vorherrschaft  im  industriellen  Zeitalter  der  Gegen- 
wart nötig,  so  sehr  überlegen  sind,  dann  muß  diesen  letzteren  durch  ein  weites 
Maß  nationaler  Autonomie  die  Möglichkeit  gegeben  werden,  auch  im  Rahmen 
des  Tfirkiichen  Rdches  alle  legitimen  kulturalten  Aspirationen  zu  erfüllen. 

Dasselbe  gilt  von  den  christlichen  Völkern  des  Reiches.  Die  Statistik 
gibt  ffir  die  Bulgaren  eine  Quote  von  42  Geburten  jährlich  für  1000  Ein- 
wohner, für  die  Türken  bloß  von  23  So  muß  auch  das  numerische  Verhält- 
nis in  Mazedonien  immer  mehr  zugunsten  der  crsteren  sich  verschieben. 
Von  ihrer  besseren  Anpassungsfähigkeit,  ihrer  großen  ökonomischen  Regsam- 
k^t  im  Vergleich  su  den  Tttrken  gilt  das  bereits  Ton  doi  Arabern  Gesagte. 
Das  Beispiel  der  Rajahstaaten  des  Balkans  (Bulgarien,  Seri)ien,  Montenegro, 
Rumänien)  zeigt  auch,  wie  rasch  diese  geknechteten  Hirten  sich  in  moderne 
politische  Verhältnisse  gefunden,  während  bei  den  Türken  selbst,  die  so  lange 
Zeit  St  fitze  eines  feudalen  Systems  gewesen,  viel  größere  psychologische 
Schwi engkeiten  zu  überwinden  sind. 

Wenn  die  Führer  der  freiheitlichen  Bewegimg  daher  den  Weg  weiser 
Staatskunst  einschlagen  wollen,  so  werden  sie  den  Fehler  Midhat  Paschas 
und  seiner  Freunde  vom  Jahre  1876  vermeiden  und  nicht  auf  den  tfirkischen' 
Volkastamm  allein  ihr  konstitutionelles  Gebäude  gründen  dürfen.  Dann 
werden  sie  Araber  und  Christen  nicht  bloß  zum  Militürdienst  und  formellen 
Wahlrecht,  sondern  auch  zur  vollen,  glt'ichbon'cht igten  Teilnahme  an  der 
politischen  Ilerr^rhaft  heranzifhen  müssen.  Wrnn  dies  gesrhieht,  dann 
vs.ir<l  jedes  dieser  Völker  seine  vollen,  nationalen  Kräfte  in  den  Dienst  des 
I\<jiciics  stellen,  dauu  wird  die  Kooperation  all  dieser  Intelhgenzen  und  Ideale 
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dne  wahre  Renaiflaance  der  morgenlAndiacheii  Kultur  heibeisttfahreii  ver»  i 

mögen. 

Dann  werden  die  Araber  im  Geiste  der  Handelstraditionen  ihrer  Väter  ^ 
Landwirtäcliafl  und  Verkehr  in  Syrien  und  Mesopotamien  zu  neuem  Leben 
erwecken;  dann  wird  aualtodiaehes  Kapital  im  Sehutae  einer  unbeatecli'  | 
liehen  geordneten  tflrkiflohen  Verwaltung  neue  Induatrien  in  jene  reichen 
Lande  verpflanzen,  die  einstmals  so  blühend  waren  und  heute  so  öde  und  I 
verlassen  sind;  dann  wird  in  Kleinasien  ein  gesunder,  kraftvoller  türki^ha* 
Bauemsland  dem  Reiche  jene  Kräfte  der  Demokratie  geben,  deren  es  für 
seine  freiheitliche  Ausgestaltung  bedarf;  dann  werden  Griechen  und  Armenier 
Zentren  geistigen  Schaffens  entwickeln,  Bulgaren,  Serben  uud  Aibanier  ins 
lieht  der  Geiohiohle  eintreten  und  ihre  ungibrodienen  Krftfte  xor  Zeugung 
neuer  ölcononiiacher  und  kultureller  Werte  entwiekeln  können.  . 

Europa  wird  so  freilich  seine  Hoffnungen  auf  politische  und  ökonomische  I 
Beherrschung  der  Türkei  begraben.  Aber  die  geistigen  Energien  des  Westens, 
das  Beispiel  seiner  demokratischen  Institutionen,  werden  neues  ökonomisches 
und  eigenartig  geistiges  Leben  in  den  rnorgealändischen  Völkern  innerhalb 
der  Grenzen  des  Türkischen  Reiches  entkeimen  lassen.   Und  die  Stätten,  au!  > 
denen  drei  gro6e  Wellreligionen  erwuehien,  von  denen  ans  Moses,  Christ»  ' 
und  Mohammed  ihre  gebtige  Herrschaft  westwirts  bis  nach  Amerika  und  ost- 
wärts nach  Hinterindien  erstreckten,  auf  denen  die  hellenistische  nnil  die 
arabische  Zivilisation  geblüht,  die  nun  aber  seit  bald  1000  Jahren  aus  dem 
Kreis  der  Yorvrärtsschreitondon  Entwicklung  getreten,  werden  wieder  ins 
helle  Licht  der  Geschichte  rücken.  | 

Großes  mögen  wir  von  ihnen  zu  erwarten  haben;  und  darum  bedeutet  ^ 
die  Ifkridsche  Isolation,  die  aU  diese  KrSfte  Ifiste  und  ihrer  Fessdn  eni* 
ledigte,  eine  wahrhafte  Zeilenwende. 


M.  MAHLINGER,  (EH  PEKING):  DIE  PSYCHO- 
LOGIE DER  JAPANISCHEN  AUSWANDERUNGS- 
BEWEGUNG. 

N  allgemeiner  Erinnerung  stehen  noeh  die  Konflikte  der 

kani  rhrri  und  kanadischen  Regierung  mit  lapan,  welche  durch 

die  Auswandeningsbewegung  vom  letztsrenannten  Lande  nach 
Amerika  herv'org*  rufen  wurden.  Wohl  scheint  die  Spannung  ia 
diesem  Augenblick  ein  Wernges  nachgelassen  zu  haben,  aber  die  Fragt-  ist 
doch  keineswegs  endgiltig  gelöst,  da  sie  auf  dem  Gegensatz  zweier  sozialer 
Krftfte  beruht,  welche  beide  geschichtlich  notwendig  erwachsen  sind  und 
die  Möglichkeit  dauernden  Ausgleiches  nicht  bieten. 

1.  Die  Bcvölkerimg  Japans  ist  ständig  in  starker  Zunahme  begriflisn. 
Man  schätzt  dieselbe  auf  mindestens  800000  Seelen  pro  Jahr,  und  auf  dem 
engbegrenzten  Boden  der  japanischen  Inseln  gibt  es  kein  Fleckchen  mehr, 
wo  dieser  Überschuß  sich  niederlassen  könnte.  Japan  ist  daher  gezwungeiv 
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seine  ganze  Politik  auf  Gewinnimg  einerseits  von  Ab&atzmäricten  für  seine 
Industrie  (um  «iae  sahlfOGhA  ArimterJbevdlkerung  emSbrai  m  kAnnen). 
«ndereneits  von  neuen  Landstracken  für  seine  Answandening  xu  konxen- 

trieren«  Aus  diesem  doppelten  Gesichtspunkt  wurden  Japans  Kriege  mit 
China  und  Rußland  geführt,  wird  heute  die  Kolonisierung  Koreas  trotz  des 
verzweifelten  Widerstandes  der  ( inpeborencn  BevölJcerung  des  Landes  in 
Angriff  genommen.  Alltäglich  landen  AnswandererschifTe  an  meiner  Küste, 
werden  neue  Landstficke  unter  diesem  oder  jeaem  Vorwand  der  eiugeseäseaea 
Bevölkerung  genommen  ond  Flals  ffir  japaniMiie  Siedler  geschaffen.  Trofs- 
dem  aber  sind  die  Md^^dikeiten  dieser  Kolonialpolitik  beaohrinkt.  Korea 
Isl  schon  heute  dicht  bevölkert,  und  die  Gewalt  als  Mittel,  Raum  zu  gewinnot, 
hat  ihre  Grenzen.  Das  Land  mag  auch  wnitcrhin  der  Betätigung  des  Unter- 
nehmungsgeistes japanischer  industrieiier  und  Kaufleute  günstige  Chancen 
bieten,  für  die  japanischen  Bauern  sind  diese  nur  begrenzt,  und  für  den 
japanischen  Arbeiter  gibt  es  iu  Korea  überhaupt  kaina  Aussiebten,  denn  die 
im  Lande  flbl^en  AribeKalOkne  stehen  tief  unter  denen  Japans,  und  die 
Konkurreofi  der  einheimisohen  Arbeiter  Itfit  jeden  Versuch  «ner  H6her- 
hebung  derseOMm  aussichtshie  erscheinen.  Ganz  analoge  Momente  gelten 
für  die  japanischen  Besitzungen  in  Formosa  und  der  Mandschurei.  Sic  können 
mit  der  Zeit  wer1%^n]le  .'Viip  atz  markte  für  die  japanische  Industrie  werden  und 
günstige  Gelegenheit  zur  Plazierung  japauisoiiei'  Kaf)italien  bilden,  aber  die 
Losung  des  japaaiscbexi  Bevöikerungsproblems  i^ami  nicht  in  der  Auswan- 
dmimg  nach  ^esen  astatisehen  Gebieten  liegen. 

2.  Gans  andere  Möglichkeiten  fOr  den  japaniaehen  Arbeiter,  der  In  der 
Heimat  sein  Brot  nicht  findet,  bietet  die  Auswanderung  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  und  nach  Kanada.  In  den  weilen  Gebieten  an  der  Küsto 
des  Pazifischen  Ozeans  hat  die  landwirtschaftliche  und  industrielle  Er- 
schließung eben  erst  begonnen,  werden  überall  Bewässenm^'sanlagen  ge- 
baut, Bahnen  und  Fabriken  errichtet,  überaus  groiki  ist  der  Bedarf  au 
Arbeitskräften,  und  die  spiiliche  weifie  BeTOlkerung  dieser  Gebiete  kann 
sie  nur  in  geringer  Ansah!  liefern.  So  mußten  die  Afbeitslöhne  in  den  West- 
Staaten  der  Union  und  Kanadas  eine  bedeutende  Hdhe  erreichen,  und  macht* 
volle  Arbeiterorganisationen  erstanden,  um  sie  gegenüber  der  allmählichen 
und  wenig  zahlreichen  Einwanderung  aus  den  Oststaaten  in  gleicher  Höhe 
festzuhalten. 

Der  einwandernde  japanische  Arbeiter  wai*  daher  gewiß,  Löhne  zu  ver^ 
dienen,  welche  ein  Vtelfacfaes  der  in  seiner  Heimai  Abheben  betragen;  aller* 
dings  aber  mußte  er,  um  gegenüber  seinem  weißen  Arbeitskonkurrenten  be- 
vortugt  au  werden,  sich  um  niedrigere  Löhne  als  dieser  anbieten.  Er  konnte 

dies  um  so  eher  tun,  als  seine  Lebensbedürfnisse  unvei^leichlich  geringer 
sind,  und  die  Nahrung,  wie  sie  in  Japan  üblich,  sich  2U  einem  überaus  niederen 
Preis  erstehen  läßt. 

Sowie  diese  Einwanderung  bedeutende  Dimensionen  annahm,  erhob 
sich  leidenschaftlicher  Widerstand  der  «eifien  Arbeiterbevölkerung.  Ligen 
bildeten  sich,  wekhe  ein  Verbot  japanischer  Einwanderung  forderten, 
Straßenexzesse  wurden  gegen  japanische  Arbeiter  verübt,  ihre  Häuser  wur- 
den angegrifTen,  ihre  Kinder  durch  die  Schulbehörde  von  den  öffentUchen 
Schulen  der  weißen  Knider  ausgeschlossen.  Man  erinnert  sich,  wie  infolge 
dieser  Ereignisse  eine  starke  Spannung  in  den  diplomatischen  Beziehungen 
zwischen  Amerika  und  Japan  eintrat,  und  die  Regierung  des  letzteren  Landes 
in  energischer  Weise  die  Einhaltung  der  Verträge  forderte,  die  den  Japanm 
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gleiche  Rechte  wie  allen  andern  Nationen  auf  dem  Boden  Amerikas  sichern. 
Die  amerikaniflche  Regtertmg  konnte  dieser  Forderung  nicht  enteprecken. 
einerBeits  ans  konstitntioneilen  GrOnden,  weil  sie  gegenäter  dem  Wideretand 
der  kalifornischen  Staatsbehörden  wirksame  Zwangsmittel  nicht  besitzt; 

andererseits  auch  aus  allgemeinen  Gründen.  Man  konnte  und  wollte  nicht 
ziilasfien.  daß  eine  hoch  qualifizierte,  giit  bezahlte,  für  jeden  sozialen  und 
kulturellen  Fortschritt  günstig  disponierte,  weiße  Arbeiterklasse  durch  eine 
schlecht  bezahlte,  allen  modernen  demokratischen  Ideen  gegenüber  teil- 
nahmslose, japanische  Arbeiterklasse  verdrtngt,  und  ein  neuer  Spannungs- 
sustand swisehen  ungleich  starken  Rassen  geschaffen  werde,  wie  ihn  AmerUca 
zu  seinem  Unglück  bereits  in  der  Negerfrage  der  Südoststaaten  besitzt. 
Selbst  solche  Personen  und  Parteien  der  Union,  welche  durchaus  auf  dem 
Standpunkte  der  N'^i^ilkfir-Solidarität  und  Hnmrinität  stehen  (wie  die  sozia- 
listische Partei  Ametikas),  konnten  sich  (ÜGsen  zwingenden  Gründen  nicht 
verschließen  und  traten  für  -Abwehr  orientalischer  Einwanderung  ein. 

Den  diplomatischen  Vorstellungen  der  Union  gelang  es  denn  auch, 
Japan  sn  einer  quasi  firetwUligen  Einschrftnkung  der  Auswanderungsbe* 
wi^inng  nach  Nord-Amerika  zu  bestimmen. 

Unter  dem  Zwange  dieser  Verhältnisse  entschloß  sich  die  japanische 
Regienmp^,  in  den  andern  Lftndem  des  Erdkreises  nach  neuen  Möglichkeiten 
der  Auswanderung  Umschau  zuh  alten.    Afehrere  erfaiirene  und  tüchtige 
Persönlichkeiten,  wohl  vertraut  mit  den  Wünschen  und  Notwendigkeiten 
japanischer  Auswanderung,  wurden  insbesondere  nach  den  Staaten  Mittel- 
und  Sfid-Amerikas  entsendet,  M.  Yada  nach  Mexiko,  M.  Iwamura  nach 
Chile,  Peru  und  Bolivien,  M .  Aaktsuka  nach  den  Philippinen  und  M.  Fogita 
nach  der  F^ankrdch  gehörigen  Insel  R^union.  Der  Erfolg  dieser  Miasioiiea 
schien  zunächst  ein  günstiger  zu  sein,  insbesondere  die  Regierungen  Ton 
Chile,  Peni  und  Mexiko  äußerten  keinerlei  Bedenken  gegen  japanische  Ein- 
wanderung, erklärten  vielmehr,  dieselbe  in  jeder  Weise  unterstützen  zu 
wollen.  Es  ist  auch  ohne  weiteres  klar,  daß  diese  Länder  mit  ihren  hilligen 
indianischen  Arbeitskräften  eine  Erniedrigung  der  Löhne  durch  japanische 
Einwanderer  nicht  su  fürchten,  yom  unternehmenden  Sinn  und  der  Tflchtig- 
keit  der  Japaner  vielmehr  eine  ErschlieAung  ihrer  wirtschaftlichen  R«ieh« 
tümer  zu  erhoffen  hatten.  Aber  andererseits  muß  gerade  der  tiefe  Stand  der 
üblichen  Löhne  in  diesen  Ländern  für  den  japanischen  Arbeiter  überaus 
unffünslig  erscheinen.  In  Süd-Amerika  und  den  Philippinen  stünde  er  genau 
oder  fast  so  wie  in  Korea  und  der  Mandschurei  der  Konkurrenz  einer  an- 
spruchslosen, einheimischen  Arbeiterklasse  gegentiber  und  könnte  nicht, 
^eichwie  in  Nord^Amerika«  in  kurzer  Zeit  derart  bedeutende  Löhne  gewinnen, 
um  den  Rest  seines  Ld}ens  von  seinen  Ersparnissen  in  Japan  leben  sn  können. 
So  ist  eine  dauernde  Abkehr  des  japanischen  Auswanderungsstromes  von 
seiner  Richtung  nach  Nord-Amerika  nicht  zu  erwarten,  und  die  japanisohe 
Regierung  ist  in  ^iner  überaus  schwierigen  Lage.  Schon  heute  steht  sie  einer 
mächtigen  Strömung  im  Volke  und  im  Parlamente  gegenüber,  die  ihr  ihre 
Nachgiebigkeit  gegenüber  Amerika  zum  schweren  Vorwurf  macht  und  die 
Brechung  des  amerikanischen  Widerstandes,  wenn  nötig  mit  WaiTengewalt, 
fordert.  Diese  Strömung  wird  in  wirkungsvoller  Weise  von  den  Auswanderungs- 
Gesellschaften  befördert,  für  welche  der  Auswanderertransport  nach  Amerika 
eine  Lebensfrage  bedeutet.    Viele  Aktion&re  dieser  Gesellschaften  gehören 
dem  Parlamente  an  oder  bekleiden  andere  einflußreiche  Stellungen  und 
schüren  tiberall  die  Auflehnung  gegen  die  VersöhnungspoUUk  der  HegieroDg. 
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Inwieweit  diese  letztere  wirlflich  aufrichtig  ist  und  nicht  vielmehr  bloß 
auf  einen  günstigen  Augenblick  zur  Kriegserklärung  wartet,  ist  übrigens 
sehr  schwer  zu  entscheiden.  Für  die  letztere  Hypothese  sprechen  die  selt- 
samen  FormeA  und  Methoden,  welche  die  japanische  Auswanderung  nach 
Hawal  angenommen  hat,  jener  Inselgruppe  inmitten  des  Pazifischen  Ozeans, 
die  im  Falle  eines  Krieges  mit  Amerika  überaus  große  strategische  Bedeutung 
gewinnen  müßte. 

Wohl  datiert  die  japanische  Einwanderun Efshpwe^ung  nach  diesen  Inseln 
bereits  seit  langen  Jahren.  Die  anierikiiuisciieu  Zückerpflanzer  hatten  sich 
bereits  vor  mehr  als  2  Dezennien  nacii  Japan  um  Beschallung  brauchbarer 
Arbdtskrftfte  gewandt,  und  lange  Zeit  waren  es  tkberwiegend  landwirtschaft- 
liche Arbeiter,  die  nach  Hawal  auswanderten.  In  den  lotsten  Jahren  sind 
diesen  aber  mehr  und  mehr  „gelernte"  Arbeiter,  Kaufleute  und  Handels- 
angestellte gefolgt,  und  das  ökonomische  Leben  Hawais  gelangt  so  mehr  und 
mehr  in  japanische  Hände.  Heute  betrögt  die  Zahl  der  Chinesen  und  Japaner 
auf  den  Inseln  87  000  gegenüber  bloß  5800  Europäern,  7200  Amerikanern 
und  53  000  Eingeborenen  und  andern  für  Zwecke  der  Plantagenarbeit  ein- 
geführten Bevölkerungselementen.  Die  Zahl  der  Japaner,  welche  fähig 
wftren,  die  Waffen  su  tragen,  und  mit  denen  im  Falle  einer  Aufstandsbe- 
wegung gerechnet  werden  müßte,  beträgt  60  000. 

Angesichts  dieser  bedenkhchen  Verhältnisse  beschieß  die  amerikanische 
Regierung  die  Einleitung  einer  eingehenden  Untersuchung,  und  die  Berichte, 
die  ihr  vom  Generaldirektor  der  Zölle,  Herrn  Edwin  Farmer,  und  dem  Gou- 
verneur Herrn  Carter  zukamen,  bestätigten  ihre  Befürchtungen.  Die  Mehr- 
heit der  Einwanderer  in  diesen  letzten  Jahren  waren  ehemalige  Soldaten, 
die  am  Kriege  gegen  Rußland  teilgenommen  hatten.  Die  sollamtliche  Unter- 
suchung ihres  Gep&cks  «gab,  daß  fast  alle  ihre  Uniformen  und  viele  ihre 
Waffen  (angeblich  als  Kriepandenken)  mitgebracht  hatten.  Bei  einigen 
fand  man,  sorgfältig  unter  den  andern  Gepäckstücken  versteckt,  Ordens- 
abzeichen, Säbel  und  Schnellfeuerwaffen.  Ins  Kreuzverhör  genommen,  ge- 
standen sie,  daß  sie  während  des  Krieges  dem  Generalstabe  Nocri,  Oku  und 
Kuroki  angehört  hatten.  Des  ferneren  organisierten  die  Piantagenarbeiter 
unter  dem  Verwände  sportlicher  imd  geselliger  Übungen  Sohulbataillone  für 
die  jungen  Leute,  und  ScharfschtttsenUbungen  fflr  die  Alteren  Personen. 
Da  sie  am  Tage  mit  ihrer  Arbeit  beschäftigt  waren,  nahmen  sie  diese  Übungen 
des  Nachts  vor  und  veranstalteten  bei  Mondücht  vollständig  geregelte  i]^- 
tÄrische  Ntanöver. 

Angesichts  dieser  Tatsachen  mußte  die  amerikanische  Regiei  ung  schwer- 
sten Verdacht  gegen  die  Friedensversicherungen  Japans  schöpfen,  und  man 
beginnt  diesen  Staat  offen  zu  beschuldigen,  daß  er  allmählich  und  unter 
dem  Scheine  der  Arbeitereinwanderung  ein  ganzes  Armeekorps  mit  voll- 
stfindiger  Bewaffnung  und  ausgebildetem  Generalstabe  nach  Hawal  gesandt 
habe.  Wer  sich  der  Zeit  vor  dem  Russisch-japanischen  Kriege  und  der  viti- 
fachcn  Verkleidungen  erinnert,  in  denen  japanische  Offiziere  sich  im  russi- 
schen Gehiete  der  Mandschurei  aufhielton,  wer  den  gmizonlosen  Opf-'rmut 
der  japanischen  Bürger  kennt,  wird  eine  solche  Hypothese,  so  phctnlasti^rh 
sie  scheinen  mag,  kein^falis  von  der  Hand  weisen  können.  Ist  sie  aber  richtig» 
daxui  muA  hefünditet  werden,  daff  der  (ökonomische  Konflikt  zwischen  Japan 
und  Amerika  keine  friedUche  Lflsung  in  dem  einen  oder  andern  Sinne  finden, 
sondern  einen  gewaltigen  Krieg  entfessebi  wird,  der  Ober  die  Zukunft  der 
Küstenlander  des  StiUen  Oseans  entscheidet. 
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I ELFACH  hört  man  die  Ausiclit  aussprtt  hcn,  daß  der  Kampf 
gegen  diu  Armeen  uad  ihre  Beseiligung  der  einzige  Weg  sei,  um 
in  Zukunft  den  Ausbruch  von  Kriegen  auszuschließen.  Diese  un- 
vernfinUige  Idee  ist  bedingt  durch  einen  Mangel  an  Überlegung, 
durch  die  Verwechslung  von  Ursache  und  Folge.  Nicht  die  Soldaten,  nicht 
die  Armeen  sind  es,  welche  zum  Kriege  führen,  sondern  die  \ Olksstimmung, 
der  Wille  der  Herrschenden  und  am  letzten  Ende  der  Spnieh  der  Diplomatie. 
Die  Soldaten  sind  vii-linehr  berufen,  den  einmal  erkläileu  Krieg  durchzu- 
fechten und  den  Frieden  wiederherzustellen.  Wenn  wir  einen  etwas  gewagten 
Vergleich  anstellen  dHrfen,  so  mochten  wir  sagen,  dafi  die  Politiker  es  sind» 
welche  absichtlich  oder  unabsichtlich  die  Kriegsfeuer  anzünden  und  dann 
die  Soldaten  berufen,  diese  Feuer  wieder  zu  löschen,  so  wie  die  Feuerwehr 
berufen  ist,  Branddienst  zu  tun.  Dies  ist  nicht  paradox,  wie  es  scheinen  mag, 
es  ist  die  durc  haus  ernste  Erklärung  eines  der  wichtigsten  Grnndsätze  un- 
seres Problems;  daß  nämlich  die  Armee  nicht  die  Ursache,  sundeiii  die 
Folge  der  allgemeinen  kriegerisclien  Situation  darstellt.  Auch  hier  gilt  es 
wie  überall,  dafi  die  Funktion  sich  ein  Organ  'geschaffen 
hat.  Aus  der  Eigenheit  unserer  sozialen  Ordnung,  durch  Kriege  unterbrochen 
zu  werden,  erwuchsen  die  Armeen;  so  wie  die  soziale  Ordnung  zu  einer  unter^ 
brechungslosen  wird,  müssen  die  Armeen  verschwinden.  Die  Beseitigung 
von  Armeen  würde  aber  den  Ausbruch  von  Kriegen  durchaus  nicht  nnmösrlich 
machen,  sie  würde  bloß  zur  improvisierung,  zur  Volksbewallnung  führen. 

Wer  also  ernstlich  bestrebt  ist,  das  Zeitalter  der  Kriege  zu  beenden, 
muß  all  s^  Augenmerk  auf  die  Beeinflussung  der  Volksstimmung  selbst 
richten,  den  Willen  der  Menschen  und  Völker  auf  neue  Ziele  lenken.  Der 
tatsächliche  Auabruch  von  Kriegen  kann,  so  paradox  dies  scheinen  mag, 
das  Herannahen  des  permanenten  Friedenszustandes  nur  beschleunigen, 
denn  der  bewafTnetc  Frieden,  der  in  Wahrheit  als  latenter  Krieg  angesehen 
werden  muß,  kann  unbegrenzL  dauern;  der  wirkliche  iiiodt'rne  Krit  fr  mit 
seinen  Gräuehi,  die  die  Weltgescliichtc  noch  nie  gesehen,  würde  die  \  oiks- 
stimmung  in  entscheidender  Weise  zugunsten  der  Friedensidee  verfindem. 
Je  weniger  Milderungen  des  Krieges  durch  Völkerrechtsgebrauch  eingefOhrt 
sind,  je  mehr  er  sich  in  seiner  ganzen  Furchtbarkeit  entwickeln  kann,  desto 
mehr  wird  er  gefürchtet  werden,  desto  mehr  wird  man  auf  andere  Mittel 
und  \\  I  L^e  sinnen,  um  internationale  Verwicklungen  zu  entsrlieiden. 

.'Vber  so  sehr  wir  auf  die  Furcht  vor  den  Folgen  des  Krieges  als  Helfer 
der  Friedensbewegung  rechnen  dürfen,  wir  müssen  doch  auch  besli-ebl  sein, 
die  Entwicklungskrftfte,  die  zum  Kriege  neigen,  selbst  in  andere  Richtungi^u 
zu  lenken.  In  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle  ist  es  ein  Interessen^ 
gegensatz,  der  zum  Kriege  führt,  mag  er  auch  in  seiner  letzt»  u  Rntwickkmp- 
phasc  sich  in  die  Form  der  V(M'teidigung  der  nationalen  Ehre  kleiden.  Solche 
Inleresscngegensütze  ansznscliließen  und  möglichst  innige  Interessengemein- 
schaft der  Völker  zu  bcliatlm.  nmß  nilelistes  Ziel  der  Friedensbewegung  seit!. 
Mit  Recht  wurde  gesagt,  daß  der  Freihandel  vor  allem  eine  solche  Int*?r- 
essengemeinschaft  begründe,  indem  jedes  Volk  vom  andern  notwendige 
Lebensbedurfnisse  beziehe  und  auf  friedlichen  Verkehr  mit  seinem  Nachbar 
angewiesen  sei.  Aber  nicht  bloß  freier  Guteraustausch»  sondern  auch  freier 
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I  d  oonaustauscli  ist  notwendig,  denn  so  werden  die  Völker  einander 
immer  vei*wandtcr  werden,  ihre  Zivilisation  und  ihre  Anschauungea  werden 
sich  einander  immer  mehr  nähern. 

Es  ist  gerade  so  mit  Völkern  wie  mit  Individuen:  Weniger  Gefahr  des 
Streites,  der  Mißverstfindnisse  und  des  Bruchs  zwischen  Menschen  von  ^eioh 
guter  Erziehung  und  zwischen  Völkern  von  gleich  hoher  Zivilisation  als  zwi- 
schen Personen  und  Nationen  ungleiolier  Gesittung. 

Noch  ein  Umstand  ist  ins  Aueo  zu  fassen:  die  Gefahr  des  Streites  wird 
um  so  geringer,  je  weniger  Personen  oder\  ullver  es  miteinander  zu  tun  haben, 
und  indem  Kriege  die  Tendenz  zeigen,  kleinere  nationale  Einheiten  mit 
größeren  zu  verschmelzen,  bahnen  sie  so  die  geringere  Wahrsch^nlichkeit 
spftterer  Kriege  vor.  Je  geringer  die  Zahl  der  zivilisierten  Völker,  desto 
weniger  die  Wahrscheinlichkeit,  daß  sie  miteinander  in  Krieg  geraten. 

Durch  die  ganze  Zeitgesc  hichli^  zieht  eine  unverkennbare  Entwicklung- 
Icndenz:  Kriege  worden  nur  mehr  geführt  werden  zwischen  Völkern  von 
sehr  verschiedt  iigt  arteter  und  ungleicher  Kultur,  wie  etwa  der  russisch- 
japanische Krieg,  die  Kolonialkiiege  usw.  Die  großen  Völker  europäischer 
2Svilisation  werden  mehr  und  mehr  Bflndnisse  miteinander  sehließen  und 
ihre  Waffen  gemeinsam  gegen  die  tieferstehenden  Völkerschaften  kehren, 
die  sich  unserer  Kultur  angleichen  oder  untergehen  müssen.  Nachdem  so 
viele  Kulturen  der  Vergangenheit  durch  den  Einbruch  barbarischer  Völker 
zerstört  wurden,  sind  wir  heule  in  einer  Zeitepuche  angelangt,  welche  die 
Unkultur  durcl»  die  vereinten  WaiTen  der  Kulturvölker  von  der  Erde  ver- 
baimen  wird.  Wenn  dies  geschehen,  dann  wird  sich  die  friedliche  Einheit 
der  Kulturmenschheit  von  selbst  herstellen. 

GUSTAVE  HERV^    PARIS:   DIE  ANTIMIUTA- 
RISnSCHE  BEWEGUNG  IN  FRANKREICH. 

INES  der  aktuellsten  Probleuie  des  Tages  für  die  öfTenlliche  Mei- 
nung Frankreichs  ist  der  neu  erwachte  Gegensatz  breiler  Volks- 
schichten gegen  die  Armee.  Lange  war  diese  als  Symbol  und 
Rfickhalt  der  nationalen  Größe  Gegenstand  der  Liebe  und  des 
Stolzes  fflr  jeden  Franzosen  gewesen.  Seit  den  Unglückstagen  von  1871 
wurde  sie  zum  Träger  all»  r  lIolTnungen  auf  Wiedergewinnung  der  verlorenen 
Provinzen.  Um  so  mehr  umüte  es  die  leidenschaftliche  Empörung  der  großen 
Masst'ii  der  bürgerliehon  und  bäuerlichen  Klassen  herausfordern,  als  in  den 
letzten  Jahren  die  französische  Arbeiterschaft  sich  mehr  und  mehr  in  offenen 
Gegensatz  zum  militaristischen  und  zum  naticmaleii  Gedanken  selbBt  stettte. 
Jede  demokratische  und  sozialistische  Betätigung  gab  man  der  Arbeiter^ 
Schaft  leichten  Herzens  frei;  ihr  Bekenntnis  zum  kollektivistischen  Zukunfts* 
ideal  war  für  die  sozialistische  Partei  kein  Hindernis,  an  der  Regierung  teil- 
zunehmen. Ei*st  durch  Bekämpfung  der  militärischen  und  nationalen  Ideen, 
die  zum  Gemeingut  der  Nation  geworden  waren,  schloß  sich  die  sozialistische 
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Arbeiterschaft  tatsächlich  vom  ideellen  Rahmen  der  Volksgemeinschaft  aus. 
Untersuchen  wir  die  Geschichte  dieser  Bewegung. 

Der  moderne  MSUtarismus  datiert  seit  der  zät  der  franzOeiachen  Revo- 
lution, und  trots  aller  von  ihm  auferlegten  Letten  wurde  er  lange  Zeit  wülig 
»tragen,  weil  er  auf  überaus  populärer  nationaler  Grundlage  entstand:  in 
Frankreich  aus  den  \'erteidigungs-  und  Angriffskriegen  der  fran7:ösisclif?n 
Revolution;  in  Preußen  und  Deutschland  aus  der  nationalen  Erhebung  de< 
Jahres  1813  gegen  die  napoleonische  Unterdrückung  und  neuerdings  au&  der 
Bewegung  für  die  deutsche  Einigkeit;  in  Italien  ebenso  aus  den  Kämpfen 
um  die  Fraiheit  und  Einheit  dee  Vaterlandes.  In  den  lotsten  30  Jahren  wurde 
gans  Westeuropa»  England  ausgenommen,  vom  militaristischen  Fieber  ge> 
fangen  genommen.  Die  KriegsrOstungen  wurden  ins  Unbegrenzte  vermehrt 
und  die  Interessen  der  Bevölkerung  in  weitgehender  Weise  auf  ohauvinisti- 
Bcbe  Ideenkreise  konzentriert. 

In  Frankreich  zuerst  entstand  eine  Gegenbewegung,  zunächst  in  der 
Bourgeoisie.  Die  latente  Scheu  vieler  aufrichtiger  Republikaner  gegenüber 
der  Armee,  die  unter  Napoleon  iura  Werkzeug  des  Staatsstreiches  geworden 
war  und  unter  Boulanger  neuerdings  zu  werden  drohte,  kam  in  der  Zeit  der 
DreyfusafTäre  zum  offenen  Ausbruch.  Man  muß  in  Frankreich  gelebt  haben, 
um  sich  dor  norvösen  Erschütterung,  die  dif^^^e  für  die  ganze  Nation  im  Ge- 
folge hatti  .  In  wüßt  zu  werden,  der  tiefgehenden  Abneijjimg  pfegenüber  den 
früher  so  verehrten  militärischen  Chefs,  gegenüber  den  Generalen,  die  sich 
als  völlig  unfähig  zur  kritischen  Würdigung  des  ihnen  Vorgelegten  erwiesen 
hatten,  gegenüber  der  ganzen  miHtftrischen  Organisation,  in  der  so  schreiende 
NGßbräuche  mögUch  waren.  Gewiß  hat  seither  eine  Beruhigung  Platz  ge« 
griffen;  Bourgeoisie  und  Intelligenz  Frankreichs  sind  nicht  mehr,  wie  in  den 
Zeiten  der  Dreyfuskrise,  offen  antimiHtanstisch,  aber  eine  gewisse  pazifisti- 
sche Gesinnung  ist  doch  zurückgeblieben,  und  die  bäuerlichen  Massen  des 
Volkes  teilen  sie  um  so  mehr,  als  sie  ihre  6uime  stets  heber  am  Pllug  als  m 
der  Kaserne  gesehen  haben. 

Der  Antimilitarismus  der  Aiheiterschaft  ist  im  Ursprung  und  Wesen 
durchaus  Tom  Pazifismus  der  Bourgeoisie  verschieden.  Er  ist  mit  der  Arbeiter- 
bewegung selbst  erwachsen,  alle  internationalen  Kongresse,  alle  Arbeiter^ 
Parteien  Europas  sind  in  gewissem  Grade  anti militaristisch  gesinnt.  Atter- 
dings  müssen  gewisse  Nuancen  erörtert  werden. 

Wäinend  die  deutsche  Soziaideniukratie  sich  im  wesentlichen  darauf 
beschränkt,  das  Militärbudget  zn  verweigern,  sowie  auch  gewisse  Vorschläge 
für  Umgestaltung  des  stehenden  Heeres  in  eine  Milisarmee  nach  Schweiser 
Muster  auszuarbeiten,  geht  die  franzOnsche  Partei  viel  weiter.  Sie  ist  be- 
wußte und  erklärte  Gegnerin  der  Armee,  welche  Form  sie  immer  annehme 
möge,  ja  sie  geht  in  ihren  radikalsten  Vertretern  bis  zur  offenen  Bekämpfung 
des  Vatcrlandspedankens. 

Drei  i^aktoren  vor  allem,  in  Deutschland  unbekannt,  waren  in  Frank- 
reich tätig  und  führten  diesen  Unterschied  herbei.  Eäne  anarchistische  Gruppe, 
wie  ne  in  Deutschland  nicht  besteht,  hat  in  Frankreich  immer  einen  gewissen 
Einfluß  besessen  und  die  sozialistische  Partei  durch  ihre  Kritik  im  radikalen 
Sinne  beeinflußt.  Die  Dreyfusaffäre  sodann  hatte,  wie  oben  bemerkt,  auf 
die  gesamte  Bevölkerung'  dorarl  eingewirkt,  daß  eine  offen  armeefeindliche 
Haltung  der  Partei  genngeren  Widerständen  begegnete.  Drittens  endlich 
bat  die  deutsche  Regierung  stets  die  Klugheit  besessen,  sich  bei  Streiks  bloß 
der  Polisei  und  Gendarmefie  zu  bedienen,  was  ihr  übrigens  angesichts  des 
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ruhigen  Temperaments  der  deutschen  Arbeiter  durchaus  genügt*  In  Frank- 
ra«h  hingegen  worden  bei  jedem  Strak  bedeutende  Tnippenmasaen  in  Kri^gs- 
ausrUBiung  tat  Aufrecshterhaltung  der  Ruhe  und  Ordnung  aufgeboteUi  die 
KaTa]]ene  greift  ein,  um  Ansammlungen  in  zerstreuen,  und  bei  ernsten  Be- 
weptmgcn  tritt  auch  die  Infanterie  in  .Hction.  Die  Kämpfe  zwischen  Soldaten 
und  Stroikonfipn  in  Fourmies,  Limogos,  Narbonnc,  Raon-L'Etape  und  neuer- 
dmgs  m  Villeneuve  haben  viele  Arbeiter  mit  antimiiitarislischer  Gesinnung 
erfüllt.  Unter  diesem  dreifachen  Einfluß  wurde  die  sozialistische  Partei  Frank- 
reiehe  veranlafit,  großes  Gewicht  auf  die  Propaganda  gegen  die  Annee  zu  legen. 
Seit  der  DreyfusaffAre  wird  eine  Flugeohrift  „Der  Rekrut"  anl&ßUch  der  THip- 
penaushebung  in  ganz  Frankreich  verteilt  und  den  Arbeitern  darin  eingeschärft, 
daß  es  für  den  Sohn  des  Volkes  ein  Verbrechen  sei,  auf  seine  Brüder,  die  sich  im 
Streik  befinden,  zu  schießen,  und  daß  die  fremden  Arbeiter  dio  Freunde  der 
französischen  Arbeiter  seien.  In  der  Provinz  v-urde  der  sozialistische  Verband 
des  Yonne-Departementä  zur  Zentrale  der  antimilitaristischen  Propaganda. 
Die  Flugschrift  „Le  Pioupiou  de  FYonne"  wird  unentgeltUM^h  an  alle  Ramien 
des  Departements  YerMt  und  die  Agitetion  in  die  Nachbardepartoments 
getragen.  Im  Jahre  1905  wurde  der  droln  nde  Krieg  zwischen  Deutschland 
und  Frankreich  anläßlich  der  MarokkoafTäre  für  den  Verband  zur  Ui'sache, 
die  Frage  des  Verhaltens  im  Kriegsfalle  für  die  sozialistische  Gesamtparlei 
aufzurollen  und  zn  beantragen,  daß  sie  auf  die  Kriegserkl  u  uuL'  mit  der  Ver- 
weigerung des  WaJJendienstes,  ja  mit  offenem  Aufsland  aiitwürleu  solle  und 
6in^  Aufruf  lu  gleichem  Veralten  an  die  deutsche  Sosiftldmokratie  er- 
gehen lasse. 

Von  diesem  Zeitpunkt  an  trat  die  antimilitaristische  Bewegung  in  den 

Mittelpunkt  des  öffentlichen  Interesses.  Leidenschaft  ihrer  Gegner  antwortete 
dem  leidenschafthchen  Enthiisia?niiis  ilirer  Anhänger,  und  die  Führer  der 
Bewegung,  welche  im  Oktober  i'cK)5  ein  Manifest  an  die  Rekruten  gezeichnet 
und  zum  Aufstand  im  Falle  eines  auswailigeu  Krieges  aufgefordert  hatten, 
wurden  vor  Geriofat  gezogen.  Sie  aUe,  unter  ihnen  mdurere  Sekretäre  ein- 
flufireicher  Gewerkschaften,  und  auch  der  Schreiber  dieser  2^ilen  wurden  su 
Gefängnisstrafen  auf  die  Dauer  von  einem  bis  zu  vier  Jahren  verurteilt. 
Acht  Tage  nachher  erboten  sich  3000  Anhänjrer  dnr  antimilitaristischcn 
Sache,  das  Manifest,  um  dessentwillen  die  Verurteilung  erfolgt  war,  neufM- 
dings  zu  unterzeichnen,  zum  Teil  Anhänger  des  revolutionären  Sjudikalismus 
und  Auarchisten,  jedoch  auch  viele  Mitglieder  der  sozialistischen  Partei. 
Die  folgenden  Partoikongresse  su  limoges  im  Jahre  1906  und  su  Nancy  im 
August  1907  sehen  sich  veranlaßt,  die  Frage  des  Antirolfitartsmus  lu  dis- 
kutieren. Eine  Resolution  wurde  angenommen,  welche  zwar  den  Vater- 
landsgedanken als  solchen  anerkennt,  aber  die  Verhinderung  eines  Kriegs- 
ausbruchs mit  allen  Mitteln  (parlamentarische  Intervention,  öffentliche  Agi- 
tation, Straßeudemonstrationen,  ja  im  äußersten  Falle  Generalstreik  und 
Aufstand)  empfiehlt.  Wenige  Tage  nach  dem  Kongieii  von  Nancy  begann 
der  internationale  ParteikongreO  zu  Stuttgart  und  die  französische  Partei 
yertrat  auch  dort  ihre  antinülitaristische  Resolution.  Die  deutsche  Sonal- 
demokratie  setzte  derselben  einen  entschiedenen  Widerstand  entgegen  und 
frklrirte  durch  ihre  Wortführer  Bebel  und  Vollmnr.  daß  bloß  die  soziaHstische 
< )!  L'anisierung  der  Gfsellsrhaft  jeden  Kriegsausbruch  wirksam  verhindern 
koiiiie.  Trotz  alledem  sah  bich  auch  die  deutsche  Partpi  unter  dem  Drucke 
der  andern  Nationen  veranlaßt,  eine  Resolution  zu  unterzeichnen,  die  in 
milderer  Form  Uotsdem  die  Gnmdsfttze  der  Resolution  Ton  Nancy  zum 
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Ausdruck  brachte.  Ihr  wosonllicher  Inhalt  war:  „Wenn  die  Gefahr  eines 
Krieges  naherückt,  ist  es  eine  Pflicht  der  Arbeiterklasse  in  den  beteiligten 
Ländern  und  ihrer  Vertreter  im  Parlamente,  alle  Anstrengungen  zu  unter- 
nehmen, um  den  KriegMUsbrach  zu  yerhmdem,  und  jene  Mittel  in  Anwendung 
Stt  bringen,  welche  ifajieii  im  Hinblick  auf  die  spenftochen  Verhfiltnisee  des 
Landes  am  tauglichsten  eneheinen.  Wenn  der  Krieg  trotzdem  ausbricht, 
haben  sie  die  Pflicht,  alles  zu  tun,  um  einen  baldigen  Friedensschluß  zu  er- 
zwingen, und  des  fernorpii  inmitten  der  unausbleiblichen  ökonomischen  und 
politischen  Krise  eine  solciie  Agitation  zu  entfalten,  daß  das  Ende  des  kapi- 
talistischen Regimes  hierdurch  nähergerückt  werde/* 

Allerdings  war  es  evident,  daß  die  deutsche  Sozialdemokratie  nicht  mit 
freudigem  Mute  bei  der  Sache  war  und  daß  die  franEösische  Partei  im  Ernst- 
fälle nicht  auf  eine  wirkliche,  koordinierte  Aktion  der  deutschen  Part*  i  rechnen 
könne.  Eben  dies  ist  das  schwerste  Hindernis  für  sie,  die  Zustimmung 
der  breiten  Schichten  der  französischen  Arbeiterklasse  zu  gewinnen,  weil  ja 
naturgemäß  ein  einseitiges  Vorgehen  der  franzosisehen  Arbeiterschaft  ohne 
Unterstützung  der  deutschen  Kameraden  die  gefahrvollsten  Folgen  herbei- 
führen, müßte.  Sollte  die  deutsche  Sozialdemokratie  in  Zukunft  sich  auf- 
richtig auf  den  Boden  der  Stuttgarter  Resolution  stellen,  dann  wflrde  die 
Sache  des  Antimilitarismus  in  Frankreich  gewonnen  sein,  und  der  Anschluß 
der  breiten  Arbeiter-  und  Bauemschichten  wäre  ihr  gesichert. 

Die  pazifistische  Strömung  im  Bürgertum  und  der  Antimilff  nfisn^ii'^  der 
sozialistischen  Arbeiterpartei  haben  miteinander  starke  Berührunu^}  unkte. 
Die  Pazißsten  fordern  die  Lösung  internationaler  Konflikte  auf  schiedsgericht- 
lichem Wege,  aber  sie  besitzen  kein  Mittel,  die  Regierungen  zur  tatsächlichen 
Anrufung  schiedsgerichtlicher  SprQche  wirksam  zu  veranlassen.  Bis  jetst 
sind  dieselben  der  Enlschddungdes  Haager  Tribunals  in  allen  Fragen,  welche 
Ehre  und  wesentliche  Interessen  des  Landes  in  Frage  stellen,  in  weitem 
Bogen  ausgewichen,  und  diese  elastische  Formel  gestattet  ihnen,  sich  dein 
Haager  Schiedsgericht,  wann  immer  sie  wollen,  zu  entziehen.  In  dieser  Situ- 
ation kommt  der  Antimilitarismus  der  Arbeiterschaft  der  pazißstischen 
Bourgeoisie  zu  Hilfe,  indem  er  die  Regierungen  mit  bewaffnetem  Aufstand 
der  Albeiterschaft  bedroht,  sofern  sie  sich  der  schiedsgerichtlichen  Entschei- 
dung der  Konflikte  entziehen. 

Man  sollte  daher  meinen,  daß  auch  weite  Schichten  des  friedliebenden 
Bürgertums  sympathisch  auf  die  im  äußeren  Auftret»^n  durchaus  ver- 
schieden geartete,  antiniilitaristisrhe  Arbeiterbewegung  l  ln  ken  müßten,  die 
in  Einsetzung  aller  Kräfte  und  mit  Aufopferung  der  personlichen  Freiheit 
ihrer  Führer  die  friedensfeindlichen  militärischen  Kreise  an  der  Wurzel 
ihrer  Macht  zu  treffen  sucht.  Mag  der  proletarische  Antimilitarismus  auch 
weitOTgehende  revolutionftre  Ziele  verfolgen,  jeder  Teilerfolg  desselben  be- 
deutet docli  zugleich  einen  entscheidenden  Schritt  auf  dem  Wege  sor  Ver- 
wirklichung des  Völkerfriedens. 


Digitized  by  Google 


DAS  DEUTSCHE  VOLK  UND  DER  HIUTARiaiUS  911 

H.  V.  GERLACH,  BERLIN:  DAS  DEUTSCHE  VOLK 
UND  DER  MILITARISMUS. 

ON  allen  deutschen  Parteien  ist  nur  eine  konsequent  von  Anfang 

ihres  Bestehens  an  Gegnerin  des  Militarismus  gewesen,  die  So- 
zialdemokratie. Sie  sieht  in  dem  Militarismus  die  stärkste 
Stütze  des  kapitalislisrhon  Re^mef?  und  bekämpft  ihn  deshalb 


prugi'a  in  inatisch  wie  tatsächlich  mit  der  gleichen  Entschiedenheit.  Ihre 
Losung  lautet:  „Keinen  Mann  und  keinen  Groschen!'*  Darum  lehnt  sie 
nicht  nur  jede  Heeres  Vermehrung,  sondern  den  Militäretat  in  seiner  Ge- 
samtheit ab.  Nur  wenn  es  sich  um  die  Besserstellung  der  einzelnen  Soldaten 
(warmes  Abendbrot,  Erhöhung  der  Löhnung  usw.)  handelt,  läßt  sie  mit 
eich  reden.  Auch  zur  GeldbewiUigang  für  die  Beschaffung  von  neuen,  weniger 
wf.'it  sichtbaren  Uniformen  war  sie  im  Interesse  der  besseren  Sirlierung  der 
Truppen  bereit.  Die  Konsequenz  dieser  Auffassung,  die  zur  Bewilligung 
besserer  Waffen  führen  muß,  ist  zwar  von  einzelnen  Führern  wie  dem  ver- 
storbenen ignaz  Auer  auf  Parteitagen  theoretisch  gezogen,  aber  von  der 
Partei  noch  nicht  in  die  Praxis  umgesetzt  worden.  Wie  die  Partei  sich  ver- 
halten wfirde,  wenn  sie  die  Mehrheit  im  Reichstage  und  damit  die  Verant* 
wortung  fflr  d'w  Sicherheit  des  Reiches  hätte,  steht  dahin.  Doch  das  ist  eine 
Frage,  die  wahrscheinlich  auf  Jahrzehnte  hinaus  nicht  praktisch  werden  wird. 
Vorläufig  ist  sie  als  unbedingte  Gegnerin  des  gansen  Systems  des  stehen- 
den Heeres  anzusehen. 

Von  den  anderen  Parteien  des  Reichstages  hat  die  bürgerliche 
Linke  sich  Jahrzehnte  hindurch  zwar  niemals  als  Gegnerin  des  Heeres 
an  sich,  wohl  aber  als  Gegnerin  der  meisten  Heeresverstftrkungen  gezeigt. 
Der  deutsche  Liberalismus  ist  seiner  Natur  und  seinem  Ursprung  nach  keines- 
wegs antimllit  iiistisch.  Im  Jahre  1848  war  sogar  die  Forderung  der  Schaf- 
fung einer  deutschen  Flotte  einer  der  Hauptpunkte  des  liberalen  Programms. 
Ei*st  die  sop^nannte  Konfliktszeit  von  1861  bis  1865  brachte  den  preußischen 
Liberalisiuus  in  eine  wenig  heeresfreundliche  Stimmung  hinein.  Bei  der 
Opposition  der  damaUgen  Fortschrittspartei  gegen  die  von  Bismarck  im 
der  Verfassungsverletzung  durchgeführte  Reorganisation  der  Armee 
handelte  es  sich  allerdings  weniger  um  eine  Opposition  aus  militärischen,  als 
vm  eine  solche  aus  verfassungsrechtlichen  Gründen.  Aber  es  blieb  bei  dem 
entschiedenen  Liberalismus  aus  diesen  Kampfesjahren  eine  Abneigung 
gegen  Heeresverstärkungen  zurück.  Dnhoi  handelte  es  '^ich  nie  um  einen 
grundsätzlichen  Widerstand,  sondern  ledighch  um  die  Frage,  wie  viel  und 
auf  wie  lange  zu  bewilligen  sei.  Man  hat  die  Sachlage  ziemlich  korrekt  so 
gekennzeichnet;  der  Freisinn  pflegte  alle  Neuforderungen  abzulehnen,  aber 
ein  Jahr  spftter  für  «e  einzutreten,  nachdem  sie  mit  Hilfe  der  Parteien  der 
Rechten  durchgegangen  waren. 

Im  Jahre  1893  spaltete  sich  die  bürgerliche  Linke  wegen  einer  Militftr^ 
vorläge.  Die  beiden  Volksparteien,  die  freisinnige  und  die  deutsche,  ver- 
harrton  in  ihrer  alten  Unlust  zu  NcubewilHgungon.  Die  freisinnige  Ver- 
einigung dagegen  ging  seitdem  Hand  in  Hand  mit  den  anderen  bürgerlichen 
Parteien,  d.  h.  sie  war  von  vornherein  mehr  geneigt,  miütärische  Neufordc- 
rungen  anzunehmen  als  sie  abzulehnen. 

Mit  dem  Tode  Eugen  Richters,  des  wie  in  allen  so  auch  in  militftrischen 
Dingen  sehr  kritisch  gerichteten  Ffihrers  der  freisinnigen  Volkspaitei,  be- 
gann die  Annttberung  seiner  Partei  an  den  militArfreundlichen  Standpunkt 
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der  froiBÜiDigen  Vereinigung.  Der  Konflikt,  in  den  im  Dezember  1906  dir' 
Rppiemng  mit  dem  Zentrum  und  der  Sozialdemokratie  wegen  einer  Roionial- 
fordorung  geriet,  vollpndoto  die  Rokohning  der  beiden  \'olk^paH<MMn  zu 
dem  Standpunkt  der  Uegierung  in  Heeres-  und  Flottenfragen.  Heute  gibt 
es  innerhalb  der  verschiedenen  Gruppen  des  Freisinns  keinen  Luterschied 
in  der  Auffassung  der  roilitfirisohen  Dinge  mehr.  Die  Regierung  kann  auf 
alle  freisinnigen  Abgeordneten  mit  derse&en  Sicherhett  rechnen  ipvie  auf  die 
Konservativen. 

Außer  den  43  sozialdemokratischen  i\bgeordneten  sind  als  Gegner  von 
Milif ärvorlaff'^n  fast  nur  noch  die  20  Polen  anzusehen,  dif  durrh  die  anti- 
pulnisciie  Politik  der  Regierung  in  die  Stellung  der  radikal-t»  [i  Opposition 
hineingedrängt  sind.  Da  der  Reichstag  397  Abgeordnete  zaiilL,  kann  also  die 
Regierung  bei  allen  Militftrlordenmgen  auf  eine  fast  sichere  Mehrheit  von 
weit  Ober  900  Abgeordneten  tiUilen. 

Die  Stimmung  im  Volk  deckt  sich  ungefähr  mit  der  im  Parlam^t.  Es 
gibt  natürlich  eine  Anzahl  von  Anhängern  der  Friedensbewegung, 
aueh  eine  H»^ihe  von  Friedensgesellschaften.  Aber  ihr  Einfluß  auf  die  ötTent- 
liche  Meinung'  ist  minimal.  Sie  agieren  fast  vullig  unter  Ausschluß  der  Öffent- 
lichkeit. Mau  liumut  sie  nicht  ernst.  Alles,  was  mit  der  Uaager  Friedens- 
konferenz susammenhtngt,  ist  für  weite  Volkskrdse  sum  Gegenstand  des 
Hohnes  und  Spottes  geworden. 

Dabei  ist  das  deutsche  Volk  alles  andere  eher  als  kriegslustig.  Von 
"kleinen  militärischen  und  alldeutschen  Zirkeln  al)gesehen,  wünscht  niemand 
eine  Machterweiterung  Deutschlands  im  Wege  der  Gewalt.  Die  Anhänger 
der  bürgerlichen  Parteien  sind  geradeso  iriedensfreundlich  wie  rlio  der  Sozial- 
demokratie. Man  fürchtet  einen  Krieg  nicht,  aber  man  sehnt  ihn  noch  viel 
weniger  herbei.  Sehr  schwere  Provokationen  würden  nötig  sein,  um  eine 
kriegsfreudige  Stimmung  zu  errielen. 

Trotz  der  allgemeinen  Friedensliebe  in  Deutschland  v^ird  die  Rüstung 
ununterbrochen  vorstärkt.  Das  legt  dem  Volke  ungeheure  tmd  immer 
wachsende  Lasten  auf.  Gerade  jetzt  beginnt  man,  auch  in  unbedingt  militär- 
freundlichen Kreisen  sich  zu  fragen,  ob  die  Lasten  in  diesem  Umfange  unbe- 
dingt notwendig  äind. 

Es  scheint  nicht  ausgeschlossen,  daß  die  Kostenfrage  zu  eioer 
Reyision  der  Anschauungen  weiter  Volkskreise  in  militärischen  Dingen 
führen  wird. 

Die  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte  sind  in  Deutschland  ungeheuerlich 
gestiegen.  Sie  betrugen  im  ei*stcn  Jahre  nach  Begründung  des  Deutschen 
Reiches,  1872,  nur  295  Mill.  Mark.  Dieser  Betrag  ist  bis  1891  auf  651  und 
bis  1908  auf  1350  MilUonen  gestiegen!  Davon  entfällt  rund  eine  Milliarde 
auf  das  Landheer,  der  Rest  auf  die  Marine. 

Die  wachsenden  Heereslasten  haben  zu  einer  wachsenden  Ver* 
schuldung  Deutschlands  geffihrf .  Das  Deutsche  Reich  begann 
1871  sein  Dasein  mit  dem  Aktivum  der  französischen  Kriegsentschädigimg 
von  4  Milliarden  Mark.  Nach  Deckung  aller  Kriegsunkosten  blieb  noch  ein 
sehr  beträchtlicher  Überschuß  ilbrig.  Trotzdem  wurde  bereits  1875  die  erste 
Anleihe  aufgenommen.  Seitdem  ist  kein  Jahr  verflossen,  ohne  daß  der 
Schuldenbestand  zugenommen  hätte.  Und  zwar  ist  der  Anleihebedarf  immer 
größer  geworden  und  hat  in  den  letzten  Jahren  regelmäßig  etliche  hundert 
Millionen  betragen.  Reute  hat  die  Schuldenlast  <Ue  vierte  Milliarde  schon 
llberschrittenl 
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Diesem  gewaltigen  Passivum  stehen  nur  verhältnismäßig  gerinj^fügige 
ziusb ringende  Vermögensobjekle  in  Gestalt  U»  i  F'ost-  und  Telegraphen- 
anstalten  und  der  Eisenbahnen  in  EbaB-Lothringen  gegenüber.  Der  Ckber* 
grofie  Teil  der  Reichascbulden  rührt  eben  von  den  Ausgaben  fflr  Heer  und 
Flotte,  d.  h.  für  nicht  direkt  produktive  Zwecke,  her. 

Die  Deckung  des  Reichsdefizits  orheischt  ein  Quantum  neuer  Steuern, 
das  schon  in  diosoni  Augenblick  '300  Millionen  Mark  beträgt,  in  wenigen 
Jahren  aber  das  iJoppelte  ausiuachou  wird.  Diese  Stcuersumme  aufzu- 
bringen, ist  das  Deutsche  Reich  bei  seinem  rasch  wachsenden  Wohlstand 
—  man  schätzt  die  jährliche  Kapitalzunahme  auf  2  Rfüliaiden  —  an  neb 
durchaus  imstande.  Doch  ergeben  sich  gerade  für  eine  umfassende  Finanz* 
reform  die  größten  praktischen  Scli\<  i  rigkeiten.  D  is  liegt  einmal  an  den 
verfassunpsrechllichen  Zuständen.  Wir  haben  es  ja  nicht  mit  einem  Ein- 
heits-  -nndern  mit  ein  ni  liundesslaat  tu  tun.  Die  Einzelstaaten  haben 
ihren  gesoiiderten  großen  Geldbedarf  und  wachen  eifersüchtig  darftber,  daß 
ilinen  die  besten  Steuerquellen,  die  direkten  Steuern,  reserviert  bleiben. 
Andererseits  ist  es  bei  der  Partttzeisplitterung  und  den  Parteigegensätzen  im 
Reichstag  sehr  schwer,  gerade  in  Steuerfragen  eine  Mehrheit  zu  gewinnen. 
Neue  Steuern  sind  immer  bei  einem  Teil  der  Bevölkerung  unpopulär.  Handelt 
OS  sich  um  so  große  Beträge,  wie  sie  jetzt  zur  Balancierung  des  Etats  nötig 
geworden  sind,  so  scheint  es  fa'^t  ijnmös?li('h,  eine  Übereinstimmung  zwischen 
Bundesrat  und  Reichstagsmelirheit  Ittivustellen. 

So  schleppt  sich  denn  das  chroniscii  gewordene  Defizit  zum  Schaden 
des  Kurses  der  deutschen  Anleihen  und  zur  Schädigung  des  Ansehens  des 
Deutschen  Reiches  vm  Jahr  zu  Jahr  fort,  ohne  daß  man  absehen  könnte, 
wie  es  besser  werden  soll. 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  begreiflich,  daß  man  in  Deutschland 
darüber  nachzudenken  beginnt,  ob  das  Gleir-hqrwirht  im  Etat  nicht  außer 
durch  \'ermehrung  der  Einnahmen  auch  zum  fi  il  dtirch  Verminderung  der 
Ausgaben  hergestellt  werden  könnte.  Kleine  Ersparnisse  fallen  natür* 
lieh  dabei  nicht  ins  Gewicht.  Im  großen  aber  kann  nur  bei  dem  weitaus 
größten  Ausgabeposten,  nämlich  dem  für  militärische  Zwecke,  gespart 
werden. 

Auszuscheiden  ist  da})ei  von  vornherein  der  Gedanke,  als  könnte  in  den 
nächsten  Jahren  eine  Beschränkung  der  Marineausp;ibpn  eintreten.  Deutsch- 
land hat  erst  sehr  spät  daran  gedaclit,  sich  piop  eines  Großstaates  würdige 
Flotte  zu  schaffen.  Sein  Ausfuhrhandel  und  damit  seine  überseeischen  Inter* 
essen  nehmen  so  rapide  zu,  daß  es  ein  unverantwortlicher  Leichtsinn  wäre, 
wenn  es  nicht  für  die  genOgende  Anzahl  von  Kriegsschiffen  sorgte.  Jeden 
Augenblick  kann  die  Bedrohung  deutschen  Eigentums  oder  deutscher  Staats- 
angehöriger in  irgendeinem  Teile  der  Welt  die  Anwesenheit  einer  deutschen 
Seemacht  erheischen.  Deshalb  muß  Hi-^  rlpntsrho  Flotte  so  stark  gemacht 
werden,  daß  sie  über  die  Aufgaben  dti>  KusLeiisehutzes  hinaus  leistungs- 
fähig wird  zur  Wahrnehmung  der  deutschen  Interessen  da,  wo  irgendein 
Konflikt  oder  auch  nur  die  Möglichkeit  eines  Konflikts  sich  ergibt.  Die 
Deutschen  denken  gar  nicht  daran,  ihre  Flotte  zu  ^em  Instrument  der 
Offensive  auszugestalten  oder  gar  mit  der  englischen  Flotte  wetteifern  zu 
wollen.  Was  sie  wollen,  ist  lediglich  der  Ausbau  der  Flotte  bis  zu  dem  Punkte, 
wo  der  Schutz  des  deutschen  HandoN  und  dr-r  deutschen  Kolonien  sicher- 
gestellt .scheint.  In  diesem  Willen  ist  jedoch  das  ganze  deutsche  Volk 
mit  Aüsuahme  der  Sozialdemokratie  einig. 
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Ganz  anders  steht  die  Sache  beim  L  a  n  d  h  e  c  r.  Deutschlaiui  ist 
zweifellos  die  größte  Landmacht  der  Erde.  Lange  hat  es  die  ungeheure 
Stärke  fleiner  Armee  tikr  eine  harte  Notwendigkeit  gehalten,  weil  es  gleich- 
zeitig einen  Angriff  von  Osten  und  von  Westen  erwarten  mußte*  Seit  dem 
russisch-japanischen  Kriege  ist  jedoch  die  Situation  total  verändert.  Die 
Gefahr  von  Osten  her  besteht  nicht  mehr.  Die  russische  Aniiee  hat  sich  als 
ein  weit  geringerer  Machtfaktor  hprausgcslcUt,  als  bisher  in  DtMitschland 
gerade  die  militärischen  Kreise  aiigenomineu  hatten.  Die  inneren  Zustände 
in  Rußland  sind  derart,  daß  es  auf  lange  hinaus  froh  sein  wird,  die  inneren 
Schwierigkeiten  nicht  noch  durch  ftußere  Verwicklungen  zu  vermehren. 
Ein  AngrifTskrieg  gegen  Deutschland  würde  die  Japaner  sicherlich  sofort 
wieder  auf  Beine  bringen.  Vor  allem  aber  gebricht  es  an  dem  „ner^-us 
rerum".  Mit  Müh  und  Not  wird  der  Staatsbankrott  hintangehalten.  Die 
Schuldenzinsen  können  nur  durch  immer  neue  Anleihen  im  Auslande  be- 
zahlt werden.  Nur  eine  jahrzehntelange  Kulturarbeit,  wie  sie  allein  der 
Friedenszustand  ermöglicht,  eröffnet  Rußland  die  Aussicht,  aus  dem  Zu- 
stand der  finanziellen  Zerrfittung  wieder  zu  dem  der  Ordnung  zu  gelangen. 

Rußland  kann  innerhalb  des  Zeitraums,  mit  dem  der  praktische  Poli- 
tiker überhaupt  rechnet,  keinen  groflen  Krieg  führen.  Es  ist  als  neutralisiert 
anzusehen. 

Österreich  und  Italien  sind  Deutschlands  Freunde.  Mit  der  Türkei  be- 
findet es  sich  in  so  guten  Beziehungen  wie  irgendein  anderer  Staat.  Eng- 
land kommt  als  Landmacht  nicht  in  Betracht.  Bleibt  also  nur  Frankreicli. 

Solange  der Reyanchegedanke  inFrankreich  nicht  ausgestorben  ist,  • 
mufi  jeder  deutsche  Staatsmann  mit  der  Möglichkeit  eines  neuen  deutsch- 
französischen  Krieges  rechnen.  Diese  Kriegsgefahr  schien  eine  wirkliche 
Bedrohung  für  Deutschland,  solange  Frankreichs  Bundesgenosse  Rußland 
als  erheblicher,  %venn  nicht  gar  als  ebenbürtiger,  Machtfaktor  mit  in  Rech- 
nung gestellt  werden  mußte.  Seitdem  Rußland  wegen  seiner  nunmehr  er- 
wiesenen Ohnmacht  ausgeschieden  werden  muß,  kommt  es  für  die  Fest- 
stellung der  für  Deutschland  nötigen  Kriegsrüstung  nur  noch  auf  den  Ver* 
^eich  nn't  Frankreich  an. 

Frankreich  aber  ist  an  der  Grenze  seiner  militärischen  Leistungsfähig- 
keit angelangt.  Das  liegt  an  dem  Stagnieren  seiner  BevölkonrngszifTor. 
Während  Deutschland  und  Frankreich  1870  ungefähr  dieselbe  Seelenzahl 
aufwiesen,  beträgt  heute  die  Bevölkerung  Franki'eichs  nur  39  Millionen, 
die  Deutschlands  dagegen  62!  Und  zwar  nimmt  Frankreich  jährlich  um 
höchstens  37000,  Deutschland  dagegen  um  mehr  als  800000  Seelen  zu.  Die 
Diffwenz  nimmt  also  derartige  Dimensionen  an,  daß  Frankreich  wohl  oder 
übel  gezwungen  ist,  das  Rennen  aufzugeben.  Schon  jetzt  kann  Deutschland 
eine  sehr  große  Zaiil  von  unbedingt  Tauglichen  gar  nicht  mehr  einstellen, 
während  Frankr*  irh  seine  gesetzliche  RekrutenzifTer  nur  dann  aufrecht  er- 
iiaiteu  kann,  wenn  es  auch  Mindertaugliche  einzieht.  Die  Folge  davon  ist, 
daß  Tausende  der  französischen  Rekruten  nachträglich  wegen  Dienstuntaug- 
lichkett  entlassen  werden  müssen. 

Dadurch,  daß  Frankreich  nunmehr  auch  die  zweijährige  Dienstzeit  ein- 
geführt hat,  hat  sich  das  Verhältnis  noch  weiter  zugunsten  Deutschlands 
verechohen,  zumal  die  zweijährige  Dienstzeit  in  Deutschlnni  fn  die  Kaval- 
lerie und  die  Feldartilierie  nicht  gilt,  in  Frankreich  dagegen  allgcniein  durch- 
geführt ist.  Frankreich  kaiui  seine  etatsmäßige  Friedenspräsenz  gar  nicht 
mehr  auf  die  Bdne  bringen.   Generalleutnant  z.  D.  v.  Pelet-Narbonne  be- 
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rechnet  den  Fohlbetrag  auf  41000  Mann.  Und  der  frühere  Oberst  Gädke 
kommt  in  seinen  Aufstrüunpcn  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  Friodenspräsenz 
Deutschlands  talsachlich  Ü25  000,  die  Frankreichs  nur  5880^30  Mann  um- 
faßt. Dabei  betragt  die  Zahl  der  Berufssoldaten  im  deutschen  Heere  41  000 
mehr  als  im  fraiiKAsischen,  was  militfiriacb  kaum  hoch  genug  zu  bewerten  ist. 
Außerdem  steckenin  der  francOeischen  Ziffer  noch 34000 Mann,  die  wegen  körper- 
licher Minderbrauchbarkeit  nur  zu  Hilfsdiensten''  (als  Schreiber,  Arbeiter, 
Krankenwärter,  Köche  usw.)  ausgehoben  sind,  also  als  Kombattanten  überhaupt 
nicht  in  Betracht  kommen.  Obschon  Frankreich  1  H%  der  Bevölkerung 
—  Deutschland  nur  1%!  —  aushebt,  ist  es  dennoch  an  Zahl  der  Truppen 
bereits  jetzt  Deutschland  erheblicli  unterlegen.  Im  einzelnen  zeigt  sich  das 
E.  B.  darin,  daß,  während  in  Deutschland  auf  das  Armeekorps  144  Ge- 
schütte kommen,  es  in  Frankreich  blos  92  sind.  Ob  zu  den  Quantitätsunter- 
schieden  auch  solche  der  Qualität  hinsukomroen,  darOber  will  ich  mir  kein 
Urteil  erlauben.  Doch  ist  dreierlei  jedenfalls  für  das  französische  Heer  be- 
denklich: einmal  die  geringe  Zahl  der  Berufssoldaten,  sodann  die  kurze 
Dienstzeit  für  Kavalhn-ie  und  reitende  ArtiüfM-ie,  und  schließlich  die 
Notwendigkeit  der  Einstellung  von  Peiiäouen  mit  zweifelhafter  Taug- 
lichkeit. 

Frankreich  leidet  unter  der  ungeheuren  Anspannung  seines  knappen 
MenschenmaterialB,  Deutschland  unter  finanziellen  Schwierigkeiten.  Ffir 
beide  Teile  wäre  es  ein  nationaler  Segen,  wenn  sich  das  Gewicht  der  Rüstung 
ein  wenig  vermindern  ließe.  Für  bdde  Teile  wftre  es  aber  auch  völlig  unbe- 
denklich, wonn  sich  fins  pari  passu  vollzöge. 

Die  Frage  ist  nur  die:  wie  denkt  man  sich  die  Formen  eines  solchen 
Vorganges?  Die  Haager  Konferenz  muß  dabei  völlig  ausgescliiedea  werden. 
Mail  kann  es  Großmächten  nicht  zumuten,  daß  sie  sich  von  irgendwelchen 
onbetrftchtlichen  exotischen  Staatswesen  durch  Mehrheitsbeschlüsae  vor- 
sebreiben  liefien,  wie  hoch  sie  ihre  Friedensprisenz  festsetzen  dürfen.  Über- 
haupt wird  sich  kein  mrichtiges  Staatswesen  von  irgend  jemand  in  die  Or- 
ganisation seines  Heeres  hineinreden  lassen.  Das  sind  Dinge,  über  die  jeder 
Staat  aus  eigener  Machtvollkommenheit  entscheiden  will.  Denkbar  wären 
nur  Vereinbarungen  über  die  Höhe  der  Heeresausgaben,  also  etwa  zwischen 
Deutschland  und  Frankreich  eine  Abmachung  des  Inhalts : 
„Wir  verpflichten  uns,  unsere  Ausgaben  für  das 
Landbeer  zunächst  nicht  zu  vermehren,  vom  Jahre 
so  und  soviel  ab  dagegen  sogar  um,  sagen  wir  10%, 
einzuschränken.  Weitere  Einschränk  untren  bleiben 

weiteren  Vereinbar  nngon  vorbehalte  n.'' 

Deutschland  als  der  Staat  mit  dem  stärkeren  Landheer  kann  die  Initia- 
tive zu  einem  solchen  Vorgehen  ergreifen,  ohne  sich  etwas  zu  vergeben.  Geht 
Frankreich  auf  den  Vorschlag  ein  —  um  so  besser.  Lehnt  es  ab,  was  frei- 
lich ein  merkwürdiges  Licht  auf  die  so  oft  von  ihm  beteuerte  Friedensliebe 
werfen  würde,  so  wäre  Deutschland  in  der  Lage,  auf  eigene  Faust,  wenn  auch 
natürlich  zimächst  in  bescheidenem  Mafie,  vorzugehm.  Seine  freiwillige 
Rüstungseinschränkung  würde  sicher  einen  gewaltigen  moralischen  Eindruck 
machen  und  die  friedensfreundliehe  Demokratie  in  Frankreich  so  stärken, 
daß  Frankreich  bald  denselben  Weg  beschreiten  müßte.  Genau  so  gut  wie 
die  Sozialgesetzgebung,  auch  ohne  internationale  Vereinbarungen,  durch 
ihr  blofies  Vorhandensein  propagandistisch  auf  andere  Staaten  einwirkt  und 
sie  zur  Nachahmung  anspornt,  so  wird  es  auch  mit  der  Rüstungsvermindenmg 
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gehen.  Die  Hauptsa«  li«^  ist,  daß  ein  Staat  ihm  Anfang  macht.  Bei  der  Flotte 
kann  das  nur  England  soin,  beim  Landheer  nur  Deutschland. 

Gedanken  ähnhch  der  hier  ^skizzierten  hat  zum  erstenmal  im  deutschen 
Reichstag  am  3.  Dezemher  1907  der  Abgeordnete  Gothein  ausgesprochen. 
Er  gehört  cur  freisinnigen  Vereinigung,  also  tu  einer  Gruppe,  die  stete  lu 
milttarischen  BewilUgungen  geneigt  war.  Um  so  grO0er  ist  der  moralisclie 
Wert  seiner  Ausführungen. 

Noch  ist  das  Echo,  dns  fsio  in  Deutschland  gefunden  haben,  gering.  .\ber 
die  Hauptsache  war  doch,  daß  überhaupt  ein  bürgerlicher  Abgeordnetor  don 
Mut  fand,  in  die  parlamentarische  Debatte  den  neuen  Gedanken  hineinzu- 
werfen. Er  wird  nicht  mehr  daraus  verschwinden.  Dafür  sorgt  seine  innere 
Logik,  gefördert  durch  die  andauernden  und  immer  stArker  wwdenden  finan- 
ziellen Verlegenheiten  des  Deutschen  Reiches.  Bd  den  Finanzreformdebatten, 
die  im  Herbst  im  deutschen  Reichstag  bevorstehen,  mrd  er  sicher  mit  ver^ 
stärkter  Wucht  wiederkehren.  Ob  und  wann  or  durchdringen  wird,  das 
hängt  zum  Teil  von  der  Aufnahme  ab,  den  er  in  Frankreich  fmdet.  Je  mehr 
dort  der  Chauvinismus  verdrängt  wird  durch  eine  praktische  Friedens- 
propaganda —  die  theoretische  macht  verzweifelt  wenig  Eindruck  —  um 
so  eher  werden  die  besonnenen  nationalen  Elemente  Deutschlands  es  durch- 
setsen  können,  daß  das  Deutsche  Reich  an  seinem  Teile  dem  internationalen 
Wettrüsten  ein  Ziel  setst. 
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X.  ENTWICKLUNGSTENDENZEN  DES  NATIONA- 
LISMUS UND  INTERNATIONALISMU& 

URCH  die  ganse  Menschheitgeschichte  sieht  rieh  wie  ein  roter 
Faden  die  Tendenz  zur  Bildung  immer  größerer  sozialer  Gruppen, 
deren  Mitglieder  untereinander  in  Solidarität  der  Interessen  und 
Gesinnung  verbunden  sind,  und  auch  heute  noch  finden  wir  all 
diese  Entwicklungsstufen  bei  wilden  und  halbwilden  Völkerschaften  vor. 
Für  die  Afridia  an  der  Nordwestgrenze  Indiens  ist  noch  heute  die  Familie 
oberste  soriale  Einheit,  die  in  ihram  Blookhame  eine  Welt  für  sich  Mldet 
und  mit  aUem  jenseits  Liegenden  auf  bestSndigem  Kriegsfuße  lebt.  Nur 
in  Zeiten  der  Bedrohung  durch  einen  auswärtigen  Feind,  wie  die  Engländer, 
schließen  sich  die  einander  bekämpfenden  Familien  des  gleichen  Tales' zu 
gemeinsamer  Verteidigung  zusammen.    Bei  den  Nomadenstämmen  Arabiens 
•wieder  finden  wir  die  Entwicklungsstufe  der  Stammessolidarilät  in  völliger 
Reinheit  wieder.  Innerhalb  des  Stammes  wird  jedes  Vergehen  mit  äußerster 
Httrte  bestraft,  während  Tdtnng  und  Beraubung  des  Stammesfremden, 
etwa  des  YorObersiehenden  Reisenden,  als  durchaus  eriaubt,  [a  als  ruhm- 
voll gilt.  Es  ist  noch  nicht  lange  her,  daß  die  dritte  Stufe  der  Solidarisierung, 
die  „Nation"  (als  Verbindung  der  sich  früher  bekämpfenden  Stämme)  in 
Deutschland  und  ItaHen  reale  Einheit  ward ;  und  während  heute  die  Völker 
Europas  sich  bereits  von  der  Stufe  des  Nationalgefühls  zur  Empfindung  der 
Menschheitssolidarität  zu  erheben  anschicken,  treten  die  Völker  der  Balkan- 
länder sowie  Chinas,  Japans  und  Indiens  eben  jetzt  in  die  Phase  hoch  gestei- 
gerten  Nationalempfindens  ein.  Das  Erwachen  des  schlummernden  Selbstbe- 
wußteeins  der  Inder  und  Chinesen,  dienen  erwachende  Lebenskraft  ihrer  Kultur 
äußert  sich,  genau  so  wie  bei  allen  anderen  aufstrebenden  Völkern,  vor  allem 
in  nationaler  Leidenschaft.  Die  fortschrittliche  Jugend  Chinas  kennt  keinen 
glühenderen  Wunsch  als  die  Stärkung  der  Wehrkraft  des  Reiches,  auf  daß 
es  den  andern  Völkern  ebenbürtig  werde.    Ebenso  steht  Japan  derzeit  auf 
einer  Entwicklungsstufe  der  nationalistischen  Soüdarit&tsempündung,  die 
in  Europa  bereits  Oberholt  ist,  und  sehi  leidenschaftlicher  Chawinismua, 
sein  kriegsrischer  Opfermut  bedeuten  bei  aDer  moralischen  und  ästhetischen 
Achtung,  die  man  ihnen  entgegenbringen  mag,  doch  eine  Bedrohung  jener 
Kulturgemeinschaft  mit  den  Völkern,  für  welche  das  kriegerische  Ideal 
seinen  Glorienschein  bereits  mehr  oder  minder  eingebüßt  hat.    Gehen  wir 
zur  Beurteilung  eben  dieser  Nationen  modemer  Hochkultur  über,  dann 
wird  uns  sofort  klar,  daß  sich  dieselben  in  einer  Übergangsperiode  befinden. 
Neben  den  internationalen  Idealen,  welche  die  Besten  beseelen,  wirken  die 
nationalen  Ideale  der  Massen  in  ungebrochener  Lebenskraft  fort.  Um- 
sohfamgen  vom  Krame  internationaler  Interessengemeinschaften  und  In- 
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stitulioncn  steh'on  die  Staaten  selbst  als  historische  Einheiten  in  nngtw  andeiter 
Stärke.  Bedeutsame  Kräfte  sind  all  überall  am  VVerlce,  die  nationalen  Kul- 
turen einander  anzugleiohen  und  zu  verschmelzen,  eine  einheitliche  Gesittung 
und  Kultur  der  menschlichen  Gattung  anzubahnen  und  andereraeits  inter« 
nationalt'  Zentralstellen  für  Justis,  Verwaltung  und  Gesetzgebung,  und  damit 
einen  die  Erde  umfassenden  Staatenbund  zu  entwickeln.  Aber  bedeutsame 
Energien  >^irken  dieser  Entwicklung  entgegen,  und  bis  zu  ihrer  Vollendung 
mag  es  noch  Jahrhunderte  Wöhren. 

Es  soll  Aufgabe  dieses  Aufsatzes  sein,  den  derzeitigen  Stand  der  inter- 
nationalen Bewegung,  alle  die  fordernden  und  hemmenden  Kr&fte  unparteiisch 
zu  untersuchen,  und  ich  will  zunAchst  die  Entwicldungslinie  zur  Staatan* 
Verbindung  (Bewegung  für  internationales  Recht,  Friedens-  und  antimili- 
taristische  Bewegung),  und  hierauf  die  wesentlich  andere  sozialpsychologische 
Entwicklungslinie,  die  sich  in  der  Synthese  der  nationalen  Kulturen  dar- 
stellt, betrachten. 

I. 

Die  meiner  Auffassung  nach  in  Wahrheit  entscheidungsvoOe  Entwick- 

limgslondcnz  zur  Bildung  internationaler  Inslitutionen 
tritt  in  der  Aufmerksamkeit  weiter  Kreise  gegenüber  anderen  Bestrebungen, 
die  scheinbar  unmittelbareren  Erfolg  versprechen,  stark  in  den  Hintergrund, 
nämlich  gegenüber  der  direkten  Bekämpfung  der  Kriege  nnd  ihrer  Werk- 
zeuge, der  Armeen,  sei  es  in  latenter  Weise  durch  Beförderung  allgemein  pazi- 
fistischer Stimmung,  sei  es  durch  tatkräftigen  Protest  gegen  den  Militarismus. 

Vier  Entwicklungskrfifte  sind  es,  die,  wie  mir  scheint,  in  dieser  Richtung 
wirksam  sind.  Zunächst  die  Stimmung  der  internationalen  Finanzkreise,  für 
die  jt'd»'  Störung  des  U'ellfriedens  eine  Unterbrechung  des  Welthandels,  eine 
Erschütterung  der  internationalen  Kr.  dit-  und  Geldverhältnisse,  und  somit 
einen  schweren  \^\'rteverhlst  liL-deutet.  Sie  treten  allüberall  und  zwar  nicht 
in  ideulugischer,  sondern  in  unmittelbar  praktisch  wirksamer  Weise  zur 
Beseitigung  drohender  Kriegsgefahr  auf,  oder  wirken  darauf  hin,  begonnene 
Kriege  so  schnell  wie  möglich  zu  beenden.  Ich  erinnere  diesbezfl^ch  an  die 
Anstrengungen  Europas  und  Amerikas,  zur  Beendigung  des  russisch -japa- 
nischen Krieges,  die  zur  Intervention  des  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten 
führten.  Dir  s-mi  Bemühungen,  w'clche  sich  keinerlei  ideelles  Mäntelchen  um- 
hängen, sondern  unniitluibar  vom  wohlverstandenen  Eigeninteresse  ausgehen, 
dankt  Europa  wohl  in  oi-ster  Linie  die  nunmehr  bereits  lange  Dauer  des 
Friedenszustandes  zwischen  seinen  Hauptnationen. - 

In  zweiter  Linie  ist  es  eine  Bevölkerungsschicht  am  anderen  Ende 
der  sozialen  Hierarchie,  die  Arbeiterschaft,  welche  in  allen  Kulturländern 
antikriegerisch  gesinnt  isl.  Sie  ninind  an  jenen  ideellen  Problemen  und 
materiellen  Interessen,  um  welelicr  W  illen  die  herrschenden  Kln-^sen  Krieg 
zu  führen  geneigt  sind,  nui  sehr  geringen  Anteil  und  au  kn  rseils  hat 
sich  in  der  Arbeiterschaft  der  verschiedenen  Länder  im  gleich  gerich' 
teten  Kampfe  gegen  das  internationale  Kapital  eine  Solidarität  der 
Interessen  und  Empfindungen  ausgebildet,  welche  jeden  Kampf  der  Arbeiter 
verschiedener  Länder  untereinander  verabscheuen  läßt.  Hierzu  tritt  dann 
noch  in  mehreren  Ländfin  der  innorpolitische  Interessengegensatz  z\visehen 
der  Arbeiterschaft  und  der  Armee,  welche  bei  Str<"ik9  und  Aufständen  stärkste 
Stutze  der  herrschenden  Gewalten  ist  (siehe  Aufsatz  von  Gustave  Herve  auf 
Seile  907).  Es  kanu  aber  wohl  trotzdem  dem  aufmerksamen  Beobachter  nicht 
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unsichtbar  Mciben,  daß  die  breiten  Maasen  der  Arbeiterschaft  vielfach  in  ihren 
Gesinnungen  nicht  ganz  so  weit  gehen  wie  die  Führer.  Erinnerungan  die  eigene 
MilitAneit  resp.  die  mitgemachten  Felcbsüge  und  ein  gewisiser  natiimalerGhattvi- 
nismue,  der  auch  in  diese  Schicliten  dringt,  wken  vielfach  entgegen.  Bd  den 
letzten  deutschen  Reichstagswahlen  und  den  jüngst  stattgehabten  französischen 
Gemeinde  wählen,  die  beide  im  Zeichen  des  Kampfes  zwischen  Patriotismus 
resp.  Kolonialpohtik  und  dem  Widerspruch  dagegen  standen,  hat  die 
sozialistische  Partei  Mandate  verloren  und  weniger  Zuwachs  an  Stimmen 
gehabt  als  bei  vielen  anderen  Wahlen,  wo  der  rein  ökonomische  Gegensatz 
zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern  auf  einen  weit  größeren  Kreis  der 
ersteren  unmittelbar  gewirkt  hat.  Sowohl  in  Deutschland  als  in  Frankreich 
ist  die  antimilitaristisehe  Strömung  in  der  sozialistischen  Arbeiterschaft 
heute  wohl  bereits  nicht  mehr  so  stark  als  vor  1  bis  2  Jahren.  Immerhin 
kann  dieselbe  noch  als  starker  Frif>densfaktor  gellen,  insbesondere  auch, 
da  die  Uegierung:en  mit  Recht  furchten,  daß  ein  unglücklicher  Kri^fr  den 
Arbeiteraufstand  in  den  eigenen  Hauptstädten  im  Gefolge  haben  wurde, 
wie  im  Jahre  1871  anläßlieh  der  Kommune  und  kürzlich  wieder  am  Schlüsse 
des  nusisch-japaniflchen  Krieges. 

Ein  dritter,  in  Zukunft  wohl  sehr  bedeutungsvoller  Faktor  der  Frie- 
densbewegung ist  die  Stimmung  der  Frauen,  die  aus  natOrlichem,  mensch- 
liebem  Empfinden  die  Greuel  des  Krieges  verabscheuen.  Heute  mag  ja 
diese  ihre  Stimmung  nur  indirekt  durch  Beeinflussung  der  öffentlichen 
Meinung  dei-  Männer  zum  Ausdruck  kommen.  Sowie  aher  nach  dem 
Muster  Ausiiaiiens,  Fiimlands  und  Norwegens  auch  die  europäischen 
Großmächte  das  Frauenwahlrecht  besitzen  werden,  was  ja  nur  mehr 
eine  Frage  der  Zeit  sein  kann,  wird  die  pazifistische  Gesinnung  der  Frauen 
auch  in  den  parlamentarischen  Körperschaften  machtvoU  zum  Ausdruck 
kommen.    Hier  liegt  eine  sehr  starke  Chance  der  Friedensbewegung. 

Last  not  least  sind  es  endlii  h  einllußreiche  und  führende  Kreise  der 
intellektuellen  Klassen,  welche  aus  allgemeinen  Gesichtspunkten  der  Knltur  und 
des  Gattungsfortschritts  für  die  Friedensbewegung  eintreten.  In  Deutsch- 
land ist  diese  liichtung  ja  überaus  schwach.  Die  Bismarckschen  Gedanken 
nationaler  Behauptung  durch  Anwendung  physischer  Macht  wirken  fort,  man 
glaubt  derzeit  noch  militärisch  stftrker  zu  sein  als  die  Nachbarn  und  wili 
sich  dieses  Vorteils  für  dm  ökonomischen  Kampf  um  Aufteilung  des  Welt- 
marktes nicht  begeben.  Immerhin  gibt  es  Kreise,  die,  wenn  nicht  aus  senti- 
mentalen oder  allgemein  ideellen,  so  doch  aus  praktischen  Gesichtspunkten 
heraus  eine  Verminderung  der  Militärlasten  emjift  hlen  {siehe  Artikel  von 
H.  v.  Gerlach  auf  S.  911),  und  die  zunehnieude  Demokratisierung  Deutsch- 
lands, der  wachsende  Einfluß  der  industriellen  und  fortschrittlichen  Kreise 
des  Westens  gegenflber  dem  straig  militfirisch  gesinnten  konservativen 
Junkertum  des  Ostens  wird  vielleicht  in  entfernterer  Zukunft  auch  in 
Deutschland  jene  pazifistische  Strömung  stArken,  die  in  den  Staaten  des 
Westens  so  machtvoll  geworden  ist. 

In  vorderster  Lijiie  unter  diesen  s{*'h\  wohl  Fiankreich,  in  dem  bloß  der 
jedes  iiolitischen  Einllusses  berauhte  A  Ii  1  und  gewisse  Gruppen  des  Klein- 
bürgertums auf  chauvinistischem  Standpunkt  verharren.  Nicht  bloß  die 
Arbeiterschaft,  s<Miidem  auch  weite  Schichten  der  Bauansehaft,  der  Indmtrie 
und  der  liberalen  Berufe  und  mit  ihnen  die  derzeitige  radikale  Mehrheit  der 
Vertretungskörper  und  die  Regierung  selbst  haben  sich  von  jener  Vergött- 
lichung der  Gewalt,  wie  sie  in  Deutsclüand  so  vielfach  tiblich,  durchaus  ab- 
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gewendet  und  bekennen  sich  zum  Ideal  der  MenscbheiUolidarität.  Nicbt 
dafi  sie  dabei  aafbArten,  patriotiflolie  Firaosoaen  xu  Min.  Aber  Ihr  Patriotiamtn 
wt  eben  sieht  mehr  aggressiy  auf  Erhöhung  der  eigenen  Macht  auf  Kosten  der 

Nachbarn  gerichtet,  sondern  er  erstrebt  die  volle  Entfaltung  der  hvnzösischen 
Nation  als  eines  integrierenden  Bestandteils  der  menschheitlichen  Kultur- 
gemeinschaft. Trotzdem  muß  konstatiert  werden,  daß  diese  Stimmunc^  vor 
wenigen  Jahren  noch  eine  allgemeinere  war,  da  selbst  der  Gedanke  einer 
Revanche  gegenüber  Deutschland  ganz  in  den  Hmtergrund  trat,  daß  aber 
da»  Eingreifen  Deutechlaiids  in  die  Maroickofirage,  das  offensielitlich  keinem 
vitalen  deutschen  Interesse  entsprach,  wieder  viel  alte  Erbitterung  geweckt 
hat.  Es  mögen  Jahre  notwendig  sein,  bis  sich  diese  wieder  legt,  und  die  fori- 
selirittliche  pazifistische  Strömung  sich  weiter  entfalten  kann. 

'  England  und  Amerika  sind  gleichfalls  jpdem  kriegerischen  Ideale  fremd ; 
sie  wünschen  friedlichen  Ausbau  ihrer  Ökonuiais  iien  und  politischen  Inter- 
essen und  möglichst  friedliches  Zusammenleben  laii  den  anderen  Völkern. 
Ihre  SteUungnahme  auf  der  Haager  Konferenz  hat  bewiesen,  daß  sie  für 
jeden  Vorschlag  der  RQstnngseinachrfinkung  resp.  der  Entecheidung,  von 
Streitf Allen  durch  Schiedsgerichte  statt  durch  Krieg  zu  haben  sind.  Ver- 
wandt gestimmt  sind  auch  die  übrigen  Großmiif  htn  mit  Ausnahtne  Japans, 
und  die  gosrhildpric  Einflußnahme  der  intellektuellen  Kreise  zugunsten 
der  Friedensbestrebungen  ist  überall  !m  Steigen. 

Die  Kräfte,  welche  der  Friedensbewegung  entgegenwirken,  amd  ^owubl 
ideeller  als  materieller  Art.  Wenig  einflußreich  xwar  sind  —  zu  mindest 
außerhalb  Deutschlands  —  die  philosophischen  Vertreter  des  Krieges,  die 
nach  Art  des  ehemaligen  Mitgliedes  des  österreichischen  Parlaments,  Dr.  Pattai, 
im  Kriege  ein  „Slahlbad"  erblicken,  das  da?  Volk  regeneriere.  Zahlreicher 
sind  jene,  wokhe  vom  Streben  nach  Revanche  für  ehedem  erUttenc  Unbilden 
ihres  Volkes  beseelt  sind  und  dieselben  in  einer  neuen,  sieg^'ollen  WalTentat 
zu  tilgen  suchen.  Die  Anbänger  des  Hevanchegedankens  für  die  ^Niederlage 
im  letzten  deutsch-franzOsischen  Kriege  sind  jedoch  in  Frankreich  minder 
zahlreich,  als  man  gewöhnlich  im  Auslände  annimmt.  Die  neuen  Ideale  der 
Brüderlichkeit  und  Solidarität  vertragen  sich  nicht  mit  dem  Durst  nach 
Rache.  Was  eine  immerhin  starke  Richtung  im  französischen  \'olke  beseelt, 
ist  nif'ht  sowohl  ein  Streben  an  Deutschland  Rache  zu  nehmen,  als  vielmehr 
d(  I  \\  ansch,  die  unter  fremder  Herrschaft  stehenden  Elsässer  und  Lothringer 
von  vermeintlicher  Unterdrückung  zu  befreien  und  mit  der  französischen 
Nation  wieder  zu  vereinen.  Viele  aber,  die  diesem  Wunsche  huldigen,  würden 
ihn  lieber  als  durch  Waffengewalt  auf  friedlichem  Wege  realisieren,  etwa  durch 
eine  politische  Urnwftlsung  in  Deutschland,  welche  die  Regierung  in  soiia- 
listische  Hände  legen  würde.  Durchaus  verwandt  dieser  Stimmung  ist 
die  Sympathie  weiter  Kreise  des  italienischen  V(  Ik*  ^  für  die  Irredenta  in 
Tirol  und  Triest,  ihr  Wunsch,  durch  friedhche  oder  kriegerische  Mittel  die 
italienischen  Provinzen  Österreichs  an  das  Königreich  Italien  anzugliedern. 

In  zweiter  Linie  mttssen  die  imperialistischen  Bestrebungen  Deutschlands, 
En^ands  und  Amerikas  als  Faktoren,  welche  der  Friedensbewegung  ent- 
gegenwirken, aufgefaßt  werden*  Indem  sie  ökonomische  und  politische  Macht- 
en-voitening  in  den  überseeischen  Ländern  ins  Auge  fassen,  müssen  sie 
naturgemäß  mit  der  Moghchkeit  rechnen,  selbe  auf  kriegerischem  Wege  zu 
erzwingen.  In  dieser  Richtung  scheinen  aber  die  jüngst  abgeschlossenen 
Kolonialabkommen  zwischen  England  einerseits,  Frankreich  und  Rußland 
andererseits  eine  Wendung  herbeiführen  zu  wollen.  —  Wenn  diese  neue 
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Tendenz  zur  allgemeinen  Geltang  gelangt,  dann  würde  die  imperialistische 
Kolonialpolitik  aus  der  Reihe  der  friedensfeindlichen  Faktoren  ausscheiden. 

In  dritter  Linie  konunt  diejSteUung  gemser  Intereesenienkreise  in  Frage, 
insbesondere  der  OffiderBkreiBe  in  Deutsehlend,  Rufiland  und  Fhmkraicli, 
welohe  Tom  Kriege  die  Möglichkeit  ehrenvoller  Betätigung  und  besseres 
Avancement  erhoffen,  sowie  der  Waffen-  und  SchifTsbauindustrien  in  allen 
europäischen  Ländern.  Diese  letzteren  ziehen  ans  den  Kriegsrüstungen  un- 
mittelbare sehr  bi  flf  Utende  finanzielle  Vorleiie;  sie  sind  daher  geneigt  und 
haben  niemals  mit  Geldmitteln  gekargt,  um  eine  lebhafte  populäre  Agitation 
zugunsten  kriegerifleher  Stimmimg  nnd  ROsInngsrermehrung  su  entfooben. 
Dieser  Widerstand  gegen  die  FHedensbewegung  kann  durch  keinerlei 
ideelle  Argumente  gebraehen  werden,  mit  ihm  kann  es  nur  Kampf  und 
kttne  Vermittlung  geben. 

Überblicken  wir  so  all  die  positiven  und  negativen  Kräfte,  so  kommen  wir 
zum  Ergebnis,  daß  wohl  sehr  bcd*'utsarne  Kräfte  gegen  t achsächlichen  Aus- 
bruch von  europäischen  Kriegen  wirksam  sind,  daß  jedoch  wichtige  Kreise, 
die  vor  dem  Kriege  selbst  immerMn  Bedenken  haben,  Interesse  an  der  vollen 
AnfreehterhaHnng  der  KriegsrOstnng  nnd  damit  Verhindenmg  solcher  inter* 
nationaler  Maßnahmen,  welche  diese  Überflteig  machen  würden,  besitzen. 
Insbesondere  in  Deutschland  sind  die  Gegner  der  Friedensbewegung  heute 
übermärhtie.  und  anrrrpirhts  der  gewaltigen  militärischen  Stellung  des 
Deutschen  Heiches  kann  kein  anderer  Staat  es  wagen,  ohne  ein  Einver- 
nehmen mit  Deutschland  im  Siime  der  Rüstungseinschränkung  vorzugehen. 
Alle  noeh  eo  weit  blickenden  nnd  scharfainnigen  Vorschläge  nach  dieser 
Richtung  scheinen  mir  daher  wenig  Aussicht  auf  praktische  Erfüllung  zu 
haben.  Eine  Einschrfinkung  der  Rüstungen,  wie  sie  England  auf  der  Haager 
Konferenz  empfahl,  scheint  mir  der  Festlegung  eines  internationalen  Rechts- 
zustandps  nicht  vorangehen,  sondern  bloß  nachfolgen  SU  können 
(siehe  Artikel  von  Oberst  Le  Marchand  auf  S.  fK)6). 

'Alle  reale,  von  Utopie  freie  iiollnung  auf  Ersetzung  des  „bewaifneten 
Friedens"  der  Gegenwart  durch  einen  wahrhaft  permanenten  Friedens- 
sustand muß  sich,  glaube  ich,  auf  die  fortschreitende  Entwicklung 
internationaler  Behörden  und  internationalen  Rechts  konzentrieren.^ 
Freilich  kann  es  sich  da  nicht  um  Jahre  oder  Jahrzehnte,  sondern 
nur  um  weilausblickende  Zeitläufe  handeln.  Ein  Kulturfortschritt  von  so 
überwältigender  Bedeutung  wie  ihn  die  Ausschaltung  der  Gewalt  aus  dem 
Völkerverkehr,  die  Ausdehnung  der  Rechtssphäre,  die  ehedem  auf  den  Stamm 
beschrftnkt  war,  und  heute  fttr  den  Staat  gilt,  auf  die  ganze  Menschheit,  die 
Umwandlung  der  Mittel  des  Dasdnskampfes,  die  bislang  noch  Lcbensver^ 
nichtung  in  sich  begriffen,  und  dereinst  bloß  ökonomischer  und  ideeller  Natur 
sein  werden,  in  sich  begreifen,  bedarf  auch  geschichtlicher  Zeitrftume  zu  seiner 
Erfüllung. 

Die  Tendenz  ist  jedoch  schon  heute  unverkennbar.  Seit  einem 
halben  Jahrhundert  wurde  eine  ganze  Reihe  von  internationalen  Behörden 
geschaffen,  zuerst  im  Jahre  1864  das  Amt  für  Messung  der  Erdgrade  mit  dem 
Sitze  in  Potsdam;  dann  im  Jahre  1875  das  internationale  Amt  für  Maße  und 
Gewichte  zu  Paris  und  später  im  selben  Jahre  das  Zentralbureau  des  Welt- 
postvereins zu  Bern.  Seither  sind  noch  viele  andere  internationale  Ämter 
für  Patentschut5^  und  Autorrechte,  für  Arbeiterschutzgesetzgebung  und  für 
internationale  Kegeiung  der  Zuckerindustrie  (zu  Brüssel)  begründet  worden. 
Besonders  dies  letztere  scheint  mir  von  charakteristischer  Bedeutung,  weil 
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seine  Begründung  einem  der  verlustreichsten  ökonomischen  Kriege  der 
Gegenwart,  der  uberbietiuig  der  enuelnen  suokerexporüerendeii  SUuiften 
durcb  stets  höher  und  hoher  fixierte  ExportpriUnien  ein  Ende  bereitet  hat 
Auf  diesem  Felde  haben  wir  tatsächlich  bereits  eine  internationale  Ver- 
waltungsbehörde vor  uns.    Hierzu  kamen  in  jüngster  Zeit  die  Schieds- 
gerichtsh^^ff  im  Haag,  welche  zu  wiederholten  Malen  R^eht  zu  sprechen  , 
Gelegenheit  fanden,  und  insbcsonrlere  dufh  ihre  Entscheidung  cies  Nordsee-  ' 
Zwischenfalles  zwischen  England  und  iiuüiand  den  tatsächlichen  Aus- 
bruch eines  Kriegies  wirksam  verhindert  haben.  Neben  diesen  werdenden 
internationalen  Verwaltnngs*  und  Jnstisbehörden  finden  wir  im  .«Euro* 
päischen  Konzert",  das  bis  vor  knrsem  über  die  Geschicke  d*  i  Türkei 
entschied,  in  der  Algeciras-Konferenz,  welche  die  Angelegenheiten  Marokkos 
regelte,  und  im  internationalen  Vorgehen  anläßlich  des  Boxeraufstandes  i 
in  China   und  noch   bei   vielen  andern  Gelegenheiten,   die  ersten  An- 
sätze einer  internationaiea  Exekutive.    Dieselbe  besitzt  sogar   ein    ge*  ' 
wisses  Gewohnheitsrecht  und  eine  gewisse  Stabilit&t,  indem  sie  ffir  euro* 
-'  päische  Angelegenheiten  aus  den  sedis  europftischen  GroBmftohten  Deutach- 
land,  Frankreich,  England,  liaUen,  Österreich,  Rußland,  für  andere  okzi* 
dontale  Angelegenheiten  aus  denselben  Mächten  mit  Einschluß  Amerikas,  und 
endlich  für  asiatische  Fragen  aus  den  acht  Wclttnachten  (die  oben  genanntea 
mit  Einscliluß  Japans)  besteht.    Auch  die  Anfänge  internationaler  gesetz- 
gebender Körperschaften  &iud  einerseits  auf  den  Haager  Konferenzen,  die 
dne  Reihe  internationaler  Redilsnormen  festlegten,  andererseits  in  den  inter- 
parlamentarischen Konferensen,  in  den  intemationalai  sosiaHstischeii  Kon* 
gressen  usw.  unverkennbar.  AU  diese  Institutionen  werden  sich  unter  dem 
Einfluß  dor  mit  jodom  Jahrzohni  intensiver  werdenden  Interessengemein- 
schaft der  Kuituri  iiHirr  mehr  und  mehr  ausbilden.  Je  innigrr  die  Beziehungea 
zwischen  ihnen  werden,  je  mehr  die  ganze  Eule  ein  eiti/.iiri';^  Wirtschafts-  und 
Kulturgebiet  wird,  desto  mehr  verlangen  ungezählte  1  lagen  eine  internatio- 
nale juridische  Regelung,  und  internationale  Verwaltungs-  und  JustasbebOrden 
werden  notwendig.  Die  Weiterentwicklung  muß  und  iM,  sohliefiHch  lo  einer 
einheitlichen  Organisierung  aller  dieser  intranationalen  Behörden,  zur  förm-  I 
liehen  Föderation  der  Kulturstaaten  führen:  und  eben  dieser  interna tionnl<^n 
Justiz-  und  Exekutivbehörde  wird  die  Entscheidung  aller  Streitfragen  zwi- 
öciien  den  einzelnen  Staaten  obliegen,  genau  so,  wie  etwa  heute  Senat  und  i 
Repräsentantenhaus  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  die  Streitfragen 
zwischen  den  einzelnen  Staaten  des  Bundes,  oder  der  deutsche  Bundesrat  I 
eventuelle  Streitfragen  zwischen  den  deutschen  Bundesstaaten  entscheidet 
rrap.  entscheiden  würde.   Wenn  diese  Entwicklung  an  ihr  Ziel  gekommen, 
wird  für  die  einzelnen  Staaten  die  Notwendigkeit,  ja  auch  nur  Zul&ssigkeit, 
ihre  bisherigen  Armeen  beizubehalten,  entfallen.    Militärische  und  Polizei- 
kräfte der  gesamten  Föderation,  die  ja  zunächst  noch  manchem  außenstehen- 
den, halb  beu'barischen  Staate  gegenüberstehen  mag,  werden  an  ihre  Stelle 
treten  und  für  Aufrechthaltung  des  Friedens  im  Innern  der  Föderation  und 
Schutz  derselben  nach  aufien  sorgen.    Nur  für  Aufrechthaltung  der  Ruhe 
im  Innern  der  einzelnen  Staaten  werden  wohl  auch  weiter  noch,  wie  es  heute 
in  den  einzelnen  Staaten  der  amerikanischen  Union  der  Fall,  selbständig"* 
Staalsniilizen  resp.  Armeen  von  geringer  Stärke  bestehen  bleiben.  Dru  mier- 
nationalen Verwaltungs-,  Justiz-  imd  Exekutivbehörden  wird  dann  natur- 
gemäß auch  ein  Parlament  der  Staatenföderation  zur  Seite  treten  und  «die 
jene  Angelegenheiten,  welche  den  Terbündeten  Staaten  gemeinsam  sind,  in 
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einheitlicher  Weise  regeln.  Mag  aii  dies  heute  noch  als  Utopie  erscheinen, 
die  Entwicklungstendenz  geht  unzweideutig  in  dieser  Riebtunj^und  nur  Ober 
die  notwendige  Zeitspanne  bis  sn  ihrer  ErfOUnng,  ob  Jabraehnte  oder  Jahr» 
hunderte,  kann  ein  Zweifel  besteben. 

II. 

Jenseits  all  dieser  Entwicklung  der  Tatsachenwelt  gehl  die  sozial-psycho- 
logische Entwicklung  vor  sich,  welche  in  Wechselwirkung  und  gegenseitiger 
Befruchtung  der  nationalen  Kulioren  eine  MensebheHskiiliiir  za  schaffen  im 
Begriffe  bt.  Die  ^e  ist  klein  geworden  in  diesen  leisten  Jabrsefanten; 
Bahnen,  Dampfschiffe,  Welthandel  und  Telegraph  haben  uns  aller  Femen 
spotten  gelehrt,  Länder  und  Völker  näher  aneindergerückt,  ihr  Wohl  und 
Wehe,  ihr  Gedeihen  und  ihre  Kultur  in  innige  Beziehimg  zueinander  gebracht. 
Die  Zeitungen  berichten  alltäghch  von  den  politischen  Begebenheil en  in  allen 
Erdteilen,  Revuen  wie  die  vorliegende  suchen  über  den  Schein  des  läge» 
hinaus  das  innere  Wesen  fremdlfindiseher  Zlvilisatiim  danulegen,  die  80ila]«i 
Erfahrungen  aller  Volker  Lander  nutibar  zu  maehen.  So  werden  viele 
Ideen  Gemeingut  aller  Völker,  viele  soziale  Reformen  greifen  vom  einen 
Lande  in  das  andere  über,  ideelle  und  soziale  Gemeinsamkeiten  entstehen. 
In  zweiter  Linie  schafft  der  Welthandel  selbst  andere  Gemeirtschaften  mate« 
rieller  Natur.  Die  europäische  Kleidung  verhrpitet  sich  immer  mehr  aber 
die  Erde;  in  Japan  hat  sie  sich  unter  den  gebildeten  Klassen  überall  ein- 
gebürgert, in  Qima  wurde  ein  Antrag  auf  EinfOhrung  eun^lischer  Kleidung 
naeli  japanischem  Muster  allwdings  im  MinisteiTate  abgelehnt,  mag  aber 
später  durch  die  Macht  der  Entwtddung  unabhfingig  vom  Regierungswollen, 
trotzdem  sich  erfüllen.  Ebenso  werden  die  Lebensgewohnheiten  der  gebildeten 
Kreise  aller  Völker  einander  immer  ähnhcher,  Kochkunst  und  Mode,  Kinder- 
erziehung,  Stellung  der  Frau,  Sitten  und  Gewohnheiten  weideu  stets  gleich- 
artiger. So  kann  heute  schon  von  uuLionalen  Sitten  im  Tagesleben  der  ge- 
bildeten Klassen  des  Westens  kaum  mehr  gesprochen  wefden,  und  aueh  die 
ncNsh  Torhandene  Scheidimg  der  Lebensgewohnheiten  swischen  Ost  und  Wesl 
wird  von  Tag  zu  Tag  geringer.  Auch  die  großen  Wanderungen  unseres  Jahr- 
hunderts müssen  als  bestimmende  Faktoren  hierher  gezählt  werden.  Die 
amerikanische  Kultur  ist  aus  einer  Synthese  aller  europäischen  Kulturen 
hervorgewachsen,  die  immer  mehr  sich  ausbreitende  Gewohnheit  des  Reisens 
bringt  jeden  Einzelnen  in  BertUmmg  mit  der  Zivilisation  und  den  Gewöhn« 
lieiteii  der  fremden  Völker. 

Eine  Sehioht  vor  allem  hat  sich  in  allen  Kuituislaaten  durchaus  parallel 
entwickelt,  ihre  Psychologie  ist  in  Wahrheit  uniTersell.  Ich  meine  die  Arbeiter* 
Schaft.  (Siehe  meinen  Aufsatz  in  Heft  6  dieser  Zeitschrift.)  Auch  in  Län* 
dem,  wo  Bauernschaft  und  Kleinbürgertum  noch  ausgeprägte  National- 
gewühnheiten  beibehalten  haben,  hat  die  Arbeitr  i-schaft  doch  genau  die  gleichen 
Züge  des  Fabriksmilieus  angenommen,  die  wii*  uberall  wieder  treffen,  und  auch 
ihre  Gesimkung  ist  flborwiegend  international.  Des  fernem  darf  das  stAndige 
Fortwirken  eines  Faktors  nicht  vergessen  werden,  der  allerdingi  bereits  seil 
Jahrtausenden  tätig  ist,  nämlich  der  universellen  Religionsgemeinschaften* 
Wo  immer  z.  B.  die  katholische  Kirche  gebietet,  erzeugt  sie  ein  gewisses  sozial* 
psychologisches  Milieu,  und  ihre  Missionare  triieen  dasselbe  in  jüngster  Zeit 
auch  in  die  Land.r  Asuns  und  Afrikas.  Wichtiger  noch  für  unsere  Untersuchung 
ist  der  Internationalismus  der  Wissenschaft  und  ihrer  Vertreter.  In  welchem 
Lande  immer  ein  modeioer  Gelefarter  wirken  mag,  er  muß  steh  die  haupt* 
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sächlichsten  Forschnn^'i'u  all*  r  andern  Völker  auf  seinem  Spezialgebiete  an- 
eignen. Und  eben  dieser  gemeinächallüche,  wissenscliaftliche  Besitz  kon- 
stituiert dnen  bedeatMXXMn  Eokstein  der  werdendea  Meofiohbeitskiiltiir. 

Die  eatgegenwirkenden  Krifte  sind  naturgemäß  weitaus  minder  be- 
wußter  und  brutaler  Art  als  gegenüber  den  oben  erwäbnten  Kräften  d» 
Fried onsbewe^nj^.  Die  intrmationalp  Angleichung  der  Seelen  und  Köpfe 
goht  so  allmöhlirh  und  naturgesetzlich  vor  sich,  es  «^ibt  so  wenijr  Angriffs- 
punkte. ri;ilj  sie  wohl  beklagt,  aber  kaum  bekämpft  werden  kann.  Am 
stärksten  ist  nocb  der  Widerstand  in  jenen  alten  Kulturländein,  die  auf  eine 
mhmToUe  geschichtliche  Tteditiom  surllokblicken  und  sich  dem  Auslände 
überlegen  dflnken.  In  ihnen  ist  vielfach  die  Kenntnis  iiremder  Spraohen 
minder  verbreitet  als  in  den  Peripherielftndem  der  Kultur,  und  die 
Bekanntschaft  mit  den  kulturellen  Emingen«?ehaften  des  Auslandes  min- 
der intensiv.  Man  sucht  eifersüchtig  und  mit  Stolz  die  Besonderheiten 
der  jahrtausendealten  Gesittung  zu  bewahren,  und  wenn  dieses  Be- 
streben auch  in  den  materiellen  Sphären  der  Kultur  wenig  Erfo^  haben 
mag,  so  ist  es  doeh  um  so  mächtiger  in  allen  Besiehungen  idecDer  Kultur. 
Ich  bin  daher  gegenOber  dem  Erfolg  aller  Bestrebungen,  die  nationalen 
Sprachen  durch  eine  Weltsprache  zu  ersetzen,  Oberaus  skeptisch,  und  auch 
der  praktische  Wert  einer  Hilfsspraehe  für  internationale  Beziehungen,  wie 
des  Esperantos  erscheint  mir  sehr  fm^^Hch.  (Siehn  Artikel  von  L^on  Bollack 
auf  S.  977.)  Eine  solche  Hilfssprache  konnte  wiikliehen  Nutzen  nur  gewähren, 
wenn  man  sicher  wäre,  sich  mit  sehr  vielen  Mitgliedern  fremder  Völker  in 
ihr  verständigen  su  können,  aber  gerade  einer  solchen  Maseenverbreituiig  steht 
der  Umstand  gegenOher,  daß  internationale  Vermittlungasprachen  beute 
schon  tatsächlich  bestehen  und  als  solche  historisch  geworden  sind,  auf  dem 
Festlande  von  Europa  das  Französisch^^  (in  den  westlichen  Grenzgebieten  der 
slavischen  Rasse  und  in  Nord-Europa  das  ])ent^<ehe),  in  den  Küstenländern 
(If?^  Mitteliiieeres  und  in  Süd-Amerika  gleichfaiist  das  Französische,  in  Nord- 
Anienka,  Afrika,  Süd-  und  Ost-Asien  das  Englische.  Wer  diese  drei  Sprachen 
beherracht,  kann  schon  heute  fast  die  ganze  Erde  bereisen  und  sich  Oberall 
leicht  yerständlich  machen.  Doch  sei  dem,  wie  ihm  sei,  die  alten  Nationale 
sprachen  werden  sich  jedenfalls  im  innem  Leben  der  Völker  als  Ausdrucks* 
mittel  ihres  kulturellen  Lebens,  wenn  nicht  für  immer,  so  doch  für  lange 
Jahrhunderte  behaupten,  und  damit  ist  auch  der  selbständige  Bestand  von 
Nationalkulturen  gewährleistet.  Nur  werden  diese  eben  immer  mehr  und 
mehr  gewisse  Bestandteile  der  werdenden  Weltkultur  in  sich  aufnehmen  und 
SU  bloßen  Nuancen  und  Abtönungen  der  letsteren  werden.  Um  eine  mecha- 
nieche  Mieobung  der  einzehken  Kulturen  kann  es  sich  hier  freilich  nicht 
Es  vollzieht  sich  vielmehr  ein  Prozeß  der  Auslese  all  der  vorsfl^obsten  Eigen- 
schaften der  einzelnen  Völker,  welche  sieh  den  andern  Völkern  mitteilen  und 
so  zu  Bestandteilen  der  Menschheitskullur  werden.  Auf  eben  diesem  Prozesse 
müssen  unsere  bedeutsamsten  Hoffnungen  für  die  Zukunft  der  Gattung  be- 
ruhen, von  ihr  können  wir  eine  wahrhafte  llöherhebung  der  Zivili^aliou  er- 
warten* 

Amerika  hat  die  Mögiichkmten  der  materiellen  Güterproduktion  in  tech- 
nischer und  kommerzieller  Hinsicht  in  beispielgebender  Weise  ausgebildet, 

Australien  zeigt  der  W^elt  neue  soziale  Institutionen,  welche  die  industrielle 
Artnrrhio  beseitigen,  die  Lage  der  Arbeiterschaft  und  vor  allem  der  arbeitenden 
Frauen  m  entscheidender  Weise  verbessern.  Indien  zeigt  uns  neue  iMöglich- 
keiten  religiöser  Verinnerlich ung,  China  eine  eigengeai  tete  positivistische 
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Kultur,  und  Japan  neue  Motive  der  Kunst  in  der  Darstellung  der  Poesie  der 
Natiirwesen.  Von  Norwegen  kommen  uns  neue  Erleuchtungen  modemea 
Seeleniebens,  aus  Rußland  begeisternde  Erzählungen  vom  Ide€dismus  seiner 
Freiheitskämpfer.  England  zeigt  der  Welt  die  sozialen  und  moralischen 
Segnungen  des  Prinzips  der  Freiheit  und  Selbstverwaltung»  Frankreich  und 
DentacUand  sind  beispielgebend  in  so  viden  Benelmngeii  der  Kultur.  Mehr 
und  mehr  werden  die  Völker  einander  ihr  Bestes  zeigen,  mehr  und  mehr 
mrerden  diese  beispielgebenden  Züge  all  den  Nationalkulturen  einverleibt 
•werden  und  so  jenen  Hintergrund  synthetischer  Menschheilkultur  bilden,  von 
dem  sich  die  spezifischen  Nationalkulturen  abheben.  Gerade  durch  diesen 
Weiterbestand  der  nationalen  Zivilisationen  wird  den  Völkern  dm  Möglich' 
keii  an  die  Hand  gegeben,  auch  weiterhin  eigengeartete  kulturelle  Schöpfungen 
ins  Leben  su  rufen  und  den  andern  Völkern  nütiuteOen;  aber  sie  werden 
doch  stets  auf  dem  gesicherten  Kulturbesits  der  Gattung  ihre  neuen  Werin 
errichten.  So  scheint  mir  eben  jenes  Kompromiß,  das  sich  in  der  Wirklichkeit, 
vor  imsern  Augen,  zwischen  der  synthetischen  Wellkultur  und  den  fortlebenden 
Nationalkulturen  vollzieht,  die  aUergünstigste  Möglichkeit  für  den  Gattung- 
fortscbritt  zu  sein. 
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POLITISCHE  ENTWICKUMi 

DR.  ROBERT  SCHEU,  WIEN:  DIE  KULTURPOLI- 
TISCHE GESELLSCHAFT  IN  WIEN. 


OR  einiger  Zeit  wurde  im  Osterreichischen  Unterrichtsministeritim 
eine  sensationelle  Enquete  über  die  Reform  der  Mittelschule  abge- 
bnltcn,  an  welcher  hervorragende  Gelehrte,  Abgeordnete,  aktive  und 
gowt  sene  Minister,  Schulmänner,  Vertreter  öffentlicher  Korporatio- 
nen und  Xoivinf  teilnahmen.  Der  Eindruck  dieser  Enquete,  in  welcher  eine  über- 
aus gründliche  und  vollkommen  aufrichtige  Auseinandersetzung  über  die  pe- 
atehoiden  Sohulnistfinde  stattfand,  war  ein  bedeatender.  Sie  seUoß  mit 
dnem  Resum6  des  MinisterB,  in  weldiem  er  die  Neogestaltung  der  Bfittel- 
schide  für  unaufochiebbar  und  spruchreif  erklärte  und  gleichzeitig  das  Ver- 
sprechen abgab,  ungesäumt  und  energisch  an  die  Verwirklichung  jener  Forde- 
rungen zu  schreiten,  welche  sich  aus  den  Beratungen  der  Enquete  als  com- 
munis opinio  ergeben  hatten.  In  dieser  Enquete  gipfelte  die  beispiellos  mäch- 
tige und  leidenschaftlich  bewegte  Schuireformdebatte,  deren  Zeugen  wir  in 
Österreich  jetzt  sind.  Eröffnet  und  ins  Rollen  gebracht  wurde  diese  Bewegung 
aber  im  Vorjahr  gleiohf aDs  durch  dne  Enquete,  die  Ton  einem  privaten  Verein 
Teranstaltet  war  und  gewissermaßen  das  Vorbild  der  ministeriellen  Enquete 
gewesen  ist.  Es  war  dieKulturpolitischeGesellschaftin  \Vien, 
welche  in  einer  zwei  volle  Monate  tagenden  öffentlichen  mündlichen  Beratung 
von  mehr  als  60  Experten  aller  Berufskreise  vor  etwa  3000  Besuchern  das 
Schulproblem  nach  allen  Richtungen  hin  durchgearbeitet  hatte*). 

Schon  vor  zehn  Jahren  hatte  sich,  gleichfalls  im  Hinblick  auf  eine  ins 
Leben  m  rufende  knltuiiiolitisohe  Bewegung  eine  kleine  Gruppe  yon  Intel- 
lektoellea  In  Wm  tusammengefunden,  welebe  die  Reform  der  Mittelschale 
an  die  Spitze  ihrer  Aktionen  stellte,  und  der  Schreiber  dieser  ZeUen  war  es» 
der  damals  als  erster  diesen  Ruf  erhob  und  die  Notwendigkeit  einer  Reform 
mit  den  Ansprüchen  des  modernen  Lebens  begründete.  Die  Schulreform  ist 
aber  durchaus  nicht  der  einzige  Programmpunkt  der  Kulturpolitischen  Ge- 
sellschaft, auch  ist  es  nicht  das  erste  Mal,  daß  die  Aktionen  dieses  Vereins 
die  MfentUohe  Aufoierkiamkdt  auf  tkk  neben. 

Das  Programm  der  Gesellsehaft  beruht  auf  folgenden  Grundgedanken: 
Es  gibt  zu  jeder  Zeit  gewisse  spruchreife,  dringende  Reformen,  Ober  deren 
Notwendigkeit  und  Nützlichkeit  trotz  aller  Kleyen-  und  Standesgegensätze 
überwiegende  Einigkeit  herrscht.  Trotzdem  geschieht  nichts  zu  ihrer  \*er- 
wirklichung  weil  zufälligerweise  kein  spezielles  Interesse  einer  politischen 


Die  Protokolle,  2  Bände,  sind  bei  Moritz  Perles  in  Wien  erschienen.  Der 
erste  Band,  „Schülerbriefe  über  die  Mittelschule"  enUiält  die  schriftlichen  Äuße- 
rungen der  Experten.  Der  zweite  Band,  320  Seiten,  das  Protokoll  der  mündlichen 
Venandhrngso. 
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Partei  an  die  Durchführung  der  Reform  geknüpft  Gerade  die  allgemeine 
Anerkennung  des  Bedürfnisses  erweist  sich  vielmehr  häufig  als  Hinder- 
nis, weil  die  politischen  Parteien  gewöhnlich  ein  größeres  Gewicht  darauf 
legen,  ihre  Gegensätze  zu  betonen,  als  sich  zu  gemeinsamer  Arbeit  zu  Ter- 
enugen.  Derlei  driiigende  GegeoBtände  bleiben  daher  imerle^  EsempfieUt 
flieh  flomit,  dne  Oi^;aiiisation  yon  Menschen  su  aehaffen»  welche  derartige 
Fragen  prinzipiell  In  den  Vordei^grund  rücken  imd  systematisch  zum  Be- 
wußtsein bringen.  Ah  ^cignetstes  Mittel  hierzu  bPtriRrhfpn  die  Kultur- 
politikrr  dio  Form  IfT  Eiiquotf^:  Taf^nrbfTierhebung  und  darauf  !pp(7ründete 
Aussprache,  Konstalieruiig  Uci  WiUersjiniche  und  der  Übereinstimmung,  in 
der  Absicht,  auf  der  Linie  des  gexiugsten  Widerstandes 
vorsndiingen.  Ans  den  elnsehien  Enqueten  sollen  sich  Sonderausschflsse 
bilden,  eine  Elite  von  Menschen,  die  soziale  und  kultorelle  Arbeit  leisten 
wollen,  sich  dann  zu  größeren  Gruppen  zusammenschließen  und  einen  kultur- 
politischen Stab  bilden,  der  immer  neue  Aufgaben  stellt  und  Beformen  anregt, 
durch  Erfahrung  allmfiKlirb  pine  p'ewisse  Schule  und  einen  Überblick  gewinnt 
und  damit  schrittweise  die  große  Kluft  zwischen  den  Errunpi  nschaften 
unserer  Erkenntnis  und  den  realen  Zuständen  des  Lebens  verkleinert. 

Dieser  Gedanke,  den  ich  in  meinem  Buch  „Kulturpolitik"'  (Wiener 
Verlag  1901)  niederlegte,  wurde  tob  der  Kritik  als  anregende  Utopie  ge- 
würdigt, aber  politisch  nicht  weiter  beachtet.  Auch  der  große  Eindruck, 
welchen  die  erste  Aktion  zur  Reform  der  Mittelschule  vor  zehn  Jahren  gemacht 
hatte,  ändpfir'  nicbi^i  an  diosor  Rourtpüung.  Im  Jahre  1902  beschloß  ich, 
um  eine  Erfahrungsgruiuilage  zu  gewninen,  einen  eigenen  Verein  ins  Leben 
zu  rufen,  die  Kulturpolitische  Gesellschaft  in  Wien,  deren  Programm  in 
folgenden  Leitsätzen  gipfelte: 

Darstellung  der  gesamten  kulturellen  und  soxialea  Zustande  von  Oster- 
reich.  Schaffung  einer  Volksorganisation  nach  Gegenstfinden  der  Ver« 
waltung  analog  der  staatlichen  Beamtenorganisation.  —  Zusammenschlufi 
aller  gemeinnützigen  Bestrebungen  behufs  Bildung  einer  Kulturpartei.  — 
Veranstaltung  von  Enqueten  über  alle  Gebiete  der  Verwaltung  und  Bildung 
von  Komitees,  hervorgehend  aus  diesen  Enqueten.  —  Später  Zusammen- 
schluß dieser  einzelnen  Ausschüsse  zu  einem  Kulturparlament.  —  Zweck 
des  Kulturparlaments:  Vorbereitung  und  Ausarbeitung  von  GesetzentwQrfen, 
Kontrolle  und  Kritik  der  gesamten  Verwaltung  usw.  usw. 

In  den  fünf  Jahren  ihres  Bestandes  hat  die  Kulturpolitische  Gesellschaft 
den  Beweis  erbracht,  daß  sie  in  der  Lage  ist,  soziale  Fragen  mit  Nachdruck 
auf  die  Tagesordnung  zu  stellen.  Die  erste  Enquete,  welche  die  als  Verein 
konstituierten  Kulturpohtiker  veranstalteten,  betraf  die  strafgericht- 
licheVoruntersuchung.  Diese  Enqaete,  an  der  sich  hohe  richter- 
liche Beamte,  Delegierte  der  Polizei,  Rechtsanwälte  und  Gelehrte  beteiligten, 
rief  eine  tiefgreifende  Wirkung  auf  die  gerichtliche  Praxis  hervor.  Unmittelbar 
nach  AbechluB  der  Enqdete  wurden  simtlidie  Untersuchungsakten  revidiert 
und  an  einem  einzigen  Tage  Uber  hundert  Häftlinge  aus  den  G<  fängnissen 
entlassen.  Die  Wirkungen  dieser  Enquete  sind  bis  auf  den  heutigen  Tag  fühlbar. 
Der  eindrucksvolle  "\'prh!iif  dieser  Veranstaltung  war  wohl  zum  Teil  auch 
dem  Umstände  zuzuschreiben,  daß  der  damalige  Mmisterpräsident  und  Justiz- 
minister  Dr.  von  Koerber,  dem  ich  mein  Programm  persönlich  vortrug,  gegen 
die  TeOnahme  höherer  staatlicher  Funktionäre  keine  Einwendungen  hatte. 
Weniger  weitherzig  war  die  Parteileitung  der  Österreichischen  Sosialdemo- 
kratie,  welche  dne  hauptsAchlich  im  Interesse  der  politisch  Verfolgten  ein* 
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berufene  Veranstaltung  einfach  boykottierte.  Die  bereits  angemeldeten  Ex- 
perteQ  aus  diesem  Kreise  sogen  sich  im  letsten  AugenbJick  zurflck. 

Die  folgende  Enquete  behandelt  ein  Thema,  in  welchem  wirtseholtliche 

imd  reohtliche  Gesichtspunkte  ineinandergreifen:  Personalkredit 
und  Wucher.  Die  Wichtigkeit,  welche  dieser  Aktion  beigemessen  wurde, 
geht  zur  Genüge  daraus  hervor,  daß  sie  von  drei  Ministerien.  2n  Vertretern 
von  Vereinen  und  otTentlichen  Körperschaften  beschickt  und  in  nicht  weniger 
als  27  Leitai  tikein  besprochen  wurde.  Die  Enquete,  im  Volksmund  einfach 
die  »»Woohetenquete**  genannt,  hatte  eine  Tersoiiirfte  Verfolgung  des  WuebBn, 
ferner  eine  eikioliterle  Kreditgewibrung  an  Beamte  und  die  Einfohrung  der 
▼orgeaehlagenen  Kreditprinzipien  in  mehreren  privaten  Kreditinstituten  rar 
Folge.  Einer  der  Hauptreferenten  der  Enquete,  Dr.  Otto  Philipp, 
entwarf  den  Pbn  tu  einer  Entschuldungsbank,  deren  Aktivierung  mit  einem 
Kapital  von  drei  Millionen  Kronen  demnächst  bevoi-steht. 

Nicht  minder  populär  wurde  die  Aktion  zur  Reform  des  Ehe« 
rechts,  welche  in  die  unendhche  Verwirrung  des  österreichischen  Ehe* 
rechts  greUe  Liohter  warf.  Im  AnsehluS  an  diese  Enquete  kam  es  m  der 
großen  Petitionsbewegung,  welche  bald  ins  fernste  Tal  von  Österreich  ihre 
Bogen  flattern  Ueß.  Die  dadurch  entfesselte  Gegenbewegung,  welche  vom 
österreichischen  Episkopat  ^loitet  wurde,  s^ab  dem  Kampferst  recht  Nahrung. 
Seit  jenem  ^^oßen  Petit ionskampf,  in  weichem  von  beiden  Parteien  zusaramen- 
genoinmen  iiielir  uls  vi^r  Millionen  Unterschriften  aufgebracht  wurdt^n,  ist 
die  Eherechisrefurm  mciit  mehr  auä  der  Diskussion  verschwunden,  und  es 
gab  bei  den  letzten  Retofasratswablen  kdnen  Kandidaten,  der  nicht  TOn  den 
Wählern  geswongsn  wurde»  Faibe  zu  bekennen. 

Noch  in  derselben  Saison  kam  es  zu  der  Enquete  über  Kunstpolitik,  in 
welcher  ein  inniger  Kontakt  zwischen  Künstler  und  Publikum  unabhängig 
von  der  Gunst  der  Zwischenhändler  und  der  Presse  angebahnt  worden  sollte. 

Von  der  folgenden  Enquete,  der  Mittelschulenquete,  war 
schon  die  Rede.  Sie  hat  förmUch  ein  neues  geistiges  Lehen  in  Wien  erweckt, 
zum  ersten  Male  seit  langer  Zeit  eine  sachhche  Diskussion  gebracht,  an  der 
sich  alle  Stinde  beteiligt  haben.  Interessant  ist,  daB  der  ohristlichsoziak 
Minister  Dr.  Gessmann  sich  fOr  die  Schulreform  so  lebhaft  interessiert,  daB 
er  selbst,  mit  einem  Reformvorschlag  hervorgetreten  ist,  in  welchem  viale 
Forderungen  der  Schulreformer  Aufnahme  gefunden  haben. 

So  verliefen  die  bisherigen  .Aktionen  di  r  Kulturpolitischen  Gesellschaft, 
welche  sich  auf  den  engen  Raum  von  fünf  Jahr^^n  zusammendrängen.  In 
dieser  Zeit  haben  wir  die  öilenlhohe  Aufmerksamkeit  wiederholt  geradezu 
behemcht,  bisweilen  sehr  zum  Verdruß  der  poUtisehen  Parteien,  welche 
darin  eine  „Ablenkung",  „Behelligung"  und  dergleichen  eii>liokten.  Denn 
oft  genug  wurden  sie  gezwungen,  sich  mit  Problemen  zu  befassen,  denen  aie 
ans  eigenem  Antrieb  wohl  niemals  nähergetreten  wären. 

In  Deutschland  ist  nun  seit  etwa  einem  Jahre  sehr  viel  von  Kultur- 
politik die  Rede.  Dr.  Walter  Vielhaber  in  Berlin,  Lehmann- Hohenberg  in 
Weimar,  Rieß  und  Heimerich  in  München  streben  auf  ihre  Art  Ahnhches  an 
und  haben  sich  mit  mir  in  Verbindung  gesetzt.  Aus  Paris  und  Zt^h  erhalte 
ich  gleichfalls  Lebensseichen.  Eme  grOndlicfae  Aussprache  Ober  dieses  Thema 
wflre  nunmehr  seitgemäß.  Die  Kulturpolitiker  der  verschiedenen  Staaten 
müssen  sich  verständigen.  Über  die  Ziele  sind  wir  so  ziemlich  einig,  als  Methode 
der  Kulturpolitik  empfehle  ichdierealpoiitische,  wie  ich  sie  in  Wien 
seit  fünf  Jahren  angewendet  habe. 
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L  SRIRAMULU,  RAJAHMÜNDRY:  INDIENS  STEL- 
LUNG ZUM  PATRIOTISMUS  UND  MENSCHHEITS- 
GEDANKEN. 

ON  Westen  her  ist  ein  neuer  Gedanke  ins  indische  Land  gesogen: 

der  Gedanke  nationaler  Einheit  und  patriotischen  Nationalamp* 
findens.  Die  Jugend  des  Landes  glüht  in  nationaler  Leidenschaft* 
und  ebenso  geben  die  englischen  Beherrscher  des  Landes  vor, 
daß  sie  alle  ihre  Werke,  alle  ihre  Taten  der  Unterdrückung  im  Namen  ihres 
eigenen  nationalen  Ideais  verüben.  All  dem  gegenüber  will  ich  versuchen, 
das  patriotische  Ideal  zu  analysieren  und  das  Große  und  Heilige  in  ihm 
vom  Unberechtigten,  Entwicklungafeindlichen  zu  scheiden. 

Reiner  Patriotismus  ist  Liebe  des  Vaterlandes;  falscher,  su  belcAmpfender 
Patriotismus  ist  das  Bestreben,  des  eigenen  Volkes  Wohlfahrt  auf  Kosten 
der  Nachbarvölker  zu  befördern.  Kann  der  ein  wahrer  Freund  seines  Landes 
genannt  werden,  der  es  zum  Range  der  Bramanenklasse  erheben  und  die 
andern  Länder  niederdrücken  möchte  zum  Range  der  Parias  ?  der  seine  eigene 
Nation  zum  Herrn  der  Erde  und  die  andern  Völker  zu  ihren  Sklavinnen 
machen  möchte?  Können  die  wahrhaften  Ansprüche  eines  Volkes  je  mit 
denen  eines  andern  in  Konflikt  kommen?  Kann  wahrer  Patriotismus  seine 
Tempel  auf  den  niedeigetretenen  Tempeln  der  Menschheit  aufbauen?  Nein! 
All  dies  liegt  ferne  vom  wahren  Patriotismus.  Feme  liegt  ihm  der  schmach- 
volle Spruch,  den  nach  Englands  Beispiel  auch  viele  Indier  sich  zu  eigen 
gemacht:  ,,My  country,  right  or  wrong"  (Recht  oder  Unrecht,  es  ist  mein 
eigen  Land).  Wahrer  Patriotismus  verurteilt  das  eigene  Volk,  wenn  es  Un- 
recht tut,  und  sucht  es  durch  schonungslose  Kritik  vom  falschen  Wege  ab- 
sEubringen  und  auf  den  Weg  des  Ideals  lu  führen. 

Eä  wahrer  Patriot  opfert  niemals  die  Ideale  menschheitlieher  Solidarität 
auf  dem  Altar  nationaler  Selbstsucht.  Er  sagt  niemals:  ,, Freiheit  für  mein 
Land  und  Sklaverei  für  die  andern."  Er  ruft  vielmehr  all  den  Völkern  zu: 
Licht  und  Freiheit  für  einen  und  für  alle  über  die  ganze  Erde  hin."  Was 
immer  er  denkt,  sucht,  spricht  und  tut,  ist  auf  die  Befreiung  und  Beglückung 
der  gcmzen  Menschheit  gerichtet.  Jener  gewalttätige  Imperiahsmus,  der  der 
freien  Verbindung  freier  Völker  im  Wege  steht,  ist  nicht  wahrer  Patriotismus, 
sondern  rackstindige  Bari>arei.  Jener  pharisfiische  Imperialismus,  der  einige 
Völker  und  Nationen  EU  bestflndiger  Demut  und  Sklaverei  verurteilt,  ist  nicht 
wahrer  Patriotismus,  sondern  Gewalttätigkeit.  Wer  andere  Völker  unter- 
jochen und  für  des  eigenen  Volkes  materielle  Wohlfahrt  ausbeuten  \\ill,  der 
liebt  nicht  wahrhaft  sein  eigenes  Volk.  Die  Menschheit  schreitet  vorwärts 
unter  Führung  des  Weltgeistes,  und  Nationen,  die  niedrig  sind,  werden  er- 
hoben werden,  aber  Nationen,  die  sich  überheben,  werden  gedemütigt  werden. 
Wo  sind  jetst  die  einst  so  stdsen  indisohen  Fttisten  ?  wo  die  einst  so  stellen 
Ägypter,  Bab^^onier  und  Karthager?  die  stolaen  Spanier,  die  stellen  Mon- 
golenkaiser? Tyrannei  nach  außen  und  lyrannei  nach  innen  haben  ihren 
Fall  vorgebahnt.  Fabcher  Patriotismus  führt  zum  Untergang.  Ganz  ver- 
loren im  eigenen  Hochmut,  weiß  er  nicht,  daß  die  Erde  mit  goldenen  Ketten 
an  des  Weltgeistes  Füße  gebunden  ist,  und  daß  alles  Übel  sich  rächt  an  dem,  der 
es  begangen. 

Ihr  falschen  Patrioten  von  Ost  und  West,  wißt  ihr  nicht,  daß  es  nur 
einen  Weltg^t  gibt,  daß  das  laebesgesets  und  das  Lebensgesets  dieses  Geistes 
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gleich  ist  über  die  ganze  Welt  hin  ?  Ist  er  es  nicht,  der  mit  seinen  Gedanken 
all  unsere  Geister  erfDllt  in  Ost  und  West  ?  Sind  nieht  all  die  Volker  und 
Rassen  gleiche  BAen  der  grünen  Erde  unter  strahlendem  Himmel?  Fordert 

nicht  der  Fortschritt  eines  Volkes  dea  Fortsehritt  der  ganzen  menschlidien 
Gattung  ?  Hemmt  nicht  der  Niedergang  eines  Volkes  die  Aufwärtsentwicklung 
der  ganzpii  Menschheit?  Hat  nirht  jede  Rasse  und  jodes  Volk,  wie  tief  es 
gesunken  sein  mag,  in  sich  unbegrenzte  Möglichkeiten  unbegrenzten  Fort- 
schritts ?  Ist  nicht  die  Scheidung  der  Völker  in  Bramanen  und  Parias,  die 
Teilung  der  Menschheit  in  VOlto,  die  stols  sind  g^eieh  den  Bramanen,  und 
Volker,  die  gedrfiokt  werden  gleich  den  Parias,  kfinstitoh,  unnatlkriieh  und 
dem  göttlichen  Gesetz  entgegen  ?  Gibt  es  ein  auserwähltes  Volk  des  Welt- 
geistes  ?  Sagen  nicht  vielmehr  diejenigen,  die  wahrhaft  vom  Allgeist  erfüllt 
sind,  in  jeder  Rasse  und  in  jedem  Zeitalter,  daß  alle  Rassen  und  Völker  der 
Erde  in  gleicher  Weise  vom  Weltgeld t  zur  Aufwärtsentwicklung  berufen  sind  ? 
Stimmen  sie  nicht  alle  überein  in  der  Meinung,  daß  „niedrige  Geister  forschen, 
zu  welcher  Rasse  oder  Klasse  der  Mann  gehört,  großherzige  eher  alle  Brüder 
fremden  Volkes  in  gleicher  Liebe  umfassen?" 

Wir  stehen  am  Beginn  einer  neuen  Ära  menscUichen  Fortsehrittes. 
Überall  erwacht  neues  Leben;  der  Westen  ist  zu  gewaltiger  Aktivität  erwacht, 
und  der  alte  Osten  ist  eben  im  Begriffe  gleichfalls  aufzuleben.  Ost  und  West 
sind  nicht  getrennte  Welten,  der  eine  lebt  im  andern,  zu  gegenseitiger  Er- 
gänzung sind  sie  von  der  Natur  berufen,  und  überall  bei  weitblickenden 
Männern  imd  Völkern  in  Ost  und  West  bricht  sich  die  Erkenntnis  durch, 
daB  der  Menschheitsgedanke  snr  Versöhnung  all  der  jahrtausendelangen 
Käm]ife  und  Gegensätze  berufen  sei;  Indiens  Volk,  de^en  pantheistische 
Kultur  sich  auf  dem  Gedanken  der  Einheit  von  Weltall  und  Menschheit 
aufbaut,  dessen  Vedantaphilosophie  lange  vor  Spencer  und  Darwin  die  Auf- 
wärtsentwicklung der  Gattung  als  höchstes  Ideal  erkannt  hat,  zeige  den  andern 
Völkern  den  Weg. 


M.  J.  LANDA,  LONDON:  DIE  STELLUNG  DER 
JUDEN  IN  ENGLAND. 

Ii  ^^^ll^S^^  ^  ^  England  nieht  der  Bruder  Arons.  Er  ist  ein  Engländer 
IiIjP^    mit  mehr  oder  weiuger  ausgeprägten  mosaischen  Eigenheiten, 

l^jyL^  Es  gibt  in  Enghmd  kein  jüdisches  Problem  ab  solches, 

-J|  weder  in  der  jüdischen  Gemeinde,  die  etwa  ?4  Million  Seelen 
beträgt,  noch  außerhalb  derselben.  Die  Juden  Englands  hören  mehr  und 
mehr  auf,  „besondere  Leute"  zu  sein,  sie  sind  kein  Staat  im  Staate,  zumeist 
sind  sie  gewöhnliche,  alitagiiche  britische  Bürger  mit  den  Idealen  und 
Strehungen,  die  Erhtdl  aDer  Eng^der  sind,  äe  LebaDsbediiigiingen  der 
Juden  sind  in  Eng^d  ganz  anders  als  etwa  in  Rußland.  Sie  sind  nicht  auf 
einen  bestimmten  Niederlassungsbezirk  beschrSnkt:  Dieselben  stickigen  Nebd, 
derselbe  helle  Sonnenschein,  dieselben  farbenprächtigen  Sonnenuntergänge, 
dieselbe  Feuchtigkeit  des  Khmas  beeinflussen  ebensowohl  den  Charakter  d^r 
Christen,  als  sie  auch  gleicherweise  ihre  Kräfte  und  Mächte  auf  den  Juden 
aububen,  ungehindert  von  Ghettotoren  und  frei  vom  unnatürlichem  Geruch 
irgendwaleher  Ukase. 
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Keinerlei  Schranken  verkrüppeln  und  fesseln  den  englischen  Juden;  alle 
Gebi'i'tp  des  Lebens,  alle  Tätigkeiten  stehen  ihm  ofTen,  und  er  macht  vollen 
Gebrauch  davon.  Als  Mann  und  Bruder  geachtet,  erwidert  er  diese  Gesinnung. 
Und  je  mehr  er  sich  auf  dem  üblichen  national-englischen  Pfad  hält, 
um  so  mehr  wird  er  gesohAlKt,  mn  so  weniger  mißvevstanden.  Durch  sein 
Leben  widerlegt  er  alte  Vonnieile.  Mit  Ausnahme  einer  kleinen  Gruppe, 
die  immer  geringer  wird»  beweist  der  Jude  in  England  einen  starken 
Willen,  nichts  anderes  zu  sein  als  ein  Engländer,  der,  wenngleich  er  kein 
Christ  ist.  doch  den  Lehren  nachlebt,  ans  denen  das  Christentum  hcrvorginc:; 
eine  genauere  Untersuchung  der  sozialen  Lebensbedingungen  müssen  dem 
Engländer  zeigen,  daß  der  Ausdruck  Jude  oder  „Alien"  (Fremdling) 
nicht  gleichbedeiitend  mit  Sweater  (Ausbeuter)  ist.  In  den  letiteo 
Jahren  hat  man  in  England  das  ausgedehnteste  und  sobltmmste  Sweating 
unter  den  Nichtjudeni  in  heimischen  Industrien  und  Distrikten  gefunden, 
mit  denen  die  Juden  wenig  oder  nichts  zu  tun  haben,  es  ist  auch  festgestellt, 
daß  die  Wohnung« uberfüllung  kein  besonderes  Kennzeichen  der  Juden  Üst- 
Londons  ist.  Und  während  sich  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  den  entsetz- 
lichen Zuständen  in  ländlichen  Distrikten  englischer  Bevölkerung  zuwendet, 
beginnen  sich  die  BehMen  in  den  jüdischen  Distcikten  Ost*l4>ndons  ndt 
dem  Problem  der  steigenden  Zahl  leerstehender  Wohnungen  zu  beschäftigen. 

Die  Tendenz  der  Juden  in  England  ist  Anglisierung.  Sie  tritt  schon 
scharf  hervor  beim  engliscli  geborenen  Juden,  dessen  Eltern  Einwanderer 
waren:  seine  Ziele,  seine  Begeisterung,  seine  Freuden  und  Wünsche  ( ntspref  h 
denen  des  Engländers.  Er  jagt,  schießt,  spielt  Göll  und  Fußball,  und  das 
Cricket  steht  ihm  wesenthch  näher  als  der  Zionismus.  Er  liest  dieselben 
Zeitungen  und  BOeher  wie  seine  christliches  Ftounde,  und  das  jOdische 
Vokabnlamnm  ist  ihm  fremder,  denn  irgendeine  Ftomdsprache;  denn  er  be- 
trachtet es  als  ein  lächerliches  Kauderwelsch,  weder  nfttsKch  noch  schmückend 
genng,  um  des  Erlemens  wert  zu  sein.  Er  schwärmt  für  dieselben  toten  oder 
lebenden  Helden  wie  sem  englischer  Gefährte,  dagegen  sind  ihm  jüdische 
Literatur,  die  Geschichte  seiner  eigenen  Rasse  und  Märtjn^r  uni>ekannt. 
PoUUsch  gibt  es  unter  den  Juden  genau  wie  unter  den  Engländern  Liberale, 
Konsenrative,  Sonaltsten.  Gans  AhnUch  liegen  die  Verhaltnisse  besOgiich 
der  als  Kinder  aus  Rußland  eingewanderten  Juden,  nur  der  gänzhch  Unge- 
bildete zeigt  Neigung  su  einer  unerfreulichen  feindseligen  Haltung.  Der 
gebildete  junge  Fremdling  ist  einer  der  besten  jüdischen  Typen  in  England. 
Bewundernswert  ist  sein  heißes  Bemühen,  alles,  was  im  englischen  National- 
charakter Gutes  ist,  sich  anzueignen.  Es  fällt  einem  schwer  zu  glauben,  daß 
die  glänzenden  jungen  Studenten  fremder  Geburt  an  den  englischen  Uni- 
TeraitAten  und  Schulen  nicht  englischer  Abkunft  seien. 

NatürUch  ist  ein  fremdes  Element  yorhanden,  das  nicht  so  leicht  angli- 
sierendem Einflüsse  zugflnglirh  ist.  Aber  es  stellt  eine  abnehmende  Gruppe 
ohne  jeden  Einfluß  auf  anglo- jüdisches  Leben  dar.  Diese  Gruppe  setzt  sich 
zusammen  aus  älteren  Einwanderern,  die  durch  ihr  vorgerücktes  Alter  und 
die  schwere  Bürde  der  Verfolgung  in  anderen  Ländern  modernisierendem 
Einfluß  nicht  zugänglich  sind,  und  solche,  die  unter  dem  Druck  äußerster 
Armut  stdien.  Aber  die  offisielle  Einwanderung  und  andere  statistische 
Aufnahmen  zeigen,  daß  kein  erhebliches  Anwachsen  dieses  Elements  iror 
sich  geht,  und  ich  stehe  nicht  an,  zu  behaupten,  daß,  falls  nicht  weitere  grau* 
same  Verfolgungen  der  Juden  in  Osteuropa  geschehen,  innerhalb  zehn 
weiterer  Jahre  in  England  diejenigen  Juden,  die  anglisierenden  Einflüssen 
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widorstrcbpn.  zu  einem  sehr  kleinen  Häuflein  zusammenG^eschmolzen  sein 
werden.  Hier  sollen  noch  einige  Worte  über  jene  absonderli«  Ih'  Tdee  einzelner 
eingfeschaltet  werden,  die  gern  das  Judenproblem  lösen  mocbteii,  ohne  auch 
nur  das  ABC  der  Frage  zu  beherrschen,  und  zwar  auf  dem  Wege  der  Misch- 
ehen. 

MMMhen  und  in  England  nidit  hftnflg,  und  stimeisi  sind  diejenigen, 
die  ihrer  Gemeinde  durch  die  Portale  Hymens  entschlüpfen,  kein  großer  Ver- 
lust und  kaum  eine  wünschenswerte  Akquisition  für  irgendeine  Sekte  des 
Christentums.  Gewöhnlich  begünstigen  sie  keinen  Glauben,  sie  haben  einfach 
eine  lose  Hülle  abgestreift,  an  der  sie  kaum  zu  erkennen  waren,  und  kein 
anderes  Gewand  angelegt.  Fast  ausnahmslos  ist  der  Jude,  der  eine  Ehe  außer- 
halb seines  Glaubens  schließt,  im  Punkte  der  Religion  ein  Mephisto,  „der 
Geist,  der  stets  vemont".  Abgesehen  von  diesen  FflUen  kommen  jOdiBch- 
englische  Bündnisse  zuweilen  zustande  durah  En^ftnderinnen,  die  einem 
Juden  zuliebe  zu  seiner  Religion  übertreten. 

Ein  Korrelat  zu  der  anglisierenden  Tendenz  ist  e«;,  daß  nichts  von  einem 
panjüdischen  Greföhl  oder  von  einer  panhebräischen  Bewegung  im  Anglo- 
Judentum  zu  verspüren  ist.  Der  Zionismus  liat  bei  der  Majorität  der  anjjli- 
sierten  Juden  keine  Sympathien  gefuudeu,  und  die  Zionisten  smd  nunmehr 
in  nrai  Lager  sersplittert,  deren  jedes  durah  die  eigene  Undnigkeil  anfgarieben 
wild.  ZmfelloB  ist  dies  auf  die  Tatsache  lu  schieben,  dafi  in  Engend  kein 
jftdiBCher  Typus  vorhanden  ist,  weder  in  der  Äußeren  Erscheinung,  noch  don 
inneren  Gefühl  nach.  Die  stärkste  panjüdische  Kundgebung,  der  inter- 
nationale Zionistenkongreß,  deren  einer  in  London  stattfand,  zeicte,  daß  der 
jüdische  T3rpus  im  Schwinden  ist,  und  die  Veranstaltung  ließ  die  Leiter  der 
ang^o-jüdischen  Gemeinde  völlig  kalt  und  unberührt.  Der  Jude  von  heute 
ist  nicht  der  ewige  Jude  der  Vergangenheit.  Er  ist  in  erster  Linie  En^änder, 
Deutscher,  Franzose  oder  Amerikaner  und  erst  dann  Jude,  und  jedes  Volk 
der  Juden  hat  ihre  eigenen  nationalen  Unterabteilungen. 

Demzufolge  besteht  wenigstens  in  England  nur  sehr  wenig  von  einem 
festen  Zusammenschluß  der  Juden,  an  dem  die  nie  verstummon  lc  Kritik 
sich  stoßen  könnte,  die  englischen  Juden  sind  nur  verbunden  durch  ein  Ge- 
fühl der  Sympathie  und  des  Mitleids  für  ihre  unglücklichen  Brüder  in  dpn 
Ländern  der  Verfolgung.  Aber  selbst  dieses  gemeinsame  Gefühl  üudet  m 
den  verschiedenen  Klassen  einen  sehr  Teischiedenen  Ausdruck. 

Die  Umgebung  td>t  auf  die  englisohen  Juden  «neu  ebenso  starken  Einfluß 
aus  wie  auf  die  Engländer.  Da  der  Druck  der  Verfolgung  sie  nicht  mehr 
veranlaßt,  sich  als  Gegengewicht  in  eine  semitische  Schale  einzuschließen, 
widerstehen  sie  dem  Gesetze  der  Anpassung  an  das  Milieu  nicht  mehr  als 
andere.  Die  Theorie,  daß  die  Juden,  wo  immer  sie  hinkommen,  ihre  Gegen- 
wart und  ihren  EmlluLi  fulilbar  machen,  hat  für  England  keine  Geltung. 
Der  auffallende  Zug  der  engUschen  Juden  der  Gegenwart  ist  vielmehr  ihre 
Mittelmäßigkeit.  Auf  keinem  Gebiete  englischen  Fortschritts  hat  ein  Jude 
die  Führerschaft.  Bs  ist  keine  jfldische  Note  im  Leben  des  Landes,  keine 
jüdische  Geistesrichtung  oder  Unterströmung.  Mit  einer  einzigen  Ausnahme, 
dem  Gebiete  der  Recht^^eelehrtheit,  gibt  es  in  keiner  Sphäre  eine  überrajrendc 
jüdische  Erscheinung  in  England.  Auf  dem  Gebiete  des  Rechts  steht  aller- 
dings Herr  Rufuslsaacs  vor  den  Augen  desPubhkums  als  einer  der  glänzendsten 
Rechtsanwälte  jüngster  Zeit,  der  wahrscheinlich  zu  noch  größerer  Bedeutung 
emporsteigen  dflrfte  als  der  veistoibene  Sir  George  Jessel,  der  einzige  Jude,  i 
der  em  Richteramt  in  England  bekleidete. 
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Es  gibt  in  England  kaum  em  Gebirt  der  Industrie,  der  Kunst  oder  Wissen- 
schaft, auf  dem  der  Jude  ohne  Befähigung  w&re,  aber  außerhalb  des  Rechts- 
gebietes und  mit  iwd  oder  drei  geringen  Ausnahmen  kt  der  englische  Jude 
Bwar  erfolgreicli,  aber  nicht  bedeutsam.  Lord  RothsehOd  ab  koBmopofitiacher 
Finanzmann  und  Philanthrop  (zweifellos  die  auffallendste  Erscheinung  des 
englischen  Judentums),  Israel  Zangwill  als  Schriftsteller,  Rothenstein  als 
Ma!cr  haben  auf  dem  Gebiet  spezifisch  jüdischer  Arbeit  Ruhm  erlangt.  Aber 
im  übrigen  ist  der  Erfolg  der  Juden  m  England  nicht  auf  jüdis(  h<T  Tätigkeit 
aufgebaut,  und  viele  erfolgreiche  Juden  hängen  nur  sehr  wcuig  mit  ilirem 
eigenen  Volk  zusammen.  ZangwiU  hui  außerhalb  des  Judentums  gehen utel, 
RothenstoD  wurde  nicht  ab  Xwle  erzogen.  Auf  manchen  Leb^sgebieten 
hat  der  Jude  in  England  sogar  keinerlei  Erfolg  aufzuweisen.  Ob^eioh  er 
tbmo  willig  sein  Blut  verspritzte  und  die  schweren  Mühsale  in  Südafrika 
mittrug,  gibt  es  in  der  Armee  keinen  jüdischen  General,  ich  glaube  nicht 
einmal  einen  Oberst.  In  der  Marine  hat  der  Jude  bis  jetzt  nur  ein  Opfer 
zu  emem  Torpedounglück  beigesteuert.  Im  bürcrerlichen  Leben  wird  ein 
Jude  zuweilen  Bürgermeister,  mitunter  in  einer  Gemeinde,  wo  seine  Glaubens- 
genossen nur  in  geringer  Zahl  Torhanden  sind.  Im  Parlament  sind  16  Juden 
▼ertreten,  und  iwar  auf  beiden  Seiten  des  Hauses.  Aber  mit  Ausnahme  von 
*  zweien  oder  dreien  sind  sie  weder  in  ihrem  Judentum  hervorstechend  noch 
hervoiragende  Politiker,  Herbert  Samuel  allein  ist  hervorgetreten,  aber  mit 
Ausnahme  meiner  Anstrengungen  zugunsten  seiner  Glaubensgenossen  wahrend 
der  Debatte  über  die  „Alien  BiH"  hat  er  sich  kaum  jeniak  mit  dem  Juden- 
tum identifiziert.  Andere  waren  vorsiclilig  genug  zu  erivlaren,  daß  sie  keine 
Bevollmächtigten  der  J  uden  seien,  und  man  von  ihnen  daher  nicht  erwarten 
dürfe,  daß  sie  besonderes  Interesse  fOr  jüdische  Augolegenheiten  zeigen.  Es 
sei  betont,  daB  es  keine  jüdischen  VoUmachtgeber  ^t.  Nur  in  Ost-London 
und  je  einem  Bezirk  von  Manchester  und  Leeds  sind  genügend  wahlberech- 
tigte Juden  vorhanden,  so  daß  sie  bei  den  Wahlen  in  Betracht  kommen. 
Aber  weder  Manchester  noch  Leeds  haben  einen  jüdischpii  Parlamentsver- 
treter. Im  .\bgeordnetenhause  ist  gegenwärtig  kein  Jude,  der  als  Vertreter 
d^  Judentums  angesehen  werden  kann,  wie  dies  bei  dem  verstorbenen 
Sir  John  Simon  der  Fall  war,  der  durchaus  als  Vertreter  jüdischer  Angelegen- 
heiten mkte,  obgleich  er  der  Bevollmächtigte  einer  Wählerschaft  war,  in 
4er  sich  nicht  ein  einziger  Jude  befand. 

Kein  jüdischer  Vater  Vaughan  oder  Rewoid  Campell  erweckt  das  Ge- 
wissen  der  Nation  von  der  Kanzel  der  Synagoge,  die  tiberhaupt,  «seltsam 
genug,  für  eine  Rasse  von  Predigern  und  Schülern  eine  völlig  belanglose 
Stellung  ciiiiiimrnt.  Das  Judentum  ist  keine  kämpfende  oder  werbende 
ReUgion,  auch  betrachtet  es  der  jüdische  Prediger,  so  hervorragend  er  auch 
in  seiner  eigenen  Gemeinde  s^  mag,  nidit  ab  i^e  Lebensaufgabe,  die  Un- 
gerechtigkeiten der  Welt  mit  einem  Wifbehvind  von  Worten  sn  geifieln. 
Die  Lehren,  die  der  Jude  der  Menschheit  zu  erteilen  hat,  und  es  sind  deren 
viele,  lehrt  er  durch  die  stille  Kraft  des  Beispiels;  sicher  ist  dies  in  England 
nicht  verloren,  denn  auf  den  Christen  macht  das  gute  Familienleben  der  Juden, 
ihre  NOchtf n  ht  it,  ihre  Lernbegier,  ihre  Wohltätigkeit  und  ihre  Fürsorge  für 
Frauen  und  Kinder  tiefen  Eindruck. 

In  der  en^ischen  Presse  kommen  die  Juden  fast  gar  nicht  zu  Worte. 
An  Scbriftstellem  fehlt  es  nicht,  aber  nicht  ein  dnziger  Jude  besitzt  eine 
Zeitung,  imd  es  gibt  keinen  jüdischen  Verleger  im  ganzen  Vereinigtoi  König- 
reich. Solch  ein  Ding  wie  jodischer  Einfluß  auf  die  britisclie  Presse  existiert 
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nicht.  Der  Beweis  hierfür  ward  deutlich  erbracht,  als  während  der  Anti- 
Einwanderujigs-Agitation  sämtliche  Zeitungen,  mit  Ausnahme  von  zwei  oder 
dreien,  sich  der  entgegengeeetEten  Ansicht  verschlossen.  Ich  spreche  hier 
aus  persftnHeher  Erfahrung  als  einer,  der  wahrscheinlich  mehr  ^e  irgend- 
ein anderer  zur  Verteidigungder  Juden  in  der  englischen  Presse  geschrieben  hat. 

Ähnlich  liegen  die  VerhfUtin:^se  im  ganzen  englischen  Existenzk-ampf. 
Der  Jude  bewährt  sich  allenthalben  als  tüchtiger  Soldat,  der  mit  Eifer  und 
Pünktlichkeit  Schritt  hält ;  ab  und  zu  geht  aus  den  Reihen  ein  Hauptmann 
oder  Major  henror,  aber  niemals  ein  fahrender  General.  Es  ist  wahrscheinlich 
stttreffend,  daß  es  dem  Juden  an  schöpferischem  Geist  und  Initiative  ge- 
bricht, jedenfalls  ist  dies  in  England  so.  Der  Jude  «rfaßt  rasch  neue  Ideen 
und  entwickelt  sie,  aber  er  bringt  selten  selbst  eine  neue  Idee  hervor.  Der 
Jude  in  England  ist  außerordentlich  sensitiv,  beinahe  krankhaft  empfindsam. 
Er  ist  ängstlich  bestrebt,  keine  Probleme  hervorzurufen,  keine  Ursache  zu 
Neid  zu  geben,  durch  seine  Existenz  keine  Schwierigkeiten  im  Staate  her- 
Torsamfen.  Er  unterdrttokt  sahie  Eigenheiten»  und  man  kann  wirklich  nicht 
behaupten,  daß  der  Jude  in  Engend  so  materialistisch  odor  prahlerisch  sei, 
wie  etwa  der  Amerikaner  oder  der  Bewohner  der  englischen  Kolonien. 

Dem  englischen  Juden  gelingt  es  zweifellos,  dem  englischen  Christen  die 
Überzeugung  beizubringen,  daß  er  keineswecps  eine  aggressive  Persönlichkeit 
ist.  Als  Beweis  dessen  ist  der  Umstand  iiiterossant,  daß  die  meisten  Eng- 
länder, von  König  Eduard  abwärts,  stolz  darauf  sind,  J  uden  zu  ihren  intim- 
aten  Freunden  xu  ifthlen.  Ebenso  steheii  ausgesproehena  jüdische  Namen 
dem  Erfolge  nicht  im  Wege.  Isaacs,  Samuel,  Zangwill,  Rothenstein  wurdai 
schon  erwähnt,  es  sei  noch  Cohen  genannt,  der  die  Meisterschaft  im  Pen- 
tieren  errang,  und  Abrahams,  der  den  ,,  Blauen"  an  der  Universität  Cam- 
bridge gewann,  zwei  Beispiele  dafür,  wie  stark  die  Juden  die  englische  Sport- 
liebe  in  sich  aufgenommen  haben. 

Antisemitismus  existiert  nicht  in  England.  Er  mag  latent  sein,  in  tiefem 
Schlaf  liegen,  aber  die  BemOhungea  der  wenigen,  die  ihn  durdi  frenetische 
Übertreibung  des  Judenproblems  erwecken  wollten,  sind  völlig  gesohettert. 
Es  gibt  keine  nationale  Frage,  die  geeignet  wäre,  Antisemitismus  hervor- 
zurufen. Nur  zwei  öfTentliche  Fragen  betreffen  die  Juden.  Die  eine,  die  der 
Sonntagsheiiigung,  ist  in  ebenso  hohem  Maße  eine  nicht  jüdische  Frage; 
die  andere,  die  Fremdengesetzgebung,  liegt  der  jüdischen  Cremeinde  am 
Herzen,  damit  den  poUtischen  und  religiösen  Flüchtlingen,  allen,  mit  Aus- 
nahme der  Verbrecher  und  Siechen,  untachrAnkta  Aufisahma  und  Asybrecht 
gewährt  werde.  Obgleich  die  Ai^legenheit  Sehwierigkeiten  bietet,  ist  aia 
durchaus  nicht  hoffnungslos,  und  nicht  nur  die  Juden  erstraban  ein  Amende* 
ment  des  Gesetzes.  Aber  es  ist  bezeichnend  für  den  geringen  Einfluß  der 
englischen  Juden,  daß  die  Gemeinschaft  bisher  noch  nicht  einmal  eine  üherale 
Regierung  dazu  bestimmeü  konnte,  selbst  die  lokalen  Bestimmungen  des 
Gesetzes  abzuändern,  obgleich  em  Jude,  Herr  Herbert  bamuel,  Unter* 
staatssekretfir  dieses  Departemente  des  Home  offlce  ist. 

Fröhlich  seine  Btkrde  tragend,  stellt  der  Jude  in  England,  der  keine 
Rasseneinheit  mehr  ist,  kein  Problem  dar  und  erfordert  auch  zufolge  sein^ 
Religion  keine  besondere  Beachtung  des  Staates.  Wenn  es  wahr  ist,  daß  jedes 
Land  die  Juden  hat,  die  es  verdient,  so  ist  die  Stellung  der  Juden  in  Kng- 
land  eine  heilbaiue  Lehre  für  die  modernen  Pharaonen.  Die  Plagen,  die  ihnen 
auferlegt  werden,  sind  ebensosehr  das  Re:>uilaL  ihrer  eigenen  Kurzsichtigkeit 
wie  einat  die  ägyptist^en  Plagen  die  Folge  des  Stanrsinmi  ihrer  Ahnen  waren. 
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G.  KHRUSTALEW:  DIE  SOZIALEN  GRUNDLAGEN 

DER  PERSISCHEN  REVOLUTION. 

IE  persische  Revolution  ist  nicht  beendet.  Nur  in  der  Haupt- 
stadt Teheran  blieben  die  vom  Schah  mit  russischem  Ciolde  be- 
zahlten Kosaken  unter  Führung  des  russischen  Obersten  Liakhof 
siegreich,  konnten  die  Henker  ihr  furchtbares  Werk  unter  den 
Mitgliedern  des  aufgelösten  Parlaments  voUbringen.  In  der  zweiten  Haupt- 
stadt des  Reichs,  mTflbriz,  dauert  der  Kampf  fort,  und  neigt  sieh  immer  mehr 
auf  Seite  der  Verfassungsfreunde.  Der  Sieg  der  türkischen  Revolution  gab 
ihnen  neuen  Hoffnungsmut,  und  eine  provisorisdie  Regierung,  an  deren 
Spitze  Iz-el-Mullk  als  konslitulioncller  Gduverneur  von  Täbriz  eingesetzt 
wurde,  konnte  in  siegreicher  Überwindung  der  Söldner  des  Schahs  die  Herr- 
schaft in  der  Hauptstadt  der  Provinz  Azerbeidjan  übernehmen.  Auch  an 
mehreren  andern  Punkten  des  Reiches  sind  neuerdings  Unrulien  ausge- 
brochen, und  die  Vertreter  der  beiden  Schutzmächte  Persiens,  Rußland  und 
England,  sahen  sich  veranlaßt,  den  Schah  auf  die  Oberaus  bedrohliche  Lage 
des  Reiches,  sowie  die  mögliche  Gefährdung  der  Fremden  durch  die  revo- 
.  lutionäre  Bewegung  hinzuweisen,  und  in  dring^cher  Wdse  an  sein  Ver- 
,    sprechen  einer  VViederberufung  des  Parlaments  zu  mahnen. 

Wird  so  der  endliche  Sieg  der  Freiheitsbewegung  neuerdings  möglich, 
ja  wahrscheinlich,  so  ist  es  vielleicht  interessant,  die  sozialen  Verhältnisse 
(  Persiens  im  einzehxen  zu  untersuchen  und  zu  zeigen,  welche  Klassen  und 
.  sociale  Gruppen  vermöge  ihrer  ökonomischen  und  geistigen  Interessen  zu 
\  Trägem  der  Revolution  geworden  sind.  Daß  es  keüie  bloße  Nachahmung 
des  Auslandes,  kein  vorQbergehendes  Aufflackern  freiheitlicher  Stimmungen 
gewesen  ist,  sondern  eine  liefgehende  soziale  und  geistige  Bewegung  des 
Volkes,  hat  ja  die  Geschichte  der  letzten  Jahre,  und  ihr  Abschluß,  der 
heroische  Kampf  der  Abgeordneten  und  Mitglieder  der  politischen  Klubs, 
gegen  die  Kosakengarde  des  Schahs,  init  leuchtender  Klarheit  bewiesen. 
Untenuohen  wir  sunächst  an  Hand  der  Statistik  die  Klassengliederung 
\  des  pernschen  Volkes.   Die  Gesamtbevölkerung  des  Reiches  beträgt  etwa 
'  10  Millionen  Einvrohner  auf  einer  Bodenlläche  von  1  654  000  qkm,  somit 
^  6  bis  7  Einwohner  pro  Kilometer.  Die  IHchtigkeit  der  Bevölkerung  ist  jedoch 
*^  in  den  verschiedenen  Provinzen  überaus  ungleich.  Während  sie  in  den  weiten, 
unfruchtbaren  Gegenden  des  Südostens  nur  1  bis  2  Personen  auf  den  Kilo- 
meter  beträgt,  steigt  sie  in  den  fruchtbaren  Landschaften  des  Nordens,  vor 
^  allem  in  der  obengenannten  Provinz  Azerbeidjan,  bis  auf  20  Einwohner  pro 
^  Kilometer;  sie  fflhirte  daselbst  zur  Ansammlung  größerer  Bevölkerungsmassen 
^  in  den  Städten  und  somit  zur  Bildung  solcher  Zentren,  in  denen  aUein  sich 
eine  modem-revolutionäre  Bewegung  entwickeln  kann.    Wir  werden  im 
^  späteren  sehen,  daß  es  tatsächlich  fast  ausschließlich  die  städtische  Bevölke- 
^  rung  gewesen  ist.  welche  sich  pegen  die  alte  absolutistische  Herrschaft  erhob. 

Im  Ver^'h'ich  mit  den  andern  orientalischen  Ländern,  ja  selbst  mit  Ruß- 
i  land,  besitzt  Persien  eine  sehr  bedeutende  Entwicklung  seiner  Städte.  Weniger 
P  als  die  Hälfte  der  Bewohner  des  Reiches  gehören  dem  Bauemstande  an, 
ii^'  mehr  als  ein  Viertel  wohnt  in  den  Städten,  der  Rest  besteht  aus  wandernden 
'j>  Noraaden.  Die  Ursachen  dieses  Zuströmens  der  Bevölkerung  nach  den  Städten 
f  sind  sehr  eigenartige.  Im  allgemeinen  tritt  die  „Landflucht**  ja  nur  in  Ländern 
p  vorgeschrittener  kapitalistischer  Entwicklung  in  Erscheinung,  nicht  in  Län* 
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dem,  die  wie  Penieii  kaum  erst  im  Anfange  dieser  wirtschaftlichen  Periode 
stehen.  Wahl  mögen  wir  uns  des  Mittelaltefs  in  Europa  erinnern  und  der 
bekannten  Tatsache,  daß  viele  Bauern  damals  yor  der  Bedrückung  der  Grund' 

herren  Schutz  in  den  Städten  suchten  und  im  Schatten  ihrer  Mauem  ein 
neue«?  T.pbpn  hrparmpn.    Ganz  anders  liegen  die  Dinge  in  Pf^rsicn,  wo  die 
Städte  keineswegs  ais  Asyle  dienen  können.   Sn"  hiiid  der  Gewalt  des  Schahs  i 
in  gleicher  Weise  wie  die  ländlichen  Gebiete  unterworfen.  Diejenigen  Bauern,  < 
die  vor  aussaugenden  Steuern  und  Bedrückung  fli^en  wollen,  pflegen  viel-  i 
mehr  ihre  feste  Heimstätte  aufsugeben  und  sieh  den  NomadenstADuma 
anzuschließen.   Diese  letzteren  allein  sind  wahrhaft  frei.  Die  Staatsgewalt,  | 
die  sie  nicht  an  den  Boden  zu  fesseln  vermag,  ist  ihnen  gegenüber  ohnmAehtij^  , 
und  der  Bauer,  der  sich  ihnen  anschließt,  untersteht  gleichfalls  keinen  Obrig-  i 
keiten  mehr. 

Trotzdem  aber  geht  der  Hauptstrom  der  landlichen  Bevölktrang  in  die 
Städte.  Gewiß  könnte  ein  verbesserter  Ackerbau  ein  Vielfaches  der  heutigen 
VolksEabl  emihren,  aber  die  Unvertrautheit  der  persischen  Bauern  mit 
modernen  Methoden  der  Landwirtschaft  und  die  Vemachllissigung  aller  not- 
wendigen Vorkehrungen,  besonders  der  in  den  regenarmen  Provinzen  unent» 
behrüchen  Bewässerungsanlagen  von  Seiten  der  Regienmg  steht,  dem  ent- 
gegen. Einzig  auf  die  Erlangung  unmittelbarer  iiskalischer  Vorteile  bedacht, 
versäumte  und  versäumt  es  diese,  auf  die  dauernde  H<  !nmg  des  Volkswohl- 
standes, der  ihr  auch  bedeutendere  Steuerquellen  erschließen  würde,  irgendwie 
ihre  Aufmerksamkeit  zu  wenden,  so  daß  der  Überschuß  der  ländlichen  Be- 
völkerung auf  der  Väter  Scholle  keinen  Lebensunterhalt  findet.  Irgendwelche 
Gewerbe  werden  in  den  Dörfern  nicht  ausgeübt;  die  Bauemsöhne  müssen 
also  nach  den  Städten  ziehen,  wo  sie  vom  Handwerk  oder  Handel  leben. 
Moderne  Großindn'^tt  ie  ist  auch  hier  unbekannt.  Alle  industrielle  Produktion 
e^ht  in  handwerksmäßiger  Weise  vor  sich  und  erfolgt  ausschließlich  für  den 
lokalen  Markt. 

Bis  in  die  letzten  Jahrzehnte  konnte  sich  diese  Kleinindustrie  im  Schutze 
hoher  Einfuhrzölle,  ungefährdet  von  der  Konkurrens  der  europäischeil  In- 
dustrie, frei  entwtdceln.  Seither  allerdings  ist  auch  Persien  in  die  Aktions* 

Sphäre  des  internationalen  Kapitaliamua  einbezogen  worden;  Hande^svrr- 
träge  legten  die  Zollschranken  zum  Teil  nieder,  billige  europäische  Fabrik- 
produkte überschwemmten  den  persischen  Markt,  und  die  einstige  Blütp  des 
Handwerks  versehwand.  So  wie  die  indischen  Handweber  zu  Beginn  des 
19.  Jahrhunderts  durch  die  Konkurrenz  der  engUscben  Großindustrie  öko- 
nonusch  vernichtet  worden,  zog  Elend  und  Not  auch  in  die  persischen 
Städte  ein. 

Hatten  schon  früher  die  Steuerlasten,  die  Despotie  des  Schahs  und  Aus- 
plünderung durch  die  Beamten  schwer  genug  auf  ihnen  gelastet,  so  mußte 

mit  dem  Verschwinden  der  Bedingungen  persönhchcn  Wohlstandes  all  dies 
dopppü  fühlbar  werden,  und  eine  stets  größere  Unzufriedenheit  sich  der 
städtischen  Bevölkerung  bemächtigen.  Sie  war  reif  und  empfänglich  ffir 
revolutionäre  Stimmungen  und  Ideen  und  bedurften  bloß  der  Führer,  der 
Ideologen,  um  su  offener  Empörung  zu  schreiten. 

Diese  Föhrer,  diese  ideellen  Leiter  der  persischen  Revolution,  erwuchsen 
aus  der  Priesterklasse. 

l  111  dies  zu  erklären,  müssen  wir  etwas  weiter  ausholen.  Die  Verfassung 
Persiens  nähert  sich  wohl  mehr  der  reinen  Theokratie  als  die  irgendeines 
andern  Staates,  das  buddhistische  Tibet  ausgenommen.  Die  schütische  Staats- 
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religioD  regelt  alle  Fragen  des  Lebens  von  der  Geburt  bis  zum  Tode.  Der 
VoHcsimterriohl  ist  durohaw  von  ihr  abhängig,  und  da  jeder  Gläubige  die 
Pflicht  hat,  den  Koran  zu  lesen,  legt  die  Priesterklasse  auf  möglichst  weite 
VerbreiUing  der  Lesefertigkeit  großen  Wert.  So  ist  denn  die  Volkabildniig 
in  Persien  höher  entwickelt  als  selbst  in  manchen  Gegenden  Europas,  und 
jeder  Moschee  ist  eine  Volksschule  angesr-hlosscn.  Die  weltliehen  Schulen 
sind  ihnen  gegenüber  nur  wenig  zahlreich  und  ohne  Bedeutung. 

Sind  die  Priester  die  Lehrer  des  Volkes,  so  bilden  sie  auch  die  gelehrte 
Klasse.  Die  jungen  Leute,  die  fflr  diesen  Beruf  bestimmt  sind,  WCTden  in 
hohen  Schuld  herangebildet  und  müssen  dann  in  der  heiligen  Stadt  Karbelt 
an  der  Grabstätte  des  heiligen  Hussein  ihren  theologischen  Doktorgrad, 
Muchtaida  genannt,  erwerben. 

Noch  eine  weitere  wichtige  soziale  Funktion  wird  von  den  Priestern 
erfüllt.  Sie  bilden  den  Richterstand  des  Reiches.  Alle  RechtsfSlle,  die  nach 
geschriebenem  Gesetz  zu  beurteilen  sind,  imterUegen  der  Jurisdiktion  der 
geistlichen  Gerichtshöfe.  Nur  Fälle,  die  nach  Gewobnhdtsrecht  zu  beurteilen 
sind,  unterstehen  der  weltlichen  Gerichtsbarkeit  der  Gouverneure  und  ihrer 
Beamten. 

Allerdings  ließ  sich  angesichts  der  absoluten  Gewalt  des  Schah  und  der 
tatsächlich  schrankenlosen  der  Bureaukratie  diese  Grenzlinie  in  der  Praxis 
nicht  immer  festhalten.  Häufige  Übergriffe  erfolgten,  viele  Rechtsfälle  wurden 
den  geistUchen  Gerichtshöfen,  die  immerhin  auf  Grund  imwandelbar  ge« 
schriäenen  Rechts  geurteflt  hätten,  entsogm  und  dem  Willkttrspruch  der 
Gouverneure  Qberantwortet.  Die  G^tlicfakeit  fühlte  sich  so  stete  aufs  neue 
in  ihren  historischen  Prärogativen  verletzt,  immer  neue  Erbitterung  entstand 
gegenüber  der  Despotie,  die  selbst  fl^n  Vertretern  der  geistlichoi  Gewalt 
gegenüber  ihre  physische  Übermacht  mißbrauchte. 

Hierzu  kam  noch  ein  Diilerenzgrund  mehr  materieller  Natur.  Im  Laufe 
der  Jahrhunderte  hatte  sich  durch  fromme  Gdflbde  der  Gläubigen  ein  reicher 
Besitz  in  den  Händen  der  geistlichen  Körperschaften  angesammelt,  der 
sogenannte  Vakouf,  vergleichbar  den  Gütern  der  toten  Hand  in  Europa. 
Neid  und  Habsucht  des  Schahs  und  der  Bureaukratie  wurden  durch  diesen 
Reichtum  stets  auh  neue  angestachelt,  und  häufig  ging  man  so  weit,  die 
geistUchen  Besitztümer  zu  konfiszieren. 

So  entwickelte  sich  ein  immer  schärferer  Gegensatz  zwischen  der  stolzen 
Priesterklasse,  die  sich  als  Bewahrerin  der  geistigen  und  religiösen  Tra- 
ditionen sowie  der  altflbennittelten  Rechtsgnmdsätae  fühlte  und  dem  des- 
potisclien  Willkürregiment  des  Schahs  und  seiner  bildungrfremden  Diener, 
Die  Jugend  des  geistlichen  Standes,  der  ja  in  Persien  auch  alle  liberalen 
Berufe  in  sich  begreift,  wurde  mehr  und  mehr  von  revolutionären  Ideen 
erfüllt. 

Die  zedilreichste  und  am  meisten  ausgebeutete  Klasse  der  persischen 
Bevölkerung  ist  die  Bauernschaft.  Sie  ist  ^eichzeitig  der  Wtllkfir  der  Be- 
amten, der  Aussaugung  durch  adlige  Grundherren  und  der  Habeucht  der 
Sieiierpächter,  welche,  wie  ehedem  in  Europa,  so  noch  heute  in  Persi«  n  die 
Steuern  auf  Rechnung  des  Staates  eintreiben,  überantwortet.  Aber  die 
Baucrnklassc  war  und  ist  doch  zu  wenig  gebildet  und  außerdem  über  ein  zu 
weites  Territorium  zerstreut,  als  daß  sich  in  ihr  revolutionäre  Organisationen 
hätten  bilden  kuim^m.  Bei  allem  mstinktiven  Haß  gegen  die  Despotie,  bei 
aller  instinktiTcn  Sympathie  für  die  Revolution  der  Städte  hat  sie  doch  an 
denelben  kan&i  aktiven  Anteil  nehmen  künnen. 
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Im  Oktober  1905  kam  die  lang  angesammelte  revolntionftre  Energie  za 
offenem  Ausbruch.  Die  gebildeten  Kreise  des  Landes  standen  damals  unter 

dem  Einfluß  der  Ereignisse  im  benachbarten  Rußland,  in  den  Moscheen 
wurde  der  Kampf  gegen  die  Willkürherrschaft  der  Bureaukratie.  das  Evan- 
gelium der  Gesetzlichkeit  und  Freiheit,  gepredigt.  Ein  Priester,  Mouchtaid- 
Seid-Mahomed,  trat  an  die  Spitze  der  Bewegung,  und  überall  folgten  die 
Priester  seinem  Aufrufe.  Auch  die  Vertreter  der  weltlichen  Intelligenz,  ins- 
besondere all  jene,  die  in  Europa  Fühlung  mit  modemer  Kultur  genommen 
hatten»  ebenso  die  gewerbetr^ende  Bevölkerung  der  St&dte,  deren  Er* 
bittei-ung  oben  erklärt  ward,  schlössen  sich  an. 

Freilich  schienen  all  diese  Bevölkerungskreise  der  organisierten  Madii 
des  Schahs  gegenüber  wehrlos.  Bewaffneter  Aufstand  hätte  keinerlei  Chancen 
geboten.  Man  cntsr^hloß  sich  denn  zu  einer  Kanipfesmethode,  die  für  ein 
industriell  so  zurückgebliebenes  Land  wie  Persieu  zunächst  seltsam  erscheinen 
mochte,  zum  poUtischen  Streik  nach  russischem  Vorbild.  Die  Priester  unter- 
brachen den  Schulunterricht,  die  Gebete  in  den  Moscheen  verstummten,  die 
Gewerbetreibenden  und  Kaufleute  schlössen  die  Baiare.  Ihre  Führer  begaben 
sieh  in  den  schützendoi  Bereich  der  europäischen  Gesandtschaften  und  KoQ- 
sulate  in  Teheran,  die  nach  altem  Brauche  als  Asyle  für  Verfolgte  angesehen 
wurden,  und  steüten  von  dort  aus  ihre  Forderungen  an  den  Schah:  vor  allem 
Herstellung  eines  gesicherten  Kechtszustandes  durch  Überweisung  der  Fi^M'ht- 
sprcchung  an  ordenthche  Gerichte,  somit  Befreiung  des  Volkes  von  der  W  lil- 
kflr  der  Bureaukratie. 

Am  28.  Desember  1905  sah  sich  der  Schah  genötigt,  vor  der  Obermftchtig 
gewordenen  Bewegung  surQckzuweichen  und  die  Bewilligung  ihrer  Forderungen 
zu  versprechen.  Nach  wdteren  Monaten  des  Zögems  und  des  vergeblichen 
Vorsuches,  der  Bewegung  wieder  Herr  zu  werden,  versuchte  der  Schah  im 
Juni  190G  einen  entschoidf^ndon  Schlag  und  Üpß  eine  größere  Anzahl  von 
Führern  der  Volksbewegung  verhaften.  Es  kam  zu  einem  Zusammenstoß 
zwischen  der  bewailneten  Macht  und  der  Studentenschaft,  und  ei'stere  erhielt 
den  Auftrag,  von  den  Feuerwaffen  Gebrauch  zu  machen.  Die  Soldaten  ver- 
weigerten den  Gehorsam,  worauf  der  kommandierende  Offiner  seinen  Revolver 
gegen  die  eigene  widerspenstige  Mannschaft  entlud  und  euien  derselben  tötete. 
Beim  Begräbnis  desselben  kam  es  zu  großen  politischen  Demonstrationen, 
ein  »Mneuter  Zusammenstoß,  zwischen  Studenten  und  Priestern  einerseits  und 
einer  militärischen  Abteilung  andererseits  erlolgte,  und  zwölf  der  ersteren 
wurden  getötet. 

Daraufhui  beschlossen  die  Priester,  sich  in  die  heilige  Stadt  Kerbela 
auf  tlkrkisohen  Boden  surttckzudehen.  Am  1.  Juli  nahm  das  Volk  feierlich 
von  senken  auswandernden  Priestern  Abschied.    Die  VdUoerregung  stieg 

immer  höher,  Tausende  von  Revolutionären  suchten  in  den  Gürten  des  en^< 
schen  KonBulats  Zuflucht;  der  politische  Streik  brach  neuerdings  au8  und 
verbreitete  sich  von  Teheran  in  die  Provinz. 

Im  Ministerrate  selbst  wurden  Stimmen  laut,  welche  zur  Nachgiebigkeit 
gegen  die  Revolution  aufforderten,  nur  der  Großwesir  widerstrebte  noch. 
Endlich  Ubeneugte  sich  der  Schah  selbst  von  der  Nutzlosigkeit  weiteren 
Widerstandes,  berief  einen  Mann  maßvoller  Gesinnung,  Mouohir-ed-Doulefa, 
als  Großwesier,  und  als  auch  dieser  der  Krise  nicht  Herr  werden  konnte, 
einen  liberalen  Staatsmann,  Nai-bis-es-Saltaneh.  Dieser  trat  in  Unterhand- 
lungen mit  den  Fülirern  der  Aufständischen,  die  nun  nicht  mehr  bloße  Ge- 
richtsreform, sondern  Erlaß  einer  Konstitution  forderten.  Auf  seinen 
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Rat  wurde  dieselbe  am  23.  Juni  1D06  vom  Schah  proklamiert,  eine  National- 
versammlung nach  Teheran  embei  ultii.  Ein  Wahlgesetz  für  dieselbe  wurde 
ausgearbeitet,  das  dem  gebildeten  und  blitzenden  Mittelstande  entscheiden- 
den  Einfluß  auf  die  Zusammenaetcung  des  Parlaments  sicherte,  den  Abgeord- 
neten wurde  Unantastbarkeit  der  Person  zuerkannt  und  die  Ausarbeitung 
der  GeschAftaordnung  der  Versammlung  selbst  überlassen.  ^  ^  ^ 

Angesichts  dieses  völligen  Erfolges  ihrer  Forderungen  kehrten  die  Priester 
nach  Teheran  zurück,  die  Revolutionäre  verließen  ihr  Asyl  in  den  Konsulaten, 
die  \Vahl  wurde  vorgenommen,  und  am  26.  September  1906  trat  das  Parlament 
Eusaiumen. 

Der  bald  daiaui  eiiulgende  Tod  des  Schahs  schien  freilich  das  so  glücklich 
gewonnene  Werk  wieder  zu  geffthrden.  Jedermann  war  von  sdten  seines 
Nachfolgers,  der  nodi  zu  Lebzeiten  des  Vaters  gegen  die  Konstitution 
intriguiert  hatte,  des  Schlimmsten  gewärtig.  TatsächUoh  aibeitete  er  auch 

sofort  nach  seinem  Hegieningsantritt  auf  eine  Änderung  der  neu  gegebenen 
Konstitution  hin  und  forderte  insbesondere  die  Errichtung  eines  Oberhauses, 
dessen  Mitglieder  zur  Hälfte  von  ihm  selbst  ernannt  werden  sollten.  Nach 
langen  Verhandlungen  wurde  diese  Forderung  von  der  Nationalversanunlung 
zugestanden,  aber  als  Kompensation  erlangte  dieselbe  eine  weitgehende  Er- 
weiterung ihrer  Rechte,  inabesondere  das  Recht  der  Budgetbewüligung  und 
die  Verantwortlichkeit,  der  Minister  vor  dem  Parlament. 

Nachdem  diese  Verfassungsfiragen  geordnet,  trat  das  Parlament  an  seine 
gesetzgebende  Tätigkeit  heran,  und  zwei  Gesetze  über  Gemeindeautonomie 
und  Preßfreiheit  leiteten  die  neue  parlamentarische  Periode  in  schöner  Weise 
ein.  In  allen  Städten  den  Roiches  wurden  Zeitungen  gegründet,  welche  der 
Autidäiung  des  Volkes  m  großzügiger  Weise  dienen.  Viele  wohlhabende 
Bürger  stelHoi  gern  und  fniwilUg  ihr  Vermögen  fikr  adidie  Gründungen  zur 
Verfügung  und  riefen  Zeitungen  ins  Leben  ohne  jede  Hoffnung  auf  materiellen 
Gewinn,  bloß  um  der  Sache  des  Volkes  willen.  21eitungen  wie  Habl-oI-Matin 
und  Sour  Israfil  haben  überaus  viel  zur  Verbreitung  der  freiheitUchen  Ideen 
in  den  Massen  der  Bevölkerung  getan.  Neben  ihnen  in  vorderster  Linie 
widmeten  sich  die  Anjumans,  politische  Klubs,  die  von  den  intellektuellen 
Klassen  der  Städte  gebildet  wurden,  gleichen  Zwecken,  und  so  konnte  aus 
den  ursprünglich  noch  von  unklaren  Idealen  erfüllten  Bevölkerungsmassen 
jene  organisierte  Freiheitsbewegung  «rwaebsen,  welche  dem  Parlamente  in 
den  kommenden  Sturmzdten  so  treu  zur  Seite  gestanden  hat. 

Die  Budgetberatung  führte  zur  Aufstellung  eines  Finanzgesetzes  ohne 
Defizit,  doch  mußten  zur  Erreichung  dieses  Zieles  die  ZivilUste  des  Schahs 
und  die  Bezüge  seines  Hofstaates,  die  bislanj^  einen  Hauptteil  der  Staatsein* 
nahmen  verschlaue'  n,  wesentlich  herabgesetzt  werden. 

Allerdings  schuf  sich  das  Parlament  hierdurch  erneute  Gegnerschaft 
des  Herrschers  und  der  noch  immer  einÜußreichen  Hofkreise.  Wiederholte 
Versuche  der  Gontre-Revolution  erfolgten,  und  ihr  anfftngücher  Mißerfolg 
und  scbließlicher  Erfolg,  die  Erstürmung  des  Parlamentsgebäudes  durch  die 
ICoaakengarde  und  das  Blutgericht  an  den  Führern  der  freiheitUchen  Bewe* 
gung  sind  noch  in  allere  meiner  Erinnerung.  Vielfach  hielt  man  die  persische 
Freiheitsbewegung  für  endgültig  gescheitert. 

Seither  haben  sich,  wie  wir  eingangs  gesehen,  die  Chancen  für  dieselbe 
wieder  wesentUch  gebessert,  und  die  Hoffnung  darf  nicht  aufgegeben  werden, 
daß  das  persische  Volk»  das  suerst  untw  den  Völkern  des  Orients  aus  eigener 
Kraft  die  Freiheit  errungen  und  den  Nachbarn  ein  rohmlicbes  Beispiel  gegeben« 
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Belbst  wieder  in  den  Genuß  der  so  schwer  erkämpften  Rechte  treten  werd.-. 
Die  große  Freiheitsbewegung  in  der  mohammedanischen  Welt,  das  VVieder- 
erwachen  ihrer  geistigen  und  sozialen  Kräfte  schreitet  unaufhaltsam  vor- 
Wirts.  Pwaen  geht,  so  dflrfen  ivir  hoffen,  einer  neuen  Periode  geistiger  Reg- 
eamkeii,  wflrdig  seiner  grofien  geeehiehtlichen  Traditionen»  entgegen. 


® 


DR.  M.  RIESS  t,  MÜNCHEN:  DAS  MÜNCHENER  UND 

WEIMARER  KARTELL  FREfflEITLICHER  VEREINE. 

IE  beiden  im  Titel  genannten  Kartelle  sind  vorläufig  noch  wmtgbe« 

kannt  Wa^  sie  wollen,  was  sie  sind  und  werden  kömiai,  wgibtam 
besten  ihre  Entstehungsgeschichte. 

Angeregt  durch  einen  Aufsatz  von  Dr.  Vielhaber- Berlin,  gründete 
ich  zusammen  mit  einem  jtingeren  Freunde,  H.  Heimerich»  im  Dezeml>tf 
1906  in  München  den  Jungdeutschen  Knlturbimd",  in  welchem  junge  Leute 
planmAAig  %a  all  denjenigen  Kenntnissen  und  Eigenschaften  herangebildet 
und  erzogen  werden  sollten,  wdche  die  zukünftigen  Volkserzieher  und  Föhr^ 
einer  freiheitlichen  Kulturbewe^nn^  nötig  haben.  Denn  fibprall  fehlt  e? 
auf  diesem  Gebiet  nicht  an  Arbeit,  sondern  an  .\rbeitern.  Zugleich  aber 
wurde  unsere  Tätigkeit  nach  außen  gerichtet  durch  Dr.  Vielhabers  Gt-danken, 
daß  sich  all  die  vielen  freiheitlich  gerichteten  Vereine  miteinander  verbünden 
und  einheitlich  organisieren  sollten,  um  der  bisherigen  Krflftesersplitterung 
und  Kraftvergeudung  in  diesem  Vereinswesen  ein  Ende  zu  machen.  Dieser 
,,KartelIgedanke"  wurde  von  dem  „Jungdeutschen  Kulturbund"  den  nächst» 
interessierten  München  er  Vereinen  vorgelegt.  Es  waren  dies  „die  l^eutäche 
Gesellschaft  für  ethische  Kultur-München",  „die  Ortsgruppe  München  des 
deutschen  Monistenbundes"  und  „die  freirehgiOse  Gememde  München".  Ich 
flbemahm  das  Amt  als  Vorsitzender  der  „Gesellschaft  fOr  ethische  Kultur'*, 
wodurch  der  ZusammeuBchluß  mit  dieser  Gesellschaft  gesichert  war.  Auch  die 
Kartellierung  mit  den  beiden  anderen  Vereinen  gelang  alsbald  auf  Grund  des 
verständnisvollen  Entgegenkommens  und  guten  Willens  aller  Beteiligten, 
trotz  mancher  zu  überbrOckendenMeinungsverschiedenheiten,  durch  eine  rast- 
lose persönliche  Verständigungsarbeit  zwischrn  don  Führern.  So  entstand 
das  „Kartell  der  freiheitlichen  Vereine  Münchens  im  Frühjahr  1907.  Die 
Ehre  des  Vorsitses  wurde  mir  sntefl.  Das  Gelingen  der  hier  geleisteten  Ver- 
stSndigongsaiheit  erweekte  bald  überall,  wo  es  bekannt  wurde,  Begeuterung. 
Allgemein  leuchtete  die  Berechtigung  des  Gedankens  ein,  daß  freiheitliche 
Vereine  von  den  sie  trennenden  Nuancen  absehen  und  sich  die  Hände  reichen 
sollten  zur  Verwirklirhnnc^  der  praktischen  Aufgaben  .  über  die  sie  länr^t 
alle  einig  seien,  llvi  dt  r  forsten  ^^roßen  öffentlichen  Versamruluiig,  die  das  Karteü 
ther  „den  Kirchenzwang  in  der  Schule"  abhielt  (4.  Juli  1907),  stellten  sich 
die  ersten  KrAlte  der  UniTersitftt  Mltnchen  teils  als  Sprecher  in  dcMr  Ver- 
sammlung, teils  im  geheimen  als  Mitarbeiter  ffir  die  so  leistenden  Referats 
cur  Verfügung.  Der  Eindruck,  den  diese  Versammlung  machte,  war  so  grofi^ 
daß  allgemein  anerkannt  wurde,  es  sei  eine  quantitativ  und  qualitativ  so 
bedeutende  freiheithche  Demonstration  in  München  seit  Jahrzehnten  n\ch\ 
mehr  erreicht  worden.  Das  Stenogramm  über  die  damahge  \  ersanmilung  ist 
als  erste  Flugschrift  des  Münchener  Kartells  gedruckt  und  im  Handel. 
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Der  jqroße  moralische  Erfo)o>  dieser  ersten  Versammlung  brachte  auch  den 
vier  kartellierten  Vereinen  m  u(?n  Wnrroinut.  Sie  beschlossen  nun,  ein  ?Ieim 
2U  gründen,  das  der  sichtbare  Miltelpunkt  für  alle  gemeinsam  zu  leistende 
Arbeit  und  Vereinstätigkeit  werden  sollte.  Das  Heim  sollte  ein  Sekretariat 
fflr  die  Bureavariidt  enthalten,  einen  grOBeien  Saal»  der  bei  Tag  ak  Lesesaal 
und  des  Abends  den  Vereinen  als  Versammlungsort  dienen  sollte,  und  einen 
Bibüotheksraum.  Auch  hier  erwies  sich  uns  das  Glück  gOostig,  indtfn  schöne 
und  jD^ecignete  Räumlichkeiten  alsbald  auf^fiinden  wurden,  die  gemietet 
werden  konnten.  Es  war  eine  Benediktinermissiou,  die  gerade  damals  diese 
Räume  verließ. 

Die  Einrichtung  des  Heims  ging  unter  allgemeiner  Begeisterung  von 
statten.  Herr  t.  Bcnrlepscb,  einer  der  ersten  Meister  des  Mflnchener  Kunst- 
geweibes,  stellte  für  die  innere  Ausstattung  seine  Mitaibeit  unentgeltlich  sur 
VerfOgung,  eine  Bibliothek  von  mehr  als  2000  Bänden  kam  außerordentlich 
schnell  2U'?tande,  zum  größten  Teil  aus  Privatbesitz.  Aber  auch  die  Verleger 
Eugen  Diederichs-Jena,  Spernann-Stuttgart,  J.  F.  Lehmann-München, 
O.  Wigand-Leipzig,  der  Neue  Frankfurter  Verlag,  Kosmos- Verlag — Stuttgart, 
und  manche  andere  schenkten  in  hochherziger  Weise  die  f  Qr  unsere  Interessen 
wertvollsten  Bücher  ihres  Verlages,  drei  der  ersten  Buchhändler  Mflnchens 
vermehrten  die  Bibliothek  durch  weitere  Schenkungen. 

FQr  den  Lesesaal  stellten  uns  die  Verleger  sehr  vieler  Zeitschriften  ihre 
Blätter  unentgeltlich  zur  Verfügung.  Der  Wert  der  uns  gratis  überlassenen 
Zeitimgen  und  Zeitschriften  beträgt  imgefähr  500  Mk.  jährhch;  der  Wert  der 
von  uns  außerdem  abonnierten  Zeitschriften  ebensoviel.  Der  Lesesaal  enthält 
von  Tageszeitungen  nur  je  ein  bis  zwei  der  ersten  Vertreter  der  versohiedenen 
politiachen  Parteirichtungen,  da  wir  nicht  darin  unsere  Aufgabe  erblicken 
konnten,  mit  einer  Unmenge  von  Zeituiigsi>apier  gegen  jedes  beliebige  Caf§- 
haus  zu  rivalisieren.  Dagegen  enthält  unser  Lesesaal  eine  fast  vollständige 
Sammlung  aller  Zeitschriften,  die  irgend  einem  Gebiete  modemer  Lebens- 
reformarbeit dienen.  Ein*  solche  Zeitschriftensammlung  dürfte  in  dieser  Voll- 
zähligkeit noch  kaum  anderswo  vorhanden  sein.  Ihr  Vorhandensein  wird  erst 
fhlohtbar  in  dem  Maße,  in  welchem  das  Kulturseminar  arbeitsfähig  gemacht 
wird.  (Vgl.  S.  d45.) 

Das  wunderbarste  aber  an  all  diesen  Erfolgen  war,  daß  die  ca.  10  000  M., 
welche  die  Neueinrichtung  des  Heims  (3000  M.)  und  der  Betrieb  im  ersten  Jahre 
(7000  M.)  kosteten,  wirklich  zusammenkamen.  Zwar  nicht  ganz  so  schnell  und 
leicht,  wie  sich  dieser  Satz  schreiben,  drucken  oder  lesen  läßt,  aber  immerhin, 
sie  kamen  zusammen.  Für  das  nächste  Jahr  ist  bereits  ein  höherer  Betrag  als 
10  000  M.  gesichert,  und  wir  haben  nunmehr  die  Hoflteung,  daß  uns«  Heim 
Immer  melv  Verständnis  und  scUiefilich  auch  dauernde  finandeUe  Siehe» 
rung  finden  werde. 

Die  im  Mönchener  Kartell  erreichte  Eintracht  und  organisierte  Arbeit 
sollte  bald  weit  über  die  Grenzen  Münchens  hinaus  uner\vartete  Folgen  nach 
sich  ziehen.  Der  Kart-  llgi  danke  lag  zwar  damals  in  der  Luft.  Durch  das  hier 
gegebene  Vorbild  aber  wurden  allmählich  Vereine,  die  sich  bisher  dem  Kartell- 
gedanken  priniipien  versagt  hatten,  durchaus  umgestimmt  und  bekehrt. 
So  gans  besonders  die  „Deutsche  Gesellschaft  für  etl&ohe  Kultur'*  auf  ihrem 
letzten  (jesellschaftstag  in  Berlin  (7. — 9.  Dezember  1907).  Wenige  Tage  darauf 
(1.5.  und  16.  Dezember)  wurde  in  Weimar  der  Versuch  gemacht,  alle  großen 
freiheitlichen  Voreine  und  Verbände  Deutschlands  in  ähnlicher  Weise,  wie  es 
in  München  erreicht  war,  zu  einer  wirkungsfähigen  Einheit  zusammenzufassen. 
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In  Weimar  waren  im  ganzen  neun  Vereine  oder  Verbände  mit  insgesamt  etwa 
50  000  Mitrrüi'f^prn  vertreten:  Bund  für  y>PT*s(in!ir'ho  RHi^rion-Cassel,  Deufsrh^^r 
Bund  für  weiliiche  Schule  und  Moralunterncht,  Deutsche  Gesellschaft  für 
ethische  Kultur,  Deutscher  Monistenbund,  Freidenkerbund,  Freie  ethische 
Gesellschaft- Jena,  Giordano  Bruno-Bund,  Jungdeutscher  Kulturbund  und 
Kartell  der  freiheitiichen  Vereine  MQnchens.  Der  bedeutende  Bond  frw- 
retigifie^r  Gemeinden  Deutschlands  steht  innerlich  ganz  auf  dem  Standpunkt 
des  Weimarer  Programms,  ohne  sich  an  seiner  Arbeit  beteiligen  zu  können. 
Einberufen  war  diese  Weimarer  Konferenz  nicht  von  Mönchen  aus.  Wir 
Münchener  hÄtten  damals  noch  nicht  gewagt,  an  einen  so  großen,  eanz 
Deutschland  umfassenden  Kartellverband  zu  denken,  für  d^en  inne  re 
Einheit  nach  unserer  Meinimg  die  genügende  Vorarbeit  noch  nicht  geleistet 
schien.  Dennoch  kam  in  Weimar  —  fast  'wider  unser  Erwarten  —  eine  allge- 
meine B^pNSterung  und  Eintracht  zustande.  Das  „Weimarer  Kart^'' 
wurde  gegründet  am  16.  Desember  1907.  Die  Grundforderungen  seines 
Programms  lauten: 

1.  Freie  Entwicklung  des  geistigen  Lebens  und  Abwehr  aller  Unter* 
drOckung, 

2.  Trennung  von  Kirche  und  Schule, 

3.  Trennung  von  Kirche  und  Staat. 

Wegen  dieses  letzten  Bannerwortes  hatte  ich  in  Weimar  zusammen  mit 
Dr.  Vielhaber,  dem  Vertreter  des  Monistenbundes  noch  schwere  Bedenken  ge- 
äußert.  Wir  beide  wurden  aber  durch  die  Begeisterung,  mit  der  die  große  Mehr- 
zahl der  Weimarer  Vertreter  dies  Bannerwort  forderte,  davon  überzeugt,  daß 
diese  Forderung  auch  für  Deutschland  unaufhaltsam  und  unvermeidlich  ge- 
worden sei.  Vßf  machten  und  machen  onskein  Hehl  daraus,  dafi  diewirtsohaSt- 
lichen,  rechtlichen  und  kulturellen  Konsequenien  der  voÜEogenen  Trennung 
in  der  nfldisten Zukunft  nicht  durchweg  der  freiheitlichen  Entwicklung  günstig 
sein  würden,  wir  verhehlen  uns  noch  weniger,  daß  mit  der  bloßen  Trennung 
des  Staates  von  der  Kirche  die  Garantien  für  oine  wahrhaft  i^sunde  Ent- 
wicklung der  Nation  durchaus  nicht  gegeben  sind,  sondern  nur  noch  ein  Zer- 
setzungselement mehr  in  der  allgemeinen  sittlichen  Zersetzung.  Die  Forde- 
rung „Trennung  von  Kirche  und  Staat*'  legt  nach  unserer  Überzeugung  den 
Men  Menschen  eine  so  schwere  neue  Verantwortung  auf,  daß  die  meisten  der 
heutigen  Forderar  sie  weder  begreifen  können,  noch  tragen  wollten.  Hier  gilt 
es  vor  allem,  den  am  meisten  linksstehenden  radikalen  Flügel  der  Freibeits- 
fordorer  zu  belehren  und  zu  orziehen,  ihre  bloß  fanatische  Negation  zu  ver- 
mneriichen  und  in  einen  produktiven  schöpferischen  Emst  umzuwandeln. 
Dennoch  kamen  schheßlich  in  Weimar  alle  zu  der  Überzeugung,  daß  i  i-cnnung 
▼on  Kirahe  und  Staat  die  einzig  konsequente  Losung  aller  heute  bestehenden 
Halbheiten  yerbfiige.  Mit  den  Unwahihafti^celten»  welche  die  heule  na* 
nattklüch  gewordene  «Ehe  zwischen  Kirche  und  Staat  mit  sich  bringt,  muß 
zu  allererst  gebrochen  ^md  aufgeräumt  werden,  sie  verhindern  heute  in  Deutsch- 
land alle  Erziehung  zur  Wahrhaft  i  f^kci  t  und  damit  alle  Charakter- 
bildung. Jene  gewiß  nicht  leichte  Erzichuugsurbeit  geguiiüber  allzuheftipeia 
kulturkämpferischen  Radikalismus  wird  durch  das  Leben  selbst,  im  .Not> 
fall  durch  die  Not,  am  nchersten  geleistet  werden,  sobald  einmal  die 
Grundlage  der  Wahrhaftigkeit  erobert  ist. 

Als  es  sich  um  die  Wahl  der  zentralen  Geschäftsstelle  für  ganz  Deutsch- 
land handelte,  fiel  diese  Wahl  auf  das  Sekretariat  des  Münchener  Kartells, 
ganz  naturgem&ß  aus  dem  Grunde,  weil  eine  andere  neutrale  (d.  h.  keinem 
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Wrpin  ausschließlich  zugehörige)  Geschüflsstelle  in  Deutschland  ^onst  noch 
nirgeiids  vorhanden  war.  Nur  dadurch  erklärt  sich,  daß  die  Ehre  auch  dieses 
Vorsitzes  über  das  Weimarer  Kartell  mir  übertragen  wurde.  Die  anderen 
Mitglieder  des  in  Weimar  gewAUten  Ansaehuases  waren  die  Herren  Dr.  Viel* 
haber^Berlin,  Dr.  Pensig- Berlin,  PredifferTsohim-Breelan,  P.Schmal-MOnchen. 

Durch  <üe  Vorortsstellung  Münchens  und  die  dadurch  unserem  Sekretariat 
übertragene  Arbeit,  besonders  durch  die  Korrespondenz  und  mündliche  Aus- 
sprache mit  den  meisten  Führern  der  beteiligten  Vereine  in  Deutschland, 
femer  durch  persönliche  Teilnahme  an  den  Generalversamrn  Inneren  der  größeren 
Verbände  habe  ich  inzwischen  immer  neue  Gelegenheit  gehabt,  die  Frucht- 
barkeit des  Kartellgedankens  zu  erproben.  loh  muß  gestehen,  daß  auch  meine 
optimietiflchen  Erwartungen  noch  weit  Obertroffen  worden  sind.  Besonders 
auf  den  Generalversammlungen  der  Einielverbände,  auf  denen  ich  jedesmal 
den  Gedanken  des  kartellierten  Zusammeaarbeitens  mit  den  anderen  Ver- 
einen  oder  Verbänden  zu  vertreten  hatte,  erwies  sich  überall,  daß  die  meisten 
der  kümmerlichen  Eigenbrödelei  müde  sind  und  geradezu  erlöst  aufatmen, 
wenn  man  ihnen  Mittel  und  Wege  zu  einem  grüßztipiiren  vereinten  Schaffen 
aufweist.  Die  Mittel,  mit  denen  das  Weimarer  Kaiteli  zu  arbeiten  vorhat, 
sind:  Ortlicher  ZusammenachluB  aller  freigesinnten  Wettanschauungs-,  Kultur^ 
oder  L^ensreformyereimgungeii  der  gldcheo  Stadt  zu  einem  Lokalkartel], 
gemeinsames  Heim  für  die  örtlichen  Kartelle  mit  gemeinsamer  Bibliothek, 
Zeitschriftensaal  und  Versammlungsräumen;  gemeinsame  Veranstaltung 
größerer  Versammlungen,  intensive  Werbe-  und  Belehrungsarb cit.  Ausbildung 
der  nötigen  Redner  und  Lehrerin  eigenen  der  Lebensreform  dienenden  Kultur- 
seminaren, Unterstützung  der  geistesverwandten  Presse,  Zeitungskorrespon- 
denz,  Jahrbuch  der  gesamten  Lebensreformbewegung,  Flugschriften,  sta- 
tistiache  Untersuchungen  und  Rundfragen  über  S.e  wichtigsten  Probleme, 
Organisierung  des  W^iderstandes  gegen  freiheitliche  Angriffe,  Rechtsschutz- 
stelle und  Hilfsfond  ftr  die  kirchlich  und  staatlich  zu  Unrecht  Gemafiregelten, 
jfihrhVhe  Kongresse  in  Weimar  u«?w. 

Die  unmittelbaren  praktischen  Forderungen,  über  weiche  in  Weimar 
sofort  ratlose  Übereinstimmung  zu  erzielen  war,  lauten: 

1.  Schutz  der  Universitäten  gegen  jeden  Eingriff  in  ihre  Forschungs- 
«nd  Lehrfipeiheit  (vgl.  in  Deutschland  die  FAUe  Sclmitzer-Mtochen,  Erhardt» 
StraAburg,  Schrörs-Tflbingen,  GCuather-Bonn,  ganz  zu  schweigen  vom  Fall 
Wahrmund  in  Österreich). 

2.  Abschaffung  der  theologischen  Fakultäten  und  Eingliederung  des 
religionswissenschafthchen  Stoffes  in  die  philosophischen  Fakiiltliten. 

3.  Befreiung  der  Schulen  und  sämtlicher  Unterrichisanstalten,  ins- 
besondere der  Lehrerseminare,  von  jeder  kirchlichen  Bevormundung  und  Be- 
einflussung. 

4.  Schaffung  sellwtindiger  Unterrichtsministerien. 

5.  Befreiung  derDisaidentenldnder  vom  konfeseioneDen  Beligionsunter- 
rieht. 

B.  Verein faehung  des  Kirchenaustritts  und  Regelung  desselben,  soweit 
noch  nicht  geschehen,  durch  Landesgesetz. 

7.  Aufhebung  des  Zwanges  zu  einer  religiösen  Eidesformel. 

8.  Befreiung  der  Kommunen  von  allen  staatlichen  Übergriffen,  besonders 
bei  Rnlturfragen,  (Beispiel  Lehrerg^Alter,  Bestätigung  der  Scbulinspek« 
toran  usw.). 

9.  F^iheit  der  Bestattungsform  (Feuerbestattung). . 
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Natürlich  ließe  sich  diese  Liste  unmittelbar  praktischer  Forderuugeu  leicht 
Tennehren  imd  ergSnien.  Daa  Weiinarer  Kartell  aber  wird  grole  Arbeit 
geleistet  und  beinahe  ein  neues  Inneres  Deutschland  erschaffen  haben,  wenn 
nur  erst  von  jenen  9  Forderungen  die  wichtigsten  verwirklicht  sein  werden. 

Blicken  wir  hier  einen  Augenblick  rückwärts  auf  das  schon  Enreichte* 
ehe  wir  weiter  hinausblicken  auf  das  noch  zu  Erreichende: 

Am  13.  Dezomber  1906  hatten  wir  im  bescheidensten  Maßstabe  mit  der 
Gründung  des  J  ungdeutachen  Kulturbundes  begonnen.  Am  16.  Dezember  1907 
war  das  Mtlndiener  Sdcrrtailat  der  Mittelpunä  nicht  nur  fttr  die  Mflnchener 
freiheitliche  Vereinsarbeit,  sondern  bereits  fOr  das  Ober  gans  Deutsehland  aus- 
gedehnte Weimarer  Kartell  geworden.  Es  war,  als  ob  sich  diesmal  Goethes 
vertrauensvolles  Wort  bewahrheiten  sollte:  „Man  braucht  nur  aufstehen 
und  vor  die  Türe  hinauszugehen,  so  kommt  einem  doch  immer  unerwartet 
viel  entgegen."  Das  Weimarer  Kartell  beüt^  hl  als  *  in  Rahmen,  in  welchem  die 
Verständigungsarbeit  aller  freiheitlich  Gesimiteu  geleistet  werden  kann,  das 
Münohener  Kartell  mit  seinein  Heim  und  seiner  Zentrahrorkstfttle  für  alle 
Lebensreformaibelt  besteht.  Und  wenn  es  auch  noch  nicht  fmannell  gans 
gesichert  ist,  so  hat  es  doch  bereits  bewirict,  daß  sich  in  der  Physiogno- 
mie des  geistigen  Lebens  in  München  eine  starke  Veränderung  zum  Guten 
.  vollzogen  hat. 

Ganz  besonders  in  der  Studentenschaft.  Zur  gleichen  Zeit,  zu  der  unser 
Kartell  gegründet  wurde,  schuf  sich  die  Münchener  „freie  Studentenschaft^ 
neben  ihrai  bereits  bestehenden  Abteilungen  for  Staatswissonschaft  und  iQr 
Literatur  eine  „Abteilung  fär  Weltanschauung  und  Religionswissenschalt'*. 

Diesn  Abteilung  hat  sich  als  Aufgabe  gesetzt,  den  Studenten  in  wiaaen- 
schaftlicher  Weise  über  Probleme  dnr  Weltanschauung  und  Religionswissen- 
schaft Anregung  und  Belehrung  zu  erteilen.  Die  freie  Studentenschaft  als 
solche  bedingt  völligre  Neutralität.  So  kamen  in  dieser  Abteüunj^  im  ersten 
Winter  uuL  Vorträgen  zu  Worte:  der  radikal-freiheitliche  Dr.  Eriiüt  Homeffer- 
Leipzig  Ober  das  Thema:  „Universität  und  Kirche";  der  alilEathidiaelie 
Pfarrer  Kreutzer-Kempten  Ober  „Altkatholisismus**;  der  ezkommunisierte 
Benefiziat  von  Ochsenfurt  Dr.  Engert,  das  erste  Clpfer  der  Enzyklika  in 
Deutschland,  über  ,,die  Modernisten";  der  Münchener  Privatdozent  Dr.  Otto 
fiber  ,,Mnnntheismus  und  Polytheismus"  usw.  01*^  Vortragsabende  waren 
jedesmal  stark  besucht,  die  neue  AbteiliinL:  uiu  iflügelte  durch  ihre  Mitglieder- 
zahl und  auch  durch  das  von  der  Studenteuächalt  ihr  entgegengebrachte  Inter> 
esse  die  beiden  schon  bestehenden  Abteilungen  und  fflUte  nach  Maflgabe 
ihrer  bescheidenen  Krftfte  an  der  UniTersitftt  sogar  eine  Lücke  aus. 

In  derselben  Zeit  entstand  auch  in  München  eine  „Akademische  Vereini- 
gung zum  Studium  dos  TJltramontanismus",  welche  sich  die  ?anz  eigenartige 
Aufgabe  setzte,  ihrp  Mitglieder  zu  einem  ernsthaften  S I  ndium  der  ultraraon- 
tanen  Weltanschauuiig,  und  zwar  aua  den  ultramuutanen  Quellen  selbst, 
anzuleiten.  Die  jungen  Leute  wollen  nicht  nur  den  Ultramontanismus  als  den 
Hauptgegner  jeder  Gewissensfreiheit  erst  genau  kennen  lernen,  bevor  sie  ihn 
angreifen,  sondern  sie  wollen  auch  durch  an  Studium  der  ganzen  katholischen 
Weltanschauung  und  Denkweise  jener  rohen  und  verächtlichen  Beurteilung  des 
Katholizismus,  die  heute  so  viele  freiheitlich  strebende  Katholiken  davon 
abschreckt,  sich  den  freien  Menschen  anzuschließen,  und  die  doch  meist  aus 
völliger  Unkenntnis  der  wertvollen  Elemente  des  katholischen  Empfindungs- 
und Geisteslebens  erwächst,  durcix  Selbstbeiehrung,  später  durch  Belehrung 
anderer  au  steuern  suchen. 
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Hoffentlich  erweisen  sich  diese  ehrlichen  Vei-suche,  ilie  von  der  Studenten- 
schaft ausgehen,  als  lebensfähig.  ZufäUig  und  ohne  moralischen  Zusammen- 
hang mit  der  Aiiieit  des  Mttnchener  Kartäls  sind  sie  nicht.  Keiner  dieser  Ver- 
suche hat  ein  so  umfassendes  Ziel  wie  der  jungdeutsche  Kulturbund»  der  im 
letzten  Grunde  als  ein  Kartell  aller  studentischen  Kulturbestrebungen  ge- 
dacht ist.  Nur  ein  großes  planvolles  und  universales  Arbeiten  mit  und  an  der 
Studentenschaft  kann  uns  weiter  helfen.  Da  aber  die  Alma  Mater  den  Auf- 
gaben des  eigejülu  lien  Lebens  unfrei  und  unfroh  zusieht  und  sich  ihnen  bis 
auf  weiteres  prinzipiell  entzieht,  so  muß  eben  ein  eigenes  kulturpoliti- 
sches Seminar  geschaffen  werden,  das  dem  schon  in  der  Studentenschaft 
vorhandenen  Hunger  entgegenkommt  und  in  dem  uniyersitAtamftßig  gelernt 
und  gelehrt  wird. 

Als  Lehrer  müßten  sich  alle  diejenigen  Persönlichkeiten  beteiligen,  die 
Unabhängigkeit,  freiheitlichen  Ideahsmus  und  genügende  wissenschaftliche 
Bildung  in  sich  vereinigen,  um  dir  Studenten  für  diejenic^en  Aufgaben  auszu- 
bilden, für  die  der  heutige  Umversjtatsbetrieb  vereagt,  und  ihnen  die  Kennt- 
liiä&G  zu  übermitteln,  die  sie  für  die  brennenden  Kulturfragen  gerade  am  not- 
wendigsten brauchen.  In  dem  kulturpolitischen  Seminar  solton  von  wissen* 
schallBch  dazu  baiifeneii  Kräften  Vorlesungen  gdialten  werden  etwa  ttber 
Cieflchiehte  des  Katholizismus  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Jesuiten- 
ordens, des  vatikanischen  Konzils  oder  der  Geschichte  der  Zentrumspartei 
im  19.  Jahrhundert,  Vorlesungen  über  Kirchenrecht  ,  «oweit  es  fOr  das  heutige 
Leben  von  Belang  ist,  über  die  hier  einschlägigen  Frag-  n  des  Staatsrechte, 
über  die  Geschichte  und  rechtHche  Lage  der  freireligiösen  Gemeinden  in 
Deutschland,  zugleich  auch  allgemeinere  Vorlesungen  etwa  über  die  Ge- 
schichte der  Weltanschauung  im  19.  Jahrhundert,  &>er  die  philosophischen 
Grundlagen  der  Ethik,  Ober  Zusammenhang  »wischen  Ethik  und  Wirtschafts- 
lehre, Uber  die  allgemeinsten  Resultate  der  modernen  vergleichenden  Religions- 
Wissenschaft,  über  die  gesicherten  Resultate  der  Bibelkritik,  über  die  G**- 
schichte  der  Sektenbildung  in  Df  iitschland  und  in  anderen  Ländern,  ühvv  die 
in  Europa  und  Amerika  bereits  vorlicfr 'uden  Resultate  der  Trennung  von 
Kirche  und  btaat,  sowie  über  sämtliche  ivonsequenzen  rechtlicher,  Wirtschaft- 
Hoher  und  kultureller  Natur,  die  diese  neue  Forderung  in  sich  enthftlt  usw. 
Außerdem  muß  das  kulturpolitische  Seminar  flbw  die  Technik  und  die  Geheim* 
künste  des  heutigen  Journalismus  Belehrung  erteilen,  damit  auch  auf  diesem 
Gebiet  zugleich  erfahrene  und  charakterfeste  Persönlichkeiten  herangebildet 
werden. 

Das  Münchener  Kartell  hat  ein  solches  Seminar  nicht  nur  gefordert, 
sondern  bereits  ins  Leben  gerufen.  Der  erste  Versuch  im  Sommer  1908  mit 
4  Vorlesungen  und  daran  anschließenden  Übungen  bewährte  sich  innerlich 
auf  das  (Hinsendste ;  doch  kann  er  in  der  nttchsten  Zeit  nicht  f  ortgesetst  werden, 
weil  die  finannelle  Fundierung  unseres  Heims  unsere  nftohste  Aufgabe  bleiben 
muß. 

Für  eine  fernere  Zukunft  wird  beabsichtigt,  daß  unser  Heim  zugleich 
zu  emem  Münchener  Volkshause  wf  rdo.  Schan  Dr.  Vielhaber  hatte  von  Anfang 
an  vorgf  liaht,  nicht  nur  die  bisher  genannten  und  jetzt  kartellierten  Vereine 
zu  einer  Liuheit  zu  organisieren,  sondern  überhaupt  einen  Zusammenschluß 
aller  heut  voAamtonen  Ldi>eiiBref ormvereine  herzustellen,  sowdt  deren  Reform* 
beetrebungen  irgendein  gesunder  Gedanke  zugrunde  Ifige.  Genannt  seien  etwa: 
alle  Bestrobungen  für  Reform  der  Ernährung  und  Körperkultur,  also  Vege- 
tarismus, soweit  er  nicht  einseitig  und  rechthaberisch  auftritt,  Bekämpfung 
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des  Alkoholmißbrauchs,  Lirht-  und  Luftbad,  Spiel  und  Sport  im  Freien, 
Volkshygione  im  weitesten  Sinne,  Kleid ungsre form,  femer  alle  \  olksbiidunes- 
bestrebungen,  volkstümliche  Kunstpflege,  Gartenstadtbewegung,  Wohnungs- 
und  Bodenreform,  Feuerbestattung  usw.  Alle  diese  und  Tiele  andere  Reform- 
bestrebtmgen  arbeiten  heute  vereinzelt  und  nebeneinander.  Jede  betont  die 
hervorragende  Wichtigkeit  ihrer  selbst  auf  Kosten  der  anderen.  In  Wahrheil 
muß  eine  Harmonie  aller  als  Has  av im s rhenswerte  Ziel  gelton,  donn  nicht  die 
einzelne  Eigenschaft,  sondern  der  ^^anze  Mensrh.  nicht  die  einzelne  Lebens- 
form, sondern  das  gesamte  LelM  n  soll  gehoben  und  veredelt  werden.  Alle 
einzelnen  Reformbestrebungen  erganzen  daher  einander  und  streben  ein  und 
demselben  Ziele  so.  Einheitliehe  Arbeit  so  vieler  verschieden  geriobteter 
Lebensreformyerdne  wird  vielleicht  am  besten  dadurch  verbürgt  und  min- 
destens vorbereitet,  daß  in  jeder  größerm  Stadt  ein  Volkshaus  entsteht,  n  h 
dem  Vorbilde  der  Volkshfiuser  in  Jena  und  Hamburg.  In  Hamburg  haben 
sich  viele  junge  Kräfte  aus  dem  Bürgerst ande  für  den  beständig  zu  leistenden 
Dienst  der  zentralen  Leitung  des  Volkshauses  freiwillig  zur  Verfügung  gestellt; 
durch  ein  eigens  dafür  gegiündetes  Mitteilungsblatt  ist  die  Arbeit  in  der 
ganzen  Stadt  organisiert  und  geleitet.  Zu  dem  Volkshaus  in  Jena  hat  der 
Fabrikarbeiterseohn,  der  immer  noch  viel  lu  wenig  geehrte  Forscher,  Gro8- 
fabrikant  und  Menschenfreund  Emst  Abbe  die  von  ihm  selbst  erworbenoi 
Millionen  hergegeben.  Er  hat  ein  Beispiel  gegeben  und  das  Ziel  gewiesen. 
Ein  anderer  Weg  zur  Errichtung  noner  Volkshäuser  wHre  der,  daß  rtll*'n 
Orten,  in  denen  schon  mehrere  Ortsgruppen  des  Weimarer  Kai'tells  vorhanden 
sind,  diese  sich  zu  örtlichen  Kartellen  nach  dem  Münchener  Vorbild  ver- 
bündeten; diese  lokalen  Kartelle  könnten  dann  m  München  und  anderswo 
die  eigentlichen  Ld>ensref  ormvereine  allmftblich  an  sich  herandehen  und  so  die 
Kristallisationspunkte  abgdben,  an  die  sich  eine  immer  grOfiere  VerwaltungB- 
und  Betriebsgemeinschaft  der  Vereine  in  jeder  Stadt  anschlösse.  Warum 
dieser  Weg  heute  noch  unbetretbar  ist,  kann  hier  nicht  ausgefflhrt 
werden. 

Eine  erreichbare  ideale  Aufgabe  aber  sind  die  /.u  schaffenden  „freien 
Sonntagsfeiem*'  für  dogmenlose  Menschen.  Es  sei  an  dieser  Stelle  zunächst 
kurz  unser  Verhältnis  zu  den  bestehenden  Kirchen  ausgesprochen. 

Das  Kartell  kann  als  solches  keine  extremen  Richtungen  vertreteut  also 
auch  nicht  den  uns  oft  angedichteten  Fanatismus  des  konfessionslosen  oder 
atheistischen  „Pfaffen".  Wir  —  ich  hoffe,  es  stehen  recht  viele  Personen  hinter 
diesem  „wir"  —  verabscheuen  jeden  freidenkerischen  Fanatismus,  «^ob?^ld  pr 
zur  Gehässigkeit,  7u  Scheit-  imd  Schimpf  reden  führt,  oder  wenn  er  mit  t'ioDor 
Hand  in  noch  unangtlastete  kirchüche  Überzeugungen  eingreift.  Wir  halten 
jeden  Kulturkampf  im  Sinne  der  siebziger  Jahre  für  roh  und  zugleich  für  er- 
folglos. Wir  glauben,  dafl  nurdurchdie  Rivalitftt  der  edelsten  Leistung 
den  freien  Menschen  der  Sieg  verbürgt  werde.  Auch  alle  Reformbestrebungen» 
die  innerhalb  der  Konfessicmen  an  ihrer  Arbeit  sind,  betrachten  wir  als  ideelk 
Bundesgenossen  unserer  eigenen  Sache.  Wenn  wir  auch  nicht  verbündet  mit 
ihnen  arbeiten  könnort,  so  fallen  doch  unsere  Ziele  mit  den  ihrigen  in  einem 
idealen  Grenzpunkte  zusammen.  Die  Deutschkathoüken,  Altkathohken  unfl 
Refomikatholiken  oder  die  linksstehenden  verschiedenartigen  protestantischen 
Richtungen  hoffen,  innerhalb  ihrer  Kirchenmauem  dem  Jdeal  einer  mit 
Religiosität  gepaarten  Wahrhaftigkeit  schrittweise  nfiher  kommen  so  kOnnea; 
sie  können  an  eine  Kirche  glauben,  die  schrittweise  das  überwundene  dogms«- 
tische  Element  aus  sich  selbst  ausicheidet  oder  zum  Symbol  verflOchtigt  und 
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dennoch  als  Kirche,  d.  h.  als  Erzichprin  im  Leben  der  Nation,  ohnp  Bruch 
bestehen  bleibt.  Wir  respektieren  die  Anliiinjrlichkeit,  welche  ihiini»  snU  he 
Hoffnung  ermögiicht.  Wir  teilen  diese  Hofinung  nicht.  Wir  glaub uu,  daü  es 
Idobter  sein  wird,  etwas  TODig  Neues  zu  efsehaffm*  als  die  alten,  auf  Offen- 
barangsglanben  und  AnioritAt  gegründeten  Institutionen  jemals  zu  entwickeln 
im  Sinne  der  Freiheit.  Welche  Hoffnung  unhistorischer  gedacht  sei,  die  unsrige 
oder  die  jener  Männer,  das  beantwortet  allein  die  Geschichte  der  nächsten 
Jahrhunderte.  Wir  bescheiden  uns  und  wollen  an  unsr>rp  Arbeit  gehen.  Diese 
Arbeit  v.ird,  auch  wenn  sie  iiiii:iliii^^>»n  sollte,  noch  imnit  i  ihren  Wert  haben. 
Sie  wird  der  protestantischen  Linken  und  den  lebensfuhigun  Reformbestre- 
bungeu  im  KathoHiismnB  dwoh  die  RlTaUtät,  die  sie  ihnen  erschafft,  den 
stSrksten  Antrieb  wa  eigener  Betätigung  geben. 

Zu  wünschen  wftre  idlerdings,  daß  auch  einmal  ein  noch  höheres  Kar* 
teil  zustande  käme,  nSmlirh  das  /Avischen  allen  kirchlichen  Reformbestrebun- 
gen, ^nz  besonders  aber  zwischon  den  HnksprotffJtnntischen  auf  der  einen  Seite 
und  uns(  rem  Kartell  konfe.ssiuiihloser  Überzeugungen  auf  der  anderer».  Denn 
schließlich  ist, und  bleibt  doch  die  dringendste  politische  Arbeit  aul  Jahrzehnte 
hinaus  fflr  Deutschland  das  „Los  T<m  Rom**,  und  in  diesem  Bestreben,  sowie 
in  dem  Kampf  gegen  Klerikalismus  und  Orthodoxie  sind  wir  ja  auch  mit  allen 
kirchlichen  Reformern  einig.  Ich  verweise  darauf,  dafi  bei  der  jetzt  gegen 
Lourdes  gerichteten  Aktion  des  Monistenbundes  zum  erstenmal  Monistenbund, 
Los-von-Rom-Rnwe£nirtg,  Reformkatholizismus  und  evangelischer  Bund 
geistig  zupninmeiigewirkt  haben. 

Mit  unserer  Forderung  von  freien  Sonntagsfeierii  für  konfessionslü^e 
Menschen  aber  knflpfen  wir  am  unmittelbarsten  an  die  bereits  bestehenden 
fmreVi^ateia,  Gemeinden  und  deren  Feiern  an. 

Leider  ist  die  jetzt  über  60  Jahre  alte  Geschichte  der  freirehgiösen  Ge- 
meinden in  Deutschinn d  den  meisten  Gebildeten  fast  völlig  unbekannt.  Es  ist 
geradezu  erschüttr  rn  l,  in  G  Tsrhirns  Geschichte  der  freireligiösen  ( "lemeinden 
zu  lesen,  wie  m  den  JrihrrTi  it>i4— 52  ein  Sturm  von  Regeisterung  und  neuer 
Schöpferkraft  durch  gan^  Deutschland  gmg,  wie  die  neuen  Begründer  der 
freien  Religiosität  in  deutsehen  StAdten  ndtGlockengelftute  von  dem  Enthusias- 
mus der  Menge  wie  KOnige  empfangen  wurden,  wie  ihnen  für  ihre  freien  Sonn- 
tagsfeiem  die  Rathaussfile,  ja  sogar  die  Kirchen  zur  Verfügung  gestellt  wurden 
und  wie  die  Gebildetsten  der  Nation,  darunter  viele  Universit;its!fdir»^r,  si<^h 
€ds  Führer  an  dieser  Bewegung  betriliL'ten.  Von  dieser  Regung  aus  den 
vierziger  Jahren  erfährt  heute  niemand  etwas  auf  unseren  Schulen.  Die 
politische  Reaktion,  die  von  1852  an  schrittweise  triumphierte»  hat  alle  diese 
Ansfttze  tot  gemacht,  der  Staat  hat  die  Polizei  und  seine  anderen  Macht- 
mittel erfolgreich  zu  ihrer  Unterdrückung  angewendet.  Seitdem  führen  die 
freireligiösen  Gemeinden  in  Deutschland  ein  zwar  achtungswertes  Dasein,  dem 
manchfr  c^ito  VVille  ehrlichf^r  Männor  nnd  Frauen  aus  dem  Volke  beständige 
und  nicht  geringe  Opfer  darbringt,  geistig  ab^r  sind  ihre  Leistungen  ver- 
kümmert, denn  die  Gebildeten  der  Nation,  von  den  Universitäten  ganz  zu 
schweigen,  versagen  sich  ihnen  so  sehr,  daß  sie  von  ihrer  Existenz  kaum  etwas 
wissen  oder  ahnen.  Hier  ist  die  zu  losende  Aufgabe  deutlich  genug  erkennbar. 
Die  Gebildeten  mOssen  wieder  die  Führer  des  freireligiösen,  im  Vdke  fortglim> 
menden  Willenszur  Gemeindebil  dung  werden.  Die  freien  Sonntagsfeiem 
müssen  das  Gefäß  ^f^'^ri,  in  das  alle  Stoffe  zusammenrinnen,  aus  denen  dogmen- 
josp  \fpnschen  ihren  Ernst,  ihre  Erhebung,  ihre  Begeisterung  und  Feiertags- 
stimmung zu  erzeugen  vermögen.  Zunächst  müßten  sie  in  gemieteten  Sälen 
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(Konzertsälen)  abgehalten  werden.  Das  Volkshaus  gäbe  sofnrt  einen  wljrdi^pa 
Kähmen,  wenn  es  nur  schon  dastände.  Zuletzt,  in  ferner  Zukunft  ab^r  mülitcn 
die  Kirchen  und  herrlichen  alten  Dome  für  solche  Suuutagsf eiern  zurückerobert 
werden.  Denn  niobt  Kirchen  za  sertrammem  gilt  es,  sondern mit 
dem  neuen  leligiOeen  Inhalt  zu  fflllen,  d.  h.  mit  derjenigen  Wahrheit,  Sehdnheit 
nnd  sittlichen  Freiheit,  welche  die  neuen  Menschen  und  Volksgemeinden  zu 
erkennen  und  zu  verehren  neu  gelernt  haben.  Der  Einwand,  daß  solche  Feiern 
wieder  zu  einem  Rückfall  ins  Pfaffentum  führen  würden,  zu  neuen  Riten, 
Zeremonien  und  Dogmen,  ist  unliegrundet.  Die  Frömmigkeit  freier  Meiisclit^a 
rukl  nicht  mehr  auf  einem  Glaobtinsbekenntnis,  noch  auf  irgendeiner  theo* 
retischenWeltanschauimg  Oberhaupt,  sondern  auf  gemeinsamer  Willens- 
richtung  zum  Edlen.  I^e  Einigkeit  und  Einheit  freier  Mensehen  aber  besteht 
darin,  daß  in  jeder  Stadt  und  jeder  Gemeinde  der  zum  Sprecher  Berufene  *) 
«oin  Bestes  darbringt,  womit  gerade  er  am  meisten  erzieherisch  zu  wirken 
imstande  ist.  Solche  Einheit  ist  ausreichend  und  laßt  dem  Wettstreit  der 
Geister  um  das  Beste  freien  Spielraum.  Eine  Entai  Long  in  ästhetische  Spielerei 
und  Buntheit,  wie  sie  heute  die  „lyri&chen  Andachten''  in  Berlin,  Düsseldorf, 
Mannheim  und  MOnchen  bieten,  kann  vermieden  wwden,  wenn  ein  emsthafter 
Wille  die  FQhnmg  flbemimint.  Wir  könnten  mit  diesen  Feiern  die  beste  Musik 
(Kirchenmusik  und  weihevolle  weltliche  Musik,  alte  und  neue)  und  die  schlich- 
teste edelste  Poesie,  die  heute  fast  gar  keine  Stätte  mehr  hat.  aus  dem  Banne 
des  Gewerbi  bf  triebes  erlösen.  Wir  könnten  in  den  neuen  ,,Predic;1en"  das  Volk 
über  den  wahren  Wert  der  Bibel,  der  ihr  nach  aller  Bibelkntik  verbleibt, 
ehrlich  und  emstlich  belehren  und  der  Bibel  alle  anderen  tiefsinnigslea 
Bocher  der  Menschheit  an  die  Seite  stellen;  wir  könnten  aller  Ehrfurcht,  die 
aus  allen  Natur-  und  Geisteswissenschaften  zu  schöpfen  ist,  zum  Wort,  zum 
Daadn,  zur  Wirksamkeit  verhelfen,  während  sie  jetzt  im  wissenschaftliehoi 
oder  populärwissenschaftlichen  Betriobp  fast  gan?;  erstirbt.  Wir  könnten  vor 
allen  l)iTi(;rTi  Künstlern  und  rrzicheuschen  Wrsönlichkeiten  neue,  walirhaft 
großartige  .Aufgaben  erschließen  und  damit  den  wertvollsten  Teil  im  Leben 
der  Nation  in  die  Freiheit  entlassen,  der  jetzt  immer  gehemmt  und  verborgen 
bleibt,  obwohl  er  in  unyeisiegbarer  Kraft  immerfort  in  der  Stille  fortwuchert. 
Tr&ume,  schöne  Träume,  wenn  nirgends  auch  nur  ein  Anfang  solcher  Ver* 
suche  durch  Stiftungen  ermöglicht  werden  kann. 

Nun,  wir  wollen  in  München  diesen  Anfang  mju'bt^n.  Wir  betHnn^n 
bereits  in  diesem  Winter  1908—09  mit  regelmäßigen  Sunntag>l  i  n,  und 
zwar  in  einer  populären  Form,  Sonntag  abends  in  einem  größeren  iiaum  alle 
14  Tage,  und  in  eüier  mehr  akademischen  Form  in  unserem  Kartellsaal  Sonntag 
vormittags  alle  daswischen  fallenden  14  Tage.  Auch  gegen  solchen  Versuch 
sind  viele  ßedenkoi  und  Zweifel  vorhanden,  wir  selber  haben  unsere  Sorgen 
über  das  Gelingen,  entscheiden  aber  kann  über  die  Möglichkeit  und  den  Wert 
unseres  Versuches  nur  die  Tat.  Daß  ein  solcher  Versuch  Oberhaupt  in 
München  möglich  geworden  ist,  ist  wesentlich  das  Verdienst  der  in  unserem 
Kartell  geleisteten  Verständigungsarbeit  und  Selbsterziebungsarbeit  in  allen 
4  Vereinen.  In  dieses  Verdienst  teilen  sich  die  vielen  Mflnner  und  Frauen,  die 
bei  dem  bisher  Erreichten  durch  getreuen  guten  Willen,  durch  Rat  und  Tat 
mitgeholfen  haben.  Schon  das  jetzt  bestehende  Heim  konnte  nur  als  ein  Werk 
vielei-  gegenseitiger  Aufopferung  und  Selbstbescheidung  entstehen;  Gottfried 
Kellers  schöne  Worte 


*)  Oder  die  Berufenen. 
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Und  auch  der  Gegensätze  zom*ge  Flammen 

Besiegt  die  stärkre  Macht  des  guten  Willens, 

Der  nicht  vergebens  in  die  Schule  ging, 
stehen  gleichsam  als  unsichtbare  Überschrift  über  der  Eingangstüre. 

Und  das  ist  meine  feste  Überzeugung,  das  Münchener  Heim  ist  nur 
«ine  KeimieDe  und  dn  Symbol  fflr  die  große  moraliBohe  Arbeit,  die  überall 
berorsteht.  Denn  dem  20.  Jabrbnndert  ist  Oberhaupt  und  so  auch 
in  Deutschland  eine  Aufgabe  geworden,  so  begeisternd  und 
großartig,  wie  noch  keinem  der  vorherigen  Jahrhunderte. 
wird  diese  Aufgabe  nicht  lösen,  aber  es  wird  an  ihre  Lösung  heranschreiten 
und  zu  allererst  Ernst  mit  ihr  machen.  Dies  wird  dermaleinst  in  der  Ge- 
schichte sein  Ruhmestitel  sein  und  bleiben.  Die  Aufgabe  heißt  mit  schlichten 
Worten:  ein  Bund  aller  geistig  Freien  lu  gemeinsamem  Sohaffen. 


XSKDNQMQOiEENritoUINa 

ROMAN  STRELTZOW,  BERLIN:  DAS  RUSSISCHE 
BRANNTWmNMONOPOL. 

|ER  staatUche  Branntweinbetrieb  existiert  in  Rußland  seit  13  Jahren. 
Anfänglich  wurde  das  Staatsmonopol  nur  in  iner  Gouvernements 
durchgeftlihrt,  und  erst  aOmAhlich  ging  man  cur  Aufhebung  des 
I  f*rivatbetriebes  in  den  anderen  Gebieten  über.    Im  Jahre  1901 

hatte  das  Branntweinmonopol  das  gesamte  europäische  Rußland  „erobert**. 
Im  Jahre  1905  wirkte  es  schon  überall.  Ein  vollständiges  Monopol  (in  räum- 
licher Hinsicht)  existiert  also  in  Rußland  nicht  13,  [sondern  erst  3—4  Jahre. 
Immerhin  sind  die  Erfahrungen  auf  diesem  Gebiete  der  russischen  bureau- 
kratischen  Wirtschaft  ziemlich  umfassend,  und  einige  Schlüsse  darüber  lassen 
sieh  schon  liente  liehen. 

Die  Aufhebung  des  Privatbetriebes  in  der  Branntweinindustrie  erfolgte 
aus  rein  fiskalischen  Gründen.  Zwar  motivierte  der  Finanzminister  die  Not- 
wendigkeit des  Monopols  auch  mit  einigen  Redensarten  über  die  Bekämpfung 
der  Trunksucht,  aber  im  großen  und  |;anzen  spielten  bei  dieser  Reform 
finanzielle  Gesichtspunkte  mit.  Der  Staat  erhob  zwar  auch  beim  Privat- 
betrieb bedeutende  Summen  durch  die  Akzise  auf  Branntwein,  aber  die 
Leistungsfähigkeit  dieser  Aloise  schien  damals  ihre  äufieiste  Grense  erreicht 
SU  haben.  Im  Jahrs  1803  belief  sich  die  Akzise  von  einem  Eimer  Branntwein 
(40*),  deren  Produktion  dem  Unternehmer  etwa 0,60 — 1,20  Mark  kostete,  auf 
etwas  mehr  als  8  Mark.  Diese  kolossale  Differenz  zwischen  den  Produktions- 
kosten und  der  Besteuerung  übte  einen  starken  Reiz  auf  alle  Falsifikatoren 
und  Schmuggler  aus,  was  die  Erhöhung  der  Akzise  illusorisch  machte.  Der 
Zuwachs  auf  jede  Einheit  wurde  durch  den  Verlust  des  von  der  Akzise  durch 
Falsifikation  „befreiten"  Quantums  wettgemacht.     Eine  Lahmlegung  der 
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falsißkatorischen  Täiigkril  war  bei  dem  Herrschen  des  Privatbetnf4)ps  aus- 
sichtslos, während  man  l)ei  einer  MonopoUsierung  auf  einen  erfoigreiciien 
Kampf  mit  der  unerlaubten  „Konkurreni"*  hoffen  durfte.  Außerdem  lockten 
die  Regierung  die  Untemehmergewiiine  selbst  an,  und  so  entschloft  man  aioli, 
aus  all  diesen  Grflnden  die  Branntweinvertreibung  in  die  Hinde  der  Bnreau- 
kratie  su  legen. 

Tm  allgemeinen  haben  sich  die  Hoffnungen  der  Rcpi*M-ung  erfüllt.  Das 
il]  anntweinmonopoi  hat  sich  als  eine  ergiebige  Geldquelle  erwiesen,  und  das 
Rieseubudget  des  Riesenreiches  ist  dui^ch  diese  Quelle  mehr  als  zu  sicher- 
gestellt. So  brachte  die  Brauntweinoperation  im  Jahre  1905  612  Millionen 
Rubel  (also  mehr  als  eine  Milliarde  Mark  1),  im  Jahre  1906  mehr  ab  697  MilUoneii 
Rubel  ein.  Diese  kolossalen  Ziffern  zeigen  zur  Evident»  in  welch  hohem 
Maße  das  Wohlergehen  der  russischen  Reichsfmanzen  vom  Branntwein- 
konsura  abhängig  ist.  Nicht  mit  Ilnreclit  nannte  man  den  russischen  Etat: 
„das  trunkene  Budget".  In  kernt ni  Lande  der  Welt  ist  der  Fiskus  an  der 
Alkoholisienmg  des  Volkes  dermaßen  interessiert,  wie  es  in  Rußland  der 
Fall  ist.  Kein  Budget  profitiert  so  von  der  TVunksucht  der  Bevölkerung, 
wie  das  russische.  Diese  Tatsache  w§re  bedrohlich  auch  in  einem  rein  demo- 
kratischen Staate,  um  so  mehr  ist  sie  gefährlich  in  Rußland,  wo  die  K<mtroiIe 
und  der  Einfluß  der  Demokratie  ziemlich  minimal  ist. 

Wie  schädlich  das  Wirtschriftrn  einer  solchen  Hureaukratie  vs-ie  d»'r 
russischen  sem  kann,  zeigen  die  eiyten  Schritte  bei  der  Duichführung  des 
Monopols.  Die  Monopolverwaltung  hatte  den  verständigen  Entschluß  gefaßt, 
die  Zahl  der  Verkaufastellen  su  vernngeni.  Die  Verringerung  ist  deshalb  gut, 
weil  bei  weniger  Trinkgelegenheit  auch  der  Alkoholgsnuft  geriagw  Ist.  Man 
durfte  deshalb  von  dieser  Maßregel»  wenn  sie  wohlüberlegt  durchgeführt  wurde, 
eine  erhebliche  Reduzierung  der  Trunksucht  erwarten.  Doch  die  planlose  Art, 
mit  der  diese  Verringerung  durchgeführt  wurde,  wirkte  wiederum  sehr  iin^n- 
stig  auf  die  Trinksitten  und  führte  zur  Vprbreiturijj:  d*  ^  t^eheiraen  Braimtwem- 
verkaufs.  Die  schroffe,  rein  bureaukratiäche  Veiimnderuug  der  Trinkgelegen' 
heit  (im  allgemeinen  ging  im  europflischen  Rußland  die  Zahl  der  VericaufssteDeii, 
die  im  Jahn  1896  83000  betr^,  im  Jahre  1907  auf  34300  lurack)  ver- 
ursachte, daß  die  unteren  Volksschichten  sich  angewöhnten,  den  Branntwein 
direkt  anf  der  Straße  zu  trinken.  Wer  die  russischen  Städte  in  dem  letzten 
Jahrzehnt  kennen  gelernt  hat,  hat  wohl  öfters  auf  den  Straßen  mehr  odc^r 
weniger  große  Gruppen  gesehen,  die,  auf  dem  Trottoir  sitzend,  Trinkgelage 
veranstalteten,  wobei  es  ziemlich  unästhetisch  herging.  Dies  ist  die  Folge 
der  allstt  großen  und  piotslichen  Änderung  der  froheren  Verilfiltnisse,  wo 
man  auf  Schritt  und  Tritt  private  Trinkhäuser  finden  konnte.  Dieselbe 
Ursache  wirkte  auch  bei  dem  Aufblühen  des  geheimen  Branntweinverkaufi. 
Die  geheime  Schenke  bildete  die  unerläßliche  Korrektur  zu  der  allzu  kleinen 
Zahl  der  offenen.  Man  behauptet,  daß  unter  dem  Monopol  auf  jede  offene 
Verkaufsstelle  einige  Dutzend  gehtiiiiier  existieren.  Die  Folge  davon  kann 
natürlich  nur  ein  Wachstum  der  Trunksucht  sein. 

Hand  in  Hand  mit  der  allsu  scharfen  Änderung  der  Verhtltnisse  in  bezug 
auf  die  Zahl  der  Verkaufwtdlen  übte  einen  ungflnstigen  Einfluß  auf  den 
Alkoholgenuß  die  Stärke  und  das  Einheitsmaß  des  zum  Verkauf  bestimmten 
Branntweins.  Die  Monopolverwaltung  verabreicht  den  Alkohol  in  der  Stärke 
nicht  unter  40°,  während  vor  dem  Monopol  das  Publikum  ein  ,viel 
schwächeres  Getränk  benutzte.  In  niehreren  Gouvernements  verbreitet 
das  Monopol  sogar  einen  schwachen  Spiritus  zu  57*  Stärke,  welcher  fa^l 
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voliätaudig  den  40**-i>iaimLweiii  verdrängt  hat.  Der  große  Prozentsatz 
des  reinen  Alkohols,  den  der  verkAnfliche  Branntwein  enthfilt,  ist  eine  Ufsaohe 
der  Qbennäfiigen  Aikokolgenuaaee.  Neok  den  übereinstinunenden  Gutachten 

mehrerer  Sachverständiger  fordert  der  Konsument  nicht  ein  gewisses  Quantum 
reinen  Alkohols,  sondern  ein  gewisses  Quantum  eines  bestimmten  Getränks. 
Für  den  Trinker  ist  es  e^a!,  oh  er  in  einem  Liter  Rrunntwein  40,  38  oder35» 
reinen  Spiritus  hat.  Dies  wulitm  die  frühereu  Privatverlväufer  sehr  gut,  die 
gewerbsmäßig  den  40 •-Branntwein  falsifizierten  und  ihn  immer  mit  mehr 
oder  weniger  Walser  vermischten.  Wenn  der  Fiskus  durch  diese  Falsifikation 
auch  betrogen  wurde,  so  war  es  andererseits  ffir  die  Volksgesundheit  ein  nioht 
unerheblicher  Gewinn.  Jetzt  aber  vergiftet  der  starke  Branntwein  des  Reichs- 
monopols die  Bevölkerung  in  viel  höhcrem  MaAe,  als  es  angesichts  der  an- 
gewohnten Bedürfnisse  unvermeidlich  ist. 

Dazu  trägt  auch  das  Einheitsmaß  des  im  Kiemhandel  vorhaad*  aen 
Spiritus  bei.  Die  Monopol  Verwaltung  veiabreicht  den  Branntwein  wie  den 
Spiritus  nicht  nur  in  größeren  Quantitäten,  sondern  auch  in  winzigen 
Flfiflohchen  lu  ^/m  und  ^/loo  des  Eimen.  Dies  eileichtert  allsusehr  den  Erwerb 
des  Branntweins  und  vermehrt  den  Alkoholgenufi  unter  den  ärmeren  und 
ärmsten  Schichten  des  Volks.  Es  war  deshalb  gans  in  der  Ordnung,  als  die 
Duma  pegen  diese  Erleichterung  des  Alkoholenverbs  Einsprache  erhob, 
unri  '  S  ist  zu  begrüßt  n  dnß  die  Monopolverwaltung  den  Wünschen  der  Volks- 
vertretung ent^f^eiikoiiiinon  will. 

All  diese  Mangel  des  russischen  Branntweinmonopols  sind  natürlich 
nicht  unbedingt  mit  dem  Monopol  selbst  verbunden.  Bei  gutem  Willen 
l&fit  fflch  alles  Andern,  ohne  daB  dabei  der  Grundgedanke  des  Monopols  — 
die  Ausschließung  des  Privatinteresses  —  verloren  gehen  muß.  Auch  die 
allzu  großen  Kosten  der  Organisation  könnte  man  durch  Vereinfachung 
erheblich  vermindern.  Aber  alle  diese  Maßnahmen  werden  doch  verschwindend 
wenig  für  den  Kampf  gegen  den  Alkoholismus  bedeuten.  Für  diesen  Kampf 
ist  die  Bureaukratie  überhaupt  nicht  geschaffen.  Dazu  müssen  ganz  andere 
Kräfte,  mit  größerer  Initiative  und  mit  größerer  Hingebung  herangezogen 
werden.  Das  erfordert  aber  eine  Trennung  der  Interessen  des  Monopols 
von  denen  des  Fiskus,  die  Fundierung  des  russischen  Budgets  auf  emer 
anderen,  weniger  flüssigen  Grundlage.  Ist  diese  Umänderung  des  Etats 
vollzogen,  dann  wird  es  möglich  sein,  den  Branntweinbetrieb  in  die  Hände 
der  Seihstv^rwaltune:  oder  anderer  ppsellschaftlicher  Institute  zu  legen,  die 
an  der  Bekämpfung  des  Aikuhuiibinus  mehr  Interesse  haben  würden,  als  der 
Fiskus.  Früher  oder  später  wird  man  diese  Reform  doch  durchführen  müssen. 

Gleichzeitig  mit  der  Reorganisation  des  Mimopols  müaam  natOriioh  noch 
andere  Reformen  durchgefflhrt  werden»  ohne  welche  die  Trunksucht  des 
Volkes  nioht  vermindert  werden  kann.  Das  Volk  muß  die  Möglichkeit  zur 
Selbstbetätigung  erhalten,  die  Aufklärungsarbeit  darf  nicht  durch  kleinliche 
Polizeischikanen  gehindert  werden,  die  berufliche  Organisation  der  Arbeiter 
und  der  Bauern  muß  sich  frei  entwickein  dürfen,  die  freie  Initiative  soll  nicht 
auf  Schritt  und  Tritt  gehemmt  werden.  Nur  dann  wird  die  öffentliche  Mei- 
nung selbst  viel  wirksamer  die  Pest  des  Alkoholismus  vertreiben  können, 
als  alle  anderen  Mittel  der  Monopolverwaltung  xusammengenommen.  Mit 
einer  noch  so  guten  Organisation  des  Branntweinbetiiebes  allein  ist  hier 
nichts  getan. 
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CHRONIK 


INE  neue  Fonn  des  Warenab- 

Satzes  hat  eine  gjoße  Berliner 
^  ^  VVeinhandluDgbegründet.  Das 
Unternehmen  nennt  sich  „Zentrale  für 
Wein  vertrieb"  und  bildet  eine  neu- 
artige ZwischeiiBtofe  swiflcb«&  anem 
einlaoban  Handekuntemelimeii  und 
einer  Konsumgenossenschaft.  Die 
Zentrale  bildet  in  rechtlicher  Hin- 
sicht eine  Gesellschaft  mit  hps<"hrfirfk- 
ter  Haftung,  deren  Slammteiie  lutlil 
im  Besitze  der  Konsumenten  sind 
und  zu  sein  brauchen.  In  ihrer 
Wirkung  kommt  die  GeseUschaft 
aber  der  einer  Konanrngenossenschaft 
sehr  nahe.  Sie  stellt  sich  nämlich 
nicht  wie  das  übliche  Handp]«nnter- 
nehnH'H  zwischen  Produzenten  und 
Konsumenten,  um  die  möglichst  bil- 
lig eingekauften  Waren  zu  einem 
mOgUelut  hohen  Preiae  abzuaeiEen, 
ao  einen  „HandelBgewinn**  erzielend. 
Die  Zentrale  fttr  Weuiyertrieb  liefert 
vielmehr  allen  an  sie  angeschlossenen 
Konsumenten  <lio  Waren  {Wein,  Sekt, 
Likör  usw.)  zum  Selbstkosten- 
preis» d.  h.  zu  dem  Betrage,  den 
rie  selbst  für  den  Wein  nebst  Zoll» 
Transport,  Flasche,  Aibeitalohn  und 
sonstige  Geschäftsspesen  verauslagt 
bat.  Der  Gewinn  der  Gesell- 
schaft aber  hf^^tcht  in  einer  Um- 
satzgebühr in  Höhe  von  10% 
der  zum  Selbstkostenpreis  bezogenen 
Waren.  Die  Gebühr  wird  in  der 
Form  erhoben,  daß  man  gegen  Zah* 
lung  eines  bestimmten  Betragss  ein 
entsprechendes  Bezugsrecht  erwirbt, 
daß  man  also  z.  B.  bei  Bezahlung 
von  5  Mark  das  Recht  genießt, 
W^aren  bis  zum  Gesamtpreise  von 
50  Mark  zum  Seü>stk(^tenpreise  ein- 
zukaufen. 

Der  Unterschied  dieser  nenen 
Absatxmethode  gegenOber  dem  ein- 
fachen Handelsprinzip  springt  in  die 
Augen.  Das  gilt  ganz  besonders 
aber  auf  dem  Gebiete  des  Wein- 


handels, der  bekanntlich  an  die 
leider  nicht  als  Gemeingut  zu  be- 
zei'^hnende  absolute  Widerstands- 
kraft gegen  die  Versuchung  zur 
Täuschung  die  allerhöchsten  An- 
forderungen stellt.  Da  bei  der  „Zen- 
trale" die  Selbstkostenpreise  (die 
sie  in  ihren  Verzeichnissen  veröiTent- 
licht)  identisch  sind  mit  den  Ver- 
kaufspreisen, fphlt  jegliche  Vt^r- 
suchung,  den  Wem  zu  verschneiden, 
durch  Wasser  zu  verdüimeu,  ihm 
durch  Faibstoffe  ein  anderea  Aus- 
sehen zu  geben,  ihn  künstlich  aroma- 
tisch zu  machen,  durch  hochtrabende 
Etiketten  Ober  den  Urspnmgsort 
zu  täuschen  usw.  Das  neue  G<>- 
schäftsprinzip  ist  also  eine  automa- 
tische Versicherung  gegen  Unreellilat, 
ein  Riegel,  der  sich  selbstätig  vor- 
schiebt, wenn  das  Konsumenten- 
intereese  Gefahr  liuft.  Gleichzeitig 
wird  der  eigentliche  Untemdbuner 
zum  Verwalter  der  Interessen 
der  Konsumenten,  der  seine  Tätig- 
keit durch  eine  Tantieme  vom  Um- 
satz vergütet  erhält.  Von  dem  Ver- 
walter einer  Konsumgenossenschaft 
unterscheidet  er  sich  dadureh,  daß 
er  das  kapitalistische  Risiko  des 
Untemehmräs  allein  trägt.  Sein 
Interesse  ist  nicht  auf  solche  Crp- 
Winne  eingestellt,  die  unmittelbar 
aus  billigem  Einkauf  resultieren. 
Sein  erstes  Interesse  ist  vielmehr 
das  Interesse  an  der  Qualii&t, 
an  dem  bestmllglichen  Veiliiltnis 
Ton  Qualititt  und  Preis,  an  der 
wahren  Billigkeit,  kurz,  an  der 
PreiswOrdigkeit.  Die  Bedeutung 
des  neuen  Verfahrens  \^nirzelt  also 
darin,  daß  die  Interessen  von  Händ- 
ler und  K&ufer  gleichgerichtete  sind. 
Auf  diese  Weise  bleibt  dem  Handel 
nur  noch  seine  ui«prfkn|^ehe  Funk- 
tion: Aufsuchen  der  günstigsten 
Produktion'5'^tnttcn  iinti  .Vbsatz- 
piätze,  Leitung  des  Warentransportes 
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und  der  Warenlagerung  bis  zum 
Zdtpimkt  dm  Erwachens  des  Be* 
darfeft.  Dabei  hat  dieser  modernste 

Handelstypus  zwar  ein  Inter^se  an 
der  Umsatzsteigerunp^,  der  Bedarfs- 
erweckimp"  nrxd  -belebung,  aber  nie 
auf  Kosten  der  Qualität.  Es  fehlt 
also  das  Interesse  am  e  i  n  m  a  1  i  g  e  n 
Absaftse  mit  hohem  Nutsen;  an  seine 
SteUe  tritt  das  Interesse  am  daneni' 
den  organisierten  Absatz  mit  mäßi- 
gem Gewinn.  Durch  den  Unistand, 
daß  die  yVbnehmer  sich  zu  bestimmt 
normierten  größeren,  wenn  auch  nur 
alimahhch  abgenommenen  Waren- 
bezügen verpflichten,  wird  der  Ab* 
sats  bh  einer  bekannten  Größe  in 
der  Einkaufsrechnung,  scheidet  das 
spekulative  Moment  fast  ganz  aus, 
wird  die  Bedarfsdeckung  eine  or- 
ganisierte. Das  wiederum  er- 
mäßigt die  Selbstik Osten,  verbilligt 
die  Waren,  fahrt  neue  Abnehmer  su. 
In  diesem  Kreislanf  liegt  die  Zu- 
knnftsaussicht  der  neuen  Handels- 
form, die  naturgemäß  den  besten 
Erfolg  dort  zeitigen  wird,  wo  das 
Moment  des  Vertrauens,  der  Zuver- 
lässigkeit eine  besondere  Rolle  spielt, 
wo  es  darauf  ankommt,  das  primi- 
tive direkte  Interesse  am  Gewinn  zu 
ersetien  durch  das  QualitHtsinteresse. 

Man  erkennt  hieraus,  daß  das 
Anwendungsgebiet  der  Grundsätze 
der  Berliner  Zentrale  für  Weinver- 
irieb  zwar  noch  recht  ausdebnungs- 
fflhtg,  aber  nicht  unbeschMnkt  ist* 
Wie  sich  im  Eänedfall  das  Unter- 
nehmen bewähren  wird,  muß  natür- 
lich abgewartet  wf»r(!en,  zumal  sehr 
viel  von  der  Persönhchkeit  des  Lei- 
ters abhängen  wird,  von  seinem  Fach- 
können,  der  unbedingten  Zuverlässig- 
keit der  Selbstkostenberechnung  usw. 
Da  das  Yorliegend  besprochene  Unter- 
nehmen aber  die  Bücher  dauernder 
Kontrolle  durch  vereidete  Bücher- 
rf^visoren  unterziehen  läßt,  scheint 
auch  bier  manches  Bedenken  aus- 
reichend zerstreut  werden  zu  können. 
Pas  gimze  Experiment  ist  swdfels- 


963 

ohne  ein  inter^santes  Dokument 
ftlr  den  FOTtsehritt  der  Handels- 
technik, ein  Fortschritt,  der  erheb- 
liche wirtschaftliche  und  ethische 
Vorteile  zeitigen  kann. 

Staatlich  kontrollierte  Chauifeur- 
schalin.  Als  im  Preuß.  Abgeord- 
netenhause die  Automobfl-Inteipena« 

tion  besprochen  wurde,  führte  der 
Minister  Breitenbach  aus,  daß  eine 
durchgreifende  Besserung  in  unseren 
Verkehrsverhältnisson  in  bezug  auf 
das  Automobil  zu  erwarten  sei,  so- 
bald erst  in  staatlichen  oder  untnr 
staatiieherAufslehtstehenden  Schulen 
der  Fahrunterricht  für  ChauiTeure 
erteilt  und  eine  einstehende  Prüfung 
für  jeden  Automobilfabrer  eingeführt 
sei.  Wie  wir  erfahren,  entspricht 
diese  Äußerung  des  Eisenbahnmini- 
sters den  Vorschlägen,  die  schon  ^or 
längerer  Zeit  von  automobilistisclier 
Seite  den  Behörden  unterbreitet  wur* 
den;  denn  die  offiziellen  Vertretungen 
des  Automobilismus  haben  längst 
erkannt,  daß  alle  ihre  Versuche  zur 
Regelung  der  Mißstände  im  Chauffeur- 
wesen  und  zur  Bekfimpfung  der  wilden 
Fahrer  erfolglos  bleiben  mißten,  wenn 
die  Autorität  des  Staates  ne  nicht 
unt  erst  filzt.  Deshalb  hatten  die 
deutschen  Automobilklubs  sich  zu 
einem  gemeinsamen  Vorgehen  behufs 
Regelung  der  Chauffeurfrage  ent- 
schlossen. Die  Verbandhmgen  und 
Vorarbeiten  sollen  schon  ziemlich 
weit  gediehen  sein,  so  daß  bis  zur  Er- 
öffnung der  ersten,  einen  an^tlichen 
Charakter  tragenden  Chauüeurschule 
nicht  mehr  viel  Zeit  vergehen  dürfte. 
Diese  Tatsache  wird  Freunden  und 
Gegnern  des  modernen  Kraftwagens 
gleich  angenehm  sein,  denn  die  Heran- 
bildung eines  in  jeder  Beziehung  tüch- 
tigen und  auch  moralisch  einwands- 
freien  Chauffeui^tandes  wird  am 
schnellsten  dazu  führen,  daß  wir 
Frieden  auf  unseren  öffentlichen 
Straßen  erhalten. 
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DR.  THEODOR  LESSING,  HANNOVER:  DIE  LÄRM- 
SCHUTZBEWEGUNG. 


®=^|IB  Klage  Aber  den  Lirm  ist  nie  Terstummt.  Alle  geistig  schaffenden, 
produktiven  Naturen,  Monner  und  Frauen,  lid>en  aufs  bitteisto 
unter  dem  Übermaß  von  Geräusch  zu  leiden  gehabt,  das  tiglich 

"  auf  uns  einwirkt  und  dnssrri  Schädlichkeit  wir  nur  darum  nicht 
richti^^  erkennen,  weil  wir  uns  an  ihr  Gift  gewöhnten,  wie  sich  der  r'hrmacher 
an  das  Schlagen  seiner  Uhren,  der  Mullt  r  an  das  Geklapper  seiner  Mühle 
gewöhnt.  Die  wütenden  Verzweiflungäau^brüche  Carlyles,  die  groben  Worte 
SohopenhauerB  und  Friedridi  Theodor  Viachers,  die  adiönen  Kkgen  Rosldiis 
und  Multatulifl  Ober  die  Lirmplage  sind  allgemein  bekannt.  Aber  alle  diese 
Angriffe  und  Beschwerden  sind  bisher  theoretisch  geblieben.  Erst  in  unseren 
Tagen  hat  durch  das  Emporwachsen  ganz  neuer  Arten  von  Verkehrstechnik, 
von  Eisenbahnen,  Autobuss^Ti.  Automobilen,  der  Lärm  der  Städte  solchf^ 
Macht  gewonnen,  daß  notw<»ndiu  '  ine  praktische,  soziale  Bewei»ting  ein- 
setzen muß,  wenn  nicht  die  Hölle  von  Geräusch,  in  der  wir  leben  und  ai'beiteu 
müssen,  schließlich  langsame  Degeneration  des  Menschengeschlechts,  eine 
allgemeine  reiibare  ErsehOpfong  sur  Folge  haben  soll.  Und  diese  Gefahr 
ist  um  so  dringender,  als  es  gerade  die  schöpferischen,  geistig  fttugsten 
Menschen  sind,  die  am  ersten  der  Pein  des  überlaut  gewordenen  Lebens- 
kampfes erHegen,  während  die  gröberen,  stumpferpn  Naturen  in  jed^^m  Anßriff 
auf  das  rücksichtlose  Schreien  und  Sichauslärmen  eine  Beschränkung  ihn?r 
,, individuellen  Rechte"  sehen.  Sonnt  war  es  nur  eine  Lebensnotwendigkeit, 
daü  sich  die  intellektuelle  Schichte  der  Gesellschaft  zu  einer  neuen  sozial- 
pädagogischoi  Bewegung  zusammenfand,  die  in  den  letiten  Jahren  in  Amerika 
grofie  Auadehnung  gewann  und  yon  dort  aus  auch  über  die  europäiadien 
Lfinder  sich  verbleitet  hat. 

L 

Seit  dem  Jahre  ld06  besteht  in  der  Stadt  New  York  die  Society  for  the 
suppression  of  unnecesaary  noise.  Ihre  Begründerin  ist  eine  der  merkwürdigsten 

und  tätigsten  Frauen  der  amerikanischen  Gesellschaft.  Mrs.  Isaac  L.  Rice 
ist  die  Gattin  eines  großen  deutsch-amerikanischen  Industriellen.  Mrs.  Rice, 
dif^'  ursprünglich  Musik,  spätfr  ^Tod^z!n  studierte,  widmete  sich  während 
der  letzten  Jahre  aussciiiitülich  emem  großen  Kampfe  wid^r  Lärm  und 
Geräusch,  der  in  kurzer  Zeit  so  erfolgreich  wurde,  daß  gegeuwuiüg  dem 
amerikai^achen  Lfirmschutaverein  fast  alles  angehört,  was  ä  Amerika  durch 
Namen,  Rang,  Reichtum,  soaale  Stellung,  Inilturelle  oder  politische  Be- 
deutung irgendwie  hervorragt;  die  Vorstände  sämtlicher  Schulen,  die  Rektoren 
der  drei  großen  Universitäten,  der  Chef  der  Polizei  und  der  Board  of  health, 
der  Erzbischof,  der  Kanzler,  die  hohe  katholische  und  protestantische  Geist* 
liebkeit,  die  bekannten  Juristen,  Mediziner,  Industriellen,  Bankiers. 

II. 

Die  erste  Art  von  Geräuschen,  die  der  amerikanische  Antilarmbund  " 
bekämpfte,  waren  die  Geräusche  der  New  Yorker  Häfen.  Ein  Professor  der 
Physiologie  stellte  mit  Hilfe  seiner  Studenten  fest,  daß  in  einer  einzigen 
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Nacht  etwa  r!000  dilTerenfo  SchifTssignale,  die  mit  flon  npgisfpn  Npbolhnmern 
lind  Sirenen  abgegeben  wurden,  von  den  Anwohnern  der  sogenannten  nver-side 
ertragen  werden  mußten.  Den  Bestrebungen  der  Frau  Rice  kam  ein  Amen- 
dement zur  Navigationsgesetzgebung  der  Vereinigten  Staaten  entgegen, 
das  Mgenannte  Bonnet-Law»  yom  Vater  der  Mn.  lUoe  eingebracht.  Durch 
dieses  Geseta  ^rird  seit  1906  rechtskrAftig  YerfQgt,  daB  das  Oberflüssige  Pfeifen, 
Lfluten»  Dampfgeben  auf  Lootsenbooten,  Vapeuren,  das  Signalgeben  der 
Dampfer  mit  Nebelhörnern  in  allen  amerikanischen  Häfen  bestraft  \sird, 
ja  mit  Entzi^  Illing-  der  Konzession  ira  Hafen  zu  liegen,  geahndet  werden 
kann.  Die  Genossenschaft  der  Masters,  Maats  und  Pilots  wacht  Ober  Durch- 
führung dieses  Gesetzes.  Es  gilt  gleicher-weis  für  Schiffe  aller  Nationalitäten. 
Weiterhin  wurde  eine  neue  Kategorie  von  GerAusohen  zo  beseitigen  versucht. 
Der  neue  Feldzug  galt  dem  Lfirm  in  der  Umgel>ttnf|r  von  KrudkenhAusem 
und  Schulen.  Man  beseitigte  ihn  durch  Einführung  der  sogenannten  Hospital- 
oder  Ruhezone.  Ruhige  Zonen  sind  solche  städtische  Distrikte,  die  in  un- 
mittelbarer Umgebung  von  Lehranstalten,  Schulen,  Kliniken,  Sancitorien, 
Krankenhäusern  zusammenlaufen.  Man  brachte  in  ihnen  an  den  Straßen- 
ecken weithin  lesbare  schwarze  Tafeln  an,  die  den  Stadtteil,  der  als  „Hospital- 
zone'* bezeichnet  ist,  unter  besondere  Polizeiaufsicht  stellen.  Kutscher  und 
Kondukteure,  die  in  dner  so  gekennxeicbneten  Zone  mit  Peltsehea  Icnallen 
oder  entbehrliche  Signale  abgeben,  werden  mit  10  Dollar  Strafe  oder  mit 
10  Tagen  Haft  gepönt.  Eine  weit  wichtigere  Maßnahme  war  die,  daß  man 
die  000  000  New  Yorker  Schulkinder  zu  verpflirhton  wußte,  in  solchen  Ruhe 
Zonen  keinedei  Sports  oder  lärmende  Spiele  zu  veranstalten.  Dies  wurde 
dadurch  erreicht,  daß  man  die  Kinder  selbst  einen  Jugendzweig  des  Anti- 
lärmbundes"  unter  sich  gründen  ließ.  Den  Vorsitz  dieses  „Jugendbundes'* 
Ubeniahm  auf  Bitten  der  Kinder  der  Dichter  Mark  Twain,  der  hei  der  Jugend 
populärste  Mann  Amerikas.  Alle  Kinder,  die  dem  Bunde  beitreten,  erhcdteii 
eine  kleine  blaue  Brec  he  mit  der  Inschrift  „Humanity**.  Die  Ahseichen 
ihres  \'ereins  tragen  die  Kinder  mit  großem  Stolz.  Mrs.  Rice,  die  vor  mehr 
afi^  20  (¥>0  Kindern  f^hpr  die  Ziele  des  Bimdes  sprach,  zficrte  mir  zahirpiche 
Kmderbriefe,  m  denen  Knaben  und  Mädchen  aus  freien  Stücken  gelobten, 
sich  der  Kranken  anzunehmen  und  in  allen  Hospitalzonen  sich  ruhig  zu 
▼erhalten.  Ja  die  Kinder  bildeten,  zu  ihrer  eigenen  Freude,  unter  sich  eine 
aktive  Polisei,  die  fflr  Ruhe  im  Revier  von  Krankenhäusern  und  Schulen 
SoTgß  trägt. 

III. 

Es  kommen,  zu  den  genannten,  weitere  Maßnahmen,  die  sich  auch  auf 
die  Städte  anderer  Länder  leicht  übertragen  lassen.   So  haben  sich  z.  B.  in 
New  York  alle  Trambahnen  und  Omnibusdirektionen  dazu  verpflichtet, 
Instruktionen  fflr  ihr  Pereonal  in  den  Depots  wie  In  Waggons  aufzuhängen, 
alles  unnfltie  Abgeben  von  Signalen,  alles  unnOtigs  Pf«len  und  Rufen  streng 
zu  verbieten.  Die  Signale  werden  auch  nicht  wie  z.  B.  auf  der  „Großen 
Elektrischen"    Berlin-Charlottenburg  durch  laute   Glockenzüge  gegeben, 
sondern  nllfin  durch  ein  lei^scs  elektrisches  Läutewerk.  Ebenso  traf  der  Auto- 
mobilklub Verfügungen,  um  den  Mißbrauch  von  Huppe  und  Pfeife  zu  ver- 
liindem.  Vielfach  wird  bereits  der  Automobilverkehr  auf  besondere  Straßen 
beschränkt,  ESne  weitere  Verbesserung  der  Technik  tklt  auf  Beseitigung 
des  Lärms  in  den  heutigen  Formen  der  Hauswirtschaft*  Es  Hegt  leider  in 
J>eutsch)and  noch  immer  nicht  ein  Reichsgerichtsentscheid  vor,derdiisTeppich-, 
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Möbel-  und  Bettenklopfen  auf  Lestimm te  Stunden  beschränkt.     Überdies  I 
gibt  es  längst  Techniken,  die  das  lärmende  Klopfen  völlig  entbehrlich  machexL 
Man  konnte  aueb,  m  ich  wiederholt  ▼onchlug,  die  Haasreinigung  aentrali- 
neran.  Dae  Relmgai  toh  Polsiem  und  Mfibeln  wQrde  dann  ein  eigener  Berufe- 
zweig  werden.  Der  Inhaber  der  Polsterreinigunganstalt  läßt  in  frühen  Morgen* 
stunden  Teppiche,  Polstermöbel  und  DauneiJ)etten  auf  Karren  abholen. 
Er  läßt  sie  auf  den  dazu  vorgesehenen  benachbarten  freien  Klopfpifitren 
durch  seine  Leute  reinigen  und  nach  wenig  Stunden  zurückliefern.    Nimmt  i 
er  für  jedes  gexeinigte  Stück  auch  nur  einen  Pfennig,  so  ist  das  Untemebmen 
bereits  rent&l.  Man  sollte  femer  daran  denken,  unter  den  Fttfien  Ton  Tischen 
nnd  Stöhlen  kleine  FUzpI&ttchen  ansahringen.   Bei  der  Anlage  von  Miels- 
h&naem  soUten  prinsipiell  die  lärmgebenden  Räumlichkeiten,  wie  Küche, 
Treppenhaus,  Sprechzimmer,  Telephonzelle  zusammengelegt  und  von  Wohn- 
und  Arbeitsräumen  getrennt  werden,  gleich  xsie  man  bei  Städteanlagen 
Wohnviertel  und  Geschäftsviertel  voneinander  scheidet.   Und  warum  sollte  t 
dauernd  notwendig  bleiben,  die  Wohnfront  der  Häuser  immer  nach  der  . 
Stiafienseite  anzulegen?    FOr  die  Kinderspiele  sollte  man  Gemeinschafls-  - 
rAnme  besitzen,  jedenfalls  gehören  sie  heute,  wo  jedes  Stadtviertel  grofie 
Parke  und  ÖfTenthche  Gärten  mit  KinderspielplAtxen  zur  Verfügung  hat, 
nicht  mehr  auf  die  Trottoire  der  Strafien. 


Eine  besondere  Abart  von  Geräusch  veranlaßt  die  Haltung  v«»i  Hans* 
tieren  in  stadtischea  Wohnräumen.  Es  ist  wohl  gewiß,  daß  die  Anlage  eines 
kleinen  landwirtschaftlichen  Betriebes  inmitten  engbewohnter  H&userblocks, 
etwa  die  Anlage  eines  GeflOgelhofs  mit  krähenden  Hähnen  und  gackernden 
Hennen  oder  gar  eines  Gestüts  oder  einer  Schweinezucht  ganz  widfrsinnic! 
ist.  Aber  auch  die  Haltung  von  Singvögeln  und  Papageien  in  engbewohnten 
Mietskasernen  sollte  nicht  unbeschränkt  g^tattet  sein.  Exotische  Wügel 
gehören  in  VoUä^n»  vielleicht  in  Villen  und  Gartenhäuser,  nicht  hi  die  Ei^' 
der  bltogeriiehen  Stube.  Insheeondere  ist  das  Geplapper  der  Papageien  nn* 
endlich  widerwärtig.  Ebenso  ist  ein  Unfug,  in  engen  HAfen  Hunde  an  Ketten 
EU  legen,  die  Hunde  würden  in  den  Städten  weniger  lärmen  und  heul«[i, 
wenn  sie  vernünftiger  gepflegt  und  gehalten  wären.  Ein  gut  gezogener  Hund 
kläfft  nicht  hinter  jedem  vorüberfahrentien  Wa^'en  oder  Hade  zwecklos  drein. 
Eine  etwas  schwierigere  Frage  bezieht  sich  auf  das  Schlagen  der  Tui  muhren 
und  Läuten  von  KMienglooken.  Was  die  Uhren  betrifft,  so  eischeini  mir 
gans  unsinnig,  daß  in  Tagen,  wo  jedermami  und  auch  der  Ärmste  seine  kleine 
Taschenuhr  bei  eich  trägt,  in  hunderttausend  Wohnräumen  hunderttausend 
häßliche  Stutz-  und  Wanduhren  Tag  und  Nacht  ganz  zwecklos  schlagen, 
und  ebenso  widersinnig,  daß  in  jedem  Stadtteil  zahllose  Turmuhren  jede 
Viertelstunde  mit  eins,  zwei,  drei  und  bis  zu  st^chzehn  Glockenschlägen  be- 
gleiten. Was  die  Kirchenglocken  betrifft,  so  ging  m  einigen  amerikanischen 
Städten  von  der  Gdstfiohkeit  selber  Äe  Anregung  aus,  Benutsong  der  Kirchen- 
glooken  auf  wichtige,  feierliehe  Anlässe  su  beschränken.  So  geschah  es  s.  B. 
in  Philadelphia.  Ein  Eingriff  in  Rechte  und  Würden  der  Religion  ist  damit 
keineswegs  verbunden.  Heute  läuten  zumal  im  Süden  Europas  Hundert« 
tausende  von  GlockenspiHrn  bei  den  trivialsten  Anlässen,  beim  Gewitter,  zur 
Zeit  der  Vesperstundea,  beim  Vorüberkommen  eines  beliebigen  Leichen- 
zuges, bei  jedweder  Kindtaufe,  ja,  bei  irgendwelchen  rein  häuslichen  Anlassen 
jedes  Klosters»  Konviktes  oder  Stiftes.  Man  bedenke  femer,  daß  sich  das 
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Leben  der  Städte  immer  noch  mit  bestimmten  längst  sinnlos  gewordenen 
Formen  des  Handnls  und  Handelvorkchr<?  vfrimstaltet.  So  z.  B.  mit  dem 
„fliegenden  Straüenhandel".  Ist  es  nicht  ein  Widersinn,  daß  in  großen  Städten 
Kohle,  Torf,  Obst,  Gemüse,  Kartoffeln,  Felle,  Früchte,  Eis  in  Straßen  aus- 
geschrien  werden,  in  denen  man  alle  diese  Artikel  oft  fu^^l  Huus  bei  Haus 
olmehin  kaufen  kann  ?  Ich  habe  auch  wenig  Sinn  fflr  die  vermeintfidie  PüeBie 
der  „Musik  der  kletnen  Leute**,  der  Ziehharmonika,  des  Drehorgelspiels.  Wo 
gute  Musik  billig  zu  hören  ist,  da  ist  das  Gelärme  und  Gedudel  der  Orgeln 
einfach  Unfug,  jedenfalls  sollte  es  nicht  unbeschränkt  zu  jeder  Tagesstunde 
gestattet  sein.  Eine  Reform  der  städtischen  Polizeiordnungen  könnte 
noch  so  manche  andere  vollkommen  entbehrliche  Geräusche  aufs  allerein- 
fachste  beseitigen.  Welch  eine  Qual  für  geistige  und  geistig  empfindhche 
Menschen  verursacht  das  unaufhörliche  Aneinanderschlagen  von  Metallen  und 
Hdliera  auf  Thmsportfuhren.  In  der  MorgenfrOhe  kann  das  Klappern  der 
Milchkannen  auf  Khngelwagen  leiohi  verhinderl  werden.  Das  Aneinander* 
schlagen  von  BauhAlsem,  Backsteinen,  Eisenstangen  wäre  immd^^ch,  wenn 
die  Polizeiordnimg  verffi^e,  daß  solche  Stücke  vor  dem  Transport  mit 
Stroh  oder  mit  Säcken  umwickelt  werden  müssen.  Es  ist  auch  nicht  einzu- 
sehen, warum  schwere  Transportfuhren  jeden  Straßenteil  zu  jeder  Stunde 
passieren  dürfen.  Die  Wege  in  der  dicht  bevölkerten  Innenätadl  sollten  für 
Transportfubren  nur  m  bntimmten  Stunden  freigegeben  sein.  Daß  das  vOl« 
Itg  an&ehriiehe  widersinnige  Pettaehenlmalfcm  mit  Poliieistrafe  gepönt  werden 
muß,  ist  wohl  selbstverständlich.  Endlich  Is^en  sich  zahlreiche  Verbesserun- 
g^an  Wagenradbau,  an  Automobütechnik  und  Straßenpflasterung  vornehmen. 


Über  die  juristische  und  die  neurologisch-medizinische  Seite  der  Lärm- 
frage habe  ich  in  dem  Buche  „Der  Lärm.  Eine  Kampfschrift  gegen  die  Ge- 
räusche unseres  Lebens"  ausfohrlieh  gidiandelt  (Wiesbaden,  J.  F.  Bergmann 

1908).  Es  handelt  sich  nach  der  juristischen  Seite  hin  wesenlEoh  um  Kritili: 
der  §§  906  und  907  des  BGB.,  sowie  um  §  360, 11  des  Strafgesetzes,  und  um 
die  Npgatoripnklage  nach  §1004  BGB.  Die  rechtsgeschichlliche  Ent^^nnk- 
lung  der  bei  ImmLssionsklagen  in  Betracht  kommenden  Paragraphen  be- 
weist deutlich,  da  LI  im  modernen  Rechtsbewußtsein  ein  Schadenersatz  für 
den  dui'ch  Lärm  und  Geräusch  erlittenen  Schaden  in  immer  wachsendem 
Maße  garantiert  wird.  Dies  wird  neundings  auch  vom  deutschen  Reichs- 
gericht ausdrücklich  anerkannt,  wihrend  einer  der  frühesten  Entscheide  des 
Reichsgerichts  ursprünglich  sogar  kmistatiert  hatte,  daß  jedermann  auf 
seinem  eigenen  Grund  und  Boden  so  viel  Lärm  und  Geräusch  vollführen  könne, 
als  er  wolle,  ohne  daß  irgendeine  Klog-cstf^llung  von  se\ien  der  Nachbarschaft 
mßi^lich  war.  Die  Rechtslage  ist  im  Laufe  der  Jahrzehnte  g'anz  andere  ge- 
worden. Heute  stehen  wir  in  einem  Zeitpunkt,  an  dem  eine  ganz  neue  Fassung 
des  sogen.  Grobe-Unfug-Paragraphen,  sowie  ein  weiterer  Ausbau  der  gegen 
Ruhestörung  gerichteten  Bestimmungen  des  Bürgerfichen  Gesetses  bevor- 
steht. Dies  folgere  ich  nicht  zum  wenigsten  auch  daraus,  daß  in  Deutsch- 
land hervonagende  oder  in  verantwortlichen  Stellungen  tätige  Juristen  die 
ersten  waren,  die  sich  den  Bestrebungen  der  Larmschutzbewegung  an- 
schlössen. Vom  Standpunkt  derMedizm  aus  aber  muß  nachgerade  der  Kampf 
gegen  bestimmte  Arten  hygienischer  Dehkte,  die  sich  niemals  ganz  voll- 
ständig mit  juristischen  Waffen  werden  beseitigen  lassen,  kraftvoll  auf- 
genommen werden.   Tausend  feinere  Arten  der  SchAdigung  und  KOrper- 
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verletiung  kann  nur  ein  Bund  von  Arsten  und  Hygienikem  besdligen»  der 

sich  für  Nervenkultur  und  methodische  Rassen aufzucht  verantwortlich  weiS. 
Wer  durch  Rücksichtlosigkeit,  Unreinlichkeit,  Mangel  an  Zucht,  Gesundheit 
Leben  und  Werk  sf^iner  Mitmenschen  zerstört,  macht  sich  genau  des  gleichen 

Verbrechens  schuldig,  wie  der  Betrüger  oder  Dieb  Es  haben  sich  in 

allerletzten  Wochen  vielerlei  Stimmen  geltend  gemacht,  die  energisches  Vor- 
gehen gegen  die  Unkultur  des  rfloksichtlosen  Gelärms  verlangen.  Vor  allem 
nahm  sich  der  Dflrerbund  der  LflrmBobutzbewegung  an. 

Professor  Ferdinand  Avennarius  schrieb  im  „Kunstwart"  wiederholt 
zu  ihren  Gunsten.  Schriftsteller  wie  Dr.  Franz  Blei  stellten  die  Reize  feiner 
Stilkunst  bereitwillig  in  Dienst  unseres  praktischen  Ziels.  Hans  Pfitzner,  der 
Komponist,  Paul  Mnrs  op,  dpr  Musikkritiker,  legten  öffentlich  dar,  daß  es 
mit  dem  bisherigen  Mißbrauch  der  Musik  nicht  weitergehe.  Dr.  BeutamOller 
in  Baden>Bad«n  behandelte  in  einer  Doktordissertation  die  deutsche 
Legislatur  zum  Sehuts  des  Gehflrs  In  recht  klarer,  enohflpfender  Weise. 
Ein  Nervenarzt  in  Frankfurt  a.  M.,  Dr.  Auerbach,  forderte  in  einer  medizi- 
nischen Zeitschrift  ein  Reichsschutzgesetz  gegen  Lärm.  In  Frankreich  und 
England  machte  die  Bewegung  zu  dricher  Zeit  solche  Forlschritte,  daß 
fast  täglich  Dutzende  ausländis^cher  Zeitungen  über  neue  MoSregoln  eines 
methodischen  Kampfes  zugunsten  von  Ilüraerven  und  Geiuru  zu  berichten 
«Isseo.  Ak  Ich  in  der  Vonede  lum  Heft  54  der  „Grenzlragen  des  Nerven- 
«nd  Seelenlebens",  in  der  oben  genannten  Schrift  die  Bildung  eines  inter- 
nationalen Bundes  mit  der  Devise  „non  clamor  sed  amor"  ab  Ziel  meiner 
Agitation  bezeichnete,  glaubte  ich  nicht,  daß  schon  wenige  Wochen  nach 
Erscheinen  der  Schrift  sich  fnst  ohne  besondpms  Zutun  auf  einit^c  Artikel 
in  großen  Zeitungen  hin  ein  Rreuzzu^  gej^en  Geräusch  und  Lärm  '  rt^^anisirien 
werde.  Gegenwartig  darf  ich  den  geplanten  „Lärmschutzbuad'  wuiii  als 
gesicherte  Tatsache  bezeichnen.  Es  haben  sich  etwa  500  MAnner  und  Frauen 
aller  Gesellschaf tklassen  und  Stände  zu  einem  Verein  wider  den  Mißbrauch  des 
Gdiörs  bereits  zusammengefunden  und  zu  einem  Jahresbeitrag  von  3  Mark 
verpflichtet.  Der  Verein,  den  ich  Hoher  als  Lörmschutzbund  oder  Länn- 
trutzverein  bezrichriPL  sähe,  scheint  unter  dem  Namen  ,,Antilärmverein*' 
einige  Volkslüuihchkeit  zu  erlant^n  n.  Es  fra^t  .sirh,  welch*^  praktischen  Ziele 
wir  uns  für  die  nächste  Zeit  äLelien  küimciL  und  wie  wir  iml  den  gegebenen 
Mitteln  am  sweckmftBigBten  arbeiten  sollen? 

VI. 

Ich  mache  mir  keine  Illusion  darüber,  daß  dirnklor  Einfluß  auf  Be- 
hörden, auf  Gesetzgebung  und  Pohzei  schwer  zu  t  i  langen  sein  wird.  Auch 
ist  das  Ideal  der  Lärmlosigkeit  nicht  eben  volkstümliches  Ideal.  Es  sind 
zunächst  die  intellektuellen,  seelisch  verfeinerten  Schichten,  denen  die  Slrt;- 
bungen  des  Lirmscbutzbundes  notwendig  willkommen  erschelneii.  Es 
ist  auch  kein  Zufall,  daß  rechtsstehende,  konservative  Zeitungen  unsere  Ideen 
zuerst  aufgriffen,  während  die  Presse  des  arbeitenden  Volkes  sie  bereits 
als  Übortreibung  oder  als  Eingriff  in  die  freie  Selbstbestimmung  des  einzelnen 
zu  brandmarken  suchte.  Gleichwohl  claube  ich,  daß  die  Schöpfung  eines 
Bundes  zur  Verfeinerung  deutscher  \  tikehrs-  und  Wohnsitten  der  ijaiizen 
Nation  zugute  kommt.  Zahllose  Menschen  leiden  unbewußt  unter  den  Milh- 
erden  von  LSrmreizen,  die  tfti^ch  unter  der  Schwelle  der  Gewußtheit  per^ 
zipiert  werden  müssen.  Ein  gut  Teil  der  reizbaren  Schwache  und  Nerven- 

eischOpfung,  die  auf  Volksschichten  lastet,  denen  moderne  Neuraathenie^  ur- 
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sprfinglich  vollkommen  fremd  war,  ist  dem^Geränaoh  des  heatigen  Erwerb« 

und  Ver  kehrlebens  zuzuschreiben.  . . .  Wenn  nun  aber  zunSchst  auf  entschei- 
dende Instanzen  kein  direkter  Einfluß  gewonnen  werden  könnte,  so  darf 
man  doch  von  der  bloßen  Existenz,  der  bloßen  Tatsache  eines  deutschen 
LärmschutzLuudes  sich  eine  gewisse  kulturelle  Wirkung  versprechen.  Ich 
denke  daJbei  an  das  Vori>Ud  jener  Vereine,  die  tu  dem  geplanten  Menachen- 
scbutmrein  ein  gewisses  Pendant  bilden»  an  die  Geschichte  des  Tierschutz- 
vereins. Es  ist  öffentliches  Geheimnis,  daß  feinere  Arten  von  Roheits- 
delikten gar  nicht  abgestraft  werden  können.  Sie  entziehen  sich  zumeist 
der  öfTent liehen  Kenntnis,  und  es  sind  auch  keine  Rechtsmittel  vorhanden, 
keine  Moi^'lichkeiten,  Roheiten  und  Gemeinheiten  zarterer  Natur  paragra- 
phieren  zu  können.  Gleichwohl  ist  seit  dem  Entstehen  der  Tierschutzvereine 
das  Roheitsdelikt  gegen  Tiere  viel  seltener  geworden.  Einfach  darum,  weil 
nunmehr  im  Bewußtsein  der  Menschen  eine  Instanz  da  ist,  die  geflissentlich 
alle  Tierquälerei  verächtlich  macht  und  das  ftflfentliche  Gewissen  wachhAlt, 
Ganz  ähnhch  nun  lassoi  sich  feinere  Arten  von  Eigentumsschädigung  nicht 
unters  Strafgesetz  bringen.  Die  Immissionsklage  gepen  Lftrm  und  Gei-äusch 
operiert  mit  iJci^rifTon  des  Sachrechtes.  Sie  kann  nuj-  dann  irwi  Erfolg 
aiihängig  gemacht  werden,  wenn  eine  nachweisbare  Ei*\\'erb6chciJigung,  ein 
Lucruiu  cessaus  vorliegt.  Die  psychologische  Grobheit  dieses  Eigen» 
iumbegrifliB  kfimmart  nicht  den  Gesetigeber.  Er  herQcksichtigt  nicht,  daß 
der  podtiTe  Kern  eines  Rechtes  auf  Eigentum  ein  bestimmtes  seelisches 
Verhfiltnis  zum  Sachobjekt  ist.  Wer  sich  ein  bedeutendes  Kunstwerk  des 
Museums  innerlich  zu  eigen  machte,  ,, besitzt"  es  in  viel  tieferem  Sinne, 
als  der  Millionär,  der,  wenn  es  ihm  beliebt,  das  Kunstwerk  aufkaufen  und 
verbrennen  lausen  kann.  Wer  mich  um  den  Schlaf  meiner  Nächte,  die  Mög- 
lichkeit meines  \\irkens  und  meiner  Entwicklung  bringt«  nimmt  mir  weit 
mehr  von  meinem  „Eigentum",  von  meiner  Eigentümlichkeit,  als  wer  mir 
Geld  raubt.  Diesen  verfeinerten  Eigentumsdelikten  gegenOber  hilft  aber  kein 
Strafgesetzbuch,  hilft  nichts  als  die  Macht  des  öffentlichen  Meinens  und 
öffentlicher  Kontrolle.  So  wird  eine  Instanz,  die  Kulturdelikte  wie  das  un- 
gezügelte Lärmen  öffentlich  brandmarkt  und  verfolgt,  wenn  nicht  eine  juri- 
dische, so  dorh  moralische  Machtsein.  Sodann  isf  nicht  zu  unterschätzen, 
daß  ein  giußer  Segen  schon  darin  liegt,  wenn  Qualen  und  Schmerzen,  die 
bisher  im  geheimen  auf  ohnmächtigen  Existenzen  lasteten  oder  gar  den  Spott 
und  das  Unverstfindnis  der  Roheit  ffirohten  mußten,  zur  Aussprache  erlöst 
und  zur  öffentlichen  Kenntnis  gebracht  werden.  Nach  den  Inhalten  der  zahl- 
reichen Klage-  und  Leidensbriefe,  die  an  mich  gelangten,  muß  ich  fast  glauben, 
daß  ftir  viele  Menschen  schon  die  Möglichkeit  der  Aussprache,  das  bloße 
Bewußt s<^in,  daß  ein  Leiden  von  vielen  geteilt  nnd  gehört  wird,  einen  großen 
Trost  einschließt.  Es  ist  zu  l-  m  unbedingt  notwendig,  daß  zunächst  die 
allmächtige  „öfifenthche  Memung'*  gegen  das  wüste  Getobe  und  Gelärme, 
den  flberlauten  supeiiativischen  G^tus  unserer  Anfängerkultur  aufgeregt 
wird.  Die  Einwirkung  auf  öffentliche  Instanzen,  der  Einfluß  auf  die  Giesetsa 
wird  dann  von  selber  kommen.  Ich  habe  daher  die  .Absicht,  die  Mitgheder- 
beitrftge  zunächst  zur  Herausgabe  eines  regelmäßigen  Flugblattes  des  deutschen 
Liirmschutzvereins  zu  verwenden.  Die  erste  Nummer  dieses  neuen  Organs 
wird  bereits  im  November  dieses  Jahres  im  Verlage  der  ärztlichen  Rundschau 
(Gmetinscher  Verlag)  in  München  erscheinen.  Unser  Blatt  führt  den  Titel:  „Der 
Antirüpel  ( Antirowdy) ,  Monatsblätter  zur  Bekämpfung  von  Unkultur  und  Lärm 
im  deutschen  Verkehr-,  Handel-  nnd  Wohnwesen.*'  Wir  werden  yersuchen  in 
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yomduner  Weise  die  Unvomebmheit  und  Würdelosigkoit  unseres  äiifiemi 
Lebens  und  seine  innere  Roheit  zu  bekämpfen.  Es  wird  an  guten  und 
schlechten  Witzeleien  zu  diesem  Versuch  nicht  fehlen.  Für  das  geplante 
Organ  des  Lärmschutzbundes  wurden  unter  anderen  schon  folgende  Naiam  in 
Vorschlag  gebracht:  „Die  große  Glocke",  „Cri-Cri",  „Der  Sehr eihaL»  ,  „Das 
Nebelhom'S  „DerÜberbrOller",  „DerPMHEefihamd"  usw.  Die  Organisatloa  dee 
LarmsehiiievereiDS  sieht  yon  yornberem  aelbstaiidige  yoneinaiider  unab* 
hfingige  Ortsgruppen  vor.  Aus  München,  der  Stadt  der  15  ODO  Hunde,  aus 
Berlin,  der  Hauptstadt  der  Frühschoppenkonzerte  und  Grammophone,  liegen 
so  viele  Anmeldungen  vor,  daß  jederzeit  eine  Ortsgruppe  gebildet  werden 
könnte.  Ihr  Vorstand  dürfte  nur  aus  autoritativen,  im  öfTenthchen  Leben 
stehenden  und  allgemein  bekannten  Persöuhchkeiten  zusammengesetzt  sein. 
Die  Fünlction  der  Ortsgruppen  wtre»  Material  Ober  die  am  Ort  herrschenden 
LfirmyaihAltnisee  su  sammehi,  durch  Fatiticmea,  Proteste,  Resolutionen  auf 
die  LolnlbehOrden  einzuwirken  und  etwa  aUmonatlioh  in  einer  Vorstands- 
sitzung  zu  entscheiden,  welche  Klagefälle  und  Klagezuschriften  dem  Zentral- 
vorstand zur  Publikation  im  ,,Antirüper'  zu  übergeben  sind.  Wer  über 
Lärm  klagt,  muß  selbstverstfuidlich  mit  Namen  und  Person  für  seine  Klage 
eintreten.  Nui'  in  Fallen  von  weitestem  vorbildlichen  Interesse  könnte  der 
Ltnnsehtttd>uiul  duroh  Massenklage  fOr  sein  einzebies  Mitglied  eintroteo. 
Soll  das  Blatt,  das  er  herausgibt,  wirioam  werden,  so  muß  es  sieh  yor- 
behaltm,  außer  positiven  Vorschlägen  zur  Abstellung  und  Minderung  von 
Lärm  aus  dem  Kreise  der  MiterHoder  auch  Schnndadreßtafeln  von  Instituten 
und  Personen,  die  durch  Geschrei  und  Gelärm  öffentliches  Ärgerms  geben,  zu 
enthalten.  So  müßten  laute  Hotels,  die  in  keiner  Weise  für  Ruhe  ihrer  Gäste 
sorgen,  uljer  laute  mit  Klavieren  überfüllte  Wohnhäuser,  rücksichtslose 
Geflülgelsflohter,  Automobilisten,  Papageienbesitaer,  nftohtliohe  Klayier* 
Spieler  usw.  direkt  namhaft  gemacht  werden,  sobald  das  Ärgernis  durch 
mindestens  drei  verschiedene,  einwandfreie  Peraonen  best&tigt  wird,  die  mit 
vollem  Namen  für  die  Folgen  ihrer  Angaben  eintreten  wollen.  Kommt  es 
dann  in  solchen  Fällen  zu  gerichtüchen  Klagen,  so  kann  das  dem  Bunde  nur 
recht  sein,  da  er  ja  darauf  ausgehen  muß,  Präzedenzfälle  für  eine  Reform 
der  Lärmschutzgesetzgebung  zu  schaffen,  denn  sein  letztes  Ziel  bleibt  ein 
Reiehssehutzgesetz  gegen  unnötigen  Lflrm.  Es  haben  sieb  bereite  einige  Haus- 
besitzer bei  uns  gemeldietfdiebereitsindnursolohe Mieter  bei  sich  aufzunehmen, 
die  Mitglieder  des  deutschen  Lärmsehutzverbandes  werden.  Ich  will  nun  das 
Schlimmste  annehmen,  daß  alle  unsere  Agitationen  wirkunglos  verpuffen  und 
daß  sich  überall  deutsr  ho  Behörden  zu  derUberzeugimg  bekennen,  die  nach  Er- 
scheinen der  oben  erwähnten  Schrift  aus  dem  Berliner  Polizeipräsidium  geäußert 
wurde,  daß  „hygienische  Fürsorge  für  die  Hörnerven  keine  poliseiliehe  Funktion 
sei**.  In  diesem  Falle  bliebe  uns  fttr  ein  gutes  Ziel,  dem  irkr  mit  den  lautersten 
Waffen  dienen  möchten,  immer  noch  das  schlimme  h omOopathische  Rezept. 
Wir  wollen  Heber  Hammer  als  Amboß  sein.  Wir  veranstalten  alle  die  er- 
laubten, quälenden  Gprfinsche  selber.  Wir  musizieren  selber  bei  offenen 
Fenstern,  wir  smgen  nächtliche  Arien  in  Hotels,  in  denen  während  der  Nacht 
doch  nicht  an  Schlafen  zu  denken  ist,  wir  reden  und  betätigen  uns  in  Tram- 
bahnen und  Eisenbahncoup^  noch  viel  lauter  als  unsere  rücksichtlosen 
Mitmensohen  und  geben  so,  ein>  oder  zweitausend  cum  Kampf  um  unser 
Recht  auf  Stille,  entschlossene  Männer  und  Frauen,  einer  Umwelt  die  uns 
und  unsere  feinsten  seelischen  Möglichkeiten  su  erdrücken  sucht,  tfigUch  eine 
grimmige  Lektion. 
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VII. 

„Was  mich  in  dieser  Welt  am  meisten  gequält  hat* 

Das  war  ihre  entsetzliche  Fülle  von  Ger  äusclit-a, 

Alle  dieses  gräßliche  Geräusch,  den  iieheu  langen  Tag  iang, 

Alle  dfls  G«tOM,  das  Qott  vnd  seine  Qeeebdple  hOhnt; 

Bs  ist  walirhalt  eine  Biflndung  des  Teafels.'* 
Dieser  ewige  StoOeenfier  Gariyles  muß  endlioh  yerstnmmeii !  Ich  mOehte 
auch  mit  diesen  Zeilen  werben,  dringend  werben.  Alle«  M&nner  wie 
Frauen,  denen  diese  Zeilen  zu  Gesicht  kommen  und  die  irgendein  Interesse  am 
Zustandekommen  des  deutschen  Lfirmschutrhimdes  und  seines  „Antirüpels" 
haben,  sind  (iniigend  gebeten,  ihren  Nanitnund  Adresse  auf  einer  Postkarte  mit- 
zuteilen. Jedei,  der  von  solchen  Bestrebungen  liest,  denkt  in  der  Regel:  Was 
kommt  auf  mich  an  ?  WaskanniehatoeiniebierdergiitMiSaehenüttea?  leder 
wartet  auf  andere,  die  ein  wertvoUee  Ziel  erreichen  helfen,  nnd  begnflgt  sieh 
für  seine  Person  mit  der  flbliohen  wohlwollenden  Nentralitftt.  Die  großen 
Namen,  die  großen  Tiere,  die  jeweiligen  Modeführer  und  Autoritäten  ins- 
besondere wenden  sich  der  neuen  Sache  immer  zu,  wenn  sie  ihr  VVoh]%vollen 
nicht  mehr  nötig  hat,  dann  gestattet  ein  wolil wo! lender  Piatonismus  „auch 
von  meinem  Namen  Gebrauch  zu  machen".  Aber  nicht  das  Fertige,  Gewordene, 
sondern  das  Werdende  und  noeh  Ringende  iiat  Mithilfe  und  Begeisterung 
nötig.  Darum  sollte  niemand  versiumenmoraliseh  SU  helfen,  wo  jedes  einzelnen 
Mithilfe  nottut.  Das  provisorische  Bureau  des  Lftrmschutzbundes  befindet 
sich  in  München,  Franz- Joseph-Strafie  13.  Sein  Vorstand  ist  der  Nervenarzt 
Dr.  med.  Ludwig.  Dorthin  können  Mitgliedanmeldungen  geschickt  werden. 
Der  Jahresbeitrag  ist  als  Mindestbeitrag  3  Mark,  dafür  soUen  die  monatUch 
erscheinenden  Lärmschutzblätter  den  Mitgliedern  geliefert  werden.  An 
Volksbibliotheken,  Lesehallen,  soziale  Vereine  werden  sie  umsonst  geschickt. 
Im  SpAtherbst  wird  die  konstituierende  Versammlung  stattfinden,  an  der 
hervorragende  Juristen  und  Neurologen,  vielleicht  auch  Birs.  J.  L.  Rice, 
die  FOhrerin  der  amerikanischen  Lärmschutzbewegung  sich  beteiligen  werden« 
Wer  irgend  unter  Lärmplage  leidet,  unter  Singen,  Klavierspielon,  Betten- 
klopfen, Türensohlagen,  Peitschenknallen,  Wagen  gerassei,  Trambahniärm, 
Maschinen  lärm,  Automobillärm  usw.,  der  versäume  mcht,  sich  sogleich  zur 
Mitghedschaft  anzumelden. 

Abhilfe  scheint  im  Rahmen  unserer 
Wirtschaftsordnung  möglich.  Die 
Arbeitslosigkeit  erscheint  dem  wissen« 

schaftlich  geschulten  Auge  als  beson- 
ders chnrnkteristisches,  notwendiges 
Merkmal  der  industriellen  Anarchie,  in 
der  wir  leben.  Alle  \'ersuche,  die  man 
in  Europa  zur  Ausrottung  dos  Übels 
unternommen,  sind  geed^tert.  Die 
fransOsischen  National-Weikstitten 
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|in  australischer  Versuch  zur 
LAsnng  der  AibeHitesigfcelt 

In  allen  modernen  Industrie- 
ländern   steht    das  Problem  der 

Arbeitslosigkeit  nur  filhn  oft  im 
Mittelpunkte  des  ölTentUchen  Inter- 
esses. Jede  Krise  der  Industrie 
bringt  für  die  Arbeiterschalt  diese 
sehSmmste  Züchtigung  ihrer  selbst 
und  ihrer  Familien  mit  steh,  und  keine 
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des  Jahres  1848  vor  allem  haben  ein 
klägliches  Ende  gefunden.  „Das 
Recht  auf  Arbeit"  wurde  öberall, 
auch  in  den  Kreisen  der  Arbeiter- 
schaft selbst,  mehr  und  mehr  als  eine 
utopische  Fordorung  angesehen. 

DemgegenOher  ist  es  mtereBeant, 
daß  die  junge  industrielle  Demokratie, 
die  sich  in  Australien  entwickelt  hat, 
auch  an  dies  unlösbarste  allfr  sozialen 
Probleme  mit  keckem  GniX  heran- 
getreten ist  und  mit  hu Uuungsf rohem 
Wagemut  seine  Lösung  verauoht  hat. 
Das  „Reeht  auf  Ari>eit**  wurde  aUer- 
düngs  niemals  in  formeDer  Weise  den 
australischen  Arbeitern  zuerkannt, 
dennoch  aber  ist  dasselbe  im  Laufe 
der  Jahrzehnte  zu  einem  Gewohn» 
heitsrecht  des  australischen  Prole- 
tariats geworden.  So  oft  eine  Stok- 
kung  in  der  indostriellen  T&tigkeit 
einsetzt,  wenden  sich  seine  Ffthrar  an 
die  Regierung,  und  diese  erachtet  sieh 
verpflichtet,  durch  Veranstaltung  von 
dffentüchen  Arbeiten  ihr  Möglichstes 
zur  Beschäftigung  der  brotlosen  Ar- 
beiter zu  tun.  Bas  wichtigste  Hiils- 
mittel  freilich,  das  ihr  zu  Gd>ote  steht, 
ist  ein  andeies. 

Sie  Tersinigt  die  besohlftigan^ 
losen  Arbeiter  zu  kleinen  Gruppen 
imd  weist  jeder  derselben  ein  Stück 
unbebauten,  dem  Staat  gehörigen 
Landes  ijii  Innern  an.  Die  betreffende 
Aibeitcrgruppe  organisiert  sich  als 
eine  landwirtschaftliche 
ProduktiTgenossen  Schaft, 
erhält  von  der  Regierung  Saatgut 
und  Hilfsmittel  zur  Erbauung  eines 
genossenschaftüchen  Dorfes  und 
beginnt  den  landwirtschaftlichen 
Betrieb.  Die  Erfolge  smd  recht  gtin- 
stige,  nur  kommt  es  naturgemAB  bei 
l^ederkehr  gOnstiger  Industrierer^ 
httitnisse  allzu  häufig  vor,  daß  die 
Genossenschafter  in  die  Städte  zu- 
rückkehren und  ihre  alte,  liebgewor- 
dene Betätigung  wieder  aufnehmen, 
den  ungewohnten  Landbau  verlas- 
send. Immerhin  ist  auch  in  solchen 
F«llen  des  Nichtweiterbeetandes  der 
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genossenschaftlichen  Siedelung  deren 
unmittelbarer  Zweck  erreicht,  die 
momentane  Periode  der  Arbeitalosig- 
keit  überwunden. 

Zu  bedenken  ist  nun,  daß  auch 
dieses  australische  Experiment  niefat 
etwa  einen  Beweis  der  LOsbaricett  des 
Problems  dar  Aiheitsloeigkeit  auf 
dem  Boden  unserer  Wirtschaftsord- 
nuiiL'  darstellt;  denn  eben  das  Vor- 
gehen Australiens  bedeutet  bereits 
einen  öchritt  in  den  Sozialismus; 
planmAfligea  Eingreifen  der  GeaeU- 
schaft  in  das  industrielle  Leben.  Und 
so  weit  es  die  Ideen  einer  sozialisti- 
schen Wirtschaftsordnung  verwirk- 
licht, tritt  es  Hus  dem  Boden  der 
Gegenwart  heraus  und  wird  ihrer  un- 
gelösten Probleme  ledig. 

Obw|ifodikfiiii  nidPoidiannig  dsf 
Arbeitszeitverkfinii^g  fa  dar  Bau» 

Wollindustrie.  Ein  internationaler 
Kongreß  der  Baiimwollindustric 
wurde  vor  wenigen  W  orlien  in  Paris 
abgehalten  und  hat  mehrere  be- 
achtenswerte Tatsachen  und  Ten- 
densen  festgestellt.  Zunfichat  leigte 
sich  bei  den  Delegierten  aller  Staaten 
der  dringende  Wunsch,  in  den  Kolo- 
nipR  de^5  eigenen  Landes  Baumwoll- 
pllanzungen  zu  entwickeln  und  so 
von  der  Lieferung  des  Auslandes 
unabhängig  zu  werden.  Die  Dele- 
gierten Frankreichs  und  EUiglands 
konnten  auf  die  beizende  Reali- 
sierung ihrer  Wünsche  in  den  west- 
afrikanischen  Kolonien  und  den 
Antillen  hinwei^fn,  Doulschland  auf 
Kamerun  und  Ilulitiu  auf  die  Erytrea. 
Umsonst  widersprachen  die  Dele- 
gierten Amerikas  und  ^rarwieaen  auf 
die  Pflanzungen  der  Union,  die  leicht 
das  Rohmaterial  für  die  Industrie 
aller  Staaten  hefem  könnten.  Der 
Int<'ressengegensatz  der  einzelnen 
Länder  scheint  unbeirrt  hiervon  zur 
Überproduktion  des  Rohstoffes  und 
somit  zum  Schaden  aller  führen  zu 
soUen. 
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Eben  diese  Erscheinung  hat  sich 
in  der  Baum  Wollindustrie  selbst  be- 
reit?; ergeben.  Dio  englischen  Dele- 
gierten erklärten,  daß  der  offenbaren 
Ul>erproduktioQ,  die  auf  die  Preise 
drucke«  nur  dofeh  «ine  bewußte  und 
planmäBige  Einachrtolrong  der  Ar- 
beitszeit begegnet  werden  könne.  Sie 
berichteten,  daß  die  engli?^ehen  Baum- 
wollspinner  bereits  aus  eigenem  An- 
triebe beschlossen  hätten,  ihre  Fa- 
briken 'wuhreud  der  ganzen  I'imgst» 
woche  aowie  an  den  Montagen  und 
Samstagen  der  vier  f  olgsnden  Wochen 
zu  sperren.  Dieselben  würden  eine 
intemritionnle  Vereinbanini^  in  dieser 
Richtung  freudig  begrüßen. 

Die  Deleperten  der  anderen 
Staaten  naiimeti  mit  Interesse  und 
Sympathie  die  Erklärung  entgegen, 
konnten  sich  jedoch  nicht  auf  einen 
BeachhiB  im  ^nne  der  engUsehen 
Wünsche  einigen;  ja,  es  wurden 
sogar  Stimmen  dahin  laut,  daß  Eng- 
land selbst  durch  die  Vermehrung 
seiner  Spindeln  die  Überproduktion 
cum  Schaden  der  anderen  Staaten  her- 
btigeführthabe.  Trotsdem  wurde  eine 
Resolution  angenommen,  die  im  Prin- 
zip erklärte,  daß  die  Lage  der  Industrie 
eine  IT orabsetzungderArbeitszeit  wün- 
schenswert erscheinen  lasse.  Das  Stu- 
dium der  näher  zu  ergreifenden  Maß- 
regeln wurde  einer  Kommission  llber- 
wiesen,  welche  an  Hand  der  Jahies- 
statistik  die  Jahreserzeugung  und  den 
Absatz  verfolgen  und  Vorschläge  auf 
Grund  dieser  Prüfung  erstatten  soll. 

Es  steht  daher  durchaus  im  Be- 
reiche der  MögUchkeit,  daß  bereits 
in  kuTEer  Frist  internationale  Maß- 
regeln zur  Reduzierung  der  Aibeits- 
seit  in  einer  wichtigen  Industrie  er- 
grifleTi  werden;  und  zwar  nicht  auf 
Initiative  der  Arbeilpr.  dif  man  stets 
als  Träger  dieses  Gedankens  anzusehen 
gewohnt  war  und  deren  Forderung 
des  Achtstundentages  stets  hartnftcki- 
gern  Widerstand  begegnet  ist,  sondern 
auf  Initiative  der  Untemehmerkreise 
selbet.       Charles  Dvatm,  Paris. , 


Der  erste  intomationale  KongreS 

der  Käufer-Ligen.  In  den  nächsten 
Tagen  wird  in  Genf  der  prslf 
internationale  Kongreß  der  Käufer- 
Ligen  stattfinden.  Diese  Bewegung 
hat  in  Amerika  ihren  Ausgang  ge- 
nommen, und  man  sfthlt  in  diesem 
Lande  63  verschiedene  Vereine.  Ihr 
Zweck  ist  die  Bekämpfung  solcher 
Unternehmer  und  Kaufleute,  welche 
ihren  Angestellten  nicht  jene  Ar- 
beitsbedingungen gewähren,  welche 
von  der  öffentlichen  Meinung  als 
hillig  gefordert  werden»  sowie  anderer- 
seits die  Unterstützung  solcher  Ar- 
beitgeber, welche  den  Anforderungen 
sozialer  Moral  entsprechen.  Die 
Vereine  verpflichten  ihre  Mitglieder, 
ihre  Einkaufe  nur  bei  solchen  Firmen 
9EU  besorgen,  welche  in  den  oben  ge- 
nannten Hinsichten  tadeOoe  sind, 
und  üben  derart  einen  Druck  auf  die 
industriellen  Kreise  aus,  jedo  Aus- 
beutung ihrer  Angestellten,  wie  sie 
besonders  in  Zeiten  der  Hochsaison 
nur  allzu  häutig  ist,  zu  vermeiden. 
Die  Erfolge  der  Liga  sind  (wie  in 
einem  firtttieren  Hefte  dieser  Zeit- 
schrift bereite  darfBStellt  wurde)  über- 
aus günstige,  und  aus  Amerika  hat 
sich  die  neue  Idcp  auch  auf  Kuropa, 
und  zwar  zunacLät  auf  Frankreich, 
ausgedehnt.  Der  in  Paris  gegründete 
Verbandsetste  sich  sur  Hauptauf 
die  Konsumenten  zu  organiueren, 
aber  nicht  zur  Verfolgung  irgendwel- 
cher Eigeninteressen,  sondern  zur  He- 
bung des  all  gen  HM  nen  sozialen  Miheus. 
Es  ist  ein  Werk  der  Erziehung,  das 
hier  vollbracht  wird,  eine  Erweckung 
des  Gefühls  der  Verantwortlichkeit. 

Der  Genfer  Kongreß  soll  all  diese 
Erfahrungm  der  verschiedenen  Län- 
der sammeln  und  die  beste  Methode 
künftiger  Aktionen  ausarbeiten.  An 
erster  Stelle  dei'selben  steht  der  Vor- 
schlag, in  jeder  Stadt  „weiße  Listen" 
ansulegen,  in  denen  die  empfehlens- 
werten AÄeitgeber  verseichnet  sind,^ 
damit  die  Konsumenten  in  erster 
Linie  diesen  ihre  Auftr&ge  zusenden. 

Digitized  by  Google 


964 


DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS  OKT.  1908 


So  utopisch  all  dies  erscheinen 
mag,  können  doch  günstige  Aus- 
blicke aus  der  Entwicklung  Austra- 
liens abgeleitet  werden,  wo  analoge 
Prinzipiell  seit  Iftngerer  Zeit  ttberans 
dnflaBreich  geworden  sind.  Die  Ge- 
werkvereine besitzen  dort  das  Recht, 
hpsondore  Fabrikmarken  auszu- 
geben und  sie  an  die  Waren  solcher 
Arbeitgeber,  welche  Gewerkschafts- 
Idhne  bezahlen,  zu  verleihen.  Schwere 
Strafen  sind  auf  Mifibrauch  dieser 
Marken  gesetzt;  und  da  die  Arbeiter- 
schaft Australiens  fast  ausschließlich 
solche  mit  der  Gfworksrhaftsmarke 
versehene  Waren  kauft,  so  wird  hiermit 
ein  tkberaus  starker  Druck  auf  die  Ar- 
beitgeber ausgeübt,  sich  die  Gewerk- 
schaftsmarken durehGewthrong  guter 
Arbeitsbedingungen  an  ihre  Ange- 
stellten zu  erwerben .  Ein  analogerVor- 
schlag,  besondere  Schutzmarken  an 
die  Waren  guter  Arbeilgeber  zu  verlei- 
hen, soll  auf  dem  Genfer  Kongreß  ver- 
handelt werden,  und  es  ist  keineswegs 
unmdglich,  daß  von  ihm  eine  ebenso 
wirkungsvolle  Propaganda  ausgehen 
wird,  wie  in  Australien  und  Amerika. 

/.  Bergeron,  Pnrh, 
General- Sekretär  des  College  libre 
des  sciences  sociales. 

Knnifielnileii  ffir  Volksschfiler.  In 

ganz  besonderer  Weise  wird  für  die 
Ausbildung  hervorragend  begabter 
Volksschüler  in  München  gesorgt.  So 
hat  die  Stadt  eine  „Zentralsingschule" 
mit  drei  aufsteigenden  Klassen  ein- 
gerichtet, in  die  nur  musikaliseh  be» 
sonders  beanlagte  Kinder  aufgenom- 
men werden.  Im  laufenden  Schul- 
jahre wird  diese  Anstalt,  wieder„Frkf. 
Ztg."  geschrieben  wird,  von  1319 
Schülern  und  Schülerinnen  besucht, 
die  in  27  Klassen  untergebracht  sind. 
An  wöchentlich  zwei  schulfreien  Nach 
mittagen  findet  ein  je  2stündiger 
T^ntorrirht  statt,  der  in  stimmtech- 
mschen  und  Treffübungen,  haupt- 
sAchlich  aber  in  der  Rinnb^ng  von 


Volksliedern  und  ausgewählten  klas- 
sischen Gesäner^n  bestoht.  Neben 
dem  einstimnugen  Volksgesange  wird 
in  den  oberen  Klassen  auch  zwei-  und 
dreistimmiger  Kunstgesang  gepflegt. 
Jährlich  findet  ein  Konzert  statt,  in 
dem  die  kleinen  Sfinger  ö£FentUch 
Proben  ihres  Könnens  ablegen,  und 
man  kann  nur  mit  höchster  Anerken- 
nung von  ihren  Leistungen  sprechen. 
Auch  richtete  im  Vorjahre  die  Mün- 
chener  Schulverwaltung  für  aofier^ 
ordantfidi  begabte  Zeichner  einen 
Kursus  ein.  Die  Schüler,  die  auf 
Grund  einer  peinlichen  Prüfung  zuge- 
lassen wurden,  erhielten  die  sorg- 
fältigste Unterweisung  von  Meistern 
der  2^chentechnik,  und  wenn  man 
bedenkt,  daß  von  den  mehr  als  65 000 
Besuchern  der  Mflnchener  VoUEBSchu- 
len  im  Vorjahre  nur  16  ausgewählt 
wurden,  und  daß  diese  Zahl  im  laufen- 
den Schuljahre  sich  nur  um  9  ver- 
mehrte, so  muß  man  allerdings  ge- 
spannt .darauf  soin,  zu  sehen,  weleha 
Erfolge  diese  Schule  aufweisen  wird, 
aber  noch  mehr  darauf,  ob  diese 
hervorragenden  Kinderbegabungen 
auch  in  späteren  Jahren  halten,  was 
sie  in  üirtm  oft  ganz  erstaunlichen 
Anfangen  versprochen  haben. 

Eine  Arbeitmhole  f&r  Knaben  der 

gebildeten  Kreise  hat  der  Graf  Robert 

Mörner  bei  Storsjön  in  Jnmtcland  be- 
gründet. Dil'  Anstalt  ist  eine  zusain- 
menge^elzte    iiausfleiß-,  Landwirt- 

Schafts*  und  Gartenbauachuk,  und 
ihr  Zweck  ist,  die  gebildete  Jugend 

zur  Achtung  vor  körperlicher  Arbeit 
zu  erziehen.  Die  Schule  will  nicht 
Fachleute  a\i?hi!ficn,  sondern  die 
Schüler  zu  tuchtigen  Männern  er- 
ziehen, die  äich  unter  den  verachie- 
denen  I^ensverhAltniss»  seQ»t  hel- 
fen können.  Sie  rechnet  besonders 
auf  Knaben,  die  den  Schulunterricht 
aus  Mangel  an  I.ernlust  oder  infolge 
Überanstrengung  aufgeben  mußten, 
oder  solche,  die  von  vornherein  zu 
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schwach  für  einen  regelrechten  Stu- 
diengang  sind.  Es  ist  ein  alter,  etwas 
verfallener  Bancmhof  angekaull  wor- 
den,  der  mit  der  Zeit  unter  Mitwirkon- 
te  Schüler  selbst  instand  gesetit 
werden  soll.  Etwa  40  ha  Liegen- 
schaften nebst  Garten  und  Viehstand 
gehören  zur  Besitzung.  Hier  sollen 
die  Schüler  graben,  pflügen,  s&en  und 
ernten,  die  Tiere  pflegen  usw.  Die 
Schaler  werden  in  Gruppen  geteilt, 
die  abwechselnd  einen  Monat  be- 
stimmte Arbeiten  auszuführen  haben. 
Einige  sollen  das  Hauswesen  besorgen, 
waschen,  fegen,  bei  Tische  aufwarten, 
wihiend  andere  die  Aufienarbeit  tun. 
Wenn  die  Knaben  die  Schule  beliehen, 
sind  alle  Möbel  in  ihren  Zimmern  als 
geliehen  zu  betrachten ;  sie  sollen  sich 
nach  und  nach  Bett,  Tisch,  Stühle 
und  Schränke  anfertigen.  Sie  er- 
halten hierzu  umsonst  Material,  und 
wenn  die  MflM  fertig  sind,  werden 
sie  tazieii,  wonach  der  Schiller  die 
Hdfte  des  Wertes  ausbezahlt  be- 
kommt, während  die  andere  Hälfte 
in  eine  Kasse  zur  Instandhaltung  der 
Werkzeuge  fließt.  Es  herrscht  eine 
strenge  Arbeitsordnung.  Im  Sommer 


stehen  die  Jungen  um  5  H  Uhr  auf, 
im  Winter  um  6  Uhr.  Eine  Stunde 
spAter  müBBtsk  sie  mit  don  Ankleiden 
fertig  sein  und  ihre  Zimmer  in  Ord- 
nimg  gebracht  haben.  Dann  nehmen 
sie  das  Frühstück  ein,  worauf  die 
Arbeit  für  die  verschiedenen  Gruppen 
um  20  Minuten  vor  8  beginnt  und  bis 
11  H  Uhr  dauert.  Nach  einer  halben 
Stunde  Tomen  ynid  ra  Mittag  ge- 
gessen. Von  2  bis  4  Uhr  arbeiten  die 
Knaben  wieder.  Von  5  bis  7  Uhr 
werden  sie  in  Schreiben,  Rechnen  und 
Buchführung  unterwiesen;  außerdem 
können  sie  auf  Wunsch  in  anderen 
Fächern  Unterricht  erhalten.  Nach 
dem  Abendessen  um  7  Uhr  werden 
Spiele  veranstaltet  oder  Dichtungen 
vorgelesen.  Um  9  Uhr  sollen  alle  zu 
Bett  gehen.  Der  oberste  Leiter  der 
Anstalt  ist  Graf  Mörner  selbst;  außer- 
dem ist  ein  Lehrer  für  die  Unter- 
weisung in  „Slöjd'*  (Hausfleiß)  und 
Tomen  nnd  ein  landwirtsohafts* 
kundiger  Mann  angesteUt;  femer 
eine  Leiterin  der  Milchwirtschaft, 
eine  Lehrerin  für  Haushaltung  und 
eine  Hausmutter.  Die  Schule  ist 
bereits  stark  besucht. 
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MISSION  UND  FRÜHERES  MITGLIED  DES  ITALIENISCHEN 

PARLAMENTS,  ROM:  DIE  LEHREN  DES  GENERAL- 
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ER  Agraratieik  in  der  norditalienischen  Provinz  Parma  yerdient 

sowohl  wegen  seiner  Ausdehnung  und  Dauer  als  auch  wegen  der 
besonderen  Kräfte  und  Gegensätze,  die  bei  ihm  in  Erscheinung 
traten,  besondere  Beachtung.  Die  Provinz  besitzt  einen  der  leiden- 


schaftlichsten Volkscharaktere  Itahens  und  ist  seit  langen  Jahren  stets  wieder 
Schaoplats  levofaitionflrer  Ereignisse  gewesen.    In  den  Befreiungskriegen 
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ge^'eu  )>torreichische  und  päpstliche  Ilorrscliaft  stand  sie  in  vorderster 
Linie;  im  Juiire  1896  grill  iiiaii  gegen  die  reaictionäre  Regierung  Crispis  neuer- 
dingB  zu  den  Waffen,  \ind  als  die  sonalistischen  Ideen  ihren  Einxug  in  Italien 
hielten,  war  es  wiederum  ein  Wahlhesirk  der  Provins,  welcher  den  ersten 
sozialistischen  Deputierten,  Dr.  Musini  ins  Parlament  entsendete.  In  all 
dem  kommt  der  (enthusiastische  Charakter  der  Bevölkerung  zum  Ausdruck, 
die  sich  jeder  neuen  generösfni  Idee  opfermutig  hingibt.  Eine  besondere 
Nuance  gewinnt  diese  Psyeholijgie  aber  dadurch,  daß  die  Bevölkerung  der 
Provinz  vorwiegend  nicht  aus  städtischen,  sondern  aus  ländlichen  .\rbeitem 
besteht,  die  fast  zur  Hftlfte  des  Lesens  und  Schreihens  unkundig  sind,  und 
nicht  sowohl  gedanklichen,  bewußten,  sondern  vielmehr  rein  gelflhlsmäfiigen 
Regungen  folgen.  Die  Seele  des  Bauern  und  Iftndlichen  Arbeiters  ist  ja  von 
vornherein  dnreb  das  Milieu  der  freien  Natur,  in  dem  beide  leben,  mysti- 
schen Stimmungen  zugänglich,  und  eben  diese  kommen  in  den  politischen" Hand- 
lungen der  Parmesaner  Bevölkerung  in  iiirem  leidenschaftlichen  Eintreten 
für  ferne  Zukunftsziclc  klar  zum  Auadruck. 

Nicht  lange  begnügte  man  sich  in  Parma  mit  der  Hingabe  an  den  poli- 
tischen, parlamentarischen  Sozialismus.  Die  neuen  syndikalistischen  Ideen 
vom  revolutionftren  Generalstreik,  dem  Bezwinger  der  kapitalistischen  Ge- 
selUchaft,  c^ewannen  rasch  Boden;  und  ein  von  den  Syndikalisten  erfo!rreieh 
geführter  Streik  des  Jahres  10Ü7  gab  diesen  vollends  die  ganze  Landarbeiler- 
schaft  des  Bezirks  zu  eigen.  Die  Provinz  trat  zur  Arbeiterbewegung  des 
übrigen  Königreichs  in  Gegensatz,  schloß  sich  von  der  sozialistischen  Partei 
und  der  Vereinigung  der  (äwerkschaften  aus,  begrOndete  in  gewissem  Sinne 
neuerdings  die  soziale  Individualität  des  ehemaligen  Herzogtums,  ward  wieder 
eine  Welt  für  sich. 

In  diesem  Jahre  sollte  es  nach  Wunsch  der  syndikalistischen  Föhrer  zu 
einem  entscheidenden  Schlage  kommen.  Die  Organisation  war,  ihrer  Auf- 
fassung nach,  eine  vorzügliche  und  alle  Bedingungen  des  Erfolges  waren  ge- 
geben, wenn  der  Streik  in  der  Erntezeit,  wo  Arbeitskräfte  überaus  schwer 
zu  erlangen  sind,  ausbraeh.  Die  Grundbesitzer  der  Provinz,  reich  und  voraus- 
schauend, ließen  die  Dinge  jedoch  nicht  so  ruhig  an  sich  herankommen. 
Sie  vereinigten  sich  zu  einer  „Agrarischen  Liga*',  und  beschlossen,  dem 
Streik  eventuell  durch  die  Aussperrung  der  Arbeiter  zu  begegnen.  Durch 
ein  System  von  Wechsehi,  die  bei  Abfall  von  der  Verbindung  zahlbar  werden 
sollten,  ketteten  sie  sich  noch  enger  anemander. 

Im  Jahre  1907  war  zwischen  beiden  Parteien  ein  Tarifvertrag  zustande 
gekommen.  Eine  Differenz  in  der  Interpretation  dieses  Tarifes  war  nicht 
sowohl  der  Anlaß  als  vielmehr  der  Vorwand  für  die  Erklärung  des  General- 
streiks. Ein  Haupttrumpf  in  den  Händen  der  Arbeiterschaft  war  die  Drohung, 
den  Abtran-^port  des  Viehs  aus  der  Streikznuo  gewaltsam  zu  verhindern. 
Demgegenüber  beschloß  die  Agrarliga,  lOÜO  freie  Arbeiter  anzuwerben,  um 
diese  Viehtransporte  zu  begleiten,  sie  bewaffnete  diese  mit  Feuerwaffen  zu 
ihrem  Schutze,  und  zur  Verteidigung  des  Viehs.  Einige  Grundbesitzer  ver-. 
kauften  die  Tiere,  andere  sandten  sie  zu  den  Landbesitzern  der  bemudi- 
harten  Provinzen.  Die  Streikenden  machten  tatsfichlich  einen  bewaffneten 
Angriff  auf  die  Transporte,  die  Frauen  warfen  sich  zur  Erde,  um  deren  Pas- 
sieren zu  verhindern.  Die  freien  Arbeiter,  von  den  Landbesitzern  geworben, 
erülTucten  daraufhin  das  1  euer,  Soldatenabteilungen,  wie  deren  zahlreich 
in  der  Streikzone  postiert  waren,  griffen  zu  ihrer  Unterstützung  ein,  und 
die  Streikenden  wurden  in  die  Flucht  getrieben. 
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Seit  diesem  ersten  Mißerfolge  bewaffneten  Vorgehens  kehrte  die  Arbeiter- 
schaft wieder  zu  ruhigerer  Kampfesweise  zurack;  auch  die  sozialistische  Partei 
und  die  Gcfwerkachaftflkoininaittioii,  wenngleich  nioht  einverstanden  mit  der 
Politik  der  syndikalistischen  Fahrer,  griffen  doch  aus  Mitgefflhl  fflr  die  strei- 
kenden Albeiter  in  den  Kampf  ein.  Ein  Hilfskomitee  wurde  gegrOndet, 
Gelder  wurden  im  {ran/.on  Körtijrmche  gefiamin<>ll;  zahlreielu'  Familien  er- 
boten sich,  die  Kmder  dvi  Streikenden  unentgeltlich  bei  sich  aufzunehmen. 

So  dauerte  der  Streik  bereits  50  Tage,  als  am  19.  Juni  die  revolutionäre 
Leidenschaft  neuerdings  zum  Ausbruch  kam.  In  der  Provinz  zirkulierten 
die  Gerüchte  vom  Abfall  zahlreicher  Streikender,  die  Fflhrer  der  Bewegung 
demeütierten  dieselben  und  fügten  hinzu,  daß  auch  nur  wenige  von  den 
Besitzern  angeworbene  freie  Arbeiter  vorhanden  seien.  Diese  letzte  Be- 
hauptung stand  allerdm^  im  offenen  Widerspruch  mit  bekannten  Tat- 
sachen, und  das  Volk  glaubte  nicht  daran,  sondern  schritt  ans  Werk, 
die  Streikbrecher  gewaltsam  zurückzutreiben.  Am  19.  Juni  sollten  300 
bis  400  derselben  am  Bahnhof  der  Stadt  Parma  anlangen.  Grofie  Menschen- 
maseen  stauten  sich  in  dessen  Umigebmig,  um  den  Emarteten  einen  bosen 
Empfang  zu  bereiten.-  Truppen  besehfitzten  dieselben,  Kavallerie  giif!  ein, 
das  Volk  wich  zuerst  zurOck,  schritt  dann  neuerdings  zum  Angriff;  die  alten 
revolutionären  Traditionen  der  Stadt  Ichton  wicdor  auf.  Barrikaden  wurdon 
errichtet,  das  Pflaster  aufgerissen,  Gewehrschüsse  in  den  StraÜeu  ab^-^rgi  hen. 
Mehrere  Gendarmen  wurden  verletzt.  Einen  Augenblick  hätte  man  niemen 
sollen,  daß  dies  wirkUche,  wahrhafte  Revolution  sei,  doch  es  war  bloß  Schein, 
denn  die  Massen  des  Volkes  waren  unbewaffnet. 

So  konnte  kein  emsthalter  Widerstand  geleistet  werden;  die  Aibeits- 
böne  wurde  von  den  Truppen  besetzt,  das  Streikkomitee  verhaftet,  und  nur 
aein  Führer  A.  Deambris  rettete  sich  nach  der  Schweiz  

Seither  wurde  die  Arbeitsbörse  den  Arbeitern  wieder  dank  dem  raschen 
Eingreifen  der  sozialistischen  Deputierten  zurückgegeben.  Die  politische 
Organisation  des  Proletariats  verhütete  die  schhmmsten  Folgen,  die  durch 
das  Eingreifen  des  revolutionären  S3^dika]]8mus  heraufbeschworen  waren. 

Trotzdem  aber  bleibt  es  wahr,  daß  sich  die  praktischen  Resultate  des 
Generalstreiks  fflr  die  Arbeiterschaft  durchaus  auf  nichts  reduzieren.  Der 

Streik  brach  zusammen:  die  agrarische  Lifra  hat  gesiegt   Für  Freunde 

moderner  sozialer  Dr  unen,  die  sich  im  Leben  und  auf  der  Straße  abspielen, 
mag  Generalstreik  und  Barrikadenbau  zu  Parma  ein  interessantes  und  be- 
deutsames Schauspiel  abgegeben  haben.  Für  den  wahren  Freund  der  Ar- 
bettersache  war  es  ein  trauriges  Bild.  Nur  e  i  n  Gutes  mögen  die  Ereignisse 
gehabt  haben:  Sie  zeigen  an  Hand  der  Realität  des  Lebens,  daß  die  Träume 
des  Syndikalismus  noch  weit  von  der  Erfüllung  entfernt  sind,  und  daß  die 
jErkäinpfung  der  Arbeiterforderungen  in  weit  zrv^eckmäßigerer  Weise  durch 
die  bewährte  Verbindung  politischer  und  gewerkscliaflhcher  Agitation  mit 
gesetzlichen  Mitteln  zu  erreichen  ist.  Wenn  die  Arbeiterschaft  Italiens  dies  be* 
greift  und  sich  von  Illusionen  abwendet,  die  bei  allw  mensoblielten  und  poeti- 
schen Schönheit  doch  nur  zu  yerderblichen  Rückschlägen  fahren  können, 
wenn  sie  neuerdings  zu  der  nüchtemeD  Arbeit  langsamer  Vorbahnung  des 
fernen  Endziels  zurückkehrt,  dann  werden  auch  die  traurigen  Tage  von 
Parma  für  die  Arbeiter  Italiens  und  des  Auslandes  nicht  vergeblich  ge- 
wesen sein. 
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ROMAN  STRELTZOW,  BERLIN;  DIE  INTER- 
NATIONALEN BE23EHUNGEN  DES  MODERNEN 

PROLETARIATS. 

ER  internationale  Charakter  des  modernen  Kapitalismus  ruft 
naturgemäß  die  Notwendigkeit  einer  internationalen  Aktion  des 
Proletariats  herv^or.    Der  politischen  und  wirtschaftlichen  Über- 

  macht  des  Unternehmertums  sucht  das  Proletariat  die  Elmheit 

seines  Willens  entgegenzustellen. 

IHe  enten  internationalen  Regungen  der  modernen  AibeiteridaBBe  aind 
aemfich  längeren  Datnms.  Schon  in  den  dreißiger  Jahren  konnte  man  die 
ersten  Ansätze  zu  einer  internationalen  Arbeiterorganisation  beobachten. 
Mit  dem  Wachstum  des  Kapitalismus  wuchs  auch  der  internationale  Zu- 
sammenschluß der  Arbeiter  immer  mehr. 

Sieht  man  von  dem  ,,Bund  der  Gerechten"  bzw.  dem  „Bund  der 
Kommunisten''  hinweg,  so  war  die  berühmte  „Internationale  Arbeiteroi^gani- 
sation"  der  erste  größere  Versuch  eine  internationale  Verbindung  der  modernen 
Arbeiter,  und  swar  auf  zentraKstiseher  Grundlage,  zu  achaffen.  Der  Versuch 
ist  bekanntlich  mißlungen.  Nach  cwOlfjfthrigem  (1864—1876)  Bestehen 
wurde  die  „Internationale"  aufgelöst. 

Mit  der  Auflösung  dieser  Organisation  endete  die  Arbeiterbewegung  in 
den  einzelnen  Ländern  durchaus  nicht.  Gerade  umgekehrt.  Die  nationalen 
Arbeiterverbindungen  nahmen  immer  mehr  an  Umfang  und  Bedeutung  zu 
und  bald  wurden  sie  überall  zu  beachtenswerten  Machtfaktoren,  mit  denen 
die  Regierungen  wie  die  Unternehmer  rechnen  mußten.  Je  stMer  die 
onzelnen  Organisationen  in  ihren  LAndem  WutmI  faßten,  desto  großer  wurde 
Oberau  das  Bedürfnis,  die  alten  internationalen  Beziehungen  wieder  aufzu- 
nehmen.  Im  Jahre  1889  wurde  dieses  Bedürfnis  befriedigt:  in  Paris  fand  der 
erste  Kongreß  der  neuen  Arbeiterintemationale  statt.  Seit  di^em  Kongreß 
haben  die  internationalen  Beziehungen  der  Arbeiterklasse  mehr  keine  Unter- 
brechungen erfahren.  Vielmehr  haben  sie  sich  auf  immer  neuere  Gebiete  aus- 
gedehnt. 

Momentan  existieren  internationale  Besehungen  auf:  1.  aOgaoiein- 

soiialistischem,  2.  pailamentarischem,  3.  gewerkschaftlichem  und  4.  ge- 
nossenschaftlichem Gebiete.  Außerdem  existiert  die  internationale  Organi- 
sation der  arbeitenden  Jugend  und  im  vorigen  Jahre  wurde  die  Grundlage 
einer  anarchistischen  Internationale  beschlossen,  die  man  wohl  auch  den 
Organisationen  des  Proletariats  zurechnen  muß.  Die  älteste  wenn  auch  nicht 
am  meisten  ausgebreitetste  internationale  Organisation  ist  diejenige,  die 
ich  allgemein*mia]i8tisolie  heieiohnen  mOchte.  Sie  ist,  wie  schon  erwihnt, 
im  Jahre  1889  entstanden  und  hat  bis  jetzt  sieben  Kongresse  abgehalten, 
und  zwar  in  Paris  (1889),  Bruxelles  (1891),  Zürich  (1893),  London  (18961. 
Paris  (1900),  Amsterdam  (19Q4)  und  Stuttgart  (1907).  Sie  umfaßt  28  Einzt-l- 
Organisationen,  die  sich  auf  folgende  26  Länder  verteilen :  Argentina,  Australien. 
Belgien,  Böhmen,  Bulgarien,  Dänemark,  Deutschland,  Finnland,  Frankreich, 
Großbritannien,  Holland,  Japan,  Italien,  Norwegen,  Österreich,  Polen  (rwci 
Organisationen),  Rumänien,  Rufiland  (2),  Sdiweden,  Schweiz,  Spanien, 
Serbien,  Südafrika,  Ungarn,  Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  In  die  Organi- 
sation werden  nur  diejenigen  sozialistischen  Landesparteien  aufgenommen, 
welche  auf  demStandpunkt  des  KlasBcnkampfes  stehen  und  die  pariamentariacht 
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Aivlion  anerkennen.  Die  auarchistischen  und  christlichen  Sozialisten  sind 
soiiiit  ausgeschlossen.  Die  Beschlüsse  werden  nach  der  Mehrheit  der  ab- 
gegebenen StiBunen  gefaßt,  die  Stimmen  weiden  nach  Nationen  abgegeben. 
Die  Stimmenzahl,  Uber  die  jede  Nation  ▼erfflgt,  wird  nach  der  Bedeutimg  und 
Stärke  der  jeweiligen  Organisation  bemessen.  So  erhalten  die  Deutschen, 
Österreicher,  Russen  je  20  Stimmen,  während  die  Holländer  12  und  die  Spanier 
sogar  nur  6.  In  den  Beschlüssen  der  sozialistischen  Kongresse  kommt  im  all- 
gemeinen die  Meinung  der  wichtigsten  Organisationen  zum  Ausdruck. 

Das  Arbeitsfeld  der  sozialistischen  Kongresse  umfaßt  alle  Fragen,  die 
irgendwie  das  Leben  und  den  Kampf  der  Arbdterklasee  berOhren.  Alle  I^bleme 
dee  Arbeiterschutzes,  die  Fhiuenfrage,  Abschaffung  des  stehenden  Heeres, 
die  Agrarfrage,  Erziehung  und  körperliche  Entwicklung  der  Jugend, 
Kolonialpolitik,  Trusts-  und  Kartellwesen,  Komnmii;ilpolitik,  Gewerkschafts- 
und Genossenschaftswesen,  Auswanderung  und  iiiinwanderung  —  all  diese 
und  noch  eine  Anzahl  anderer  Probleme  werden  auf  den  sozialistischen  Zu- 
sammenkünften verhandelt.  Die  gefaßten  Beschlösse  können  selbstver- 
stfindlicb  nur  ganz  allgemeiner  Natur  sein  und  zeigen  nur  die  Richtlinien,  nach 
welchen  die  praktische  Aktion  der  nationalen  Parteien  sich  richten  muß. 
Es  sind  keine  Direktiven,  keine  Anordnungen,  die  man  sofort  zu  erfflUen  hat, 
«Andern  meistens  Prinzipienerklärungen,  die  der  praktischen  Aktion  zuc^runde 
gelegt  werden  sollen.  Nur  der  Beschluß  betr.  der  Begehung  der  Maifeier  kann 
als  eine  Aufforderung  zur  unmittelbaren  Handlung  angesehen  werden,  aber 
auch  da  liegt  die  letzte  Entseheiduiig  bei  den  einzelnen  Parteien,  nicht  aber 
bei  dem  Kongreft  selbst.  Die  jetzige  Internationale  wird  also  nicht  von  einem 
Zentrum  geleitet,  die  Selbständigkeit  der  nationalen  Organisationen  wird  fast 
gar  nicht  angetastet. 

Die  Kongresse  sind  nicht  das  einzitre  Band,  welches  die  Sozialisten  aller 
Länder  verbindet.  Für  die  laufenden  Geschftfte  existiert  ein  „Inter- 
nationales sozialistisches  Burea u",  welches  von  den 
Kongressen  eingesetct  wird.  Das  „Bureau**  besteht  aus  Vertretem  einiefaief 
ParteieD;  jede  Partei  entsendet  je  rprei  Delegierte.  Das  Sekretariat  dieses 
BOfOS  befindet  sich  zurzeit  in  Bruxelles,  seine  Täti^eit  besteht  in  Erteilung 
verschiedener  Art  Auskunft  und  in  Vermittlung  z\sischen  den  einzelnen 
Parteien.  In  besonderen  Fällen  tritt  das  Bureau  mit  Protesten  und  anderen 
Kiiri(ig<-bimgen  auf.  So  protestierte  es  gegen  die  Auslieferung  russischer 
Emigranten  sowie  gegen  die  terroristische  Politik  des  mexikanischen  Präsi- 
denten Dias,  die  sich  hauptsichUoh  gegen  die  dortigen  Liberalen  richtet. 
Das  Bureau  vertritt  somit  nicht  nur  die  Interessen  der  Arbeiterklasse,  sondern 
der  gesamten  Demokratie. 

Für  die  rein  parlamentarischen  Interpssen  des  internationalen  Sozialismus 
ist  im  Jahre  1904  eine  interparlamentarische  Kommission 
gebildet,  deren  Sekretär  gleichzeitig  der  Sekretär  des  Bureaus  ist.  Zweck 
dieses  Instituts  —  einheitliche  Aktionen  in  den  verschiedenen  Parlamenten  zu 
ennüglichen.  — 

Wenn  die  allgemein-sozialistischen  Beziehungen  des  Proletariats  älteren 
Ursprungs  und  allumfassend  sind,  so  kommt  den  gewerkschaftlichen 
r>ine  größere  praktische  Bedeutung  zu.  Bei  den  Gewerkschaften  handelt  es 
sich  Dil  ht  lim  Aufstellung  mehr  oder  weniger  theoretischer  Prinzipien,  sondern 
um  Schaffung  gewisser  Kegeln,  die  sofort  in  die  Tat  umgesetzt  werden  sollen. 
Die  gewerkschaftUchen  Beziehungen  sind  deshalb  viel  mehr  ausgebaut,  als 
die  älgemein-soziaUstischen  und  bedeutend  komplizierter. 


070  DOKÜMENTB  DBS  FORTSCHRITTS  OKT.  im 

Die inleraationale  Verbindung  unter  den  Gewprkscliaflen  liat  zwei  Formte. 
Zunächst  existiert  eine  Vereinigung  der  gewerksciial  tliclieiiLandeszeulraleii,  dit 
mehr  als  5  Millionen  Mitglieder  unif£u»äen.  Dieser  Verbindung  haben  sich  bisher 
folgende Lftnder  angeschlossen:  Grofibritannien,  Niederlande,  Belgien,  OAne- 
mark,  Schweden,  Norwegen,  Finnland,  Deutschland,  Österreich,  Ungarn, 
Italien,  Schweiz,  Bulgarien,  Frankreich,  Spanien,  Serbien,  Viktoria  (Australien). 
Die  laufenden  Geschäfte  besorgt  der  internationale  Sekretär  (z.  Z.  der 
Rcichstap^abgoordnete  C.  I.egien),  alle  zwei  Jahre  finden  Konferenzen  der 
Delegierten  (von  jeder  Landeszentrale  höchstens  zwei  Vertreter)  statt.  Die 
Aufhüben  dieser  Konferenzen  wurden  in  einer  Resolution  folgendermaßeii 
bestimmt:  „Aufgabe  der  Konferens  iet  zu  bmten  Ober  den  engeren  Zu« 
sammenscMuß  der  Gewerkschaften  aller  Lfinder,  Ober  einheitlich  zu  fahrende 
Gewerkschafts-Statbtiken,  f^ber  gegenseitige  Unterstützung  in  den  wirt^ 
sohaftlichen  Kftmpfen  und  über  sdle  unmittelbar  mit  der  gewerkschaA* 
liehen  Organisierung  der  Arbeiters<"haft  in  Zusammenhang  stehenden  Fragen. 

Ausgeschlossen  von  der  Beratung  sind  alle  theoretischen  Fragen  und 
solche,  welche  die  Tendenzen  und  die  Taktik  der  gewerkschaftlichen  Bewegung 
in  den  eiuzolnon  Landern  betreffen."  Die  Protokolle  dieser  Konferenzeii 
bilden  ein  wertvoUes  Material  sur  Kenntnis  der  Aiheiterhewegung,  ebenso 
die  „internationalen  Berichte",  die  jährlich  vom  internationalen  SMoeiir 
heranagegeben  werden.  Finanziell  leistet  die  Verbindung  vorläufig  ntchi  be- 
sonders viel.  So  wurden  im  Jahre  1907  (l!X)6?)  an  Untei-stiitzungsgeldem 
in?£rf:^amt  57  667  M.  zusammengebracht,  die  unter  den  Streikenden  bzw. 
Ausi^^.'sperrten  in  Rußland,  Belgien,  Dulg  iripn  und  Norwegen  verteilt  wurden 
iiui  der  Beurteilung  dieser  Summe  muü  man  aber  in  Betracht  ziehen,  daw 
außer  der  Internationale  der  gewerkschaftlichen  Landeszentralen  noch 
mehrere  internationale  Verbindungen  nach  Berafea 
existieren,  die  ihrerseits  mit  der  Unterstützung  ihrer  Mitgheder  sich  befasaeo. 
Nach  dem  letzten  Bericht  sind  in  solche  internationale  Berufsoi^anisationt  r. 
folgende  Berufe  vereinigt:  Bäcker,  Bergarbeiter,  Bildhauer,  Brauer,  Buch- 
drucker, Eisenbahner,  Handels -Transportarbeiter,  Hafenarbeiter,  Maschi- 
nisten, Seeleute,  Fabrikarbeiter,  Friseurgehilfen,  Gemeindearbeiter,  Hand- 
lungsgehilfen, Handschuhmacher,  Holzarbeiter,  Hutarbeiter,  Kürsclmer. 
Lithographen,  Steuidrucker  und  verwandte  Berufe,  Maurer,  MetallaiMter, 
Porzellanarbeiter,  Schuhmacher,  Schneider,  Steinarbdter,  Steinsetzer*  Tabak* 
arbeiter,  Textilarbeiter,  Zimmerer,  Sattler  und  verwandte  Eterufe. 

Der  Zweck  all  dieser  inlorTintionalen  Verbände  ergibt  sich  von  selbst.  Di«.' 
ständig  fluktuierenden  Arbeitennassen,  die  bald  in  diesem  bald  in  jenem 
Lande  sich  nach  Beschäftigung  umsehen,  bedürfen  der  materiellen  und 
moralischen  Unterstützung;  die  örtlichen  Organisationen  dagegen  brauchen 
bei  ihren  Kämpfen  oft  den  Zuzug  der  Ausländer  fenuuhaltMk.  Auf  diesem 
Gebiete  erwächst  eine  Reihe  von  Aufgaben,  die  nur  die  internationalen  Ver- 
bindungen zu  lösen  imstande  sind.  Außerdem  sind  die  internationalen  G^- 
werksc^liaften  bestrebt,  einheitliche  gesetzliche  Regulierungen  der  Arbeitaaeit, 
Herbeiführung  eines  Minimailohnes  usw.  durchzuführen. 

Die  Verschiedenheit  der  Berufe  führt  naturgemäß  auch  eine  Verschieden- 
heit in  der  Qualität  der  Organisation  herbei.   Die  mustergültige  Verbindung 
der  Buchdrucker  steht  an  der  Spitze,  gute  Organisationen  habea.  die  Transport 
Berg-  und  Textilarbeiter. 

Auf  genossenschaftlichem  Gebiet  haben  die  intemalionaAB 
Beziehungen  des  Proletariats  einen  ganz  anderen  Charakter.  Hier  treten 
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nicht  nur  mit  ausgesprochen  proh'tarischen  und  sozialistischen  Vereinen, 
sondern  auch  ntil  bürgerhchen,  bänerlichen,  christlichen  usw.  Verbänden 
zusammen.  Doch  ist  zu  erwarten,  ciuii  in  Zukunft  eine  Differenzierung  hier 
vaaudilaibfieh  Yttxdm  wird.  Sobald  die  proletaiMie  OenoisaiflehaftBbe- 
wegnng  in  den  einzelnen  Ländern  festere  Wund  faflsen  wird,  wird  auch  das 
Bedürfnis  wach,  flieh  von  detk  andern  zu  trennen  und  eine  selbständige  inter- 
nationale  Verbindung  zu  gründen.  Vorläufig  sind  die  Genossenschaften  aber 
nicht  so  weit,  obwohl  hie  und  da  (England,  Belgien,  Deutschland)  schon  siem* 
lieh  große  Fortschritte  gemacht  wurden. 

Die  Internationale  Organisation  der  sozialisti- 
schen Jugend  ist  ganz  jungen  Datums.  Sie  wurde  erst  im  voiigen 
Jahre  gegründet.  Ihr  gäiOren  16  Lfinder  an,  in  denen  etwa  60000  junge 
Arbeiter  und  Arbeiterinnen  organisiert  sind.  Die  größte  Zahl  der  organisierten 
Ji^nd  befindet  sirh  in  Schweden  (17  000)  und  dann  in  Belgien  (13  000). 
Diesen  Ländern  folgt  Deutschland  mit  6800;  Italien  5000;  Deutsch-Österreich 
4200;  Böhmen  3500;  Groübnlanmen  3200;  Däneiuaik  1400;  Spanien  1200; 
Bulgarien  900;  Norwegen  800;  Ungarn  700;  Frankreich  500;  Niederlande  450; 
Schweiz  325;  Finnland  250.  Entsprechend  den  in  jedemLande  Terschiedenen 
wirtschaftlichen,  poUtischen  und  parteipolitischen  Verhältnissen  nimmt  die 
sosialistische  O^anisation  der  arbeitenden  Jugend  die  verschiedensten 
Formen  an.  So  stifben  >!e  in  Holland  und  England  nur  Büdungswesen  an, 
in  Österreich  Bildungs-  und  Lehrhngsschutz,  in  Belgien  Bildung  und  Anti- 
mihtarismus,  während  in  Böhmen  Bildung,  Antimilitarismus  und  LehrHngs- 
echutz  zugleich.  Im  allgemeinen  ist  eine  langsam  fortschreitende  Tendenz 
bemerkbar,  die  alle  sosialistischen  Jugendorganisationen  dem  lotsten  Typus 
niher  bringen,  wo  Bildung,  Antimilitarismus  und  Lehriingsschuts  zugleich 
angestrebt  werden. 

Wie  die  Jugendorganisation  ist  auch  die  a  n  a  r  c  h  i  ?  t  i  s  c  h  e  Inter- 
nationale erst  im  vorigen  Jahre  gegründet.  Die  Grundlagen  der  Organi- 
sation sind  in  folgender  Resolution  festgelegt:  „Die  „Libertäre  konmiunistische 
Internationale"  setzt  sich  zusammen  aus  den  bereits  vorhandenen  Gruppen 
und  Organisaf  ionen,  sowie  aus  den  einzelnen  Genossen,  die  sich  ihr  anschlioBen. 
Die  der  Internationale  angeschlossenen  einzelnen  Kameraden,  sowie  die 
Föderationen  und  Gruppen  bleiben  autonom.  —  Es  wird  ein  internationales 
Bureau  errichtet.  Dioses  Bureau  wird  gehildet  von  fünf  Delegierten.  Das 
Bureau  hat  sich  mit  den  Genossen  aller  Länder  in  Verbindung  zu  setzen, 
sei  es  direkt,  sei  es  durch  Vermittlung  von  drei  Kameraden,  die  von  den 
Föderationen,  Gruppen  und  Einzelgenossen  jedes  Landes  gewählt  werden. 
Die  Einselgenoesen,  welche  sich  der  Internationale  ansehliefien  wollen, 
mHaseii  entweder  durch  das  Bureau  oder  durch  eine  Organisation  oder  durch 
dem  Bureau  bekannte  Genossen  identifiziert  werden.  Die  Kosten  dieses 
Korrespondenzbureaus,  sowie  eines  mit  diesen  zu  verbindenden  intens ationalen 
Archivs,  werden  durch  Beitmc^ft  der  an  die  Internationale  angeschlossenen 
Föderationen,  Gruppen  und  Emzelgenossen  aufgebracht."  Welche  Zwecke 
diese  Organisation  verfolgt,  wird  wohl  ohnehin  bekannt  sein. 

Die  floditige  Übersieht,  die  wir  hier  von  den  mannigfachen  internationalen 
Beziehungen  der  heutigen  Arbeiter  geben,  vermag  nicht  die  ganze  Fülle  des 
frisch  pulsierenden  internationalen  Verkehrs  des  Proletariats  darzustellen. 
Immnrhin  gonfigon  sphnn  die  mitgntoütrn  Angaben,  um  einon  Hauch  von  der 
gi  ülieii  kulturelien  Bedeutung  der  prulctarisrhcn  internationalen  Vereinigimgon 
zu  verspüren.  Millionen  und  aber  .Millionen  dor  erwachsenen,  reifen,  werk' 
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iäügenjMitglieder  der  TenohiedeDaten  ViAIrar  veibiiiden  dch  zu  gememsameD 
Zwecken,  sum  aDgemeinen  Nutsen,  zur  brOderitelifla  MitaTbeit  und  Mithilfe. 
Die  trennenden  nationalen,  religiösen  und  staatliohen  Schranken  fallen,  um 
dem  einigenden  Band  der  Arbeit  Platz  su  machen.  Der  kulturfreundliche 
Nationalilätenhaß  verwandelt  sich  in  Gefühle  der  Kameradschaftlichkeit, 
die  die  beste  Bürgschaft  für  den  internationalen  Frieden  bieten.  Sieht  man 
sich  diese  Bewegung  an,  so  verschwinden  alle  Zweifel  an  dem  Fortschritt  der 
Menecbheit. 


MANUEL  UGARTE,  EH.  BUENOS  AIRES:  ANFÄNGE 
DER  ARBEITERBEWEGUNG  IN  SÜDAMERIKA. 

LLMÄHLICH  füllen  sich  die  weiten  Landstrecken  Südamerikas, 
besonders  der  gemäßigte  Süden  des  Kontinents,  mit  europäischen 
Einwanderern,  «ne  moderne  Großindustrie  erwächst  in  den  Städten 

von  Argentinien  und  Chile  und  damit  hält  auch  der  moderne  Sozia- 
Esmus  daselbst  seinen  Einzug.  Die  Arbeiter»  welche  ihre  europäische  Heimat 
wegen  niedriger  Löhne  und  quälender  Arbeitslosigkeit  verlassen  hatten, 
brachten  die  seelische  Disposition  zur  Empörung  gegen  die  Ungunst  der  sozialen 
Ordnung  mit  sich,  und  die  Söhne  der  Kreolen,  die  allmählich  auch  zu  Industrie- 
arbeitern werden,  entwickeln  sich  unter  dem  Einfluß  der  Ankommenden  in 
der  gleichen  politischen  Richtung. 

So  wuchs  in  Chile  in  den  letzten  Jahren  eine  starke  demokratiscfae  Partei 
mit  scharf  ausgeprägten  sozialistischen  Neigungen  heran,  in  Mexiko  kam  es 
zu  revolutionären  Bewegungen  im  industriellen  Norden  des  Landes,  ja  selbst 
in  BrasiUen  und  Peru  zu  Streikbewegungen  in  den  Küstenstftdtpn,  Stärker 
und  bewußter  aber  als  in  all  diesen  Ländern  ist  die  Arbeili  rbewe^mg  in 
Argentinien,  das  in  seinem  machtvollen,  ökonomischen  Aufschwünge,  der 
stiffkeai  indnstridlen  Konzentrierung  in  seiner  MÜUonoistadt  Buenos  Aires, 
den  Industrielandschaften  NordamerUus  und  Europas  näherkommt  akr  irgend- 
ein anderes  Land  Südamerikas. 

Die  erste  sozialistische  Organisation  von  Buenos- Aires  wurde  am  1.  Januar 
1882  von  2  deutschen  Arbeitern  Nocke  und  Mücke  begründet.  Sie  gaben 
ihr  den  Namen  „Vorwärts".  13  Mitglieder  waren  es  zunächst,  aber  allmählich 
breitete  sich  die  Bewegung  aus.  Im  Jahre  1886  konnte  der  „Vorwärts**  da> 
Haus,  in  dem  seine  Sitzungsräume  untergebracht  waren,  käuflich  erwerben, 
und  eine  Wochenschrift,  gleichfalls  .»Vorwärts**  genannt,  begrOnden.  Eine 
Sektion  zur  AasQbnng  dramatiseher  Kunst  schloß  sich  ihm  an,  ebenso  eine 
Bäckereigenossenschaft.  Der  Sozialismus,  wie  man  ihn  aus  der  alten  Heimat 
mit  herüborgenommen  hatte,  galt  eben  als  ein  traditionelles  Band,  das  alle 
seine  Gläubigen,  die  zugleich  Landsleute  waren,  zu  einer  engen  Gemeinde  in- 
mitton  des  Lebens  der  Großstadt  Buenos  Aires  zusammenschloß,  und  allen 
geistigen  Energien  im  Rahmen  seiner  Organisationen  freien  Spielraum  boU 
Im  Jahre  1890  erließ  der  ^Vorwärts**  ein  Manifest  an  die  Aiheitmehaft, 
eine  Agitation  zugunsten  erleichterter  Naturalisierung  der  Fremden  einen- 
leiten.  Eine  große  Volksversammlung,  an  der  9000  Arbeiter  teünahmen. 
sprach  sich  in  diesem  Sinne  aus  und  die  Einbürgerung  des  deutschen  Sona- 
lismus  im  Lande,  der  Anschluß  der  einheimischen  Arbeiterschaft  an  senr 
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Ideen  begann  mit  diesem  Tage.  In  den  Provinzen  wurden  Zweig\'ereine 
gegründet;  ein  Organ  in  spanischer  Sprache  „El  Obrero"  wurde  ausgegeben, 
eine  lebhafte  Agitation  zum  Erlaß  von  Arbeiterschutzgesetzen  eingeleitet. 
Im  Jahre  1891  fand  der  erste  sozialistische  Parteikongreß  statt,  an  dem  sich 
auch  starke  soxialistische  Gewerkschaften,  die  der  Ziinmerleute,  der  Buch- 
drucker und  Bäcker  beteiligten.  Im  Jahre  1894  wurde  das  Tageblatt  „La 
Vanguardia"  unter  Leitung  von  Dr.  Juan  B.  JuBto  begründet.  Auch  inat* 
zösische  und  italienische  Sozialistenvereine  entatandeAi  die  Studenten  der 
Universität  begründeten  einen  Verband  gleicher  Tendenz,  und  bald  trat  die 
Partei  auch  in  dif  Wahlagitntion  ein.  Gewiß  war  die  rTlangte  Stimmenzahl 
anfangs  sehr  bescheidea,  nie  wuchs  aufh  zuerst  nur  laag^.sani,  dänn  aber  immer 
stärker.  Im  März  1904  erlangte  die  Partei  m  Buenos  Aiies. . .  1244  äiimmen 

im  Mta  1906    2156  „ 

im  November  1906   3500  „ 

(ein  Mandat  in  der  Deputiertenkammer  fiel  seitweilig  in  die  Hfinde  der  Partei; 
imd  wird  zweifelsohne  bald  wiedergewonnen  weiden) 

im  MSrz  1907    7576  Stimmen. 

Auch  die  Gewerkschaftsbewegung  hieit  mit  diesem  Anwachsen  der  politischen 
Einflüsse  gleichen  Schritt.  Sie  zählte  im  Jahre  1907  25  197  zahlende  Mit- 
glieder in  Buenos  Aires  und  besaß  ein  Vermögen  von  320  000  Mark. 

Das  Beispiel  der  argentinischen  Arbeiter  wird  gewiß  nicht  yerfehlen, 
auch  auf  das  Proletariat  der  Naohbanepubüken  anmgend  eu  wirken;  und 
so  wie  Argentinien  schon  heute  immer  mehr  die  Ökonomische  und  politische 
Führung  des  Südkontinents  an  sich  zieht,  ist  auch  der  argentinische  Sooalis- 
mus  als  Vorposten  der  Acbeiterbewegung  Südamerikas  anzusehen. 
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lien.  Seit  langem  besitien  die 

 australischen  Staaten  Viktoria 

nnd  Neil- Süd-Wales  ein  System  staat- 
licher Alterspensionen,  während  die 
übrigen  Staaten  des  Bundes  ein  solches 
2 ux^zeit nochentbehren.  Seitdem  Jahre 
1900,  in  dem  sieh  die  Vereinigung  aller 
ehemafigrai  Kolonien  mm  Staaten* 
bände  tod  AustraUen  ToUsog,  begann 
man  dem  Plane  näherzutreten,  die 
Alterspensionen  von  Bundes  wegen  zu 
erteilen  und  so  den  Bewohnern  alier 
Staaten  der  Union  in  gleicher  Weise 
zukoomien  su  lassen.  Am  27.  Fe* 
bruar  1905  wurde  Ober  Beschlufi  des 
BandesparlamenteB  eine  königliche 


Kommission  ernannt,  welche  die  Er- 
gebnisse der  Altersversorgung  in  Vik- 
toria und  Neu-Süd-Wales  sowie  an- 
dererseits auch  in  Neu-Seeland  stu- 
diere n  und  auf  Grund  dieser  Erfah- 
rungen ein  Bundesgesetz  ausarbeiten 
sollte.  Die  Kommission  setzte  ihre 
Arbeiten  ein  Jahr  lang  fort  mid  unter- 
suchte eingelMid  die  Veihfiltnisse  in 
allen  drei  Staaten.  Im  folgenden 
wollen  \^Tr  an  Hand  ihrer  Findungen 
einen  Überblick  über  die  Erfolge 
australischer  .AJtersversorgung  geben. 

Pensionsberechtigt  sind  alle  Per- 
sonen Ober  65  Jahre,  sowie  solche 
jüngere  Personent  wslohe  infolge  ge- 
lahrltcher  und  ungeeonder  Arbdt 
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▼oneitig  arbeitsunfähig  geworden 
sind.  In  Neu-Süd-Wales  und  in  Neu- 
seeland beträgt  die  Pension  10  M.  pro 
WoQhe-520M.  pro  Jahr;  in  VUc- 
loria  8M.  Solehe  Penonen»  welche 
ans  andern  Quellen  bereits  ein  Ein- 
kommon  beziehen,  erhalten  jedoch 
nicht  (Ion  vollen  Betrag  der  Ppnsion; 
es  werden  vielmehr  in  Neu-Süd-Wales 
alle  Einkommeuäbeträge,  die  ein  Ein- 
hommm  von  520  M.  jährlich  Aber- 
■steigen,  von  der  Penston  in  Absug 
gdiracht.  Personen  mit  einem  etge* 
nen  Einkommen  unter  520  M.  er- 
halten somit  den  vollen  Beirag  der 
Pension;  Personen  niil  einem  eigenen 
Emkommen  zwischen  520  und  1040M. 
soviel  Pension,  daS  ihre 
kOnfie  1040  M.  pro  Jahr 
Personen  mit  einem  eigenen  Ein- 
kommen über  1040  M.  fihcrhaupt 
keine  Pension.  In  Viktoria  sind  die 
Bestimmungen  noch  strenger,  wäh- 
rend in  Neu- Seeland  ein  Einkommen 
▼on  720  M.  fflr  Bemessung  der  Pen- 
sionen ohne  BerQcksichtigiing  bleibt 
und  nur  bei  einem  höheren  Ein- 
kommen der  gleiche  Abzug  vorge- 
nommen wird.  Wenn  von  zwei  Ehe- 
gatten beide  eine  Pension  beziehen, 
dann  kommen  schon  Ober  einem 
Bnkcnnmen  von  390  M.  die  Mehr- 
bezöge  bei  der  Pension  in  Abrechnung 
Analoge  Vorkehrungen  sind  für  solche 
Personen  getroffen,  welche  beweg- 
liches oder  unbewegliches  Eigentum 
besitzen.  Über  einem  Besitz  von 
300  M.  beginnen  die  Abzüge.  Die 
Gesamtkosten  betrugen  für  die  Pen- 
sionen  in: 

Neu-Süd-Wales  für  22  000  Pen- 
Sionfire  pro  Jahr  10000000  M.; 

Viktoria  für  Ii  400  Pensionäre 
4000  000  M.; 

Neu-Seeland  für  11 700  Pensionäre 
6S00000  M. 

Die  Verteilung  der  Pensionen  wird 
in  Viktoria  und  Neu-Seeland  durch 
die  Polizei,  in  Neu-Süd-Wales  eben- 
falls durch  die  PoUzei,  jedoch  mit 
Hinzuziehung  von  Armenraten  vor- 


genommen, und  sind  die  Kosten  der 
Verwaltung  demenisprechend  in  Vik- 
toria und  .\eu-Soeland  selir  niedrig: 

30  000  M.  pro  Jahr  in  Viktoria; 

80  000  M.  pro  Jahr  in  Neu-Seeland 
während  sie  in  Neu-Söd-W^ales  sehr 
hoch  sind,  indem  sie  380  000  M.  pro 
Jahr  betragen. 

Anf  Grund  dieser  Feststellungen 
empfahl  die  Kommission  die  Über- 
nahme der  Auerspensionen  dtnoh  den 
Bundesstaat  und  swar  im  wesent- 
fiehen  im  Sinne  der  bestehenden  Pen- 
sionen in  Viktoria  und  Neu-Süd- 
Wales.    Die  Rente  soll  10  M.  pro 
Woche  betragen  und  im  Sinne  der 
Gesetzgebung  VikLorias  die  Verwal- 
tung einfach  und  billig  gestaltet 
werden.  Die  für  die  Alterspensionen 
im  ganzen  Bundesstaat  notwendigen 
Beträge  wurden  auf  30  Millionen  M. 
pro  Jahr  geschätzt.  Hervorgehoben 
mag  aus  den  Feststellungen  der  Kom- 
mission noch  werden,  daß  die  für 
Armenswecke  notwendigen  Beträge 
in  keinem  der  in  Frage  stehendoi 
Staaten  sehr  wesentlich  durch  das 
System  dfr  Alterspensionen  einge- 
schränkt wurden,  daß  vielmehr  über- 
wiegend ein  anderer  Kreis  von  Per- 
sonen, die  aus  Stolz  niemals  um  Auf- 
Bahme  in  ein  Armenhaus  angesucht 
h&tten,  die  Pensionen  aber  gern  an- 
nehmen und  ihrer  durchaus  wOrdig 
sind,  für  sio  in  Frage  kommen;  daß 
eine  Minderung  des  Spartriclira  in  der 
Bevölkerung  infolge  Einführung  der 
Pensionen  durchaus  nicht  kon- 
statiert werden  konnte;  femer  eine 
Empfehlung  der  Kommission,  daß 
die  Ausfolgung  von  alkoholischen  Ge* 
tränken  an  Alterspensionäre  unter 
Strafe  gestellt  werden  solle. 

Ein  aufmerksamer  Vergleieii  der 
geschilderten  australischen  Gesetz- 
gebung mit  dem  soeben  in  England 
eingebrachten  Geaetsesentwurf  leigt 
sofort,  daß  der  letztere  auf  Grund  des 
austra  1  i s c  h en  Vorb i  1  d es  vorf a  ß t  wi i  r d  e ; 
ein  schöner  Beweis  der  Pioniersleilung 
dieses  jungen  Gemeinwesens.  Audi 
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in  England  sollen  genau  die  gleichen 
Pensionen  pro  Woche,  nümlich  10  M., 
bezahlt,  auch  in  England  in  ganz 
analoger  Weise  AbsOge  ffir  Personen, 
die  bweits  ein  Einkommen  aus  ande- 
ren Quellen  beziehen,  gemacht  werden, 
auch  in  England  sich  andererseits  der 
Kreis  der  Bezugsberechtigten  auf  alle 
Riassen  der  Bevölkerung  erstrecken; 
niehl  bloß  anf  die  Lohnarbeiter,  vm 
in  DeutscUand,  sondern  aueh 
auf  die  selbstfindige  ge* 
werbe-  und  landbautrei- 
bende  Bevölkerung.  Der 
einzige  weseiillicbe  Unterschied  liegt 
in  der  höheren  Altersgrenze  den  neuen 
angehen  Gesetzes,  das  lunAcbst  für 
Personen  Uber  70  Jahre  den  Bezug 
der  Altersrente  festsetzt;  immerhin 
wird  auch  diese  Ungleichheit  vermöge 
des  Parngi  fiphs  im  englischen  Gesetze, 
daß  die  Altersgrenze  Jahr  für  Jahr 
um  ein  Jahr  ermäßigt  werden  soll, 
bis  sie  scUießlicb  65  Jabre  betrOge« 
binnen  kurzem  yerschwinden.  Sowohl 
Eni^and  wie  Australien  haben  die  Ge- 

wShning  von  Alter<?pensionen  ohne 
Beitragsleistung  der  Bezugsberech- 
tigten gewählt,  während  Deutschland 
bekanntlich  eine  wahre  „Versiohe- 
rung**  der  Arbeiter  unter  wesentlicher 
Beitragsleistung  derselben  dnrchge- 
fObrt  hat  und  das  neue  französische 
Gesetz  Beitragsleistungen  seitens  der 
Arbeiter,  der  Unternehmer,  sowie  eine 
Sohsidie  des  Staates  vorsieht.  Für 
beide  Systeme,  sowohl  für  das  fest- 
Ulndische  {Deutschland  und  Franl^* 
reich)  wie  auch  das  anglo-flichsische 
(England  und  Australien)  sprechen 
viel  Gründe.  Das  letztere  ist  das 
weitaus  umfassendere  und  vom  mora- 
lischen Gesichtspunkt  aus  gerechter. 
In  Deutschland  haben  bloß  die  Indu- 
strieaibeiter  Termöge  ihrer  Kampf- 
organisaüon  und  der  Furcht  d*  s 
Bürgertums  vor  sozialen  Krisen  die 
Altersversicherung  erlangt,  die  länd- 
lichen Klassen,  ebenso  bedürftig,  aber 
stiller  in  ihrem  Verlangen,  blieben 
unberücksichtigt.  In  Australien  und 


bald  nun  auch  in  England  ziehen  nicht 
bloß  die  Arbeiter,  sondern  auch  die 
Hftusler  auf  dem  Lande  und  die  alten 
Gewerbetreibenden  aus  dem  System 
der  Alterspensionen  Vorteil ;  auch  jene 
Klassen,  in  denen  die  alten  Leute 
schlecht  und  recht  von  der  jungen 
Generation  erhalten  wurden,  sind  in 
den  Kreis  des  Gesetzes  einbezogen; 
die  demütigende  und  traurige  Stel* 
lung  des  auf  das  Altenteil  angewie- 
senen Greises  ist  beseitigt,  der 
Schrecken  de'^  Armenhauses"  ver- 
schwindet, an  Steile  einer  verachteten 
und  sich  selbst  verachtenden  Pfründ- 
nerklasse treten  vollberechtigte 
Bürger.  Eine  viel  größere  ZuTersicht 
kann  so  in  die  Herzen  all  derer  ein- 
ziehen, welche  der  Arbeitsunfähigkeit 
infolge  ihres  Alters  entgegengehen; 
viel  Verbitterung  schwindet,  und 
auch  im  System  der  Alterspensionen 
liegt  gewiß  einer  der  Gründe  für  den 
aufiriditigen  Patriotismus  der  arbei- 
tenden KJassen  Australiens,  ibre  Liebe 
zum  Gemeinwesen,  das  ihnen  Schutz 
im  Alter,  ohne  Entehrung,  als  ein 
R  e  c  h  t  und  nicht  als  Almosen  ver- 
spricht. Da  es  die  Gesamtheit  ist,  die 
ja  von  der  Arbeit  aller  Erweri»sfähigen 
Nutzen  gezogen,  so  scheint  es  den 
Australiern  auch  durchaus  entspre- 
chend, daß  die  Gesamtheit  selbst  als 
Vereinigung  der  noch  arbeitsfähip-rn 
Generation  ihren  Tribut  an  jene, 
welche  ihr  vorgearbeitet,  an  die  nun 
Arbeitsunfähigen,  entrichtet  und  eine 
der  Terbreitetsten,  unverdienteeten 
Qudloi  maischlichen  Elends  — •  Not 
im  Alter  —  beseitigt.  Des  ferneren 
hat  das  englisch-austrahsche  System 
gegenüber  der  Altersversiche- 
rung Deutschlands  den  Vorzug 
weitaus  einfooherer  Dnnshf&brungt 
geringerer  Verwaltungskosten.  Ffir 
das  festländische  System  (Deutsch* 
iand  und  Frankreich)  spricht  nur 
eines,  nämhch  das  rein  fmanzielle 
Motiv  der  weitaus  gering  rrn  Inan- 
spruchnahme staatlicher  Mittel.  Der 
enge  Kreis  der  bezugsberechtigteD 
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Personen,  sowie  deren  ei^jeno  Bei- 
tragsleistung, d.  i.  eine  Steuerbela- 
itung  eindr  diudmus  niobt  loistimgs* 
ffthigen  Klasse,  schranken  die  erfor^ 
deriioben  staatlichen  Mittel  auf  einen 
geringen  Bruchteil  der  in  Australiok 
notwendigen  Snmfnen  ein.  (In  Eng- 
land sind  diese  ja  zunächst  infolge  der 
hohen  Festsetzung  der  Alters  grenze 
noch  minderbedeutend,  werden  aber 
mit  deren  Hsninnteiing  proportionel 
ebenso  bedeutend  mden  wie  in 
Australien.)  Es  springt  sofort  in  die 
Augen»  warum  England  und  Austra- 
lien mehr  Mittel  für  diese  humani- 
tären Zwecke  aufbringen  können  als 
die  Länder  des  Festlands:  Beides 
sind  reiche  Länder,  und  Australien 
insbesondere  bat  nicbt  derart  bobe 
Betrage  seines  BudgMa  iQr  Militär^ 
swecke  aufzuwenden  wie  die  euro- 
päischen Staaten.  Es  mag  daher 
immerhin  zunÄcb?t,  da  die  euro- 
päischen Länder  die  drückenden 
Lasten  des  bewaffneten  Friedens  zu 
tragen  haben,  nur  schwer  durchführe 
bar  ersebeinen,  ein  Sutern  yon  Alten» 
Pensionen  nacb  aostrafisebem  Mustsr 
auch  in  den  Staaten  des  enropAischen 
Festlandes  einzuführen,  aber  es  sollte 
stets  im  Auge  behauen  werden,  daß 
das  System  der  Altersversicherung, 
wie  es  in  Deutschland  seit  Jahren 
besteht  und  in  Frankreich  eben  jetst 
eingefObrt  werden  soll,  keineswegs 
eine  ideale  Lösung  der  Frage,  sondern 
nur  einen  Sobritt  am  Wege  darstellt. 

RoäolphB  Broda» 


Arfoeiterklubs  In  England.  Die 
beute  so  machtvolle  Organisation 
der  Albeiterklubs  von  En^and  wurde 

im  Jahre  1862  gegründet.  Damals 
zuerst  begriff  man,  daß  die  Arbeiter 
anderer  Zusammenkunfti^orte  be- 
dürften als  der  Gasth  ius  i  und 
Schenken.  Eigene  initiative  der 
Beteiligten  und  Untersttttsung  seitens 
bürgerliober  Fbilantbropen  yereinten 
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sich,  um  die  ersten  ivlubs  zu  grfinden. 
Die  ünanziellenAnf  orderungen  wurden 
EunAcbst  im  wesentlicben  dureb 
WobltAtig^eitsbeitrftge  gedeckt;  in 
dem  Maße  aber,  wie  die  Klubs  sich 
ausdehnten,  wurden  diese  Unter- 
stützungen überflüssig.  Heute  decken 
sich  alle  Ausgaben  durch  Beisteuern 
der  Mitglieder,  und  eine  vollendete 
demokratische  Organisation  leitet  sie. 

Eine  der  eisten  Sebwierigiceitea 
war  die  Frage,  ob  man  in  den  Klubs 
alkoholische  Getränke  zum  Aus- 
schank bringen  sollte.  Eine  radikale 
Partei  verlangte  das  völlige  Vorb^^t 
dieses  Ausschankes,  die  Mehrheit 
aber  entschloß  sich,  den  einzelnen 
Klubs  die  Entscheidung  freizustellen. 
Die  so  gebotene  Selbstbestimmung 
wurde  indes  von  den  Mitgliedem 
keineswegs  mißbraucht,  und  die 
Statistik  ergibt,  daß  die  Ausgaben 
U)r  Getränke  pro  Mitglied  und  Woche 
nirgend  1  M.  im  Durchschnitt  über- 
steigen. Tausend  solcher  Klubs  mit 
über  400000  MitgUedem  haben  sich 
SU  einer  grofien  Union  susammen- 
geecbloesen,  welche  naeb  den  strenge 
sten  Grundsätzen  der  Selbstverwal- 
tung organisiert  ist.  Außerhalb  der 
Union  stehen  noch  etwa  60O0  andere 
Klubs,  von  denen  sich  ungefähr 
IM)  unter  konservativer  Leitung 
befinden,  etwa  1000  stehen  auf  demo- 
kratischer Basis,  sind  jedoch  imab- 
hftngig  von  der  Union.  Die  Union 
selbst  steht  jenseits  aller  religiOeen 
und  politischen  Gesichtspunkte, wen n- 
p]rich  sie  den  einzelnen  Klubs  völlige 
freie  politische  Betätigung  läßt. 

In  der  Hegel  ist  der  Klub  das 
soziale  Zentrum  sdnes  Stadtbezirks. 
Häufig  gibt  er  seine  Lokalit&t  ge- 
selligen, musikalischen  oder  athleti- 
schen Veranstaltungen  zu  freier  Be- 
nufzung.  Er  organisiert  Vortrags- 
zyklen, Diskussionen,  Konzerte, 
Bluraenausstellungen  und  Wohltätig- 
keitsfeste,  er  hat  eigene  Fonds  zur 
Armen-  und  KrankmunterstOtsung; 
die  Union  als  solche  subventioniert 
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ein  Erholungsheim  «n  der  Meeres- 
küste für  die  kranken  Mitglieder, 
eine  unentgeltliche  Leihbibliothek, 
sowie  eine  eigene  Zeitung.  Die  Khibs 
selbst  haben  vieles  mit  den  Klubs 
der  bürgerlichen  Klassen  gemeinsam, 
wie  Rauchsäle,  Lesesäle,  Billards  usw. 
Die  Mitghedor  vereinen  8ich  in 
Gruppen  zu  sportlicher  und  athleti- 
scher Betätigung,  zu  dramatischen 
Vereinigungen,  Verbänden  sum  Gar- 
tenbau, Tansldaseen  usw. ;  Sparkassen 
und  politische  Verbfinde  sind  den 
Klubs  häufig  angeschloseen.  Die 


vielgestaltige  Aktivität,  die  Oberall 
herrscht,  zeichnet  sie  vorteilhaft  aus 
von  jenen  überaus  zahlreichen  Klubs 
der  nieht  arbeitenden  Klaasen,  deren 
wesentlicher  Daseinsgrund  Trunk  und 
Spid  bildet.  Wenn  die  ganze  Be- 
wegung der  Arbeiterklubs  auch  zeigt, 
wie  sphr  die  Sitten  der  bürgerhchen 
Klassen  in  England  auf  das  Prole- 
tariat übergegriffen  haben,  so  ge- 
wannen doch  diese  Sitten  im  neuen 
Milieu  eine  neue  Nuance»  welche 
der  Ari>eiter8chaft  zur  Ehre  gereicht. 
Holbrook  Jackson,  London, 


TECHNlSCUEI^fSNSCHAnF 
IJCHERPöRXSCHRITT 

IJgON  BOLLACK.  PARIS:  DAS  PROBLEM  DER 

INTERNATIONALEN  HILFSSPRACHE. 

IE  alle  andern  Fortschritte  des  menschlichen  Geistes  ging  auch  die 
Frage  der  frei  zu  schaffenden  Weltsprache  durch  die  Stadien  der 
Verspottung  als  Utopie,  der  Ungläubigkeit  und  der  schrittweisen 
praktischen  Einführung.  Schon  im  17.  Jahrhundert  trat  Leibniz 
voll  enthusiastischen  Eifeis  an  das  Problem  heran,  und  Tevsnchte,  eine  phüo- 
sophische  Weltsprache  au8suari>siten.  Viele  nach  Uim  scheiterten  mit  gleichen 
Bestrebungen.  Das  Jahr  1899  bedeutet  einen  Wendepunkt  dieser  Entmcklung. 
Schipfer  mit  seiner  Kommunikationssprache,  ausgearbeitet  in  diesem  Jahre, 
versuchte  nicht  mehr,  eine  Sprache  frei  zu  erfinden,  sondern  Elemente  der  be- 
stehenden Sprachen  zu  einer  neuen  fruchtbaren  Synthese  zu  vereinigen.  Er 
suchte  nicht  mehr,  die  natürliche  Entwicklung  dos  Sprachsinns  zu  zerbrechen, 
sondern  vielmehr  2U  erfüllen.  Im  Jahre  1881  fulgie  Pastor  Schleyer  auf  seinem 
Wege  und  schuf  das  Volapük»  das  bald  weite  Verbreitung  gewann.  Eine 
ganze  Literatur  wurde  in  diese  künstliche  Sprache  überaetst.  2^itungen  in 
Volapük  wurden  herausgegeben,  Lehrkurse  begründet,  Kongresse  abgehalten. 
Allerdings  ergaben  eben  diese  Versuche  mündlicher  Verständigung  viele 
^tantr^^!,  die  in  der  Korrespondenz  nicht  zutn£!i:p  £r*^treten  waren.  Die  Zahl 
df'F  Anhänger  verminderte  sich,  viele  verzweüelten  an  der  Lösbarkeit  des 
Problems,  weil  Schleyers  idealer  Versuch  bei  all  seinen  Vorzügen  doch  nicht 
aUen  Notwendigkeiten  entsprach.  Seine  Grammatik  war  zu  kompliziert, 
sein  Worterbuch  veriinderte  swecklos  die  zahlreichen,  bereits  heute  be- 
stehenden internationalen  Ausdrücke.  Trotz  dieses  Mifierfolges  wagten  sich 
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viele  andin-o  aii  das  gleiche  Problem  lieraii:  Steiner  (1S8;)),  Kichhom  (1886), 
Spelin  (1888),  Heintzler  (1893),  Steiupil  (1893),  Marchand  (1898),  der  Autor 
dieser  Z«ileii  (1904),  Molenaar  (1906)  und  Beermann  (1907).  Es  glaubte 
jeder,  dea  Problems  Losung  gefunden  su  haben.  Über  «die  binaus  aber  ragt 
in  Vorzüglichkeii  der  von  ihm  gebildeten  Sprache,  wie  auch  der  Größe  des 
äußeren  Erfolges  der  Warschauer  Arzt  Dr.  Zamenhof  mit  seinem  Esperanto. 
Er  ßinc:  ^'f^'n  dem  Plane  aus,  jene  Sprachwurzeln  festzustellen,  welche  in 
einer  grüßt  im ii^iichen  Anzahl  von  Sprachen  einen  gegebenen  Begriff  darstellen. 
Diese  Sprachwurzeln  wählte  er  dann  als  Worte  der  Esperantosprache.  Wenn 
z,  B.  defselbe  Wortstamm  im  FVwsOnschen,  Italieniscben,  Spanischen  und 
Portuj^estscben  mderkehrt,  so  -wird  derselbe  ins  Esperanto  Obemoramen. 
Wenn  anderersdts  eine  Wurzel  dem  Deutschen,  Englischen  und  Dänischen 
gemeinsam  ist,  und  diese  Sprachen  zahlreicher  sind  als  jene  romanischen 
Sprachen,  welche  ein  gemeinsames  Wort  für  den  bezüglichen  Begriff  be- 
sitzen, so  wird  erste«?  Wurzel  zum  Esperantowort  ausgewählt.  Dadurch 
erzielt  Dr.  Zamenhof,  daß  seine  Worte  stet»  den  Mitgliedern  mehrerer  Nationen 
von  vornherein  verstftndltch  sind,  und  die  Sprache  selbst  von  Romanen  ohne 
tveiteres,  und  Yon  Deutschen  und  Englindem,  die  eine  oberfliehliche  Kennt- 
nis irgendeiner  romanischen  Sprache  besitzen,  ebenfalls  sehr  leicht  ver- 
standen wird.  Im  übrigen  ist  die  Grammatik  derart  vereinfacht,  und  auch 
die  Vokabeln  selbst  sind  durch  Einfügung  von  Sufti.xen  an  die  Sprachwurzeln 
derart  gebildet,  daß  sehr  viel  abgeleitete  Wörter  auf  ein  Stammwort  zurück- 
zuführen sind,  und  die  Erlernung  der  Sprache  selbst  dem,  der  einer  romanischen 
Sprache  nicht  mftchtig  ist,  keineswegs  schwer  fftllt.  Andererseits  wird  von  den 
Gegnern  des  Esperantos  dargetan,  daß  eben  diese  große  Anzahl  zusammen- 
gesetzter Worte  der  Präzision  der  Sprache  und  dem  klaren  Ausdruck  der 
Gedanken  Abbnich  tut,  daß  ferner  die  Worte  derart  lang  seien,  daß  zwar 
nicht  der  Deutsche,  der  selbst  eine  sehr  zusammengesetzt o  Sprache  besitzt, 
wohl  aber  der  Franzose  oder  Engländer  mit  seiner  ein  lachen,  von  Ablei- 
tungen fast  freien  Sprache  daran  Anstoß  nehmen  könnte. 

Wieder  eine  neue  Etappe  im  Entwicklungsgänge  der  Weltsprachen  be- 
deutete die  Pariser  Weltausstellung  des  Jahres  19(X).  Die  Schwieriglceit  fttr 
die  Mit^^eder  der  damals  abgehaltenen  Kongresse,  sich  miteinander  zu  ver- 
ständigen, legte  den  Gedanken  nahe,  eine  Vereinigung  zum  Studium  des 
Weltsprachenproblems  zu  s(  h;ilTen,  Dieselbe  gab  sich  selbst  folgendes  Pro- 
gramm: eine  Hilfsbprache  zu  imden,  welche  zur  Verständigung  von  Personen 
verschiedener  Nationahtät  dienen  solle,  ohne  indes  die  nationale  Sprache 
fttr  den  internen  Verkehr  der  Volker  ersetzen  zu  wollen.  Diese  Sprache  mttsse: 

1.  fflr  gesellschaftliche  Beziehungen,  Handelskorrespondenzen,  sowie  wis- 
senschaftliche und  philosophische  Arbeiten  ein  geeignetes  Mittel  des 
Ausdruckes  darbieten, 

2.  für  Personen  mittlerer  Bildung,  besonders  der  europäischen  Völker 
leicht  erlernbar  sein, 

3.  sie  dürfe  nicht  eine  der  bestehenden  nationalen  Sprachen  sein. 
Wlihrend  der  nflchsten  7  Jahre  wurde  dne  energische  Propaganda  in 

den  verschiedenen  Lindem  betrieben,  um  den  Beitritt  zahlreicher  Gnq»pen 
zu  erlangen.  Tats&chlich  traten  ihr  310  Vereine  von  Männern  der  Wissen- 
schaft. Fri('flnr!«frcunden,  Sportsleuten,  Temperenzreformern,  Arbeitern  usw. 
bei,  und  auf  ilno  Veranlassung  wurde  eine  Petition  oben  genannten  Inhalts 
von  1200  Milgüedern  europäischer  Akademien  und  Professoren  europäischer 
Universitäten  unterzeichnet.   Im  Jahre  1906  trat  man  an  die  in  Wien  ver- 
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sammelte  internationale  Vereinigung  der  Akademien  mit  dem  Antrag  heran, 
eine  der  oben  genannten  Sprachen  zu  erwalilen,  und  als  internationale  Hilfs- 
sprache zu  erklären.  Da  jedoch  die  genannte  Vereinigung  der  Akademien 
dem  Wunsche  nicht  willfahrte,  entschloß  sich  die  Vereinigung  (Delegation 
pour  Tadoption  d'tine  langue  auxiliaire  internationale,  auch  kurz  nach  den 
AnfangiBbuchstaben  DALI  genannt),  selbst  an  die  Lösung  des  Problems  zu 
gehen.  Man  konstituierte  zu  diesem  Zweck  eine  Exekiitivkommission,  der 
U.  a.  der  Präsident  des  peruvianischon  Senats  Dr.  M.-G.  Barrios,  der  Rektor 
der  Univei-sität  Dijon  Boirac,  die  Akademiemitglieder  und  Universitäts- 
professoren Dr.  Bouchard- Paris,  Rados- Budapest,  Förster- Berlin,  Jespersen- 
Kopenhagen,  Lambros-Athen,  Schuchard->^en,  Le  Paige-Ltittich,  Peano- 
l\ffin,  Ostwald-Leipzig,  sowie  die  Revueherausgeber  Stead-London  und 
Harvey-New  York  angehören.  Im  Oktober  1907  versammelte  sich  die  Kom- 
mission im  College  de  France  zu  Paris,  untersuchte  alle  unterbreiteten  Vor- 
fiehläge  und  hörte  deren  Verfasser.  Das  Volapfik  zählte  zu  jener  Zeit  nur 
mehr  wenig  Anhänger;  dm  Universal  (Dr.  Molenaar)  und  das  Novi-Latin 
bestanden  erst  zu  kurze  Zeit,  um  schon  Verbreitung  erlangt  zu  haben.  Auch 
die  andern  Sprachen  konnten  an  Zahl  der  AnhAnger  neh  in  keiner  Weise 
mit  dem  Esperanto  messen,  das  swischen  100  und  200  000  Anhänger  in  den 
verschiedenen  Ländern  zählte  und  auf  drei  Kongressen  zu  Boulogne.Gen^veund 
Cambridge  den  Beweis  abgelegt  hatte,  daß  Männer  verschiedener  Nationen 
sich  in  ihm  verstfindii^en  konnten.  Eine  starke  Strömnnf?  machte  sich  inner- 
halb tles  Komitees  geltend,  das  Esperanto  als  internationale  Hilfssprache 
anzuerkennen,  trotzdem  aber  konnte  und  wollte  mau  sich  nicht  der  Einsicht 
yersehlieSen,  daB  eine  Reihe  von  Veiiieaserungcn,  sum  Teil  von  Anhflngem 
des  Esperantos  selbst  gefordert,  sich  noch  als  notwendig  erweisen  wfirdet 
insbesondere  V^besserungen  des  Alphabets,  Vereinfachung  der  Grammatik, 
die  noch  eine  zu  komplizierte  Konjugation,  einen  zwecklosen  Akkusativ  usw. 
besaß,  sowie  Erweiterung  des  Diktionärs,  dessen  Wurzeln  albu  wpniir  zahl- 
reich, dessun  abg-  lt  itf  te  Wörter  sich  als  zu  wenig  klar  erwiesen.  Wahrend 
der  Verhandlungen  wurde  von  einem  anonymen  Autor  eine  neue  Sprache 
(das  fjdo**)  zur  IKskussion  gebracht,  die  sich  im  wesentUehen  ak  eine  Reform 
des  Esperanto  darsteUte;  und  viele  Komiteemitglieder  sprachen  sich  ffir  An* 
nähme  dieses  Vorschlages  aus.  Man  trat  an  Dr.  Zamenhof  mit  der  Bitte 
heran,  sich  an  der  Mitarbeit  zu  dem  definitiven  Projekte  in  Kombiniening 
des  Esperantos  mit  vielen  der  gemorhirn  Reformvorschlage  zu  beteiligen. 
Da  Dr.  Zamenhof  sich  nicht  entschließen  konnte,  diesem  Ersuchen  zu  folgen, 
beschloß  das  Komitee  die  Anerkennung  nicht  des  Esperantos,  sundern  des 
„Ido**  als  internationale  Hilfssprache.  Durdi  diesen  Beschluß  wurde  das 
Rrftfteverhfiltnis  der  rivalisierenden  Sprachen  durchaus  geindert;  eine  Reihe 
von  Esperantovereinen  beugten  sich  der  Entscheidung  des  erwählten  Rates 
und  nahmen  das  Ido  als  Weltsprache  an.  Auch  der  Autor  dieser  Zeilen, 
selbst  Verfasser  eines  Projpktes  (Langtio  nimjr)  beugte  sich  gern  und  willig 
dem  Beschlüsse  der  Kommission,  um  so  dem  angestrebten  Ziel  einer  einheit- 
lichen internationalen  Sprache  zu  dienen. 

Über  alle  andern  Gesichtiqpunkte  hinaus  ist  ja  vor  all^  das  Eine  not- 
wendig, dafi  sich  die  Sprachenverwirrung  des  babylonischen  Turmes  nicht 
auch  im  Lager  der  Weltsprachenidee  wiederhole.  Die  künftign  Generation 
wird  auf  den  Schulbänken  das  Ido  erlernen;  seine  leichte  Faßlichkeit,  seine 
Verwandtschaft  mit  drn  wesentlirh'^tpa  europäischen  Sprnrhnn  rnanht  es 
dazu  hervorragend  geeignet.   Der  Ideenaustausch  der  Völker,  kommerzielle 
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und  soziale  Beziehungen,  Reisen  und  Korrespondenzen  werden  hierdurch  über- 
aus erleichtert  werden,  bei  all  dem  aber  die  nationalen  Sprachen  durchaus  in 
bisheriger  Weise  fortbestehen,  Träger  der  literarischen  Entwicklung,  Ausdrucks- 
Qiittal  neuer  Regungen  der  Volteedd  bl«ben;  beider  Funktionen  nnd  ▼e^ 
schieden.  Die  nationalen  Sprachen  als  Kuliurfaktoren  und  die  neue  Inter- 
nationale Hilfiprache  als  ein  unentiiehrliches  Werkzeug  der  Verständigung 
für  die  in  unserem  Zeitalter  stets  enger  werdenden  internationalen  Beziehungen 
der  Völker  werden  Seit«  an  Seite  in  scharfer^  Umgrenzung  ihrer  Sphiren 
fortbestehen,  jede  ihren  spezifischen  Daseinszweck  erfüllend. 

OTFRIED  LÄYRIZ,  MÜNCHEN,  SCHRIFTFÜHRER  DER 
DEUTSCHEN  GESELLSCHAFT  ZUR  BEKÄMPFUNG  DES  STRAS- 

SENSTAUBS,  DER  PARISER  STRASSENKONGRESS 
VON  1908  UND  SEINE  ZIELE. 

|i         ^[EDEM  auf  einer  Macadam-Straße  sich  rasch  bewegenden  Fahr- 
\^  1^   zeuge  folgt  bei  trockener  Witterung  eine  Staubwolke.  Darüber 
wurde  in  den  englischen  Zeitungen  schon  am  Anfang  des  vorigen 
Jahrhunderts  geklagt,  als  man  anfing,  in  und  um  London  die 


gepllaätorte  Straße  durch  die  macadanüsierte  zu  ersetzen.  Die  sonstigen 
Vorteile,  die  durch  die  damalige  StraBenrefonn  erreicht  wurden^warenaber 
so  groß,  daß  man  Aber  den  einen  Nachtefl  hinwegsah.  Erst  die  Verbreitong 

des  Automobils  läßt  alle  Straßenbenützer  die  Staubplage  so  lebhaft  emp- 
finden, daß  immer  lauter  und  immer  dringender  Abhilfe  verlangt  wird.  Die 
einen  wollen  don  Vorkohr  der  Automobile  behindert  sehen,  indem  ihnen 
das  schnelle  Fahren  verboten  werden  soll,  andere  wollen  den  Bau  und  die 
Art  der  Instandhaltung  der  Straße  geändert  haben.  Die  Automobilfrage  ist 
also  zunächst  wegen  des  Staubes  zur  Straßenfrage  geworden,  und  das  Thema 
„Staubbekämpfung"  ist  daher  mit  in  das  Programm  des  im  Oktober  d.  Js. 
in  Paris  zusammentretenden  internationalen  Kongresses  von  Straßen-Er- 
bauern und  Straßen-Abnützern  aufgenommen.  Gerade  der  Mann,  welcher 
suerst  auf  die  Idee  kam,  die  Staubbildung  durch  Teerung  der  Straßen  zu 
verhindern  und  der  1904  die  erste  Staubbekämpfungsgesellschaft  in  Paris 
gründoto,  ein  abwechselnd  als  Arzt  in  Paris  und  Monaco  lebender  Schweizer 
Dr.  Guglielminetti,  gab  die  /Vnregung  zur  Einberufung  des  Straßenkongresses. 

Das  Einatmen  von  Staub  wird  heutzutage  nicht  bloß  als  einfache  Be- 
lAsügung,  sondern  wegen  der  in  den  organischen  Bestandt^en  enthaltenea 
Krankheiten  erzeugenden  Bazillen  als  eine  der  Hauptursachen  infektifieer 
Erkrankungen  angesehen.  Da  wir  sozusagen  im  Zeichen  der  Bekämpfung 
dor  Lungentuberkulose  leben,  so  sieht  es  die  jetzige  Generation  als  eine 
moralische  Pflicht  an,  don  Staub  überall  da,  wo  sich  viele  Menschen  ver- 
sammeln, in  Fabriken,  Schulhäusern,  Theatern,  unschädlich  zu  machtn: 
logischerweise  muß  sie  auch  bestrebt  sein,  die  übergroße  Staubentwicklung 
auf  Straßen  mit  regem  Verkehr  zu  verhüten. 

Versuche,  Mittel  für  Staubbekämpfung  zu  finden,  sind  schon  im  vorigen 
Jahrhundert  gemacht  worden.  1820  wurde  Qüoroalcium  von  einem  Nürn- 
berger Arzt  Leuchs  als  Staubbindemittel  erkannt.  Er  empfiehlt  mit  Chlor- 
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calcium  getränkte  Schnüre  in  Zimmern  zur  Entstaubung  und  Entfeuchtung 
anzubringen.  In  den  fünfziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  wurde  das- 
selbe Mittel  in  Paris  cur  Ebtstaubung  von  Lokalen  bei  Volksversammlungen, 
IiidiiBtrie*Aii88teUiingeii  U8W.,  dann  aber  auch  für  Straßen  benatii.  Man 
dachte  aber  damals  nicht  daran,  es  im  Großen  su  verwenden,  da  es  schwer 
SU  erhalten  war  und  teuer  zu  stehen  kam. 

Als  durch  die  Verbreitung  rasch  fahrender  mit  Pneumatikreifen  besen- 
artig die  Straßrn  bearbeitender  Automobile  der  Straßenstaub  besonders 
lästig  und  wegen  lu  hinJertem  Sehen  Ursache  von  schweren  Unglücksfällen 
wurde,  suchte  mau  wieder  eifrig  nach  Mittein,  der  Staubplage  Herr  zu  werden. 
Von  ebiemGemiseh  Tonölen,  das  unter  dem  Namen  Westrumit  in  den  Handel 
kam,  erwartete  man  viel.  Patente  wurden  auf  verschiedene  Zusammen- 
setsungen  von  staubbindenden  Stoffen  genommen.  In  neuester  Zeit  hat 
man  wieder  erkannt,  daß  eine  Chlorverbindung  und  zwar  Gblorcalcium  oder 
Chlormagnesium  sich  für  vorübergehende  Staubniederhaltung,  wenn  es  tiem 
Sppengwasser  zugesetzt  wird,  am  hr-<if'n  oiirnct.  Sie  sind  als  Nebenerzeugnisse 
bei  jetzt  viel  verbreiteten  Fabnkuliunszwtigeit  t>n  billig  geworden,  daß  der 
früher  gegen  sie  erhobene  Einwand  der  Kostspieiigkeit  nicht  mehr  zutrifft. 

StauhbekAmpfung  ist  aber  nicht  das  eindge  Ziel  des  Pariser  Straßen- 
kongresses.  Als  Hauptfrage  wird  zur  Diskussion  gestellt  „Wie  ist  der  Bau 
und  die  Unterhaltung  der  Straßen  in  Zukunft  su  gestalten,  um  sie  den  neuen 
Verkehrsmitteln,  Fahrrad  und  Automobil,  anzupassen  ?"  Im  gemischten 
Verkehr  von  Automobilen  und  schweren  mittels  tierisehf  n  Zugs  fortbe- 
wegten Fahrzeugen  ist  der  Vfrderb  der  Straüon  ein  ungemein  großer.  Wenn 
diesem  nicht  vorgebeugt  ^vird,  so  haben  wir  m  kurzer  Zeit  schlechte  Straßen 
und  fast  unerschwingliche  Ausgaben  für  die  Erneuerung.  Die  Pferde  legeu 
mit  ihren  beschlagenen  Hufen  die  Steine  in  der  Straßendecke  bloß,  an  denen 
sie  beim  Ziehoa  einen  Halt  suchen,  die  Rftder  der  schwer  belasteten  Wagen 
mit  ihrer  Eisenbereifung  zertrümmern  sie  und  die  rasch  fahrenden  Auto- 
mobile zerstreuen  die  Steinpartikelchen  auf  der  Straße.  Außerdem  wirkt 
der  Pnniimatikreifen  der  Personenautomobile  saugend  auf  alle  erdigen  und 
sandigen  Einlagen,  welche  die  Zwischenräume  in  der  Steindecke  ausfüllen. 
Die  Straße  wird  so  rascher  als  früher  abgenutzt.  Ihr  schlechter  Zustand 
lät  Ursache  der  UnWirtschaftlichkeit  der  Fuhrbetriebs  mit  Automobilen. 

Zwei  Wege  zur  Straßenverbesserung  sind  nun  von  Franzosen  und  .Eng* 
lAndem  schon  seit  ifingeror  Zeit  ausprobiert,  so  daß  Erfahrungen  zum  Ver- 
gleich vorliegen.  Die  französischen  Ingenieure  bevorzugen  die  Teerung  der 
Straßenoberfläcbe  und  haben  es  bierin  zu  einer  großen  Fertigkeit  gebracht. 
Die  schon  früher  gut  gehaltenen  Straßen  in  Frankreich  sind  au'^h  in  Departe- 
ments, wo  der  Verkehr  von  Automobden  ein  sehr  reger  ist,  staubios  und  glatt, 
ohne  daß  die  Kosten  für  die  Instandhaltung  wesentlich  zugenommen  haben. 

Die  Engländer  gingen  bei  ihren  Bemühungen,  die  Straßen  zu  verbessern, 
von  der  Erwägung  aus,  daß  die  einfache  Oberfifichenteerung  dem  schweren 
Verkehr  in  der  Nfihe  von  Industriezentren  Elends  nicht  genfigt.  Es  hat 
dort  neben  dem  rasch  fahrenden  Personen-Automobil  der  mechanische  Zug 
in  Form  von  schweren  Dampf-Straßenlokomotiven,  Dampf-Schleppwagen 
usw.  Verbreitung  gefunden,  welche  mit  gerifFelten  Radreifen  wie  mit  Vor- 
zahnungea  m  die  Straßendpcke  eingreifen.  Man  ist  daher  in  England  zur 
Überzeugung  gekommen,  daß,  um  eine  Macadamstraße  herzustellen,  die  für 
längere  Zeit  den  höheren  Ansprüchen  des  verdichteten  Verkehrs  gewachsen 
ist,  an  Stelle  der  bisherigen  ^demittei  wie  Sand  usw.  Teer  i  n  &  Straße 


982  DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS  OKT.  1908 


selbst  gebracht  weitleu  niüsbe.  Der  Teer  wird  liurcli  die  Pneumatiks  aichi 
aus  der  Straßendecke  herausgesogen»  maeht  diese  imdurchliBeig  gegen  Waaser 
und  flohatai  die  Steine  gegen  das  Zerquetschen  unter  dem  Druck  oder  Stofi 

der  darüber  gleitenden  Räder.  Die  St^e  werden  schon  in  den  Steinbrüchen 
einzeln  mit  einer  Teoi-srhicht  überzo^n,  dann  einige  Wochen  der  Luft  aus- 
pisetzt,  (!he  sie  in  den  Slraßenkörper  gebracht  und  in  sie  mit  dor  Dampf- 
waiz*  «'ingepreßl  werden.  Tannac  oder  Quarrite  sind  neue  I^aiuen  lur  diese 
Metiiudc  Straßendecken  iiurzus teilen. 

Deutadiland  hatte  bis  jetst  bei  verfafiltnismftßig  geringer  Verbreitung 
des  Automobib  noch  keinen  Anlaß  sich  ernsthaft  mit  der  Frage  der  Straßen- 
verbesserung zu  beschttftigen.  Es  ergibt  sich  dieser  erst,  seit  die  staatliche 
Post  wie  7.  B.  in  Bayern  im  Alpengebiet  schwere  Autoinoliüe  verwendet, 
wplrhe  (!if  Siraßen  stark  abnützen.  Man  ist  aber  zur  Z  it  auch  in 
beutsciiland  bestrebt,  dem  Vorgehen  der  anderen  Staaten  zu  folgen  und  lial 
dabei  mit  ähnlichen  Verhältnissen  zu  rechnen  wie  in  England.  MiUtärische 
RQcksichten  haben  nfimlich  die  deutsche  Regierung  dazu  geführt,  die  Ver- 
breitung schwerer  Zugmaschinen»  welche  LastenzOge  au  schleppen  ver* 
mögen,  durch  Prämien  zu  b^t^instigen.  Dort,  wo  Großbetrieb  in  der  Indu- 
strie oder  Landwirtschaft  vorherrscht,  wird  dies  zur  Folge  haben,  daß  eine 
solche  Art  von  mechanischem  Zug  Verbreitung  ßndet.  \fit  ihm  muß  sich 
der  Straßf^nerbRiiof  abfinden.  Man  hat  daher  in  Deutsthiaud  schon  daran 
gedacht,  daa  .Macadamsystem  mcht  bloß  in  den  Städten,  sondern  auch  auf 
den  Verkehrsstraßen,  wdehe  die  Haupt<Mrte  verbinden,  durch  Pflasterung 
2U  ersetzen.  Großpflaster  kann  aber  mer  schon  wegen  der  Kosten  nicht  in 
Betracht  kommen.  Kleinpflaster  ist  billiger,  mildert  bei  engeren  Fugen  die 
Stöße  und  ergibt  so  weniger  Geräusch  und  weniger  Staub  als  Großpflaster. 
In  den  deutschen  Städten  tritt      daher  an  Stelle  des  Großpflasters. 

In  Nurddeutschland  wird  Kienipüaster  auch  für  Landstraßen  verwendet. 
Für  sehr  starken  Verkehr  schwerer  Fahrzeuge  hält  man  es  aber  iiier  lür 
wünschenswert,  es  durch  Einlagen  von  Stahlgeleisen  tu  verstärken.  Gegen 
die  Schienenverwendung  wird  aber  verschiedenes  vorgebracht.  Sie  passen 
z,  B.  nicht  für  gebirgige  Gegenden,  wo  die  Fahrzeuge  gebremst  werden 
müssen.  In  den  Städten  hat  man  schlechte  Erfahrungen  mit  dem  Einbetten 
der  Schi^nnn  ß:emacht.  Auf  der  Landstraße  würden  sie,  sagen  Fachleute, 
nicht  ausbleiben.  Es  steht  daher  zu  erwarten,  daß  Anhänger  und  Gegner 
auf  dem  Kongreß  die  Frage  gründlich  duichsprechen. 

Es  ist  auch  noch  die  Frage  ffillig,  wie  Straßen  gebaut  werden  sollen, 
die  einem  reinen  Automobilverkehr  zu  dienen  haben.  Hier  sind  die  Anforde- 
rungen an  das  Straßenprofd  ganz  andere,  da  die  Fahrgeschwindigkeiten  viel 
größere  sind  als  die  auf  der  dem  gemischten  Verkehr  dienenden  Landstraße 
zulässigen.  Anderes  Baumaterial,  Kunststeine  oder  Zement  und  Bruchsteine 
als  Zement-Macadam  können  Versvendung  finden. 

Mit  dem  Kongreß  ist  eine  Ausstellung  aller  zum  Bau  und  zur  instand» 
haltung  der  Straßen  dienenden  Materialien  und  Maschinen  verbunden.  Große 
Stftdte  sind  bestrebt,  die  Straßenreinigung  in  möglichst  kurzer  Zeit  und  dabei 
doch  grOndlich  zu  erledigen*  Sie  scheuen  dabei  nicht  vor  größeren  Ausgaben 
zurück,  um  sich  Maschinen  zu  beschaffen,  die  Mensclirn-  und  Pferde-Arbeit 
zu  ersetzen  oder  ergänzen  vermögen.  Automobile  Straßen-Spreng-  und 
Straßen-Kehr-Masciiinen  gehören  hierher.  Es  steht  zu  erwarten,  daß  auch 
Staubabsaugewageu  mit  Vacuum-Liiuichtung  hier  vertreten  sein  werden. 
Besonders  im  Winter,  wo  die  mineralischen  Staubbestandteile  die  Schleim- 
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häute  beim  Einatmen  reizen  und  oft  zu  gefährlich  werdendon  kntnrrhali- 
schcn  Zuständen  Anlaß  geben,  ist  c);^s  Niederhalten  des  Staube  «elir  wichtig. 
Die  Methode  der  Stral2eiibeäprengüiig  läßt  sich  aber  in  dieser  Jahreszeit 
wagen  meist  voriierrschenden  Frosiweitera  nicht  durchführen.  Das 
Prälem,  den  Staub  durch  Absaugen  zu  beseitigen,  ist  daher  fttr  alle  Straßen 
mit  dichtem  Verkehr  von  grofier  Bedeutung. 

Das  Automobil  und  die  mit  seiner  Verbreitung  zusammenhängende 
StraÜenfrage  mußte  zu  gemeinsamer  internationaler  Arbeit  führen.  Wie 
jede  Verkehrsverhesserung  trägt  das  Automobil  dazu  bei,  die  Menschen 
sich  näherzubrmgen  und  die  Schlägbäume  zu  beseitigen,  die  zu  ihrer  Tren- 
nung die  Vorurteile  einer  früheren  Zeit  aufgerichtet  haben. 

Man  darf  yon  einem  solchen  Stelldichein  von  Fachmfinnem  aus  aller 
Herrn  Ländern  erwarten,  dafi  yon  ihm  ein  energischer  Anstoß  cur  Besserung 
des  Straßenbauwesens  stattfindet.  In  manchen  Staaten  hat  bureaukratischer 
Geist  die  Oberhand.  Man  stemmt  sich  dem  durch  Fortschritte  derTecIniik 
ermöglichten  rascheren  Verkehr  entgegen  und  möchte  hinweisend  auf  den 
Straßenverderb  durch  die  Automobile  diese  von  der  Straße  verbannen. 
Aber  gerade  in  Frankreich  und  da  in  Paris  wird  es  jedem  Kongreßbesucher 
klar  werden,  welche  Vorteile,  das  neue  Verkehrsmittel  zu  bieten  vermag, 
wenn  seinen  Eigentümlichkeiten  entsprechende  Straßen  zur  Verfügung  stehen. 

CHRONXK. 


Errichtung  einer  Landesoniversität 

in  Irland.  Vor  wenigen  Wochen 
wurde  <\vm  englischen  Parlament  von 
Seiten  des  Staatssekretaia  für  Irland 
^  Geseiientwurf  vorgelegt,  weSeher 
die  Errichtung  einer  neuen  irischen 
Universitfti  beinhaltet.  Gegenwärtig 
ist  die  katholische  Mehrheit  des  Lan- 
des in  allen  Beziehimgen  des  Hoch- 
schullebens überaus  benachteiligt,  da 
die  bestehende  Universität  von  Du- 
blin durchaus  von  der  anglikanischen 
Kirche  beherrscht  wird.  Vor  einigen 
Jahren  hatte  man  den  Versuch  ge« 
macht,  die  Frage  durch  Hinzuziehung 
katholischer  Delegierter  in  den  Senat 
der  l/nirersität  zu  Dublin  zu  lösen, 
aber  dieser  widerstrebte  und  auch 
die  katholische  Partei  wollte  sich  für 
die  Maßregel  nicht  recht  erwärmen. 
Das  derseit  eingebrachte  Gesets  hin- 
gegen wird  nicht  bloß  von  der  liberalen 


Regierungspartei,  sondern  auch  von 
der  katholisch-irischen  und  der  eng- 
lisch-konservativen Opposition  unter- 
stützt und  fmdet  somit  den  Beifall 
aller  Parteien  des  Hauses. 

Die  neue  Landesuniversität  soll 
eigentlich  aus  vier  Instituten  beste- 
hen, von  denen  nur  eins  in  Dublin 
selbst,  ein  zweites  in  der  Hauptstadt 
des  protestantischen  Nordens,  in  Bel- 
fast, und  die  beiden  andern  in  Pro- 
vinzstädten errichtet  werden  sollen. 
Die  Organisierung  dieser  Institute  soll 
auf  demokratischer  Basis  erfolgen  und 
der»university  extension'*,  der  Heran- 
ziehung weiterer  Volkskreise  zum 
Studium  weiten  Spielraum  lassen. 
Auch  Delegierte  der  ,,irisclien  Liga'* 
(welche  das  Wiederaufleben  irischer 
Sprache  und  Literatur  sum  Ziele  hat) 
sollen  im  Senat  vertreten  sein,  wenn- 
gleich deren  weitgehende  Forderun- 
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gen,  "wieinsbesond^^re,  daß  der  Ropnnn 
der  Universitätsstudien  von  viuhen- 
ger  Ablegung  einer  Prüfung  in  iribchtr 
Sprache  abhängig  gemacht  werde, 
kaum  erfOlli  werden  durften.  Die 
Liga  telbBi  erachtet  ihre  Teilnahme 
an  der  neuen  Universitätegrilndung 
nur  als  eine  Vorstufe  zur  späteren 
Gründung  einer  irisch pn  National- 
universität,  deren  Vortragssprache 
nicht  mehr  das  EngHsche,  sondern 
das  Irische  wäre.  Damit  würde  nach 
Aniicht  der  Liga  em  weeentlioher 
Sehritt  zum  Wiederaufleben  irisch- 
nationaler  Kultur  getan  sein. 

Ein  Kinderschutzgesetz  in  Eng- 
land. Vor  wenigen  Wochen  brachte 
der  jüdische  Staatssekretär  des  In* 
nem,  Mr.  Herbert  Samuel,  einen  Ge- 
setzentwurf im  Unterhause  ein,  der 
(was  überaus  selten  der  Fall)  die  Un- 
terstützung aller  Parteion  Hos  Hauses 
fand.  Derselbe  schränkt  d(  II  Straßen- 
handel von  Kindern  ein,  modiliziert 
die  stralgerichtliche  Veraniwortlich- 
keii  derselben  und  trifft  gewisse  hy* 
gienische  Vorkehrungen,  insbesonder* 
Einschränkung  dm  gesundheitschäde 
Hchen  Rauchras  ganz  junger  lünder. 

Einen  interaationalea  Jouma- 
liitaiiaailaaicliy  Ähnlich  dem  P^fee- 
sorenaustausch,  schlägt  ChefirediJc- 
teur  A.  Hommerich- Aachen  im  »Tag" 
vor.  Bisher  sind  die  Zeitungen  in 
bezug  auf  die  Auslandberir-htorstat- 
tung  fast  gänzlich  auf  die  Ausland- 
korrespondenzcu  angewiesen.  Da  nun 
eine  nur  kleine  Zahl  von  Redakteuren 
wirkliche  Kenntnisse  der  ausländi- 
schen parteipolitischen  Verhältnisse 
besitzt,  werden  diese  Nachrichten 
meist  ohne  jede  tief  ergehende  Prü- 
fung verwendet,  so  oft  nur  schiefe  und 
verzerrte  Bilder  der  wirkiicin  n  Zu- 
stände und  Verhältnisse  gebend.  Eiu 


Joumalistenaustausch  würde  hier 
außerordentlich  nutzbringend  sein.. 
Den  Verlegern  würde  in  den  einge- 
tauschten Ausländem  ohne  ailza- 
große  Schwierigkeiten  ein  Ersatz  ge- 
boten sein,  während  in  wenigen  jä- 
ren  eine  Auliipeicherung  gegenatttiger 
Kenntnisse  erfolgen  könnte»  die  dea 
internationalen  Beziehungen  der  Vol- 
ker im  Sinne  des  Friedens  unvergi^ch- 
hebe  Dienste  leisten  würde. 

<^ 

Die    erste  Petrokommoforbaho. 

Die  ,, Union  Pnrific  Bahn"  in  den 
Vereinigten  Staaten  hat  eine  v^iih- 
tige  Veiaiiderung  in  ihrem  Eisen- 
bahnbetrieb vorgenommen;  sie  hat 
soeben  den  Petooleummotor  eings- 
fflhrt.  Die  Vorversuche,  die  dieser 
^chtigen  Verändertmg  vorangingen, 
und  die  innerhalb  der  letzten  Jahre 
ausgeführt  wiirden,  haben  äußerst 
günstige  Resultate  ergeben  und  jetzt, 
ist,  wie  The  World 's  Work  angibt, 
der  erste  regelmäßige  Petroleum- 
motordienst zwischen  Keamey  und 
Callaway  eingerichtet  worden.  Die 
Motorwagen,  die  ganz  aus  Stahl  ge- 
baut sind,  laufen  auf  zwei  vier- 
rädrigen Drehgestellen  und  bieten 
für  ^7  Personen  Platz.  Ihr  Gewicht 
betragt  nur  25  t.  Der  aufrecht 
stehende  Petroleummotor  hat  eine 
Stärke  von  200  Pterdekräften.  Be- 
sonders was  das  Bremsen  anlangt, 
ist  der  Petroleummotor  der  Loko* 
motive  überlegen,  denn  bei  einer 
Geschwindigkeit  von  33  Kilometern 
kaim  der  WaL"  n  ohne  große  Er- 
schütterung auf  30  Meter  zum  Ste- 
hen gebracht  werden  und  im  Falle 
der  Gefahr  auf  einer  Strecke,  die 
etwa  seiner  Länge  |^ch  bt.  Auch 
was  das  Überwinden  von  Steigungen 
anbetrifft,  soll  der  Motor  Vorzüg- 
liches leisten,  denn  selbst  in  den 
Rocky  Mountains  ist  eine  G  -.hwin- 
digkeit  von  40  Kilometern  möglich. 


REN£  SIMON,  KABIiNETTSATTACHE  IM  FRANZÖSISCHEN 
ARBEITSMINISTERIUM,  PARIS:  DAS  REFORMPRO- 
GRAMM DER  FRANZÖSISCHEN  REGIERUNG. 

EIIRERE  wichtige  Reformgesetze  sind  derzeit  im  französischea 
Arbeilsministeriiim  in  Beratung  oder  stehen  bereits  in  den  Ver- 
tretungskörpem  in  Verhandlung.  Das  wichtigste  betrifft  die 
Alterspensionen  für  Arbeiter,  für  welche  nach  deutschem  Muster 
Beitrags  leistungen  sowohl  der  Ari>eiter  und  Arbeitgeber  als  auch  des  Staates 
aufkommfln  wo&a.  Hienron  wird  an  anderer  Stelle  dieeer  Zeitaohrifi  dk  Rede 
eein;  hier  soll  nur  auf  jene  RefonnmaBnahmen»  wdohe  die  Besehungen 
swiflohen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  neu  regeln»  Beiug  genommen  werden. 

Durch  die  Gründung  des  Arbeitsministeriums  wurde  für  dieselben  eine 
wirksame  Zentralstelle  geschafTen,  welche  durch  Sammlung  der  Materialien 
und  Vorbereitung  der  Gesetzentwürfe  in  Berücksichtigung  aller  legitimen 
Interessen  den  Fortschritt  dieser  Refornipulitik  bedeutsam  förderte.  Drei 
Gesetzentwürfe  stehen  deneit  im  Vordergrund  des  Interesses :  die  Errichtung 
von  ^inigungsämtem  fttr  die  Industrie,  die  EinfOhrung  des  sehnstOndigfln 
Mazimalarbeitstages  und  die  gesetzliche  Prizisierung  der  Regehi  des  kottek- 
tiven  Arbeitsvertrages. 

Die  erstgenannte  Maßnahme  geht  eigentlich  schon  auf  den  Handels- 
minister  Millerand  zurück,  der  durch  zwei  ministerielle  Verordnungen  vom 
Jahrt^  1900  und  1901  die  in  Belgien  seit  1887  bestehenden  Einigungsämter, 
die  der  einvei-ständhchen  Festlegung  von  strittigen  Arbeitsbedingimgen 
dienen,  nach  Frankreich  verpflanzte.  MiUerand  hatte  sich  auf  Grund  der 
Erfahrungen  Neuseelands  (die  inzwisohen  durch  die  Australiens  erginci 
wurden)  die  Überzeugimg  gebildet,  daß  obligatorische  Schiedsgerichte  zur 
Entscheidung  von  Konflikten  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern  das 
Ausbrechen  von  Streiks  wirksam  yarhindem,  somit  der  Industrie  Stönmgen 
ersparen  und  den  Arbeitern  gleichmäßige  und  bessere  Arbeitsbedingungen 
sichern  würden.  Seine  weitgehenden  Plane  stießen  indes  nicht  nur  in  den 
Untemehmerkreisen,  sondern  auch  in  den  Gewerkvereinen  der  Arbeiter- 
schaft selbst,  welche  Abschwächung  des  Klassenkampfes  und  damit  Beein- 
trfldhtigung  ihrer  Endziele  ffirchtete,  auf  lebhaften  Widerspruch«  Miü^^n^l 
mußte  sich  daher  hegnUgen,  Einigungsämter  mit  bloß  fakultativen  Vol^ 
machten  einzuführen.  Er  tat  dies  durch  ministerielle  Verordnung»  was  neuer- 
lichen Widerspruch  hervorrief  und  schließlich  zur  Einbringung  eines  Ent- 
wurfes im  Senat,  zwecks  gesetzlicher  Regelung  der  Materie  führte.  Dieser 
wurde  nach  langen  Verhandlungen  im  Juh  dieses  Jahres  votiert  und  be- 
stätigte im  wesentlichen  die  Prinzipien  der  Millerandschen  Verordnung. 
Die  neuen  Einigungsämter  erhalten  als  Wirkungskreis  die  Wahrung  der 
niaterieUen  und  moralischen  Interessen  ihrer  Auftraggeber,  die  Meinungs- 
abgabe über  Rundfragen  der  Regierung,  sowie  endlich  yermittehide  Tätig- 
keit im  Fall  von  Arbeitskonflikten.  Während  jedoch  Millerand  den  Gewerk- 
vereinen als  Vertretern  der  organisierten  Arbeiferschaft  die  Ernennung 
der  Arbeiterdelegierten  Übertrug,  wird  dies  Recht  vom  neuen  Gesetz  auf  die 
gesamte  Arbeiterschaft  des  Industriezweiges,  in  dem  solche  Einigimgsämter 
errichtet  werden,  übertragen:  eine  wesentliche  Minderung  jener  Anerkennung 
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xerbrielit  und  in  der  Praxis  weite  Möglichkeiten  des  ftfiOiraiiclifl  ef^Oftiet: 
Es  uriid  Sache  der  Kammer  sein,  diesen  Paragraphen  su  ftndem  resp.  die 

Bestimmung  der  Regierungsvorlage  an  sdne  Stelle  zu  setien.  Die  GsMtieS" 
materie  kommt  demnächst  zur  Verhandlung,  und  darf  angenommen  werden» 
daß  aus  diesen  Verhandlungen  ein  neues  endgültiges  Gesetz,  das  die  glück- 
lichen Finduiigen  sowohl  des  HegieruDgs«  als  auch  des  Komnüssionsentwurfes 
vereinigt,  hervorgehen  werde. 

Die  dritte  Materie,  wddie  demnSehst  ihre  gesetdiehe  Regelung  finden 
wild,  betrifft  den  koUektiven  Aiheitsvertiag. 

Die  Regierungsvorlage  sah  ein  völlig  neues  Gesetz  über  denselben 
vor.  während  allerdings  die  Kommission  der  Kammer  sich  mit  einer 
Novelle  zum  bürgerlichen  Gesetzbuch,  die  bloß  die  dringendsten  Fest- 
legungen enthält,  begnügte.  Diese  Novelle  bringt  zunächst  eiiiige  er- 
gäiizeude  Bestimmungen  über  den  ludividueileu  Arbeitavertrag,  imbesondere 
die,  daß  von  nnn  an  ein  solcher  Vertrag  als  gelOsi  gelten  und  dem  Arbeiter 
tüberdles  ein  Anspruch  auf  Schadenenats  enraohsen  solle,  wenn  die  AiMts* 
bedingongen  mit  den  üblichen  der  Industrie  oder  der  Gegend  in  flagranteoL 
Gei^ensatzc  stehen.  Die  Gegner  dieser  Bestimmung  führen  ins  Feld,  daß  der 
Industrielle  nach  Annahme  dieses  Gesetzes  nicht  mehr  Herr  im  eigenen  Hause 
sein  werde,  daß  ,,giite  Richter**  überall  intervenieren  und  die  Auflösung  de* 
Arbeitsvertrages  auääpreciieu  würden,  Befuixhtungen,  die  wohl  übertrieben 

sind.  Die  Gerichte  werden  gefdfi  Uofi  In  AusnahmeflOen,  die  den  Charakter 
eines  Skandals  tragen,  intervenieren,  andererseits  wird  die  Mfi|^hkeit  solcher 

richterlicher  Intervention  Mißbräudie  hintanbalten.  Im  Artikel  6  der  Novelle 
'wird  der  kollektive  Arbeitsvertrag  gesetzlich  anerkannt  und  als  „all- 
gemeine Vereinbarung,  welche  jedem  einzelnen 
individuellen  Arbeitsvertrag  zugrunile  liegt  und 
gewisse   Bestimmungen  desselben  lesLiegl".  definiert. 

Auch  der  Berichtastatter  der  Kornnüisicn  erkennt  an,  daß  die  Materie 
des  kollektiven  Arbeitsvertrages  an  sich  bedeutsam  genug  sei,  um  In  einem 
eigenen  Gesetz  behandelt  zu  werden,  aber,  führt  er  aus,  die  Kommission 
habe  es  für  Nvichtig  gehalten,  in  ihrem  Entwürfe  sunAehst  das  Prinsip  des. 
kollektiven  Arbeitsvertrages  festzulegen. 

Gegenüber  dem  Einweind,  daß  dies  zu  wenig  sei  und  die  genannte  gesetz- 
liche Fixierung  nur  ein  geringes  zur  Ausbreitung  des  kollektiven  Arbeits- 
Vertrages  beitragen  werde»  weist  der  Berichterstatter  auf  die  Erfahrungen 
des  Auslandes  hin.  Se  seigen,  um  wieviel  wichtiger  die  Stärke  und 
wahrhafte  Qualifikation  der  Arbeiterorganisationen  sur  Schließung  von 
kollektiven  Arbeitsverträgen  ist,  als  irgendwelche  gesetzliche  Bestim- 
mune:en.  Der  Berichterstatter  führt  in  seinem  Referat  weiter  ans,  daß  die 
Komnii>si< III  bloß  eine  vorläufige  Präzisierung  dea  Problems  hal)e  vornpliinen 
wollen,  um  so  die  spätere  Ausarbeitung  emes  emgehenderen  Gesülzentwurfes 
auf  Grund  weiterer  Erfahrungen  vorsubahnen;  femer,  daß  die  Konunissioa 
der  derzeit  in  Beratung  stehenden  Novelle  jeden  allsuradikalen,  die  Materie 
des  Arbeitsrechtes  vorschnell  ändernden  Charakter  habe  nehmen  wollen. 

Gegenüber  dieser  Zaghaftigkeit  darf  wohl  angenommen  werden,  daß 
eine  starke  Riehtimg  in  der  Kammer  sieh  für  die  Wiederherstellnng  der 
Regierungsvorlage  resp.  T^mkleidung  des  kollektiven  /Vrbeitsvertrages  mit 
allen  gesetzlichen  Garantien,  die  seine  wirksame  Erzwingbarkeit  äichern, 
nusqireidiBn  werde. 
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KARL  SOHLICH,  serretAr  des  b.  t.-i.  b.,  berlin:  der 
BUND  DER  TECHNISCH -INDUSTRIELLEN  BE- 
AMTEN. 

ON  einer  sozialen  Bewegung  der  technischen  Phvatangestellteii 
im  Deutschen  Reiche  kann  man  erst  seit  dem  Jahre  1904  sprechen. 

Die  Organisation,  die  diesen  bedeutungsvollen  Umschwung  herm- 
gebracht  hat,  ist  der  Bund  der  technisch-industriellen  Beamten. 
Den  äußeren  Anlaß  zur  Becriindung  des  Bundes  gaben  die  nachteiligen 
Wirkun^'en  der  vorletzten  Wirtschaftskrise  euf  den  Arbeitsmarkt  der  techni- 
schen Privatbcamten.  In  jener  Zeit  ei-st  kam  dieser  Bevölkerungsschicht 
die  Bedeutung  der  abhängigen  Stellung  idar  zum  Bewußtsein,  in  der  sie  sich 
infolge  der  Verfinderungen  in  der  wirtschaftlichen  Struktur  des  deutschen 
Volkes  befindet.  Damit  ist  schon  der  tiefere  Grund  angedeutet,  der  zum 
organisatorischen  Zusammenschluß  der  technischen  Privatangestellten  ge- 
führt hat.  Der  beispiellose  Au&chwung  der  Industrie  im  Deutschen  Reiche 
hni  nicht  bloß  die  Znh\  der  {?ewerhlirhen  Arbeiter,  sondern  auch  die  der 
technischen  Industriebeamten  gewaltig  anschwellen  lassen.  Der  übermäßige 
Zudrang  zu  den  technischen  Berufen  verminderte  naturgemäß  den  Preis 
der  technischen  Arijeitakraft,  der  vielfach  unter  das  Niveau  des  Lohnes 
quaUfinerter  gemMchet  Aibeiter  unk.  Andererseits  erhöhte  die  Spe&afi- 
aiemng  In  der  Industrie,  die  mit  der  Konzentrierung  der  Betriebe  Hand  in 
Hand  ging,  das  AbhängigkeitoveifaSltnis  des  technischen  Privatbeamten» 
der  heute  in  seiner  Hauptmasse  bereits  ebenso  wie  der  gewerbliche  Arbeiter 
zum  Teilarbeiter  geworden  ist.  Da  außerdem  die  Bet^imdung  eines  Unter- 
nehmens in  unseren  Zeitläuften  ungleich  größere  Kapitalien  erfordert  als 
ehedem,  so  schwand  für  die  technischen  Privatangestellten,  die  sich  zum 
größeren  Teile  aus  den  freien  Berufen  rekrutieren,  immer  mehr  die  Mö^ch- 
keit,  sich  selbstSndig  zu  machen.  Das  An^jesteUtensein  ist  fflr  sie  heute  bis 
auf  einen  gani  geringen,  exakt  allerdings  nicht  genau  feststellbaren  Prosent- 
satz  ein  Dauerstadium. 

Die  älteren  Verbände  der  Techniker  verstanden  die  Zeichen  der  Zeit 
nicht  und  verharrten  bei  ihren  Tätigkeit  in  der  Pflege  der  Geselligkeit  und 
der  Fachwissenschaft,  So  war  es  unausbleibhch,  daß  auch  das  Spezialrecht 
der  technischen  Privatangestellten,  das  Recht  des  Dien&tvertrages  und  der 
Rechtsprechung  durch  die  Gesetzgebung  nicht  die  Förderung  ^uhr,  deren 
sich  die  gewei^hchen  Aibeiter  und  späterhin  auch  die  Handlungsgehilfen 
dank  ihrer  soäalpolitischen  Propaganda  erfreuen  durften. 

Der  Bund  der  technisch-industrieUen  Beamten  fand  also  ein  rnches 
Feld  der  Betäti^rnnc  vor  und  hat  es  auch  intensiv  beackert.  Um  ^ned^r  ein 
normales  \'^erhältnis  zwischen  Angebot  und  iSachfrag^  auf  dem  Arbeit>- 
markte  herzustellen,  ging  er  zunächst  daran,  die  Öffentlichkeit  über  dip  Auf- 
sichten des  technischen  Berufes  aufzuklären.  Dieser  seiner  Arbeit  ist  zu 
verdanken,  wenn  heute  schon  ein  Naohlasaen  des  Besuches  der  teohniadien 
Hochschulen  verseichnet  werden  kann.  Dem  Unterbieten  der  Gehaltasitse 
suchte  er  durch  die  Schaffung  einer  Stellungslosenunterstfltiung  einen 
vorzuschieben.  Diese  Einrichtung,  die  inzwischen  auch  von  einigen  älter» 
Technikerverbänden  entweder  schon  eingeführt  oder  wenigstens  in  Ansni^ 
genommen  worden  ist,  ist  dank  der  Finanzpolitik  des  Bundes,  bei  der  auf  Grui:  i 
der  Erfahnmgen  der  Arbeitergewerkschaften  von  Anfang  an  auf  hohe  Mit- 
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gliedsbeiträge  hingearbeitet  wurde,  die  bestfundierie  und  bestdotierte  aller 
gleichen  Einrichtungen  von  Privatbeamtenorganisationen.  Von  den  übrigen 
Einrichtungrfn  des  Bundes  verdient  der  Rechtsschutz  und  die  Auskunftei 
noch  Erwähnung;  ersterer  dient  nicht  nur  dem  persönlichen  Schutze  der 
Mitglieder,  sondern  bezweckt  auch  eine  mittelbare  Hnwirkung  auf  die  Gesets- 
gebung,  wShiend  letstere,  ab  Koirelat  des  Stellennacbweiaeg,  das  stellnng- 
sucfaende  Miti^ed  über  die  Gehalts-  und  AnstelluiigBverbälUusse  der  in 
Frage  kommenden  Firmen  unterrichtet. 

Der  Schwerpunkt  der  Tätigkeit  des  Bundes  liegt  aber  in  der  sozial- 
politischen Propaganda  durch  Wort  und  Schrift.  Zu  diesem  Behufe  hat 
sich  der  Bund  auf  seinem  ersten  ordenthchen  iiuudeätage  im  Frühjahr 
1905  dn  sofialpoKtlseheB  Programm  gegeben,  das  auf  dem  swdten  Bundes- 
tage (1907)  im  einsdnen  verbessert  und  ergfinst  wurde.  Seine  Stellung 
zu  den  wichtigsten  Standesfragen  hat  der  Bund  überdies  in  einer 
Reihe  Leitsätze  präzisiert.  Dieses  Programm  ist  ebenfalls  für  die  älteren 
Technikerverbfinde  vorbildlich  geworden  und  bildf^t  din  Grimdlage  für  das 
Programm  des  sozialen  Ausschusses  von  Veremen  technischer  Privalan- 
gestellten,  in  dem  der  Bund  zurzeit  den  Vorsitz  führt.  Es  beruht  auf  dem 
(Grundgedanken  des  Interessengegensatzes  von  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer. Diese  Grundauftassimg  konmit  audi  in  der  organisatorischen  Grund* 
läge  des  Bundes  zum  Ausdruck;  in  seinen  Reihen  können  nur  technische 
Privatangestcllte,  und  zwar  ohne  Rürk??irht  auf  Vorbildung  und  Rang- 
stellung, die  Rechte  ordentlicher  Mitglieder  erwerben.  Ein  weiterer  Charakter- 
ziig  des  Programms  ist  die  scharfe  Betonung  der  parteipolitischen  Neu- 
traiital,  die  dahin  verstanden  wird,  daß  der  Bund  als  solcher  weder  für  noch 
auch  gegen  eine  der  bestehenden  politischen  Parteien  eine  ErUArung  ab» 
geben  dOrfe.  Als  drittes  Merkmal  des  Programmes  muß  dann  noch  die  be- 
wußte Hervorkehrung  des  Gedankens:  einhdtliche  Sozialpolitik  anstatt 
partikularistischer  Standespolitik  crvvMhnt  werden.  Sie  zeigt  sich  in  der 
Abweisung  von  Sondereinrichtungen  für  die  Privatangestellten  bei  der  Aus- 
gestaltung der  Pensionsversicherung,  der  Gewerbegerichte  und  Arbeits- 
kammern, ohne  daß  indes  die  berechtigten  besonderen  Wünsche  der  Privat- 
beamten dabei  zu  kurz  kommen.  Daß  die  Notwendigkeit  einer  angemessenen 
Vertretung  der  technischen  Privatangestellten  in  Arbeitskammem  heute 
nirgendwo  mehr  ernstlich  bestritten  werden,  haben  din  deutschen  Chemiker» 
Ingenieure,  Techniker,  Zeichner  usw.  dem  Bnnde  zu  verdanken.  Ebenso  ist  e« 
soin  Verdienst,  daß  die  Frage  einer  Hegelunt'  des  Rechtes  der  Angestellten 
ari  ihren  Eründungen  seit  den  letzten  drei  Jahren  in  Fluß  gekommen  ist,  wie 
schließUch  die  in  der  zurzeit  dem  Reichstage  vorUegenden  Novelle  zur  Ge- 
weiheordnung enthsltene  Verbeeserung  des  Technikerrechtes,  die  im  Obrigen 
billigen  Ansprüchen  Iflngst  nicht  genügt,  auf  seine  Einwiricung  auf  die  gesetz« 
gel>^den  Faktoren  zurückzuführen  ist. 

Die  entschirdf^ne  Haltung  des  Bundes  hat  aiiob  bereits  Ge^nbewegimgen 
der  Arbeitgeher  hervorgerufen.  Erwähnung  verdienen  da  hauptsächlich 
die  Unterdrückungsversuche  des  Oberscblesischen  Berg-  und  Hüttenmänni- 
schen Vereins,  des  Verbandes  Bayerischer  Metallindustrieller  und  jüngst 
auch  der  Kaiserlichen  Torpedowertntatt  Friedriehsort  hei  Kiel,  von  deren 
auf  privaten  Dienstvertrag  angestellten  Technikern  drei  Viertel  im  Bunde 
organi.«?iert  sind.  Den  Aussperrungsbeschluß  des  Verbandes  Bayerischer 
Metallindustrieller  bat  der  Bund  mit  der  Erhebung  einer  Extrasteuer  in 
Höbe  des  Monatbeitrages  (2  Mark)  für  die  Dauer  von  3  Monaten  beantwortet 
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und  zugleich  für  alle  jetzigen  und  künftigen  Maßregelungen  eine  besondere 

Gemafiregeltenunterstützung  geschaffen. 

Der  Bund  zählt  augcnbiicklioh  rnnd  13000  Mitglieder  und  besitzt  zahlreiche 
Zahlstellen,  von  denen  viele  die  Hechle  von  Ortsgnippen  haben.  Er  gibt  ein 
14tägig  erscheinendes  Organ,  die  Deutsche  industriebeamten-Zeitung 
wme  eine  wissenschaftliche  Vierteljahrsschrift,  das  „Jahrbuch  Iflr  die  soziale 
Bewegung  der  Indu»tiid>eamten**  heraus,  auSerdem  hat  er  bereite  ein  Dutiend 
Flugßchriften  in  die  Welt  hinausgesandt,  die  sich  mit  einzelnen  Standes- 
f ragen  befassen.  Auf  seine  Anregung  und  mit  seiner  finanziellen  Unter- 
stützung hat  das  Bureau  für  Sozialpolitik  im  vorigen  Jahre  über  die  Lage 
der  technischen  Privatangestellten  eine  Statistik  aufgenommen,  deren  Er- 
gebnisse von  dem  Staliütiker  Dr.  Reinhold  Jaeckel  in  einer  vor  kurzem  er- 
Bohienenen  Seluift  waiiieltet  sind. 


A.  ZIMMERMANN,  HAMBURG:  DIE  DEUTSCHE 
HANDLUNGSGEHBLFEN-BEWEGUNG. 

IK  deutsche  llandlungsgehilfenbeweguiig  laL  neueren  Datums, 
obwohl  ihre  AnfAnge  sehr  weit  snrüokreiohen.  Bfian  hat  swischen. 
kaufmfinnisehen  Vereinen  und  Organisationen,  die  eine  soziale 
Besserstellung  des  Standes  erstreben,  zu  unterscheiden. 

Jenes  sind  die  filteren,  diese  haben  sich  langsam  aus  ihnen  entwickelt. 
Die  ältesten  kaufmännischen  Vereine  verdanken  ihre  Entstehung  lediglich 
dem  Bedürfnis  der  Standesgenossen  nach  Anschluß  an  ihresgleichen.  Später 
gi-ündete  man  Kassen  zur  Unterstützung  in  Not  geratener  Kollegen  und 
erblickte  in  diesen  Kassen  schlieSlich  den  Hauptzweck  der  Vereine,  die  zudem 
rein  lokalen  Wirkungskreis  hatten.  UrsprüngHch  vielfach  als  Gehilfen* 
Vereine  gegründet,  wandelten  sie  sich  unmerklich  in  Prinzipalsvereine  um, 
in  die  wnh]  Gc^hilfen  aufgenommen  wurden,  in  denen  die  Prinzipale  aber  den 
alleinigen  Einfluß  ausübten.  Noch  war  für  die  Melnzahl  der  Gehilfen  die 
Möglichkeit  vorhanden,  selbstfindig  zu  werden,  nocii  war  desiialb  die  Grenz- 
linie zwischen  Prinzipalität  und  Gehilfenschaft  keine  scharfe. 

Die  grOBere  Flreizügigkeit,  welehe  die  Ausdehnung  des  Eisenbahnneties 
um  die  Mitte  der  fünfziger  Jahre  auch  für  den  Handlungsgehilfen  biaehte, 
machten  sich  gewissenlose  gewerbsmäßige  Stellenvermittler  zunutie,  um 
ihn  planmüßig  auszusaugen.  Um  dieser  Ausbeufiint^  zu  entp^ehen,  schlössen 
sich  1858  eine  Anzahl  Handlungsgehilfen  in  Hamburg  zu  dem  Verein 
für  Handlungskommis  von  1858  zusammen.  Der  Hauptzweck  dieses  Vereins 
war  die  Stellenvermittlung;  er  blieb  es  fast  50  Jahre  hindurch  und  wurde 
noch  im  Jahre  1907  von  der  Vereinsleitung  ab  solcher  heieiehnet.  Gant 
allm&hlich  gelangte  der  „Verein  für  Handlungskommis",  kurz  58er  Verein 
X  genannt,  zu  größerer  Bedeutung.  Seine  Entwicklung  bis  1883  wild  duroh 
folgende  Zahlen  veranschaulicht: 
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Jahr 

Mitglieder 

VereinBYennögeii 

Vermittelte  Stellen  in 
dem  betr.  Jafaro 

iö5y 

350 

5o4  Mark 

lo 

1865 

676 

4941  „ 

90 

1870 

2932 

16844 

382 

1880 

10471 

57554  „ 

1445 

1890 

30067 

94527 

3455 

Noch  25  Jahre  nach  seiner  Gründung  war  der  Verdn  trotz  der  inzwisohen 

erheblich  gewachsenen  Mitgliederzahl  ein  Hamburger  Orts  verein  ge- 
blieben. Nur  sehr  zögernd  ging  er  daran,  außerhalb  Hamburgs  Filialvereine 
zu  grOnden.  Der  spezifisch  haQÜ}urgische  Charakter  ist  dem  Verein  bis  heute 
geblieben.  Als  Stellenvermittlungsverein  konnte  er  seinen  Hauptzweck 
natttarfieh  am  leiohieBten  erfülen,  wenn  er  gute  Bedabongen  zur  Prinzipalit&t 
unterhielt.  Der  Veran  «rhob  deehalb  das  Pinniip  der  unMingten  Interenen* 
gemeinschaft  imehen  Prinzipal  und  Angestellten  zu  dem  seinen  und  dokumen- 
tierte das  u.  a.  auch  dadurch,  daß  er  die  Vorstandsposten  mit  Prinzipalen 
besetzte  oder  doch  mit  Gehilfen,  die,  in  hervorrai^onder  Stellung,  gelernt 
hatten,  wie  Prinzipale  zu  denken  und  fühlen.  Sozialpolitische  Betätigung 
war  vom  58er  Verein  nicht  zu  erwarten,  und  auch  der  1873  in  Berlin  als  Glied 
der  Hinch-DuAdmdien  Gewerkver^  entstandene  „Verein  der  Dentsehen 
KanJleute"  wandte  sieh  wie  sein  Toohterrerdn,  „derVeiliaiid  Deutseher 
Handlungigehilfen  zu  Leipzig",  nach  zum  Teil  viel  Terspreehenden  Anläufen 
wieder  von  sozialpolitischen  Bestrebungen  ab. 

In  den  Jahren  1891  und  \S92  war  somit  die  Handlungsgehilfeiii)ewegung 
tot.  Die  Vereine,  c^oße  wie  kleine,  waj-en  Selbstzweck  geworden.  Die  Sache 
des  geaaiiiten  Standes  war  vergessen.  Dabei  hatte  in  den  Kreisen  der  Hand- 
longsgehOfen  eine  deutlich  wahrnehmbare  Unsufriedenheit  mit  der  wirt- 
soliaftlichen  Lage  Platz  gegriffen.  Die  Entwicklung  der  Großbetriebe  hatte 
die  MögUchkeit,  selbständig  zu  werden,  fOr  den  Gehilfen  sehr  verringert. 
Auskömmliche  Gehälter,  die  dem  Handluncr^ge Hilfen  die  Gründung  eines 
eigenen  Heims  gestatten,  gehörten  zu  den  Ausnahmen.  Die  Art  der  Arbeit 
war  gegen  frühere  Jahrzehnte  intensiver  geworden,  während  die  Arbeits- 
dauer nicht  abgenommen  hatte.  Der  gesetzliche  Neunuhrladenschluß 
trat  erst  1899 in  Kräi,  das  Gesets,  das  den  freien  oder  doch  halb! rmen  Sonntag- 
Nachmittag  brachte,  erst  1892.  Als  die  soziale  Fürsorge  für  die  Arbeiter 
langst  eingesetzt  hatte,  war  fflr  den  Handlungsgehüfenstand  noch  nichts 
geschehen. 

Diesen  Umstand  benutzte  die  Sozialdemokratie.  Um  sich  von  vorn- 
herein eine  möghchst  breite  Basis  zu  schaffen,  faßte  man  1890  Hausdiener, 
Packer,  Handlungsgehilfen  und  Komträger,  also  recht  verschiedenartige 
Elemente*  susammen  und  schuf  fflr  sie  gemeinsam  eine  Faohsdtschrifk: 
„Der  Handelsangestellte*'.  Der  Vorstoß  der  Sozialdemokratie  hatte  besonders 
unter  den  Kleinhandelsgehilfen  der  Großstädte  Erfolg.  Ende  1893  bestanden 
in  Berlin,  Hamburg,  Braunschweig,  Dresden  Hannover  und  Fürth  sozial 
demokratische  Handlungsgehillenvereine  mit  insgesamt  etwa  1000  Mitghederu 
beiderlei  Geschlechts. 

Weil  die  Sozialdemokratie  sich  anschickte,  den  Handlungsgehilfenstand 
Ton  unten  an  lu  erobern,  die  weniger  gebildeten  und  schlecht  besahlten 
Gebilfem  dieser  Unterschicht  den  bestehenden  alten  kaufmännischen  Ver- 
aber  nicht  als  sonderhch  erwünschter  Zuwachs  für  die  eigenen  Vereine  . 
,  so  kümmerten  sie  lieh  um  die  sosialdemokratisohe  Agitation 
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nicht.  Zudem  mochte  es  auch  nicht  leicht  sein,  den  geübten  sozialdemo 
kratischen  VersammlungsreHnern  entgoc^^nziitrcten.  Was  aber  die  kauf- 
männischen  Vereine  als  solche  nicht  wagU  n,  das  unternahmen  einige  Ham- 
burger MitgUeder  des  Vereins  für  liaudlungskommis  von  1858  auf  eigene 
Faust.  Unter  der  Führung  eines  sehr  redegewandten  jungen  Handlungs- 
gehilfen I  r  w  a  h  n  besuchten  sie  die  Versammlungen  und  traten  den  social* 
demokratischen  Rednern  entgegen.  Hatte  man  zunächst  nicht  an  die  Gründung 
eines  eigenen  Vereins  gedacht,  sich  vielmehr  als  eine  Freischar  des  damals 
schon  großen  58er  Vereins  gpfnhlt,  so  erfolgte  dennoch  im  Septemb^^r  des 
Jahres  189.*^  ein  Zusammenschluß  unter  dem  Namen  „Deutscher  Handlungs- 
gehilfenverband",  ein  Name,  der  bald  in  ,, Deutschnationaler  Handlungs- 
gehiIlenTeri>and**  umgeindert  wurde.  Der  junge  Verein  unterschied  sich 
▼on  allen  früheren  Vereinen  in  mehrfacher  Hinsieht.  In  offener  Feindschaft 
sor  Sotäaldemokratie  stehend,  stellte  er  nichtsdestoweniger  sehr  radikale 
Fordeningen  auf.  Ein  besonderes  Gepräge  drückte*  ihm  sodann,  zumal  in 
den  ersten  Jahren  seines  Bestehen«,  die  radikalnational-antisemitische  Richtung 
seiner  Leiter  auf.  Die  Vorkämpfer  der  sozialdemokratischen  Handlungs- 
gehilfenvereine waren  durchweg  Juden,  während  die  Gründer  des  deutsch- 
nationalen Verbandes  in  ihrer  Mehrzahl  der  Hamburger  antisemitischen 
Richtung  angehörten.  EHe  Folge  dieser  Gegensätze  war,  daß  in  den  ersten 
Kämpfen  zwischen  Sozialdemokratoi  und  Deutschnationalen  die  partti* 
politischen  Auseinandei*setzungen  einen  verhältnismäßig  breiten  Raum  ein- 
nahmen. Erst  im  Laufe  der  Jahre  traten  die  parteipolitischen  Kämpfe 
mehr  und  mehr  zurück.  Nur  an  der  Grundbestimmuug,  daß  Juden 
und  deutschfeindliche  Ausländer  keine  Mitgliederi-echte  erwerben  können, 
hAlt  der  Deutschnationale  Handlungsgehilfenverhand  (kurz  D.  H.  V.  ge- 
nannt) fest. 

Er  trat  von  allen  kaufminmschen  Organisationen  zuerst  mit  einem  festen 
sozialpolitischen  Programm  an  die  Öffentlichkeit.  Er  verlangle  in  diesem 
Programm,  das  sich  im  wesenthchen  seit  1893  crl eichgeblieben  ist: 

Eine  Regelung  der  Arboits7,eit  und  der  Kündigungsfristen  durch  Fest- 
legung eines  Maximalarbeitblages  nach  Eigenart  der  Gedchaftszweige,  durch 
läftthnmif  einer  ununterbrochenen  Sonntagsruhe  Ton  36  Stunden,  durch 
Festlegung  einer  einheitlichen  Ladenschlufislunde  und  durah  Einftthrung 
einer  nicht  durch  Sonderabkommen  verkürzbaren  KOndigungsfiist  von 
6  Wochen  vor  jedem  Kalender- Vierteljahr. 

Ein  völliges  Verbot  dpr  sogenannten  Konkurrenzklausel. 

Stellung  der  Streitigkeiten  zwischen  Prinzipalen  und  Gehilfen  unter 
besondere  Gerichte  (Kaufmannsgerichte). 

Regehmg  des  Lehrlingswesens  durch  Schaffung  eines  bestammten  Ver* 
hältnisses  Emsehen  der  Zahl  der  Gehilfen  und  Lehriinge  in  den  einzeben 
Geschfiflen  und  durch  Einführung  des  Fortbildungsschulzwanges  für  alle 
Lehrlintre. 

Beschränkung  der  Frauenarbeit  im  Handel  nnf  diejenigen  Gebiete,  in 
denen  spezifisch  weibliche  Fähigkeiten  erforderluii  sind. 

Dies  Programm  fand  bald  außerordentlich  viel  Anhänger  (von  76  im 
Jahre  1894  wuchs  der  D.  H.  V.  auf  7000  im  Jahre  1897  und  40  000  im  Jahre 
1900). 

Der  58er  Verein  verhielt  sich  ebenso  wie  die  Leitung  des  Leipziger  Ver- 
bandes den  ihnen  zu  weitgehenden  Forderungen  der  Deutsehnationalen 
gegenüber  ablehnend.  Immerhin  wirkten  die  radikalen  Ideen  des  D.  H.  V. 
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auch  in  ihren  Reihen,  und  wenn  sie  auch  die  paritfttiBChen  Grundlagen  der 
widerstrebenden  Verbände  nicht  umstoßen  konnten»  so  sind  doch  in  beiden 
Vereinen  starke  radikale  Ström  im ppn  vorhanden. 

Inzwischen  hatten  sämtUch«  H andlungsgehilfen verbände  eine  außer- 
ordentlich eifrige  Werbearbeit  entfaltet.  Waren  ums  Jahr  1895  von  etwa 
450000  deutschen  Handlungsgehilfen  nur  100000  in  den  großen  Vereinen 
organiriert,  so  befanden  sich  ums  Jahr  1905  bereits  250000  von  500000 
GehilfK'ii  in  \'erbänden. 

Eine  Kraftprobe  zwischen  den  verschiedenen  Richtungen  und  Einzel- 
verbänden  brachten  die  Kaufmannsgerichtswahlen  im  Jahre  1905.  Jeder 
Verband  suchte  aus  seinen  Reihen  möglichst  viele  Beisitzer  für  die  Kauf- 
mannsgerichte  zu  stellen,  und  da  alle  männUchen  Gehilfen  über  25  Jahre  das 
aktive  Wahlrecht  besüsen,  so  konnte  das  Ergebnis  ab  einigermaßen  genaues 
Bild  der  Stimmung  sowohl  der  organisierten  als  der  unorganisierten  Gehilfen* 
Schaft  gelten.  Das  Wahlresultat  ergab  nun,  daß  Beisitzer  durchbrachten: 
Der  Deutschnationalc  Handlungsgehilfenverband  . . .  636  Beisitser 
Der  Verband  Deutscher  Handlungsgehilfen  zu  Leipzig  454  „ 

Der  Verein  für  Handlungskommis  von  1858    233  „ 

Der  (sozialdemokratische)  Zentralverband:   91  „ 

ADe  übrigen  VeibSnde  und  Lokalyereiiie  991  » 

Wihrend  das  Wahlergebnis  im  Verein  fOr  Handlungskommis  von  1858 
robig  hingenommen  wurde,  rief  es  Im  Verband  Deutscher  Handlungsgehilfen 
zu  Leipzig  eine  beispiellose  Erregung  und  Erbitterung  wach.  Die  früher 
besiegte  radikale  Rirhtimiir  ^rhob  sich  wieder  und  konnte  sich  jetzt  ungestörter 
betätigen  als  früiier.  Selbst  die  Vertiel*  t  (ior  Harmonie  ä  tout  prix  machten 
den  früher  bekämpften  weitergehenden  sozialpolitischen  Forderungen  wesent- 
liche Zugeständnisse  oder  wagten  doch  keinen  lauten  Wideit|Mnich  mehr. 
Sie  beschrSnkten  sich  viehnet^  darauf,  ivenigstens  Äußerlich  alles  zu  ver* 
melden,  was  der  mißtrauisch  werdenden  Prinzipalität  mißfallen  könnte. 

Da  der  Leipziger  Verband  sich  in  seinen  sozialpolitischen  Forderungen 
immer  mehr  dem  D.  H.-V.  nähert  und  ahc^p'^f^h^'n  von  der  Frauenfrage  und 
der  Frage  der  Organisation  der  Handlungsgehilfen  bzw.  Kaufmannskammern 
wesentliche  Unterscliiede  nicht  bestanden,  lag  der  Gedanke,  eine  Interessen- 
gemeinschaft mit  dem  Endziel  eines  yölligen  Zusammenschlusses  zu  he* 
grOnden,  nahe.  Die  großzügigen  Einigungsyersuche  scheiterten  schließlich 
an  dem  Widerstande  der  Mit^eder  des  Leipziger  Verbandes,  die  1906  den 
Plan  einer  späteren  VoreinigTiriß'  ablehnten,  und  auch  die  Anbahnung  einer 
Verständigung  auf  sozialpolitischem  Gebiete  kam  nicht  über 
den  Versuch  hinaus. 

Einen  ungefähren  Überblick  über  die  heutige  Stärke  der  größeren  Ver- 


binde geben  folgende  Zahlen: 

Mitgliederzahl  am  1.  Januar  1906: 

Deutschnationaler  Handlungsgehilfenverband   107  668  . 

Verband  deutscher  Handlungsgehilfen  zu  Lmpzig   80  134 

Verein  für  Handlimeskommis  von  1858    79  278 

Deutscher  Verband  kaufmännischer  Vereine  etwa  90  000 

Verband  kathoUscher  kaufmännischer  Vereinigungen   19  482*) 

Verem  der  deutschen  Kaufleute   19  933 


ZentralYcrband  der  Handlungsgehilfen  und  •Gehilfinnen  (soziald.)  8194 


*)  Davon  atm  10000  Gehilfen  und  9000  Prinsipale. 
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Die  emsige  reine  G  e  h  i  I  f  e  n  organisatioa  unter  den  bürgerlichen 
Vereinen  ist  der  Detttechnationale  Han^Uung^gehilfenyerband.  Die  pari* 
iätiscbe   Richtung  wird  am  unzweideutigsten  durch  den  Verein  für 

HaTuÜungskommis  von  1858,  den  deutschen  Verband  kaufmännischer  Vereine 
und  den  Verband  katholischer  kaufmännischer  Vereine  vertreten.  Zx\ischen 
diesen  beiden  Richtungen  stehen  der  Verband  deutscher  liandiuugsgehilfea 
zu  Leipzig  und  der  Verein  der  deutschen  Kaufieute.  Außer  den  aufgeführten 
Vefeinea  gibt  es  naiflrlich  noch  zabhdche  SonderoigeiiiBatioiien  der  Bank* 
gehilfen»  der  Drogisten,  der  Buchhandlimgsgehilfen,  der  Versicbenings- 
beamten  usw.  Alle  diese  Vereine,  die  es  schon  infolge  ihrer  natugeiii&ß 
kleinen  Mitgliederzahl  nicht  zu  j]ri'ößerer  Macht  bringen  können,  dienen 
indessen  meist  mehr  dem  Standesdünkel  als  dem  Stande  und  kommen  dem- 
gemäß für  die  große  deutsche  Handiungsgehilfenbewegung  weniger  in  Betracht. 


HENRI  DAGAN,  PARIS:  ARBEITER-ALTERS- 
VERSICHERUNG IN  FRANKREICH. 


^^^~flEIT  30  Jahren  beschäftigen  sich  weite  Kreise  der  französischen 
n^llh  öffentlichen  Meinung  mit  dem  Gedanken,  eine  Arbeiter-Alters- 
K^^9  Versicherung  zu  sciiailen,  und  allein  zwischen  1889  und  1902  wurden 
*'  ■■'iaA  Antrage,  darunter  zwei  Regierungsvorlagen  in  diesem  Sinne 
n  der  Kammer  em^raeht.  Aber  erst  in  den  Jahren  1904  bis  1906  kam  es 
zur  eingehenderen  Diskussion  eines  Entwurfes,  der  denn  auch  tatsAchlioh 
am  23.  Februar  1906  mit  512  ge^n  5  Stimmen  in  der  Kammer  angenommen 
wurde.  Dei^olbe  sieht  vor,  daß  die  12  Millionen  französischer  Lohnarbeiter 
von  ihrem  60.  Lebensjahre  an  eine  Rente  beziehen,  die  durch  einen  zwei- 
prozentigen  Abzug  von  ihren  Löhnen,  eine  Zahlung  in  gleicher  Höhe  von 
Seiten  d^  Arbeitgeber  und  die  Ergänzung  der  so  gewonnenen  Summe 
seitens  des  Staates,  Ins  zu  einer  Summe  Ton  mindestens  960  Fr.  pro  Jahr 
gebildet  wird.  Alle  Arbeiter,  deren  Tagdohn  1,50  Fr.  nicht  erreicht,  sind 
im  Sinne  des  Entwurfs  von  Beitragsleistungen  befreit.  Für  die  Übergangs- 
periode der  nächsten  25  Jahre  soll  die  Pente  zunächst  120  Fr.  pro  Jahr  be- 
tragen und  dann  sukzessive  auf  360  Fr.  erhöht  werden,  je  nachdem  Arbciter- 
jaiirgänge,  welche  bereits  während  einer  größeren  Periode  Beiträge  geleistet 
haben,  in  die  Berecbtigungslebenszeit  über  60  Jahre  eintreten*  Ausländische 
Arbeiter  sollen  yon  den  Zahlungen  der  Aibeitgeber  und  des  Staates  nur 
insoweit  Nutzen  ziehen  dürfen,  als  mit  ihrem  licimatstaate  ReziprozitAts* 
vertrage  bestehen,  oder  aber  ihr  Aufenthalt  in  Frankreich  über  5  Jahre  währt. 
Die  Kassen  der  einzelnen  Departements,  wenngleich  miteinander  in  Beziehung 
stehend,  sollen  doch  eine  gewisse  Autonomie  besitzen,  und  ihre  Verwaltung 
soll  von  Komitees  besorgt  werden,  die  zu  je  V«  aus  Delegierten  der  Arbeiter, 
Arbeitgeber  und  des  Staates  zusammengesetzt  sind.  Den  zahlreichen  bereits 
bestehenden  Aibeitervereinen  zur  Veiaioherung  ihrer  Mi^^eder  (sod^Cte 
secours  mutuel)  soll  ein  weiter  Spielraum  gewährt  und  ihre  Eingfiederong 
Idas  staatliche  System  in  jeder  Weise  Richten  werden. 
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Der  genannte  Gesetzentwurf  begegnete  freundlicher  Unterstützung 

von  Seiten  der  Arbeiterschaft  nnd  ihrer  Vertreter  im  Parlament  und  zu- 
nächst nirgends  ernsthafter  Ge^ersc liaft.  Erst  im  Senat,  in  dem  konser- 
vative Interessen  herrschen,  begaiui  nian  der  finanziellen  Seite  des  Problems, 
und  zwar  der  wahrscheinlichen  Höhe  der  notwendigen  Staaläbeiträge,  das 
Augenmerk  nuniwenden.  Der  Vonitmde  der  Senatskomnuanon,  welcher 
die  Voii>eratttng  des  Geeetientwurfes  ngsmesen  wurde,  gdangte  dnroh  ein> 
gehende  Untenuchung  zum  Schlüsse,  daß  vom  Beginn  der  Wirksamkeit 
des  Gesetzes  an  2  200  000  Arbeiter  in  den  Genuß  der  Rente  treten  würden, 
somit  im  Hinbück  auf  die  Anfangsrente  von  120  Fr.,  die  noch  durch  keinerlei 
Arbeiter-  und  Untemehineibeitrüge  gedeckt  erschemt,  dem  Staate  die  volle 
Begleichung  von  2200000x120  =  264000  ODO  Francs  pro  Jahr  obUegen  werde. 
Weiterhin  würden  diese  Beitrftge  noch  steigen  nnd  schUeflIioli  In  der  nor- 
malen Periode  425  Millionen  pro  Jahr  betragen,  gegenflber  400  Millionen, 
die  durch  Beitrfige  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber  gedeckt  würden.  Angesichts 
der  Befürchtung,  doß  diese  großen  Staatsbeiträge  für  das  Budget  eine  un- 
erschwingliche Last  bedeuten  winden,  suchte  die  Senatskommission  die 
Beratung  des  Gesetzes  inuiiei  üiehr  und  mehr  zu  verzögern,  und  die  ^yihänger 
der  Reform  begannen  schUeßhch  an  der  Möglichkeit  zu  verzweifeln,  den 
Widerstand  der  im  Senat  yerfaretenen  kapitalirtiBchen  Kiebe  jemals  brechen 
SU  können. 

Um  doch  die  Durchführung  eines,  sei  es  auch  minder  weitgehenden 

Gesetzes  zu  ermöglichen,  richtete  der  Ministerpräsident  Clemenceau  am 
22.  Juni  d.  J.  ein  S(  hreihen  an  den  Vor^itTienden  der  Senats kommission, 
m  dem  er  ihm  Konipruiiiißvurschläge  unterbreitet.  Das  Alter,  von  dem  an 
die  Berechtigung  des  Rentenempfangs  anhebe,  soll  auf  65  Jahre  hiuauf- 
gesetst  werden,  die  Arbeiter  Ttm  weniger  als  1,50  Fr,  Tagaldm  sollen  nicht 
mehr,  wie  im  ursprttnglichen  Entwürfe  voi^gesehen,  von  Beitragsleistungen 
enthoben  sein,  femer  soDeo  gewisse  Beschränkungen  in  der  Beitragsleistung 
de?  Staates,  welche  dessen  finanzielle  Belastung  wesentlich  einschränken,  fest- 
gelegt wrrden.  Der  neue  Vorschlag  begec^nete  naturgemäß  bei  den  wahren  und 
alten  Freunden  der  Reform  lebhaftem  Widerstand.  In  den  Arbeitorkreisen 
sagte  man,  daß  eine  Pension,  die  erst  mit  65  Jahren  begimie,  keine  Pension 
für  die  Lebenden,  sondern  tine  Pension  fflr  die  Toten  sei,  denn  die  groß- 
stidtischen  Industrieaibeiter  erreichten  nnr  Uberaus  selten  dieses  Alter. 
Auch  die  neue  Bestimmung,  die  selbst  die  ärmsten  Arbeiter  zur  Beitrags- 
pflirht  heranzieht,  mußte  naturgemäß  die  Empörung  der  beteiligten  Kreise 
wecken.  Sriion  erheben  sich  Stimmen  in  der  Arbeiterschaft,  welche  das 
Scheitern  des  ganzen  Gesetz »ntwurfs  seiner  Verstümmelung  vorziehen; 
besondei's  fürchtet  man,  daß  die  tinanzielle  Deckung  des  ganzen  Renten- 
systems im  Wege  der  ^pitalisierung  zur  Anhfinfung  allzugroSer  Kapitalien 
in  Hinden  des  Staates  fOhren  wflrde,  daB  derselbe  in  Versuohnng  käme, 
auf  diese  Kapitalien  in  Stunden  der  Bedrfingnis  für  andere,  insbesondere 
militärische  Zwecke  Hand  zu  legen,  sowie  femer,  daß  ein  allzugroßer  Beamten- 
apparat zur  Ven\altnni^  dieser  Gelder  erforderlich  sein  würde.  Vielfach 
werden  Stimmen  laut,  welche  angesichts  clor  finanziellen  und  politischen 
Schwierigkeiten,  die  sich  scheinbar  unüberwmdlich  aufgetürmt  haben,  den 
TODigen  Verriebt  auf  dhBgatorische  Venichenmg  und  die  bloße  Einführung 
faknitaliver  AUersversichemng  wOnsohen. 

Während  die  Alterspensionen  in  England  eben  jetzt  Gesets  geworden 
«nd  alle  Beteiligten  sich  ihrer  freuen,  da  sie  dem  Arbeiter  geben ,  ohne 
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irgendwelchen  Privaten  Lasten  aufzuerlegen,  ist  man  ia  FVtnkreich  von 
der  Lösung  des  Problems  weiter  denn  je  entfernt,  und  es  wird  voller  Kraft- 
anstrengung «5P!tpn<i  der  Arbeitppsrhaft  imd  dor  arboitprfreundlichpn  Parteien 
im  Parlament  bedüiien,  um  die  stockenden  \  erliandiungen  Nsieder  in  Gang 
zu  bringen.  Einflußreiche,  konservative  und  plutokratische  Schichten  Fraak- 
reiehs  nehmen  eben  an  den  Intereaeen  der  bcidttrfiigea  BevUUuning  eo  wenig 
wirklichen  AnleO,  daJI  ihnen  eine  tateftchfich  schwere  Bdesiung  des  Budget» 
zugunsten  dieser  Volksschichten  als  Anomalie  erseheint. 

Ihr  soziales  Empfinden  geht  soweit,  die  Altersversorgung  im  Prinzip 
gutzuheißen,  aber  es  geht  nicht  weit  genug,  irgendwelche  Opfer  zu  brin^n. 
Die  Erkenntnis  wird  sich  ei-st  durchbrechen  müssen,  daß  die  Versorgung 
alter  Arbeiter  ebenso  und  mehr  als  irgendeiner  der  anderen  Zwecke,  welchen 
die  Ausgaben  des  Staates  dienen,  denelbea  wert  erscheint.  So  wird  die  Frage 
der  AHeieversorgung  in  F)rankreich  aus  einer  bloB  sosialen  und  politischoi 
zu  einer  Frage  der  seelisehen  Entwicklung  des  Volkes  und  seiner  herrschenden 
Klasse. 

DR  JULIUS  DEUTSCH,  WIEN:  DIE  RESULTATE 

DER    ARBEITSZEITVERKÜRZUNG    IM  ÖSTER- 
REICHISaiEN  BERGBAU. 

U  den  wenigen  Ländern,  welche  durch  Gesetz  die  Arbeitszeit  der 
1' jigarbeiterschaft  Yerkfirst  haben,  gehört  Österreich,  und  die 
tlrgebnisse  dieser  Maßregel  für  das  Wohl  der  Bergarbeiterschaft 
wio  auch  für  das  volkswirtschaftliche  Gedeihen  der  Gesamtheit 
p^f,qqprt  dnhrr  als  bedeutsam  für  die  Behandlung  des  gleichen  Problems  in 
den  andern  Ländern  angesehen  werden. 

Zu  Beginn  des  Jahres  1900  standen  60000  österreichische  Bergarbeiter 
im  Streik.  Ihre  hauptsächlichste  Forderung  war  die  Einführung  der  A  c  h  t  - 
Stundenschicht.  Nach  einem  swei  volle  Monate  wahrenden  erbitter- 
ten Kampfe  mußten  die  Bergarbeiter  wieder  zu  den  Arbeitsstätten  sutOoIe- 
kehren,  ohne  einen  bedeutenderen  unmittelbaren  Erfolg  errungen  zu  haben. 
Ihr  Kampf  war  aber  doch  ni^ht  wirkungslos  geblieben;  unter  dem  Kindrucke 
des  Riesenstreiks  gelang  es,  im  Parlamente  einen  Gesetzentwurf  zur  Annahme 
zu  brint,''^n,  der  die  Arbeitszeit  im  Bergbau  auf  neun  Stunden  täglich 
beschräiikl.   Am  i.  Juh  1902  trat  dieses  Gesetz  in  Wirksamkeit. 

Die  Forderung  der  Osterreichischen  Bergarbeiter  nach  der  Einfflhmng 
der  Achtstundaischioht  war  aber  mit  der  Gewährung  der  gesetdichen  Neun- 
stundenschicht nicht  erloschen.  Immer  wieder  von  neuem  drängten  die 
Bergarbeiter  und  ihre  parlamentarischen  ^'^'^trelp^  —  fast  durchweg  Sozial- 
demokrat »^n  —  auf  eine  weitere  Verkürzung  der  gesetzlich  gestatteten  täg- 
lichen Arbeitszeit.  Um  diese  Wünsche  einer  ein wands freieren  Beurteilung 
unterziehen  zu  können,  veröflentlichte  das  k.  k.  Ackerbau-Ministerium  nun 
„Materialien  lu  den  Anträgen,  betreffend  die  EinflAinmg  der  Achtstundea- 
schiebt,  die  Verlängerung  der  Sonntagsruhe  beun  Bergan,  nebst  Nach* 
Weisungen  Über  die  DurohscbnitteleistungeiL  der  Gmbenaibeiter  beim  Kohkn* 
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Li  rgbau  Österreichs  in  den  Jahren  1901  und  1903  bis  1907  und  die 
Arbeitslöhne  beim  österreichischen  Bergbau  in  den  Jahren  1901  bis 
1906/* 

Aus  dieser  amtlichen  Pubiikaüun  ml  zu  entnehmen,  daß  am  gemein- 
Barnen  Erhebungstage,  am  4.  Juni  1907,  yon  137965  ttber  Tag  und  in 
der  Grübe  besohsf^gten  Beigaibeiteni  folgnide  Arbeitoieiien  festgeetellt 
worden: 
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Aus  diesen  Daten  ist  zu  ersehen»  daß  ungefähr  zwei  Drittel  der  Arbeiter 
bis  zu  neun,  ein  Drittel  mehr  als  neun  Stunden  im  Tag  arbeiten.  Allerdings 
ist  die  wirklich  bei  der  Arbeif  verbrachte  Zeit  elwa^  geringer.  Es  ist  nämhch 
in  vielen  österreichischen  Bergbaubetrieben  die  sogenannte  , .Anstalt"  üblich, 
die  im  Verlesen,  Beten,  in  der  Erteilung  und  Entgegennahme  von  Arbeits- 
anweisungen und  der  Vornahme  gewisser  anderer  Verrichtungen,  wie  Aus- 
faasung  und  Rflckgabe  von  Sprcngmitteln,  Holseurichten  und  dergleichen, 
besteht.  In  198  Betrieben  wird  diese  „Anstalt"  —  die  einige  Minuten  bis 
zu  einer  halben  Stunde,  in  der  Hegel  aber  nicht  über  15  Minuten  dauert 
den  Arbeitern  in  die  Schicht  eingerechnet. 

Bemerkenswert  ist,  daß  trotz  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  durch 
(las  Gesetz  im  Jahre  i'^vi  die  Durchschnittsleistung  der  Arbeiter  sich  viel- 
fach hob.  In  137  Betrieben  =  45,36  %  war  die  Durchschnittsleistung  eines 
Albeiters  in  der  Schicht  in  den  Jahren  1903  bis  1907  größer  alsim  Jahre 
1901,  In  nur  49  Betrieben  « 16,23  %  war  sie  kleiner,  in  116  Betrieben  - 
38,41  %  war  sie  abwechselnd  grOfier  oder  kleiner.  Diese  ZifTern  sprechen 
mehr  als  es  dicke  Bände  zu  tun  vermochten  von  den  Vortuen,  die  in  der 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  liegen. 

Die  österrpirhische  Erfahrung  zpigt,  an  Hand  der  praktischen  Entwick- 
lung, die  Richtigkeit  eines  riedankriis,  der  von  den  Vertretern  der  Arbeiler- 
bchaft  immer  wieder  bctunt  wuide;  daß  jede  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
es  dem  Arbeiter  ermO^che,  in  der  yerbleibenden  Restidt  um  so  intendver 
t&ttg  ni  sein,  seine  Kraft  in  geringerer  Zeitdauer,  aber  gleicher  Geeamtwirkung 
zu  verausgaben.  Hiersu  tritt  dann  noch  das  moralische  Element  der  größeren 
Arbeitsfreude,  sowie  auch  der  Möglichkeit,  in  den  gewonnenen  Abendstunden 
geistige  und  fachliche  Belehrung  zu  suchen.  So  rrwächst  unter  dem  Regime 
der  verkürzten  Arbeitszeit  ein  Stamm  von  besser  qualifirjerten  Aiheitern, 
und  deren  Arbeitsleistung  wird  eine  um  so  größere.  Von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  ist  es  klar,  daß  die  ArbeitswitTerkürsang  eminent  kultur- 
iOrdemd  und  zugleich  überaus  gflnstig  auf  die  ProdukÜTität  der  Arbeit 
einwbkt. 

T  . ei  der  muß  noch  konstatiert  werden,  daß  die  materiellen  Vorteile,  die 

durch  die  gesteigerte  Produktivität  der  Arbeiter  erreicht  wurden,  nicht  diesen, 
sondern  nur  den  reichen  Grubenbesitzern  in  den  Schoß  üelen.  Im  Jahre 
1901  betrug  der  reine  Jahresverdienst  der: 
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Häuer  und  Förderer  913»51  Kr.,  im  Jahn  1906:  938,43  Kr., 

soosti^n  omachsenen  GrubdlMbCit.  845,74  „  „        „     826,52  ,^ 

erwachsenen  Tagelöhner   789,70  „     „     „       „     812,51  „ 

Jungen:   442,60  „     „     „       „     451,41  „ 

weiblichen  Arbeiter   340,12  „     „     „       „    350,67  „ 

Eine  AriMiterkaiegorie,  die  der  erwaehsttoeii  GrabenaiMter,  hat  sogar 
einen  effektiven  Lohnrflckgang  xu  verattehnen;  bei  den  anderen  Kategoriea 
wiegt  die  geringe  LohnerhOhm^  nur  wa  einem  kleinen  Teile  die  allgemeine 
Erhöhung  der  Lebenamittel preise,  die  in  den  letzten  Jahren  eingetreten  ist, 
auf.  Es  ist  aber  zu  hoffen,  daß  die  emporblühende  Gewerkschaft  der  öster- 
reichischen Bergarbeiter  den  Grubenbesitzern  auch  im  Lohnkanipfe  bald 
größere  Erfolge  abringen  wird,  ebenso  wie  sie  ja  in  ihrem  Kampfe  um  die 
AibeitanÜTerkOnang  achoii  BedeutendeB  emoig  und  aebliefilieli  anoh  den 
ranan  Aehtetnndentag  darehzusetseii  imstaiide  sein  wird 

Das  teterreichiflche  Beispiel  der  gesetzlichen  Arbeitszeitverkürzung  im 
Bergbau  kann  jedenfalls  für  analoge  Maßnahmen  der  andern  Lflnder  nur 
überaus  ermunternd  wirken. 
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XI.  DIE  ENTWICKLUNGSTENDENZ  ZUM  KONSTI- 
TUTIONALISMUS IN  DER  FABRIK. 

ÄHREND  die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  Neuzeit  den^Feuda- 
lismus  als  Regierungsform  gebrochen,  das  persönliche  Gebot  des 
Herrn  durch  den  unpersönlichen  Willen  des  Staates  und  somit 
der  Gesamtheit  ersetzte,  haben  die  letzten  Jahrzehnte  wieder 
neue  Bindungen  geschaffen,  welche  die  Zweckverbände  der  industriellen 
Arbeiter  einer  gegebenen  Fabrik  als  Untertanenverband 
an  den  individuellen  Willen  des  Fabrikherrn  knüpfen. 
Vielfach  haben  sich  auch  wieder,  so  wie  ehedem  in  der  Feudalzeit,  patriarchali- 
sche Beziehungen  herausgebildet,  Wohlfahrtseinrichtungen  für  die  Arbeiter- 
schaft wurden  durch  freie,  wohlwollende  Entschließung  der  Herren  den 
Arbeitern  gegeben ;  im  wesenthchen  aber  muß  doch  von  der  Anfangsperiode 
kapitalistischer  Industrie  gesagt  werden,  daß  die  Arbeitsbedingungen  imd 
Arbeitszeit,  Löhne  und  allgemeine  Lage  der  Arbeiterschaft  einer  doppelten 
Willkür  preisgegeben  waren:  Einerseits  der  des  Fabrikherm,  der  je  nach 
persönlicher  Charakteranlage  Krankenunterstützungen,  Altersrenten,  Ar- 
beiterwohnungen gab  oder  verweigerte,  andererseits  der  unpersönlichen 
Willkür  des  Gesetzes  von  Angebot  und  Nachfrage,  das  die  Löhne  bestimmte, 
ohne  ein  anderes  Existenzminimum  als  das  der  rein  physischen  Heizung 
der  Arbeitsmaschine  zum  neuen  Tagewerk  zu  berücksichtigen. 

Unter  dem  Einfluß  dieses  letzgenannten  „Gesetzes"  mochten  manche 
Arbeiterkategorien  in  guter  Geschäftszeit  günstige  Löhne  vorübergehend 
erzielen,  andere  aber  gezwungen  werden,  zu  tiefsten  Löhnen  zu  arbeiten 
und  dem  schwersten  Elend  preisgegeben  zu  sein.  Die  sozialen  und  kulturellen 
Gesichtspunkte,  die  ein  Minimum  an  Lohn  und  ein  Maximum  an  Arbeitszeit 
zur  Bewahrung  der  Rassengesundheit,  zur  Ermöghchung  kulturellen  Mit- 
lebens der  Arbeiterschaft  an  den  Werken  der  Volksgesamtheit  fordern,  über- 
haupt alle  Gesichtspunkte  planvoller  Regelung  blieben  bei  diesem 
System  absolut  unberücksichtigt.  Im  Reiche  der  Arbeitsbedingungen  herrschte 
die  Anarchie,  durch  ein  wenig  Feudalismus  gemildert. 

Aus  individueller  Kraft  konnte  der  einzelne  Arbeiter  sich  dem  Geschick 
seiner  Klasse  nicht  entziehen,  isoliert  war  und  bheb  er  eine  Welle  im  Strome 
des  genannten  ökonomischen  Gesetzes.  Erst  seine  Verbindung  mit  den  Arbeits- 
kameraden zum  gemeinsamen  Widerstand  gegen  den  Fabrikherm  führte 
das  persönliche  Wollen,  die  seelische  Energie  der  Arbeitenden  selbst 
mit  fiJs  Faktor  ein,  der  die  Gesamtresultierende  aus  all  den  verschiedenen 
Faktoren  wesentUch  verändern  konnte  (siehe  meinen  Aufsatz  in  Heft  6 
dieser  Zeitschrift). 
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2.  Aber  der  Streik  war  und  ist  eben  doch  nur  eine  Abwehr  gegen  gewisse 
allzu  verderbliche  Folgen  der  industriellen  Anarchie;  sowie  er  beendet,  wird 
die  Bf^ziehung  des  Arheiters  zum  iVrbeitgeber  v^ioHrr  oinn  solche  der  Unter- 
ordnung, nicht  mehr  der  Gleichordnung  vertragbclilitiiciuier  l  eile. 

Als  die  Entwicklung  weiterschnlt  und  Gewerkvereine  schuf,  welche  die  Vor- 
teile des  Streiks  daaerad  bewahren  (siehe  gleichfaUs  obengienamiten  Au£MitB), 
ward  aJlerdings  die  Beziehung  beider  Teile  eine  andere.  Der  Arbeitgeber  kann 
die  Arbeitsbedingungen  nur  mehr  cir  Jure,  nicht  mehr  de  Facto  aus  freier 
Willkür  ändern,  weil  er  sonst  die  Gefahr  neuen  Streiks  heraufbeschwört. 

Es  erhellt  aber  sofort,  daß  auch  dies  dun  haus  kein  Rechtszustand 
oder  auch  nur  ein  Friedenszustaud  ist,  daü  vielmehr  latenter  Streit,  vorüber- 
gebend gebunden  durch  Gleichgewicht  der  Kräfte,  Charakteristikum  der 
Lage  in  der  Fabrik  wird.  Wie  viel  Wertezerstörangen  für  ^e  Industrie, 
wie  viel  Lohnausfall  fOr  die  Arbeiterschaft  die  stets  wiederkehrenden  Streiks 
bedeuten,  ist  allgemein  bekannt.  Des  weiteren  ist  aber  auch  zu  beachten, 
wie  viel  Erbitterung  durch  die  stets  wiederkehrenden  industriellen  Lohn- 
könipfe  in  beiden  Parteien  geweckt,  wie  sehr  die  Volksgesamtheit  in 
fpjndliche,  unsolidarisclie  Gruppen  gespalten  wird.  Man  wende  nicht  ein, 
duU  dies  auf  der  bloüen  T  atsache  des  Interessengegensatzes  zwischen  Arbeiter- 
schaft und  Unternehmertum  beruhe,  gerade  diese  beid^  Klassen  haben  sehr 
bedeutende  gemeinsame  Interessen:  Jede  Krise  bringt  dem  Unternehmer 
Verlust  und  dem  Arbeiter  Arbeitslosigkeit,  jede  Erweit  in  g  des  Marktes 
dem  ersteren  Gewinn  und  dem  letzteren  die  Möglichkeit,  höhere  Löhne  zu 
erzielen.  Trotzdem  herrscht  zwischen  beiden  Klassen  Haß  und  Erbitterung. 
Wenn  wir  auf  andere  Volkskreise  blicken,  zwischen  denen  auch  wichtige 
Interesseafragen  schweben,  etwa  die  Kaufmannschaft  und  ihre  Beamten, 
oder  auch  zwei  Kaufleute  an  sich,  von  denen  naturgemäß  jeder  die  Vorteile 
des  Geschäfts  für  sich  beanspruchen  möchte,  so  finden  wir  doch  stets,  daß 
diese  Streitfragen  in  nüchterner,  leidenschaftsloser  Weise  behandelt  und 
ausgetragen  werden.  Man  trachtet  einfach,  seinen  eigenen  Vorteil  so 
gut  als  mödich  zu  wahren;  hat  man  sich  aber  einmal  vereinitrt.  dann  gilt 
CS  als  Gebot  der  Ehre,  dem  abgeschlossenen  Geschäfte  und  Vertrage  unter 
allen  Umständen  Treue  zu  wahren. 

3.  Wenn  auch  die  Beziehungen  zwischen  Arbeiter  und  Unternehmer  auf 
diese  Basis  gestellt  werden  sollen,  dann  muß  auch  in  dieser 
Sphäre  das  rein  kommerzielle  Prinzip  des  Vertrags- 
abschlusses» der  nüchternen  und  Iddenschaftslosen,  sei  es  auch  noch  so  ziel- 
bewußten und  zähen  ^^: i  linndlimg  und  die  freie  Erfüllung  der  frei  über- 
nommenen Verpflichtungen  zur  Geltung  kommen.  Zwischen  dem 
einzelnen  Arbeiter  und  dem  T'ntemehmer  können  solche  Vereinbarungen, 
an  die  sich  beide  als  Ergebnis  ihrer  freien  Entschließung  gebunden  erachten, 
nicht  zustande  kommen,  denn  ihre  Stellung  ist  keine  gleiche;  immer  wieder 
sieht  sieh  der  Arbeiter  versucht,  durch  g^chseitige  ArbeitseinsteUung  mit 
seinen  Kameraden  in  einem  kollektiven  Akt  zu  erzwingen,  was  ihm  in  der 
ungünstigen  Position  des  Einzelarbeiters  zu  erringen  versagt  wäre. 
So  kann  nicht  dei' individuelle,  sondern  nur  der  kollektive  Arbeitsvort  ragin  seinen 
Stipulationen  das  wirklich  dauernde  Machtverhältnis  der  vertrag- 
schließenden Teile  zum  Ausdruck  bringen.  Der  kollektive  Aibeitsvertrag  wird 
darum  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fftlle  für  die  ganze  Zeit,  für  die  er  ge- 
schlossen wurde,  auch  tatsächlich  gehalten.  Imübrigenistesjaleiohlkihnwkjeden 
anderen  erzwingbaren  kommerziälen  Vertrag  mit  allen  gesetzlichen  Garantien 
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EU  umkleiden.  Sowohl  die  Arbeitgeber  ab  auch  die  Gewerk^ereine,  als  yerira^ 
schließende  Subjekte,  können  haftbar  gemacht  und  Schadcncrsatr  für  Vertrags- 
bruch durch  Exekution  auf  ihr  Vermögpn  f^TT.vnmgpn  wcrdon.  Tatsächlich  ist 
die  Bewegung  für  kollektive  Arbeitsverträge  m  aiiea  euiopäisi  lHn  Industrie- 
staaten eine  starke  (siehe  Artikel  von  Ren^  Simon  auf  Seite  9ö7  und  Ckrunü^ 
auf  Seite  1041),  und  leicht  ist  es,  durch  EinfÜhning  gleitender  Lohnskalen, 
auch  der  Industriekonjunktur  Rechnung  zu  tragen;  für  Zeiten  guten  Ge- 
schäftsganges, in  denen  die  Industrie  zur  Zahlung  höherer  Löhne  befähigt 
ist,  Bedürfnis  nach  mehr  Arbeitern  hat  und  somit  auch  im  Sinne  des  Ge- 
setzes von  Angehot  und  Nachfrage  höhere  Löhne  bezahlen  müßte,  das  auto- 
matische Anwachsen  der  Löhne  in  der  Skala  festzusetzen,  sowie  für 
Zeiten  minderer  Konjunktur  mindere  Ziilern  vorzusehen  (s.  Artikel  von 
F.  Maddison  in  Heft  7  der  Zeitschrift).  Auf  je  längere  Frirtea  solche  Ver^ 
träge  geschlossen  werden,  um  so  stabiler  werden  die  Aibeitsverhältnissey 
um  so  mehr  werden  die  Arbeitgeber  und  Aibeitnehmer  Tor  der  Wertezer^ 
Störung  und  den  Lobnverlusten,  wie  sie  aus  Streiks  erwachsen,  geschützt. 

4.  Weiter  noch  schreitet  die  Entwicklung.  Auch  der  kollektive  Arbeits- 
vertrag ist  in  gewissem  Sinne  ein  Friedensvertrag,  dessen  Bedingungen 
von  der  relativen  Machtstäike  der  beiden,  quasi  kämpfenden  Parteien  diktiert 
werden.  Soziale  imd  kulturelle  Gesichtspunkte  kommen  In  ihm  noch  nksht 
zur  Geltung.  Ffir  gelernte  Aiheiter,  welche  es' verstehen,  sich  su  macht* 
vollen  Organisationen  zusammenzuschließen,  wie  die  Buchdrucker  aller 
Industrieländer,  ist  er  ein  wirksames  Mittel  zur  Erzielung  stabiler  und  ent- 
sprechender Ari)eitsb(»dingungen;  für  ungelernte,  zur  Organisation  minder 
befähigte  Arbeiter,  insbesondere  auch  für  Frauen,  kommt  er  nicht  in  Frage. 
Für  alle  diese  Arbeitergruppen  bringt  erst  die  schrittweise  Entwicklung 
des  Gedankens  industrieller  Schiedsgerichte  die  Abkehr  von  Ausbeutung 
und  Anarchie,  den  Übergang  zu  Arbeitsbedingungen,  welche  ein  angemessenes 
Existenzminimum  garantieren  und  auch  sozialen  und  kultiireUen  Gesichts- 
punkten in  dessen  Fixierung  Rechnung  tragen. 

Als  erster  Ansatz  in  dieser  Richtung  ist  wohl  das  Eingreifen  der  Re^p- 
rungen  zur  Beilegung  solcher  Streiks  anzusehen,  welche  allgemeine  Staats- 
und Volksinteressen  besonders  bedrohen,  so  den  Verkehr,  die  Beleuchtung, 
die  Brotversorgung  der  Bevölkerung.  So  oft  die  Regierungen  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  ihren  EinfluA  auf  die  streitenden  Parteien  swecks  Bei* 
legung  solcher  Konflikte  zur  Geltung  gebracht  haben,  waren  die  von  ihnen 
als  Basis  des  Friedensschlusses  diktierten  Bedingungen  natui^mäß  ein 
Ergebnis  alliremoin  sozialer  Betrachtung.  Es  sind  somit  Momente  außerhalb 
des  reinen  Stärkeverhältnisses  der  beiden  Parteien,  die  nun  zum  ersten  Male 
zur  Geltung  kommen.  Besonders  in  g^undheitsgefährhchen  Industrien 
wie  im  Bergbau  wurden  neue,  den  Anforderungen  der  Öffentlichen  Meinung 
hesser  entsprechende  Arimtsbedingungen  wiederholt  durch  solches  Eingreifen 
heil>eigeffllurt.  So  wurde  die  Verkffarsung  der  Arbeitszeit  in  den  öeterreiclüschen 
Kohloibergwerken,  welche  die  Arbeiterschaft  aus  eigener  Kraft  nicht  hatte 
erzwingen  können,  im  Gefolge  des  Streik?  rltirch  Annahme  eines  diesbezüg- 
lichen Antra?«  im  Parlnmfnt  durchgeführt.  In  mehreren  europäischen 
Staaten  bestehen  seit  kurzem  gesetzliche  Einigungslimter,  welche  bei  Arbeits- 
konfUkten  unter  Hinzuziehung  UnparteiUcher  ein  Votum  abzugeben  haben. 
Dasselbe  ist  freUich  for  die  streitenden  Parteien  nicht  bindend,  aber  es  Ufirt 
doch  die  öffentliche  Meinung  auf  und  führt  sie  als  machtvollen  Gegner 
jener  streitenden  Partei  entgegeu,  die  sich  dem  Schiedsspruch  nicht  fflgen 
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wiH.  Solohe  Emigimgsfimier  bwtehen  insbesondere  in  Frankreich  aeit  1901 

(siehe  Artikel  von  Rene  Simon  auf  Seite  987),  und  vor  wenigen  Wochen 
hat  der  englische  Handelänimister  Churchill  gleiche  Vorsorge  in  En^rlai.i 
j^trofien.  In  Kanada  bestehen  solche  Schiedsgerichte  seit  März  1907  (siehe 
Artikel  von  Professor  Ökelion  in  Heit  6  dieser  Zeitsckiift).  Dieselbea  sind 
zunächst  für  solohe  InduBtrien  eingefOhrt  worden,  die  für  das  allgemeine 
Inictwo  der  BerMkanrng  ron  beaondaferWchtigkeit  aind:  Für Biiwnhiihiwn, 
Tdegraphan,  Kohlenbergwerke,  Gas-  und  elektrische  Beleuchtung.  Daa 
Gesetz  verfügt  für  diese  Industrien:  daß  Arbeitgeber  oder  Gewerkschaften, 
die  mit  den  gegebenen  Arbeitsbedingungen  unzufrieden  sind  und  deren 
Änderung  fordern,  zunächst  der  Gegenpartei  Mitteilung  zu  machen  hab**n. 
Bleiben,  die  direkten  Verhandlungen  mit  ihr  erfolglos,  so  wird  ein  Schieds- 
gericht ernannt,  in  dem  je  ein  Vertreter  der  streitenden  Parteien  und  eia  von 
der  Regierung  ernannter  Unparteiischer  Site  imd  Stimme  haben. 

Wfihniid  der  Zni,  da  daa  Schiedsgericht  aeine  Untersnehimg  fuhrt  — 
mindeatena  aber  90  Tage  vm  der  e»tea  Kundgebung  an  — ,  dürfen  weder 
Straiks  noch  Aussperrungen  vorgenommen  werden;  das  Gesetz  sieht 
schwere  Strafen  für  Zuwiderhandlungen  vor.  Wenn  das  Schiedsgericht 
seine  Entscheidung  getroffen,  so  wird  diese  im  Regierungsanzeiger  veröffent- 
licht und  alle  Entscheidungsgründe  der  richtenden  öffentlichen  Meinung 
vorgelegt. 

Eine  zwingende  KraH  an  aich  beaiirt  daa  Schiedaurt^  jedoch  nicht; 
wenn  Arbeiter  oder  Arbeitgeber  aich  mit  diemaelben  nicht  aofrieden  geben 
imd  Streik  oder  Auaaperrang  erklären  wollen,  so  steht  es  ihnen  frei,  dies  zu 

tun.  Das  Gesetz  bietet  den  großen  Vorteil,  daß  in  der  30  tägigen  Frist  Feind- 
seligkeiten unbedingt  verboten  sind  und  somit  den  gefahrvollen  Folgen  der 
ersten  leidenschaftlichen  Stimmung  ein  Riegel  vorgeschoben  ist.  Bei  ruhiger 
Überlegung  kommen  die  Streitenden  dann  viel  leichter  zur  friedlichen  Eini- 
gung, und  tatsächlich  sind  dio  bisherigen  Ergebnisse  des  Gesetzes  überaus 
günstige.  Von  der  Verlautbarung  dea  Geaetzea  im  Marz  1907  an  bia  Dezember 
dea  gleichen  Jabrea  wurden  22  StreikffiUe  aolchen  Schiedagerichten  vorgelegt» 
und  in  20  Fällen  eine  friedUohe  Einigung  erzielt.  In  den  beiden  restlichen 
Fällen  kam  ea  allerdings  zum  Streik,  der  aber  durch  Einfiufinahme  der  öffent- 
lichen Meinimg  bald  beigelegt  wurde. 

5.  Weiter  noch  gehen  Neu-Seeland  und  Neu-Südwales  (in  Australien). 
In  diesen  beiden  Staaten  werden  alle  Streitfälle  zN\i8chen  Arbeitern  imd 
Arbeitgebern  von  industriellen  Schiedsgerichtshöfen  m  bindender  Weis« 
entad&den.  "Düb  Erfolge  aind  im  allgem^en  günstige  gewesen,  aUerdings 
aber  haben  aich  mdinnala  F§De  ergeben»  in  denen  aich  eine  GewerkacbÄ 
dem  Schiedaapnudi  nicht  fügte  und  über  ihn  hinweg  den  Streik  erklärte. 
Die  Erbitterung  der  öffentlichen  Meinung  hierüber  hat  in  Neu-Seeland  vor 
wenigen  Woehen  tut  Annahme  eines  Gesetzes  geführt,  das  überaus  harte 
Geld-  und  Haflstrafen  für  solche  Unternehmt  r  und  Aibeiter  vorsieht,  welche 
zu  Aussperrung  oder  Streik  greifen  (siehe  Chronik  auf  Seite  1044).  Da»  Gesetz 
geht  eben  von  der  Voraussetzung  aus,  daß  planmäßige  Beurteilung  der  Not- 
wendigkeiten induatrieDer  Behauptung  eineiaeita,  angemeeaenen  Lebena- 
nnterhalta  der  ArbdterBchaft  andereraeita,  aowie  Radcaicht  auf  Raaaeerfaaltmig 
und  Fähigkeit  der  Arbeiterschaft  zu  kultureller  Betätigung,  über  die  Arbeite- 
bedingungen  zu  entscheiden  hätten  und  unparteüache  Behörden  hierzu  allein 
berufen  seien.  Die  Kampfmittel  des  ökonomischen  Krieges  —  AussperruniT 
K         und  Streik  —  werden  als  Bruch  des  gewordenen  Hechtszustandes 
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betrachtei  «nd  a]s  solcher  geahndet.  Im  großen  ganzen  sind  auch  sowohl 
ünlernehmer  als  Arbeiter  mit  dem  neuen  System  ziifrirdon  powpsen  und 
bhcken  auf  die  Periode  des  Stroiks  als  oinc  barbarischt'  zurück.  Inwieweit 
der  jüngste  Konflikt  in  Neu-Seeland  dieses  Urteil  korngieren  muß,  wird 
die  nächste  Zukunft  zeigen. 

6.  Noch  weiter  in  der  planmaKg  gMetsUchea  Feetlegimg  der  Ailraits- 
bedingungen  geht  der  anstraluche  Staat  Viktoria.  Nicht  den  Interam- 
Tertretungen  von  Arbeitern  imd  Aiibeitgebem  steht  ea  dort  zu,  Bobieda* 
gerichtliche  Entseheidmig  einea  ausgebrochenen  Konflikte  von 
Seiten  der  Behörde  anzurufen,  sondern  die  Arbeitsbedingimi^en  werden  von 
vornherein  von  Kommissionen,  in  denen  Delegierte  der  Arbeiter  und  Arbeit- 
geber Sitz  und  Stimme  haben,  in  bindeiidtir  Weise  füätgelegt  (siehe  iVrlikel 
von  Oberst  Reuy  in  Heft  1  dieser  Zeitschrift).  Diese  Delegierten  erwählen 
einen  nnparteüsohen  Vonitaenden;  können  sie  sieh  Ober  einen  solchen  niehi 
einigen,  ao  wird  er  von  der  Regienmg  ernannt.  Meiai  iat  ea  ein  $taatd>eamter» 
Geiatlidier,  Profeseor  oder  Schriftsteller.  Während  es  so  dem  Vorsitzenden 
ankommt,  die  Interessen  der  Geaamtheit  und  die  Gesiohtepunkte  der  Billig* 
keit  und  Kultur  zu  %'erlreten,  werden  die  Delegierten  von  den  Arbeitern 
und  Arbeitgebern  eben  jener  Industrie  gewählt,  deren  Arbeitsbedingimgen 
festgelegt  werden  sollen.  Sie  sind  daher  Fachmänner,  die  in  unmittelbarer 
täglicher  Fühlung  luit  den  Problemen  stehen,  die  sie  zu  beurteilen  haben, 
aie  Teratehen  einander,  dbea  weil  aia  alle  Detaila  der  an  regdnden  Maleria 
kennen,  und  aie  erheben  niemala  extravagante  Fordenmgen,  weil  sie  hier» 
durch  Gefahr  laufen  würden,  den  Vondtienden  nnd  aeme  entscheidende 
Stimme  sich  zu  entfremden,  der  Gegenpartei  zuzutreiben.  So  kommen  die 
Entfcheidungen  fast  immer  mit  Stimmeneinheit,  sowohl  der  Arbeiter-  als 
auch  der  Unternehmerdelec:ierten  zustande.  Im  Jahre  1906  wohnte  ich 
einer  Sitzung  der  Lohnkomiiiission  der  1  isrlilerbranche  in  Melbourne  bei, 
imd  der  \  oi-äiLzeude  erklärte  mir,  daß  er  in  all  den  Jahren,  in  denen  er  seines 
Amtea  walte,  auch  nicht  ein  einsigea  Mal  durch  seine  Stinune  die  Endent- 
aehodnng  habe  beeinflussen  mOsaen. 

Eben  weil  diese  Lohnkommiaaionen  nicht  erst  zur  Entscheidung  bereite 
ausgebrochener  Streitfälle,  sondern  noch  im  vollen  Frieden  berufen  werden, 
wo  T.eidenschaft  keine  Rolle  spielt  und  sie  somit  in  Ruhe  und  Gelassenheit 
ihre  Beratungen  durchführen,  kommen  reife  Entscheidungen  zuwege.  Diese 
bleiben  stets  für  mehrere  Jahre  ohne  Widerspruch  der  Beteiligten  bestehen, 
bis  endhch  eme  Änderung  der  allgemeinen  Lebensbedingungen,  oder  eine 
Verschiebung  in  der  Lage  der  Induatrie,  eine  neue  Beratung  und  Fixierung 
neuer  Lohne  und  Aritettabedingungen  wOnachenawert  eracheinen  lAflt. 

Der  Albeitgeber  hat  unter  diesem  System  kdneriei  ^IfßllkQrgewalt  mehr 
über  Arbeitsweise  und  Entlohnung  seiner  Angestellten.  Der  Beschluß  der 
Kommission  resp.  das  Gesetz  legt  all  dies  fest,  die  Arbeitsbedingungen  werden 
für  den  T  Unternehmer  eine  ebenso  feststehende  Tauche  \sie  der  Preis  des 
Rohmaterials  oder  die  Transportsätze  der  Eisenbahn.  Auch  auf  ungelernte 
und  weibhche  Arbeiter  erstreckt  sich  der  Geltungsbereich  des  Gesetzes,  und 
aie,  die  aonat  niemala  aus  eigener  Kraft  eine  dem  Brotheim  ebenbflrtige 
ICaoht  hfttten  werden  kOnnen,  atehen  nun  unter  gleichem  Schutia  des  Gesetaea, 
Klend  und  Ausbeutung  der  Schwächsten  verschwinden. 

Wir  sind  am  Ende  der  Entwicklungslinie  angelangt,  anderen 
Beginn  die  Willkür  des  Herrn  und  die  Willkür  des  Gesetzes  von  Angebot  und 
Nachfrage  über  die  Arbeitsbedingungen,  Ober  die  Frage  von  Wohlstand  oder 
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'Ekmä  desAibeiten,  entschied.  Über  Gewerksehaft  und  kollekÜTon 
ArbeitsTertrag,  fakultatiyes  und  obligatorisches  Schiedsgericht 

ist  die  Entwicklung  zum  reinen  Konstitutionalis mus  der  Industrie 
vorgeschritten.  Vertrelungskörper,  den  parlanienlarischen  Institutionen 
Tf^rp-leichbar,  bestimmon  die  Arboiisbrdingüngen.  Da  es  oberstes  Prinziji  dir-^er 
Kommissionen  ist,  solchen  Miunnullulin  und  Maximalarheitstatr  fest/u-i  tz^  n, 
daß  materielles  und  moralisches  Gedeihen  der  Arbeiterkreise  dabei  gewahrt  er- 
scheinen  resp.,  da  das  Oes  ata  seUwt»  durch  das  die  Kommiflsionen  g  e  • 
schaffen  wurden,  diesen  Gesichtspunkt  als  wesentliche  Grundlage  ftlr 
ihre  Entscheidungen  fixierte,  so  verschwinden  mit  einem  Schlage  die  achwfip- 
Besten  Nachtseilen  des  gewerbhchen  Lebens. 

Die  soziale  Frage  ist  damit  allerdings  nicht  vollkommen  gelöst;  sie 
umfaßt  ja  nicht  bloß  die  Regelung  der  Arbeitsverhältnisse,  sondern  auch 
noch  das  weit  größere  Problem  des  Eigentums  an  den  Produklionsmittein. 
Die  Probleme  &t  industriellen  Konaentration,  die  Gefahr  der  Beherrschung 
des  wirtachaftfichen  Lebens  durch  mächtige  private  Monopole,  die  Not- 
wendigkeit, dei^lben  durch  Verstaatlichung  der  zu  voller  Ent- 
wicklungsreife gelangten  Großindustrie  Herr  zu  werden:  all  dies  gilt  genau 
so  für  ein  Land  wie  Viktoria,  in  dem  sich  der  industrielle  Konstitutionalismus 
durchsetzte,  wie  für  Europa  mit  seinen  anarchischen  Arbeitsverhältnissen. 
Aber  gerade  wenn  diese  Entwicklung  an  ihr  Ziel  gelangt:  wenn  Bahnen, 
wenn  Bergwerke  oder  andere  Industrien  in  Hand  des  Staates,  der  Volks- 
gesamtheit, flbergegangen,  bleibt  daa  Problem  der  Regelung  der  Ariieita- 
bestimmungen  b^tehen  und  fordert  gleich  dringend,  wie  in  der  Privat- 
industrie, eine  Lösung  in  obgenanntem  Sinne.  Heute  ist  ja  das  Verhältnis 
des  Staates,  z.  B.  der  Staatsbahn  Verwaltungen  zu  ihren  Arbeitern  im  wesent- 
lichen ähnlich  wie  zwischen  einem  Unternehmer  und  seinen  Angestellten. 
Ja,  die  Frage  ist  noch  akuter,  weil  wichtige  allgemeine  Gesichtspunkte  es 
bedenklich  erscheinen  lassen,  daß  den  Staatsangestellten  das  gleiche  Streik- 
recht,  wie  den  Angesteilten  der  Privatindustrie  eingwftumt  werde.  Die 
Einführung  konstitutioneller  EinrichtungODi  im  australischen  Sinne,  welche 
die  Arbeitsverhältnisse  in  den  verstaatlichten  Industrien  unbeirrt  von  der 
Laimf^  des  Vorgesetzten  und  Beamten,  imbcirrt  auch  von  gefahrvoller  Selbst- 
hilfe der  Angestellten  regeln,  ergibt  sich  als  dringende  Notwendigkeit;  nur 
so  kann  dem  schwer%\iegenden  Einwand  der  Gegner  jeder  Verstaathchuiig, 
daß  sie  ja  an  der  Lage  der  Angestellten  doch  nichts  ändere,  wirksam 
begegnet  bzw.  Rechnung  getragen  werden.  Nicht  die  Verstaatlichung  allein, 
wie  sie  heute  tlblich,  bautet  die  volle  Erfüllung  sozialistischer  Forderung; 
die  VerstaatlichunginVerbindung  mit  industriellem 
Konstitutionalismus  gibt  dem  Industriezweig,  dem  sie  zuteil 
wird,  jene  Harmonie,  die  alle  Dissonanzen  der  Gegenwart  auflöst. 

So  bedeutet  der  industrielle  Konstitutionalismus  für  den  Freund  der 
heutigen  Wirtschaftsordnung  eine  Lösung  des  dringenden  Problems  in- 
dustrieller Ari>dt,  eine  Entwicklungsstufe,  die  ihm  genügt;  ffir  den  anderen 
aber,  der  einer  sozialistiachen  Zukunft  entgegensieht,  die  Lösung  jenes 
Problems  der  Arbeit,  das  sonst  im  erträumten  Staate 
der  Zukunft  neuerdings  sich  entrollen  würde. 
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POUTISCHEENTWICKLUNIi 

LANDRAT  DR.  SCIE-TON-FA,  NANKING:  CHINAS 
ZUKUNFT. 

„China  iat  endlich  aus  dem  Schlummer  der  Lethargie  erwacht, 
Japans  Beispiel  ist  ihm  heilsam  gewesen.  Es  europAisiert  sieh/*  Dies 
ist    durch   lange    Zeit   gangbare   Meinung   unter   den   Europäern  in 

China  und  wohl  auch  in  Earopa  selbst  pewpspn.  Niehls  ist  irrtüm- 
licher. China  hat  niemals  aiifpohöH  ,  sirh  fortsclirittlich  zu  entwickeln, 
hat  immer  gelebt  im  vollsten  Smne  des  Wortes.  IS'ur  haben  sich  seine 
Bestrebungen  nach  anderer  Richtung  gewandt  als  diejenigen  Europas.  Die 
chinesischen  Ideale  waren  nie  kriegerisch,  nicht  auf  Werte  der  materieUen 
Welt|  gerichtet,  sondern  mondischen  Fakt<Hren  zugekehrt.  Die  chinesische 
Nation,  so  alt  sie  ist,  hat  trotzdem  nicht  gealtert.  Sie  besitzt  bedeutsamste 
Reserven  an  Jugend  frische  und  Kraft.  Alle  anderen  Wdtreiche  der  Geschichte 
sind  nach  wenigen  Jahrhunderten  wieder  zerfallen,  nur  China  hat  sich  be- 
hauptet; ward  es  von  fremiion  Eroberern  besetzt,  so  haben  diese  selbst  chine- 
sische Sitte  angenommen,  sind  zu  Chinesen  geworden.  Unsere  Vor%^8ter, 
unsere  großen  Gesetzgeber  und  Moralphilosophen  haben  schon  vor  vielen 
Jahrhunderten  das  Problem  gelöst,  der  Nation  langes  Fortleben  zu  gewähr* 
leisten.  Durch  ihre  Anpassung  der  Staats-  und  sozialen  Einrichtungen  an 
die  Bedürfnisse,  Instinkte  und  Strehungen  der  Volksseele  haben  Konfuzius 
imd  Menzius  China  für  die  Ewigkeit  begründet. 

Vier  Grundprinzipien  vor  allen  haben  sie  dem  chinesischen  Volke  als 
geistiges  Erbe  hinterlassen,  und  auf  ihnen  haute  sich  das  Werk  von  Jahr- 
hundert pn  nnf. 

Zunacliät  das  i^rinzip  der  freien  Arbeit  und  des  individuellen  Besitzes. 
Auch  China  entstammten  in  alter  Zeit  mehrere  sozialistische  Reformatoren, 
die  Einflufi  auf  die  Monarchen  gewannen  und  die  Leitung  des  ganzen  Ökonomi- 
schen Lebens  der  Nation  durch  den  Staat  forderten.  Ihre  Plftne  schienen 
wohl  Segensvolles  in  sich  zu  bergen,  aber  die  Geschichte  entschied  gegen 
sie,  und  seit  der  Zeit  der  großen  Gesetzgeber  ward  das  Prinzip  des  individuellen 
Besitzes  nicht  mehr  in  Frage  gestellt.  Auch  F(Mifln1it:U  und  MiHiardäre  fehlen. 
China  war  und  ist  ein  Land  selhstarbeitcnder  freier  Bauern  und  Bürger; 
und  eben  das  gibt  dem  klugt-n  Solbstiuteresse  seiner  Volksmassen  freie  Bahn, 
in  der  Verfolgung  des  eigenpersönhchen  Gedeihens  die  Wohlfahrt  der  Nation 
zu  begründen. 

An  zweiter  Stelle  steht  das  große  Prinzip  der  Herrschaft  der  gelehrten 

Klasse  Ober  das  Reich ,  der  Regierung  nicht  durch  die  Reichsten  oder  Stärksten, 

sondern  durch  flie  Weisesten  und  Gebildetsten.  Nicht  wie  in  Indien  gilt 
Weisheit  nl?  ErhLnit  oinor  bevorrechteten  Kln^  f  ,  der  Brahraanen,  sondern 
jedes  Dories  begabteste  Knaben  werden  durch  die  Unterstützung  der  Nacii- 
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bam  in  dk  Lage  vefsetit,  sich  der  Getohrtenlauibalin  fu  mdman.  Die  aber, 
wdohe  die  schmsten  Prüfungen  erfolgreich  bestanden,  wurden  —  bis  vor 

kurzem  wenigstens  —  als  höchste  Mandarinen  zur  Leiiimir  des  Staatslebena 
berufen.  Möc^pn  sich  auch  diese  Prüfungen  selbst  allzu  ausschlu  lilich  auf 
klassische  Bildung  erstreckt  haben  und  ihre  kürzliche  Beseitigung  angesichts 
der  größeren  Bedeutung,  die  man  nun  den  Matui'-  und  Sozial wissenschailen 
aohenkl,  durehaiia  gereehtlertigt  etschejnan,  so  blähen  die  Grundprinapien 
der  Qripeuusation,  nimlich  die  Betraunng  der  TOchtigrten  und  Gelehrtealen 
mit  den  höchsten  Beamtensiellen,  doch  bestehen.  Nur  antsdieiden  unter 
dem  neuen  Regime  eben  nicht  mehr  theorntisnhn  Prüfungen,  sondern  die 
praktische  Bewährung  bei  Beförderung  zu  höheren  Posten. 

Als  drittes  Grundprinzip  chinesischer  Kultur  muß  wohl  die  Ersetzung 
positiver  Kchgiun  durch  die  konfuzianische  Moralphilosophie  betrachtet 
weiden.  Der  Chinese  hat  seiner  Gbarakteranlage  nach  wen^  Interesoo 
fttr  rein  metaphysiache  Spekidatioii»  der  Buddhinnus  mit  sdner  transcen- 
dentalen  Philosophie  hat  in  den  gebildeten  Klassen  Chinas  niemals  wirklich 
festen  Fuß  fassen  können,  und  im  Süden,  wo  er  sich  im  ungebildeten  Volk 
einwurzelte,  ist  er  zu  Vielgötterei  und  Aberglauben  herabgesunken. 
Die  gebildeten  Schichten  sind  streng  positivistisch  gesinnt.  In  den 
Schulen  lehrt  man  die  Grundsätze  bürgerhcher  Moral  und  schließt  jede  Er- 
wähnung rein  religiöser  Probleme  grundsätsüch  ans.  Diese  konfualanischA 
Mofal  aber  hat  mit  den  asketischen  Forderungen  des  Christentums  kdneilM 
BerOhrung.  Sie  fordert  die  Tugenden  des  guten  Bürgers,  gehorsamen  Kindes, 
ehrlichen  Geschäftsmannes,  sie  ist  im  eminentesten  Sinne  eine  soziale  Moral. 

Mag  der  „Heroismus*'  in  ihr  keine  Stelle  haben,  so  deshalb,  weil  im  Sinne 
des  vierten  Grundprinzipcs  chinesischer  Zivilisation  der  Krieg  und  kriegerische 
Quahtäten  für  die  phüoäophisch  Denkenden  jedes  idealen  Schimmers  ent- 
behren. Die  kriegerische  Periode  ist  fOr  China  lange  vorOber.  Darum  auch 
mußte  das  kriegerische  Eingreifen  der  enropüschen  MAohte  (su  Beginn 
des  19.  Jahrhunderts)  den  Chinesen  als  ein  Beweis  der  moralischen  Unfertig- 
keit  Europas  erscheinen.  Jeder  Chinese  ist  Pazifist,  für  jeden  ist  die  Ge- 
rechtigkeit in  den  Beziehungen  der  einzelnen,  der  Stämme  und  V6lker 
vornehmstes  Ideal. 

Dieser  moralischen  Zivilisation  des  chinesischen  Reiches  traten  seit 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts  die  Europäer  gegenüber.  Wer  aber  waren 
die,  die  vor  China  Buropa  verkörperten? 

1.  Der  MissLonflr,  der  eine  fremde  Religion,  auf  Übernatürlich« 
Offenbarung  begründet,  an  Stelle  von  Chinas  nationaler  Moral  setzen  woUte, 
Dem  gebildeten  Chinesen  mußte  das  als  ein  Versiieh  enwungeoer  Rückkehr 
SU  längst  überwundener  Gesittungsstufe  erscheinen! 

2.  Der  Offizier  und  Schiffskommandant,  die  mit  der  Gewalt  der  Waffen 
dem  Missionär  beistanden  und  die  Vorzüglichkeit  ihrer  Strategie  gegenüber 
chinesischen  Holzhäusern  erprobten,  indem  sie  sich  in  stolzer  F^de  ob  der 
Überlegenheit  europäischer  Schifbkanonen  über  chinesische  Sittlichkeit 
^gingen.  Auch  sie  mußten  den  pazifbtisch  Gesinnten  als  Barbaren  anmuten. 

3.  Die  enropäi^ohe  Kaufmannschaft,  in  deren  Reihen  sich  unendlich 
viel  Abenteuerer  befanden,  die  in  China  durch  Anwendung  aller  Mittel  reich 
zu  werden  wünschten.  Ihre  sittUchen  Ideale  konnten  gleichfalls  den  Chinesen 
nicht  erhaben  dünken. 

Auch  Japan  und  seine  soziale  Umwälzung  ließen  China  kalt.  Das  Gegen« 
teil  wird  fälschlich  behauptet.  Die  Geechichte  berichtet  davon,  wie  ehedam 
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Japan  völlig  chinesische  Kultur  annahm  und  sein  ganzes  Siaatsgebäude 
auf  der  Grundlage  konfuzianischer  Moral  und  Staalskunst  errichtete.  Heute 
nimmt  Japan  europäische  Gewohnheitea  ebenso  kritiklos  an:  schöpferisch 
ist  es  nie  gewesen  und  ist  es  auch  heute  nicht;  wenn  einzig  und  allein  von  der 
bildenden  Kunst,  in  der  es  Schuaeä  geleistet,  abgesehen  werden  soll.  Seine 
knegensehfl  Entfaltung  —  angespornt  dureli  Europas  Bebpial  und  die  enfo- 
piiaohe  Lehre,  daB  Gewalt  yor  Recht  gehe  —  mochte  enropftiflehen  Vor- 
urteilen imponieren  und  Japan  in  ihren  Augen  würdig  erscheinen  lassen, 
als  Weltmacht  ins  Konzert  der  Mächte  einzutreten.  Für  den  gebildeten 
Chinesen  war  der  ^!assense^)8tmo^d  japanischer  Soldaten  vor  den  Wällen 
von  Port  Arthur,  um  die  Laufgräben  der  Festung  auszufüiien,  em  Akt  heroi- 
scher Barbarei,  wie  er  niedrigeren  Stufen  der  Kultur  eigen  gewesen;  und  auch 
die  VoDendung  japanischen  Spionagesystema  in  der  Mandsdinrei  oder  die 
flehlagfertige  Raschheit,  mit  der  die  japanische  Flotte  noch  vor  Kriegs- 
erklärung den  Russen  bedeutsamen  Sohaden  sufflgte,  durchaus  nicht  ein 
Beweis  überlegener  Kultur. 

All  dio«  würde  China  nicht  zu  einer  Umwertung  seiner  kulturellen  Werte 
haben  veranlassen  können.  Von  anderer  Seite  mußte  hierzu  der  Impuls  kommen. 
Chinesiscbe  Diplomaten,  Kaufieute  und  Studenten  besuchten  immer  zahi- 
reioher  Europa  und  Amerika  selbst,  und  dort  allerdingis  fanden  sie  eine  gans 
anderes  geartete  Kultur  Tor,  als  ae  in  Erinnenmg  an  die  europäischen  Kant- 
leote  und  Offiziere  in  China  Tmusgesetst  hatten.  Sie  fanden  biQhende 
demokratische  Staaten,  frei  vom  Kastengeist  der  nach  China  entsandten 
Militärs,  frei  vom  religiösen  Fanatismus  der  Missionäre,  frei  vom  Abenteuerer- 
tum  und  der  Skrupellosigkeit  der  auf  China  losgelassenen  Geschäftsreisenden. 
Sie  gewahrten,  daü  Chinas  politische  und  philosophische  Grundlagen,  daß 
Demokratie,  Pazifismus,  ja  selbst  Posiüvismus  in  Europa  nicht  unbekannt 
seien,  wenngleich  dasselbe  erst  mehrere  Jahrhunderte  später  als  China  wa 
diesen  Lehren  yorgedrungen  ist.  Sie  fanden  aber  des  weiteren,  daß  die  VOUcer 
Europas  aus  ihrem  tatfreudigen,  den  Werten  der  Erde  zugerichteten  Sinne 
heraus  eine  gewaltige  technische  und  wissenschaftliche  Zivilisation  fifeschaffen, 
die  unendliche  Möglichkeiten  auch  für  die  sittliche  Entwicklung  und  die 
Glücksverbreitung  in  sich  birgt. 

Sie  kehrten  heim,  und  unter  ihrem  Einflüsse  wurde  den  exakten  Wissen- 
schaften ein  hervorragender  Plata  im  Studienprogramm  der  chinesischen 
Schulen  angewiesen,  Bahnen  wurden  erbaut  (zuerst  unter  Beihilfe  europäi- 
scher Ingenieure,  nunmehr  aber  ausschließlich  Ton  Chinesen  selbst)  und,  im 
Sinne  des  Erfolges  parlamentarischer  Institutionen  in  Europa,  auch  in  China 
Vorbereitungen  für  die  demnächst  zu  aktivierende  Verfassung  getroffen. 
Aller  Orten  im  Reiche  bildeten  sich  patriotische  Vereine,  welche  die  freiheit- 
liche und  fortschrittliche  Ausgestaltung  des  sozialen  Lebens  forderten.  Ja, 
der  Wunsch,  die  nationale  Ehre  yor  dem  Ausland  wieder  henusteDen,  maohte 
selbst  dk  Neubelebung  militärischer  Institutionen  bei  der  Volksbewegimg 
populär.  Unter  ihrem  Einfluß  tat  die  chinesische  Regierung  einen  vom  Stand- 
punkt nationaler  Kulturtraditinnen  vielleicht  bedenklichen,  rückgreifenden 
Schritt,  der  aber  angesichts  der  Tatumstände  unausweichlich  schien:  sie 
organisierte  eine  ( hinesigehe  Roichsarmee  nach  europäischem  Muster.  Binnen 
wenigen  Jalneu  wui'den  in  allen  Provinzen  Regimenter  aufgeboten  und  in 
eofopAisoher  Weise  disaipliniert  und  bewaffnet;  bald  wird  dkse  neue  Armee 
In  der  Lage  sdn,  das  Reich  an  schfltaen  und  der  Wiederkehr  europSisdier 
oder  japanischer  Angriffe  einen  wirksamen  Riegel  yonuschieben« 
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Mit  weit  größerer  Freude  aber  als  an  dies  Werk  ging  man  an  ein  ander-:*?, 
das  weit  mehr  im  Sinne  der  nationalen  Weltanschauung  lag:  an  die 
Ausgestaltung  des  Unterrichtäwesenä  mit  Einbeziehung  der  modernen 
Forschungen  und  Entdeckungen  Europas.  Die  Universität  Peking  wurde 
begrOndet  und  in  acht  Fakultftten  fflr  Moralphilosophie»  Literatur,  Natur- 
wiflsenachaften,  Medizin»  RechtswisBenacbaft,  Bodenkultur,  Technik  und 
Handelswissenschaft  gegliedert.  Auch  in  den  Mittelschulen  des  Reiches 
wurden  die  westlichen  Wissenschaften  in  den  Lehrplan  aufgenommen.  Die 
chinesische  Jugend,  die  lernbegierig  alle  die  neuen  Kenntnisge  in  sich  auf- 
nimmt, wird  denn  auch  bald  mit  der  europäischen  Wissenschaft  auf 
deren  ureigenstem  Felde  in  W  ettbewerb  treten,  d.  i.,  nicht  mehr  bloß  rezi- 
pieren, sondern  neue  eigene  Erkenntnisse  beisteuern. 

Großes  muß  endlich  von  der  Einfohrung  des  parlamentarischen  Re- 
gierungssystemes  im  chinesischen  Reich  erwartet  werden.  Rege  Initiative 
und  reges  Bewußtsein  der  Schaffenskraft  werden  überall  sich  entwickeln, 
alle  die  bedeutsamen  Kulturschätze  und  Weisheitstraditionen  des  Volkes 
werden  zu  neuen  Möglichkeiten  der  Kulturschöpfung  werden.  Eine  Zfit 
bedeutsamer,  für  alle  Teile  ergebnisreicher  Wechselwirkung  euiopäischer 
und  chinesischer  Zivilisation  bahnt  sich  an. 


DIE  MAZEDONISCHE  FRAGE. 

(Auf  Orundlage  des  in  der  Augostnummer  unserer  eiiglischen  Ausgahe  er- 
schienenen Artikeb  von  O.  F.  Abbot,  London»  neu  bearbeitet.) 


®"  [ELTEN  wohl  hat  sich  ein  Problem,  das  die  Diplomatie  aller  Staaten 
aufo  eifrigste  beschAftigte,  in  kOrzerer  Zeit  und  yollsttadiger  in 
all  seinen  Möglichkeiten  und  Gesichtspunkten  gewandelt,  als  die 
>*  mazedonische  Frage.  Noch  vor  wenigen  Monaten  schien  die  Un> 

fühigkeit  der  Türkei,  selbst  Ordnung  in  dieser  blühenden  Provinz  lu 
schaffen,  unzweif»  Ihnfl,  und  ihre  weitere  NTHrhtlosigkeit,  sicli  wohlwollender, 
europäischer  Reformpolitik  zu  widerbetzen,  der  einzige  Ausblick  auf 
bessere  Zukunft.  Heute  sind  all  die  europäischen  Reformprojekte  wert- 
loses Papier,  alle  Intrigen  und  Gegenintrigen  der  Mächte  gehören  der  Ge- 
schichte an.  Nicht  die  einen  und  nicht  die  andern,  weder  Italien  noch 
Österreich,  noch  Rußland,  noch  Bulgarien,  noch  Griechenland  werden 
Mazedonien  besitzen;  di*'  Türken  selbst  haben  In  der  neu  gewonnenen 
Freilieii  die  Kraft  gefunden,  die  gesetzliche  Ordnung  in  Mazedonien  wieder- 
herzustellen. 

Untersuchen  wir  die  türkische  Geschichte  des  letzten  Jahrhutid'M 
so  sehen  wir,  daß  die  Ereignisse  der  letzten  Monate  immerhin  niclit  so  gani 
neu  und  einzigartig  dastehen,  als  man  zunächst  glauben  möchte.  Schon  vor 
32  Jahren  versuchte  es  Midbat-Pascha;  durch  freiwillige,  allgemeine  Refomi 
der  tOrloBChen  Verhältnisse  europäischer  Intervention  zuvorzukommen.  Ja. 
mit  gewissem  Recht  kann  gesagt  werden,  daß  si(  ti  I  nide  Metlioden,  die 
,,türkische  Reform"  zugunsten  der  Interpssen  der  Gf-arnthevölkerunc 
und  des  Gesaintstaatcs,  und  die  ,,christl}rhe  Reform"  zugunsten  der  von 
türkischer  Mißwirtschaft  bedrängten  Christen,  nicht  bloß  logisch,  sondeni 
auch  historisch  gegenüberstehen   und  einmal  zumindest  einander  abgel&J 
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haben.  Erst  die  Geschichte  der  nächsten  Jahre  wird  zeigen,  ob  die  „türkische 
Reform"  wirklich  endgültig  das  Feld  behauptet;  ob  nicht  wieder  auf  einen 
Zusammenbruch  der  türkischen  Verfassung  neue  Christenverfolgungen  und 
neue  Notwendigkeit  ausländischen  Eingreifens  nachfolgt.  * 

Untersuchen  wir  die  Schwierigkeiten,  welche  sich  der  ordnungschaffeii- 
dea  T&tigkeit  der  jungtllrkischeii  Partei  noch  entgegenstellen  mOgen,  suchen 

uns  klar  zu  machen»  ob  ihre  glfickliche  Überwindung  wahrscheinlich, 
und  somit  das  endgültige  Verschwinden  der  mazedonischen  Frage  aus  den 
europäischen  Staatskanzleien  zu  hoffen  ist. 

1.  Zunächst  stehen  die  Jungtiirken  auch  heute  noch  der  fortdauernden 
Herrschaft  des  Sultans  Abdul  Hamid  gegenüber,  und  sie  sisid  -elbst  sich 
darüber  am  klarsten,  daß  nur  Furcht  und  nicht  Liebe,  nur  Oiinnia(  lit  und 
nicht  plötzUche  Bekehrung  denselben  zu  so  uneingeschränkter  Annahme 
der  freiheitlichen  Forderungen  veranlaßt  haben.  Trotzdem  kann  ein  Wieder- 
aufleben seiner  alten  despotischen  Macht,  eine  Aufhebung  der  Verfassung, 

sierihm  bereits  vor  30  Jahren  gelungen,  diesmal  nicht  für  wahrscheinlich 
angesehen  werden.  Die  Armee,  das  unentbehrliche  Werkzeug  der  staats- 
streichlüstemen  Fürsten  aller  Zeiten,  ist  durchaus  konstitutionell  gesinnt, 
sie  selbst  war  es,  welche  der  freiheitlichen  Bewegung  zum  Siege  verhalf.  Auch 
eine  stai'ke  konservative  Adelspartei,  auf  die  sich  der  Versuch  einer  Reaktion 
stützen  könnte,  fehlt  in  der  Türkei.  Die  wohlhabenden  und  gebildeten  Kreise, 
durch  lange  Zeit  vom  Spionagesystem  und  der  Gewaltherrschaft  der  Sultan- 
GOnstlinge  in  Ruhe  und  Sicherheit  der  Existenz  bedroht,  stehen  Jedem  Ge- 
danken, die  Wiederkehr  des  alten  Regimes  zu  begünstigen,  durchaus  fern, 
und  die  wenigen  MitgUeder  der  gestürzten  Kamarilla  sind  außer  Landes  ge- 
flohen oder  im  Gefängni«.  Im  Lirhte  der  Ereignisse  sehen  wir,  daß  es  tat- 
sächlich nur  einige  wenige  Personen  waren,  welche,  von  der  Gnade  des  Sultans 
^tragen,  das  Reich  beherrschten  und  ausplünderten,  daß  keine  organisierte 
Klasse  hinter  ihnen  stand. 

Allerdings  soll  hier  auf  ein  bedeutungsvolles  Moment  hingewiesen  werden, 
das  der  tOrloiBchen  Revolutionsepoc^e  mit  den  Umwandlungsjahren  anderer 
Staaten  gemeinsam  ist,  nämlich  das  plötzliche  Aufflammen  der  Arbeiter- 
bewegung. Auf  die  Streiks  der  Hafenarbeiter  in  der  Hauptstadt  Konsian- 
tinopel  sind  nunmehr  der  Ausstand  der  Bahnbeamten  und  Bahnarbeiter  auf 
den  mazedonischen  Bahnen  sowie  der  Streik  der  Straßenbahnbedieusteten, 
sowie  der  Bäckergehilfen,  Hafenarbeiter  und  sonstigen  Fabrikbediensteten 
in  Salonichi  gefolgt.  Alle  wollen  sie  im  Vertrauen  auf  die  neu  gewonnene  Frei- 
heit den  Kampf  um  Verbesserung  ihrer  Uberaus  elenden  Arbeitsbedingungen 
versuchen,  und  die  jungtflrkisehe  Partei,  somit  die  neue  Regierung,  läßt 
sie  gern  und  ruhig  gewähren.  Es  ist  nicht  unmOgHch,  daß  sich  im  Gegensatz 
zu  ihnen  die  Kaufmannschaft  und  die  reichen  Kreise  ihrer  Klasseninteressen 
bevrußt  werden  und  auf  eine  konservative  Richtung  der  Stfiatsleitung  hin- 
arbeiten. Die  juneiürkische  Partei  wird  ioißerst  umsichtig  vorgehen  müsüeii, 
um  nicht  ihre  Anliunger  in  den  wuiiiiuibonden  Schichten  der  türkischen 
Bevölkerung  zu  verlieren  und  damit  das  so  erfolgreich  begonnene  Werk 
einer  schweren  Gefährdung  auszusetzen. 

2.  So  wie  das  Werk  der  tfirldschen  Reformfreunde  vor  30  Jahren  durch 
den  russischen  Kric<?  unterbrochen  und  dem  Untergang  zugeführt  wurde, 
ist  auch  diesmal  die  Gefahr  äußerer  Vensncklung  gegeben.  Nicht  alle  Mächte 
waren  von  Anfang  und  bedingungslos  der  Reformbewegung  günstig  gestimmt. 
Wenn  die  Noweja  Wremja  und  der  russische  Botschafter  in  Konstantinopel, 
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SUnoyieff»  als  berufene  Wortfükror  der  öfTeniUcheii  Meinung  Rußlands  ange* 
sehen  werden  dOrfen,  so  png  die  erste  Regung  derselben  dahin,  die  türkische 
Bewegung  lächerlich  zu  machen  und  das  englisch-russische  Rr  formprogramm 
unbeirrt  durch  dieselbe  fortzuführen.  Nur  die  Erklärung  des  britischen 
Staatssekretärs  Sir  Edward  Grey,  daß  die  britische  Regierung  die  Reform* 
bewegung  mit  Sympathie  verfolge  und  die  Regelung  der  maiedeikiBchea 
Verhiltnisse  durch  sie  abwarfen  wolle,  yeranlaflte  Rußland  sn  gleicher 
Stellungnahme.  Ob  letztere  eine  dauernde  sein  und  das  Zarenreich  sich 
von  jeder  Versuchung  fernhalten  v,nrd,  mög-liche  innere  KSmpfe  in  der  Türkei 
zu  einem  leic  hten  Waffenerfolg  auszunutzen,  bleibt  eine  Frage.  Das  gleiche 
Bedenken  gilt  in  noch  höherem  Grade  hinsichtlich  der  künftigen  Haltung 
des  Fürstentums  Bulgarien,  denn  dieses  verhert  ja  mit  der  Herstellung 
definitiTer  Ordnung  in  Mazedonien  aKe  Hofhungen  auf  endliehe  AngKede- 
nmg  dieser  Beiirke  an  Bulgarien»  wie  sie  seit  dem  Frieden  von  San  Stefano 
und  seiner  Zerreißung  duroh  die  europäischen  Mächte  stete  dar  Traum  gro6* 
bulgarischer  Politik  gewesen  ist.  Jedenfalls  wird  die  jungtürkische  Be- 
wegung ihr  Augenmerk  darauf  richten  müssen,  die  Türkei  stets  kriegs- 
bereit 7u  erhalten,  die  inneren  Unruhen  aber  keinen  ire^endwie  ernstern 
Chaiakter  aiiiieiimen  zu  lassen,  weil  sonst  die  Gefahr  emeä  bulgariäclieiL 
Angriffs  in  unmittelbare  NAhe  gerückt  wOrde. 

3.  Die  gröAte  Schwierigkeit  fOr  die  Herstelfamg  friedlich-geordneter 
Verhältnisse  in  Mazedonien  liegt  jedoch  in  eben  jenem  Gegensatz  der  die 
Provinz  bewohnenden  Rassen  gcp:cneinander,  der  bereits  in  den  letztver- 
gangenen Jahren  Hauptsorge  aller  für  das  Wohl  des  Landes  Interessierten 
gewesen  ist.  In  den  ersten  Tagen  nach  der  Verfcässimgs-Proklaniation  halien 
die  griechischen  und  bulgai-iächen  Bauden,  vom  allgemeinen  Enthuäiaämua 
fortgerissen»  die  Waffen  niedergelegt  und  sich  mit  den  torkisoben  Soldaten 
veri>rQdert;  seither  and  wieder  neue  Mordtaten  und  Kämpfe  lu  Terseiobnen« 
und  swar  insbesondere  zwischen  den  Mitgliedern  sweier  bulgarischer  Frok* 
tionen,  der  Partei  Sandanskys,  die  im  Verein  mit  den  Jungtürken  und  im 
Rahmen  des  künflicrn  türkischen  Parlaments  vorgehen  will,  einerseits,  den 
Mitgliedern  der  ,,iiiiieren  Organisation",  die  den  Traum  der  Angliederung 
an  Bulgarien  nicht  aufgeben  wollen,  andererseits.  Den  Führern  der  jung- 
iflrkiBchen  Bewegung  ^deivtrebt  es  naturgemäß,  in  diesen  Kampf  adbet 
entscheidend  einzugreifen  und  damit  den  offenen  Streit  swisehen  der  tflria- 
sehen  Regierung  und  einer  der  kämpfenden  ln  istlichen  &uppen  neu  berauf* 
zubeschwören.  Trotz  dieses  berechtigten  Gesichtspunktes  werden  die  neuen 
Behörden  es  flpiinoch  nicht  vermeiden  können,  durch  energische  Betonung 
der  Staatsgewalt  und  umsichtigen  Schutz  aller  Bewohner  der  Provinz  das 
erschütterte  Vertrauen  und  die  Rechtssicherheit  wiederherzustellen,  jede 
Veranlassung  cur  Selbstwebr  su  nehmen,  und  auch  den  Angrifliilustigen 
gegenflber  su  seigen,  daß  mit  der  Einführung  modemer  Verwaltung  die  MOg- 
bchkcit,  nach  Grundsätzen  des  Faustrecbts  su  verfahren,  nunmehr  wegfällt. 

Günstige  Ent¥ncklung  in  dieser  Richtung  mag  von  den  kommenden 
Wahlen  zum  tOrkischfn  Parlamente  erwartet  werden.  Sandansky  imd  seine 
Gruppe  wollen  sich  an  ihnen  eifrig  beteiligen  und  werden  somit  Gelegenheit 
haben,  im  Parlamente  selbst  ihre  Wünsche  und  Gesichtspunkte  zur  Geltung 
SU  bringen.  Erfahrungsgemäß  wirkt  aber  die  parlamentarische  Betätigung 
als  ein  Notventil  für  aUsu  schäumende  politische  Lddensebaflen.  AUmäbMeh 
wird  auch  dieSM  wilden  und  urwüchsigen  ^Tenschen  klar  werden,  daßjnidil 
die  Ermordung  eines  Gegners  in  einem  Gebirgsdorfe,  sondern  bbß  um* 
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fliehiife  Veitadlgniig  der  Part^nteraasen  im  ParlameiLt  imd  vor  der  Öffent- 
lichkeit zu  wirklichen  Erfolgen  in  einem  modernen  Staate  fOhren  können. 
So  steht  zu  hoffen,  daß  mit  der  Einbürgerung  parlamentarischer  Verhält- 
nisse das  Fauatrecht  in  den  maiedonischen  Bergen  von  selbst  sein  Ende 

finden  wird. 

So  können,  alles  in  allem  genommen,  die  Chancen  der  freiheitlichen  Be- 
wegung, die  endgültige  Lösung  der  mazedonischen  Frage  herbeizuführen,  nur 
gOnatig  beurteilt  werden.  Eräidi  nur  in  dem  Sinne,  dafi  eben  der  blutige 
Kampf  aller  gegen  alle  aufhDre  und  modernere  Formen  des  Kampfea  auf 

geistigem  und  fikonomisohem  Gebiete  an  seine  Stelle  tretoi.  Zu  wirklicher 

Eintracht  werden  Mazedoniens  Völker  wohl  auch  unter  dem  neuen  Regime 
nicht  gelangen.  Wir  müssen  vielmehr  erwarten,  daß  sich  ein  ähnlicher 
Kampfeszustaiid  zwischen  den  einzelnen  NationaUtäten  entwickle,  wie  er 
heute  im  benachbarten  Österreich  besteht.  Alle  Nuancen  der  Sprachenfrage, 
alle  Variationen  parlamentarischer  Obstruktion,  nationalen  Boykotts  und 
leldenachaftliehen  geaeDigen  Gegensatses,  wie  sie  die  Hababurgisohe  Mo- 
narelue  aeit  Jabnehnten  erfüllen»  werden  Mazedonien  fttr  wdtere  Jahrsebnte 
b^hert  sein.  Aber  gegenüber  der  Anarchie,  die  bisher  in  Maaedonien  ge- 
bot, gegenüber  der  ständigen  Gefahr  für  den  Frieden  Europas,  die  aus  den 
BandenkSmpfen  der  Griechen  und  Bulgaren  entsprang,  bedeutet  wohl  auch 
der  Übergang  zu  Zustunden,  wie  sie  in  Österreich  herrschen,  emen  wesent- 
lichen, nicht  zu  unterschätzenden  Fortschritt. 


Extraziig  durch  Amerika  Ifir 
Cwecka  derWaUagilatf on*  Zum 

 srstf  uinal  Iii  der  politischen  Ge- 

schirhte  der  Union  ist  die  sozialistische 
Partei  bei  den  diesmaligen  Präsident- 
schaits  wählen  als  ein  beach  t  et  er  und  be- 
deutungsvoller Faktor  auf  den  Kampf- 
platz getreten.  Die  große  wirtschaft- 
liolie  Kfiflo  der  letaten  Monate  mit 
der  AiMtdongkeit  von  Hundert- 
tausendcn,  die  sie  im  Gefolge  hatte, 
mit  dem  Verschwinden  jener  kapital- 
freundlichen Stimmung,  wie  sie  in 
den  Zriten  der  industriellen  Hoch- 
konjunktur, der  hohen  und  gesicher- 
ten Löhne,  auch  die  Arbeiterächaft 

erfOUt  batte,  war  naiiu^maA  lür 
die  Partei,  die  mehr  ab  jede  andere 

den  Kampf  gegen  das  Großkapital 
und  seine  tyrannische  Herrschaft  üher 
das  ganse  wirtecbafttiche  und  aonale 


volfltrperCe»  eine  Oberaus 
gOnatige.  Im  vdlen  Bevnidtsein 
dieser  Sachlage  tat  die  Partei  auch 
alles,  um  ihre  Agitation  so  wksam 

als  möglich  zu  gestnUcn. 

Im  Mittelpunkt  derselben  stand 
eine  echt  amerikanische  Idee,  näm- 
lich die  Einleitung  eines  Extrazugeä, 
in  dem  die  Ffihrar  der  Partei  den 
ganaan  Kontinent  dmehqaerten  und 
dem  der  Volksmund  bald  den  Bei- 
namen »der  rote  Zug"  gab.  Dieser 
Extrazug,  der  von  der  Partei  für 
den  Betrag  von  120  000  M.  gemietet 
und  betrieben  ward,  bestand  aus 
einem  Gepäckwagen,  m  dem  sich 
MiDionen  von  A^tationabroaehQreii 
befanden,  die  sum  Teil  verkauft  und 
zum  Teil  Terteilt  wurden,  einem 
Personenwagen  und  einem  Schlaf- 
wagen mit  Speiseraum,  allee  mit 
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BUdera  und  Fahnen  bunt  geschmflokt. 
An  den  Seiten  der  Wagen  waren  große 

Banripp  anepbrarht  mit  der  Be- 
zeichnung:'; ,,  lv\t  [  azuj^  der  sozialisti- 
schen VValilkainpagne".  In  dem  Zuge 
nahmen  außer  dem  Präsidentschafta- 
kandidaten,  Mr.  Eugen  V.  Debs, 
eine  Reihe  von  anderen  sozialistischen 
Rednern  Platz,  die  abwechselnd  beim 
Anhalten  des  Zuges  auf  d^n  einzelnen 
Stationen  an  das  Publikum  An- 
sprachen richteten,  außerdem  eine 
Musikkapelle,  die  vor-  und  nachher 
ihre  Weisen  spielte.  Die  Fahrt  ging 
zunächst  von  Chicago  nach  Westen 
his  zur  Küste  des  Pazifischen  Ozeans, 
dann  nordwärts  his  tu  den  Wüldern 
der  kanadischen  Gebirge  »ind  zurück 
durch  die  blühenden  Getreideland- 
schaften des  Nordwestens  nach 
Chicago,  eine  Distanz  von  16000 
Kilometern,  hierauf  ostwärts  bis  zum 
Atlantischen  Ozean  und  zurück,  etwa 
8000  Kilometer. 

An  allen  Stationen  versammelten 
•sich  enorme  Menscheiimassen.  sei  es 
um  die  sozialistischen  Redner  zu 
hdren,  sei  es  aus  Neugierde.  Aber 
viele,  die  blofi  aus  diesem  letztaran 
Grund  g<  l;r mmen  warm,  höi  ten  dann 
docli  auch  aufmerksam  zu  und  wurden 
durch  die  Argumente  der  sozialisti- 
schen Sprecher  für  die  Sache  der- 
selben günstig  gestimmt.  Jeden  Tag 
hielt  der  Zug  etwa  zehnmal  und  he- 
scUofi  die  Tagesfahrt  in  einer  größeren 
Stadt,  wo  eine  Versammlung  in  einem 
großen  Saale  gehalten  ward.  In  der 
Stadt  Omaha  war  die  Versammlung 
von  t>()Oü,  in  CansasCity  von  10000, 
in  San  Diego  von  15000  Personen 
besucht  und  ähnlich  in  dm  anderen 
Städten  des  Westens,  dessen  allem 
Neuen  zugewandte  Bevölkerung  auch 
dem  Sozialismus  den  Enthusiasmus 
der  Jugend  entgegenbringt.  Nicht 
nur  Industriearbeiter,  sondern  auch 
Landleuie  strömten  überall  zu  den 
Versammlungen,  die  lokale  Presse 
mr  voll  von  Berichten  Itber  das 
eigen  geartete  Unternehmen,  wodurch 


das  Interesse  inmier  weiterer  Volks- 
kreise  erweckt  ward.  Ungefähr  1000 

Städte  und  Ansied  Inn  t»en  wurden 
auf  dieser  Reise  berührt,  und  di^ 
Hoffnungen  der*  Partei  auf  st  irke 
Vermehrung  ihrer  Stimmenzaiil  ba- 
sieren sich  vor  allem  auf  dieses  neu 
geartete  AgitationsmitieL  Von  allen 
Seiten  kommen  die  Beiträge  der 
Parteimitglieder,  von  10  Pf.  bis  zu 
Hunderten  von  Mark  zur  Deckung 
der  Kosten,  überall  herrscht  En- 
thusiasmus. Man  hollt,  die  Stimmen- 
zahl  der  letzten  Wahlperiode  weit 
zu  ttberholen.  Jedenfalls  aber  ist 
das  Interesse  überaus  weiter  Kreise 
des  amerikanischen  Volkes,  das  bis- 
her sozialistische  Ideen  als  fremd- 
ländische, unamerikanische  von  sich 
wies,  nunmehr  für  dieselben  geweckt : 
der  Sozialismus  hat  wahres  Bürger- 
recht im  politischen  Kampfe  der 
Union  gewonnen.  , 
John  C.  Chase,  .^Itburgermeister 
von  Haverhill  (Amerika). 

Die  poHtische  Zukunft  Kanadas. 

(Resumö  eines  längeren  Aufisatzes  un- 
serer französischen  Ausgabe.)  Kanada 
zerfällt,  soziologischbetrachtet,  in  drei 
verschiedene  Kulturkreise,  welche  in 
Sitten  und  Gewohnheiten,  Kulturtradi- 
tionen und  Volkspsycholugie  durchaus 
voneinander  abweichen:  FVanzOsisch- 
Kanada  im  Osten ;  diealtenghschePM- 
vinz  Ontario  im  Zentrum ;  und  dienen 
besiedelten,  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  in  Volksrharakter 
und  Ent^icklungsmöglichkeiten  nahe* 
stehenden  Gebiete  des  Westens. 

1.  FransOsisch-Kanada  hat  bis 
auf  den  heutigen  Tag  seine  alten 
Sitten  bewahrt.  Wohl  sind  aus 
70000  französischen  Kolonisten,  die 
zur  Zeit  der  englischen  Erobeninff  im 
Jahre  1763  im  Lande  angesiedelt 
waren,  inzwischen  über  zwei  Millionen 
geworden,  und  auch  heute  noch  ver- 
mehrt sich  die  Bevölkoning  FransO- 
sisch-Kanadas  in  erstaunlicher  Weise; 
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Familien  von  10  bis  12  Kindern  sind 
durchaus  keine  Seltenlieit,  und  alle 
Kinder,  }>esonders  im  iNord^n  des 
Landes,  linden  gutes  Fortk  rumeii 
durch  den  Umbruch  neuer  Strecken 
des  Urwaldes.  Aber  diese  sich  aiu* 
breitende  BeYölkenmg  bewahrt  noch 
durchaus  die  psychoIoglBchen  und 
sozialen  Züge  der  Vorväter,  die  aus 
Frankreich  kamen;  das  „Ancien 
regime"  lebt  in  Kanada  fort,  während 
es  in  Frankreich  durch  die  Revolution 
vernichtet  wurde.  Adel  und  König- 
tum fehlen,  aber  beider  Machtffllle 
ruht  in  Händen  der  katholischen 
Geistlichkeit,  die  entscheidenden  Ein- 
fluß auf  das  gesamte  soziale  und 
kulturelle  Leben  ausübt.  Die  Schulen 
werden  durchaus  von  ihr  geleitet, 
und  der  Index  verbotener  Bücher 
wird  nirgends  in  der  Welt  so  treu 
beachtet  als  in  den  Landdistrikten 
Kanadas.  Andererseits  ist  auch  die 
öfTtnit liehe  Moralität  dieser  gläubigen 
Bevölkerung  eine  durchaus  korrekte. 
\'erbrechen  und  Ausschweifungen 
sind  sehr  selten. 

All  diese  Bevölkerungsmassen 
haben  eine  treue  AnhfingUchkeit  an 
die  französische  Sprache,  die  ihnen 
{mit  der  katholischen  Religion  eng 
verbunden)  als  Unterscheidungsmerk- 
mal gegenüber  den  protestantischen 
Nachbarn  englischer  Zunge  heilig  ist. 
Im  Parlament  der  Provinac  Quebek 
wird  französisch  verhandelt,  die  Ge- 
richtshöfe sprechen  in  französischer 
Sprache  Recht.  Alle  Institutionen 
sind  von  französischer  Tradition  er- 
füllt. Einer  Anglicderung  an  die 
\'ereinigtcn  Staaten  sind  diese  Kana- 
dier durchaus  abhold»  weil  sie  ihnen 
ihre  Sonderart  allzuleicht  nehmen 
könnte.  Aber  sie  denken  auch  kaum 
an  eine  Wiedervereinigung  mit  Frank- 
reich, iTT^bosondf  ff  Hf  ^^halb,  weil  das 
republikanische,  antiklcM-ikale  Frank- 
reich ihnen  politisch  durchaus  anti- 
pathisch  ist.  Ihr  Ideal  ist  die  mög- 
lichste Bewahrung  kanadischer  Selb- 
ständigkeit und  freier,  unabhängiger 
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Entwicklung  mit  oder  ohne  Zu- 
gehörigkeit zum  Verbände  des  briti- 
schen Reiches. 

2.  Die  benaclibarten  Gebiete  von 
Ontario  und  die  Seeprovinzen  sind 
von  protestantischen  Engländern  be- 
wohnt, aber  ebenso  konservativ  in 
ihrer  ganzen  Art  und  Weise.  Alt- 
englisches  ^^V•sen  herrscht  in  ihren 
Städten  und  Dörfern  vor.  Mit  Eifer 
hSngt  man  an  den  religiösen  Tradi- 
tionen der  Vorväter;  überaus  stark 
ist  der  konfessionelle  Gegensatz  zu 
den  französischen  Nachbarn.  In  diesen 
Provinzen  verbürgt  die  Bevölkerung, 
die  durchaus  patriotisch  gesinnt  ist, 
eine  unverbrüchliche  Treue  gegenüber 
dem  ensTÜschen  Mutterlande.  Jeder 
Gedanice  einer  Angliederung  an  die 
amerikanische  Union  würdein  Ontaho 
undden  Seeprovinzen  aUgemeiner  Ent- 
rüstung begegnen. 

3.  Die  weiten  Gebiete  d^  Westens 
wiederum  woirden  überwiegend  von 
amerikanischen  Farmern  sowie  Ein- 
wanderern aus  aller  Herren  Ländern 
besiedelt;  keine  altenglische  oder 
altfranzösischeTraditionlebt  in  ihnen. 
Auch  solche  Kanadier  englischer  oder 
französischer  Zunge,  die  aus  den 
Ostprovinzen  dahin  gekommen, 
gleichen  sich  dem  allgemeinen  Milieu 
an,  geben  ihre  konservativen  Tradi- 
tionen auf  und  werden  in  der  Aus- 
beutung der  reichen  Bodenschätze, 
der  grenzenlosen  materiellen  Mög- 
Uchkeiten  des  Landes  großzügig,  fort- 
schrittlich, wie  ihre  amerikanischen 
Nachbarn.  Auch  geographisch  liegen 
diese  Gebiete  viel  näher  den  Staaten 
der  Lnion  als  den  alteuglischen  und 
altfranzösischen  Gebieten  Kanadas. 
Von  der  westlichen  Hauptstadt  Winni- 
peg  nach  der  amerikanischen  Grofi- 
Stadt  St.  Paul  sind  es  nur  24  Stunden 
Reise,  während  man  nach  Toronto 
und  Montreal  2  bis  3  Tage  brauchen 
würde.  In  den  noch  weiter  westlich 
liegenden  Staaten  von  Alberta  und 
Saskatchewan,  ebenso  auch  den  Berg- 
werksdistrikten von  Britisch-Kolum- 
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bleu  ist  der  amerikanisohe  Einfluß 
nodi  stärker.  Erst  an  der  pazifischen 

Küste  selbst,  insbesondere  auf  der 
Insel  Vancouver,  gibt  es  wieder  alte 
englische  Siedelungen  mit  alteng- 
lisch-konservativer Bevölkerung.  Das 
gemee  grofie  Binnengebiei  Tom  Oiean 
an  bis  zu  den  großen  Seen  ist  ameri- 
kanisch in  sozialer  und  seelischer  Art, 
amerikanisch  auch  in  pol  i  tisch  er  Ge- 
sinnung. Mit  jedem  Jahre  iMa^cu  sich 
diese  Verhältnisse  mein  aus,  indem 
das  amerikanische  Element  im  weiten 
Westen  des  Kontinents  an  Einflud, 
Yor  aUem  aber  an  Zahl  snnimmt, 
indem  die  Provinien  des  Westens 
numerisch  und  ökonomisch  den  alten 
Provinzen  des  Ostens  ebenbürtig 
werden.  In  aljsohbaier  Zeit  werden 
die  Abgeordneten  der  konservativen 
fistliehen  Provinzen  im  Bimdesparla- 


ment  zu  Ottawa  einer  Mdirheit  von 
Abgeordneten  der  westlichen,  ameri- 
kanischen Provinzen  ge(^enüber«;tehen ; 
und  wenn  diese  östlichen  Provinzen 
ihre  alten  Traditionen  bewahren,  in 
der  amerikanischen  Flut  nicht  selbst 
untergehen  wollen,  dann  werden  aie 
selbst  die  Trennung  swieoben  West 
und  Ost  fordern  müssen.  Sie  werden 
im  Verbände  des  britischen  Reiches 
bleiben  und  sich  weiter  in  der  bis- 
herigen Weise  entfalten.  Der  weite 
Westen  aber,  einmal  selbständig  ge- 
worden, wild  im  Zuge  der  naillr* 
liehen  Entwioklung  in  den  Verband 
der  amerikanisohen  Union  eintretoi. 
\oT\  der  Grenze  der  tropischen  Zone 
bis  zum  Eismeer  wird  die  neue  Welt- 
macht gebieten. 

Dr.  Adften  Low, 

Profestor  m  der  üniwretUU  MotitroaL 


ülflQNQMQCHEEKmSLUNa 


IE  Industhekrisc  in  Rußland. 
Auf  die  Revolution  mit  Ihrem 
Heroiamusund  Schrecken  ist  in 

1 1 1 1  nunmehr  die  Depression  auf 
allen  Gebieten  gefolgt;  psychisch,  in- 
dem die  Jugend  des  Landes  verzwei- 
felnd an  aljpn  idealen  Zu  Ion  sioli  der 
Ausschweifung  überantwortet ;  iiygi- 
eoisoh,  indem  die  Cholera  in  denGrofi- 
sMdten  wtttet,  vor  allem  aber  ökono- 
misch, da  die  Fabriken  ihre  Tore 
schließen  und  immer  größere  Massen 
des  Volkes  arbeitslos  werden.  Beson- 
ders die  Textiii lulustne  Polens,  die  zu 
den  bedeutendsten  desReiches  gehört, 
geht  duieb  ^e  schwere  Krise.  Viele 
Fabriken  haben  die  Lohne  ihrer 


Albeiter  herabsetzen  müssen  und 
die  Arbeitssät  auf  5  oder  selbst 
4  Tage  in  der  Woche  und  bloß 
8  Stunden  vermindert.  Im  Gouver- 
nement Kiew  mußte  man  ein  Drittel 
der  Mühlen  schlieBen,  und  ähnlich 
steht  es  in  den  Gouverneiiieuls  von 
Poltava  und  Charkow.  In  Jekaterinos- 
law  ist  einDrittefl  der  Mitglieder  der 
Gewerkvereine  aufier  Ai£eit.  Im 
Petersburger  Besirk  hatte  die  Textal- 
industrie zunächst  von  der  Krise 
der  polnischen  Konkurrenz  Nutzen 
gezogen,  nunmehr  aber  sind  auch  die 
Petersburger  Fabriken  von  der  vollen 
Krise  erfalt  worden.  DieGrftndefir 
alt  dies  sind  wohl  hauptsioblich  ni 
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der    geminderten    Kaufkraft  der 

Bauembevölkening  zu  suchen,  die 
in  den  revolutionären  Stürmen  und 
angesichts  der  verfehlten  Maßnahmen 
der  Regierung,  die  auf  die  Aufhebung 
der  landwirtschaftlichen  Dorfge- 
mände  abfielen,  TflUig  verarmt  kt. 
Das  dttiehadiflIUUehe  Emnahme- 
Budget  eines  Muschiks  kann  derzeit 
nicht  über  105  M.  (für  Landwirtschaft 
60  M.,  Ertrag  von  Vieh  35  M.,  Lohn- 
arbeit usw.  10  M.)  angenommen 
werden. 

So  wirken  die  NichtlOsung  der 
Agrarfrage,  noeh  mehr  aber  die  ver- 
fehlten Versuche,  sie  zu  Ifleen,  auch 
auf  die  Induatrie  zurück,  zum  Elend 

der  ein^n  gpsellt  sich  die  Arbeits- 
losigkeit der  anderen.  Die  nissische 
Volksvvirt Schaft  geht  dem  üankrutt 
entgegen,  und  das  Steigen  der  russi- 
schen Werte  unter  dem  Eindruck 
der  wiederhergestellten  Zarenmacht 
gewinnt  80  eine  überaus  seltsame 
Beleuchtung.  Mehr  als  die  Stürme 
der  Revolution  selbst  crreift  diese 
Depression  an  die  W  urzeln  des  Volks- 
wohlstandes, und  bald  werden  wir 
auch  von  sichtbaren  äußeren  Zeichen 
des  ökonomischen  VerfalbproseeseB 
boren. 


Der  Pferdefleisch  -  Konsum  in 
Frankreich  ist  in  starkem  Wachsen 
begriffen,  und  die  beiden  Pferdc- 
schlachthäuser  zu  i'aris  liefern  pro 
Jahr  mehr  als  i5  iMillionen  Kilo 
Pferdefleiseh.  Ein  Überwachungs- 
dienst wurde  organisiert,  auf  daß 
nur  gesundes  Fleisch  zum  Verbrauche 
f'elange.  In  clor  Tat  bietet  dieses 
bei  gehöri^r  Vorsicht  weitaus  bessere 
hygienische  Garantien  als  das  Rinder- 
und Schweinefleisch,  da  es  keinen 
gefährlichen  Parasiten,  keiner  tuber- 
kulteen  Infektion  die  Wege  bahnt. 
Die  öffentlichen  Autoritäten  suchen 
daher  auch  seinen  Konsum  möglichst 
zu  popularisieren. 


In  letzter  Zeit  wurden  Vorschlfige 
laut,  speziell  auch  die  Omnibus- 
pferde  nicht  mehr  bis  znr«  v/^llieen 
Erschöpfung  wie  bisher  arbeiten  zu 
lassen,  sondern  dieselben  im  ge- 
gebenen Momente  wieder  zur  Weide 
hinaiifisaflkhran,  damit  sie  sieh  neu 
stlürken,  und  sie  dann  sn  schlachten. 
Ein  solches  Pferd,  das  im  Durch* 
schnitt  etwa  500  Kilo  wiegt,  gibt 
nach  den  Feststellungen  von  Dr.  Vi- 
iain,  einer  berufenen  AutoritÄt,  288 
Kilo  Fleisch,  das  im  iiandel  zu  ver- 
werten ist*  Bei  einem  Preise  von 
61  Pfennig  fOr  das  Kilo  erg^t  sich 
so  ein  Betrag  von  175  Mark;  hierzu 
kommt  dann  noch  der  Prais  des 
Felles. 

Man  ist  in  berufenen  Pariser 
Kreisen  der  Ansicht,  daß  die  Vor- 
urteile gegen  das  Pferdefleisch  einer 
Begründung  entbehren,  und  dafi  das- 
selbe sehr  wohl  zu  einem  ausge- 
zeichneten und  dabei  relativ  wohl* 
feilen  Volksnahrungsmittel  werden 
kann« 

Die  kommende  Eisenbahnverstaat- 
Hchong  in  Amerika.  Unter  den  pohli- 
schen und  Ökonomischen  Fragen, 
die  im  Mittelpunkt  der  Prfisident- 
schaftskampagne  stände  und  die 
öffentliche  Meinung  AincHkas  be- 
schäftigten, ist  keine  fur  die  un- 
mittelbare Zukunft  der  l  inun  wichti- 
ger als  die  Eisenbahnfrage.  Die  groüe 
Ausdehnung  der  Union  und  der 
Reichtum  an  Bodenschätzen,  die 
leicht  zu  heben  sind  und  bloß  der 
Beförderung  nach  den  Stätten  des 
Verbraurli?  im  Osten  der  Union  und 
in  Europa  bedürfen,  lassen  die  Eisen- 
Lahnen,  welclip  dieser  Beförderung 
dienen,  als  wichtigste  Faktoren  im 
ökonomischen  L^en  des  Landes  er- 
scheinen. Wer  die  Euenbahnen 
besitzt  und  in  seinem  Interesse  leitet» 
beherrscht  das  wirtschaftliche  Lehen 
der  Union.  Diese  Eisenbahnen  stehen 
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seit  langem  im  Besitze  weniger 
^ßer  Kapitakgesclli^ciiaften,  die 
hiervon  leicht  rücksichtslosen  Ge- 
brauch machen.  Sie  schloeeen  Ver- 
träge mit  gewissen  anderen  Induetrie- 
gesellschaften  und  Trusts,  durch  die 
sie  sich  zur  Gewährung  von  Rabatten 
an  diese  verpflichteten,  zuweilen  selbst 
zu  solch  hohen  Tarifen  für  die  Kon- 
kurrenten, daü  diese  taUächhch  von 
der  Beförderung  ihrer  Waren  ab- 
sehen mufiten;  so  erlangten  die 
Trusts  durch  ihre  Verbindung  mit 
den  Eisenhahiien  das  tatsächliche 
Monopol  auf  dem  arnerikanischen 
Markte.  Alle  Er})itt(Tung  des  ameri- 
kaniücheii  Publikums  ob  der  Aus- 
beutung durch  die  Trusts,  ob  der 
wucherischen  Preise,  alle  Leiden- 
Bchaft  der  im  Konkurrenzkampf 
unterliegenden  privaten  Proiluzentcn, 
richtete  sich  gegen  die  l-]isenbalin- 
gesellschaflen,  die  durch  ihr  unfaires 
Verhalten  den  Trusts  zur  Alleinherr- 
schaft verhelfen  hatten.  So  ent- 
stand eine  mAchtige  Volksbewegung, 
welche  die  Beseitigung  dieser  illoyalen 
Verträge,  gleiche  Transporttarife  für 
alle  Produzenten  und  wirksame  staat- 
liche Überwachung  der  Eisenbahnen 
zwecks  Hintanhaltuug  von  iMiü- 
bräuchen  fordert. 

Freilich  gehen  nicht  alle  politi- 
schen Kreise  gleichweit  in  ihren 
Forderungen.  Zunächst  die  konser- 
vative Grnj>f><»,  welche  bloß  (>ine 
gewisse  ÖUentiichkeit  in  der  Ge- 
barung der  EisenbahngeseUschaften 
und  eine  surQckhaltaide  Staatsauf- 
sicht heischt,  um  die  firgsten  Mifi- 
bräuche  zu  beseitigen.  Sie  wollen 
Schutz  der  selbständigen  Industrie 
vor  der  illoyalen  Konkurrenz  der 
Trusts  mit  mögHchster  Schonung 
der  fmanziellcn  Interessen  der  Bahnen 
selbst  verbinden;  ihre  Halbhmt  und 
Zweideutigkeit  gibt  den  Weg  su 
keiner  ernsthaften  Reform  frei.  Eine 
zweite  Gruppe  von  Politikern  würde 
allerding**  energische  Mnßogeln  be- 
grüßen, sofern  diese  rein  polizeilicher 


ü 

Natur  bleiben  und  sich  gegen  Ge- 
setzesübertretungen richten.  Jede 
wirksame  Staatsaufsicht,  die  auch 
positive  Reformen  fordern  wOrde, 
wird  von  dieser  „Manchester-P^uiei^\ 
die  noch  heute  über  sehr  viele  An- 
hänger verfügt,  zurückgewiesen.  Wie- 
der eine  Gruppe  unter  Führung  von 
Präsident  Rooscvelt  geht  einenSchritt 
weiter  und  verlangt  effektive  Staats- 
aufsicht, jedoch  unter  BeibehaHung 
des  Privatbahnsystems. 

Nur  die  vierte  Gruppe,  zu  welcher 
der  Führer  der  demokrati.schen  Partei, 
Bryan.  L»e}iörl,  bekennt  sich  zu  einem 
Refoi  lupnigiaiiiin.  das  tatsächliche 
und  wirksame  Änderung  der  Ver- 
haltnisse fordert.  Wohl  sind  auch 
In  dieser  Gruppe  viele  Mfinner,  die 
vom  Standpunkt  politischer  Philo- 
sophie aus  mehr  zum  Individualismus 
als  zum  SoziaUsmus  neigen.  Auch 
sie  würden  es  gerne  sehen,  daß  die 
Eisenbahnverhaituisse  durch  wirk- 
liche Staatsaufsicht  gebessert  würden. 
Aber  diese  MAnner  geben  zu,  daß 
wenig  Wahrscheinlichkeit  hierfür  be- 
steht und  würden  für  den  Fall  des 
MiBprfoltrf  s  dieser  Politik  einen 
weitergt  lit'iiden  Schritt:  die  Ver- 
staatlichung der  amerikanischen 
Eisenbahnen,  akseptieren.  Diese 
Ansicht  gewinnt  von  Monat  zu  Monat 
an  Anhängern,  weil  sich  das  Über- 
gewicht der  gewaltigen  Kapitals-* 
mächte,  die  h^ute  die  Eisenbahnen 
besitzen,  über  alle  staatlichen  Be- 
hörden stets  schärfer  ausdrückt.  Eiu- 
fluSreiche  Krdse  im  Senat  der  Ver- 
einigten Staaten,  besonders  aber  auch 
viele  Richter,  denen  bei  den  eigen- 
tümlichen Rechtsverhältnissen  Ameri- 
kas Freiheit  gegeben  ist,  \  erfttgunpren 
der  Behörden  und  Besclihisse  der 
Vertretungskörper  als  koastitutions- 
widrig  aufzuheben,  stehen,  wenn  nicht 
im  Solde,  so  doch  unter  dem  Einfluß 
der  Kapitalsmächte  und  Bahngesell- 
schaften. Jede  Staatsaufsicht  kann 
so  nur  schwor  ihr  Ziel  erreichen; 
nur  eine  VerstaatUchung,  weiche  die 
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^    Bah ngeMÜlsohaften  ihm  tatsächlichen 
Besitzes    entkleidet,    würde  di^ 
,    Machtslelhintr  brpchpn  und  auch  in 
Amerika  die  Souveränität  des  Staates 
j    über  das  soziale  und  wirtschaftliche 
^    Leben  zur  Geltung  bringen.   Nur  so 
^  kAnnte  der  Staat  selbst  von  Jener 
^   MaehtffiUe    Besita    ergreifm,  die 
,    von  den  Bahngcsellschafteii  bisher 
mißbraucht  wurde,  und  seinerseits 
Einfluß  auf  den   Kampf  zwischen 
den  einzelnen  Industriegruppen  ge- 
\Ninnea,   die   Kräfteverhältnisse  in 
solcher  Weise  regeln,  wie  sie  den 
aUgemdnen  Staate-  und  Gesellschafts- 
intereseen am  förderlichsten  wfiren, 
an    Stelle    der    Vernichtung  der 
Schwächeren  durch  die  Stärkeren 
eine    zielbewußte  Industriepoiitik 
setzen. 

Für  die  nächste  Zukunft  gehen 
allerdings  die  Bestrebungen  dieser 
radikalen  Freunde  der  Verstaat- 
lichung mit  denen  der  Rooeevdt- 

schen  Gruppe,  die  bloß  wirksame 
Staatsaufsicht    fordern,  zusammen. 
Mehr  und   rnohr  wird  der  Willkür 
der  großen   Gi'bellschaftcn  Einhalt 
geboten  werden,   mehr   und  mehr 
wird  gerade  mit  jedem  ergebnislosen 
Versuche,  alle  MifistAnde  zu  be- 
seitigen, die  Stimmung  fttr  die  Ver* 
staatlichung  selbst  wachsen,  bis  die- 
selbe endlich  übermächtig  wird. 

Auch   die   konservativen  Kreise 
wePcK^n  ihr  Bestreben  mehr  und  melir 
daraut  beschränken,  den  Übergang 
SU  einem  aDmabliehen  zu  gestalten, 
aUe  zwecklose  Schftdigung  der  Inter^ 
essenten  hintanzuhalten,  die  Bahnen 
in   gesetzlicher  Weise,  ohne  revo- 
lutionäre Eingriffe,  in  den  Besitz  der 
G<'samtheit  überzuführen.  Amerika 
wird  mit  dieser  Maßregel  einen  be- 
cieuläaiiien  Schritt  auf  dem  Wege 
zum  Kollektivismus  tun.    Auf  <Ue 
Veistaatlichung  der  Bahnen  wird 
die  VentaatUchung  der  anderen  Mo- 
nopole,   welche   die  verschiedenen 
j^wei^   der   Industrie  beherr<!chen, 
'olgen,  und  so  mag  Amerika,  das 


heute  noch  der  Welt  die  Übelstände 
eines  schrankenlosen  kapitalistischen 
Systems  in  abschreckenderer  Weise 
zeigt,  als  sie  irgend  soMtwo  vor- 
handen sind,  bald  beispielgebend  auf 
dem  Pfade  staatssozialistischer  Ue- 
formen  dastehen. 

CharUs  Vrooman,  Ne»  York. 

Die  Errichtung  eines  IndtutrieUen 
Schieds^richtshoies  in  England.  Im 

Sinne  der  Erfolge  Australiens  und 
Kanadas  mit  ihren  industriellen 
Sclüedsfericbten  wurden  kfirdieh 
auch  in  England  durch  den  Handeb- 

minister  Gurcbill  Maßregeln  getroffen» 
welche  einen  ersten  Schritt  auf  diesem 
Wege  darelellen.  Auch  hisher  war 
der  Handelsminister  wiederholt  um 
seine  Vermittlung  zur  Beilegung  von 
langandauemden  Streiks  ersucht  wor- 
den, was  ihm  manchmal  gelang; 
hiufiger  aber,  besonders  in  den  leisten 
Jahren,  blieb  die  Vermittlungsaktion 
erfolglos. 

Vorsorge  soll  nunmehr  c^e troffen 
werden,  daß  der  Handeisminister 
auf  Wunsch  der  Parteien  sofort 
einen  Schiedsgerichtshof  von  3  oder 
5  Mitgliedern  zur  Beurteilung  des 
Streitfalles  zusammenbemfen  kAnne, 
und  zwar  sollen  die  Bdsitser  aus  drei 
Personengnippen  genommen  werden, 
diehoroits  im  „Frieden"  vom  Ministor 
designiert  sind.  Üie  erste  Gruppe 
soll  aus  Männern  hervorragender 
Stellung  bestehen,  welche  keine  per- 
sönlichen Beziehungen  zu  Industrie 
und  Arbeiterschaft  besitzen,  vor  allen 
also  Mitglieder  der  liberalen  Berufe, 
die  zweite  aus  angesehenen  Industri- 
ellen, Hif  dritte  aus  Arbeitern  und 
Gewerkscliiiil^itutgliedern.  Ein  bis 
nun  sehr  iiuutig  erhobener  Einwand 
gegen  das  Schiedsgeiiohtswesen  be- 
sagt, daß  die  mit  der  Vermittlung 
betrauten  Personen  mit  den  Ver- 
hältnissen und  Wflnschen  der  Ar- 
beiterschaft zu  unvertraut  seien,  um 
sachkundig  entscheiden  zu  können. 
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Nunmehr  sollen  in  jedem  einzelnen 
Falle  als  Vertreter  der  Arbeiter  und 
Unternehmer  solfho  P^rsonoii  hp- 
rufen  werden,  welche  eine  ^^eiiauu 
und  unmittelbare  Sachkenntnis  hin- 
fj^tUch  dar  VerhfiltnisN  im  Gevreiite 
und  aDer  «uf  Losung  dor  aehwebenden 
Straitilnigeii  besflgHohea  Monrante  be- 
sitzen. 

Um  einem  weiteren  üblichen  Ein- 
wand gegen  Zwangsschiedsgerichte 
zu  begegnen,  aoU  der  neue  Schieds- 
gerichtshof  erst  dann  in  Funktion 
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treten,  wenn  er  von  beiden  kämpfen- 
den Parteien  darum  ersucht  wird. 
Audi  so  wird  er,  besonders  wenn 
ein  Streik  sich  lange  ohne  Ent- 
scheidung hinzieht,  der  Wiederher- 
steEung  des  tflcononüsebea  Fliedens 
wichtige  Dienste  leisten  können. 
Wenn  sich  dann  solch  günstiger  Er- 
folg wiederholt,  wird  es  übrigens 
naheliegen,  die  Funktionen  der  neuen 
Behörde  zu  erweitern  und  ihren  Be- 
mühungen bindende  Kraft  beizu- 
l^en. 


SOZIALE  ENTTwiCKIJUNe^ 

HOLGER   BEGTUP,  KOPENHAGEN:  DIE  DÄNI- 
SCHEN VOLKSHOCHSCHULEN. 

1844  wurde  die  erste  Volkshoehsehule  in  ROdding  in  Nordsekleswig  ins 

Leben  gerufen.  Sie  wnrde  durch  freiwillige  Beiträge  als  eine  Schildburg  der 
dänischen  Sprache  gegründet,  und  der  Zuschuß,  den  sie  gleich  von  den  brei- 
teren Volksschichten  erhielt,  ersetzte  die  reicheren  Mittel,  mit  welchen  der 
Staat  eine  königliche  Hochschule  hätte  ausstatten,  können.  Die  Seele  dieses 
Unternehmens  war  Christian  Flor,  der  früher  Professor  der  däni- 
schen Sprache  in  Kiel  gewesen  war. 

Später  entstanden  mehrere  kleine  private  Volkshochschulen  in  den 
▼OTSChiedttiai  Gegenden  Dänemarks.  Die  bemerkenswerteste  war  die  auf 
F fl n e n  von  Christen  Kold  (geb.  1816,  gest.  1870)  errichtete.  Dieser 
geniale  Schulmann  war  selbst  ein  Kind  dos  \*o]kes.  Er  sprach  in  einer 
Weise,  daß  der  gewöhnhche  Bauer  ihn  v*  i -.t  iud.  Aber  er  besali  eine 
außergewöhnliche  Fähigkeit,  durch  seine  einfaltigen  und  dennoch  macht- 
vollen Worte  in  die  Seelen  der  Hörer  zu  dringen.  Er  glaubte  fest  daran,  daß 
ein  edler  Sinn  sehr  wohl  nnter  einer  flmüichen  Hfille  hausen  könne.  Er  wamto 
seine  Schüler  davor,  ihre  Bauemsitten  aufsugeben  oder  die  tägliche  Arbdt  auf 
dem  Felde  und  im  Stalle  zu  verlassen.  Er  gab  aber  ihren  Gedanken  nnd  Ge> 
fühlen  eine  geistige  Weihe,  welche  einer  fortgesetzten  inneren  Ent- 
wicklung die  reichsten  MögUchkeiten  eröffnete.  Er  sagte  selbst,  daß  er  mehr 
danach  strebe,  die  Jungen  zu  „wecken"  als  sie  zu  ,, belehren",  wenn  das  erste 
gelinge,  könnten  sie  immerhin  später  die  ftir  das  praktische  Leben  notwen- 
digen Kenntnisse  und  die  erforderliche  Fachbildung  erwerben.  Kolds  SchlÜer 
aßen  alle  an  seüiem  Tische  und  schliefen  unter  seinem  Dache.  Der  tä^ehe 
Verkehr  und  das  vertraute  Zusammenleben,  das  dadurch  «wischen  Lehrer 
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und  Schüler  entstand,  wurde  ein  mächtiges  Mittel,  um  seinen  eindring* 
liehen  Worten  bei  den  Jungen  Geh<ir  wa  venohaffen. 

Christen  Kolds  Schule  wurde  für  atte  andern  Volkshochsehulen,  die  aU- 

mählich  in  Dänemark  entstanden,  vorbildlich.  Die  Mehrzahl  der  „Ge« 
bildeten",  die  Kenntnis?^  in  fremdpn  Sprfirhen  und  Examina  in  allen  mög- 
lichen Fächern  als  den  einzigen  VVetr  zur  wahren  Kultur  ansahen,  schüttelLen 
zwar  anfangs  den  Kopf  üher  diese  Schulen,  „welche  nur  die  jungen 
Bauern  dOnkelhalt  machten,  ohne  ihnen  ordentUche  Kenninisse  mitzu- 
teilen". Aber  in  unserer  Zeit  leugnen  nur  wenige,  daß  die  Methode 
Kolds  reiche  Frucht  getragen  hat.  Ohne  einem  Widerspruch  su  begegnen, 
darf  man  z.  B.  behaupten,  daß  die  Ffthigkeit  der  dinischen  Bauern,  die  beste 
Butter  der  Welt  zu  eraeugen,  nicht  ohne  Zusammenhang  ist  nül  der  rein 
jn^istieen  Aufklänins;,  die  die  Volksschule  unter  ihnen  verbreitet  hat.  Eben 
diejenigen,  welche  jetzt  für  die  Verbreitung  technischer  Kenntnisse  unter  den 
Bauern  arbeiten,  gestehen  immer,  daß  die  Wirksamkeit  der  Volkshochschule 
als  eine  Vorbereitung  für  den  theoretischen  Unterricht  unentbehrUch  ge- 
fvesen  sei  Bs  liftt  sieh  auoh  naohiveisen,  daß  die  gencaseoflohaflliohe  Be- 
wegung unter  der  Landbevölkerung  Dinemarks,  welche  die  Bedingung  der 
OroBindustrie  und  der  Ausfuhr  der  Landesprodukte  war,  nicht  mOgUch  ge- 
worden wäre,  wenn  nicht  die  Volkshochschule  der  Jugend  auf  dem  Lande 
einen  weiteren  Rliek  für  das  Menschenleben  und  Sinn  für  den  Wert  der 
geistigen  Gemeinsc  haft  gegeben  hätte.  Aber  die  wichtigste  und  direkteste 
Folge  der  Volkshochschulen  ist  die,  daß  große  Teile  des  dänischen  Volkes, 
die  früher  unwissend  und  ungebildet  waren,  jetzt  geistig  gebildete 
Menschen  sind,  die  au!  jedem  bfi^erlichen  Gebiete  ihrem  geistagen  Stimm- 
recht Geltung  verschaffen  können.  Eme  grofle  Ansahl  der  Mi^|lieder  des 
dfinischen  Reichstage  (auch  ein  Minister  des  Landes)  sind  gewöhnliche 
Bauern,  die  keine  andere  Schulbildung  gMiossen  haben  als  die  von  den 
Volkshochschulen  erteilte. 

Die  Zahl  der  Volkshochschulen  hat  später  so  stark  zugenommen,  daß  es 
zurzeit  deren  etwa  70  in  Dänemark  fribt,  die  jährlich  von  etwa  7000  Schülern 
besucht  werden,  jungen  Männern  und  Mädchen  im  Alter  von  18 — 25 Jahren 
und  darüber,  d.  h.  von  ungefAhr  einem  Viertel  eines  Jahrganges  junger  Men- 
schen aus  den  dSnischen  Landgebieten.  Die  vom  Staate  unterstfltsten  Volks- 
hochschulen wurden  vom  1.  April  1905  bis  31.  März  1906  von  3493  jungen 
Männern  und  3196  Mädchen  besucht  (davon  780  über  25  Jahre  alt);  3393 
waren  Kinder  von  Hnfnero.  1478  Kinder  von  Kstnem,  198  Kinder  von 
Arbeitern.  708  Kmdern  von  Handwerkern,  912  endhch  gehörten  zu  den 
übrigen  Ständen.  Von  sämtlichen  Schülern  im  genannten  Jahre  stammten 
nur  395  aus  den  Städten,  der  Rest  aus  den  Landbezirken. 

Die  mftnniichen  Schiller  erhalten  einen  Kursus  von  5  Monaten  (vom 
1.  November  bis  1.  Apiü),  die  Schttlennnen  einen  vchl  3  Monaten  (vom  1.  Mai 
bis  1.  August).  Viele  arme  Schiller  (im  genannten  Jahre  2551)  erhalten  vom 
Staate  ein  Stipendium  von  20  Kronen  monatlich  zu  ihrem  Aufenthalt  auf 
den  Hochschulen,  der  alles  in  allem  (Beköstigung»  Wohnung  und  Unter* 
rieht)  35  Kronen  per  Monat  kostet. 

Die  Schulen  erhalten  von  dem  Staate  eine  direkte  Unterstützung  bis  zu 
3000  Kr.  jährlich.  Es  ist  ein  bedeutungsvolles  Zeichen  des  Ansehens,  das 
die  Volkshochschulen  gewonnen  haben,  daB  diese  Unterstfltsung  gegeben 
wird,  ohne  daß  der  Staat  irgendwelchen  Binfluß  auf  den  Unterrichlsplan 
der  einielnen  Schulea  forderte.  &  ist  firaUieh  fllr  diese  Schulen  eine  Lebens- 
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bedingung,  daß  es  ihren  Voretehem,  die  in  der  Regel  die  Schulen  selbst  be- 
aiien,  und  den  Lehrern  völlig  freisteht,  zu  reden  und  zu  wirken»  wie  sie  wollen. 

Auch  die  Schüler  sind  sehr  frei.  Auf  den  Volkshochschulen  werden 
keine  Prüfuni^cn  abgehalten,  und  der  wichtigste  Unterriclit  wird  in  Form 
von  Vorträgen  erteilt.  Jedoch  werden  auch  tägliche  Übungen  im  Lesen, 
Schreiben,  Rechnen  u.  dergl.  elementaren  Fächern  abgehalten,  und  man 
leitet  die  Schüler  an,  sich  den  Inhalt  von  kleineren  Lehrbüchern  der  W'elt- 
gesehiehte»  der  vaterlindischen  Geschichte,  der  Geographie  und  der  Natur- 
Brande  anzueignen.  In  allen  Schulen  werden  täglich  TumObungen  nach  dem 
rationellen  schwedischen  System  abgehalten,  und  die  Mädchen  haben  ein 
paar  Stunden  tSgHch  Übnnc^f^n  in  Hanciarlieit.  Dagegen  wird  auf  den  Volks- 
hochschulen technischer  Unterrirht  ^'p'^'uhiilich  nicht  erteilt;  das  ist  bcson- 
derpii  laiidwirtschaftlichen,  ^'arteuwirtsihaftlichen  und  Handwerkerschulen 
uäw.  Liberwiesen,  die  biäweiieü  imi  den  Volkshochschulen  als  selbstständige 
Abteilungen  varknQpft  sind,  aber  am  häufigsten  besondere  Schulen  bilden, 
webhe  in  demselben  Geiste  wie  die  Volkshochschulen  geleitet  werden. 

Die  Volkshochschulen  haben  während  der  letzten  Jahre  gröfieres  Ge- 
v^Tcht  dnrmif  gelegt,  ihrt'  Schüler  in  den  gewöhnlichen  Sf^hnlfächern  zu  unter- 
richten und  ihnen  im  ganzen  mehr  Kenntnisse  mitzuteilen,  als  seinerzpit 
das  Ziel  Kolds  war.  'i  rotzdein  m.ii)  so  die  Forderungen  der  Zeit  berück- 
sichtigt, ist  und  bleibt  immer  noch  Hauptaufgabe  der  Volkshochschule,  durch 
freie  Vorträge  auf  freie  Schaler  gdstigen  Einfluß  su  gewinnen.  IMese  Vor- 
träge sind  keine  Vorlesungen.  Der  Redner  hat  kein  Manuskript  vor  sich, 
sondern  spricht  frei  und  richtet  das  Auge  auf  die  Zuhörer.  Sein  Stoff  kann 
geschichtlich,  ästhetisch,  geographisch  usw.  sein.  Die  Hauptsache  ist 
überall,  mit  den  Schülern  durch  das  lebendige  Wort  in  persönliche  Wechsel- 
beziehungen zu  treten.  Deshalb  schreiben  die  Zuhörer  den  Vortrag  auch 
nicht  nach;  denn  diese  Beschäftigung  würde  sie  daran  hindern,  ,,den  Redner 
mit  Augen  und  Ohren  so  verschbngen".  Vor  und  nach  dem  Vortrage  wird 
gewöhnlich  ein  einstimmiges  Lied  geschichtlichen  oder  volkstümlichen 
Inhalts  gesungen.  Grundtvig,  Hestrup,  ßjörnson  u.  a.  dänische  und  nor- 
wegische  Dichter  haben  Hunderte  von  Liedern  gedichtet,  die  zu  diesem 
Zwecke  gebraucht  werden  können.  Die  Jugend  weiß  viele  davon  auswendig. 
Das  Liederbuch  der  Volkshochschule  enthält  ungefähr  600  Nummern.  Dieser 
eigentümliche  ungekünstelte  Volksgesang,  in  welchem  die  Worte  mehr  als 
die  Töne  bedentoi,  und  an  dem  äch  alle  nach  Vermögen  beteiligen,  hat  aufier* 
ordentlich  dasu  beigetragen»  den  Sinn  för  das  geistige  Leben,  das  die  Männer 
der  Volkshochschule  vericQndigen,  zu  wecken.  Die  Kritiker  der  Volkshoch- 
schule haben  bisweilen  gesagt:  ,,Auf  den  Hochschulen  lernt  die  Jugend  nur 
singen."  Die  Freunde  drr  Schule  haben  geantwortet  ■  ,,Wenn  sif  anrh  nur 
das  lernte,  hätte  die  Schule  unschötzharen  Wert  gestiftet.  Ein  singendes  \'olk 
ist  ein  geistig  reges  Volkl''  Diejenigen,  welche  in  der  Jugend  au»  vollem 
Herzen  von  Vaterland,  Freiheit»  Muttersprache,  Menschlichkeit  usw.  singen, 
werden  gewöhnlich  als  reife  Männer  im  praktischen  Leben  tflchtige  Arbeiter, 
die  ffir  Fortschritte  und  gemeinsames  Arbeiten  ein  offenes  Auge  haben. 
In  den  dänischen  Milchwirtschaften  tönen  oft  frische  Lieder  mit  dem  Schnurren 
der  Zentrifugen  und  dem  Kürren  der  blechernen  Eimer  um  die  Wette. 

Diese  Vorlragswirksamkeit  mit  dem  dazu  gehörenden  gern»  in>chaft- 
lichen  Gesang  hat  sich  von  den  Volkshochschulen  über  das  ganze  Lami  ver- 
breitet. Fast  in  jeder  Gemeinde  findet  sich  jetzt  ein  „Versammlungshaus'*, 
wo  man  turnt  und  Veranstaltungen  ▼omimmt.  An  tausend  Stellen  unseres 
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kleinen  Landes  werden  jährlich  je  10 — 20  Versammlun^n  abgehallen.  Jede 
wird  durchschnittlich  von  100  Teilnehmern  besucht.  Da  die  Lehrer  der 
Volkshochschulen  hier  als  Redner  am  meisten  gesucht  sind,  gibt  ps  fast  keinen 
Winkel  des  Landes,  wo  ihre  Worte  nicht  gehört  würden.  Die  jugeiid,  die  an 
dieten  Versammlungen  teibummi,  bekommt  dadurch  Lost,  eine  Schule  zu 
besuchen.  Die  Älteren,  die  vielleicht  fraher  eine  VoHnhocfaschule  besucht 
haben,  werden  durch  die  Erinnerungen,  die  die  Worte  des  Redners  wach 
rufen,  gestärkt.  Diese  ganze  Wirksamkeit  wird  also  ein  mftohtiges  Mittel» 
das  geistige  Leben  des  Volkes  zu  nähren. 

Während  der  letzten  10  Jahre  hat  diese  Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  der 
Volksbildung  eine  Art  von  Seitenstück  erhalten  in  der  sogenannten  Volks- 
universität, die  von  der  Universitftt  Kopenhagen,  und  in  den  Vorträgen,  die 
von  dem  radikalen  „Studentersamfund"  auagehen.  Der  Zweck  dieser  Vor* 
träge  ist  zunächst  der  gewesen,  die  Wissenschaft  zu  popularisieren.  Man 
verfolgt  darin  die  Tendenz,  die  Bevölkerung  in  einer  dem  Geiste  der  Volks- 
hochschulen entgegenwirkenden  Rirhtimg  zu  beeinflussen.  Die  akademi- 
schen Redner  haben  bis  jetzt  ihr  be»tes  Publikum  in  den  Städten  gehabt, 
während  die  „volkstümlichen"  besonders  auf  dem  breiten  Lande  laiig  sind. 
Bisweilen  treffen  sie  sich,  und  dann  wurden  oft  scharfe  Worte  gewechselt, 
weil  der  Gegensats  in  der  Schulrichtung  und  in  den  geistigen  Idealen  sie  zu 
geborenen  Gegnern  macht.  Dieser  „Kampf  im  offenen  Felde**  hat  ein  neues 
Moment  in  die  lebhafte  Kulturentwicklung  des  dänischen  Volkes  gebracht. 
Merkwürdigerweise  haben  es  die  radikalen,  antireligiösen  Freunde  der 
Kultur  bisher  noch  nicht  vereucht,  Volkshochschulen  zu  gründen.  Das  hängt 
Wühl  damit  zusammen,  daß  sie  nicht  in  das  „Geheuunis"  der  „Volkstümlich- 
keit*' haben  eindringen  können,  welche  ein  Lebenselement  in  der  Wirksam- 
keit der  anderen  Schule  ist.  Dagegen  hat  die  „Innere  Mission**,  die  für 
eane  einseitig  religiöse  Weckung  wirkt,  einige  wenige  Volkhochschulen 
gegründet,  auf  welchen  Bibelstunden  die  Hauptrolle  spielen. 

Ein  weiterer  Schritt  ist  geschehen  durch  die  Gründung  „der  erweiter- 
ten Hochschule"  in  Askov  1878,  welche  dem  kürzUch  verstorbenen 
Ludwig  Schröder  ihre  Entstehung  verdankt.  In  dieser  Schule  versammeln 
sich  Schüler  der  gewähnlichen  Volkshochschulen  zu  einem  weitergeführten 
xweijährigen  Kursus,  in  dem  ein  gründlicherer  Unterricht  in  den  nor- 
<yschen  Sprachen,  den  geschichtlichen  und  naturwissenschafthchen  Fächern 
erteilt  winl.  Viele  Lehrer  in  den  gewöhnlichen  Volkshochschulen  sind  in 
Askov  vorgebildet  worden. 

Von  Dänemark  haben  sich  die  Volkshochsctuilcn  nach  Norv^'egen,  Schwe- 
den und  Finnland  verbreitet.  In  jedem  dieser  Länder  haben  sie  ein  besonderes 
Gepräge  bekommen,  je  nach  der  Natur  und  den  geschichtlichen  Voraus- 
setzungen des  betreffenden  Volkes.  Die  Freunde  der  Volkshochschulen  sind 
im  Innersten  flberseugt  davon,  daß  es  auch  den  andern  Kulturländm  zum 
Nutzen  gereichen  würde,  die  Idee  einer  solchen  Schule  für  Erwachsene  auf- 
zunehmen, welche  keine  praktische  Fachbildung  vermittelt,  sondern  darauf 
zielt,  das  innere  Leben  der  Jugend  durch  die  Poesie  der  Mutiersprache  und 
die  Geschichte  des  Volkes  zu  entwickeln. 

Eine  Schule,  hi  der  „das  lebende  Wort'^  iu  dem  Grade  Hauptmittel  ist, 
kann  man  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  durch  geschriebene  Programme 
studieren.  Aber  es  dürfte  vielleicht  der  Mühe  wert  sein,  das  klone  Dänemark 
zu  besuchen,  um  einen  lebendigen  Eindruck  von  dieser  eigentümlichen  Bil- 
dungsarbeit zu  erhalten. 
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FREIHERR  V.  HOCK,  Mitglied  des  österreichischen 

REICHSRATS  UND  HOFRAT  AM  VERWALl  üNGSGE RICHTS- 
HOFE, WIEN:  DIE  KONFESSIONSLOSIGKEIT  DER 
SCHULEN  IN  ÖSTERREICH. 

IE  Bestimm ungen*  StaaUgiuiiiIgeäeUes  vom  21.  Dezember 
1867  und  d68  Owiix»  Aber  das  VerhUtnls  der  Schule  lur  Kirche 
vom  25.  Mai  1868:  Der  Unterricht  in  allen  OffentUohen  Sehukn 

—  daninter  werden  alle  Schulen  veistanden,  die  aus  Mitteln  der 

Gemr^indo.  des  Bezirkes,  Landes  oder  Staate  ganz  odnr  teilweise  erhalten 
werden,  nicht  bloß  Subventionen  beziehen,  —  vom  Heligionsunterncht 
abgesehen,  sei  frei  von  dem  Einflüsse  jeder  Kirche  odp.r  mn<^i\^en  RelijDfionS' 
geseUschait — küimte  dieMemimg  bervorrufen,  als  ob  furOaleiTeicih  das  dem 
modernen  Staate  allein  angemenene  Ziid»  die  Pfliohteohule  —  und  eine  solche 
ist  die  VoUttBchule  f Or  afie  in  Osterreieh  lebenden  Kinder  vom  7.  hie  ror 
A^oIIendung  des  14.  Lebenijahree  —  als  eine  rein  staatliche  Einrichtimg  jedee 
konfessionellen  Charakters  zu  entkleiden,  jedem  konfesflioneUen  Einflüsse 
zu  entziehen,  schon  längst  erreicht  sei. 

Wer  dieses  glaubt,  würde  sich  einer  großen  TäuHchun^'  hineeben.  Tat- 
sächlich ist,  der  politischen  Macht  der  Papstkirche  eatsprecheud,  unter  dem 
Drucke  der  immer  mehr  von  ihrem  Einflüsse  zurOokgewinnenden  klerikalen 
Partei  die  Öffentliche  Schule  so  sehr  von  konfeseionellea  Einflössen,  ins- 
besondere jenem  der  katholischen  Hierarchie,  beherrscht,  dafi  das  Zitat  des 
Stnntsgrundgesetzes  heute  fast  als  Ironie  wirkt.  Vor  kurzem  erst  konnten 
daher  auch  die  Klerikalen  im  Abgeordnetenhause  ohne  Bedenken  lächelnd 
eine  Verbeugung  vor  jenen  einst  von  Pius  IX.  in  feierlicher  Allokution  ver- 
dammten Gesetzen  machen,  indem  auch  sie  für  den  von  freiheitlicher  Seite 
eingehrachten  Antrag,  die  Regierung  an  die  gewissenhafte  Wahrung  des 
Grundsatzes  der  „Freiheit  der  Wissenschaft  und  ihrer  Lehre"  zu  mahnen, 
ihre  Stimme  abgaben. 

Die  Erklärung  für  diese  auffallende  Er*scheinung  bietet  die  politische 
Geschichte  Österreichs.  Die  bürgerlichen,  intellektuellen  Schichten,  die  nach 
dem  Zusammenbruch  des  feudal-klerikalen  Regimentes  auf  den  böhmischen 
Schlachtfeldern  im  Jahre  1866  vorübergehend  so  stark  waren,  dem  Staate 
1867  eine  neue  Verfassung  und  jene  Staatsgrundgesetze  zu  geben,  welche 
uns  damals  das  Wort  eintrugen:  „Freiheit  wie  in  östdrebh'*,  haben  in  jener 
Zeit  der  allgemeinen  Entwicklung  der  österreichischen  Volker  vorgegriffen. 
Der  Einfluß  der  kirchlichen  Aulorit fit on  und  der  von  ererbten  Lebens- 
anschauungen beherrschten  Kreise  war  wolil  für  einen  Augenblick  zurück- 
gedrängt. Ihre  zähe  Beharrlichkeit,  die  Stetigkeit  ihrer  BesUebuiiut n  und 
in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  die  Klugheit,  mit  der  sie  eine  in  der  lluichs- 
hauptstadt  entstandene  angeblich  demokratiMhe  Bewegung  in  ihre  Dienste 
zu  stellen  und  die  ehrgeizigen,  überaus  rOhrigen  Führer  der  mit  den  gehässig 
als  „Verwaltungsratspartei**  besohimpften  „Liberalen*'  unzufriedenen  klein- 
bürgerlichen Massen  für  sich  zu  gewinnen  verstanden,  hat  ihnen  allmählich 
einen  Einfluß  auf  die  G^etzgebung  nnd  noch  mehr  auf  die  Verwaltung, 
insbesondere  auch  auf  die  öffentliche  Schule,  zurückgewonnen,  wie  er  nicht 
großer  sein  könnte,  wenn  er  durchs  Gesetz  ausdrücklich  zugestanden  wäre. 

Schon  das  Reichsvolksschulgesetz  vom  24.  Mai  1869  Ober  die  Grund* 
sfttze  des  Volksschulwesens  in  ganz  Osterreich  —  die  Sehuleinrichtungen 
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im  einzelnen  zu  regeln,  ist  der  Gesetzgebung  der  Landtage  der  einzelnen 
T  rirvler  anheimgestellt  —  zeigt,  vnB  sphr  die  freiheitliohon  Staatsmänner 
von  1867  dort,  wo  es  sich  um  die  konkrete  Gestaltung  der  Dinge  handelte, 
zu  Konzessionen  an  die  alten  Autoritäten  sich  verstehen  mußten.  Als  ob  der 
Gläubige  die  Art  des  religiösen  Unterrichtes  und  der  religiösen  Erziehung 
seiner  Kinder  nicht  auch  äs  Gewissenasache  betrachten  würde,  wonach  also, 
bei  Geltung  des  Grundsatzes,  daß  keinerlei  Gewissenszwang  mehr  statt« 
finden  darf,  nur  die  Eltern  zu  entscheiden  haben,  ob  und  welchen  religiösen 
Unterricht  ihre  Kinder  in  der  öffentlichen  Schule  oder  außerhalb  derselben 
erhalten  sollen,  zählt  dieses  Gesetz  die  „Rehgion"  unter  die  obligaten  (vor- 
geschriebenen, nicht  dispensablen)  Lehr^genstände  der  Volksschule.  Landes- 
gesetzgebung und  Vervrältung  haben  hierunter  von  Anfang  an  nur  den  nach 
den  Lehren  der  einxebien  vom  Staate  anerkannten  Rel^onsgesellsehaften 
eingerichteten  dogmatischen,  konfmionellen  Unterricht  mit  Katechismus 
n.  dgl.  m.  verstanden.  Die  Sohulbehörden  sind  im  Laufe  der  Jahre  so  weit 
gekommen,  oft  sogar  die  konfessionslosen  Eltern  —  als  konfessionslos  im  Sinne 
des  G^etzes  gelten  z.  B.  auch  Anglikaner,  Mohammedaner,  Menonniten, 
Herrenhuter  usw.  —  zu  verhalten,  ihre  Kinder  an  dem  Unterricht  der  Glaubens- 
imd  Sittenlehren  einer  staatlich  anerkannten  Konfession,  und  zwar  im  Zweifel 
gerade  jener  Kmifession  teihiehmen  su  lassen,  der  sie  vor  ihrem  Austritte 
aus  einer  der  anerkannten  Konfessionen  angehört  haben.  Die  Religionslehrer 
als  solche  fungieren  in  der  Regel  die  Ortsseelsorger  und  ihre  Hilfspriester  — 
Pfarrer  und  Kooperatoren  —  unterrichten  an  der  öffentlichen  Schule  in  den 
von  den  politischen  Gemeinden  nach  gesetzlicher  Pflicht  beigestellten  und 
erhaltenen  Schulgebäuden;  sie  sind,  wenn  auch  disziplinar  unabhängig  von 
den  staatlichen  Schulbehörden  und  nur  ihren  geistlichen  Oberen  Untertan, 
Mitglieder  —  und  zwar  sehr  maßgebende!  —  des  Lehrkörpers  jeder  Volks* 
schude  und  haben  dadurch  Gelegeiüieit,  auf  den  ganzen  Schulbetrieb  oft  sehr 
nachdrücklich  Einfluß  zu  nehmen.  Jenen  Geistlichen,  deren  Lehrtätigkeit 
an  den  Volksschulen  ein  gewisses  Ausmaß  übersteigt,  hat  die  T.andesgesetz- 
gebung  fast  in  allen  Ländern  eine  besondere  Entlohnung  für  die  Mehrleistung 
aus  öffentlichen  Mitteln  zugestanden.  Das  Reichsvolksschulgesetz  von  1S69 
hat  aber  auch  den  geistlichen  Autoritäten  anheimgestellt,  Anordnungen 
Aber  religiöse  Übungen:  den  Kirchenbesuch,  die  Gebete  in  der  Schule,  den 
Empfang  von  Sakramenten  (Beichte  und  Kommunion)  der  Volksschüler 
SU  treffen,  denen  die  Schulbehörden  unter  gewissen  Voraussetzungen,  daß 
der  Schulbetrieb  keine  Störung  erfahre  u.  dgl.,  Rechnung  tragen  müssen ; 
die  schulbehördliche  Autorität  wird  zur  Durchführung  dieser  Anordnun^oii 
zur  \erfugung  gestellt.  Seit  dem  Jahre  18S3  hat  das  Gesetz  zudem  noch 
den  weltlichen  Lehrern  die  Pflicht  auferlegt,  die  Schüler  zur  Vornahme  dieser 
religiösen  Übungen  zu  begleiten  und  sie  dabei  zu  flberwachen;  hierzu  dOrfen 
jeweils  allerdings  nur  Lehrpersonen  bestimmt  werden,  die  selbst  der  gleichen 
Konfession  angehören.  Bei  dieser  Sachlage  ist  es  begreifUch,  daß  ungeachtet 
einer  ausdrücklichen  Bestimmung  des  Staals^randgesetzes,  wonach  niemand, 
mit  Ausnahuie  desjenigen,  welcher  der  Macht  eines  anderen  zur  Ausübung 
eines  solchen  Zwanges  Berechtigten  untersteht,  zur  Teilnahme  an  gottes- 
dienstlichen Handlungen  gezwungen  werden  darf,  in  neuerer  Zeit  die  Schul- 
b^0rden  ab  und  zu  aucä  schon  versucht  haben,  mit  Zwangsmitteln  und 
Strafen  gegen  die  Eltern  vorzugehen,  deren  Kinder  an  den  von  der  Schule 
veranstalteten  religiösen  Übungen  nicht  teilgenommen  hatten.  Der  ganze 
Lehrbetrieb,  die  Auswahl  der  Lehr*  und  Lesebücher,  die  immer  mehr  fromme 
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Erzählungen  und  Heilij^nlegenden  aufweisen,  die  überwiegende  BerOck- 
sichtipung  des  Kirchengesanges  beim  Gesangsunterricht,  die  Ausstattung 
der  Lf'hr^immor  mit  religiösen  Emblemen  (Kreuz  und  fromüion  Bildern) 
und  Landkarten  gerade  von  Palästina,  kirchliche  Einweihung  der  Schul- 
rdume,  aber  mehr  noch  die  unausgesetzte  Überwachung  der  weltlichen  Leiirer 
in  „religiöser'*  Beziehung  seitoos  dmt  Religionslehrer,  die  intensive  POege 
der  Heranbildong  eines  „glAubigen"  Lehremaohwuchses  in  geistlichen  Privat- 
lehreribildungsanstalten  und  einzelnen,  fast  noch  stärker  in  klerikalem  Geiste 
geleiteten  Landesanstalten  hat  die  Volksschule  heute  fast  überall  in  öster- 
reich  ganz  den  konfessionellen  Einflüssen  gefügig  gemacht.  Die  Sehulbehrtrd"n 
haben,  der  Wandlung  der  poHtischen  Machtverhältnisse  entsprechend,  diese 
Entwicklung  mitgemacht.  Es  ist  vorgekommen,  daß  Lehrer  disziplinar  zur 
Verantwortung  gezogen  wurden,  weil  sio  an  einem  Freitag  Fleisch  gegessen 
batten  <in  NiederOsterreioh);  1907  wurde  ein  Lehrer  aus  dem  Schuldienste 
entlassen,  weil  er  ans  der  katholischen  Kirche  ausgetreten  war  und  sich 
konfessionslos  erklärt  hatte  (Böhmen);  ein  anderer  wurde  verwarnt,  weil  er 
so  taktlos  war,  seinen  Schülern  den  engen  Schlund  dpsWalfischs  zu  schildern, 
ohne  zu  bedenken,  woran  dann  der  Katechet  erinnerte,  daß  ein  solcher  Fisch 
einst  den  Propheten  Jonas,  so  wie  er  war,  putzweg  verschlungen  hat  (Wien) 
usw.  Biit  Recht  konnten  die  Wortführer  der  lUerikalen  auf  ihrv  „Katholiken- 
tag** genannten  Parteiversammhmg  in  Wien  im  Herbste  1907  ihre  volle 
Zufriedenheit  mit  dem  gegenwftrtigen  Zustande  der  Öffentlichen  Volksschule 
erklären ! 

40  Jnhre  hindurch  hat  die  Entwi -klung  diesen  Lauf  genommen.  Die 
btlrjErerhchen  Schichten,  die  einst  so  begn^ifrt,  ja  zum  Teile  leidenschaftlich 
den  ivampf  gegen  den  klerikalen  Geist  und  iur  die  Freiheit  der  Schule  ge- 
fOhrt,  sind  matt  geworden.  Das  Überwiegen  des  Interesses  an  wirtschaltlicliffii 
Fragen,  der  materielle  Sinn  der  Zeit,  auch  das  dekadente  Xsthetentum  haben 
an  dem,  was  diese  Kreise  für  ideale  Kämpfe  übrig  haben,  stark  gezehrt.  Der 
Stand  der  Lehrer  freilich  —  bezeichnenderweise  aber  fast  nur  jener  der  Volks- 
schule • —  hiat  nntnrgemäü  nicht  aufgehört,  nn  den  Forderungen  der  modorneu 
Zeit  festzuiiaUeii,  die  gleichzeitig  für  sie  eme  erhöhte  Stellung,  Selbständig- 
keit gegenüber  der  überragenden  Herrschaftlichkeit  der  geistlichen  Herren 
bedeuten.  Aber  auch  ihre  Reihen  sind  schwächer  gewonlen;  Protektions- 
wesen und  Strebertum,  rflcksichtslose  WillkOr  der  herrsehenden  Partei  bei 
den  Emennungen  haben  dort  klaffende  Lücken  gerissen.  Wenn  im  August 
1871  noch  1500  Teilnehmer  »'ines  allgemeinen  österreichischen  Lehrervereins- 
tages in  Linz  ,,den  bisher  üblichen  konfessionellon  Rolimonsunterricht  als 
dem  Begriff  der  allgemeinen  Volkss.  huie  widersprechend  '  erklärten,  so 
sind  seither  die  Beschlüsse  und  ResuJutioncn  der  Lehrerversammlungen  im 
ganien  wesentlich  bescheidener  und  vorsichtiger  geworden.  Dagegen  bt  eine 
neue  Macht  auf  den  Plan  getreten,  das  in  der  Sosialdemokratie  organisierte 
Proletariat  mit  der  weri>enden  Kraft  ihrer  wie  eine  religiöse  OiTenbaning 
wirkenden  Rpfjeiptpning  auch  fflr  allgemeine  Menschenrechte.  Ilire  Forderung 
nach  Duivliilnugung  aller  Einrichtungen  mit  demokratischem  Geiste,  ihre 
Abkehr  von  den  überlieferten  Autoritäten  und  unmittelbar  ihr  Progiamni- 
punkt:  „Trennxmg  von  Schule  und  ivirciie*'  hat  der  Bewegung  für  die  Freiheit 
der  Schule  neue  Impulse  gegeben.  In  der  deutschen  Lehrerschaft  entstand 
die  Gruppe  der  „Jungen"  zur  Vertretung  auch  dieser  radikalen  Forderung. 
Endhch  hat  im  Jahre  1905  in  M^en  eine  Gesetzesvorlage  der  herrschenden 
klerikalen  Partei  an  den  niederOsterreichiBchen  Landtag  sur  vollständigen 
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Unterordnung  der  Schule  und  der  Lehrersohafi  unter  den  Emflufi  der  politi- 
eohen  Machthaber  einerseits,  des  Klerus  andererseits  den  Anlaß  geboten, 
daß  eine  eigene  Organisation  entstand  zur  Verteidigung  der  Schule  gegen 
diese  Mächte,  ein  Verein  unter  dorn  Namen  Freie  Schule",  der  unter  den 
Deutschen  Österreichs  alle  freiheitlich  Gesinnten  ohne  Unterschied  ihrer 
poHtischen  Parteizugehörigkeit,  Bürgerliche  und  Sozialdemokraten,  zu  diesem 
Zwecke  sammeln  will.  Nach  dreijähriger  Tätigkeit  unter  oft  schwierigen 
Verhaltnissen,  Tielfach  gestOrt  durch  die  politischen  Kftmpfe  der  Parteien, 
angegriffen  von  allen  „Unbedingten",  den  Nur-Partd-Lenten  bald  aus  der 
Reihe  der  Sozialdemokraten,  bdd  wieder  und  insbesondere  von  seiten  von 
Deutsch-Nationalen,  bei  denen  der  Antisemitismus  immer  eine  Verbindung 
mit  den  Klerikalen  herstellt,  kann  dieser  Verein  immerhin  heute  auf  etwa 
25  000  Mitglieder  in  160  Ortsgruppen  in  allen  Ländern  Deutsch-Österreichs 
hinweisen.  Unter  den  Tschechen  wirkt  eine  freie  Organisation,  die  volna  skola, 
in  gleichem  Sinne;  auch  die  Italiener  besitzen  eine  ftholiche  Vereinigung. 
So  darf  erwartet  werden,  daß  die  durch  Jahnehnte  gehemmte  Bewegung 
zur  EntwicUnng  der  Schule  im  Sinne  der  Interkonfessionalität  auch  in  Oster^ 
reich  vsieder  erstarkt  und  trotz  aller  Schwieri|^eiten,  die  sich  aus  den  ver- 
wickelten politischen  Verhältnissen  «geben,  endlicli  mal  wieder  in  Ver- 
waltung und  Gesetzgebung  als  lebendig  sich  erwoist  ri  werde.  Wohl  mag 
jetzt  gerade  die  parlamentarische  und  außerparlamentarische  politische 
Macht  der  Klerikalen  besonders  gestiegen  scheinen:  si  male  nunc,  nou  olim 
sie  erit! 


OBERLEHRER  H.  BURIOT  MOUUNS,  (FRANK- 
REICH): DIE  REFORM  DES  NEUSPRACHLICHEN 
UNTERRICHTS  IN  FRANKREICH.  SCHUL-INTER- 
NAtlONALISMUS. 

|EIT  wann  lernen  die  Franzosen  die  lebenden  Sprachen  ?  Bis  zum 
19.  Jahrhundert  hielten  sio  es  gar  nicht  der  Mühe  wert.  Der 
Nationalkonvent  führte  als  Erster  die  fremden  Sprachen  in  den 
öffentlichen  Unterriebt  ein.  Sie  spielten  aber  bis  zum  Jahre  1870 
nur  eine  geringe  Rolle.  Übrigens  war  die  Zusammenseteung  des  Lehrer- 
penonals  meist  recht  mangelhaft,  und  nur  wenige  von  den  Lehrern 
besaßen  akademische  Bildung.  Allmählich  wurde  dies  besser,  und  um 
das  Jahr  1870  hatte  der  Unterricht  schon  ziemlich  bedeutende  Forl- 
schritte gemacht.  Dennoch  zeigte  der  deutsch-französische  Kriep,  wie  un- 
kundig der  deutschen  Sprache  sogar  manche  von  unseren  Oflizieren  waren. 
Darum  forderte  die  öffentliche  Meinung  nach  dem  Krieg  eine  gänzliche  Neu- 
gestaltung dieses  Unterrichts.  Die  Prüfungsprogramme  wurden  sorgfältig 
ansgeaibeitet,  und  swar  im  Sinne  einer  besseren  Auslese  der  kflnftigen  Lehrer. 
Reisestapendien  ins  Ausland  wurden  vom  Staat  bewilligt.  Besondere  Vor- 
lesungen wurden  in  der  ,,Ecole  normale  sup^rieure"  und  in  den  meisten 
Universitäten  veranstaltet  und  an  den  Hochschulen  von  Paris,  Nancy,  Lyon 
Hauptseminarien  geschaffen. 
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Dennoch  ergab  die  parlamentarische  Enquete  des  Jahres  1899  die  ein- 
stimmige Meinung»  »der  nenspraehliche  Unterricht  sei 
durchaus  erfolglos  geblieb  en weil  er  eine  nur  zu  treue 
Nachahmung  desjenigen  der  alten  Sprachen  darstelle. 

Als  auf  Gnind  der  Enquete  Minister  Leygii^s  den  15.  November  1901 
ein  Zirkular  erließ,  dem  praktische,  den  neuspracblichea  Unterricht  betreffende 
Anweisungen  hinzugefügt  waren,  fand  die  neue  Reform  zahlreiche  An- 
hänger unter  der  jungen  Lehrerschaft.  Zahlreich  waren  auch  freiUch  die 
Gegner,  und  es  wurde  in  der  pftdagogischen  Presse  noch  einige  Jahre  hindurch 
Hher  diese  Reform  gestritten.  Gegenwärtig  darf  man  behauptoi,  daß  def 
neuspraohliche  Unterricht  in  Frankreich  flberall  jene  Bahn  verfolge,  die  Ihm 
damals  gewiesen  wurde. 

Kurze  Auszüge  des  Zirkulars  genügen,  um  die  Gnmdsätze  der  Reform 
klarzulegen. 

„Der  neusprachliche  Unterricht  soll  sich  zum  ersten  und  wesentlichsten 
Ziel  das  tatsflchlicheAneignender  allgemeinen  Spräche  setsen. . . , 
Er  soll  den  Schtder  instand  setsen,  die  fremde  Sprache  sa  sprechen 
und  zu  schreiben.   Die  zu  lehrende  Sprache  soll  die  gewöhnliche  sein, 

diejenige,  mittels  deren  alle  Äußerungen  des  geistigen  und  intellektuellen 
Lebens  ihren  Ausdruck  timlcn.  Die  Methode,  die  am  sichersten  und  schnellsten 
zur  Beherrschung  dieser  Sprache  führt,  ist  die  mündliche  Methode, 
Die  natürliche  Art  und  Weise,  diese  Methode  anzuwenden,  ist  der  An* 
schauungs Unterricht,  der  Wort  und  Gegenstand  unmittelbar 
miteinander  veri>indet .  • .  Der  Schüler  muß  stets  darin  geübt  werden,  sich  des 
Erlernten  zu  bedienen,  um  seine  Gedanken  auszudrücken.  Nicht  nur  die 
Sprache  selbst,  sondern  auch  das  fremde  Land  und  Leben  seines  Volkes 
sollen  besonders  dem  Untcrrn  ht*  seinen  Stoff  liefern.  ... 

Auf  diese  Angaben  hin  machten  sich  die  Lehrer  ans  Werk,  und  dieses 
bekam  ein  anderes  Gesicht.  In  die  ehemals  so  langweiligen  Unterrichts- 
Stunden  kam  Leben,  die  Schulzinuner  selbst  gewannen  durch  f arlMge  Tafeln 
und  fremde  Kunstplakate  ein  freundliehes  Aussehen.  Die  SchQler  haben  ihre 
Freude  an  dieser  Unterweisung,  bei  der  sie  von  den  ersten  Stunden  an  eine 
aktive  Rolle  spielen  und  bald  zu  dem  Gefühl  gelangen,  schon  etwas  zu 
können.  Auch  die  Aufgabe  des  Lehrers  ist  nun,  wenngleich  sie  auch  seine 
körperliche  Kraft  mehr  in  Anspruch  nimmt,  vom  geistigen  Standpunkt  au^ 
erfreulicher  geworden. 

Zu  diesen  Verbesserungen  treten  noch  andere  Hilfsmittel,  die  sich  die 
moderne  Zeit  gebildet  hat. 


Seit  einigen  Jahren  existiert  ^ine  Bewegung,  die  man  als  einen 
„Schulinternationalis  m  u  s  "  bezeichnen  darf  und  deren  Äuße- 
inmgen  eine  aufmerksame  Beobachtung  verdienen,  denn  sie  ist  nicht  niir  von 
grolem  Interesse  fflr  unsem  Unterricht,  sondern  auch  Yon  bedeutender 
Tragweite  in  sozialer  Hinsicht. 

Wenn  der  griechische  Philosoph  sagte:  „Kenne  dich  selbst!",  so  kann 
man  mit  ebensoviel  Recht  sagen:  „Kenne  dich  selbst  und  lerne  auch 
die  anderen  kennen!"  Je  weiter  wir  vorwärts  gehen,  je  fortschrittlicher  die 
Industrie,  die  Wissenschaften  und  die  Künste  sich  entwickeln,  um  so  weniger 
dürfen  und  können  die  Völker  ihr  früheres  abgeschlossenes  Dasein  weiter- 

fflhren.   Sie  haben  sogar  auf  dem  rein  materiellen  Gebiet  des  alltäglichen  , 
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Lebens  den  größten  Vorteil  davon,  nicht  in  ihrer  gegenseitigen  Unkenntnis 
zu  verbleiben.  Wie  viele  Franzosen  gibt  es  aber,  die  das  Ausland  anders 
kennen  als  durch  die  oft  mit  Voreingenommenheit  behafteten  Berichte  von 
mehr  als  schlecht  unterrichteten  Reisenden  ?  Wie  viele  sind  nach  Deutsch- 
land, nach  England  gefahrea?  Wie  viele  haben  in  irgendeinem  fremden 
Lande  jenen  lAngerw  Aufenthalt  genommen,  der  die  Krone  jeder  woU  ver- 
standenen Erziehnng  sein  sollte?  Eine  sehr  kleine  Anzahl  bis  jetxt,  leider! 

Dies  fängt  nun  an,  anders  zu  werden.  Unsere  jungen  Leute  wagen  sich 
immer  mehr  über  die  Grenze  hinaus.  Man  erinnert  sich  wohl  an  die  Reise 
nach  Deutschland,  die  emige  Studenten  der  Pariser  Universität  vor  ein 
paar  Monaten  unternahmen,  und  über  die  so  viel  Tinte  in  unserer  nationalisti- 
schen Presse  vergossen  wurde.  Es  ist  zu  hoffen,  daß  diese  Bewegung  immer 
intensiver  weide.  Denn  jedennann  kann  jetzt,  mit  geringen  Kosten,  seine 
Kinder  auf  ma  Halbjahr  oder  ein  Jahr  nach  Deutschland,  England  oder 
irgendwohin  schicken,  imd  zwar  dank  der  genialen  Idee  des  Herrn  T  o  n  i  - 
M  a  t  h  i  e  u  ,  der  Idee  des  internationalen  Kinderaus- 
tausches. Sie  ist  sehr  einfach,  aber  —  es  ist  damit  wie  mit  dem  Ei  des 
Kolumbus  —  die  Hauptsache  war  eben,  sie  zu  fassen  und  vor  allem  zu  ver- 
wirklichen. Sie  sind  ja  zahlreich,  die  guten  Ideen,  die  man  aus  Trägheit, 
aus  Nachlässigkeit  in  einem  Winkel  seines  Gehirns  ruhig  schlummern  läßt! 
Ihr  Inhalt  ist  folgender: 

Ein  Vater  mdchte  gern,  daß  sein  Sohn  ein  Jahr  im  Ausland  verbringe. 
Er  berechnet,  was  es  ungefähr  kosten  wird.  Reise  50  bis  100  Franken,  wenn 
das  Ziel  ziemlich  weit  entfernt  ist,  und  dazu  die  Rückkehr,  sagen  wir  also 
rund  150  Franken;  —  zwölf  Monate  ä  125  Franken  (Zimmer,  Kost  und 
Taschengeld  emgerechnet,  und  damit  ist  ganz  knapp  auszukommen),  also 
1500  Franken;  —  Summa  summaiuin:  1650  Franken.  Potz  tausend!  Er 
ist  ein  kleiner  Beamter  mit  2*  oder  3000  Franken  Gehalt  oder  ein  Kaufmann, 
dem  die  Gewinne  seines  Handels  solche  aufierordentliche  Ausgabe  nicht 
orlauhen.  Also  muß  er  seinem  Vorhaben  entsagen. 

Ein  anderer  FamiUenvater  besitzt  dagegen  reichlich  die  Mittel,  seinem 
SprößUng  diesen  Aufenthalt  im  Ausland  zu  ermöglichen.  Er  ist  aber  un- 
schlüssig. Die  Mutter  ist  ps  bpsonders,  die  sich  diesem  Gang  ins  Unbekannte 
nach  Kräften  widersetzt.  Denn  die  französischen  Mütter  sind  in  dieser 
Beziehung  von  der  Art  der  anglo  -  sächsischen  weit  entfernt,  und  ihnen 
wohnt  die,  vielleicht  rührende,  aber  oft  verderhlidie  Schwftche  inne,  daß 
sie  nie  oder  so  spät  me  möglich  das  Kind,  das  sie  unterm  Herzen  getragen 
haben,  und  das  ihnen  immer  noch  klein  und  hilfebedflrftig  vorkommt,  sich 
selbst  überlassen  wollen.  —  „Was  soll  aus  ihm  werden,  wenn  er  einmal  dort 
inuttorseelenallein  sein  wird?  Wird  er  eine  gute  Pension  finden  •*  Wer  wird 
für  seine  Wäsche  sorgen  ?  Und  wenn  er  krank  würde  ...  ?"  Und  ilcn^leichen 
mehr.  Kurz,  des  Liedes  Ende  ist:  ,, Wenn  er  dorthin  muß,  so  fnhi  '  i(  h  mit!" 
—  VortreHüch  gesprochen,  gnädige  Frau !  Nur  fürchte  ich  sehr,  daß  ihm  sein 
Aufenthalt  im  Ausland  von  geringem  Nutzen  sein  wird,  wenn  Sie  dalm  sind. 

NmL  aber  kommt  der  „Verein  fflrinternationalen  Kin* 
deraustausch",  dessen  Grfinder  und  Loter  Herr  Toni-Mathieu  ist, 
und  dem  die  höchsten  Anerkemiungen  von  selten  der  Behörden  bereits  zu- 
teil wnrdon,  dazwischen  und  sagt  dem  wenig  bemittelten  Vater  sowie  den 
reichen  aber  ängstlichen  Eltern  ungefähr  folgendes: 

,,Wir  kennen  in  der  und  der  Stadt  Deutschlands  (resp.  Englands,  Öster- 
reichs usw.)  eine  Famihe,  deren  soziale  Stellung  der  Euren  ziemhch  gleich 
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ist  und  deren  Ehrbarkeit  wir  euch  verbfirgen  können;  sie  hat  einen  Sohn 
von  ungefähr  gleichem  Alter  wie  der  eure,  den  sie  nach  Frankreich  schicken 

möchte,  wie  ihr  den  euren  ins  Ausland  zu  srhirkfri  brabHirhligt.  Macht 
innen  Tausch!  Du,  kleiner  Beamter  (resp.  Kaufmann),  winjt  nur  noch  Rcise- 
uiul  Taschengeld  auszugeben  haben,  und  außerdem  kannst  du  sicher  sein, 
(iaß  dein  Riud  dui  t  in  einem  Heim  wie  das  deinige  leben  wird  und  daß  man 
ihm  die  beste  Pflege  wird  angedeihen  laesen,  wie  man  auch  tob  dir  efwartet, 
daß  du  dem  dir  anvertrauten  Kinde  den  besten  Empfang  bereitest.  Was 
euch  nun  betrifft»  fingstliche  Eltern,  denen  aber  die  Geldfrage  ganz  gleieh 
ist,  so  bitten  wir  euch,  diesen  zweiten  Punkt  besonders  gut  ins  Auge  zu 
fassen.  Es  ist  wohl  unnötig;:,  euch  weit  und  breit  zu  erklären,  daß  \m 
Interesse  beider  Familien  liegt,  das  Kind,  das  sie  gewissermaßen  als  l^faiiJ 
bekommen,  so  zu  bebandehi,  aU  wäre  es  iin-  eigenes.  Unser  Verein  ist  übrigens 
schon  seit  fOnf  Jahren  tätig;  im  ersten  Jahre  (1903)  wurden  50  Kinder  so 
ausgetausoht,  im  folgenden  stieg  diese  Zahl  auf  88,  im  Jahre  1905  auf  1^, 
im  Jahre  1906  auf  222,  und  sie  wächst  fortwährend." 

Wenn  besagte  Eltern  vei-ständige  Leute  sind,  so  werden  sie  zweifellos 
auf  diesen  höf-h'^t  praktischen  Vorschlair  (Mugehen,  der  dazu  noch  den  Vor- 
zug besitzt,  die  mütterlichen  Besorgnisse  zu  beruhigen.  Wir  können  hinzu- 
fügen, daß  die  Familien,  die  sich  bis  jetzt  an  Herrn  Toni-Alathieu  gewendet 
haben,  Ober  seine  Unterstützung  höchst  erfreut  gewesen  sind.  Hoffentlich 
werden  vielen  Eltern  die  Vorteile  einleuchten,  d^e  ihnen  der  „Verein  für 
internationalen  Kinderaustausch***)  gewfihrt»  und  sie  werden  sieb  nötigen- 
falls ohne  Bedenken  an  ihn  wenden. 

Nach  dem  „internationalen  Kinderaustausch*'  müssen  wir  nun  von  dfnn 
,, internationalen  Briefwechsel"  sprechen.  Diese  bereits 
seit  elf  Jahren  bestehende  Einrichtung  hat  zum  wesentliclisten  Zweck,  den 
Schülern  der  Terachiedenen  Unterrichtsanstalten  Deutschlands,  Eng> 
landSp  Frankreichs  usw.  eine  schnellere  und  bequemere  Erlernung  der  frem- 
den Sprachen  zu  ermöglichen.  Die  Handhabung  ist  ebenfalls  sehr  einfacb. 
Ein  Lehrer  der  englischen  Sprache  z.  B.  möchte,  daß  seine  Zöglinge  mit 
jungen,  gleichaltrigen  Englfindem  oder  Amerikanern  in  schrifthchem  Ver- 
kehr treten.  Er  stellt  eine  Tabelle  derjenigen  auf,  die  er  für  fähig  hält, 
ein  verständliches  Englisch  zu  schreiben ,  und  mit  de  r  Erlaubnis  der 
betreffenden  FamiUen  —  diese  ist  unentbehrlich  —  teilt  er  deren  Namen 
der  Zentralstelle**)  mit,  unter  Hinzufügung  des  Standes  des  Vaters,  denn 
auch  hier,  wie  beim  Kinderaustausch,  ist  man  immer  bestrebt,  nur  solche 
jungen  Leute  in  Verbindung  miteinander  zu  bringen»  die  in  ungefähr  gleichen 
Verhältnissen  leben,  um  jede  möghche  Kränkung  zu  vermeiden.  Den  so 
angemeldeten  Schülern  schickt  nun  die  Zentralstelle  die  Adresse  eines  Korre- 
spondenten, und  der  Briefverkehr  beginnt,  indem  beide  wechselweise  in  der 
fremden  und  in  ihrer  Mutiersprache  schreiben  und  ihre  Fehler  gegenseitig 
yeibessem.  Es  werden  die  Schüler  dringend  ermahnt,  in  ihren  Briefen  den 
größten  Takt  zu  zeigen  und  alle  religiösen  oder  politischak  Fragen  ganz  und 
gar  beiseite  zu  lassen.  Das  Resultat  ergibt  sich  von  selbst:  zuerst  gelingt 
es  in  kurzer  Zeit  dem  Schüler,  die  fremde  Sprache  mit  einer  Ldchtigkeit  zu 


•)  Der  Sitz  des  Vereins  ist  in  Paris,  36.  üouievaid  ilagenta. 
**)  Die  Zentralstellen  sind:  für  den  Briefwechsel  zw^chen  f^rankr^ch  and  Engümd 
die  ,,Ke\nie  universitaire"  in  Paris  und  dif  ,,Kfvirw     Reviews"  in  Lnnd«>n.  fiir  deri?^clben 
zwischen  Deutschhuid  und  den  übiig^  Ländern,  in  Leipxig.  Letstere  wird  von  uxuerem. 
vmlirtai  EoUsgeii,  Hm  FtoL  Dr.  K.  A.  Usttin  Hartmann  geWtet 
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aciireiben,  die  ihm  die  Schule  allein  nicht  immer  geben  kann.  Außerdem 
werden  die  zwei  jimgea  Leute  bald  gute  Kameraden,  manchmal  sogar  Freoade; 

Pholograpliicn  werden  gewechselt,  Einladungen  für  die  Ferien  erfolgen,  der 
eine  kommt  auf  zwei  Monate  nach  Frankreich,  ein  Jahr  darauf  fährt  der 
aiidei-c  nach  England,  und  es  werden  dadurch  viele  Vorurteile  be- 
seitigt. 

Aus  dem  letzten  Jahreebericht  der  Leipziger  Zentralstelle  entnehme  ieh 
folgende  interessante  Zahlen.   Im  verflossenen  lahre  nahmen  502  Schulen 

in  Deutschland,  344  in  Frankreich,  198  in  Nordamerika,  71  in  England, 
3B  in  Österreich«  7  in  Belgien,  3  in  der  Schweiz  und  1  in  Australien,  also  im 
panzen  1 164  Unternehlsanstalten,  an  dem  internationalen  Briefwechsel  teil, 
lind  (üc  Zr'ihl  der  beteiligten  Schüler  belief  sich  auf  2254.  Wenn  wir  noch 
einige  aimliche,  von  verschiedenen  Zeitschriften  geschaffene  Einrichtungen 
(deren  Ergebnisse  un^  freiUch  nicht  bekannt  sind)  in  Betracht  ziehen,  bu 
dürfen  wir  behaupten,  daB  nch  mehrere  Tausende  Ton  Sehflkm  gegenwärtig 
an  dem  internationalen  Briefwechsel  beteiligen»  und  zwar  auf  eine  fttr  sie, 
und  nicht  weniger  für  ihre  Lehrer  höchst  befriedigende  Weise. 

Eine  andere,  ebenfalls  sehr  nützUche  Neuerung  wurde  vor  einigen  Jahi*en 
eingeführt  durch  eine  die  „fremden  Assistenten"  hetrofTrudc 
Vereinbanmg  zwischen  den  Unterrichtsmlni^tiM  icu  von  England,  Frankreich, 
Österreich  und  Preußen.  Es  existieren  bikanntlich  seit  langen  Jahren  an 
den  deutschen  Univei^isitäten  „Lektoren",  d.  h.  junge,  akademisch  gebildete 
Ausländer,  die  mit  den  Studenten  praktische  Übungen  in  ihrer  Kuttersprache 
vorzunehmen  haben.  Sagen  wir  beilflufig,  daß  nur  wenige  von  den  „  f  r  a  n  • 
zösischen  Lektoren"  der  deutschen  I hiiversitäten  echte  Fran- 
zosen, sondern  Oberwiegend  Belgier  und  Schweiser  sind.  Und  doch  böte 
sich  da  unsern  jungen  Neuphilologen  ni»  ht  nur  eine  vortreffliche  Gelegenheit, 
sich  in  dem  Studium  der  de'utschen  Spiaclir»  zu  vervollkommnen,  ssondern 
auch  die.  das  V  erständnis  tur  die  frauzo^i^the  Literatur  und  die  Achtung 
vor  Frankieich  selbst  bei  unsern  Nachbarn  zu  verbreiten. 

Solche  fremde,  deutsche  oder  englische  Lektoren  findet  man  schon 
auf  einigen  unserer  großen  Universitftten.  Was  nun  in  dem  höheren  Unter- 
richt in  dieser  Beziehung  bereits  getan  worden  ist,  das  hat  man  auch  in 
kleinerem  Umfang  in  die  Gymnasien  einführen  wollen.  Neben  den  Lehrern 
für  neuere  Sprachen  besitzen  jetzt  viele  dieser  T/nlcrrichtsanstalten*)  in 
Frankreich  und  in  obengenannten  Ländern  fremde  /\jssistpnlen"  ,d.  h.  junge 
Deutsche  und  Engländer,  die  bereits  mehrere  Jahre  aul  der  Universität 
studiert  haben  und  deren  Hauptaufgabe  darin  besteht,  daß  sie  sich  mit  den 
Schalem  in  ihrer  Muttersprache  unterhalten.  Gewöhnlich  werden  ihnen 
letztere  in  kleinen  Gruppen  anvertraut,  die  allerdings  nur  aus  denjenigen 
zusammengesetzt  sind,  von  denen  die  Lehrer  meinen,  sie  könnten  aus  diesen 
Gesprächen  Nutzen  ziehen.  Es  ist  zwar  nicht  zu  verhehlen,  daß  die  Bei- 
hülfe der  Assistenten  in  einigen  Schulen  keino  sehr  befriedigenden  Resultate 
gehabt  hat,  dies  ist  aber  größtenteils  dadurch  zu  erklären,  daß  man  nicht 
recht  wußte,  was  man  mit  ihnen  anfangen  sollte.  Sie  leisten  jedoch  und 
leisten  noch  jetzt  in  vielen  Unterrichtsanstalten  wirklich  Gutes. 

Wenn  wir  nun  alle  diese  Einrichtungen,  den  „internationalen 
Kinder  aus  tausch",  den  „internationalen  Brietwech- 

•)  Vor  ganz  kurzer  Zeit  wuide  wieder  eine  älmliche,  „fremde  Assistentiunen" 
für  die  höheren  M&dchenschulen  (resp.  Midchengymnasiea)  betnfhnde  Vwalnbanuig 
mwiBCäm  <!«&  UnteniehtemioiBtanen  von  Fkankraieh  and  Fmmn  gmhlMMn. 
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sei"  und  die  fremden  Lektoren  und  Assistenten  xusammpn- 
fassen,  so  sehen  wir,  daß  es  sich  hier,  wie  wir  bereits  sagten,  um  emex 
echten,  rechten  Schulinternationalismus"  handelt.  Es  wärt, 
glaube  ich,  zu.  wünschen,  daß  diese  Bewegung  sich  immer  mehr  ausbreiten 
mAge.  Warum  tollte  nichl  auch  ein  Tag  kommen,  wo  man  auf  Grand  einer  äm- 
iichen  Vereinbarang  wie  diejenige  betieils  der  fremden  Aesiatenten,  niehi 
bloft  einselne  Schüler  wie  bis  jetzt,  sondern  ganze  Klassen  ans- 
taneehen  wQrde  ?  Die  Kinder  s.  B.,  die  ins  Gymnasium  in  Sexta  eintreten, 
würde  man  insgesamt  auf  ein  Jahr  in  eine  deutsche  oder  englische 
Schule  schicken,  während  die  französische  Anstalt  dafür  eine  gleiche  Anzahl 
kleiner  Ausländer  bekäme.  Es  stellen  sich  gewiß  der  Verwirklichung  diejser 
Idee  manche  Schwierigkeiten  in  den  Weg,  die  man  aber  schließlich  über- 
winden würde,  wenn  man  es  nur  im  Emsi  wollte. 

Sehen  wir  nim,  was  sieb  aus  alledem  ergibt.  Je  mehr  diese  Bet\*egung 
um  äxAk  greifen  wird,  desto  bes-ser  werdoi  die  jungen  Franzosen,  denen  man 
so  lange,  und  nicht  ohne  Recht,  ihre  gänzliche  Unkenntnis  der  fremdes 
Sprachen  vorgeworfen  hat,  sich  dpn  Rpsitz  dieser  Sprachen  aneignen,  und  rwar 
wird  es  dabei  nii  lit  mehr,  wie  fiulior,  um  ein  theoretisches  Wis.sen, 
sondern  um  ein  tatsachlu  li»  j>  uiui  vollkoiaiiienes  Können  handeln.  Die^ 
ist  von  hoher  Bedeutung,  denn  es  ist  unbestreitbar,  daß  die  Beben*- 
gebung  der  drei  Hauptsprachen  dem  modernen  Külturmensehen  in  allen 
Tftti|^eitfl8ph§ren  mit  jedem  Tage  tmentbehriicher  wird.  Außerdem  werden 
die  jungen  Franzoaen,  indem  sie  so  mit  ihren  Nachbarn  jensetta  des  Kanals 
und  besonders  jenseits  des  Rheins  in  Berührung  kommen,  me  viel> 
leicht  nirht  immer  lieben,  aber  doch  ehren  und  schätzen  lernen,  und 
so  wird  wohl  über  kurz  oder  lang  der  Ta^  anbrechen,  wo  wir,  nach  den 
VVorlen  des  Ministers  Clemenceau  in  seiner  Rede  bei  lier  Enthüllunp 
Denkmals  des  Elsässers  Scheurer-Kestner,  ,,in  alier  Seelenruhe  deu 
Nachkommen  jener  kraftvollen  Rasse  werden  gcgenflbertreten  können, 
die  sich  Jahrhunderte  hindurch  und  auf  unzfthligen  Schlachtteldem  mit  dea 
Männern  unseres  Landes  geme^en  hat.  Zwei  große,  im  Wettstreit  stehende 
Völker,  wenn  sie  nicht  unrühmlieh  wetteifern  wollen,  haben  beide  gleiches 
Interesse  daran,  einander  die  schuldige  Hochachtung  zu  beEeugen'^ 


IN  italienischer  Kongreß  gegen 
den  Analphabetismus  tagte  An- 

 fang  September  in  Aquila,  der 

Hauptstadt  jener  Landschaft,  die,  was 

namentlich  von  der  Provinz  Teramo 

pilt,  in  Hinsicht  des  Analphabetismus 
besouders  stark  belastet  ist.  Seit  1872. 
da  die  königliche  Statistik  einsetzt, 
bis  heute  ist  der  abruzzcsische  An- 


alphabetismus  nur  von  rund  7ü  auf 
rund  50  Prozent  gesunken.  Dem 
gegenwärtigen  Unterrichtsminister 
Rava  wurde  Lob  geeprendet,  weil  or 
einige  Bestrebungen  auf  dem  Gebiet 
dos  Unterrichts  gefördert  hat.  Da- 
runter befmden  sich  die  Kinrichtimg 
von  Abendschulen  für  die  Fi?ch*»r- 
kinder,  die  in  der  Morgen l ruhe  uul 

Digitizeü  Ly  v^ou^le 


CHRONIK  DER  SOZIALEN  ENTWICKLUNG 


1033 


den  cnvaohseaeii  MBimem  aufs  Meer 
hmauBaehen  mußten  zum  Fischfang, 

femer  die  Anstellimcr  von  fünfzehn 
Wanderlchrem  für  die  Hirten.  Die 
Fische:  unterhalten  ihre  Abend- 
schulen, zu.  Korporationen  vereinigt, 
grOßtontflib  aus  «igenen  Mitteln. 

Der  Untarrichtsminister  gab  in 
seiner  Rede  manches  interessante  ge- 
schichtliche Datum,  beispielsweise 
über  die  Anstrengungen,  die  einst 
nicht  nur  die  Regierungen  von  Mai- 
land und  Florenz,  sondern  auch  in 
Neapel,  von  Fllangeri  bis  Guiseppe 
Bonaparte  und  Mmi,  macbten,  um 
dem  Volk  Untenicht  angedeihcn  zu 
lassen,  ein  vielversprechendes  Werk, 
das  dann  von  den  Bourbonen  zer- 
stört ward.  Rnva  zählte  auf,  was 
seit  Zanardelli  lär  die  am  ärgsten 
vom  Analpbabetiamus  beimgesucbten 
Landsebaften  de»  Südens  gesdieben 
ist,  wobei  er  die  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung als  notwendige  Vorbedin- 
gtinc"  der  obligatorischen  Schule  be- 
zt'iohnet.  Ohne  die  neue  Gesetz- 
gebung zuguuäten  des  Ackerbaues,  der 
Erldcbtenmg  des  Kredits,  der  Auf- 
fovstung,  der  BekSmpfung  des 
Wuchers  IftAt  siob  an  die  Anwendung 
dps  Gesetzes  Ober  den  obligatoriscben 
Schulbesuch  nicht  denken. 

Immerhin  hat  das  Gesetz  schon 
beute  manchen  schönen  Erfolg 
zu  verzeiobnen.  Im  Verlauf  eines 
einzigen  Jabres,  sagt  Rava,  seien 
in  Süd^  und  Mittelitalien  1800  neue 
Schulen,  außerdem  2000  Abend- 
schulen, sowie  zahlreiche  Kinder- 
gärten usw.  gegründet  worden.  Das 
scheint  viel,  ist  aber  noch  recht  wenig, 
denn  allein  Sflditalien  bedarf  dringend 
weiterer  18  000  Scbulen,  die  Rava  in 
fflnf  Jabren  errichtet  zu  haben  hofft, 
und  zwar  er  das  Hauptgewicht 
auf  dip  Gründung  von  Spezialschulen 
rnit  den  örtlichen  Verhältnissen  ange- 
paßtem Vorrang  der  technischen  oder 
landwirtscbaftlicben  Fäcber  legen. 
Aucb  in  den  Abmzzen  »t  manobes  ge- 
sebeben.  Innerbalb  eines  Jabres  ent- 


standen 500  neue  Sebulen  und  zabi* 
rdche  Kindergärten.      Mit  Recht 

weist  der  Minister  am  Schluß  seiner 
Rede  auf  die  Notwendigkeit  hin,  df^n 
modernen  gesundheitlichen  und  päda- 
gogischen Aabpiüchen  genügende 
Scbulräume  zu  besebaffen,  die  gerade 
in  den  Abmzzen  so  gut  ^e  gfinzlicb 
mangeln.  Freilich  sieht  es  in  dieser 
Beziehung  selbst  in  den  Großstädten, 
Rom  nicht  ausgenommen,  heute  noch 
vielfach  betrüblich  ans.  Und  vom 
modernen  Schulhaus  bin  zur  Anwen- 
dung der  Scbulhygiene  ist  abermals 
ein  großer  Scbritt. 

Die  FinnlSndischc  Gesellschaft  für 
Volksauiklänmg  wurde  im  Jahre  1873 
gegründet.  Sie  stellte  sieb  die  Auf- 
gabe» nfltslicbe  und  billige  Volks- 
schriften berauszugeben  sowie  zu  ver- 
breiten und  zugleich  durch  andere 
Mittel  Kenntnisse  und  Bildung  zu 
fördern.  Diesem  Vorsatz  ist  die  Ge- 
sellschaft treu  geblieben.  Mehrere 
bundert  Volkssebriften  sind  im  Dniek 
erBcbienen,  darunter  viele  wertvolle 
Biographien,  populärwissenscbaf  tliche 
Werke  und  illustrierte  geographische 
Schilderungen,  außerdem  ein  Weih- 
nachtskalender, der  jahrelang  in  einer 
Auflage  von  30  000  Exempiaieu  er- 
scbienen  ist. 

Der  neueste  Zweig  der  Tätigkeit 
der  Gesellschaft  ist  die  Veranstaltung 
populärwissenschafthcher  Vorträge  in 
verschiedrnen  Teilen  des  Landes.  In 
den  Jahren  190G  und  1907  verfügte  die 
Gesellschaft  über  eine  vom  Land  tag  be- 
willigte Sunmie  von  34000  Mark,  und 
2457  Vorträge  wurden  gebslten*  Die 
gesamte  HOrerzabl  belief  sich  auf  etwa 
250000  Personen.  Gleichzeitig  wurden 
in  schwedischer  Sprache  395  Vorträge 
gehalten,  jeder  durchschnittlich  von 
79  Hörem  besucht.  Der  Unterschied 
swiacben  diesen  Zahlen  ist  auffallend, 
man  mufi  aber  bedenken,  dafi  die 
Scbweden  in  Finnland  kaum  ein  Sie- 
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beniel  des  ganMn  Volkskontingenta 

ausmachen. 

Die  Volkshochschulen, 
diese  für  Dänemark,  Schweden  und 
Norwegen  charakteristischen  Bil- 
duiigsanstalten  für  die  erwachsene 
Jugend»  sind  auch  in  Finnland  ge* 
grdndet  und  in  ihrem  Waoliatum  ao 
enei^ch  gefördert  worden»  daß  Finn- 
land mit  seinen  drei  Millionen  Ein- 
wohnern seit  18S9  ihrer  33  erhielt, 
während  Schweden  mit  nocii  einmal 
SO  viel  Einwohnern,  die  zugleich  kul- 
turell hoher  stehen,  seit  18^  nur  eine 
Zahl  von  39  errdoht  hat. 

Die  Studenten,  jeder  in  :.einer 
Heimat,  beteiligten  sich  lebhaft  an  der 
Gründung  der  Schulen,  indem  sie 
Geldsammlungen  veranstalteten.  Pri- 
vate Garantievereine  sorgten  für  den 
Unterhalt  der  Anstalten,  bis  der 
Staat  nunmehr  anfing,  jährliche  Bei- 
träge von  3000—5000  Mark  zu  be- 
willigen. In  allen  Volkshochschulen 
dauern  die  Kurse  sechs  Monate  lang 
(vom  1.  November  bis  1.  Mai).  Das 
Alter  der  Besucher  beiderlei  Ge- 
schlechts schwankt  swisohen  18  und 
22  Jahren.  Im  letsten  Schuljahre  be« 
lief  sich  die  Zahl  der  Schüler  und 
Schülerinnen  im  Durchschnitt  auf  47 
in  jeder  Ansalt.  Ri«  ^nr  Ge^^enwart 
haben  13  000  Personen  diese  Schulen 
besucht. 

Die  Hauptlfteher  dieser  Volks- 
hochsdiulen   nnd:  Muttersprache, 

Geschichte  und  Gesang,  sodann 
Naturkunde  (besonders  die  Geo- 
graphie Finnlands),  Mathematik,  So- 
ziologie und  die  Lehre  von  der  Staats- 
und Gemeindeverfassung. 

Grofle  Stiftungen  wurden  yon 
PriTat|>ersonen  fflr  den  Unterhalt  der 
Volkshochschulen  gemacht,  darunter 
eine  im  Betrage  von  19000  Mark, 
die  der  Geschäftsmann  Theodor  Holra- 
st röm  in  Helsingfors  den  schwedi- 
schen Volkshochschulen  Finnlands 
vermachte.  Ihm  folgend  begründete 
der  Rat  A.  LandAi  in  Heisington 
durch  ein  Geschenk  von  200000 Mark 


die  schwedische  „Volhaakademk", 

welche  nächsten  Herbst  ihre  Tftlig« 
kcit  mit  einem  schwedischen  er- 
weiterten Volkahochsohulkmac  be> 
ginnen  wird. 

So  wirken  weitblickender  Reich- 
tum und  Lembegierde  des  Volkas 
harmoniseh  lusammen,  cum  Besten 
FinnlAndisoher  Kultur. 

Ober  Fortbild  unj^sschulen  für  die 
weibliche  Jugend  in  Hessen  berichten 
die  Mitteilungen  des  Zentralvereins 
für  Arbeiterinnen-Interessen:  In  ver- 
schiedenen Städten  des  Landes  sind 
Fortbildungskurse  für  die  aus  der 
Volksschule  entlassenen  Mädchen  ein- 
gerichtet, in  Mainz  wird  demnächst 
mit  einem  Kostenaufwand  von  10400 
Mark  eine  obligatorische  Mädchen- 
forfbildungsschule  mit  einer  kauf- 
männischen und  gewerblichen  Ab- 
teilung gegrtlndet.  Aber  auch  in  den 
Landgemeinden  bemüht  man  -^if^h, 
solche  Veranstaltungen  ins  Leben 
zu  rufen.  Merkwürdigerweise  stößt 
aber  die  beabsichtigte  Ausdehnung 
der  Fortbildungffschulpflicht  auf  ge- 
werbliche Arbeiterinnen  in  denK  n  i  sen 
der  Handwerker  vielfach  auf  einen 
iinbeereiflich  hartnäckigen  Wider- 
.^t;ai(i.  Die  hier  und  da  auftretende 
Memung,  der  Mädchenauäbüdung 
würde  sohonhInUinglioh  gedient,  wenn 
die  projektierten  Schulen  dnen  fakul* 
tativ»  n  Charakter  trügen,  ist  gans 
hinfällig;  denn  in  diesem  Falle  wür- 
den gerade  die  Elemente,  die  der 
unterrichtUcheu  Unterweisung  am 
meisten  bedürfen,  der  Fortbildunga* 
schule  fembleihen!  Also:  eine  obli- 
gatorische Schule  mit  unentgeltlichem 
Unterricht,  freien  Lehrmitteln  und 
einer  Unterrichtszeit  in  den  Nach- 
mittagsstunden! 


Bildungsbestrehongan  b  Ungani. 
Die  kulturellen  Bestrebungen  Ungarns 
werden  hauptsächlich  dadurch  charak* 
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ierineri,  daß  mit  fieberhaftem  Eifer 
Mittel  und  Wege  gesucht  worden, 
die  ganze  Nation,  alle  Klassen  und 

Mitglieder  der  Gesellschaft  der  Bil- 
dung tfilhaftip  zu  machen.  So  hat 
der  uii^ai  i^ühe  Kultus-  und  Unter- 
richtbuuuister  Graf  Albert  Apponyi 
jetxt  einen  hochwichtigen  Gesetz- 
entwurf dem  Parlamente  unterbreitet, 
der  die  Unentgeltlicbkeit  des  Elemen- 
tar« Volksschulunterrichts  bringenaolL 

Die  leitenden  Gedanken  des  neuen 
Gesetzentwurfes  sind  folgende: 

Sowohl  hl  dem  tagin  lieu  wie  in 
dem  V\  iederholungslehrkui-se  der 
Staatlichen,  kommimalen  mid  kon* 
f eeelonellen  Elementanrolkaeohulen  ist 
der  Unterricht  voUkommen  unent- 
geltlich, und  zwar  derart,  daß  in 
(lif»?pn  Volksschulen  weder  Schulgeld 
noch  die  im  §  10  Geset/artikel  XLIII 
1891  festgestellten  Bcitiage  von  30 
Hellem  für  den  Lehrerpeusionsfonds 
erhoben  werden  kennen. 

In  allen  dieeen  Schulen  kann  eine 
EinschreibegeblUir  yon  höchstens  50 
Hellem  von  jedem  einzelnen  in  die 
Sohiilp  fnifjTpnommonen  Schüler  er- 
hoben wi  idrii,  ab(  r  nur  unter  der 
Bedingung,  daß  dieser  Betrag  zur 
Vermehrung  der  Jugend  und  Fach* 
bibliothek  der  Lehrer  verwendet 
werde.  Kinder,  die  ihre  Armut  nach- 
weisen, nnd  auch  von  der  Bezahlung 
dieser  Einschreibegebühr' zu  befreien. 

Dem  Ge«etzf  rilwurfe  ist  ein  sehr 
sorgfältig  aub^Tcirbeiteter  Motiven- 
bericht beigegeben,  in  dem  die  Be- 
weggrOnde  und  Vorteile  des  unent* 
geltliehen  Volkaechulunterrichta  he* 
leuchtet,  femer  die  Lasten  ersicht- 
lich werden,  die  der  Staat  mit  der 
Durchfahnmg  der  Reform  auf  sich 
mmmt. 

Die  Bestimmungen  des  ungari- 
schen Volksschulgesetzes  vom  Jahre 
18^  mit  dem  der  Elementarunter» 
rieht  für  obligatorisch  erklärt  wurde, 
siilid  noch  immer  so  mangelhaft  durch- 
geführt, daß  von  3  153  763  schul- 
pflichtigen Kindern  nur  2  507  916, 


also  79,5  % ,  die  Schule  besuchen, 
wfthrend  645  820  Kinder  jeden  Untere 

rieht  entbehren.  Zu  nicht  geringem 
Teil  ist  die  betrübende  Tatsache  dem 
Umstände  zuzuschreiben,  daß  die 
Schulerhaiter  zum  Erheben  von 
Schulgeldem  berechtigt  sind  und 
daß  gesetzlich  auch  andere  Gebühren 
▼orgeschrieben  sind.  In  saUreieheii 
Schulen  erhebt  sogar  der  Staat  Schul* 
gelder,  obwohl  in  1031  staatlichen 
Volksschulen  der  Unterricht  auch 
jetzt  schon  unentgeltlich  ist.  Im 
Schuljahre   1904/05  sind  insgesamt 

2  422  222  Kronen  an  Schulgeldern 
eingekommen. 

Da  es  mit  dem  In  dem  Volks- 
schulgesetze ausgesprochenen  Prinzip 
der  allgemeinen  Schulpflicht  durch- 
aus nicht  vereinbar  ist,  daß  von  den 
ihre  Püicht  erfüllenden  Eltern  Schul- 
gelder erhoben  werden,  schuf  Kultus- 
minister Graf  Apponyi  den  Gesetz- 
entwurf des  gani  unentgeUfichen 
Elementar-VolkBschulnnterrichts. 

Das  Parlament  hat  ihn  dieser 
Tage  nach  kurzer,  aber  eingehender 
Debatte  mit  großer  Begeistemng 
bereits  zum  Gesetze  erhoben.  Der 
Staat  übernimmt  die  Pflicht,  die 
Gemeinden  und  Konfessionen  fflr 
den  Vertust  der  bisher  geseksHoh 
gestatteten  Einnahmen  lu  entsohidi* 
gen,  und  die  derartige  nenerlielia 
Belastung  der  Staatskasse  wird  auf 

3  402  222  Kronen  beziffert. 

Bekanntlich  ist  in  Ungarn  die 
Volksschicht  der  dtn  Lesend  und 
Schreibens  Kundigen  geringer  als 
in  Deutschland  und  in  einem  guten 
Teile  der  ausländischen  Staaten  über* 
haupt.  Dieser  Umstand  macht  es 
dringendnot  wen  di  daß  diese  kleinere, 
aber  ebenso  gebildete  Volksschicht 
mit  gesteigerter  Ambition  an  der 
großen  internationalen  Weltkonkur- 
lenz  teilnehme  und  all  ihre  Kraft 
anspanne,  um  nicht  aus  diesem  Wett« 
bewerb  der  westlichen  Kulturstaaten 
voUstfindig  hinausgedrängt  zu  werden. 
Deshalb  müssen  wir  mit  umsichtiger 
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Sorge  und  in  raschem  Tempo  diese 
kleinere  Volkaflohiobt  auf  dem  Wege 
der  Kultur  YorwArte  bringen  und 
einer  allgemeinen  europfiiechen  BiU 
dung  zuführen. 

Auch  kann  sich  der  Mensch  von 
heute  nicht  nüt  dem  kargen  Vorrat 
an  Bildung  begnügen,  der  ihm  in  der 
Schule  zugemessen  wird,  aber  auch 
nicht  nüt  der  isolierenden  Einseitig- 
keit des  Fachwissens.  Heute  muß 
jeder  einzelne  im  weitesten  MaOe 
fibor  flon  c-anzon  Komplex  r\^r  Kennt- 
nisse onentiert  sein,  der  ihm  in  dem 
Konkurrenzkampfe  der  Naii«»a  n\ irk- 
samere Hilfe  zu  leisten  vermag,  als 
die  Macht  der  Waffen.  Und  es  ge- 
nUgt  nicht,  daB  nur  die  höheren 
Klai^n  oder  einzelne  Führer  des 
Volkes  nach  der  Erwerbung  dieser 
Kenntnisse  streben.  Heute  ist  es 
nicht  nur  wünschenswert,  sondern 
notwendig,  dali  jeder  tüchtige  Kauf- 
mann, jeder  geschickte  Industrielle 
und  jeder  Ökonom  von  Selbstbewußt- 
sein tiefere  Einsicht  in  das  yer- 
sohlungene  Gewebe  des  Wissens  be- 
sitze, um  in  der  sich  sietic:  aus- 
breitenden internationalen  Verbin- 
dung seinen  Mann  zu  stellen.  Der- 
artige Gesichtspunkte,  die  Empfin- 
dung der  großen  Erfordernisse  der 
allgemeinen  Bildung  verursachten  die 


Konstituierung  der  ungarischen 
Volksuniversität ,  derai 
Präses   der   Staatssekret Ir 

im  ungarischen  Kultus- 
u  n  (1  Unterrichtsministe- 
rium Dr.  Viktor  M  o  1  n  a  r  i^t. 
Die  Volksuniversität  hat  schon  seit 
der  Spanne  Zeit  ihres  Bestehens  auch 
die  ersprießUchsten  Erfolge  aufini- 
w^en,  so  daB  sie  vom  bulgarischeo 
Unterrichtsminister  Dr.  Sismanor 
ebenfalls  eingeführt  wurde. 

Die  VolksunivPT^itnt  ist  in  d^r 
Reihe  unserer  Kuiturvereine  heute 
der  einzige  gesellschaftliche  Or^nif- 
mus,  der  seine  Tätigkeit  auf  da» 
ganze  Land  (ja  sogar  auf  das  Aus- 
land) ausdehnt,  der  die  allerengete 
Verbindung  auch  mit  den  kulturollen, 
gesellschaftlichen  und  wirtschaft- 
lichen Strömungen  des  Auslandes 
aufrecht  hält,  in  ihrer  Wechsel- 
wirkung die  verwertbaren  Elemente 
zur  Vermehrung  der  nationalen  Bil- 
dung sucht;  die  VolksuniTersitftt  ist 
der  einzige  vaterlAndische  Organis- 
mus, der  sich  aller  Zweige  der  Bil- 
dung^, aller  Richtungen  des  Wissens 
und  der  Erkenntnis,  aller  Gebiete 
der  Fertigkeit  und  Kunst  gleich- 
mäßig annimmt. 

Prof.  Ludwig  Schlöti^ 
Rimassombat  (Ungan). 
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SBERFortschritte  dersozialisti- 
Ischen  Agitation  unter  den  engli- 
Jschen  Arfoeiteiianen  berichtet 
leichheit":  Im  September  t.  J. 
wurde  in  En|^d  eine  Monatsschrift 
fOr  Arbeiterinnen  gegründet:  „TheWo- 


man Worker"  (Die Arbeiterin).  Sie  war 
das  Organ  zweier  gewerkschaftlicher 
Frauenorganisationcn,  der  Wouien*3 
Trade  Union  League  (Liga  der  Frauen* 
gewerkscbaften)  und  der  Women^ 
Labour  League  (Liga  erwerbstililEir 
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Frauen)  und  yerlolgte  den  Haupt- 
sweck, die  gewerkschaftlioh  organi- 
sierten Frauen  Ober  ihre  Interessen 

aufzuklären  und  dadurch  dio  so7:iali- 
stischen  Ideen  unter  sie  zu  tragen. 
,,Woman   Worker"   hat   unter  den 
organisierten  Arbeiterinnen  eine  Auf- 
niäime  gefunden,  welche  auch  die 
rosigsten  Hofikiungen  weit  Abertral. 
Seit  dem  5.  Juni  wird  „The  Woman 
Worker"  32  seilig  jede  Woche  heraus- 
gegeben.   Das  Worhf^nhlatt  ist  von 
einer  außerordentH<  hni  R(  ichhaltig- 
keil,  äo  daß  es  den  Ansprüchen  der 
irarschiedensten  Entwiekhingsstulen 
aosialer  Erkenntnis  entspricht,  die 
mannigfachsten  Interessen  der  prole- 
tarischen Frauen  berücksichtigt  und 
jedem  Geschmack  etwas  bietet.  Es 
bringt  Artikel  und  kurze  Nötigen 
über  Zeit-  und  Streitfragen,  welche 
die  Existeni  der  Arbeiterinnen,  Han- 
delsangestellten,   Beamtinnen  und 
Arbei  terfrauenberOhren,  Ober  Reform- 
Forderungen ,  die  in  ihrem  Interesse 
erhoben  werden  müssen,  über  wich- 
tige Ereignisse  aus  der  Gewerkschafts- 
bewegung, dem  Parlament,  dem  poli- 
tischen Ldt>en  Oberhaupt.  Plaudertten 
des    sozialistischen  Schriftstellen 
Blatchford  usw. sollen  ganz  besondeis 
die  Frauen  in  die  sozialistische  Ideen- 
weit  einführen.  T)ns  Frauenstimmrecht 
und  die  geweikbciiaftliclie  Arbeiter- 
innenorganisation  erfahren   in  den 
Spalten  des  „Woman  Worker**  natür- 
lich   besondere  BerQoksichtigQng* 
Fragen    der    Kindererziebung,  des 
Haushaltes,  der  Mode  worden  in  ihnen 
behandelt,  kur/.n  Rinornphien  führen- 
der Sozmlihlinntü  und.  Gewerkschaf- 
terinnen, literarische  Skizzen  über 
Shakespeareeche  Frauengestalten  und 
Neoersoheinungen  auf  dem  Bflcher- 
markt,    Unterhaltungsliteratur  in 
Poesie  und  Prosa  und  einn  sogenannte 
„Kinderseitc"  vervollständigen  den 
Inhalt.    Genossin  Mary  Macarthur, 
welche  „The  Woman  Worker"  ins 
Leben  gerufen  hat,  leitet  das  Blatt 
weiter,  das  Uber  einen  Stab  glfiniendsr 


Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeiter  rer- 
fOgt.  Die  Verbreitung  des  Wochen« 
blattes  geschieht  Torwiegend  im  Ein- 

zelverkauf,  den  zum  großen  Teil  Ge- 
nossirmpn  freiwillig  und  unontgcltüch 
besoigen.     In  allen  soziaiisLischen, 
gewerkschalllichen   usw.  Versamm- 
lungen suchen  sie  ihrem  Organ  Ein* 
gang  in  die  Kreise  der  Arbeiterinnen, 
der  erwerbstätigen  Frauen  llberhaupi 
zu  verschaffen.     Ihre  Bemühungen 
werden  durch  den  Inhalt  des  Blattes 
wie  seinen  billi<,^n  Preis  unterstützt: 
1  Penny  =  8  Pf.  füi*  die  Nummer.  Zur 
WeibuDg  von  Leserinnen  sollen  auch 
Methoden  beitragen,  die  in  der  sosia- 
hstaschen  Arbeiterpresse  des  Konti- 
nents niclit  k'''bräuchhch  sind.  So 
die  des  Praiiuonausschreibens.  Fast 
in  jeder  Nummer  schrieb  bis  jetzt 
„The  Woman  Worker"  einen  Preis 
▼on  5  Pfund  -  100  M.  Air  die  Leserin 
aus,  welche  die  gestellt«  Preisaufgabe 
Ifiete.  Als  solche  war  unter  andmn 
ausgeschrieben:    die    Nennung  der 
6  Frauen,  die  verdienen,  als  .Ai)^- 
ordnete  in  das  Parlament  geschickt  zu 
werden ;  die  Nennung  von  5  Männern, 
die  sich  besonders  verdient  um  die 
Fraueninteressen  gemacht  haben;  ein 
Artikt  ]  von  200  Worten  über  die 
erfolgt  I  irhsten  Mittel,  die  Arbeit  der 
Hausfrau  zu  verkürzen  usw.  Von  der 
ersten  Nummer  des  wöchentlich  er- 
scheinenden „Woman  Worker"  wur- 
den 42  000  Exemplare  verkauft ;  wenn 
die  Auflage  sich  bis  zu  Nr.  11  auch 
nicht  auf  dieser  Höhe  gehalten  hat, 
vielmehr  auf  27  000  gesunken  ist,  so 
bedeutet  diese  Zahl  von  Leserinnen 
immer  noch  einen  recht  anseimlichen 
Erfolg,  der  um  so  schwerer  wiegt, 
wenn  man  die  Schwierigkeiten  in  Be* 
tracht  sieht,  gegen  welche  ein  sozia- 
listisches Fraueäilatt  in  England  aa* 
kämpfen  mufi. 

Einen  Reichsgesetzentwurf  über 
AiMtssadiweb  hat  der  Beigeordnete 
der  Stadt  Strafiburg,  Regierungsral 
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Donunicus,  ausgearbeitet.  Die  „Deut- 
sche Arbeitgeberzeitung'*  berichtet 
"über  diesen  Entwurf :  In  18  Paragra- 
phen werden  die  Grundzüge  fest- 
gelegt, nach  welchen  die  reichsgesetz- 
liche Regelung  am  zweckmäßigsten 
IQ  geMhehen  hat.  Die  gesamte 
Arbeitsvermittlong  im  Deutschen 
Reiche  soll  darnach  für  eine  der 
heute  bestehenden  Arien  der  Arbeits- 
vermittlung, nämhch  für  die  öffent- 
lichen ArbeiUnachweise  der  Gemein- 
den, monopolisiert  werden. 

Der  Weg  lor  Erreichuiig  dieses 
Zieles  ist  folgender:  Zunächst  soll  für 
alle  Gemeinden  mit  über  10  000  Ein- 
wolmem  die  Errichtung  öffentlicher 
Arbeitsnachweisstellen  obligatorisch 
gemacht  werden.  Auch  für  die  klei- 
neren Gemeinden  ist  die  Errichtung 
▼en  Arbeitenachmsen  vorgesehen. 
Auf  Antrag  des  Verbandes  der  öffent- 
Uchen  Arbeitsnachweisanstalten  hat 
die  höhere  Verwaltungsbehörde  zu 
bratimmen,  ob  ein  solcher  Arbeits- 
nachweis errichtet  werden  soll  oder 
nicht.  Diese  Naehwetse  sollen  sieh 
auf  alle  mftnnlichen  und  weiblichen 
Lehrlinge,  Arbeiter  und  Angestellte, 
mindestens  insoweit  sie  der  reichs- 
gesetzlichen Invalidenversichening 
unterliegen,  erstrecken. 

In  den  Paragraphen  3, 4  und  9  des 
Entwurfes  sind  die  Beatimmungen 
enthalten,  die  dem  gansen  Entwurf 
das  Geprige  auf^rOeken.  Beseitigung 
aller  anderen  Arten  von  Arbeitsnach- 
weifen imd  VersrhafTnTig  der  M^g- 
lichkeit,  die  Arbeitgeber  zu  zwingen, 
diese  öffentlichen  Arbeitsnachweise 
auch  EU  benutzen,  ist  das  Ziel  des 
Heim  Regierunfsrat  Dominions,  und 
dieses  Ziel  wird  in  dem  Entwürfe 
konsequent  durchgeführt.  Zu  diesem 
Zweck  wird  in  den  Paragraphen  3  und 
4  vorgeschlagen,  die  Neueröffnung 
eines  Gewerbebetriebes  für  Stellen- 
vermittlnng,  sowie  die  Errichtung 
eines  Arbettsnachweisea  durch  eine 
Gemeinschaft  von  Interessent^ 
(Arbeitgeber  oder  Arbeitnehmer)  von 


dem  Nachweis  eines  vorhandenen 
Bedürfnisees  abhängig  lu  maohen. 

Das  Bedürfni«;  i«i  zu  verneinen,  w^nn 
in  der  bnt;  eilenden  Gemeinde  oder 
mit  Wirkung  für  deren  Bezirk  ein 
öffentUcher  Arbeitsnachweis  besteht. 
Die  bereitB  vorhandenen  Aibeits- 
nachweise  von  Intefessentenvereini- 
gungen  und  die  gewerbsm&ffigen 
Stellenvermittler  erhalten  eine 
Galgenfrist  von  spätestens  zwei  Jah- 
ren, nach  deren  Ablauf  sie  ihre  Be- 
triebe ohne  jede  Entschädigung  zu 
sohliefien  haben.  In  der  richtigen 
Erkenntnis,  daß  es  für  die  Gemeinden 
eine  grofie  Härte  bedeuten  würde, 
wenn  man  ihnen  zumutet,  mit  erheb- 
liehen  Mitteln  öffentliche  Arbeits- 
nachweise zu  errichten,  von  denen  es 
durchaus  nicht  feststeht,  daß  ue 
auoh  benutst  werden,  ist  sodann  im 
1 9  festgelegt,  daß  die  Reichs-,  Staats«, 
Gemeinde-  und  sonstigen  Behörden 
g^etzlich  anzuhalten  sind,  in  ihre 
Lastenhefte  Bestimmungen  aufzu- 
nehmen, wonach  die  Unternehmer 
sowie  die  öffentlichen  Behörden  selbst 
gezwungen  werden,  bei  AusfOiirung 
öffentiHcher  Arbeiten  für  Neueinstel- 
lung  von  Arbeitern  sich  zunächst  an 
die  öffentlichenArbeitanachweiflsteUen 
zu  wenden. 

Die  weiteren  Paragraphen  des 
Entwurfea  beliehen  sieh  auf  die 
Organisation  und  die  Koetenfrage. 

Was  Bunichst  die  Verwaltung 
anbetrifft,  so  sagt  der  Gesetzentwurf 
hierüber:  .,Die  Verwaltuni?  des  öffent- 
lichen Arbeitsnachweises  hat  weder 
im  einseitigen  Interesse  der  Arbeit- 
geber noch  der  Arbeitnelmier  wa  et' 
folgen,  sie  ist  vielmehr  streng  un^ 
parteiisch  zu  handhaben.'*  In  Fällen 
von  Streiks  oder  Ausspernmgen  ist 
die  Vennittlung  fortzusotzen.  Man 
will  die  Streiks  und  Aussperrungen 
den  den  Arbeitsnachweis  benutzenden 
Aibeitgebem  mid  AibeitaehmenL  so» 
wie  den  Nachweisen  des  betreffenden 
Bearks  in  geeigneter  Weise  mii* 
teilen. 
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Als  Leitung  des  Nachweises  ist 

eine  Kommission  vorgesehen,  deren 
Voi^itzender  ein  rrempindebeamter 
ist,  und  die  sich  im  übrigen  aus  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  in  gleicher 
Zahl  zusammensetsi. 

Die  Benutsong  des  Nachweises  ist 
fflr  Aibatgeber  wie  Arbeitnehmer 
«nenigeltlich.  Nur  für  einzelne  Kate- 
gorien soll  gegebenenfalls  eine  Gebühr 
festgesetzt  werden  können. 

Der  Entwurf  enthält  weiter  den 
Plan  einer  Organisation  für  die  Offenl* 
Iwhen  Arbeitsnachweise.  Danach 
moA  die  Arbeitsnachweise  der  ein- 
zelnen Bezirke  in  Verbände  zusammen- 
geschlossen, deren  Aufgabe  es  ist, 
einen  Anstrleich  auf  dem  Arbeitsmarkt 
herbeizuführen  und  überhaupt  die 
Interessen  der  öffentlichen  Ajrbeits* 
naehweiae  wahminehmen.  Um  den 
Ausgleich  des  Arbeitsmarktes  zu  er^ 
leichtem,  sollen  für  jeden  größeren 
Bezirk  sop^nannte  Vakanzenlisten 
nach  einem  für  das  ganzeReich  emheii- 
Hchen  Muster  mehrmals  wöchentlich 
ausgegeben  werdoi.  Es  wird  wetto* 
Rnämiattung  aller  Fernsprech- 
gebühren für  die  öffentlichen  Arbeits- 
nachweise verlangt  und  schließlich 
soll  allen  durch  die  öffenthchcn 
Arbeitsnachweise  vermittelten  Per- 
sonen Fahrpreisermäßigung  auf  allen 
deutschen  Eisenbahnen  gewfthrt  wer- 
den, leder  Verband  hat  in  jedem 
Jahre  eine  Bereisung  sämtlicher  Ar- 
beitsnachweise durch  einen  Beamten 
und  ferner  eine  Versammlung  der 
Vorsitzenden  der  einzelnen  Nach- 
weissteilen  und  deren  Verwalter  zu 
-veranstalten. 

Als  Krone  dieser  Organisation 
wird  die  Schaffung  eines  Reichs- 
arbeitsamtes verlangt,  dem  folgende 
Aufgaben  zugewiesen  werden: 

1.  die  Aufsicht  über  alle  deutschen 
Arbeitönachweisstelleu, 

%  die  HerbeifOhrung  einer  ein- 
heitlicben  Arheitsnachweissta- 
tistik, 

3.  die  Fürsorge  für  Ausgleichung 


des  Arbeitsmarktes  im  ganzen 

Deutschen  Reich, 
4.  die  Aufsicht  über  die  einheit- 
Uche  Einführung  des  Gesetzes 
betreffend  iVrbeitsnachweis. 
Der  §  16  regelt  sodann  die  Kosten- 
firage.    Die  Gemeinden  tragen  die 
Kosten  fflr  ihre  NachweissteUen;  die 
Bundesstaaten  oder  die  Kommunal- 
verbände die  Kosten  für  den  zwischen- 
örtlichen  Verkehr,   das   Reich  die 
Kosten  für  die  Unterhaltung  des 
Reichsarbeitsamtes. 

Ober  StUlstnben  hi  den  Fabriken 

wird  uns  berichtet:  Der  Minister  des 
Innern  hat  die  Berliner  Vorort- 
gemeinden durch  den  Regierungs- 
präsidenten zu  Potsdam  aufgefordert, 
ansuregen,  daß  in  den  Fabriken,  die 
FVauen  beschftfligan,  Einrichtungen 
getroffen  werden,  durch  die  den 
Müttern  von  Sanplinp^en  durch  Ein- 
richtung von  Stiilzimmern  eine  noch 
über  den  gesetzHchen  Schutz  hinaus- 
gehende FOrsorge  gewährt  wird.  — 
In  zwei  Vororten,  Sdiöneberg  und 
Welfiensee,  ist  dieser  Gedanke  sofort 
aufgenommen  worden,  weil  in  der 
Einrichtung  von  Stillstuben  ein  Mittel 
zur  Bekämpfung  der  Säuglingssterb- 
lichkeit gesehen  wird.  Die  Fabrik- 
besitier  sind  au^fwdert  worden,  ein 
Zimmer  in  der  Fabrik  den  Mflttem 
zur  Verfügung  zu  stellen,  wo  diese 
mit  den  Kindern  in  den  Pausen  zu- 
sammen sein  können.  Alle  Unkosten 
für  die  Kontrolle  der  Stillstuben  durch 
einen  Arzt  und  die  Anstellung  einer 
Schwester  fOr  die  grdflerai  Fabriken 
wollen  die  Gemeinden  tragen. 

Arbeiterschaft  und  Schule.  "^o 
vielen  Fragen  auch  die  muderne 
Arbeiterbewegung  ihr  Interesse  zu- 
wendet, wdient  doch  eine  Akticm, 
die  von  den  Ari)eitenrerbänden  der 
französischen  Industriestadt  Boui^ges 
eingeleitet  wurde,  als  Neuheit  ge- 
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mae  Beaehiung.  Auf  ihre  laitiaÜYe 
trat  in  der  genannten  Stadt  eine 

gemischte  Kommission  von  Arbeitern 
und  Volksschullehrern  zusammen,  um 
den  Plan  einer  Unterrichtsreform 
auszuaxbeiteii.  Die  Haupteimvände. 
die^von  proletarifloher  Seite  gegen  die 
bestehenden  fransOeisehen  Staata- 
sch ulen  erhoben  werden,  gehen  dahin» 
daß  der  Unterricht  den  besondoren 
Notwendigkeiten  der  Knaben  und 
Mädchen,  die  spfiter  in  der  Fabrik 
tätig  sein  sollen,  nicht  hinreichend 
angepaßt  sei,  daß  er  su  sehr  Im  politi- 
schen Interesse  der  herrsofaenden 
Klassen  geleitet  werde,  sowie,  daß 
er  das  Kind  zu  sehr  mit  feststehenden 
Formeln  l^elade  und  seiner  freien 
Gestaltungskraft  nicht  liinreichenden 
Spiehraum  lasse. 

Man  einigte  sich  auf  nachstehende 
Vorschlage,  welche  dem  Gewerk- 
schaftskongreß zu  MarsttUe  unter- 
breitet werden  sollen. 

1.  Geographie.  Keine  Über- 
lastung des  GedächtuLsscs,  wenig 
physikalische  Geographie,  aber  ein- 
gehendere Behandlung  der  Ökonomi- 
schen und  sozialen  Tatsachen;  Schul- 
ausflttge»  welche  den  besprochenen 
Fragen  den  Hintergrund  anschau- 
licher Vorstellung  geben  sollen. 

2.  N  a  t  u  r  w  i  s  .s  e  n  s  c  Ii  a  f  t. 
Exakter  Unterricht,  uhue  jede  Beein- 
flussung durch  kirchliche  Dogmen. 
Häufige  Besichtigung  von  Werk- 
stätten und  Fabriken  in  den  Städten» 
Spaziergänge  auf  dem  Lande. 

3.  Geschieht  c.  Freie  Dar- 
legung der  Tatsachen,  ohne  daß  der 
Lehrer  versuchen  dürfe,  seine  eigene, 
persönliche  Auffassung  den  Kindern 
als  allein  gültige  aufsuzwingen.  Diese 
letzteren  sollen  vielmehr  an  Hand 
des  gebotenen  Tatsadienmaterials 
selbständig  urteilen  lernen. 

4.  M  0  r  a  1  u  n  t  e  r  r  i  c  h  f .  Be- 
seitigung aller  Momente,  die  noch  an 
den  konfessionellen  Unterricht  von 
ehedem  erinnern.    Der  Lehrer  soll 

^     mit  seinen  SohtUem  GesprSdie  1tf»er 
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moralische  und  soziale  Fragen  ab- 
halten und,  wenn  nötig,  an  Hand 

tatsächlicher  Berichte  in  den  Zei- 
tungen dns  moralisch  zu  Lobende resp« 
Tadeluswerle  besprechen. 

5.  B  ii  r  g  e  r  k  u  u  d  e.  Der 
Lehrer  soll  sich  damit  begnflgen, 
die  tatsächlichoi  StaatseinrichUiiigen 
klarzustellen«  ohne  irgendwelche  poli- 
tische Meinung  zu  entwickeln. 

B.  S  c  h  u  1 1  e  c  h  n  i  k.  Der  ge- 
mein^anir"  Unterricht  von  Knaben 
und  MadcUeu  wird  als  psychologisch 
vorteilhaft  empfohlen;  durch  Ihn 
würden  die  Knaben  ritterilcfaer»  die 
Mädchen  stftrker  werden,  und  die 
künftige  Kameradschaft  zwischen 
Männern  und  Frauen  in  der  Fabrik 
sich  wirkungsvoll  vorbahnen. . 

Errichtung  von  Arbeitskammeni 
in  Frankreieh.    In-  Frankreich  trat 

kürzlich  ein  neues  Gesetz  in  Kraft, 
wcli  hi'b  die  Errichtung  von  Arbeits- 
kaiameru  vorsieht.  Der  Staatsrat 
soU  das  Recht  erhalten,  sie  in 
solchen  Gewerben»  in  denen  em 
spezieller  Anlaß  hierfür  vorliegt,  sei 
es  auf  Antrag  der  Arbeitgeber  oder 
der  Arbeitnehmer,  sei  es  von  Amts 
wegen,  ins  Leben  zu  rufen.  Sie  sollen 
der  Interessenvertretung  der  in  der 
Industrie  tätigen  Personen  dienen, 
sowie  auf  Aufforderung  der  Re- 
gierung Gutachten  über  alle  Fragen» 
die  ihr  Gewerbe  betreffen,  abgebea. 

Jede  Kammer  besteht  aus  zwei 
Sektionen,  der  Arbeitgeber-  und  der 
Arbeitnehmersektion,  die  für  die 
Dauer  der  Session  einen  Präsidenten 
und  einen  Sekretär  wählen.  Bei  ge- 
meinsamen Sitzungen  präsidiert  ab' 
wechselnd  der  Vorsitzende  der  Ar- 
beitgeber- und  der  Arbeitnehmer- 
sektion. Das  Wahlrecht  für  die 
Arbeitgebersektion  sollen  alle  selb- 
ständigen Unternehmer,  femer  die 
FabriloUrektoren  und  Departements* 
ohefs  besitzen;  das  WaUredil  für 
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die  Arbeitnehmerscktion  alle  Werk- 
führer und  Arbeiter  inkl.  die  Franen. 
Politische  und  religiöse  Diskussionen 
jeder  Art  werden  im  Artikel  8  des 
Gesetzes  ausdrücklich  untersagt;  der 
Regierung  wird  das  Recht  zuge- 
Bpraohen»  suwiderliaiidelnde  Kam* 
mem  auifsulfleen. 

Der  siebente  internationale  Textil- 
arbeiter-Kongreß. Seit  15  Jahren 
bemühen  sich  die  Gewerkvereine 
dieses  Industriezweiges  in  den  ver- 
scbiedeiien  Lindem,  eine  engere  intov 
nationale  Verbindung  untereinander 
zu  schaffen  und  so  eine  wirksame 
Vertretung  ihrer  gemeinsamen  Inter- 
essen zu  begninden.  Lange  war  dieses 
Bestreben  von  sehr  mäßigem  Erfolge 
begleitet,  und  erst  der  Kongreß  zu 
Mailand  im  Jahie  1905  bedeutele 
eine  Wandlung  zum  Beasem.  Auf 
dem  diesjAhrigen  Kongresse  zu  Wien 
waren  500000  TextOarbeiter  aus  neun 
verschiedenen  Nationen  durch  93  De- 
legierte vertreten,  und  zwar: 

225  000  Engländer, 

130  00(3  Deutsche, 
v>l  000  Österreichei-, 
35000  FVanaosan  usw. 

Eine  lebhafte  aktionsfreudige 
Stimmung  behenschte  die  Debatte; 
eine  Reihe  von  Resolutionen  wurde 
gpfaßt.  welche  gleichzeitige  Beantra- 
gung von  Arbeiterschulzgesetzen  in 
den  verschiedenen  Volksvertretnnsrpn 
voi^ehen,  und  ein  neues  Statut  für 
die  internationale  Streikkasse,  fOr 
welche  ein  Anfangskapital  von  75  000 
Franks  bereit  steht,  wurde  festgelegt. 
Von  nun  an  sollen  alle  Gewerk- 
vereine 10  Cts.  pro  Mitglied  und 
Jahr  an  die  genannte  Kasse  abführen. 
Über  diese  Ziffer  entwickelte  sich  eine 
lebhafte  Debatte.  Die  englischen  und 
dftnisohen  Delegierten  stimmten  da- 
gegen; die  enteren,  weil  ihnen  die 
Ziffer  zu  hoch  erschien  und  sie  eine 
Beibehaltung  der  bisherigen  Ziffer 
Ton  2  Cts.  pro  Mitglied  und  Jahr  vor- 
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zogen;  die  letzteren  dagegen,  weil  sie 
die  Einziehung  von  außerordenthchen 
Reitrügen  irn  Falle  der  Notwendigkeit 
für  entsprechender  hielten.  Die  Dple- 
gierten  aller  anderen  Länder  stin unten 
hingegen  für  den  Vorschlag,  der  dann 
mit  7  gegen  2  Stinmien  angenommen 
wurde.  Das  Verbandsorgan,  das  bis- 
her alle  drei  Monate  in  deutscher, 
französischer  und  englischer  Sprache 
erschien  ,  soll  von  nun  an  jeden  zweiten 
Monat  herauskommen  und  wird  so  eine 
\Mt  ksauiere  Vertretung  der  Klassen- 
inleressen  durclifuhren  können. 

Durch  die  ganze  Verhandlung  des 
Kongresses  zieht  sich  tlbrigenfl  als 
roter  Faden  der  Gegensatz  zwischen 
den  soziaUstisch  gesinnten,  allen  radi- 
kalen Maßregeln  günstig  gestimmten 
Delegierten  der  f^^stländischen  Nati- 
onen und  den  konservativen  Gewerk- 
vereinen Englands.  Erstere  haben 
durchaus  die  Führung  des  inteniati- 
onakn  Verbandes  an  sich  genommen, 
und  es  fehlte  nur  eine  Stimme,  sonst 
wäre  auch  der  Sitz  des  Verbandes  von 
Manchester  in  eine  deutsche  Stadt 
verlegt  worden. 

Geht  die  psychische  ^Vngleichung 
der  Engländer  an  den  Geist  ihrer 
kontinentalen  Kollegen  weiter  vor- 
wärts, so  wird  der  internationale 
Verbandstag  eine  immer  größere 
Machtfülle  gewinnen  und  für  die 
künftigen  Geschicke  dpr  Tpxtilarbei- 
terschaft.  für  die  Erfolgchancen  ihrer 
Lohnkuiiipte  bedeutungsvoll  werden. 
Je  mehr  sich  solche  iulemationale 
Fachverbftade  ausbilden,  desto  mehr 
wird  die  IntemationalitAt  der  Arbei- 
terbewegung eine  lebendige  Realität. 
Sympatlui€»lreiks  der  Arbeiter  eines 
Landes  zur  Unterstütznnii'  der  kämp- 
fenden Brüder  im  Naciibarstaat,  Ver- 
weigerung von  Streikbrechern,  Geld- 
sammluug  zugimsten  der  im  Kampf 

befindlichen  Kollegen,  all  dies  prägt 
sich  der  Massenseele  noch  viel  sohSrf er 

und  unmittelbarer  ein,  als  alle  rein 
ideellen  Imperative.  Das  SoUdariiäts- 
bewufitsein  wird  ein  innigeres,  das 
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Vorgehen  in  den  venchiedenen  Lin- 
dern einheitlicher. 

Wie  grotfie  MAgliclikeiten  solche 

internationale  Vereinheitlichung  aber 
eröilnet,  sehen  wir,  wenn  in  mehreren 
miteinander  konkumerenden  Indu- 
strieländern zu  gleicher  Zeit  gleiche 
Forderangen  eiioben  and  durch- 
geietst  werden;  denn  dann  Terlieri 
das  Argument,  daß  „das  Ausland  aus 
Verkürzung  der  Arbeitszeit,  Erhöhung 
der  Löhne  und  andoren  Bfeintrüchti- 
gungen  der  Konkurrenzfähigkeit  des 
Inlandes  Vorteil  ziehen  würde", 
seine  Kraft,  und  die  Arheiterforde* 
rangen  können  bei  weiten  Kreisen,  die 
akh  sonst  feindfieh  gestellt  hfttten, 
auf  Unterst  fit  zimg  rechnen.  Darum 
bedeutet  auch  dpr  siebenle  inter- 
nationale Textilarbeitei -Kongreß,  der 
eine  weitere  Etappe  auf  dem  Wege 
der  IntemataonaliBienuig  darstellt, 
sehr  Tiel  fttr  die  Aiheitergesehieke  der 
auf  ihm  vertretenen  Länder. 
Vielor  Renard,  GewerksekaftstektelSr, 
Paris. 

BiM  Akiloo  der  inuuMsciMi  Q»* 

werkvereine  fflr  Zwecke  der  Qesandi- 

hcitspflege.  Die  Gewerkschaft  der 
Wäschereiarbeiter  Frankreichs  hat 
emen  beachtenswerten  Erfolg  er- 
rungen, indem  auf  ihre  imtiative  neue 
Bestimmungen  zur  Vermeidung  ge- 
sundheitfieher  Gefahr  im  Wäicherei- 
betriebe  erlassen  wurden.  Die  Gefahr 
für  die  Arbeiter  dieses  Gewerbes,  mit 
ansteckenden  Krankheiten  infiziert 
zu  werden,  ist  in  der  Tat  eine  überaus 
große.  Ein  Taschentuch,  an  dem  das 
Sputum  eines  l^iberkuloeekrankoi 
haftet,  kann,  indem  es  von  Hand  su 
Hand  geht,  einer  ganzen  Arbeiter^ 
gmppe  die  Krankheit  überliefern. 

Dr.  Calrnftfp,  der  als  erster  in 
Frankreich  sich  mit  der  Reinigung 
der  Krankenwäsche  befaßte,  hat  in 
seinem  Spital  in  LOle  ▼eranlaflt, 
daß  zur  ambulatoriaehen  Behandlung 


▼orgelaseene  Kranke  eine  ▼ersehließ- 

bare  Metallbüchse  ins  Haus  erhalten, 
bestimmt,  die  schmutzige  Wäsche  der 
ganzen  Familie  aufzunehmen.  Die 
Büchse  trägt  eine  Ordnuiii^nummer 
des  Spitals,  die  Wäsche  wird  niit  der 
gleichen  Nummer  gestempelt.  Jede 
Woehe  gelangt  die  Bttohae  in  die 
Wflscherei.  Die  Wtsche  weicht  in 
einer  antiseptiachen  Losung,  wird  ia 

rotierenden  Dffiinfektionsgefäßen  mit 
Dampf  gebleicht  und  dann  mit  Dampf 
getrocknet.  Man  legt  «5ie  gefallt  L, 
doch  ungebügelt,  in  die  Büchse,  in 
der  sie  kam,  und  die  selbst  eine  anti- 
sepiisehe  Reinigung  erfuhr.  So  isi 
jede  AnsteoknagBgefahr  beseitigt. 

Das  ob r>n£je nannte«  Reglement  ist 
allerdings  weitaus  iriinder  streng,  und 
bisher  steht  der  Ausführung  die 
Gleichgültigkeit  der  Wäschereiunter- 
nebmer  sehr  im  Wege.  Viele  geben 
so  weit,  auf  ihren  lieferungswagsn 
schmutzige  und  reine  Wäsche  neben* 
einander  zu  legen,  derart,  daß  sich 
beide  berühren,  und  die  reine  Wäsche, 
die  den  Kunden  abgeliefert  wird, 
wieder  vielfach  Infektionskeime 
trägt. 

Eine  wirkliehe  Besserung  dieser 
Verhiltnisse  könnte  meuier  Ansicht 
nach  nur  herbeigeführt  werden,  wenn 
die  Wösrhorriarheiter,  auf  deren  Ini- 
tiative hm  die  neuen  Bestimmungen 
erlassen  wurden,  deren  Ausführung; 
in  effektifer  WeiM  lumtrollienn  kltan- 
tan,  wenn  ihre  Gewerkschaft  das 
Recht  besäße,  Verfehlungen  gegen 
das  Reglement  zu  konstatinen  und 
vor  Gericht  zu  bringen. 

Eine  ähnliche  Agitation  wird  seit 
langem  von  der  Gewerkschaft  der 
BanaiMter  geführt.  Sie  verlangen, 
daß  der  Gebrauch  von  Bleifaiben  in 
ihrem  Geweil>e,  der  von  den  Ärzten 
seit  langem  als  überaus  bedenklich 
bezeichnet  wird  und  eine  Reihe 
ernst c[  Krankheiten  hervorruft,  ver- 
boten werde.  In  der  Kammer  wurde 
vor  kurzem  ein  Gesetz  in  diesem  Sinne 
angmommen,  und  ob  ist  wahrsolmin» 
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lieh,  daß  «oeh  der  Senat  ihm  seine 
Zustimmung  geben  wird. 

Ein  neuer  Beleg  dafür,  welch  große 
soziale  Aufgaben  und  Möglichkeiten 
vor  den  Gewerkvereinen  der  Arbeiter- 
schaft liegen,  wenn  sie,  über  den 
Kleeeenkampf  hinweg  und  neben  ihm, 
auch  der  Vertreiung  ihrer  hygieni- 
schen und  sonstigen  muniiidbaien 
Interessen  ihr  Augenmerk  zuwenden. 

Prozessor  Felix  BegnauU,  Paris, 

Kinderarbeit  in  Indien.  Einer 
hilMohen  Intervention  von  fern- 
entlegener  Seiteyerdanken  die  Fabrik- 
aibeiter  Indiens  eine  Verbesserung 
ihres  hartnn  Loses.  In  Bombay, 
Kalkutta  und  anderen  Städten  ist 
in  den  letzten  Jahrzehnten  eine 
starke  Industrie  emachsen,  welche 
dem  Import  von  Waren  aus  England, 
ixid»eaondere  Lancaehire,  empfmd- 
liehe  Kookurrens  bevMtei.  Sie  wurde 
in  diesem  Konkurrenzkampfe  durch 
den  Umstand  sehr  begünstigt,  daß 
sie  ihren  Arbeitern  weitaus  geringere 
Löhne  als  die  in  England  üblichen  für 
unverhältnismäßig  längere  Arbeits- 
zeit zu  bezahlen  hat.  Die  Fabrikanten 
von  Lancashire  wurden  darob  beim 
engliflcheii  Ministerinm  vorstellig; 
dieses  ordnete  zunächst  eine  ein* 
gehende  Untersuchung  der  indischen 
Arbeitsverhältnisse  durch  einen  Dele- 
gierten, Mr.  H.  Freere  Smith  an  und 
betraute  hierauf  eine  eigene  Unter- 
sachungskommiaeion  mit  dem  Aiif  trag, 
auf  Gnuid  eingehenden  Studiums  aller 
Verhältnisse  ein  neues  Fabrikgesets 
fOr  Indien  auszuarbeiten. 

Das  bisher  in  Indien  in  Geltung 
bermdlichc  Fal)iikgpf!rtz  sieht  für 
die  Arbeit  männlicher  Arbeiter  keiner- 
lei Maximalstundenzahl  vor,  schränkt 
jedoch  die  Frauenarbeit  auf  11  Stun- 
den pro  Tag  und  die  Arbeit  von 
Kindern  zwischen  9  und  14  Jahren 
auf  7  Stunden  ein,  während  Kinder 
unter  9  .Tahr^n  nicht  arbeiten  sollen. 
Die  Untersuchungakommisfiion  fand 


nun,  daß  die  männlichen  Arbeiter 
wohl  nicht  im  allgemeinen,  jedoch 
während  besonderer  Saisonperioden 
überaus  langte  Stunden  zur  Arbeit 
angehalten  würden.  Trotzdem  fand 
ein  Antrag  eines  Kommissionmit- 
gliedes, Dr.  Naim,  einen  128tfindigen 
Maximalarbeitstag  fesisusetsen,  nieht 
die  Mehrheit  der  Stimmen.  Was 
die  Frauenarbeit  anlangt,  kam  die 
Kommission  zu  seltsamen  Schluß- 
folgerungen: Daß  weder  die  Arbeit- 
geber, noch  die  Frauen  selbst  mit 
der  Begrenzung  auf  11  Stunden  Arbeit 
Bufrieden  seien,  daB  das  Verbot 
nirgends  beachtet  werde  und  eine 
HeraufsetsungderGrenieTon  11  auf  12 
Stunden  vorgenommen  werden  solle. 

Was  die  Kinderarbeit  anlangt, 
so  wurden  sehr  viele  Fälle  kon- 
statiert, in  denen  Kinder  unter 
9  Jahren  zur  Arbeit  angehalten  oder 
Kinder  swisohen  8  und  14  Jahren 
12  und  mehr  Stunden  beechAftigt 
wurden.  Dies  soll  nunmehr  aulhOren, 
und  eine  Reihe  von  Fabrikinspek- 
toren mit  der  strengen  Durchführung 
der  Vorschrift  betraut  werden.  Kindor 
zwischen  9  und  14  Jahren  sollt^ii 
von  nun  an  nicht  mehr  7,  sondern 
nur  hilchstens  6  Stunden  arbeiten 
dürfen,  und  eine  wettere  Zwischen- 
stufe von  jugendlichen  Arbeitern 
zwischen  14  und  18  Jahren  wird 
geschaffen,  für  die  der  Maximal- 
arbeitstag  12  Stunden  beträgt.  Die 
weitergehenden  Forderungen  der  eng- 
lischen Industriel^ise,  daß  auch  für 
Indien  die  englischen  Albeiterachuts- 
gesetae  im  vollen  Umfange  eingeführt 
werden  sollen,  wurde  von  der  Kom- 
mission abgelehnt,  „weil  die  indi- 
schen Arbeitsverhältnisse  sich  mit 
denen  Englands  in  kemer  Weise 
vergleichen  ließen". 

Selbst  diese  so  tlberaus  besohei« 
denen  VorscUftge  der  Kommission 
haben  vielfachen  Widerspruch  her- 
vorgerufen, nicht  blofi  bei  den  he» 
treffenden  Fabrikanten  selbst,  son- 
dern auch  bei  solchen  wenig  weit- 
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blickenden  indischen  Politikern,  wel' 
oben  eine  Stärkung  der  einbeimiscben 
Industrie,  selbst  um  den  Preis 
verheerender  Ausbeutung  der  Ar- 
beitskräfte erwünscht  erscheint.  Diese 
kurssichtigen  Personen  vergessen»  daß 
insbtöondere  die  ausbeuterische  Ver- 
wendung schutzloser  Kinder  zu  in- 
dustrieller Arbeit  für  die  ohnehin 
physisch  wenig  kräftige  indische  Hasse 
schwere  Gefahren  mit  sich  bringen 
muß  und  eine  planvolle  Arbeiter- 
BcliiitigesetsgebuD^  somit  im  eminen- 
testen Interesse  des  indischen  Volkes 
liegt.  Glücklicherweise  haben  die 
großen  politisrhen  Streikbewegungen, 
deren  Schauplatz  im  vorigen  Jahre 
Kalkutta  und  kürzlich  Bombay  (an- 
läßlich der  Verurteilung  des  freiheit- 
lichen Fahrers  TUlak)  gewesen  ist, 
gezeigt,  daß  die  industridle  Arbeiter^ 
sehalt  cum  Bewußtsein  ihrer  Macht 
erwacht,  und  bald  werden  die  Ar- 
beiter die  Erzwingung  besserer  Ar- 
l)eitsbedingiingen  selbst  ui  die  Hnnd 
nehmen  und  erfolgreicher  sein,  als 
es  das  aus  so  ganz  andmi  Motiven 
entspringende  Verlangen  der  engü* 
sehen  Fabrikanten  gewesen  ist. 
Naradu  lyenfor,  Kalkutta. 

ABdsMkgiastE  in  Neniedaad. 

Die  Gesetzg^ung  yon  Australien 
und  Neuseeland  sieht  bekanntlich 

seit  mehreren  Jahren  ein  schieds- 
gerichtliches Verfahren  zur  Aus- 
gleichung von  Konflikten  zwischen 
Unternehmern  und  Arbeitern  vor, 
und  lange  Zeit  wurde  es  so  möglich, 
Streiks  und  die  mit  ihnen  verbun* 
dene  Schädigung  d^  Arbeitgeber 
und  der  Arbeitnehmer,  wie  auch  des 
National  Wohlstandes  selbst,  zu  ver- 
hindern. In  Neuseeland  haben  in 
den  letzten  Monaten  mehrere  große 
Gewerkschalten  erklärt,  die  Schieds- 
gerichte nicht  anrufen  su  wollen,  weil 
deren  Verfahren  ein  su  schleppendes 
sei  und  es  langer,  soweilen  jahre- 


langer Verhandlungen  bedürfe,  bevor 
ein  Schiedsspruch  erfolge.  Wieder- 
holt griffen  sie,  statt  sich  der  im  Ge« 
setz  vorgesehenen  Mittel  zu  bedienen, 
zu  der  alten  Waffe  des  Streiks,  und 
die  öffentliche  Meinung  des  Landes» 
stolz  auf  die  Erfolge  der  obligatori- 
schen Schiedsgerichte,  wurde  hi^ 
durch  lebhaft  ovre^i. 

Vor   kurzem   nun   brachte  das 
Ministerium,  um  diesen  Zwischen^ 
fällen  vorzubeugen,  einen  Gesetz- 
entwurf im  Parlamente  ein,  weloher 
den  Sprüchen  der  Schiedsgerichte 
durch  harte  Strafbestimmungen  die 
Erfüllung   unter   allen  Umständen 
sichern  will.  Einerseits  wird  das  Ver- 
fahren   vereinfacht,    die    Zahl  der 
Richter  erhöht,  Einigungsämter  wer- 
den als  erste  Instanz  geschaffen,  um 
so  die  Arbeitelast  der  eigenifiohen 
Gerichtshöfe    zu    vermindern  und 
die  raschere  Abwicklung  der  Streit- 
fälle, somit  Beseitigung  der  Haupt- 
beschwerden der  Gewerkschaften,  zu 
erreichen.     Andererseits  sollen  Ar- 
beiter, welcher  sich  den  Sehieds- 
sprQchen  nicht  beugen  und  streikeii, 
mit  einer  Geldbuße  bis  zu  200  M. 
und  20  M.  mehr  für  jede  Woche, 
währenddes    der    Streik  andauert, 
im  Nichteinbringungsfalle  aber  mit 
Gefängnis   bestraf l   werden.  Für 
Ari>ei^eber,  welche  ihre  Arbeiter 
aussperren,  wurde  eine  Strafe  von 
8000  M.  sowie  2000  M.  für  jede  weitere 
Woche  angesetzt.    Geldspenden  zu- 
gunsten von  Personen  oder  Gewerk- 
vereinea,  die  im   Streik  befindlich 
sind,    ebenso   Jede    BüHgung  von 
Streiks  in  der  Presse,  wollen  als 
strafbare  Handlungen  festgelegt.  Be- 
sonders strenge  Bestimmungen  sind 
im  §9  des  Gesetzes  für  Streiks  in 
gewissen,   für   das  Gesamtin iei*es8e 
besonders  wichtigen  Industrien  fest- 
gesetzt, nämlich  dem  Beleuchtungs- 
dienst, der  Elektrizit&tindustrie,  der 
Wasserviusorgung,  der  Brotbäckerei, 
dej>  Molkerei  für  Privatgebrauch,  den 
Sohlftehtereien  für  gleiche  Zwedce^ 
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dem  Detailverkauf  von  Kohlen  fflr 

private  oder  industrielle  Zwecke, 
dem  Dienst  der  Straßenbahnen,  sowie 
in  allen  anderen  Industrien,  deren 
Störung  eine  Gefahr  für  die  Gesund- 
heit oder  Sicherheit  dei"  l>üvolkerung 
berbeiiuhrea  würde.  Gleich  sirenge 
Bestimmungen  gelten  auch  für  Hand- 
lungen, die  auf  Vendchttnig  des 
Eigentums  der  Afbeitgeber  abzielen. 
Arbeiter  einer  dieser  Industrien, 
welche  ohno  Einhaltnnö^  einer  21t8gi- 
gen  Kniidic.'-unei-fnst  streiken,  sollen 
im  summansr  hoii  \  orfahren  in  Geld- 
stiaie  oder  aber  dreimonatliche  Ge- 
fftngnishaft  genommen  werden»  und 
dieselbe  Strafe  trifft  alle  diejenigen, 
wdche  den  Streikero  irgendwie  helfen. 
Gewerkvereine  oder  Gesellschaften, 
die  das  Delikt  begehen,  sollen  in 
800  M.  Strafe  genommen  werden. 
Femer  sollen  Gewerkvereine,  welche 
sich  gegen  den  Akt  vergehen,  des 

Reohtee,  selbBt  SebiedaeprQohe  an- 
sumfen,  ffir  drei  Jahre  beraubt 

und  jeder  Bruch  eines  konkreten 
Schiedsspruches  durch  einen  Gewerk- 
verein  mit  einer  Strafe  von  2000  M. 
belegt  werden.  Einzelne  Arbeiter 
verfallen  bei  gleichem  Delikt  in 
Strafe  von  200  M.,  und  im  ursprüng- 
liohen  Gesetieeentwurf  wurden  die 
.Mieitgeber  betraut,  dieee  Beirflge 
•von  den  Lohnen  abiusiehen.  In  der 


parlamentarischen  Beratimg  wurde 
dann  aber  allerdings  diese  för  die 

Unternehmer  lästige  Bestimmung  ge- 
strichen und  der  ordentliche  Weg 
des  Zivilrechts  wiederhei^stellt. 

Leicht  verständlich  ist  es,  daß 
der  neue  Gesetzentwurf  bei  der  orga- 
nisierten Aifoeitersehait  auf  hefügen 
\^der8tand  stieß,  ja  daß  die  Gewerk- 
schaftskommission zu  Wellington  mit 
leidenschaftlichem  Protest  dagegen 
auftrat. 

So  sehr  die  Arbeiterschaft  in 
ihrer  Mehrheit  der  industriellen 
Schiedsgerichtsgesetzgebung  an  sich, 
die  ja  auf  ihr  Verlangen  eingeführt 
wurde,  gflnstig  gestimmt  ist,  so  sehr 
ist  sie  diesen  allzu  drakonischen  Be- 
stimmungen feindlich  gesinnt.  Die 
Arbeitc^eber  ihrerseits  wiirden  all  den 
Voiteiien  des  Gesetzentwurfes  die 
völlige  Aufhebung  der  industriel- 
len Schiedsgeriühtsgesetzgebung  vor- 
ziehen. 

Trotzdem  aber  wurde  das  Gesetz 
von  der  agrarischen  Mehrheit  des 


Parlaments  angenommen. 


Maß- 


regeln gegen  den  Arbeit  erstreik,  wie 
sie  wohl  selbst  den  konservativsten 
Ländern  der  alten  Welt  fremd 
smd,  werden  in  einem  Lande  zur 
Durchführung  gelangen,  in  dem  sich 
die  'Arbeiterpartei  noch  tot  kurzem 
an  der  Regierang  befand. 


NfORALISCHE«^R£CHTS- 
ENTWICKLUNG 

DR.  ADOLF  GRABOWSKY,    BERLIN:    DIE  RE- 
HABIUTATION. 

B  Hauptsweok  der  Strafe  BesBenmg  und  damit  aoiiales  TOehtiger- 
w  erden  des  Verurteilten  sei,  darüber  sind  ja  die  Strafrechisschulen 
höchst  uneinig.  Sie  stimmen  aber  jedenfalle  darin  überein,  daA 
die  Strafe  nicht  gerade  Verschlechterung  des  sozialen  Status  beim 
Dplinquenteii  zur  Folge  haben  solle.  Wie  sich  im  Leben  die  Verhältnisse 
geh  lullen,  ist  leider  nur  cüku  bekannt:  die  Tatsache  einer  Vorstrafe  stößt 
unzahlige  Male  den  Verurteilten  nur  immer  tiefer  in  Nat  und  Schande  hinein. 
In  deutschen  Zeitungen  und  Zeitsehnften  begegnet  man  nun  neuerdings 
überaus  häufig  dem  Gedanken,  es  solle  dem  Bestraften,  der  sich  eine  Zeitlang 
tadellos  geführt  habe,  die  Möglichkeit  eingeräumt  werden,  Löschung  der 
Strafe  im  Strafregister  verlangen  zu  können.  Der  Zusammenhang  einer 
solchen  Einrichtung  mit  dem  ganzen  Strafensystem  wird  dabei  kaum  in 
Betracht  gezogen;  denn  die  Presseäußeruugen  erfolgen  unter  dem  Eindruck 
schlimmer  FflUe  in  der  Regel  spontan  und  obie  Kenntnis  der  kriminalistischen 
Literatur  und  des  gesetilichen  Zustande  in  den  Tersehiedenen  LSndem.  Was 
man  vorschlägt,  wäre  als  Rehabilitation  zu  bezeichnen.  Aber  man  über- 
springt dabei  alle  weniger  radikalen  Stufen  der  Rehabilitation  und  ▼erlangt 
gleich  das  Alleräußerste. 

Es  mag  gerechtfertigt  sein,  wenn  hier  einmal  kurz  über  das  ganze  Institut 
der  Rehabilitation  gesprochen  wird.  In  diesem  Zusammenhange  wird  auch 
der  oben  erwibnte  Votiehlag  stärkere  Belenohtung  erfahren. 

Das  Wort  Rehabilitation  (r^-babilis)  bedeutet  Wiederffihigwarden, 
wobei  ergänzt  werden  muß:  zur  Ausübung  der  bfifgeriiehen  Ehrsnredite. 
Man  sieht  hiemach  sofort,  daß  der  Begriff  ursprünglich  eng  zu« 
sammenhängt  mit  einem  Strafensystem,  das  jeder  Strafe,  oder  wenigstens 
jeder  sogenaimten  entehrenden  Strafe,  eine  Minderung  der  bürgerlichen 
Eiu'enrechte  zufügt.  Da  auf  Grund  des  Code  p^al  von  1810  in  Frankreich 
ein  solches  System  besteht,  so  ist  auch  in  F^ankreioh  dte  Rehabilitation  in 
diesem  engeren  Sinne  schon  seit  der  napoleonischen  Zeit  gut  ausgebildet 
Ja,  Spuren  des  Instituts  der  Rehabilitation  finden  sich  bereits  in  der  Ordonnance 
royale  von  1670.  Voraussetzung  für  das  Wirksamwerden  der  Institution 
ist  in  Frankreich  wie  allerwärts  die  Strafverbüßung,  der  meistens  gleich- 
gestellt wird  die  Strafverjährung,  die  Straf  Umwandlung  und  die  Begnadigung. 
In  Deutschland  nun  ist  der  Verlust  der  Ehrenrechte  weit  eingeschränkter 
(§§32—37  RStGB.).  Selbtt  bei  Todesstrafe  oder  Znehtbanastrale  kann 
das  Gericht  nur  auf  Verlust  der  btirgeriichen  Ehrenrechte  erl^ennen  (aus* 
genommen  vier  Delikte).  Zudem  ist  —  wenn  von  der  Todesstrafe  abgesehen 
wird  —  nur  bei  lebensllngiichem  Zuchthaus  dauernder  EhiVerlust 
möglich. 

Man  könnte  hiermit  sagen,  Deutschland  hätte  bereits  eine  Art  von 
Rehabilitation  dadurch,  daß  die  Ehrenfolgeu  der  Strafe  nach  einer  gewissen 
Zeit  aufhOran.  Man  hat  dies  in  der  Tat  ofteub  als  RdiaMfitation  babuehtet. 
Es  ist  aber  davor  su  warnen,  den  Begriff  nach  dieser  Riobtung  hin  in  er- 
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weitern  und  damit  zu  venvässerr!.  RehahiHtfition  ist  immer  ein  besonderer 
Aufhebunpsakt,  auch  die  durchaus  antornatisch  wirkende,  von  der  später 
gesprociieii  wnd.  Femer  ist  keine  ileiiabilitation  die  Verjährung  der  Straf- 
vollstreckung, wiewohl  mau  auch  sie  mehrfach  aU  Rehabilitation  bezeichnet 
hat.  Denn  hierdnroh  bleibt  du  Diktnm  der  Strafe  auf  dem  Papier  Y^Ulig 
unberOfart  und  nur  in  der  Praxis  mrd  ihre  VoUstreckung  nicht  mehr  weiter 
betrieben.  Um  endlich  einmal  reinen  Tisch  zu  machen,  verzlditet  hier  die 
Justiz  auf  Aiislihving  ihres  Vollstreckungsrechts,  nicht  aber,  weil  der  Be- 
strnftp  ihr  irgendwelchen  Anlaß  gegeben  hat,  von  der  Strafvollstreckung 
abzusehen.  Dies  nämlich  ist  das  Entscheidende  bei  der  eigentiichen  Hehabili« 
tation  ;die  Würdigkeit  des  Bestraften.  Es  muß  eine  Besserung 
des  Bestraften  konstatierbar  sein,  damit  die  Rehabilitation  sieh  SuBem  kann. 
Weil  eine  Besserung  nicht  verlangt  wird,  ist  auch  nicht  etwa  als  Rehabilitation 
die  Revisioii  zu  bezeichnen,  also  die  Nachprüfung  des  Urteils  auf  RechtS" 
vf  rlntzungen.  Portugal  imd  einige  südamerikanische  Staaten  nennen  irre- 
fuhrciKi  unsere  Revision  Rehabilitation.  Wollte  man  nun  aber  vielleicht 
die  vorläufige  Entlassung  aus  der  Strafhaft,  die  das  deutsche  Strafgesetzbuch 
kennt,  mit  dem  Worte  Rehabilitation  belegen,  weil  hier  ja  gerade  eine  Besse- 
rung Yorhasden  sein  mnfi,  so  wOrde  man  wiederum  Heterogenes  durohein* 
ander  werfen.  Der  Rehabilitationsakt  ist  nichts  Vorläufiges,  sondern  etwas 
Definitives.  Er  hebt  endgültig  auf,  was  er  aufheben  will,  nicht  aber  kann  er, 
wie  die  vorläufige  Strafentlassung,  widerrufen  werden.  Schließhch  darf 
auch  die  Rehabilitation  nicht  mit  der  bloßen  Begnadigung  verwechselt 
werden.  Der  Aufhebung^akt,  den  die  Rehabilitation  darstellt,  ist  immer 
von  gewissen  objektiven  Voraussetzungen  abhängig,  die  Gnade  jedoch  ist 
eine  subjektiye  Ij^ensftußerung.  Im  Kdnigreich  Preufien  also  oder  im  König- 
reich Sachsen,  wo  nur  im  Wege  der  AllerhOobsten  Gnade  Wiederverleihung 
verlorener  Ehrenrechte  stattßndet,  gibt  es  im  technischen  Sinne  keine  Reha- 
bilitation, wohl  aber  —  freihch  allein  beim  Militärstrafrecht  —  im  Deutschen 
Reich,  wn  Heerordnung  lind  Marineordnunp  die  Rehabilitierung  durch  den 
Kaiser  und  Konig  in  festgelegte  Bedingungen  einschüeßen. 

Man  hat  sich  aber  auch  vor  falschen  Gegenüberstellungen 
SU  hOten.  Falsch  wfire  es  yor  allem,  wie  schon  aus  dem  Gesagten  herYorgeht, 
wenn  man  den  Unterschied  der  Rehabilitation  von  der  Begnadigung  dahin 
prftzisieren  würde,  daß  die  erste  ein  Recht,  die  zweite  eine  Wohltat  sei.  Nur 
einige  Arten  der  Rehabilitation  sind  reines  Recht  des  Bestraften. 

Betrachtet  man  die  Arten  der  Rehabilitation,  so  wird  man  sich  immer 
an  die  Systematik  der  französischen  Wissenschaft  anlehnen  müssen.  Es 
liegt  vor  Augen,  daß  in  einem  Lande,  wo  das  Institut  besonders  durchgebildet 
Ist,  sich  auch  die  Wissenschaft  mit  dem  Gegenstande  eifrig  beschäftigt  hat. 
Nach  der  Entstehung  der  Rehabilitation  unterscheidet  man  nun 
folgende  drei  Arten:  die  rdhabilitation  gracieuse,  die  r^habilitation  judiciaire 
und  die  r^habili tation  de  droit.  Als  vierte  Art  wird  dann  oftmals  noch  die 
röhabilitation  administrative  genannt. 

Die  jeiiabilUation  gracieuse  ist  an  sich  zwar  ein  Gnadenakt  und  kein 
Recht,  jedoch  ein  Gnadenakt,  der  nach  bestimmten  Formvorschriften  vor 
sich  geht  und  deshalb  mit  der  —  wir  sahen  es  eben  ganx  persönlich  ge- 
fftrbten  Begnadigung  nicht  auf  eine  Stufe  gestellt  werden  kann.  Dafi  diese 
Rebabilitationsart  den  Gedanken  der  RehabiH tation  nur  unvollkommen 
wiedergibt,  bedarf  keiner  Erläuterung.  Man  erkennt  f^ofort,  daß  die  vorhin 
berührte  Rehabilitation  der  deutschen  Ueerordnung  rehabilitatiou  gracieuse  ist* 
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In  Frankreich  war  biA  sam  Gesetz  vom  14.  August  1885  die  Rehabilitation 

nur  nnrh  dor  Gnndonseite  hin  vorhanden.  Von  da  an  wurde  die  rehabilitation 
judiciaire  eingeführt,  die  einen  Gerichtsbeschluß  zur  Voran^sotzunir  hat. 
Die  rehabilitation  de  droit  dagegen  tritt  nach  einer  gewissi  n  Kaj  .  iizzeit 
automatisch  ein.  Frankreich  hat  auch  diese  letzte  Entwicklung  dei  iiehabih* 
Ution  mitgemacht:  Es  besitst  die  röhabilitation  de  droit  seit  dem  Geeels 
▼om  5.  August  1899  „sur  le  caeier  jndidaire  et  la  rdhabiUtation  de  droit'*. 
Auch  Dänemark  hat  seit  dem  Gesetze  vom  13.  April  1894  die  r^habiütatien 
dr»  droit.  Es  lassen  sich  bei  der  rehabilitation  de  droit  wieder  zwei  Fälle  unter- 
scheiden, nämlich  der,  wo  erst  ein  Antrag  des  Rof^traften  notwendio-  ist,  und 
der,  wo  ohne  Rücksicht  auf  Vorliegen  eines  Antrags  der  Aufhebuiigsakt  sich 
geltend  macht.  Die  rehabilitation  administrative  endlich  hat  Ähnlichkeit 
mit  der  rehabilitation  judiciaire»  nur  da0  der  GmhtsbeschloB  hier  durch 
eine  lediglich  administrative  Maßregel  eisetst  wird.  Wenn  man  also  will, 
steht  sie  in  der  Mitte  zwischen  der  rehabilitation  gracieuse  und  der  rehabili- 
tation judioinire.  Zu  bemerken  ist  dabei,  daß  auch  Mischformen  vorkommen; 
so  spielt  sich  manchmal  auch  die  rehabilitation  gracieuse  unter  Mitwirkung 
der  Gerichte  ab  (z.  B.  in  Schweden,  Verfassung  von  1809). 

Es  ist  klar,  daß  die  vollkommen  ausgebildete  rehabilitation  de  droit 
▼on  dem  Nachweis  der  Besserung  des  Bestraften  fast  gänxlich  absieht.  Er 
muß  sich  allein  eine  Zeitlang  keine  neue  Strafe  zugezogen  haben  —  das  ist 
alles.  Man  hat  diese  Tatsache  auch  mit  „sozialer  Besserung"  bezeichnet, 
zum  Unterschied  von  dem  Erfordernis  moralischer  Besserung,  das  eine  Nicht- 
kollision  mit  dem  Strafgesetz  für  ungenüi^ond  hält  und  auf  den  gesamten 
Habitus  des  Individuums  Rücksicht  nimmt.  Die  rehabiUtation  judiciaire, 
die  einen  individuellen  Beschluß  verlangt,  kennt  natürhch  solche  Rücksicht- 
nahme. 

Nun  läßt  sich  aber  die  Rehabilitation  nicht  nur  nach  ihrer  Entstehung 
teilen,  sondern  auch  nach  ihrer  Wirkung.  Meist  ist  die  Rehabilitation  heute 

noch  auf  die  Aufhebung  der  mit  der  Strafe  verbundenen  Ehrenminderungen 
beschränkt,  während  eben  doch  das  äußerste  Ziol  der  Rehabilitation,  wie 
gleich  anfangs  erwähnt  wurde,  die  Aufhebung  der  Verurteilung  selbst  ist. 
Löschung  der  Strafe  im  Strafregister,  Möglichkeit  hierdurch  für  den  Zeugen 
(und  für  den  Angeklagten),  eine  Vorstrafe  zu  verschweigen,  Verbot  an  Richter 
und  Anwälte,  die  gestrichene  Strafe  in  der  Verhandlung  zu  erwähnen,  Port* 
lassung  der  Strafe  aus  den  Fühnmgsattesten  —  das  ist  das  Ziel  der  konse- 
quenten Rehabilitation.  Neben  der  negativen  Funktion  geht  natürlich  eine 
positive  her:  die  Anerkennung  der  absoluten  Ehrenhaftigkeit  des  einstigen 
Delinquenten.  Der  einmal  Bestrafte  ist  nicht  nur  ein  nicht  niehi'  Bestrafter, 
sondern  geradezu  ein  Unbestrafter.  Indem  das  französische  Gesetz  von  1899 
die  Regelung  des  Strafregisteia  mit  der  DurehfOhrung  der  r^habilitaüon 
de  droit  verbindet,  erfüllt  es  im  wesentlichen  die  oben  genannten  Bedingungen. 
Doch  auch  —  und  dies  ist  besonders  wichtig  —  in  Ländern,  in  denen  über- 
haupt der  Verlust  der  Ehrenrechte  als  Nebenstrafe  unbekannt  ist,  wie  in 
England  und  Schottland,  kami  ja  natürlicherweise  die  Möglichkeit  der  ab- 
soluten Ausstreichung  einer  verbüßten  Strafe  gesetzlich  festgelegt  werden. 
So  ist  also  auch  für  England,  wo  bisher  weder  Bestimmungen  über  die  Reha- 
bilitation bestehen,  noch  eine  irgendwie  nennenswerte  Literatur  darOber 
vorhanden  ist,  die  Erörterung  dieses  Instituts  von  nicht  geringer  Bedeutung. 

Eine  Reihe  von  Streitfragen,  welche  die  Ausgestaltung  der  Rehabilitation 
betreffen,  erwähne  ich  lediglich;  solche  Streitfragen  sind:  die  Dauer  der 


Digitized  by  Google 


DIE  REHAHI1,ITATI0N 


104  i) 


Probefrist  (soll  bei  Verjährung  der  Strafvollstreckung  —  in  Fällen  also,  wo 
der  Verurtpilte  sich  der  Strafverbüßung  entzogen  hat  —  einn  erhöhtr  Knrcnz- 
leit  Platz  greifen  ?),  die  völlige  Ausschließung;  der  Rehabilitation  bei  bestimmten 
Delikten,  die  öffentliche  Bekanntmachung'  der  Rehabilitation,  den  Anschlag 
der  RehabilitatiuiLäheätiiiLUiuiigen  m  den  Gefängniääen  usw.  In  den  ver* 
aebiadenen  Liiidm  aind  alle  diese  Fragea  w&t  Tefschieden  geregelt;  ee 
wflrde  hier  m  weit  fuhren,  diese  Nebenprdiilenie  genauer  sa  betrachten. 

Nur  noch  ein  Wort  der  Kritik  an  der  ganzen  Einriohtung  sei  hinzu- 
gefügt. Die  Fniehtbarkeit  der  bis  zur  letzten  Konsequenz  durchgeführten 
Rehabilitation  hat  nacii  zwei  Richtungen  hin  ihre  ganz  bestimmten  Grenzen. 
Zum  ersten  hat  die  Rehabilitation  stet^  den  allgemeinen  Interessen  der  Straf- 
rechtäpüege  zu  weichen.  Es  kann  sehr  häuiig  aulierordentüch  wichtig  äem 
fllr  die  GlaiibwQrdigkeit  dei  Zeugen  odw  fOr  den  Qtarakter  des  Angeklagten, 
genau  su  wiaeen,  oE  und  welche  Vo»trafen  er  erlitten  hat.  Diesem  instii- 
interesse  könnte  nun  allerdings  dadurch  entgegengekommen  werden,  daß 
im  Strafregister  die  durch  Rehabilitation  beseitigte  Strafe  nicht  gelöscht, 
sondern  die  Rehabilitation  nur  daneben  vermerkt  wird,  und  daß  dann  die  so 
gestaltete  Eintragung  dem  Gericht  auf  schriftUchem  Wege  zugeht.  Praktisch 
hat  das  freilich  manche  Schwierigkeiten;  denn  wie  soll  eine  Tatsache  von 
Belang  für  das  Urteil  sein,  wenn  sie  nicht  sum  Gegenstand  der  mfindlichen 
Verhandlung  gemacht  wird  ?  Zudem  sind  in  Deutschland  durch  eine  Anzahl 
von  Ministerialerlassen,  die  den  Richtern  Beschränkung  ihres  Fragerechts 
nach  Vorstrafen  ans  Herz  gelegt  hph^n.  die  Wirkungen  der  auf  Lusrhimg 
der  Strafe  gerichteten  Rehabilitation  schon  teilweise  vdrweggenommcn. 
Auch  wird  sicherlich  in  der  kommenden  deutschen  Strafprozeßordnung  eine 
Vorschrift  enthalten  sein,  wonach  Fragen  wegen  einer  gerichthchen  Vor- 
hestrafung  an  Zeugen  nur  in  Hinsieht  auf  eine  beetinunte  Strafe  gestellt 
werden  dtkrfen,  und  auch  nur  dann,  wenn  die  Befragung  vom  Gericht  für 
unerläßlich  erachtet  wird.  §  55  Abs.  3  des  neuen  Entwurfs  enthält  eine 
solche  Bestimmung.  Ebenso  heißt  es  in  §  231  Abs.  5  dieses  Entwurfs, 
daß  gerichtliche  Bestrafungen,  die  der  Angeklagte  erlitten  hat,  in  der 
Hauptverhandluog  nur  insoweit  festzustellen  sind,  als  sie  Bedeutung  fQr 
die  Entscheidung  haben. 

Noch  schwieriger  su  umgehen  ist  die  iweite  Grenie.  Wenn  die  Strafe 
behdrhlicherseits  getilgt  wird,  ist  damit  noch  nicht  das  Andenken  der  Strafe 
in  der  öffentlichen  Meinunff  erloechen.  Man  kann  ganz  ruhig  sagen,  daß  die 
Verurteilung  viel  eher  eine  Tatsache  ist  als  das  Delikt.  Denn  in  der  Rege! 
leugnet  ja  der  Angeklagte,  und  vielfach  läßt  sich  ihm  nur  durch  Indizien 
etwas  nachweisen,  Die  Verurteilung  jedoch  steht  fest,  pflegt  auch  bald  be- 
kannt zu  werden  und  haftet  dann  in  den  Köpfen.  Eine  Rehabilitation  kann 
mit  ihren  V^kungen  wohl  das  Wnterfressen  der  ungOnstigen  Nachrichten 
verhindern,  vermag  gan£  besonders  auch  zu  verhüten,  daß  sich  irgendwo  an 
einem  dritten  Orte  ungünstige  Nachrichten  einnisten,  kann  aber  doch  den 
Wissenden  nicht  ihre  Kenntnis  und  den  Gehi  lueh  ihrer  Kenntnis  zerstören. 
Mnn  hat  von  einem  Einüuß  der  Rehabilitation  auf  die  öffentliche  Meinung 
gesprochen.  Ich  möchte  solchen  Einfluß  nicht  völlig  verneinen,  möchte  ihn 
aber  nur  dann  positiv  zugeben,  wenn  die  Rehabilitationsmöglichkeit  sehr 
heechrtnkt  wird.  Ist  die  Rehabilitation  eine  Seltenheit,  so  wird  der  Rehabili- 
tierte als  honorig  dastehen,  ist  sie  jedoch  beinahe  etwas  Natürliches,  so  hebt 
damit  die  Rehabilitation  sich  selber  auf.  Ich  bin  demnach  für  die  röhabili- 
tation  judidaire  und  für  den  strikten  Nachweis  moralischer,  nicht  nur  sozialer 
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fi«88eniiig.  Damit  werden  aber  einmal  die  FäUe  der  Rehabilitation  aufler^ 
ordentlich  vennindert,  und  zwettena  wird  ein  ziemlich  kompliDertas  Vor« 
fahren  eingeführt.  loh  wiU  nicht  sagen,  daß  sich  das  nicht  lohnt  —  Menaeh- 

lichkeit  lohnt  sich  immer — ,  aber  ich  möchte  doch  davor  warnen,  daß  man 
von  der  Rehabilitation  allzuviel  erwartet.  Übrigens  wird  die  I-  rage,  ob  jemand 
wegen  Meineids  vorbestraft  ist,  auch  bei  durchgofuhrtester  Rehabili- 
tation vor  Gericht  immer  geteilt  werdeu  xnuääeii.,  d.  h.  jedenfalls  so  lange, 
wie  der  Eid  eines  unserer  Bewnamittel  bildet.  Diea  geben  auch  die  heftigsten 
Fflrsprecher  der  Rehabilitation  su. 

Zum  Schluß  diene  noch  denjenigen,  die  sieb  weiter  Ober  das  Problem 
informieren  wollen,  eine  kurze  literarische  Notiz.  Im  Auftraee  der  Inter- 
nationalen Krimmalistischen  Vereinigung  haben  1^05  Delaquis  und  Polec 
, .Materialien  zur  Lehre  von  der  Rehabihtation"  herausgegeben,  eine  umfang- 
reiche Sammlung  der  einschlägigen  Bestimmungen  in  den  vei-äciiiedeiitiu 
Lindem.  1906  hat  dann  Delaquis  allein  eine  Ergänzung  dieser  Materialiea 
.vorgenommen.  Femer  hat  Delaquis  zur  10.  internationalen  Veraamralung 
der  Internationalen  Kriminalistischen  Vereinigung  (Hamburg  1905)  einen 
ßchriftliehon  Bericht  nbcr  die  Rehabilitation  verfaßt  und  hat  dann  auch 
noch  dem  Hamburger  Kongreß  ein  mündliches  —  spfiter  im  Druck  erschienenes 
—  Referat  erstattet.  Alle  diese  Arbeiten  von  Delaquü»  aind  mit  hingehendstem 
FleiBe  gemacht,  lassen  aber  hier  und  da  die  Kritik  vermissen.  Einen  voi- 
trefllioben  Bericht  Uber  die  röhabiMtation  de  droit  hat  dem  eben  gmaimtan 
KongreB  der  französische  Untersuchungsrichter  Le  Poittevin  gegeben.  Man 
Jiat  dann  in  Hambui^  das  Problem  der  Rehabilitation,  wenn  audi  nioht 
eingehend,  so  doch  sehr  bemerkenswert  diskutiert.  Die  Meinunf^n  w^aren 
recht  geteilt;  am  meisten  zurückhaltend  hat  bu  h  damals  van  Hamel  -  Amster- 
dam über  die  Institution  ausgesprochen.  Die  angeführten  Arbeiten  und 
Darlegungen  finden  sich  sämtlich  in  den  „Mitteilungen  der  Internationalen 
Kfiminaliatiflchen  Vereinigung*'  (Bd.  XII,  H.  3;  Bd.  XIII»  H.  1,  2;  Bd.  XIV, 
JH.  1).  Als  Sltere  deutsche  Schiift  aei  nooh  die  Abhandlung  von  Reohtaanwilt 
Oswald  Marcuse  ,,Die  Ehrenstrafe"  genannt  (Breslau  1899).  Die  interessanten 
Schweizer  Verhältnisse  bcleuehtei  in  ausgezeichneter  Weise  das  Buch  von 
Walter  Schiller:  „Die  Rehabilitation  Verurteilter  im  schweizerischen  R^ht**. 
Unter  der  französischen  Literatur  sei  hervorgehoben  die  Monographie  von 
Paul  Reutenauer  „De  la  rehabihtation  en  matidre  p4nale  et  disciplinaire'' 
(Paris  1900). 

PROFESSOR  m  ACHEUS,  BREMEN:  ÜBER  DIE 

VÖLKERGRD  ANKEN  BASTIANS.  EIN  SOZIALPSYGHO- 

LOGISCHES  PROBLEM. 

ER  Siegeslauf  der  europäischen  Kultur  Ober  den  Erdball  scheint« 
wenigstens  ist  das  eine  oft  {geäußerte  Ansicht,  nur  eine  Frage  der 
Zeit  zu  sein,  —  freilich  steht  die  Kraftprobe  mit  der  so  ganz  anders 
gearteten  chinesischen  Geijitluug  auch  aus.  Im  übrigen  sind  die 
Tage  der  Naturvölker  gezählt,  sie  brechen  meist  (von  einigen  Widerstands* 
fähigeren  Stämmen  und  Rasten  abgesehen)  hüfloa  vor  dem  Ansturm  dar 
weißen  Ansiedler  zusammen,  ohne      jedesmal,  wie  Bastian  andeutet,  dabei 
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brutale  Venuchiimg  im  Spiele  cn  flein  braveht:  Mit  dem  Augenbliok,  der 
die  Naturvölker  uns  kennen  lehrt,  weht  sie  der  Todesengel  an;  von  ihm  ge> 

schlag^en,  tragen  sie  fortan  den  Keim  des  Unterganges  in  sich.  Manche  schwä- 
chere sinken  beim  unvermittelt  plötzlichen  Eingriff  fremder  Kultur  wider- 
standslos zusammen,  hieihen  sogleich  in  ihrer  TotaJität,  physisch  und  psy- 
chisch» sie  sterben  aiäo  au^,  auch  der  physischen  Existenz  nach  (das  gilt  z.  B. 
von  den  eo  begabten  PolTneaiem).  Reatstensfibigefe  RaMen  dagegen  er- 
weieen  neb  roanobmal  kräftig  genug,  den  ersten  Sto0  ni  Obentefan,  und 
wenn  sie  eiob  von  der  ErBobfltterung  erbolt  beben,  mögen  woblt&tige  Wir- 
kungen derselben  sich  zeigen,  indem  manche  der  bisher  schlummcmderi 
StredbunE'rn  in  Fluß  gekummpn  sind.  Für  die  Zwecke  der  Ethnologie  hm- 
gegen  hegt  auch  hier  ein  Verlust  vor,  der  Fall  eines  Üntcrganges,  eines  psy- 
chischen Aussterbens  (Vorgeschichte  der  Ethnologie  S.  64).  Fui-  den  weit- 
eifabfenen  Reisenden  war  deshalb  öfter  das  Erforieben  fironder  Linder  und 
Völker  wie  ein  Wandern  unter  IVOmmem,  deren  Rätselwort  noch  niebt  ge- 
sprooben  war,  und  jeder,  der  die  Kolonialgeschichte  kennt,  namentlich  in 
ihren  ersten,  düsteren  Anfängen,  weiß,  daß  sie  öfter  ein  blutiges  Kapitel 
in  der  Entwicklung  des  Mmschengeschlechts  darstellt.  Aber  bei  allen  Miß- 
griffen der  Kolonialpolitik,  die  sich  ja  selbst  Ins  in  die  unmittelbare  rTee:enwarfc 
hineinziehen,  ist  für  die  Wisäenscbait  aus  der  hoffnungsvoll  emporbluiieuden 
Völkerkunde  nach  versebiedenen  Riebtungen  bin  ein  reiober  Gewinn  er- 
wacbsoi,  —  eine  solobe  tiefgebende,  noob  längst  niebt  ausreiobend  gewürdigte 
Befruchtung  stellt  aucb  die  Lehre  der  Basti  ansehen  Völkergedanken  dar. 

Um  diese  Anschauung  zu  verstehen,  bedarf  es  freilich  vorher  einer  anderen 
grundlegenden  Erwägung,  daß  die  moderne  Ethnologie  nämlich  in  ihrer 
ganzen  iVnlage  und  Richtung  sozial  psychologisch  geartet  ist  und  nicht  in- 
dividualpsychologisch, wie  eine  erfahrungsfeindhche  Philosophie  uns  ein- 
reden möchte.  Das  Bewußtsein  ist  bei  nfiberer  Beleuchtung  nur  ein  ver- 
schwindend kleiner  T«I  des  seeüscben  Gesamflebois,  das  aus  seinen  un- 
ergrOndlichen  Tiefen  diesen  in  ewigem  Fluß  befindhchen  Zustand  erzeugt. 
Das  ergibt  sich  besonders  klar,  wie  ein  geistreicher  vergleichender  Rechts- 
forscher auseinandergesetzt  hat,  aus  einer  vorurteilsfreien  Betrachtung  des 
sozialen  Lebens:  Man  kann  seinen  Blick  wenden  auf  welches  Gebiet  des 
äuziuieu  Lebens  immer,  überall  sieht  man  feste  soziale  Gesetze  wirksam, 
überall  findet  man  eine  bestinmiten  Zielen  konsequent  sustrebende  Ent- 
wieUnngigeschichte,  die  sieh  über  Jahrhunderte  und  Jahrtausende  erstreckt 
und  von  deren  Zielen  die  in  der  Entwicklung  seihst  befangenoi  Individuen 
keine  Ahnung  haben.  Man  betrachte  nur  din  Entwicklungsgeschichte  der 
Sprachen,  der  Göttergestalten,  der  Kunstformen,  der  Rechtsinstitute,  ja 
seü)St  der  Mocl(  u  oder  einzelner  Gerätschaften,  si(>  entstehen,  wachsen  und 
vergehen  wie  lebendige  Wesen.  Hier  wird  sehr  wenig  von  den  Individuen 
mit  tlberiegung  gemacht,  fast  alles  wächst  organisch.  Das  Individuum  folgt 
dunklen  Trieben  und  iwingenden  sonslen  Vwhältnisssa  und  will  unendlich 
häufig  das  Gegenteil  von  dem,  was  es  durch  eigene  Tätigkeit  schafft,  und 
alles,  was  es  schafft,  ohne  daß  (^9,  in  den  organischen  Ent\%icklungsgang  paßt, 
stürzt  nach  kürzester  Frist  wieder  zusammen  So  sind  denn  die  Nieder- 
schläge der  unbcNvußten  menschlichen  Seelentatigkeiten  in  den  Sitten  und 
Anschauungen  der  Völker  eine  ungemein  wichtige  (Quelle  lur  die  Erkenntnis 
dar  menschlichen  Seele,  und  die  Geschichte  der  somalen  liCbensgebiete  liefert 
ein  unendlich  reichhaltigeres  Material  fttr  die  Erkenntnis  der  menschlichen 
Seele,  als  ss  durch  introspektive  Selbstbeobachtung  und  durch  Beobachtung 
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dflft  Seelenlebens  eines  einzelnen  Menschen  gewonnen  werden  kann.  Ein 

bedeutender  Teil  unseres  Seelenlebens,  welcher  uns  überall  nicht  unmittelbar 
zum  Bewußtsein  knmml,  kann  aus  den  Sitten  und  Anschauungen  der  Völker 
ab^lefpn  worden  (Post,  Einleitung  in  das  Studium  der  ethnologischen  Ju- 
mprudenz,  S.  15).  Gerade  die  Rechtswissenschaft,  soweit  sie  sich  eben  auf 
4ie  «mfumdai  DoknmMite  der  VMkirlnmde  stfttst,  ist  ein  nntnfeelitbviar 
Beweis  für  die  Fraelitbaikeii  des  modernen  sooalpeychologisehmi  Stand* 
Punktes,  der  nicht  von  der  trflgmolien  Allmacht  des  angeblich  schöpfe« 
rischen  Ich  ausgeht,  sondern  von  den  einzelnen  unwiderleglichen  Tatsachen 
des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens.     Bastian  hat  einmal  diese  natur- 
wissenschaftliche lUchtun^  der  Psychologie,  wie  f  i  sie  nennt  (wahrsc  heiiilich 
um  damit  den  Gegensatz  gegenüber  der  rein  metaphysischen  F&rbung  scharf 
in  beuifSlmeiOf  0ft  iretansebaidioht,  daA  er  sagt:  Nicht  wir  d^iken,  sondern 
es  denkt  in  uns,  vnd  diese  Notwendigkeit  einer  solchen  sosialpsychologisohen 
Auffassung  aus  der  allmihlichen  Entwicklung  der  Ethnologie  selbst  als  un- 
abweisbar abzuleiten  gesucht:  Als  mit  Beginn  ernstlicher  Forschung  das 
angesammcHe  Materia!  sieh  /u  mehren  begann,  als  es  wuchs  und  N^niehs, 
wurde  die  Aufmeiksamkeit  bald  gefesselt  durch  die  Gleichariigkeil  und  Über- 
einstimmung der  Vorstellungen,  wie  sie  aus  den  verschiedensten  Gegenden 
rieh  miteinander  deckten«  unter  ihren  lokalen  Variationoi.  FMbtt  war  man 
durch  solche  manchmal  bei  obeiflächlicher  Beobachtung  getiuwht  worden, 
mit  nfiherem  Eindringen  ließ  sich  jedoch  bald  die  nur  lokal  bedingte  Färbunf^ 
von  dem  überall  gleichartig  darunter  wallenden  r>sf  iz  scheiden.  Anfang 
war  man  noch  geneigt,  wenn  frappiert,  von  Zufall  zu  sprechen,  aber  ein 
stets  wiederholter  Zufall  negiert  sich  selb.il.    Dann  wunderte  man  sich  üher 
die  wunderbaren  Koinzidenzen,  und  bald  war,  wie  immer,  der  „geheime  Bau- 
trieb** bereit,  seine  Hypothesen  aufsustellen,  in  Übertragungen  und  Kflnst«" 
leien  monströse  VOlkeribenehungen  schOrsend.   Jetzt  infolge  des  sich  teil- 
weise eiwdiOpfenden  Materials  haben  leitende  Gesetze  sich  von  selbst  zu- 
sammengeschlossen und  dürfen  so,  als  nicht  mit  subjektiver  Absicht,  sondern 
rein  objektiv  gewonnen,  auf  naturgemäße  Begründung  yVnspruch  machen. 
Von  allen  Seiten,  aus  allen  Kontmeriten  tritt  uns  unter  gleichartigen  Be- 
dingungen ein  gleichartiger  Menschengedanke  entgegen,  mit  eiserner  Not- 
wendigkeit. Alterdings  ist  unter  klimatischen  Variationen  anders  die  Tanne 
des  Nordens,  anders  die  Palme  der  Tropen,  aber  in  beiden  schafft  ein  gleiches 
Wachstumsgesetz,  das  sich  für  das  pflanzliche  Ganze  auf  wissenschaftliche 
Normen  zurückführen  läßt.  Und  so  finden  wir  den  Griechen  unter  seinem 
heiteren  Hinimrl  von  einer  anderen  Göttcrwelt  geistiger  Schöpfunj^cn  um- 
geben, als  den  Skandinavier  an  nebhger  Küste,  andei-s  die  Mythologie  des 
Inders  in  wunderbaren  Gestaltungen  des  Urwaldes,  und  so  über  weite  Meei^- 
flSchen  treibend  die  des  Polynesiers.   Überall  cüi>er  gelangt  ein  sohfirferes 
Vordringen  der  Analyse  su  gleichartigen  Grundvorstellungen,  und  diese  in 
ihren  primären  Elementargedanken  unter  dem  Gange  des  einwohnenden  Ent- 
wicklungsgeselzes festzustellen  für  die  religiösen  sowohl  wie  für  die  recht- 
lichen und  ästhetischen  Anschauungen,  also  diese  Erforschung  der  in  den 
gesellschaftlichen  Denkbchopfungen  manifestierten  Wachstumsgesetze  des 
Menschengeistes,  das  bildet  die  Aufgabe  der  Ethnologie,  um  mitzuhelfen 
bei  der  BegrOndung  einer  Wissenschiit  vom  Menschen  (Der  VölkergsdanlB» 
im  Aufbau  einer  l^^ssenschaft  vom  Menschen  S.  8).    In  diesem  Sinne  be- 
trachtete der  unermüdliche  Forscher  seine  Arbeiten  als  „eineGedankensta^^tik 
im  Überblick  dessen,  was  in  Religion  und  Philosophie  auf  dem  Exfimaaigid. 
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jemals  und  überall  gedacht  worden  ist",  um  eben  auf  Grund  der  gewonnenen 


Parallelen  nicht  nur  „die  Möglichkeit,  sondern  geradezu  die  psychologische 
Notwendigkeit  eines  gleichartigen  Denkens"  zu  erweisen. 

Besondexs  auf  dem  Gebiete  4es  Reohto  hat  sich,  irie  oben  bereits  ange- 
deutet» diese  Perspektive  ftußerst  erfolgreich  erwiesen;  die  Reohtsgesohichte 
seigt  eine,  über  alle  sonstigen  Schranken  der  Hasse  und  der  Sprache  hinweg» 
greifende  überraschende  Gleichförmigkeit  bei  völlig  stammfremden  Völker* 
Schäften,  die  noch  dazu  in  keiner  kulturgeschichtlichen  Berührung  gestanden 
haben.  Recht  und  Sitte  (auch  Religion)  sind  sonach  soziale  Produkte,  Er- 
gebnisse des  gesellst  haft liehen  Lebens,  das  (namentlich  auf  den  niederen 
Stufen  der  Eutwicklung)  gleichax'lige,  fa^L  identiäche  Züge  auf  der  ganzen 
Erdoberfliehe  anfwdst,  —  so  s.  B.  In  der  fOr  den  ersten  Bück  so  befremd* 
liehen  Organisation  der  primitiven  Gesohleehtsgmossensehaft.  Hier  treffen 
wir  in  der  Tat  erst  auf  das  sehnsüchtig  gesuchte  und  meist  viel  zu  frQh,  d.  h. 
nach  einem  einseitigen,  viel  zu  kleinen  Ausschnitt  entworfene  „allgemein** 
Menschliche  (so  galt  für  unsere  Ästhetik  vielfach  das  spezifisch  griechische 
Ideal  ohne  weiteres  als  allgemein,  d.  h.  schlechthin  für  alle  Völker  verbmd- 
Kch,  —  ein  bedenklicher  spekulativer  Trugschluß).  Das  hat,  wie  Bastian 
gelegentlich  ausführt,  auch  seine  praktisch  bedenklichen  Folgen,  verführt  zu 
DOnkel,  Hochmut,  zum  yorsohndkn  Aburteilen :  Die  MehnaU  der  Gebüdeten 
bückt  ttiebt  Uber  ihre  Atmosphire  hinaus;  «bw  wer  irgend  gesunde  Ansichten 
von  Statistik  und  naturwissenschaftlieber  Weltanschauung  hat,  wird  sieb 
wohl  hüten,  nach  ihr  den  Durchschnittsmenschen  der  großen  Volkamassen 
zu  konstruieren.  Die  bei  uns  geltenden  Grundsätze  der  Moral  hat  man  deshalb 
für  die  allein  natürlichen,  für  die  dem  Menschen  angeborenen  gehalten,  und 
wo  sie  fehlten,  sie  mit  Gewalt  einzuführen  gesucht.  Wir  könnten  hinzu- 
fügen, daß  manche  bedauerliche  Mißgriffe  der  KolonialTcrwaltung  (von  der 
Einseitigkeit  der  christlichen  MissionstAtiglceit  noch  gana  au  schweigen)  auf 
diesen  Mangel  eines  freieren,  Tei^leichenden  Verstfindnissos  zurückzuführen 
sind.  Chauvinismus,  Überschätzung  der  europäischen  Kultur  als  solcher  oder 
umgekehrt  einzelner  vergötterten  Persönlichkeiten,  eine  pathetische  Ent- 
rüstung über  die  Barbarei  fremder  oder  früherer  Gesittungsstufen  und  ähn- 
liche unkritische  Wallungen  des  AiTektes  können  in  der  reineren  und  strengen 
Luft  sozial-psychologsicher  Auffassung,  wie  sie  die  Ethnologie  kennzeiclmet, 
nicht  gedeihen. 

IXieser  „Volkergedanke*'  Bastians  hat,  was  hier  nicht  weiter  ausgeführt 
werden  kann,  die  reichsten  FMohte  auf  den  verschiedensten  Gebieten  ge* 
tragen;  zunächst  auf  dem  der  yergleichenden  Rechtswissenschaft,  die  am 

unwiderlep^lichsten  an  den  einzelnen  sozialen  Tatsaehen  die  Allgemeingrjltig* 
keit  bestimmter  rechthcher  Anschauungen  und  Einrichtungen  nachzuweisen 
imstimdo  war.  Eine  ganze  Schule  modemer  vergleichender  Rechtsforscher 
liat  sich  entwickelt,  —  es  möge  genügexi,  aul^r  dem  schon  erwähnten  Post 
Bemhfift,  Dargun,  Gumplowics  und  vor  allem  Kohler  au  nennen.  Aber  auch 
Mythologie  und  Religionswissenschaft  haben  diese  Befrachtung  erfahren, 
Grundlbiien  der  Entwicklung  des  religiösen  Bewußtseins  der  Menschheii 
dämmern  auf,  und  zwar  nicht  in  trügerischer  spekulativer  Beleuchtung, 
sondern  auf  Grund  unzweideutiger  ethnographischer  Belege.  Mag  im  einzelnen 
noch  manches  Probkni  umstritten  sein  (öfter  läßt  sich  anstatt  autochthoner, 
selbständiger  Entstehung  auch  Übertragung  und  Entlehnung  annehmen  oder 
besser  gesagt  nachweisen).  Die  Theorie  des  Bastianschen  Völkergedankens 
hat  tiflb,  das  kann  kein  mibefangener  Beurteiler  leugnen,  von  lahr  üq^le 
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glänzender  bewährt.  Um  zum  Schluß  noch  ein  Feld  anzuführen,  das  besonders 
fleißig  in  den  leisten  Jahren  bestellt  wird,  so  ist  das  gleichfalls  der  Fall  m 
der  Volkskunde,  die  bei  aUem  Reiehtum  eigenartiger  Züge  doch  gewisse 
typische  Ersoheinimgen  des  geseOschaltlichea  Lebens  festsustellen  Termagi 


PROF.  RODOLPHE  BRODA ,  PARIS :  ERINNERUNGEN 
AN  NEUSEELAND  UND  SEINE  TEMPERENZGE- 
SETZGEBUNG. 

LS  ich  im  Juli  19C)6  an  der  Südspitzo  von  Neuseeland  landete 
und  nach  kurzer  Eisenbahnfahrt  die  Hauptstadt  der  Snddistrikte, 
Inv0rc€u*gill,  betrat,  herrschte  lebhafte  Bewegung  in  den  Straßen, 
und  vielerlei  Plakate  bedeckten  die  Wände.  Bald  erfuhr  ich  aus 
denaelbep,  dafi  es  in  gewissem  Sinne  ein  historischer  oder  doch  lokalhbtori- 
seher  Tag  war,  an  dem  ich  auf  der  fernen  Insel  landete.  Der  erste  Tag  des 
absoluten  Verbotes  des  Ausschanks  alkoholischer  Getränke  in  der  Sladi 
InveieaigiU,  und  somit  in  der  ersten  größeren  Stadt  des  Landes  Oberhaupt. 
Einige  kurze  Bemerkungen  über  die  diesbezügliche  Gesetzgebung  Neusee» 
lands  werden  zum  Verständnis  genügen.  Das  Land  ist  in  Bezirke  eingeteilt, 
und  in  jedem  derselben  findet  alle  vier  Jahre  eine  Volksabstimmung  aller 
volljährigen  Männer  und  Frauen  über  Erlaubnis  oder  Verbot  des  Ausschanks 
alkoholischer  Getrfinke  statt.  Sofern  sich  eine  Drnfflnftdraehrhdt  der  Ab- 
stimmenden fOr  das  Veibot  eridftrt,  tritt  dieses  für  vier  Jahre  in  Kraft  und 
kann  dann  bei  der  nächsten  Abstimmung  nur  dann  umgestoßmi  werden, 
wenn  weniger  als  swei  FOnftel  der  Abstimmenden  an  ihm  Entscheidung 
festhalten. 

Wie  ich  mich  rasch  zu  informieren  Gelegenheit  hatte,  waren  es  allerorten 
zuvörderst  die  Frauen,  welche  in  ihrer  großen  Mehrheit  gegen  den  Alkohol- 
au^chank  stimmten,  um  damit  die  Gefährdung  ihres  haushohen  Friedens 
durch  die  firoher  mir  allin  häufigen  Trinlrazsease  ihrer  Männer  su  beseitigen. 
Aber  auch  unter  diesen  waren  es  insbesondere  die  religifie  gesinnten,  die  auf 
Anwelsang  ihrer  Prediger  gegen  den  Alkoholausschank  Stellung  nahmen, 
wenngleich  nicht  aUe  Konfessionen  gleichen  Eifer  in  dieser  Richtung  ent- 
wickelten. Die  Katholiken,  so  sagte  man  mir,  stünden  der  Bewegung  indiffe- 
rent, ja  zum  Teil  so^r  feindlich  gegenüber.  Auch  die  Geistlichen  der  engli- 
schen Kirche  seien  sehr  lau;  die  Prediger  der  freien  protestantischen  Kirchen 
andererseits,  die  in  sozialer  und  moralischer  Hebung  ihrer  Gemeindegheder 
wichtigstes  Ziel  der  Kirche  erblicken,  forderten  in  ihrer  Sonntagspredigt 
immer  wieder  sur  Stellungnahme  fflr  das  gesetslichs  Veri>ot  des  Alkohol- 
ausschankes im  Bezirke  auf:  Auch  andere,  von  philanthropischen  oder  so* 
dalen  Gesichtspunkten  geleitete  Männer  seien  vielfach  für  das  Verbot,  so  daß 
nicht  allzu  schwer  ihre  Verbindung  mit  der  kompakten  Majorität  der  Frauen 
zur  erforderlichen  Dreifünftelmehrheit  führe. 

Des  weiteren  sagte  man  mir,  daß  allerdings  ländliche  und  städtische 
Distrikte  sich  verschieden  zur  Frage  zu  stellen  pflegten.  In  den  Landdistrikten 
hätte  der  Farmer  frOher,  weam  er  in  Markte  fuhr,  atets  den  f elerfichea  Tag 
und  den  guten  Verkauf  setner  Produkte  mit  mehr  oder  minder  eifrigem  Zu- , 
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•praeh  «m  Sehanktlsoh  gef  der!  und  wire  aoh  erat  bei  dor  RftcUelir  in  Katsen- 

jammerstimmung  darüber  klargeworden,  daß  ein  wesentlicher  Teil  yom  Ertrftg- 
nis  seiner  Verkäufe  den  Wegin  die  Taschen  des  Gastwirts  gefunden  hätte.  Leicht 
mochte  so  in  ihm  eine  Art  von  Verc:fltiin^trieb  keimen  und  seine  Stimme 
bei  der  nächsten  Wahl  den  Alkoholgegnern  gehören.  So  ging  ein  Landdistrikt 
Neuseelands  nach  dem  andern  zu  diesen  über,  und  zur  Zeit  meiner  Anweäen- 
beit  im  Lande  haitea.  diese  bereits  in  iwei  Mtteilen  aller  Landdietrikte  den 
Sieg  gewonnen.  Anden  in  den  Stftdten,  vro  mannlgfaebe  kommenieUe  und 
finanzieUe  Interaseen  mit  Fabrikation  und  Ausschank  alkoholischer  Getfinke 
verknüpft  waren  und  wo  eben  jene  obengenannte  Trinksitte  der  Farmer  zu 
einer  EinkoniTneTi^qnrllp  der  Städter  wurde.  So  waren  bis  tu  jon^m  Zeit- 
punkt die  Aiküholgegiier  nur  in  ganz  wenigen  kleinen  Städten  erfolgreich 
gewesen,  und  Invercargill  war  die  erste  große  Stadt,  die  ihnen  zuüel. 
Noeh  waren  sieh  deren  Bewohner  wenig  klar  ttber  die  möglichen  Ronsequensen 
der  Maftregel.  Viele  befOrohteten  schweren  Schaden  fOr  die  WobDiabenheit 
der  Stadt,  andere  meinten,  der  Schmuggel  mit  geistigen  Getränken  werde 
80  große  Dimensionon  annehmen,  daß  eine  Eindämmung  der  Trinksitten  erst 
recht  vereitelt  werden  würde.  Beide  Ansichten  prancrtcn  ahwcchj'elnd  auf  all 
den  Flakntcn.  Aber  p«!  schien  nur  doch  eine  inehi'  künstlirhe,  von  Interessen- 
ten genalirte  Aufregung.  Die  Mehrheit  der  Bevölkerung  und  auch  derer, 
die  gegen  das  Veri>ot  gestimmt  halten,  sohlen  entsehlossen,  nun  einmal  emat- 
liek  den  Versnoh  sn  machen  und  dessen  Ergebnisse  absuwarten  Die  Zeituigen 
bewahrten  ruhigen  Ton,  und  als  ich  in  einem  Interview  meine  Freude  tiLer 
die  beispielgebende  Tat  der  Stadt  ausdrückte,  veröffentlichten  sie  meine 
Äußerungen  mit  zustimmenden  Bemerkungen.  Im  Hotel,  in  dem  ich  abstieg, 
fand  ich  eine  Ankündigung  des  Wirtes,  daß  vom  heutigen  Tage  der  Alkohol- 
ausschank bei  ihm  aufhOre,  daß  er  aber  seine  Wirtschaft  im  übrigen  weiter- 
fahren  woDe,  und  es  schien  mir,  daB  er  der  Zukunft  seines  Gesohftftes  mit 
Zuversicht  entgegensShe.  Bs  war  ehi  Samstag,  an  dem  ich  in  InveroargOl 
eintraf.  Am  nAdiaten  Morgen  berichteten  die  Blätter,  daß  es  die  erste  Samstag- 
nacht seit  Menschengedenken  gewesen  sei,  in  der  keine  Betrunkenen  arretiert 
und  keinerlei  nächtliche  Ruhestörungen  zu  verzeichnen  waren.  Freib'ch  über 
diese  unmittelbare  Folge  des  Verbotes,  das  Aufhören  der  Trunksuchtsexzesse 
hinaus  konnte  das  neue  Gesetz  in  den  wenigen  Tagen  meines  Aufenthaltes  in 
Invercargill  nidit  wirken.  loh  entschloß  mich  diJier,  nach  einer  unfern  ge- 
legenen kleinen  Stadt  im  Osten  von  InyercergOl  su  fahren,  wo  bereits  Mit 
vier  Jahren  das  Verbot  des  Alkoholausschanks  in  Kraft  stand.  Jedermann, 
den  ich  dort  befragte,  äußerte  sich  mit  ungeteilter  Befriedigung  über  den 
Erfolg  der  Maßregel.  .,Die  Trunksucht  sei  verschwunden,  die  öffentliche 
Moralität  habe  sich  gehoben;  die  Zahl  aller  Vergehungen  gegen  das  Gesetz 
sei  bedeutend  heruntergegangen.  Die  kleine  öffentliche  Bibliothek  des  Ortes 
habe  seither  einen  weitaus  regeren  Zuspruch,  die  Kirchen  seien  gefüllter,  und 
jede  kOnstlerisohe  oder  sonstige  Veranstaltung  kOnne  auf  regeren  Zuspruch 
als  fkDber  rechnen,  weil  die  Jugend  der  Stadt  nicht  mehr  in  den  Trinkstuben, 
sondern  an  Stätten  edlerer  Befriedigung  ihre  Abende  verbringe.  Und", 
fügte  man  hinzu,  ,,auch  die  materielle  Prosperität  der  Stadt  sei  gewachsen, 
denn  die  Geschäftsleute  verkauften  den  Farmern  mehr,  als  früher  die  Wirte 
▼on  ihnen  eingenommen  hatten,  und  damit  seien  auch  die  Bedenken  der 
kommerdellen  Kreise  zum  Schweigen  gebracht  worden.  Bei  der  kürzlich 
Torgenommenen  neuen  Abstimmung  ludM  eine  weitaus  grOfiere  Majoritit 
als  das  erstemal  für  das  Verbot  des  Alkoholausschanks  gestimmt.** 
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DR  HHEUBHIT  STEGEMANN,  WESTEND:  UNTER- 
SUCHUNGEN ÜBER  DIE  HEIRATSANNONCE. 


IE  Heiratsannoiice  bt  bisher  meines  Wissens  noch  nicht  snm  Gegen- 
stand einer  ernsthaftenStudie  gemacht  worden.  Man  hat  sie  alsein  mehr 
oder  minder  verächtliches  PktKlukt  moderner  Decadenoe  imd  Immoift» 

lität,  als  einen  beklagenswerten  Auswuchs  des  alle  Lebensverhältnisse 
tiberwuchernden  Geschäftssinnes  betrachtet,  aber  kaum  jemals  versucht,  ihre 
psychologische  und  soziale  Bedeutung  irgendwie  zu  ergründen.  Und  doch 
hätte  ^  in  der  Tat  nahe  genug  gelegen,  die  mit  ihr  zusanmienhängenden  spe- 
nfisch  modemeoL  Lebensyerhaltmsse  eingehend  la  unienuidien.  Hier  sehen 
wir  Tausende  und  Ahertausende  von  Existenzen  kaleidoskopartig  an  uns  vor- 
überwirbeln:  den  (HOoksritter,  den  kleinen  Spießbürger,  das  auf  den  Auser- 
wählten sehnsüchtig  wartende  junge  Mädchen,  die  ältliche  Jungfer,  den  Ka- 
valier, den  Gelehrten,  den  hungernden  Erfinder  —  das  ganze  Personal  der 
großen  menschlichen  Komödie  macht  sich  auf  und  tanzt  in  einem  unabseh- 
baren Reigen  an  ims  vorbei.  Und  all  das  in  dem  scheinbar  langweihgen  In* 
seratenteil  unserer  Tageszeitungen:  das  Leben  ist  i^riridich  so  grofi  und  viel- 
gestaltig, daß  es  auf  den,  der  es  zu  fassen  weiß,  unwiderstehlich  wie  das 
Licht  einströmt,  blendend,  betörend,  beransohend.  Welche  Stoffe  würden 
sich  Balzac  bei  einem  Blick  in  die  Sonntagsnummer  des  ..Berliner  Tageblatts", 
das  in  einer  Woche  106  Heiratsannoncen  zum  Abdruck  brachte,  aufgedrängt 
haben ! 

Wir  besitzen  seit  gestern  die  erste,  nach  größten  Gesichtspunkten  ange- 
legte Gesohiohte  der  Heiratsannonce.  Im  Verlage  von  Martin  Aronhdid 
(Berlin-Südende,  Preis  M.3. — )  ist  soeben  das  höchst  interessante,  aber 
dOO  Seiten  starke  Buch  „Die  Heiratsannonce,  Studien  und  Briefe*'  von 

Joachim  Werner  erschienen.  Der  pseudonyme  Verfasser  behandelt  zunächst 
die  Heiratsannonce  gesohichtlicli  und  bringt  Mitteilungen  über  die  erste  An- 
nonce aus  dem  Jahre  1790,  deren  iuteressantc^s  Schicksal  er  eingehend  schildert. 
Daran  schließt  sich  eine  statistische  Studie  über  die  Heiratsinserate  in  12 
der  größten  deutschsprachigen  Tageszeitungen.  Der  Verfasser  ermittelt  in 
einer  einzigen  Woche  Uber  1300  solcher  Inserate,  die  er  genau  Terfdgte  und 
statistisch  verarbeitete.  Das  ergab  sehr  bemerkenswerte  Aufschlüsse  über  die 
Alters-,  Einkommens-  und  Vermögensverhältnisse  der  Heiratskandidaten, 
sowie  über  die  von  ihnen  gesuchten  und  dargebotenen  Eigenschaften.  Den 
Hauptinhalt  des  Buches  aber  bilden  Briefe  und  Briefwechsel,  die  sich  der 
Autor  von  Inserenten  der  verschiedensten  Volksschichten  verschafft  hat. 
Er  Teröffentiicht  eine  große  Anzahl  von  Heiratsinseraten  und  die  darauf  ein- 
gelaufenen Briefe,  die  eich  anschließenden  Korrespondenzen  usw.  Hier  finden 
wir  uns  mitten  im  Leben  imd  erhalten  die  interessantesten  Einblicke  in  die 
wirtHchaftlichen  Zustände  und  in  die  Psychologie  weiterer  Volksschichten. 
Wir  erfahren,  daß  die  Köchin  mit  die  besten  Aussichten  hat,  ,,auf  diesem 
nicht  mehr  ungewöhnlichen  Wege"  einen  Lebensgefährten  zu  finden.  Nicht 
weniger  als  72  Bewerber  scharten  sich  um  die  Köchin  Martha,  darunter  zahl- 
reiche kleinere  Beamte,  Arbdter»  auch  sogar  dn  kkmer  Fabrikant.  Die 
nAchste  Studie  behandelt  das  Ergebnis  des  Inserates  eines  Schlossers.  Daran 
schließen  sich  die  soziale  Stufenleiter  aufwärts:  die  Modistin  mit  eigenem 
Geschäft,  der  Briefträger,  der  auf  eine  „Einheirat"  ausgehende  junge  Kauf- 
mann. Ihm  folgt  der  sattsam  bekannte  Graf,  der  in  reiche  Familien  eingeführt 
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KU  werden  wüiuehi,  wobei  „Religion  Nebeneaohe".  Höchst  ergötzlich  ist  das 
Kapatel  ,400000  Mark  Mitgift,  aber  ein  kleiner  körperlicher  Fehler".  Nicht 

weniger  als  172  Bewerber  beantworteten  dies  Gesuch,  teilweise  mit  den  un- 
glaublichsten Moti  vierungen  ihres  Schritts :  der  eine  fühlt  sich  durch  den  kleinen 
Fehler,  durch  die  Erinnerung  an  seine  gleichfalls  mit  einem  solchen  behaftete 
Schwester  anß:ezogen,  der  andere  meint,  daß  s^rade  , .solch»'  Damen  das  beste 
Gemüt  und  den  besten  CliaiakLer  •  iiaben  —  woiaui  er  iiaLürlich  aU»  remer 
Idealist  das  entscheidende  Gewicht  legt.  Der  eine  achreibt  praktisch,  kors, 
geschAflaniftfiig:  „Ihre  Annonce  hegtet  meiBem  Interesse**,  der  andere 
schwelgt  in  den  bekannten  pathetischen  Akkorden  von  einer  überirdischen 
Harmonie  der  Seelen  (wobei  der  kleine  Fehler  diskret  übergangen  wird),  imd 
ein  Dritter  formuliert  seinen  Standpunkt  mit  der  hübschen  Wendung  sollte 
es  dem  %vei  ten  Fräulein  dadurch  geholfen  sein  Kurz,  die  Temperamente, 

die  Berufästande,  die  Gesellschaftsklassen  fähren  vor  dem  Thrönchen  der 
100  000  Mark  einen  höchst  amüsanten  fluldigungstans  auf.  Sehr  intersasant 
sind  die  Erfahrungen  einer  gffslig  hochstehenden  jungen  Witwe  mit  Vermögen, 
sowie  das  Ergebnis  eines  Inserates,  in  dem  ein  junges,  gebildetes,  aber  Tsr^ 
mögensloses  Mädchen  eine  Liebesheirat  zu  schließen  wünscht.  Ihrem  Rufe 
folgten  immerhin  45  Bewerber  aus  den  verschiedensten  sozialen  Schichten. 

Das  letzte  Drittel  des  Buches  wird  ausgefüllt  durch  die  Erfahrungen  eines 
sozial  und  geistig  hochstehenden  und  verfeinerten  modernen  Mannes,  auf 
dessen  lasarat  suniebst  nur  drei  Antworten  dnliefen,  wahrend  die  Wieder- 
holung der  AnseigB  unter  f^eichieitiger  Angabe  seines  Jahreeeinkorameiis  von 
30000  Mark  74  Antworten  erhielt.  Die  Briefe,  die  dieser  Inserent  Mc. 
Naughten  erhielt,  gestatten,  ebenso  wie  manche  Briefe  der  vorher  genannten 
Inserenten,  einen  tiefen  Blick  in  das  Seelenleben  komplizierter  und  feiner 
Natui'en,  die  in  der  Einsamkeit  des  modernen  Lebens  sehnsüchtig  nach  ver- 
wandten und  gleichgestimmten  Seelen  suchen.  Hier  erhebt  sich  das  Niveau 
des  Buches  zu  hohem  Emst:  besonders  in  den  swischen  Mc.  Naughten  und 
Edith  gewechselten  Briefen  haben  wir  ein  Stfick  feiner  und  tiefer  Psychologie 
vor  uns.  Vfie  der  eine  aus  wenigen  knappen  Wortm  das  innerste  Wesen  des 
anderen  errät :  wie  eine  geheimnisvolle  Femwirkung  zwischen  beiden  einsetzt : 
^^^e  diese  beiden  innerlich  freien  und  stolzen  Naturen  sich  anziehen,  bekämpfen, 
fliehen  und  wieder  vereinigen  —  und  all  das  in  einem  weit  höheren  und  zarteren 
Sinne  als  dem  einer  gewöhnlichen  Liebesgeschichte  — ,  wie  sich  endlich  ein 
gleichmäßig  jenseits  von  Liebe  und  Freundschaft  stehoides  Gefühl  zwischen 
beiden  entwickelt:  das  istui  feinen  und  dUTchsichtigenUnien  vor  unseren  Augen 
bloßgdegt.  Die  Heiratsannonce  ist  hier  ober  ihre  vorwiegend  wirtschaftliche 
Bedeutung  hinausgewachsen;  es  handelt  sich  nur  noch  um  die  Frage,  inwieweit 
sie  das  Siehfinden  zusamnien^hAriger  Persönlichkeiten,  die  sich  in  Freund- 
schaft und  Elu>  ei  ^'änzen  und  steigern  könnten,  zu  ermöglichen  imstande  ist. 
Der  Verfasser  knüpft  hierbei  an  die  Ausführungen  Simmeis  an,  der  sich  in 
seiner  „Philosophie  des  Geldes"  in  folgenden,  von  Mc.  Naughten  seinem 
Inserat  vorgedruckten  Worten  Äußert:  „Daß  die  Heiratsannonce  eine  so  sehr 
geringe  und  auf  die  mittlere  Gesellscbaftssohicht  beschränkte  Anwendung 
findet,  könnte  verwunderlich  und  bedenklich  erscheinen.  Denn  bei  aller  hervor- 
gehobenen Individualisierung  der  modernen  Persönlichkeiten  und  der  daraus 
hervorgehenden  Schwierigkeit  der  Gattenwahl  gibt  es  doch  wohl  noch  für 
jeden  noch  so  differenzierten  Menschen  einen  entsprechenden  des  anderen 
Geachiechies,  mit  dem  er  sich  ergänzt,  in  dem  er  den  „richtigen"  Galten  fände. 
Die  gwnie  Schwierigst  liegt  nur  darin,  daß  die  i^eichsam  so  füreinander 
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Prädestinierten  sich  nicht  zusammenfinden.  DieSHmlomglfeii  rm  Meniehen- 

schicksalen  kann  sich  nicht  tragischer  zeigen  als  in  der  Ehelosigkeit  oder  in  den 
unglücklichen  Ehon  zwpier  einander  fremder  Menschen,  die  sich  nur  hätten 
kennen  zu  lernen  brauchen,  um  aneinander  jedes  mögliche  Glück  zu  gewinnen. 
Kein  Zweifel,  daß  die  vollendete  Ausbildung  der  Heiratsannonce  da'-  blinde 
Geratewohl  dieser  Verhältnisse  rationalisieren  könnte,  wie  die  iVimonce  über- 
haupt dadurch  einer  der  grUflien  KoHartriger  ist,  daß  sie  dem  eimelneii  eine 
unendlieh  bfftiife  Qianoe  adiquater  Bedftrftäbefriedigong  Terschalf  t,  als  wenn 
er  auf  die  Zuffilligkeit  des  direkten  Auffindens  der  Objekte  angewiesen  wAre* 
Gerade  die  gesteigerte  Individualisierung  der  Bedürfnisse  macht  die  Annonce, 
als  Erweitenmg  des  Kreises  von  Angeboten,  durchaus  erforderlich."  Freilich 
kommt  Simmel  selbst  doch  zu  einer  Ablehnung  der  Annonce,  weil  weder  die 
äußere  Erscheinung  noch  der  Charakter,  weder  das  Maß  von  Liebenswürdigkeit 
noch  von  InteOekt,  sondern  nur  der  Geldbesits  einer  Person  mit  völliger 
Sieberiieii  heschriehen  werden  kann.  Dem  wird  man  eher  mit  Mc.  Naugfaten 
mit  Recht  entgegenstellen  können,  daß  die  Annonce  schon  durch  Angabe  der 
zahlreichen,  äußerlich  faßbaren  Vorbedingungen  der  Ehe  den  Interessenten 
erheblich  nutzt,  die  Auswahl  beträchtlich  erleichtert  und  auf  diese  Weise  die 
psychische  Annäherung  zwischen  den  verfeinerten,  den  Gipfel  der  modernen 
Kultur  darstellenden  -Naturen  ermöglicht.  In  diesem  Sinne  dürfen  wir  die 
•Heiratsannonee  ab  dnen  nieht  su  unterschätaenden  Kulturfaktor  der  Gegen- 
wart betrachten.  Die  ihr  gewidmete  Studie  mit  ihrsm  reichen  Tatsachen- 
material wird  tweifenos  das  Interesse  weitester  Kreise  erregen* 

CHRONIK. 


BRLINER  Freibäder.  „Ich 
halte  es  für  das  natürliche 
Recht  eines  Menschen,  daß 
er  in  den  Flossen  und  Seen 
des  Landes  haden  darf/'  Mit  diesen  ge- 
sunden, vernünftigen  Worten  fisderto 
der  Berliner  Polizeipräsident  v.  Stuben- 
rauch, damaliger  Landrat  des  Kreises 
Teltow,  seinen  Standpunkt,  als  er  im 
Sommer  1907  die  Genehmigung  zur  Er- 
öffnung des  FreibadesWannseebdBer- 
lin  erteilte.  Seitdem  hat  die  BerBner 
Freibadbeweguttg  einen  erfreulichen 
Aufschwung  genommen  und  hat  auch 
durch  das  lebhafte  Interesse  des  Kai- 
sers sehr  an  Kredit  und  Popularität 
gewonnen.  Dem  Freibad  Wannsee, 
dessen  Strand  bisiier  dne  L&nge  Ton 
dOO  m  hatte,  sind  vom  Forstfislros 
weitere  200  m  bewilligt  worden,  fer- 
ner, aufler  dem  sehr  breiten  Strand» 


ein  40  m  tiefes  Waldgelände,  auf  dem 
ein  Verwaltungsgebäude  eingerichtet 
werden  soll  mit  Räumen  für  die  Be- 
hOfden»  Smmer  lOr  ente  Hilfe  bei 
UnglOcksiaUen,  Bureauriumen  fttr 
den  Freibadverein  und  Telephon- 
zellen für  das  Publikum.  Außerdem 
werden  große  Zelte  zum  Aus-  und 
Ankleiden  errichtet,  ebenso  Turnge- 
räte aller  Art,  Reck,  Barren,  Schwebe- 
bäum  usw.  Audi  Rattungsbote  wer- 
den sur  Verfflgung  gestellt.  FOr  die 
allgemeine  Ordnung  wird  nur  durch 
ein  Aufsichtskomitee  gesorgt.  Der 
Verkehr  wird  durch  ununterbroche- 
nen, bedeutend  verstärkten  Automo- 
bilomnibusbetrieb vereinfacht.  Ahn- 
Uehe  Veranstaltungen  wie  am  Wann- 
see sind  am  Müggidaaa,  am  Tageier 
See  und  bei  Schmfiolrwitc  in  Ausrieht 
genommen. 
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DI«  AfMimaiuunMMiUMwegiuig 
ta  Silifmclk  Vor  etwa  10  Jabren  gab 
68  in  Österreich  eine  schttcbteme 

Müßipkpitshpwegung,  deren  haupt- 
sächliclistcr  Frä^or  derWiener  „Verein 
gegen  Irunksiirht/*  war.  Dieser 
Verein  war  gut  bürgerlich  uud  knüpfte 
Inine  Vefbindo&geB  mit  der  Arbeiter^ 
ecbafi  an.  Im  Jabre  1899  begannen 
aber  ornge  zielbewußte  InteUekiuelle 
mit  einer  selbständigen  Propaganda 
der  Totalabstinenz  unter  der  Ar- 
beiterschaft. Die  Arh(,iter,  soweit 
sie  fähig  waren,  neue  Gedanken  in 
Mk  anfinnehmen,  wuran  in  soiial* 
demokrafuchen  Vereinen  <yrgani8iert 
und  so  wendeten  aidi  die  Propagan* 
disten  der  .Abstinenz  an  diese  Vereine. 
Dr.  Richard  Fröhlich,  ein 
ungemein  packender,  glänzender  l  ied- 
ner  und  Organisator  leitete  die  Agita- 
tion. An  seiner  Seite  stand  Dr.  Ru- 
dolf Wlassak,  ein  emster  Ge« 
lehrter,  der  durch  Oberzeugende  Sach> 
lichkeit  wirkte.  Bald  hatten  sich 
um  diese  beiden  Männer  eine  Anzahl 
bedeutender  Gelehrter,  wie  der  Afrika- 
forscher Dr.  Rudolf  Pöch, 
der  berühmte  Syphilisforsoher  Prof. 
Kassowits  und  andere  geschart, 
denen  sich  nun  ein  Stab  Qberseugter 
Arbeiter  anschloß. 

In  einer  Unzahl  kleinerer  und 
größerer  Arbei  t  e  rversa  1 1  u  1 1 1 1 1  n  gen  wn  r- 
den  Vorträge  und  Diskussionen  über 
die  Alkoholfrage  aijgt  halten.  Die 
konsequente  Devise  *»Weg  mit  dem 
.Xlkohor*  erwies  sich  als  fruchtbar. 
Die  Zahl  der  Anhänger  der  Totel- 
abstinenz  unter  der  .Arbeitprsebaft 
wuchs.  In  dem  m  ugegründeten 
„Verein  der  Abstinenten",  der  im 
Wiener  Arbeiterquartier  Ottakring 
seinen  Sttx  hatte,  herrsdite  ein  reges 
Leben.  Dort  sammelte  sich  neben 
den  Intellektuellen  eine  Elite  der 
Wiener  Arbeitersrbnft  an. 

Das  Zusammenwirken  Bürger- 
hcher  und  ..Arbeiter  in  der  gemein- 
samen Abstinenzorganisation  erwies 
sich  aber  nur  in  den  ersten  Jahren 


als  fruchtbar.  Mifthelli^ceiten  mach- 
ten sich  bemerkbar,  als  die  Ari>eiter 
die  Abstinenzpropaganda  vom  politi- 
schen Standpunkte  aus  führen,  ihre 
Brüder  davon  iiberzeugen  wollten, 
daß  die  Abstiiieriz  den  Klassen- 
kampf fordere  und  deshalb  er- 
strävenswert  sei.  Um  in  dieser  Art 
der  Propaganda  von  ihren  Abstinenz- 
genossen nicht  gehindert  zu  werden, 
traten  eine  Anzahl  Arbeiter  aus  dem 
Ottakringer  Vereine  der  Abstinenten 
aus  und  gründeten  für  die  Wif  ner 
Bezirke  Meidling  und  Margarethen 
dnen  selbsUbuUgen  Aibeiter  -  Ab- 
stinantenyerein.  Bei  der  Grflndungs- 
yersammlung  dieses  Vereines  hielt 
der  Führer  der  österreichischen  So- 
zialdemokratie, Dr.  Viktor  Ad- 
ler, das  Hauptreferat.  Der  Ar- 
beiterabstinentenverein  bheb  vor- 
Iftuflg  in  innigem  Kontakte  mit  d«r 
Alteren,  gemMusamen  Abstinenzorga- 
nisation. 

Bald  nach  der  .Absonderung  der 
kleinen  Gruppe  Arbeiter  trat  in  der 
österreichischen  .M)stinenzbewegung 
eine  Stagnation  ein.  Im  ersten  An- 
stürme waren  viele  mitgerisaen  wor- 
den, denen  das  Neue  der  Bewegung 
imponiert  hatte.  Nun  der  erste 
Rausch  verflogen  war,  blieben  nur 
die  Ernsteren,  ^ehon  volIst8ndi;r  von 
der  Notwendigkeit  der  Abstinenz 
Duj-chdrungeneu  in  den  Vereinen  zu- 
rück. Dazu  kam  noch  ein  äußerer 
Umstand.  Dr.  Fröhlich,  der  be- 
währte Agitator,  ging  für  einige  Zeit 
ins  Ausland,  um  dort  für  die  Ab- 
stinenz zu  wirken,  Dr.  Wlassak  mußte 
sich  krankheitshalber  zurückziehen; 
so  blieb  die  Bewegung  ohne  Führer 
und  drohte  zu  yersanden. 

In  dieser  Krisenseit  der  öster- 
reichischen Abstinenzbewegung  wurde 
der  Riß  zwischen  bürgerlichen  und 
Arbeit  er- Abstinenten  immer  großer. 
Schheßhch  kam  ps  zum  delinitiven 
Bruch.  Die  Arbeiter  gründeten  den 
österreichischen  Arbeiterabstinenten- 
bund,  an  dessen  Spitze  Dr.  Fröhlich  _ 
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trat»  wfihrend  die  BOrgerlicheii  sich 
8p&tor  in  einem  Guttemplerorden 

xusnm  mcnschlossen . 

Die  -'Vrbeiter-Abstiiic'iizbcwegung 
erhollo  sich  langsam  wieder;  die 
Abstiiieuz vereine  erraiigeii  Bürger- 
recht in  der  Reihe  der  tkbrigen  Ar- 
beiterorganiMtionen.  Der  sosial- 
demokratische  Gesamt- 
parteitag  im  Jahre  1903  hatte 
bereits  die  Antialkoholpropaganda 
aufs  wärmste  empfohlen.  Eine  Reihe 
hervorragender  Führer  der  politischen 
Arbeiterpartei  und  der  Gewerkechaf te* 
bewegimg  achloB  eich  der  Abetlnem- 
bewegtmg an, so  Vilctor  Adler, 
Ignaz  Daszynski,  Karl 
Renner,  Michael  Scha- 
ch e  r  1  u.  a.  Der  letzte  öster- 
reichische Gewerkschafts- 
kongreß (Wien,  im  Oktober  1907) 
beschlofl  auf  Antrag  Adlers  folgende 
Resolution : 

„Der  Gewerkschaftskongreß  er- 
blickt im  Alkoholismus  einen  schweren 
Schädiger  der  physischen  und  geistigen 
Kampffähigkeit  der  Arbeiterklasse, 
einen  m&ohtigen  Hemm* 
schuh  aller  organisatori* 
sehen  Bestrebungen  der 
Gewerkschaften,  —  die  dar- 
aus erwachsenden  Schäden  zu  be- 
seitigen, darf  kein  Mittel  unversucht 
bleiben. 

Das  erste  Mittel  in  diesem  Kampfe 
wird  stets  die  Ökonomische  Hebung 
des  Proletariats  sein ;  eine  notwendige 
Ergänzung  hierzu  bildet  aber  die 
Aufklärung  über  die  Alkoholwirkung 
und  die  Erschütterung  der  Trink- 
vorurteile. 

Der  Gewerkschaftskongreß  emp- 
fiehlt daher  allen  Organisationen  und 
Genossen  die  Förderung  der  alkohol- 
gegnerischen Bestrebungen  und  er- 
klärt als  einen  ersten  wichtigen 
Schritt  in  diesem  Kampfe  die  A  b  - 
Schaffung  des  Triiikzwan- 
ges  bei  allen  Zusammen- 
künften von  Organisa* 
t  i  0  n  e  n. 
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Den  ffii^  die  Abstinens  gewonneneii 

Genossen  ist  als  wirksamstes  Mittel 

der  Agitation  pf^»en  den  Alkohol  der 
Zusammcnsc  liluLi  im  sozialdemokrati- 
stheii  Bund  abstinenter  Arbeiter  zu 
empfehlen,  der  wieder  dafür  zu  sorgeu 

haben  wird,  daß  seine  MStg^eder 
ihrer  Pflicht  gegen  die  politische  und 
geweikaohaftliohe  Organisation  nach- 
kommen." 

Mehrere  Fachkongresse  haben  be- 
reits ähnliche  Resolutionen  be- 
schlossen.    Nun  ist  dem  Arbeiter- 

propagan<Üstisclier  Wirksamkeit  eisi 

so  recht  erschlossen.  Die  WeiiMknft 

der  Arbeiterabstinenzbewegung  be- 
währt sich  denn  auch.  Wohl  kann 
man  den  Umfang  der  Abstinenz- 
bewegung nicht  an  der  Zahl  der 
Mit^eder  dea  Aäbeiterabstinanten« 
bundes  absohätien;  erstens  sind  ^iele 
abstinente  Arbeiter  in  den  poetischen 
und  gewerkschaftlichen  Organisatio- 
nen tätig  und  deshalb  aus  Zeitman- 
gel nicht  auch  Mitg^eder  der  ,Vb- 
stinenzorganisation,  zweitens  beein- 
flußt der  Abstinentenbund  auch  sehr 
nachhaltig  die  Taktik  mancher  ge* 
werkschaftlicher  und  politischer  Ver- 
bände, denen  nur  zu  einem  geringen 
Teile  Abstinenten  angehören.  Die 
Erfolge  der  Abstinenzbewegung  wer- 
den aber  sofort  in  die  Augen  fal- 
lend, wenn  man  Zusammenkünfte, 
seien  es  nun  Feste  oder  Versamm- 
lungen, der  Arbdter  besucht.  Daran, 
daß  diese  Zusammenkünfte  immer 
mehr  alkoholfrei  werden,  merkt  man 
den,  wenn  auch  nicht  aüzubastigen 
Fortschritt. 

In  Deutschland  und  der  Schweis 
sind  ebenf allsAbstinensorganiiatioiieQ 
der  Arbeiter  entstanden.  Diese 
lehnten  sich,  besonders  im  Anfange, 
sehr  onjTp  nn  die  österreichische 
Arbeiterabstinenzbewegung  an.  So 
war  z.  B.  die  Wiener  Zeitschrift 
„Der  Abstinent*'  —  jetzt  geleitet 
von  Dr.  Hermann  Puts  — 
das  Organ  f flr  die  Arbeiterabstineiiten 
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aller  drei  Lftnder.  Nun  ist  die  Ab- 
stinenzbewegung der  Arbeiter  überall 
stärker  und  damit  selbst  an  dij^er  ge- 
"worden.  Den  österreichischen  Ar- 
beiterabstinenten bleibt  aber  der 
Rubm,  zum  ersten  Male  unter  den 
gennaniiM\hwi  Nationen  eine  Anti- 
alkoholbewegong  im  Einklänge  mit 
der  politischen  und  gewerkschaft- 
lichen Boweß^unof  der  Arbeiter  ins 
Leben  gerufen  und  behauptet  zu 
haben. 

Dr.  Julius  Deutsch,  Wien. 

Polizeiliche  Beaufsichtigung  "  der 
Kinematographen.    Die  im  Ministe- 
rium des  Innern  eingegangenen  Be- 
richte betätigen  in  Verbindung  mit 
dan  in  der  ZwiBebeonit  gemaehten 
Erfahrungen  einerseits  die  Feuerge- 
ffihrlichkeii  der  kinematographiachen 
Vorföhningen  und  andererseits  die 
vielfach  höchst  bedenkliche  ethische 
Wirkuag  dieser  Darstellungen,  insbe- 
sondere auf  jugendliche  Zuschauer. 
Bei  der  VevBcIdadenheit  der  Ortlielien 
Verhifltniase  ersoheini  jedooh,  wie  die 
amtliche    Berliner  Korrespondenz 
schreibt,   die  Aufstellung  allgomein 
gültiger  Vorschriften  für  die  polizei- 
Bche  Beaufsichtigung  der  Kinemato- 
graphen nicht  zweckmäßig.  Es  wird 
TiflliBielir  den  Proviniiaibc&Orden  und 
avantnell  den  Örtlichen  PoUieiver- 
Walfängen  überlassen  bleiben  mfiasen, 
die  erforderlichen  Maßnahmen  zur 
Wahrung  der  Betriebssicherheit  und 
zur  Verhinderung  aller  vom  Stand- 
punkte  der  dffenlücheii  ÜidnuiLg, 
jnabeaonden  der  Offentfiohan  Sitt- 
Kdüceit  anatAfiigen  und  ungeeigneten 
Darittetungen  den  beeonderen  ört- 
lichen   Vorhöltnifsen    und  Bedürf- 
nissen entsprechend  selbständig  zu 
treflen.    Als  Anhalt  hierzu  kann  die 
Polizeiverordnung  des  Polizeipräsi- 
denten von  Berlin  vim  SD.  September 
1907difiDeB.  Von  der  HAnfl^t  und 
von  der  Auegestaltung  der  Idnemato* 


graphischen  Vorstellungen  in  den 
einzelnen  Bezirken  wird  es  abhängen, 
ob  entsprechende  Vorschriften  im 
Wege  der  Polizeiverordnung  generell 
zu  erlassen  oder  im  Wege  der  poUzei- 
Uchen  Verfügung  von  Fall  su  Fall 
den  einMinen  Unternehmungen  auf- 
zuerlegen sein  werden.  Von  den 
Reichen  Gesichtspunkten  aus  wird 
zu  enA'ägen  sein,  ob  im  Polizeiver- 
ordnungsweß'e  eine  Präventivzensur 
für  kmeinatographische  Vorführungen 
einzuführen  ist,  oder  ob  es  auareichend 
eiBcheint,  den  Inhalt  der  Kinemato- 
graphenbilder  wAhrend  der  Aufftth* 
rung  durch  geeignete  Beamte  kon- 
trollieren zn  lassen  und  gegen  an- 
stößige Bilder  eventuell  repressiv 
im  Wege  der  poUzeilichen  Verfügung 
vorzugehen.  In  diesem  Sinne  ist  ein 
Rundsobieiben  des  Minielers  des  In- 
nem  einengen. 

Strairechterefonn  in  England.  Im 
britischen  Unterhause  wurde  Ende 
Mai  eine  Regierungsvorlage  einge- 
bracht, welche  das  Strafrecht  Bng- 
lands  in  modemer  Weise  zu  refor- 
mieren bestimmt  ist.  Bisher  galt  auch 
in  diesem  T.anrlo  wie  allerwärts  das 
alte  formelle  Strafrecht,  das  je  nach 
dem  Grade  der  „Schuld"  und  einzig 
nach  dieser  Maßgabe  ein  System  von 
Strafen  feataettt,  im  wesentlichen 
auf  der  Theorie  der  Vergeltung,  der 
Talion  beruht,  für  bestimmte  Ver- 
gehungen gegen  die  Gesellschaft  die 
Zufügung  bestimmter  Schmerzen 
gegenüber  dem  Verbrecher  vorsieht. 
All  die  modernen  Forschungen,  welche 
in  der  Festlegung  psychologischer 
Determinierung  der  menschUchen 
Handlungen  den  Begriff  „Schuld" 
aufheben,  all  die  modernen  Gesichts- 
punkte, die  vom  Strafrecht  nicht 
Stillung  irgendwelcher  Rachein- 
stinkte, sondern  den  wirksamen 
Schute  der  GeseUachafli  TOr  StArungen 
des  Friedens  verlangen,  blieben  im 
engiiachen  Strafiracht  ebenso  wie 
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änderwflrto  J^ibar  unlierfldaiohiigl. 
Indem  d«r  neue  GeaetfeBentwurf  mit 
an  dttm  bricht  und  nicht  mehr  mathe- 
matieehe  Gerechtigkeit,  sondern  Ver- 
meidung von  FriedonsstAnin|Oi:en  in 
den  Mittelpunkt  des  Strafrechts  stellt, 
bedeutet  er  wohl  einen  beispielgeben- 
den, bedeutsamen  Fortschritt.  Er 
geht  ▼on  dem  Gesiohtspmikte  aus,  daft 
zwei  Ursachen  YOr  allMn  die  Gewohn- 
heitsvorbrechen  hervorrufen,  einer» 
seits  die  unzweckmäßige  Behandlung 
jugendlicher  Verbrecher,  die  durch 
verfehlte  und  frühzeitige  Gefängnis- 
haft zusammen  mit  erfahrenen  und 
ergrauten  Verbrechern  erst  iecht 
moralisch  verdorben  und  zum  Leben 
der  Arbeii  unfähig  gemacht  werden, 
andererseits  die  EntiasBung  von  Ge- 
wohnheitsverbrechern nach  Ab- 
btißung  ihrer  Strafhaft  und  deren  er- 
fahrungsgemäß überaus  häufige 
Wiederkehr  zu  einem  Leben  des  Ver- 
brechens, da  sie  zu  einem  andern 
unfähig  geworden  sind.  Der  öeeetiee- 
enworf  eieht  daher  erstens  die  Re- 
form des  Jugendstrafirechts  und 
andererseits  neue  Normen  für  Be- 
handlung des  Gewohnheitsver- 
brechens vor. 

1.  Jugendliche  Verbrecher  zwi« 
sehen  16  und  21  Jahren  sollen  von 
nun  an  (und  der  Gesetsesentwurt  hai 
rückwirkende  Kraft)  nach  Ma!figabe 
des  Richters  statt  an  Gefängnisse  an 
Besserungsanstalten  abgegeben  wer- 
den können,  die  tatsächliche  defini- 
tive Wahl  zwischen  beiden  Methoden 
soll  nur  m  einer  Minderheit  von  1'  allen 
"vom  Richter  selbst,  in  der  Mehrheit 
der  Fälle  Ton  der  Verwaltung  des 
Gefängnisses  resp.  der  Besserangs- 
anstalt getroffen  werden,  je  nachdem 
sie  den  Einzelfall  und  den  Charakter 
des  Häftlings  beurteilt.  Eben  diesen 
Verwaltungen  soll  es  auch  freistehen, 
jugendliciie  Häftlinge  bedingungs- 
wmse  au  entlassen  und  unter  die  Ob- 
hut von  BehUrden  oder  gemein- 
nfitsigen  Gesellschaften  zu  stellen. 
IMese  haben  in  iweokmäfiiger  Weise 


die  LebensfOhrung  des  bedingungs- 
weise Entlassenen  zu  flberwaehen. 

Entweicht  dieser  aus  ihrsr  Obhut, 
oder  begebt  er  eine  neue  strafbare 

Handlung,  <^o  ist  er  sofort  v,-7Pdpr  ins 
Gefängnis  r^p.  die  Besserungsan- 
stalt einzuliefern  und  hat  den  Rest 
seiner  Strafe  zu  verbüßen.  Man 
sifltsi  sich  hierbei  auf  die  Erfahrungen 
solcher  Länder,  welche  analoge  Bn- 
führungen  bereits  getroffen  haben, 
daß  die  Hoffnung  auf  Eriassmig  des 
Restes  der  Strafhaft  beim  jugend- 
lichen Verbrecher  wirksamer  als  jedes 
andere  Motiv  den  Übergang  zu  einem 
ordentlichen  Leben  veranlassen  könne. 

2.  Gegenüber  GewohnheitsTO^ 
brechem  soll  dem  Richter  von  nun 
an  Kraft  gegeben  werden,  Uber  die 
Strafhaft  hinaus  die  Präventivhaft 
des  Verbrechers  für  unbestimmte 
Zeit  auszusprechen,  um  ihn  derart 
au  der  Wiederholung  verbrecherischer 
Handlungen  nach  Abbuiiimg  der 
Strafe  sn  verhindern.  Für  diese 
Häfliinge  soUen  jedoch  minder  sifenge 
Gefängnisregeln  eingeführt  werden, 
derart,  daß  der  Begriff  der  Strafe, 
der  ZufOgung  von  Schmerzen,  durch- 
aus in  den  Hintergrund  tritt,  jede 
Beziehung  zur  „subjektiven  Schuld" 
ausgeschaltet  wird,  und  bloß  d^ 
objektive  Shirts  der  Gesellschaft 
ohae  swecUose  Schmorzsufbgnng 
gegenüber  dem  Vert>recher  als  MoHv 
der  Haft  übrigbleibt.  Dieselbe  sol! 
so  lange  dauern,  bis  nach  Ansicht 
der  (jefängTiisverwaltung  der  Ver- 
brecher, sei  es  infolge  Alters  und 
kOrpeiiicher  Schwäche,  sei  es  infolge 
angenommener  morahscher  Boss» 
rung,  die  Abkehr  von  verbrecheiiachsr 
Lebensweise  im  Fall  der  Rückgabe  an 
die  Freiheit  in  Au<^sicht  zu  stell<ai 
scheint.  Die  Beurteilung,  ob  dies 
eingetreten,  soll  den  Gefängnisdirek- 
toren unter  Beiziehung  eigens  vom 
Ministefium  enannter  Kommiasionea 
obliegeii. 

Der  Minister  führte  in  der  Be- 
gründung seiner  Voilage  in  iUarheil, 

uiyiii^uü  Ly  google 


CHRONIK  DER  MuHAL-  UND  RECI 

und  logiscber  Sehirfe  aus,  daß  das 
bisherige  System  der  Ealhaftung  von 

Gewohnheitsverbrechern  eine  für 
Gesellschaft  überaus  gefährliche  Farce 
sei,  indem  gerade  diese  erfaliruni^s- 
gemäß  stets  aufs  neue  frieden- 
atörende  HandhmgeiL  begingea  und 
der  Schutt  der  Geaelboiiafi  vor  Aus- 
8<^hroitttngea  durch  das  bisherige 
System  des  Strafrechts  durchaus 
nicht  in  bestmöglicher  Weise  erreicht 
werde.  Durch  die  von  ibm  vorge- 
schlagene Reform  würden  einerseits 
den  jugendlichen  Verbrecheiii  gegen* 
Uber  humaniUze  GeaSohtspunkte  cur 
Geltung  gebracht,  desj^eichoa  durdi 
die  schonende  Behandlung  der  Ge- 
wohnheits  Verbrecher  jede  im  vernünf- 
tige, für  die  Gesellschaft  zwecklose 
Härte  beseitigt,  andererseits  aber 
durch  die  Unschädlichmachung  der 
Gewohnheitsverbrecher  die  Zahl  aller 
wirkliehen  Übeltaten,  wenn  nicht  aOe 
Statistiken  und  Erlailmingen  trflgan, 
um  ein  sehr  wesentliches  reduiiert 
werden. 

Zur  Reform  des  Moralunterrichls 
hä  Fnudinici.  ^ne  eigengeartete 
Verelmgung  sur  Pflege  moralisoher 

Kultur  hat  sich  kOnlich  in  Paris 
gebildet,  ähnlich  den  ethischen  Ge- 
sellschaften Englands  und  Amerikas, 
aber  doch  viel  verinnerlichter  und 
von  größerem  philosophischem  Ernste 
durchdrungen.  Die  Volksstimmung 
nach  der  Trennung  yon  Kirche  und 
Staat  bot  jedem  derartigen  Unter- 
nehmen überaus  günstige  Chancen. 
Die  Flutwelle  des  Antiklerikalismus 
hatte  auch  solche  Personen,  die 
tiefiiiiieriiche  religiöse  Veranlaj^ng 
und  Bedürfnisse  besaßen,  von  der 
katholischen  Kirche  getrennt.  "Viele 
dflrsteten  so  nach  einer  neuen  Quelle 
reüigifiser  Erhebung  und  moralischer 
Wertung.  Zu  dieser  Zeit  faßte  ein 
früherer  protestantischer  Missionar, 
Jean  Jacques  Caspar,  den  Plan» 
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eine  Vereinigung  von  Freidenkern 
und  Fireireligiösen  zu  begründen*); 
und  eine  Reihe  von  Vorträgen,  in 
denen  er  seine  Pläne  entwickelte, 
hatten  einen  bedeutsamen,  ja  durch- 
schlagenden Erfolg.  Mehrere  tausend 
Menschen  dringten  sich,  üm  su 
hdren;  die  neue  Vereinigung  wurde 
gegründet  und  zählte  bäd  mehiere 
hundert  MitgUeder.  Eine  Reihe 
hervorragender  Gelehrter,  Politiker 
und  Intellektueller  trat  in  ihr 
Komitee  ein. 

Seithei"  wurde  vom  Verein  eine 
doppelte  Tätigkeit  entfaltet.  Einer- 
seits yeranstaltete  er  sonntigHehe 
Zusammenkünfte  seiner  Mitglieder 
und  Freunde,  in  denen  Vorträge  und 
Diskussionen  über  das  Verhältnis 
der  christhchen  Moral  zur  modernen 
Weltanschauung  und  die  mögliche 
Synthese  beider  abgehalten  wiurden. 
Weniger  ^elleicht  der  theoretlBche 
Wert  dieser  Disknsaionen  als  der 
seeUsche  Wert  der  Ton  ihnen  erzeug- 
ten Weihestimmung  gaben  diesen 
Veranstaltungen  ein  überaus  merk- 
¥^diges,  den  freireUgiösen  Ver- 
sammlungen Australiens  verwandtes 
Gepräge. 

Das  Komitee  selbst  trat  an  die 
Lösung  eines  anderen,  schwerwiegen- 
den Problems  heraUt  nämlich  an  die 
Ausarbeitung  ein&t  moralischen  Kodex 
als  Grundlage  für  die  Unterweisung 
der  Kinder  in  den  Schulen.  In 
richtiger  Weise  erkannte  man,  daß 
jede  Bestrebung  für  Hebung  morali- 
scher  Kultur  mit  der  Unterwosung 
der  neuen  Generation  ansetzen  müsse. 
Nun  wird  ja  schon  heute  in  den 
öffentlichen  Schulen  der  Republik 
an  Stelle  des  früheren  Rehgions- 
unterrichtes  von  den  Lehrern  ein 
gewisser  Moraluntemcht  erteilt,  aber 
dersdhe  erschöpft  sich  do4di  in 
wenigen  allgemeinen  Sfttsen,  und 
weder  Lefarenohaft  noch  Kinder  wen- 


*)  Siehe  auch  die  Notiz  von  Ol» 
Danfireeiie  im  Heft  4  der  Zeitschrift 
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den  ihm      bedeatoadMes  latemM 

zu.  Der  neue  Kodex  der  Moral,  wift 
ihn  das  Komilee  der  Vereinigung 
ausarbeiten  will,  soll  genaue  Vor- 
schriften, bis  ins  Einzelne  durch- 
gearbeitet, enthalten  und  in  dieser 
Biohtimg  dmham  dem  Umfang 
der  diristliclieiL  Moral  entsprachen. 
Über  die  Bans  dieser  Mondunter- 
weisung gingen  die  Ansichten  im 
Komitee  wesentlich  auseinander.  Eine 
Richtimg  trat  für  gesrhichtliche  Be- 
gründung der  moralischen  Lehrsätze 
ein,  wftliraid  die  Melwiieit  den  Ge- 
danken ans  dem  praktasohen  Gnmde 
heraus  verwarf,  daß  junge  Kinder 
solche  geschichtliche  Darstellung  der 
Entwicklung  menschlicher  Moral  un- 
möglich verstehen  könnten.  Die 
Mehrheit  sprach  sich  vielmehr  dafür 
aus,  den  Kindern  die  su  lernenden 
Ijeiinfttae  aia  »,immitteU>ar  evident*', 
der  allgemeinen  Erfahrung  und  An- 
schauung aller  rechtlich  denkenden 
Menschen  entsprechend,  darzustellen 
und  über  alle  theoretischen  £in- 
wfinde  gegen  diese  Begrtindung,  über 
die  nnkn^ara  Tatsache  der  Rela- 
tliritat  aller  Moral  imd  die  Gdiung 
jedes  Moralsystemee  bloß  in  dem 
Milieu,  aus  dem  es  geschichtlich  er- 
wuchs, hinwegzugehen,  das  prakti- 
sche Interesse  einer  erfolgreichen 
Moral  Unterweisung  aller  theoretischen 
Unculängliohkeit  gegenüber  in  den 
Vordergrund  au  ttdlen. 

Ob  es  tataielilich  dauernden  Er- 
folg verspricht,  die  Moralunter- 
weisimg der  Kindpf  jensoits  der  für 
die  Erwachsenen  geltenden  Moral- 
wissenschaft zu  g^talteo,  eracheint 
mir  zunächst  sehr  zweifelhaft,  der 
gegenteilige  Versuch  durchaus  nicht 
hoftaungslos.  Unsere  moderne,  auf 
Darwins  Gedanken  aufgebaute  Natur- 
anschauung lehrt  uns,  daß  aller  Lebe- 
wesen höchster  Daseinszweck  in  der 
eigenen  Vervollkommnung  und  Vor- 


babnung  höherer  Entwicklung  be- 
steht, daß  somit  auch  der  Menaoh 
nach  eigener  Vervollkommnung  und 

Förderung  dns  Gattungfortschritts, 
nach  V  erb  n  h  n  ung  der  Zukunft  streben 
müsse,  daß  alle  dem  Fortschritt 
dienenden  Handlungen  als  „gut",  aOa 
dem  Fortaehritt  hinderUehen  ida 
„schlecht**  anzusehen  sind.  Wenn 
wir  noch  den  Gedanken  einbeziehen, 
daß  eine  wesentlichste  Bedingung  des 
sozialen  Fortschritts  das  einträchtige 
Wirken  aller  Volksgenossen,  die  s  o  • 
siale  Solidarität  tat,  ao  be- 
aitaen  w  eine  wisaenaelialllifih  un- 
angreifbare Grundlage  einer  neuen, 
evolutionistischen  Moral;  und  jede 
Moralunterweisun^,  auch  der  Kinder, 
sollte  sich  meiner  Auffassung  nach 
auf  dieser  Grundlage  aufbauen,  sei 
es  auch,  dafi  ihnen  nicht  die  volle 
TOaenaehaHBohe  Begrflndung  Ober*- 
mittelt  werde.  Die  bloße  Akzeptie- 
rung der  historisch  gewordenen  Moral* 
begriffe  als  Grundlage  modernen  Mo- 
ralunterrichts muß  zu  schweren  Ge- 
gensätzlichkeiten führen,  weil  eben 
in  Terschiedenen  Gruppen  der  Ge- 
meinschaft auob  verBohiedene  Moral* 
Anschauungen  historisch  erwachsen 
sind,  und  gerade  jetzt  in  Frankreich 
für  die  Mehrheit  der  Nation  der  Pa- 
triotismus als  höchste  Tugend  gilt, 
während  eine  starke  Minderheit  ihn 
als  überwunden  ansieht  und  für  die 
Idee  der  Menschheits-Solidarität  ein* 
tritt.  Wenn  das  mit  dem  Vorstudium 
des  Problems  betraute  Komitee  sich 
dieser  Tatsache  bewußt  wird  und  eine 
evolutionistische  Moral  als 
einzig  wissenschaftlich 
begründetes  System  der 
Ethik  seiner  Aumibeitung  au* 
gründe  legt,  so  kann  dies  Experiment 
auch  für  weitere  Kreise  und  daa  Ana- 
land  beispielgebend  werden. 

Rodolphe  Broda. 
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BERLIN:  WELTWECHSELRECHT. 

IE  Völker  starren  in  Waffen,  die  Triumphe  des  menschlichen  Geistes 
auf  dem  Gebiet  der  Technik,  wie  das  lenkbare  Luftschiff,  werden 
kriegerischen  Zweoken  dienstbar  gemacht.  Die  Begeisterung  der 
Friedenskongresse  und  VerbrQderuttgsfeste  weicht  schon  nach  Joirser 
Frist  wieder  der  alltfiglichen  Ernüchterung  und  auf  die  Blüten  flüchtiger 
Stunden  fällt  der  Rauhreif  politischen  Widerstreites. 

Und  doch  unaufhaltsam  vorwärts  schreitet  eine  völkerverbindende 
Macht,  welche  unsichtbar  den  Arm  hemmt,  der  bereit  ist,  den  Funken  in  die 
aufgehäufte  Zündmasse  zu  schleudern. 

Diese  Kulturmission  erfüllen  Handel  und  Verkehr,  ^e  sie  einst  ,4n 
der  Morgendämmenmg  der  Geeohiohte  einen  großen  Teil  ihrer  rivilisatorisohen 
Tätigkeit  verrichteten",  so  schaffen  sie  auch  jetzt;  nur  daß  sie  ihre  kulturellen 
Kräfte  um  ein  Unendliches  vervielfacht  haben,  nachdem  die  Mittel  ihrer  Be- 
tätigung durch  die  Vermehrung  des  Güteraustausches  einen  so  mächtigen 
Zuwachs  erfaliren  haben. 

iM^^'Als  eine  notwendige  Folge  des  siegreichen  Vorwärtsdringens  und  zu- 
fßaeh  als  eine  Voraussettung  der  weiteren  gedeihlichen  Entfaltung  des  Handels 
vollzog  sich  nun  eine  aUnSdiliche  AnnAherung  und  Ausgleichung  des  Ver- 
kehrsrechts. Mit  den  Waren  des  Kaufmannes  wanderten  auch  £e  Rechts- 
gedanken von  Volk  zu  Volk. 

Zur  Erleichterung  der  Verbindungen  traten  die  grolien  administrativen 
Staatenvereine  ins  Leben,  welche  den  Fracht-,  Post-  und  Tclegraphen- 
verkehr  einheitlichen  Grundsätzen  unterstellten.  Auf  dem  Gebiet  des 
Privatrechts  schuf  man  wenigstens  einige  gleiche  Normen,  welche  über  das 
in  KollisionsfäUen  anzuwendende  Recht  Gewißheit  gehen  sollen. 

Aber  alles  das  konnte  nicht  genügen.  Es  war  nur  ein  Notbehelf.  Noch 
besteht  eine  Fülle  von  Verschiedenheiten  der  geltenden  Handelsrechte; 
noch  ist  die  Möghchkeit  geboten,  daß  durch  die  Launen  partikularer  Gesetz- 
gebung auch  auf  diesem  Gebiete  weitere  Hemmnisse  aufgerichtet  werden. 
l)ahcr  immer  wieder,  erst  schüchtern,  dann  lauter  wagte  sich  die  Frage  her- 
vor, warum  denn  in  dem  Berdche  der  Vericehrsrechte,  die  von  den  nationalen 
Eigentümfichkdten  losgelöst  seien,  nicht  auch  ein  einheitliches  materielles 
Gesetz  geschaffen  werden  könne.  Dieser  Wunsch  äußerte  sich  natürlich 
besonders  lebhaft  im  Hinblick  auf  jenes  Rechtsinstitut,  das  seinem  innersten 
Wesen  nach  international  dazu  bostimmt  war,  die  Fornen  miteinander  zu 
verbinden,  das  vornehmste  Instrument  des  Handels,  den  Wechsel. 

Kein  Zufall  war  es  nach  den  obigen  Ausführungen,  daß  jener  Wunsch 
aus  der  Studierstube  des  Gelehrten  gerade  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts in  das  breite  Licht  des  Tages  trat.  Denn  damals  begannen  die 
kontinentalen  Volker  Europas  einen  Platz  an  der  Sonne  des  Welthandels 
zu  erstreben. 

In  Versammlungen  gelehrter  Gesellschaften,  in  Tagimgen  von  Handels- 
kammern, in  den  Kongressen  zu  Antwerpen,  Brüssel  und  Paris  wurde  der 
Gegenstand  lebhaften  Erörterungen  unterzogen. 

Aber  noch  war  die  Frucht  nicht  reif.  Die  damaligen  Entwürfe  eines 
einheitlichen  Wechselgesetses  wurden  in  den  Archiven  der  Regierungen  ein* 
gesargl. 
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Indf^sson  der  Gedanke  war  nicht  toi.  Wieder  rief  ihn  der  Kaufmanns- 
Btand  um  die  Wende  des  20.  Jahrhunderts  aus  seinem  Schlummer  warh. 
Die  Kongresse  der  Handelsvertretungen  zu  Lüttich  und  Mailand,  insbesondere 
die  Ältesten  der  Kaufmannschaft  in  Berlin,  stellten  die  Forderung  nach  einer 
endüoheiL  einheitüchen  Kodifikation  dce  WeohflelrechteB. 

In  Wort  und  Schrift,  in  und  aufierhslb  DentoeUands  worde  dne  lebhafte 
Piropagandatätigkeit  entfaltet. 

So  wurden  Parlarnrnte  und  Regierimgen  mit  fortgerissen. 

Schneller  als  man  zu  hoffen  pfowagt  hatte,  erging  noch  im  Jahre  1908 
auf  Antrag  Deutschlands  Miui  Ititlirns  seitens  der  königlichen  niederländi- 
schen Regierung  die  Einladuiig  zu  einer  für  den  September  1909  in  Aussicht 
genommenen  internationalen  WeohselrechtBkonferenz  an  alle  Staaten,  welche 
bei  der  mtemationalen  Friedenskonferenz  beteiligt  waren. 

S^tens  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft  in  Berlin  war  nach  A'er  licuid- 
lungen  derselben  mit  dem  Deutschen  Reichs- Juslizaml  dem  Verfasser 
dieser  Zeilen  der  Auftrag  geworden,  eine  Darstellung  des  gesamten  geltenden 
Wechselrechtes  der  Kulturstaaten  zu  geben  imd  zugleich  einen  Entwurf 
für  ein  einheitliches  Wechselgesetz  nebst  eingehender  Begründung  zu  ent- 
werfen» eine  Arbeit«  die  eioh  sohon  im  Druck  befindet  und  voraueachtlich 
in  wenigen  Wochen  voriiegen  wird. 

Unter  diesen  Umetfinden  erscheint  die  Frage  berechtigt,  welche  Aus- 
sichten sich  fOr  die  nuliimehiige  Umsetzung  des  Gedankens  in  die  Tat 
bieten. 

Eine  gründliche  Prüfung  der  Sachlage  ergibt,  daß  Hör  glücklichen  Lösung^ 
des  Problems  eigentUch  nichts  weiter  entgegensteht  als  nur  der  gute  Wille 
der  maßgebenden  Kreise.  An  sich  scheinbar  sehr  wenig,  und  doch,  an  den 
Erfahrungen  des  tauchen  Lebens  und  der  Vergangenheit  der  intemationalen 
Gesetzgebungsversuche  gemessen,  sehr  viel. 

Die  Richtigkeit  dieser  Behauptung  wird  offenbar,  wenn  man  sich  ver- 
gegenwärtifrt,  doß  nirgends  große  Prinzipien  die  geltenden  W'^hsplgesetze 
voneinander  trennen,  sondern  die  vorhandenen  Verschiedenheiten  bedeuten- 
derer Art  nur  in  den  Lehrmeinungen  und  der  durch  sie  beeinflußten  Recht- 
sprechung zum  Ausdruck  gelangen,  im  übrigen  aber  nur  Fragen  scweiter  und 
dritter  Ordnung  eine  verschiedene  Lösung  gefunden  haben. 

In  drei  Systeme  wird  gewöhnlich  die  Hundert  weit  überschreitende 
Zahl  der  geltenden  Wechselgesetse  eingeteilt:  Das  franzteische»  das  deutsche 
und  das  englische. 

Die  beiden  letzten  kommen  praktisch  auf  dasselbe  Ergebnis  hinaus. 
Das  deutsche  Recht  wird  von  dem  maßgebenden  Grundsatz  beherrscht, 
daß  nur  der  Inhalt  des  Wechselbrief  es  selbst,  nicht  das  der  Wechselausstellung 
und  Begebung  zugrunde  liegende  Geschäft  Reohle  und  Pflichten  des  Wechsel- 
inhabers abgrenzt,  soweit  nicht  der  den  Verkehr  beherrschende  gute  Glaube 
Ausnahmen  bedingt.  Das  englische  Wechselgesetz  beruht  allerdings  auf 
dem  englischen  Vertragsrecbt,  das  zur  Gültigkeit  jeder  Vereinbarung  die 
„consideration",  also  einen  Entgelt  erfordert.  Allein  dieses  Axiom  wird 
zum  Teil  durch  unwiderlegliche  Vermutungen  für  das  Vorhandensein  der 
„G)n8ideration",  teilweise  durch  eine  andere  rechtliche  Qualifikation  der 
letzteren,  die  hierauch  in  „antecedent  debts  oder  liabilities** bestehen  kann,  ab* 
geschwächt  und  umgestaltet. 

So  ist  schließlich  die  Rechtslage  der  Wechselinhaber  nach  beiden  Rechten 
im  wesentlichen  gleich. 
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Die  seit  Pothier  herräciicnde  französische  Auffassung,  welche  den  Wechsel- 
hfid  ab  die  Elf fkUimg  eines  Weohselveriragee  ansieht  und  den  Wechsel  selbst 
mit  dem  sugrunde  Uzenden  Geschäft  verquickt,  findet  iliren  Ausdruck  eigent- 
lich nur  noch  in  der  von  dem  Pariser  Kassationshof  aufgestellten  Lehre  des 
Überganges  der  Deckung,  d.  h.  de  -  in  den  Händen  des  Bezogenen  befindlichen, 
vom  Aussteller  oder  seinem  Remittenten  beschafften  Gegenwertes  für  die 
Honorierung  der  Tratte  auf  den  Wechselinhaber.  In  dem  (  »phpIz  selbst  besteht 
eine  solche  Vorschrift  nicht  und  praktisch  wirkt  sie  eigen Llich  nur  wie  ein 
Voixugsreoht  des  Inhaben  im  Ronkufse  des  Ausstellen. 

Auf  dem  vorerwtthnten  Kongresse  su  Brüssel  hat  man  sich  von  franzdsi- 
floher  Seite  auch  nicht  dagegen  gestr&ubt,  die  Behandlung  dieser  Frage  aus 
dem  einheitlichen  Wechselgesetz  auszuscheiden,  und  Nr.  17  der  These  des 
Pctfiser  Congrös  International  du  Commerce  et  de  Tlndiistrie  lautet: 

,,En  vue  de  faciliter  Tuniformitä  de  la  legislation  en  matidre  de  lettre 
de  change,  il  n'y  a  pas  ä  s'occuper  de  la  provision." 

Allein  der  juristische  Partikularismus  pflegt  nicht  hervorzutreten,  wo 
es  sich  um  grundlegende  Probleme  der  Wissenschaft  handelt,  sondern  seine 
kleinliche  unterminierende  Tätigkeit  macht  sich  regelmäßig  nur  geltend  bei 
Fragen  zweiten  und  dritten  Ranges,  wohl  weil  diese  in  ihrer  Bedeutung  Ober« 
ach&tzt  werden  oder  es  hier  leichter  ist,  den  Rps'^erwissenden  zu  spielen. 

Vorurteile,  lieb  gewordene  Gewohnheiten  und  Gleichgültigkeit  sind  die 
schlimmsten,  nicht  zu  unterschätzenden  Feinde  einer  universellen  Gesetzgebung. 

Und  doch  sollten  sich  die  hier  in  Betracht  kommenden  Faktoren  darüber  klar 
sein,  daß  es  weniger  auf  die  möglichst  glückliche  LOsung  einer  scheinbar  noch  so 
wichtigen  Einzelfrage  ankommt,  als  auf  dieTatsache  eineseinheitlichen  Gesetzes. 

Der  Gewinn,  der  hierin  ruht,  wie^t  tausendfach  alle  etwaigen  Mflngei 
an  Konsequenz,  Vollständigkeit  und  Klarheit  des  Gesetzen?  auf. 

Denn  nicht  nur  der  Nutzen,  den  Handel  und  Wandel  aus  dem  Wechsel« 
gesetz  durch  eine  schnellere  und  leichtere  Abwickelung  der  Wechselgeschäftes, 
die  mögliche  Schöpfung  eines  Welt-Clearinghauses,  erreichen  werden,  maß  für 
dessen  schleunige  Durchsetzung  in  Betracht  kommen.  Bin  höherer  idealer  Vor- 
teil steht  auf  dem  Spiele.  Eine  derartige  Kodifikation,  so  verhältnismftBig 
Idein  ihr  Bereich  auch  noch  ist,  ebnet  weitere  Vereinheitlichungen  der  Ge- 
setze. Hat  man  sich  erst  an  ein  einh^itHrhes  Wechselgesetz  gewöhnt,  so 
wird  ein  einheitliches  Handelsrecht  nur  eine  Frage  der  Zeit  sein,  und  dieses 
vielleicht  nur  der  Pionier  für  ein  universelles  Obligationenrecht. 

Ein  einheitliches  Gesetz  läl  gewissermaßen  wie  eine  einheitliche  Sprache. 
Es  fikgt  die  Völker  fester  aneinander,  als  Resolutionen  noch  so  begeisterten 
Inhalts  auf  Kongressen  und  Verbrüderungsfesten.  Hier  wird  die  Gesets- 
gebung  in  der  Tat  cur  ,»Friedensweberin". 

Es  kann  an  dieser  Stelle  nicht  die  Aufgabe  sein,  näher  den  Inhalt  des 
erstrohten  Wechselgcsetzes  darzulep^en.  Hier  muß  der  Verfasser  dieserhalb 
auf  Seme  anderen  Arbeiten  hinweisen.  Nur  so  viel  mag  betont  werden,  daß 
die  deutsch-englische  Auffassung  des  Wechselrechts  für  das  neue  Gesetz 
maßgebend  sein  muit.  Überall  seigt  ja  die  Tendenz  der  modernen  Gesets- 
gd>iing  sich  diesem  Prinzip  geneigt. 

Selbst  im  lateinischen  Amerika,  welches  so  lange  Jahre  von  dem  Ein* 
flnß  des  französischen  Höchtes  beherrscht  wurde,  wie  es  durch  die  früheren 
Handelsgesetzbücher  von  Portugal  und  Spanien  dorthin  gedrunpf  n  war. 
haben  die  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  geschaffenen  Kodifikatioiifn  die 
alten  Bahnen  verlassen.    Peru,  Venezuela,  Costarica  und  neuerdings  auch 
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Brasilien  hohen  das  goniianisclie  Prinzip  zur  Grundlage  genommen.  Schon 
1869  hat  in  Frankreich  die  Societe  de  Legislation  Comparee  sich  für  eine 
Reform  des  französischen  Wechselgesetzes  im  Sinne  der  deutschen  Wechsel- 
ordnung ausgesprochen. 

Von  dem  englischen  Wechaehreohi  aber  können  wir  lernen,  daß  der  strenge 
Formalismus  der  deutschen  W^echselordnung  eine  Überspannung  formaler 
Betrachtungsweise  enthält,  daß  Handel  und  Verkehr  auch  ohne  diese  starren 
Schranken  sicher  funktionieren.  In  dieser  Hinsicht  kann  auch  der  französi- 
sche Code  de  Commerce  noch  öfter  ein  zu  beherzigender  Lehrmeister  sein. 

Die  ilechtsvergleichung  ist  hier  eine  treüliche  Führerin.  Der  Grundsatz : 
„Prüfet  alles  und  behaltet  das  Beste**»  dessen  Anwendung  sie  uns  ermöglicht» 
wird  auch  der  neuen  Kodifikation  als  Leitmotiv  Torangestellt  werden  müssen. 


LANDRICHTER  DR.  G.  SCHAPS,  HAMBURG:  VER- 
EINHEITLICHUNGSBESTREBUNGEN AUF  DEM 
GEBIETE  DES  SEERECHTS. 

ECHTSUNIFIKATION  ist  Fortschritt.  Nirgends  macht  sich  die 

Verschiedenheit  der  nationalen  Gesetzgebungen  in  höherem  Grade 
fühlbar,  a's  auf  dem  Gebiete  dos  Seorechts.  Das  Schiff,  das  die 
Verbindung  zwischen  Ländern,  die  durch  das  Meer  getrennt  sind, 
herstellen  soll,  tritt  in  Ausübung  dieser  seiner  Funktion  in  die  mannig- 
fachsten Rechtsverhältnisse  ein.  Aber  überall  ündet  es  verschiedene  Rechte 
▼or,  und  die  Frage,  welches  derselben  anxuwenden  ist,  ob  das  Recht  der 
Flagge,  die  lex  lod  oder  die  lex  fori,  wird  von  den  Gerichten  der  verschiedenen 
Staaten,  ja  vielfach  von  denjenigen  desselben  Landes,  nur  zu  oft  abweichend 
beantwortet.  Wer  heute  sein  Schiff  über  See  sendet,  ist  deshalb,  selbst  wenn 
er  die  in  Frage  kommenden  fremden  Rechte  beherrscht,  nicht 
in  der  Lage  zu  übersehen,  wie  weitgehende  und  wie  geartete  Verpflichtungen 
ihn  treffen  werden.    Diese  Unsicherheit  aber  erschwert  den  Verkehr. 

Die  Bestrebungen,  durch  Vereinheitlichung  des  privaten  Seereohts 
diesem  Übelstande  «bsuhelfen,  sind  noch  nicht  alt.  Im  Jahre  1897  wurde  tou 
den  namhaftesten  Seerechts praktikem  Europas  das  Comitö  Maritime 
International  gegründet.  Seine  Mitglieder  haben  in  eifriger  Arbeit 
beachtenswerte  Posnltate  erzielt  und  die  Repierungen  der  seefahrenden 
Nationen  für  ihre  I(i('(>n  zu  interessieren  gewuüt.  Zwei  Vorentwürfe,  be- 
treffend die  einheitUche  Gestaltung  des  Rechtes  der  Bergung  und 
Hilfsleistung  und  des  Rechts  der  Schiffskollisionen, 
sind  den  interessierten  Regierungen  mitgetdlt  und  1905  in  swei  inter- 
nationalen diplomatischen  Konferensen  durchberaten  worden^).  Aua  diesen 

Die  Protokolle  dieser  Konferenzen  sind  1907  unter  dem  Titel  „Conference 
internationale  de  droit  maritime  (abordage  et  sauvetage),  BmzeUes  1905*«,  vom 
Deutschen  Verein  fOr  internationales  Seerecht  als  Manuskript  herausgegeben 

worden. 
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Vorenlwürfen  sind  KonventionseAtwürfe  gewordea;  ihre  dritte 
Illing  steht  bevor. 

Weniger  Erfolge  zu  verzdchnen  hatten  bisher  die  Beratungen  über 
die  gnmdlegiende  Frage  des  Seereohts,  die  der  Haftung  des  Reeders. 
Hier  fanden  sich  Gegensätm  vor,  deren  Überbrflokung  seitweise  unmöglich 
erschien.  Um  die  Tragweite  derselben  klar  su  machen,  muß  etwas  weiter 
ausgeholt  werden. 

Im  Hechtslcbcn  bildet  es  die  Hegel,  daß  ma'i  fm-  seine  Schulden  in  deren 
voller  Höhe  und  mit  seinem  ganzen  Vermögen  aufzukommen  hat.  Wo  dies 
nicht  der  Fall  ist,  wo  vielmehr,  kraft  Rechtsgeschäfts  oder  kraft  Gesetzes, 
der  Schuldner  entweder  nur  für  einen  Teil  seiner  Schuld  oder  nur  mit  Teilen 
seines  Vermögens  haftet,  liegt  beschränkte  Haftung  vor.  Wenn 
sich  der  Gläubiger  zwar  an  das  ganse  Vermögen  seines  Schuldners,  aber  nicht 
wegen  seiner  ganzen  Forderung,  sondern  nur  in  Höhe  eines  gesetzlich  fixierten 
Maximalbetrages  halten  kann,  spricht  man  von  beschränkt  -  per- 
sönlicher Haftung,  wo  er  dagegen  seine  Befriedigimg  nicht  aus  dem 
ganzen  Vermögen  des  Schuldners  suchen  kann,  vielmehr  auf  einen  gewissen 
Kreis  von  Ezekutionsobjekten  angewiesen  ist,  von  un  persönlicher 
(dinglicher)  Haftung. 

Seit  Jahrhunderten  hat  man  geglaubt,  dem  Eigentümer  eines  Kauf- 
fahrtpiprhifTes  (Reeder)  auf  Grund  der  Aiissendung  dossplben  keine  unüber- 
sehbaren \  erpflifhtungen  aufbüi'den  zu  sullcii,  sondern  ihm  in  gewissen  Fallen 
besrhraiikte  Haftung,  in  der  einen  oder  anderen  Gestalt,  zubilhgen  zu  müssen. 
Auf  die  geschichthche  Entwicklung  einzugehen,  ist  hier  nicht  der  Ort.  Heule 
gibt  es  vier  Hauptsysteme,  welche  jenes  Ziel  verfolgen,  aber  sowohl 
in  ihrer  iuristischen  Gestaltung  wie  in  den  VoraussetiungeiL  ihrer  Anwendung 
verschieden  sind.  Das  deutsche  „Exekutionssyste  m"(Deutsch- 
land,  skandinavische  Länder)  läßt  den  Reeder  in  bestimm (on,  freilich  die 
Regel  bildenden  Fällen  nur  mit  dem  sogenannten  Schiffsvermögen,  bestehend 
aus  Schiff  und  Fracht,  haften;  auf  dieses  beschränkt  sich  die  Zwangsvoll- 
streckung, daä  äunslige  Vermögen  (Landvermögen)  des  Reeders  ist  frei. 
Nach  dem  transösischen  „Abandonsystem**  (Frankreich, 
Itafien,  Spanien,  Belgien,  Holland,  TOrkei,  sfldamerikanische  Staaten  usw.) 
Ii  iftet  der  Reeder  prinzipiell  unbeschränkt;  er  kann  sich  aber  in  gewissen 
Fällen  durch  die  Erklärung]:  der  Preisgabe  (abandon)  des  Schiffes  und  der 
Fracht  von  seiner  Schuld  befreien.  Das  n  o  r  d  a  m  e  r  i  k  r  n  i  s  c  h  e  ,,\V  e  r  t  - 
haftungssyste  ni"  (Vereinigte  Staaten,  Ruliiaud)  läßt  den  Reeder  von 
vornherein  nur  beschränkt- persönlich,  nämlich  mit  dem  Werte  von  Schiff 
und  Fracht  haften,  gewfihrt  ihm  aber  aufierdem  das  Recht  des  Abandons. 
Nach  englischem  Rechte  endlich  haftet  der  Reeder  fOr  die  in  Sect.  503 
der  Merchant  Shipping  Act  1894  aufgeführte  Schäden  zwar  mit  aeinon 
ganzen  Vermögen,  aber  für  jeden  Schadensfall  nur  mit  einer  ^^aximaIsumme, 
nämlich  bei  Person^nsr  hSdcn,  allein  oder  kombiniert  mit  Sachschäden,  mit 
£  15  per  Ton,  bei  biolit  a  Sachschäden  mit  £  8  per  Ton  seines  Schiffes,  gleich- 
viel ob  letzteres  noch  existiert  oder  untergegangen  ist. 

Versuche,  sich  auf  eines  dieser  Systeme  zu  einigen,  erwiesen  sich 
als  aussichtslos.  Während  auf  den  Konferenien  des  Komitees  alle  nicht- 
engUscben  Delegierten  über  din  Inferiorität  des  enghscheii  Systems  einig 
waren,  hielten  die  englischen  Vertreter  mit  eis  mcr  Zähigkeit  an  demselben 
fest.  Man  verfiel  deshalb  auf  das  Kompromiß,  die  verschiedenen  S3^teme 
miteinander  zu  vereinigen. 
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Das  Avant-projet  de  lrait6  sur  la  liinitation  de 
la  r  e  spo  n  s  a  b  i  1  i  t  ^  des  pr  o  pr  i  e  t  a  i  r  e  s  de  uuvires,  ange- 
nommen im  Septembw  1907  vim  der  Konferenz  sa  Venedig»  adoptiert  — 
unter  Ausscheidung  der  Haftung  fOr  PersonenschldeB  —  prinnpieD  das 
deutsche  System,  indem  es  in  Art.  2  den  SatE  aufstellt: 

„Le  propri^taire  du  na\ire  n'est  ienu  que  sur  le  navire,  le  fret  et  \es 
accessoirrs  du  navire  et  du  fret,  afT^rents  au  voyage  .  .  Aber  der  Reeder 
kann  sich  von  den  Verpflichtungen,  hinsichtlich  deren  beschränkte  Haftung 
zugelassen  ist,  befreien  entweder  durch  den  Abandon  von  Schiff,  Fracht 
und  Akzessorien  (Art.  4:  französisches  System)  oder,  was  das  Schiff 
anlangt,  indem  er  demselben  dessen  Wert  am  Ende  der  Reise  substituierl 
(Art.  6:  nordamerikanisches  System)  oder  endlich  durch  Zahlung 
einer  Summe  von  £  8  per  Brutto*Register-Ton  seines  Schiffes  an  die  d&ubiger 
jeder  Reise  (Art.  7:  englisches  System) 

Diese  T  om ing  hat  in  romanischen  Lundern  i^eifall  gefunden;  in  England  und 
Deutschlaiui  dagegen  ist  sie  scharfem  Widerspruch  begegnet.  Und.dies  mit  Recht. 
Eine  Nüschimg  mehrerer  Systeme  wfire  nur  dann  akzeptabel»  wenn  es  gelänge, 
an  Stelle  eines  Gemenges,  in  dem  jeder  Bestandteil  erkennbar  ist,  eine  orga- 
nische Verbindung  zu  schaffen,  innerhalb  deren  die  Tersohiedenen 
Elemente  sich  gegenseitig  durchdrungen  haben  und  ineinander  aufgegangen 
sind.  Die  Rechtsfolgen  des  zu  sehafTenden  Systems  nniBsen  aus  ihm 
selbst  gezogen  werden  können,  nicht  aus  den  einzelnen  Bestandteilen, 
deren  verschiedene  Struktur  es  vielfach  nicht  ermöglichen  würde,  zu  einheit- 
lichen R^ultaten  zu  gelangen. 

Eine  solche  organische  Verbindung  hat  die  Venediger  Konferans  nieht 
geschaffen.  Läßt  sie  sich  schaffen?  In  gewinen  Grenzen  sicherlich.  Die 
Vereinigung  des  Exekutionssystems  mit  dem  Werthaftungs* 
s  y  fl  i  rn  ist  ohne  weiteres  denkbar.  Schon  jetzt  wird  jeder  Schiffsdäubii^er, 
der  auf  Zahlung,  unter  Beschränkung  der  Vollstreckuri?::  auf  Schiff  und  Frarbt, 
klagt,  damit  einverstanden  sein,  wenn  diesen  Exekutionsobjekten  eine  ihren 
Wert  darstellende  Geldsumme  substituiert  wird;  warum  soll  die  Befugnis 
hiersu  nicht  gesetzlich  dem  Reeder  eingerftumt  werden  ?  Schon  schwieriger 
wäre  die  Einordnung  des  dritten  Elements,  des  Abandonsystems. 
Auch  die  Franzosen  erkennen  an,  daß  letzterem  gegenüber  das  deutsche 
System  einen  Fortschritt  bildet,  weil  es  den  Reeder  der  AbandonerklSnmg 
uberhebt');  bedeutet  der  Abandon,  wie  die  große  Mehrzahl  der  französischen 
Schriftsteller  annimmt,  keine  EiRenlumsübertragung,  sondern  nur  eine  Art 
von  cessio  bonorum  behufs  Liquidation,  so  ist  seine  Einfügung  in  das  neue 
System  fibeiflOssig.  Sie  ist  auch  nur  sur  Beruhigung  der  amerikanischea 
Delegierten  erfolgl,  welche  klargestellt  wissen  wollten,  dafi  kein  dinglicher 
Anspruch  yorllege*).  Eine  Streichung  des  Abandonrechts  durfte  leicht  lu 
erreichen  sein. 

Ganz  piiiizipwidrig  i«t  endlich  die  Einverleibung  des  englischen 
Systems  oder  richtiger  gu^agt.  einzelner  Elemente  desselben.  Läßt  sich 
von  dem  enghschen  System  überhaupt  mit  Recht  sagen,  es  sei  „arbitraire- 
ment  d^terminö  par  le  capricedu  l^gislateur***),  so  gilt  dies  in  nochirielhOhefem 
Mafia  Ton  der  Gestalt,  die  es  in  dem  Avant-projet  der  Venediger  Rraiferens 

*)  Vgl.  neuerdings  B  a  r  b  ey ,  Revue  internationale  du  droit  maritime 23,  S.  568. 
*)  Schaps,  Leipziger  Zeitschrift  lUr  Handels-,  Kmiintn*  und  Venlclienuigi- 
rechl  1907,  S.  856,  Note  12. 


Barbey,  S.  561. 
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gefunden  hat.  Während  nach  englischem  Recht  die  £  S  per  Ton  zu  zahlen 
and  für  jeden  einzelnen  Haftungsfall  (occasion)  *),  nur  wenn  es  sich  um 
gewiflse  lidiktsohäden  handelt,  und  ohne  Rficksioht  auf  den  Untergang  des 
Schiffes,  soUen  ne  nach  dem  Arant-projet  gezahlt  werden  kftnnen  für  jede 
Reise  (also  auch  wenn  auf  ihr  mehrere  HaftungslAlIe  eingetreten  sind),  frrnrr 
in  allen  Fallen  der  beschränkten  Haftung  und  endlich  nur,  wenn  das  Schiff 
noch  vorhanden  ist,  weil  andernfalls  die  Haftung  mit  dem  SohifFp  nach  Art.  2 
flberhaupt  nicht  mehr  in  Frage  kommt.  In  dieser  Gestalt  bilden  die  willkürlich 
abgeänderten  englischen  Sfitze  einen  unerträglichen  Fremdkörper  im  System  des 
Entwurfs;  sie  verstoßen  gegen  jede  Rechtslogik,  indem  sie  dem  Schuldner  ge- 
statten, sieh  in  einer  und  derselben  Situation  entweder  durch  die  e  i  n  e  Summe, 
den  Wert  von  Schiff  und  Fracht,  oder  nach  seiner  Wahl  durch  eine  andere 
Summe  freixukaufen,  und  sie  gehen  auch  weit  über  die  Wünsche  der  Eng- 
länder selbst  hinaus,  denen  nur  an  der  Erhaltung  ihror  bisherigen  Ref^hts- 
sätze  gf"lpp:on  ist.  Würdn  die  Befugnis  des  Art.  7  auf  Dcliktschäden 
beschr;iiikt  und  dem  Heeder  verstattet,  sich  für  jede  einzelne 
occasiüu  durch  den  Maximaibetrag  von  £  8  per  Ton  zu  befreien,  so 
würde  man  dem  jetzigen  englischen  Rechte  wieder  näher  kommen  nnd  zugleich 
eine  mit  dem  übrigen  System  des  Entwurfs  nicht  in  Widersprach  stehende 
Regelung  schaffen«). 

Soviel  über  das  Haftungssystem.  Was  die  Fälle  anlangt. 
In  denen  bcFchränki  gehaftet  werden  soll,  so  nennt  Art.  2 

1.  Handlungen  und  Unterlassungen  des  Kapitäns,  der  Mannschaft,  des 
Lotsen  und  jeder  andern  im  SchifTsdienst  tätigen  Person, 

2.  Berge-  und  Hilfslohn  sowie  kontraktliche  oder  gesetzliche  vom  Kapitän 
flbemommene  Veihindliehkeiten. 

Die  besohrftnkte  Haftung  fürVertragaschulden  (mit  Ausnahme  yim  Heuer-, 
Reparatur-  und  Liefenmgsforderungen)  ist  von  den  englischen  Delegierten  nur 
sehr  schweren  Herzens  bewilligt  worden.  Ich  meine  indessen,  —  imd  ich 
befinde  mich  dabei  in  Übereinstimmung  mit  weiten  sachverständipfn  Kreisen 
Hamburgs  —  daß  man  hier  ohne  Schaden  den  Engländern  "^nel  weiter  entgegen- 
kommen könnte  wnd  beschränkte  Haftung  lediglich  für 
Obiigatiüuexi  aus  nichtkontraktlichemVerschulden, 
aus  Bergung  und  Hilfsleistung  und  aus  grofier 
Haverei  beisubehalten  brauchte.  Eine  Begründung  dieses 
Vorschlags  an  dieser  Stelle  würde  zu  weit  führen. 

Dafür  müßte  aber  auf  der  Statuierung  des  Satzes  bestanden  werden, 
daß  jeder  Obligation,  für  die  nur  beschränkt  ge- 
haftet wird,  ein  gesetzliches  Pfandrecht  (Schiffs- 
gläubigerrecht, privilege.  lien)  an  Schiff  und 
Fracht  zuzustehen,  hat.  Eine  beschränkte  Haftung  ohne  dieses 
Pfandrecht  ist  wertlos,  weil  ihr  einziges  Objekt  dem  Berechtigten  nicht  nur  von 
Gläubigem  gleicher  Rechtsposition  und  von  Scliiffsgläubigem,  sondern  auoh 
von  Schiffshypothekenglftubigem,  ja  von  jedem  gewöhnlichen  Gläubiger  des 
L»andvermögens  streitig  gemacht  werden  kann.  In  Venedig  haben  sich  trotz- 
dem Engländor  und  Holländer  mit  Rürksirht  auf  den  Schiffsbypotheken- 
kredit  gegen  die  Aufstellung  des  obigen  Satzes  gesträubt.  Hierzu  würde 
kein  Anlaß  mehr  vorliegen,  wenn  die  Zahl  der  Gläubiger,  denen  btschrönkt 


•)  Merchant  Shipping  Act  1894,  Sect  503,  Nr.  3. 
Diese  Anregung  rührt  '?on  Herrn Pfttidenten Dr.  llartin  in  Hamborg  her. 
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gehaftet  wird,  auf  den  oben  angedeutoteii  Umfang  reduziert  würde.  Und 
schließlich  werden  sich  vielleicht  die  praktischen  Engländer  noch  davon 
überzeugen  lassen,  wie  empfehlenswert  es  wäre,  auch  die  Haftung  für 
Peraonensch&ddA  in  irgend  einer  Weise  dem  Entwurf  önmver* 
leiben. 

Nur  durch  gegenseitige  Konzessionen  läßt  sich  das  Unifikatioosweric 
schaffen.  Vielleicht  weisen  diese  Zeilen  einen  Weg  zur  Verstttndigung. 


LANDRICHTER  A.  D.  ERNST  MUMM,  BERLIN: 
LUFTSCHIFFAHRT  UND  RECHT*). 

T  VÖLKERRECHTLICHE  FRAGEN. 

IE  bedeutenden  Fortschritte,  welche  die  Luftschiffahrt  in  unseren 
Tagen  namentlich  insofern  gemacht  hat,  als  das  Problem  der  Lenk- 
j  barkeit  der  Luftschiffe  seiner  Lösung  nahegebracht,  ja  wir  dürfen 
I  wohl  sagen,  gelöst  worden  ist,  lassen  erwarten,  daß  das  Luftschiff 
in  absehbarer  Zeit  Eingang  in  unser  Wirtschaftsleben  finden  wird.  Durch  die 
Einführung  eines  neuen  Verkehrsmittels  in  das  wirtschaftliche  Leben  wird 
aber  stets  auch  das  Rechtslcben  beeinflußt,  und  gerade  der  Ausbau  des  Luft- 
schi ffbetriebes  wird  mächtig  auf  die  verschiedensten  Rechtsgebiete  einwirken 
und  Gesetzgebung  wie  Rechtsprechung  vor  eine  große  Anzahl  neuerer  wichtiger 
Aufgaben  stellen.  ^ 

Zunächst  ist  es  eine  Reihe  völkerrechtlicher  Fragen,  denen  bei  einer 
weiteren  Ausdehnung  der  Luftschiffahrt  die  Antwort  gefunden  werden  muß, 
vor  allem  die  Frage,  ob  die  Luft  als  frei  und  dem  gemeuisamen  Gebrauohe  aller 
Nationen  geöffnet  anzusehen  sei.  Es  liegt  nahe,  bei  der  Lösung  dieser  Frage 
auf  das  Beispiel  des  Meeres  zu  blicken,  an  das  uns  ja  der  Luftraum,  das  „Luft» 
meer"  in  mancher  Hinsicht  erinnert. 

In  früheren  Zeiten  wurden  von  einzelnen  Staaten  Eigentumsansprüche 
an  bestimmten  Meeren  geltend  gemacht,  so  noch  im  siebzehnten  Jahrhundort 
von  Portugal  und  Spanien  an  den  ost-  und  westindischen  Meeren,  von  Venedig 
an  dem  Adriatischen  Meere,  von  England  an  den  es  umgebenden  sogenannten 
engen  Meeren,  von  Dänemark  an  der  Ost-  und  Nordsee.  Gegen  die  ZulAssigkeit 
eines  solchen  Staatseigentums  wandte  sich  Grotius  in  seiner  berühmten  Schrift 
über  die  Freiheit  der  Meere  (1609)  und  seinem  völkerrechtlichen  Hauptwerke 
de  jure  belli  ac  paris  (1625).  während  Seiden  in  einer  Gegenschrift  den  Eigen- 
tunisanspruch Englands  zu  rechtfcrtigon  bemüht  war.  Ihren  Abschluli  fand 
die  Streitfrage  durch  die  Verteidigung  der  vollen  Meeresfreiheit  von  Bynkers- 
hoek  (1702).  Seitdem  gilt  der  völkerrechtliche  Grundsats,  dafi  an  dem  offenen 
Meere  keinem  Staate  ein  Sonderdgentum  susteht. 

Anders  verhält  es  sich  mit  den  Küstengewüssern,  das  heißt  dem  vom 
Ufer  aus  beherrschten  Mceressainn  zwisclif^n  dem  Uferland  iiiid  <]c\u  (offenen 
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Meere.  Über  diese  übt  der  Staat  ein  Hoheitsrecht  ans.  Hif^rin  Hogt  .illerduig.^ 
nicht  die  Befugais,  im  Frieden  die  Benutzung  jener  (  jewasser  für  die  Schiffahrt 
und  die  Durchfahrt  willkürlich  zu  untersagen.  Dagegen  hat  jeder  Staat  das 
Recht,  mm  Sdiutse  eanee  Landgebietes  militärische  und  poliseiliofae  An- 
stalten XU  treffen,  die  sich  auf  das  Küstenmeer  ausdehnen.  Weiter  ist  er  befugt, 
soine  Gerichtsbarkeit  auf  die  Küstongcwässer  zu  erstrecken.  Endhch  darf  er 
Fremde  von  der  Küstpufrachtfahrt  und  der  Küstenfischerei  ausschheßen. 
Die  Grenze  der  Kustengewässer  wird  durch  Kanonenschuüweitc  vom  Ufer 
aus  bestimmt  (terrae  dominium  finitur,  ubi  finitur  armorum  vis);  in  neueren 
Verträgen  wird  als  Küstenmeer  das  G^iet  bis  zu  drei  Seemeilen  Entfernung, 
van  der  niedrigsten  Ebbelinie  aus  gerechnet»  angenommen. 

Verschieden  von  den  Küstengewfissem  sind  die  Eigengewässcr,  das  sind 
außer  den  Binnenmeeren  die  Strommündungen,  Häfen,  Reeden  und  Buchten. 
Diesp  <TpUnn  Teile  des  Staatsgebietes.  Das  Hoheitsrechl  des  Staates  über 
sie  steht  dem  über  das  Landgebict  an  Wirkung  gleich.  Insbesondere  kommt 
dem  Uferstaate  die  Jurisdiktion  in  seinen  Eigengewässern  zu. 

Es  fragt  sich  nun,  ob  die  Einteilung  des  Meeres  in  freies  Meer,  Küsten- 
meer und  EigengewAsser  auf  den  Luftraum  zu  übertragen  sei.  Unmöglich  ist 
naturgemäß  eine  entsprechende  Einteilung  desjenigen  Luftgebietes,  welches 
sich  über  dem  freien  Meere  befindet.  An  der  vollen  Freiheit  dieses  Gebietes 
kann  nicht  gezweifelt  werden.  Denkbar  wäre  dagegen  eine  Übertragung  jener 
Dreiteilung  auf  Hie  T-uftschichten,  die  sich  über  dem  Festlande  oder  über  den 
einzelnen  Staaten  und  den  von  ihnen  beherrschten  Eigen-  und  Küsten- 
gewSssem  ausbreiten.  Den  Eigcngewässem  analog  könnte  der  Luftraum  be- 
handelt  werden»  der  völlig  in  der  unmittelbaren  Gebrauchssphftre  des  Gnind- 
staates  und  seiner  Bewohner  gelegen  ist,  also  etwa  der  Raum  bis  zur  Höhe 
der  Bauwerke.  Den  KüstengewSssem  würde  das  Luftgebiet  entsprechen, 
das  vom  Lande  fnobst  Eigen-  und  Küstengewr^ssorn)  aus  beherrsc}ih;ir  ist. 
Als  freies  Luftmeer  endlich  würde  der  sich  darüber  wölbende  Luftraum  zu 
gelten  haben.  Allein  eine  st>lche  Einteilung  des  Luftmeeres  wiu^  —  wie  Grün- 
wald in  einer  sehr  anschauhchen  Broschüre  über  „Das  Luftschiff"  dargelegt 
hat  —  einseitig,  würde  nur  den  Machtverhältnissen  des  Grundstaate»,  nicht 
aber  den  Interessen  dieses  und  der  Staatengesamtheit  genügend  Rechnung 
tragen.  Um  das  zu  erkennen,  muß  man  sich  die  Verschiedenheit  klar  ma(  h»'n, 
die  zwischen  Moor  und  Luft  in  ihrem  Vorhältnisse  zum  Ijando  und  dessen  Be- 
wohnern besteht.  Das  weite  Meer  ist  allen  Menschen  erreichbar,  seine  Durch- 
querung bietet  für  alle  Staaten  ein  hervorragendes  Interesse.  In  den  höchsten 
Luftschichten  dagegen  sind  die  Existenzbedingungen  für  den  Menschen  in 
einer  Weise  erschwert,  daß  jene  Regionen  als  gewöhnliche  Verkehrswege  für 
die  Luftschiffahrt  nicht  in  Betracht  kommen  können,  ein  allgemeines  Be- 
dürfnis für  deren  Freiheit  mithin  nicht  besteht.  Umgekehrt  ist  eine  Einwirkung 
auf  den  Grundstaat  auch  noch  aus  den  höchsten  Luftschichten  möglich,  w&hrend 
eine  solche  vom  hohen  Meore  nicht  ausgeübt  werden  kann. 

Mit  einer  Übertragung  dor  völkorrecliili'  hon  (irundsfitze  über  das  Meer 
auf  den  Luftraum  kommt  man  desiialb  zu  kernen  brauchbaren  Ergebnissen. 
Weit  ehttr  dürfte  es  sich  empfehlen,  die  im  Privatrecht  geltenden  GmndsAtae 
Ober  das  Eigentum  des  einseinen  am  Luftraum  auf  das  Völkerrecht  zu  über* 
tragen.  Im  Bürgerlichen  Gesetsbuche  (§  905)  ist  bestimmt,  daß  sich  ,,das 
Recht  des  Eigentümers  eines  Grundstücks  auf  den  Haum  über  der  Oberfläche 
erstreckt,  daß  jedoch  der  Eigentümer  EinxAnrkungon  ni(;ht  vorbieten  kann, 
-die  in  solcher  Höhe  vorgenommen  werden,  daö  er  an  der  Ausschheüung  kein 
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Interesse  hat Wendet  niaxi  diese  Norm  auf  die  Staaten  und  ihr  Gebiet  an, 
80  ergibt  sich  folgender  Sata:  Den  Staaten  eteht  an  dem  Luftraiun  Ober  ihnni 
Gebiete  das  Recht  genereller  Herrschaft  zu.  Sie  beeitien  grundaatKÜch  jedwede 
Macht  über  diesen  Raum,  die  nach  Natur  und  Recht  möghch  ist.  Eine  Be- 
schränkung erleidet  ihr  Herrschaftsrecht  aber  dadurch,  daß  sich  der  Grund- 
stant  die  Einwirkunp^  anderer  insoweit  gefallen  lassen  muß,  als  diese  Einwirkung 
sein  Hecht  nicht  beeinträchtigt.  Er  muß  insbesondere  den  Luftraum  als  Fahr- 
straße für  Luftschiffe  freigeben,  wenn  diese  sich  iu  solcher  Höhe  vom  Erdbodra 
f(wlbewegen,  daß  mit  ihrer  Fahrt  unter  nonnalen  Verluütnifleen  eine  StOnmg; 
eine  Belästigung  des  Grundstaates  nicht  veibunden  ist.  Eine  derartige  Aua- 
dehnung der  Bestimmungen  des  Privatrechts  auf  das  Völkerrecht  entspricht 
durchaus  den  Bedürfnissen  des  internationalen  Verkehrs.  Denn  sobald  das 
Luftschiff  im  Wirtschaftsleben  eine  Rolle  zu  spielen  beginnt,  besteht  das  leb- 
hafteste Interesse,  daß  die  allgemeine  Benutzung  des  neuen  Verkehrsmittels 
nicht  durch  die  Willkür  eines  Staates  gehindert,  daß  vielmehr  zur  Ermöghchung 
der  Luftschiffahrt  die  Freiheit  der  Luft  flberall  anerkannt  und  gewährleistet 
wird. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  sodann  die  Frage,  welche  völkerrechtliche 
Bedeutung  den  Luftschiffen  beizumessen  sei.  Die  Verwandtschaft,  die  diese 
nach  Wesen  und  Zweck  mit  den  Seeschiffen  zeigen,  läßt  es  angebracht  er- 
scheinen, die  wichtigsten  völkerrechUichan  Grundsätze  über  die  Seeschiffe  auf 
die  Luftfahrzeuge  zu  übertragen. 

Zunächst  wird  man  zwischen  Kriegsluftschiffen  und  Privatluftschiffen 
unterscheiden  mflssen.  Kriegs-  und  Staatsluftschtf fe  werden,  wenn  sie  in  das 
Luftgebiet  eines  fremden  Staates  mit  dessen  Genehmigung  eingelaufen  sind, 
das  Recht  der  Exterritorialität  genießen,  das  heißt  das  völkerrechtliche  Vor- 
recht, von  der  Hoheit  des  fremden  Staates  eximiert  zu  sein.  Sie  werden  also 
weder  der  G'^riehtsbarkeil  des  fremden  Staates  unterliegen,  noch  zu  irgend- 
welchen Abgaben  herangezogen  werden  dürfen.  Jedoch  werden  Kriegsluft- 
schiffe sich  im  Luftraum  eines  fremden  Staates  immer  nur  nach  vorheriger 
Anseige  und  Erlaubnis  aufhalten  darfen. 

Auch  Privatluftschiffe,  die  in  fremde  Luftregionen  hinausfahren,  werden 
nach  dem  Grundsatze  der  Prolongation  du  territoire  als  Gebietsteile  ihrea 
Heimatstaates  zu  betrachten  sein  und  der  Gebietshoheit  sowie  dem  Schutze 
des  Staates  unterstehen,  dem  sie  ihrer  NationaUtät  nach  angehören.  Kenn- 
zeichen der  Nationalität  ist  die  Flagge,  die  die  Privatluftschiffe  werden  führen 
müssen,  aber  nur  dann  werden  führen  dürfen,  wenn  das  Luftschiff  —  ganz  nach 
Analogie  der  Seeschiffe  —  in  das  Schiffsregister  des  Heimathafens  emgetragen 
und  ihm  darOber  ein  Zertifikat  ausgestellt  worden  ist.  Auch  die  übrigen 
Scbiffspapiere,  die  als  Ausweis  ther  das  Seeschiff,  seine  Mannschaft,  sone 
Ladung  und  sein  Reiseziel  dienen,  wie  Meßbrief  (amtliches  Zeugnis  üb^r  Raum- 
gehalt  und  Tragfähigkeit),  Musterrolle  (Verzeichnis  der  Schiffsmannschaft 
und  ihrer  Dienstverhältnisse),  Charte partie  (Urkunde  über  den  Verfrachtungs- 
veitrag),  Konnossement  (vom  Schiffskapitän  dem  Ablader  ausgestellte 
Warenurkunde),  Seepafi  usw.  werden  fflr  Luftfahneuge  iweekmäßigerwose 
einsuftthren  sein. 

Landet  ein  Privatluftschiff  auf  fremdem  Staatsgebiet,  so  wird  es  für  die 

Dauer  seines  Aufenthaltes  der  Hoheit  des  fremden  Staates  unterstehen.  Es 
wird  sich  dessen  Polizeivnrsrhriftnn  zu  fügen  sowie  ^Vbgaben  für  die  Benutzung 
der  Luftschiffhäfen  zu  zahlen  haben.  Seine  Mannschaft  untersteht  der  Ge- 
richtsbarkeit des  fremden  Staates,  der  eventuell  zu  bestimmen  haben  wird, 
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ob  die  Verfolgung  strafbarer  Handlungen  der  Schiffsmannschaft,  die  ihn  nicht 
berühren,  der  Gerichtsbarkeit  des  Heimatstaates  zu  überlassen  sei. 

Besondere  VonohrifteiL  werden  sodann  lu  erlassen  sein  über  die  Aus- 
flbung  des  Scbiffsnotrechto  der  in  Gefahr  befindlichen  Luftscliif fe,  llber  den 
Bergelohn  fftr  die  gestrandeten  Fahrzeuge  oder  fOr  die  in  Notf Allen  an  LcoDid 
geworfenen  Gegenstände.  Endlich  werden  durch  internationale  Vertrftge 
Signalordnungen  zur  Verhütung  des  Zusammenstoßes  von  Luftschiffen  zu 
vereinbaren  sein,  oi:rh  vHrd  sich  ohne  Zweifel  ein  besonderes  Lafizeremoniell 
(Ehrenbezeigungen  bei  Begegnen  im  Luftraum)  herausbilden. 

IL  STRAFRECHTLICHE  FRAGEN. 

Werfen  wir  einen  Blick  auf  die  sirafreohiüchea  Fragen,  vor  deren  Losung 
ym  durch  den  weiteren  Ausbau  des  Luftschifibetriebes  gestelli  werden,  so 

sehen  wir,  daß  das  Reiclisstraff^  sotzbuch  auf  die  neuen  Verhältnisse,  die  mit 
der  Einführung  der  Luftschiffahrt  in  den  internationalen  Verkehr  eintreten 
werden,  nicht  ppnügend  vorbcrpitet  ist.  Nach  dem  Territorialitätsprinzip,  das 
—  allerdings  durch  eine  Reihe  wichtiger  Ausnahmen  dinchbrochen  —  unser 
Strafgesetzbuch  beherrscht  und  die  Strafgewalt  des  Staates  grundsätzlich 
auf  die  in  seinem  Gebiete  begangenen  Delikte  beschränkt,  können  Verbrechen 
in  PriTatluftschiffen  nicht  geahndet  weörden,  wenn  sich  die  Schiffe  in  staaten- 
und  gesetzlosem  Gebiete  befinden.  Wird  also  ein  Mord  oder  ein  anderes 
schweres  Verbrechen  in  einem  solchen  Luftschiffe  verübt,  während  dieses 
über  die  hohe  See  dahinfährt,  so  muß  die  Tat  ungesühnt  bleiben,  weil  nach 
geltendem  Rechte  kein  Staatsroiwalt  dir  Befugnis  zur  Anklageerhebung, 
kein  Gericht  das  Hecht  zur  Aburteilung  besitzt.  Diese  unhaltbare  Konsequenz 
zeigt,  daß  die  Entwicklung  der  Luftschiffahrt  uns  in  die  Notwendigkeit  ver- 
setzt, die  örthchen  Grenzen  unserer  Strafgesetze  neu  zu  regeln,  sie  insbesondere 
Ober  Teile  des  Luftraumes  oder  doch  Ober  die  diesen  durchfahrenden  Luft- 
sohiffe  «DSEudehnen. 

Die  Frage  nach  dem  räumlichen  Geltungsgebiete  der  StrafgMCtze,  die 
hierdurch  aufgerollt  wird,  ist  in  der  strafrechtlichen  Wissenschaft  von  jeher 
umstritten.  Man  hat  verschiedene  „Systeme  des  internationalen  Strafrechts" 
aufgestellt,  unter  denen  wieder  zwei  Gruppen  unterschieden  werden  können, 
nämlich  das  universelle  System  der  Weltstraf  rechts  pflege  und  verschiedene 
beschränkte  Systeme.  Nach  dem  Prinzip  der  Weltstraf  rechts  pflege  sollen  alle 
an  sich  strafwürdigen  eriieblichen  Verbrechen,  wo  immer  sie  verflbt  worden 
sind  (also  auch  die  von  einem  AuslAnder  im  Auslande  an  einem  Auslfinder 
b^(angenen)  im  Inland*  bestraft  werden,  sofern  eine  Auslieferung  des  Täters 
an  das  Ausland  nicht  erfolgt.  Von  den  beschränkten  Systemen  erklärt  das 
Territorialitätsprinzip  den  Staat  für  berechtigt,  alle  —  einerlei  ob  von  In- 
oder  Ausländern  —  ?nif  seinem  Gebiet  begangenen  Straftaten,  aber  auch  nur 
diese,  nach  seinem  Stiafrecht  zu  ahnden.  Nach  dem  Personalitatspriiuip 
untersteht  der  Staatsbürger,  wo  er  sich  auch  befinden  mag,  dem  Strafgesetz 
seines  Heimatstaates.  Nach  dem  Prinzip  der  passiven  Nationalität  endlich 
schätzt  der  Staat  durch  seine  Strafgesetze  nur  die  heimischen  RechtsgQter, 
diese  aber  auch  dann,  wenn  sie  im  Auslande  verletzt  werden. 

Das  Reichsstrafgesetzbuch  erkennt  —  wie  gesagt  —  grundsätzlich  das 
Territorialitätsprinzip  an,  indem  es  (im  §  3)  bestimmt:  ,,Die  Strafgesetze  des- 
Deutschen  Reiches  finden  Anwendung  auf  alle  im  Gebiete  desselben  begangenen 
strafbaren  Handlungen,  auch  wenn  der  Täter  ein  Ausländer  ist.**  Dabei 
gelten  nach  den  bekannten  Staats-  und  völkerrechtlichen  Grundsätzen  Schiffe- 
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auf  offener  See,  Staatsschiffe  auch  in  fremden  Gewässern  als  Inland.  Völlig 
ist  das  Territorialitfltsprinzip  jedoch  nicht  durchgeführt.  So  kann  beispiel»- 
-weise  ein  Deutscher  oder  Ausländer,  der  im  Auslande  sich  des  Hoch^rerrats 
g^gßa  das  Reich  oder  einen  Bundesstaat  oder  eines  Mfinzverbreohens  schuldig 
f^emacht  hat,  nach  Maßgrib*'  der  Reichsslrafgesetze  verfolgt  werden.  Unter 
bestimmten  Voraussetzungen  kann  femer  die  Verfolgim^^  eines  Deutschen 
üui  Grund  der  deutschen  Strafgesetze  erfolgen,  wenn  er  sich  im  Auslande  einer 
in  Deutschland  als  Verbrechen  oder  V^ergehen  unter  Strafe  gestellten  Tat 
Ashuldig  gemacht  hat,  die  auch  durch  die  Gesetze  des  Tatortes  mit  Strafe 
bedroht  ist.  Nimmt  man  die  Vorschriftea  des  Strafgesetxbuches  als  maß- 
gebend für  die  Straftaten  an,  die  in  Luftschiffen  begangen  werden,  so  ergibt 
«ich  folgendes: 

Staatsluftschiffe  (das  heißt  Schiffe,  auf  denen  fremde  Souveräne  oder 
deren  Gesandte  sich  befinden,  sofern  sie  zu  deren  ausschließhcher  Benutzung 
stehen),  ferner  Kriegsluftschiffe,  werden  stets  als  Teile  des  Staates  behandelt 
werden  müssen,  dem  sie  angehören.  Werden  in  solchen  Luftschiffen  oder 
von  solchen  Luftschiffen  aus  Delikte  begangen,  so  hat  als  Land  der  Tat  daa 
Heimatland  des  Schiffes  zu  gelten.  Die  Behörden  dieses  Staates  und  nur  sie 
sind  zur  Strafverfolgung  zuständig.  Dabei  macht  es  keinen  Unterschied,  ob 
die  Straftaten  über  der  hohen  See  oder  über  staatenlosen  Landstn  rkcn  aus- 
geführt worden  sind  oder  aber  über  fremden  Staaten  oder  deren  Eigen-  oder 
Küstengewässern.  Auch  wenn  femer  der  Erfolg  der  vom  Luftschiff  begangenen 
atrafbaren  Handlung  in  einem  fremden  Lande  eintritt,  wenn  mm  B&pid 
der  Luftschiffer  durch  Hinabwerfen  eines  Sandsackes  oder  einer  Eisenstange 
AUS  einem  deutschen  Staatsluftschiffe  in  Holland  einen  Menschen  UHtei, 
kann  dies  nichts  an  der  ausschUeßlichen  Zuständigkeit  des  Heimatstaates  zur 
Strafverfolgung  ändern,  da  Staats-  und  Kiiegsluftschiffen  das  Recht  der 
Exterritorialität  zuzugestehen  sein  wird. 

Verwickelter  hegen  die  Verhältnisse,  wenn  es  sich  um  Straftaten  auf 
Privatlnftschiffen  oder  von  Privatluftechiffen  aus  handelt.  Befindet  sich  ein 
•deutsches  Privatluftschiff,  während  die  Tat  verflbt  wird,  Uber  der  hohen  See 
oder  Ober  staatenlosen  Landstrecken,  so  kann,  wie  schon  eingangs  hervor- 
gehoben, eine  Verfolgung  auf  Grund  des  geltenden  Strafrechts  nicht  eintreten* 
Die  Tat  ist  weder  in  Deutschland  noch  im  Auslande,  sie  ist  in  einem  staaten- 
und  überdies  gesetzlosen  Gebiete  erfolgt.  Ihre  Ahndung  ist  nach  den  Üe- 
stimmungen  des  deutschen  Reichsstrafgesetzbuches  ausgeschlossen.  Ebenso 
verhält  es  sich,  wenn  bei  Begegnung  zweier  Privatluftschiffe  über  der  hohen 
See  von  dem  einen  aus  eine  strafbare  Handlung  gegen  das  andere  begangen 
oder  wenn  ein  Delikt  von  einem  derartigen  Luftschiffe  aus  gegen  Leben  und 
Gut  der  in  einem  staatenlosen  Gebiete  befindlichen  Personen  verflbt  wird. 
Wäre  dagegen  die  Tni  gegen  ein  Schiff  auf  offener  See  gerichtet,  so  wurde, 
da  als  Tatort  der  Ort  gilt,  an  dem  die  von  dem  Täter  ,, erzielte  Wirksamkeit 
mit  seinem  Willen  in  die  Erscheinung  tritt*',  die  Behörde  des  Heimatstaates 
des  Seeschiffes  zur  Strafverfolgung  berufen  sein.  Um  in  den  zuerst  genannten 
Fällen  gleichfalls  die  Möglichkeit  einer  Strafverfolgung  zu  schaffen,  ist  es 
-deshalb  notwendig,  die  fflr  Seeschiffe  geltenden  Staats-  und  völkerrechtlichen 
Grundsätse  auch  auf  die  Privatluftschiffe  aussudehnen,  so  daß  die  auf  diesen 
im  staatenfreien,  gesetzlosen  Ratime  begangenen  Taten  so  beurteilt  werden, 
■bIs  seien  sie  im  Meimatstaate  des  Luftschiffes  begangen. 

Werden  Delikte  in  Privatluttschiffen  oder  von  Privatluftschiffen  aus 
•verübt,  während  sich  diese  über  fremdem  Staatsgebiete  (einschUeßlich  Eigen- 
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und  Küstengewässern)  befinden,  so  wird  man  —  nach  dem  Terrilorialitäts- 
prinzip  —  anzunehmen  habon,  daü  diu  Luftschiffe  der  Gerichtsbarkeit  des 
Gruudstaates  unterstehen,  m  dessen  Herrschaftsbereich  oder  Eigenluinsgebiet 
sie  sich  befinden.  Namentlich  ist  der  Grundstaat  zur  Verfolgung  aller  der- 
jenigea  Straftaten  berufen,  die  vom  Lufteohiff  aus  gegen  Personen  oder 
Saohen  seines  Gebiets  verübt  werden.  An  und  für  sieb  würde  er  nach  dem 
Territorial prinzip  auch  befugt  sein,  diejenigen  Delikte  zu  ahnden,  welche  sieb 
ausschlioßlir-h  zv-nschen  der  Mannschaft  des  Luftschiffes  abspielen  und  in  ihren 
Wirkunt^riL  (ien  Grundstaat  nicht  berühren.  Indessen  dürfte  es  sich  wohl  emp- 
fehlen, iüLi  eine  Ausnahme  eintreten  zu  lassen  und  derartige  Taten  in  der 
Regel  der  Gerichtsbarkeit  des  Heimatstaates  zu  überlassen.  Bisweilen  wird 
IMicb  auob  in  diesen  FftUen  ein  Interesse  des  Grandstaates  an  der  Strafvert 
folgang  besteben.  GrAnwald  nimmt  in  seinem  Buche  über  „Das  Luftsebiff'  ' 
ein  solebes  Interesse  beispielsweise  an,  wenn  das  Opfer  eines  im  Luftscbiff 
begangenen  Mordes  auf  die  Erde  hinuntergeworfen  wird,  oder  wenn  dos  Luft- 
schiff mit  dem  Krmordolen  in  dem  Grundstaate  landet,  oder  wenn  die  Tat 
sonst  in  einer  VVt  ise  nach  außen  in  die  Erscheinung  tritt,  daß  eine  Beunruhigung 
in  der  Eigentums-  oder  Interessensphäre  des  Grundstaates  erfolgt. 

Für  die  Beantwortung  der  Frage  endlicb»  ob  eine  Straftat  vom  Grund- 
Staate  aus  m  verfolgen  sei,  die  von  den  Insassen  des  einen  Luftsebiffes  gegen 
ein  anderes  oder  dessen  Insassen  a  M  ülit  worden  ist,  wird  es  gleichfalls  von 
Wichtigkeit  sein,  ob  das  Delikt  auf  den  Grundstaat  eingewirkt  hnt,  ob  dessen 
Eigentums-  odor  Interessensphäre  heeirttrfichtigt  worden  ist.  Nur  wenn  eine 
solche  Einwirkung  vorliegt,  wird  der  Grundstaat  Anlaß  haben,  die  Verfolgung 
zu  übernehmen,  andernfalls  wird  er  gut  tun,  die  Ahndung  den  Staaten  zu 
überlassen,  deren  Nationalitfit  die  Luftscbiffe  tragen. 


Das  traurige  Ende,  das  zwei  Teilnphmer  an  der  diesjährigen  Gordon- 
Bennett  ^^^itfahrt  nach  menschlichem  Ermessen  gefunden  haben,  läßt  die 
Frage  auftauchen,  von  welchem  Zeitpunkte  an  d'wr,e  beiden,  von  denen  viel- 
leicht nie  mehr  eine  Kunde  zu  uns  dringen  wird,  als  tot  zu  gelten  liaben. 
An  diese  Frage  reibt  sieb  die  weitere  an,  ob  etwa  die  Bestimmungen  des 
geltenden  Reebts  über  Todeserklärung  wegen  Verschollenheit  im  Hinblick 
auf  die  in  greifbare  Nähe  gerClekte  Einführung  der  Luftscbiffabrt  in  unser 
Wirtschaftsleben  der  Änderung  oder  Ergänzung  bedürfen. 

Die  Rechtsfähigkeit  des  Menschen,  das  ist  die  Fähigkeit,  Subjekt  von 
Rechten  und  Verbindlichkeiten  zu  sein,  ist  an  das  Leben  geknüpft.  Die 
Rechtsfähigkeit  beginnt  uiit  dem  Augenblicke  der  Existenz  des  Menschen 
und  endet  mit  dem  Tode.  Der  Verstorbene  ist  nicbt  mebr  recbtsfsbig,  wie 
der  Ungeborene  es  noch  nicbt  ist.  Nun  ist  jedoch  der  Eintritt  des  Todes 
nicht  immer  gewifi.  Menschen  geraten  in  Verschollenheit.  In  ihrer  Heimat 
weiß  niemand,  was  nus  ihnen  geworden  ist,  ob  sie  noch  am  Leben  sind,  oder 
ob  der  Tod  sie  ereilt  hat.  Diese  Verschollenen  können  aber,  da  dem  Leben 
eines  jeden  eine  Grenze  gesetzt  ist,  nicht  stets  noch  als  lebend  behandelt 
werden ;  die  Rechtsfolgen,  die  der  Tod  des  Menschen  nach  sich  zieht,  müssen 
aucb  bei  ibnen  einmal  eintreten.  Es  wird  desbalb  eine  Präsumtion  für  ibren 
Tod  aufgestellt.  Wer  verschollen  ist,  kann  fflr  tot  erklärt  werden. 

Das  BOrgerliche  Gesetzbuch  unterscheidet  vier  Arten  von  Verschollen- 
heit: die  allgemeine  VersrhoHcnheit  (§14),  die  Kriegsverschollenheit  (§15), 
die  Seeverschollenheit  (§  lö)  und  die  VerschoUenheit  im  Falle  einer  sonstigen 
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Lebensgefahr  (§  17).    Nach  den  Bestimmungen  über  die  sogenannte  allge- 
meine VerscboUeaheit  kann  ein  Verschollener  für  tot  erklärt  werden,  wenn 
seit  dem  SeliliiMe  desjenigen  Jahres»  in  dem  er  naeh  dea  letsteft  Naohrichiea 
noch  gelebt  hat.  sehn  Jahre  verflossen  sind.  Die  sehn  Jahre  vrerden  aber 
nicht  vor  dem  Schlüsse  des  Jahres  in  Lauf  gesetzt,  in  dem  der  Verschollene 
sein  21.  Lebensjahr  vollendet  hat,  und  sie  verkürzen  sich  auf  fünf  Jahre, 
wenn  der  Verschollene  zur  Zeit  der  Todeserklärung  das  Alter  des  Psalmistea 
erreicht,  also  (l;is  70.  Lebensjahr  vollendet  haben  würde.  Im  Falle  der  Kriegs- 
verschollenheil lai  die  Fnai  kürzer  bemessen.    Der  verschollene  Feidsoldat 
kann  fttr  tot  erkUrt  werden,  wenn  seit  dem  FriedenseoUnsse  drei  Jahre 
verstrichen  sind.    Bd  Seeverschollenheit  gelten  folg^^e  Bestimmungen; 
Wer  sich  bei  einer  Seefahrt  auf  einem  wfthrend  der  Fahrt  untergegangenen 
Schiffe  bffTinden  hat  und  seitdem  verschollen  ist,  kann  nach  A!)laijf  eine» 
Jahres  für  tot  erklärt  werden.    Der  Untergang  des  Schiffes  wird  vermutet, 
wenn  es  an  dem  Orte  seiner  Bestimmung  nicht  einsjetruffen  oder  in  Ermange- 
lung eines  festen  Reisezieles  nicht  zurückgekehrt  und  wenn  seit  dem  Antritt 
der  Reise  eine  gewisse  Frist  verstrichen  ist.  Diese  Frist  betrAgt  bei  Fahrten 
innerhalb  der  Ostsee  ein  Jahr,  bei  Fahrten  innerhalb  anderer  europäischer 
Meere  (mit  Einschluß  sämtlicher  Teile  des  Mittelländischen,  Schwarzen  and 
Asowschen  Meeres)  zwei  Jahre,  bei  Fahrten,  die  über  außereuropSiarhn  Meere- 
führen,  drei  Jahre.    Über  die  Todeserklärung  bei  Verschoilenheit  im  Falle 
einer  sonstigen  Lebensgefahr  endlich  enthält  das  Gesetz  die  Vorschrift,  daß, 
wer  (von  Krieg  und  Seefahrt  abgesehen)  in  eine  Lebensgefahr  gerät  —  wie 
Brand,  Überschwemmung,  Untergang  eines  FIu^echifleB,  Eisenbahnsusammen- 
stofi,  Grabenun^flck  und  dergleichen  —  und  seitdem  verschollen  ist,  für 
tot  erklärt  werden  kann,  wenn  seit  dem  Ereignisse,  durch  das  die  Lebens- 
gefahr entstanden  ist,  drei  Jahre  verflossen  «ind. 

Welche  dieser  Vorschriften  greift  nun  Platz,  wenn  Luftsf  [liifer  bei  einem 
Aufstieg  in  Verschollenheit  geraten  ?  Daß  hier  die  Bestimmungen  über  Todes- 
erklärung bei  Kriegsverschollenheit  ausscheiden  müssen,  ist  von  vornherein 
klar.  Dagegen  konnte  man  wegen  der  Ähnlichkeit  der  Verhältnisse  bei  Luft- 
und  Seeschiffahrt  versucht  sein,  die  Vorschriften  Ober  TodeserklAnmg  bet 
Seeverschollenheit  im  Falle  der  Luftverschollenheit  anzuwenden.  Hier  wie 
dort  vertraut  sich  der  Mensch  auf  schwankendem  Schiff  einem  Elemente  an, 
in  dem  dniirmd  /u  ver^'eilon  ihm  von  Natur  versuL^t  ist.  Hier  wie  dort  ist 
die  Exi.stenz  de^  Menschen  an  die  Existenz  des  bciiiffes  geknüpft,  dessen 
Untergang  den  seinen  in  der  Regel  zur  Folge  hat.  Trotzdem  ist  an  eine  ana- 
löge  Anwendung  jener  Bestimmungen  auf  Luftverschollenheit  nicht  zu 
denken.  Denn  die  Vorschriften  ttber  Todeserklfirung  im  Falle  der  Verschollen* 
heit  sind  Speiialvorschnften,  die  nur  von  der  Seefahrt  reden  und  in  ihren 
Einzelheiten  so  ausschließlich  auf  die  Verhältnisse  der  Seeschiffe  zugeschnitten 
sind,  daß  eine  extensive  Interpretation  als  ausgeschlossen  gelten  muß.  Hier- 
nach bleiben  übrig  die  Verschollenheit  im  Falle  einer  anderen  Lebensgefahr 
und  die  allgemeine  Verschollenheit.  Ob  man  die  Luftverschollenheit  dieser 
oder  jener  Kategorie  unterstellen  soll,  hängt  davon  ab,  ob  man  den,  der  eine 
Fahrt  im  Luftschiffe  unternimmt,  ohne  weiteres  als  einer  Lebensgefahr  aus- 
gesetzt betrachtet  oder  nicht.  Von  der  Fahrt  im  Freiballon  wird  man  das 
erste  wohl  annehmen  können,  und  deshalb  wird  man  bei  den  vorsebollenen 
Teilnehmern  an  der  Gordon- Benuf^tt- Wettfahrt  die  Vorschnft  d.  s  §  17  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  anzuwenden  haben,  wonach  eine  i  odesei  klärung- 
möglich  ist,  wenn  drei  Jahre  seit  dem  Ereignis  vei'strichen  sind.  Ob  die  Fahrt 
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in  dem  Zeppelinschen  lenkbaren  Luftschiff  eine  „Lebensgefahr"  bedeutet, 
erscheint  jetzt  schon  zweifelhaft.  Nimmt  man  jedoch  —  was  sicher  zu  er- 
warten ist  —  an,  daß  die  lenkbaren  Luftschiffe  immer  mehr  vervollkommnet, 
und  daß  die  mit  ihrer  Benutzung  verbundenen  Gefahren  immer  geringer  werden, 
80  wird  die  Fahrt  in  dioBen  SoUifen  derZnkunfl  in  der  Regel  nicht  mehr  eine 
Lebensgefahr  darstellen.  Dann  wird  man  aber  auch  auf  die  bei  einer  LufteehifF- 
fabrt  Verschollenen  die  Bestimmungen dee  §  17  kaum  noch  anwenden  können, 
und  eine  Todeserklärung  wäre  nur  noch  wegen  allgemeiner  Verschollen h ei t  auf 
Grund  des  §  14  nach  zehn  (oder  bei  den  über  70  Jahre  alten  Leuten)  nach  fünf 
Jahren  zulässig. 

Die  FVist  von  sehn  oder  fünf  Jahren  aber  erscheint  für  die  eigenartigen 
Verhfiltnisse  der  Luftschiffahrt  viel  zu  lang.  Ja  schon  die  dreijfiläge  Frist» 
die  nach  S  17  für  den  Fall  des  Vorliegens  einer  Lebensgefahr  yorgesohrieben 
ist,  muß,  wenn  man  die  für  die  Seeschiffahrt  gesetzten  Fristen  damit  vergleicht 
und  die  Ähnlichkeit  der  Gefahr  bei  See-  und  Luftschiffahrt  berücksichtigt, 
als  allzu  reichlich  bemessen  gelten.  Es  wird  daher  über  kurz  oder  lang 
nötig  werden,  die  Frage  der  Luftverschollenheit  gesetzlich  zu  regeln 
und  Fristen  zu  bestimmen,  einmal  für  die  Todeserklärung  im  Falle  der  Ver- 
schollenheit bei  feststehendem  Untergange  eines  Luftfahneuges,  sodann  fdr 
die  Vermutung  dnes  solchen  Unterganges.  Jene  Frist  wird  man  im  Hin- 
blick auf  die  entsprechende  Vorschrift  bei  der  Seeverschollenheit  vielleicht 
auf  ein  Jahr  bemessen  können.  Dagegen  bieten  dio  Vorschriften  über  Ver- 
mutung des  Unterganges  eines  Seeschiffes,  die  je  nach  der  Entfernung  der 
Meere,  die  das  Schiff  durchfahren  sollte,  verschieden  bemessen  sind,  keinen 
geeigneten  Anhalt  für  ähnliche  Vorschriften  über  die  PrSsumtion  des  Unter- 
ganges eines  Luftfahneuges.  Aufgabe  der  Gesetigebung  wird  es  sein, 
für  diesen  FaU  Fristen  zu  fmdcn  und  feetsulegen,  die  den  besonderen  Ver- 
hftltnissen  der  Luftschiffahrt  Rechnung  tragen. 

■ 

PROF.  FERDINAND  TÖNNIES,  EUTIN:  SOZIALE 

GEBOTE  UND  DAS  PRIVATl^CHT. 

I,  _  ilIE  Zusammenhange  von  Volkswirtschaft  und  Hecht  sind  eng. 
11^^^  II  Einer  Volkswirtschaft,  die  wesentlich  auf  dem  Privateigentum  an 
IIP  wJW  Boden  und  Kapital  beruht,  entspricht  ein  Privatrecht,  wie  es 
lUSS— Jl  in  den  Pandekten  vorgebildet,  durch  die  Theorie  des  Naturrechts 
imnzipi^  begrflndet,  in  den  großen  staatlichen  Codes  positives  Gesets 
geworden  ist.  Als  das  letzte  dieser  BOrgeriichen  Gesetzbücher,  das  des 
Deutschen  Reiches,  in  Kraft  trat  (1900),  war  es  sozusagen  schon  veraltet. 
Die  Volkswirtschaft  stand  schon  in  einer  Entwicklung,  deren  Konsequenzen 
darüber  hinauswachsen  müssen;  und  diese  Entwicklung  schreitet  unauf- 
haltsam fort. 

Der  Prozeß  dieser  Entwicklung  nimmt  aber  zwei  ganz  verschiedene 
Richtungen. 

Die  eine  Richtung  ist  mit  den  Prinzipien  jenes  Rechtes  nicht  nur  ver- 
trfiglich,  sondern  wirkt  auf  ihre  weitere  Ausbildung  hin. 
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Es  ist  der  Prozeß  der  L)  i  ü  i  n  l  e  g  r  a  l  i  o  n  alter  Verhältnisse  und 
VerJbiuUuugen»  die  wesentlich  einen  fanülienhaflen,  herrschaftlichen  und 
genoMensohaftliohen  Charakter  hatten  und  haben;  er  tendiert  dahin,  daß  die 
individuellen  Personen  ihrer  Macht  und  eben  dadurch  ihrer  subjdktiren 

Rechte  —  die  sie  besitzen  oder  in  Anspruch  nehmen  —  eidi  bewußt  werden. 

Dfn  unmitlelbarsleii  Aiisdruck  gewinnt  diese  Tendenz  in  der  Familie 
selbst,  und  zwar  in  ihrem  Kerne:  der  Ehe.  Die  Kb*^  ist  das  auf  Lebensdauer 
berechnntp  hnlb  herrsch  ältliche  halb  jrcnos.stnsi  haflliche  Verhältnis  zwischen 
Manu  und  biau..  Insoweit  es  herrschaiLlich  ist,  gehört  die  Herrschaft  nach 
Sitte  und  Recht  dem  Manne.  Zwar  ist  schon  im  Laufe  der  letzten  Jahrhundwte 
bei  den  modernen  Nationen,  wie  im  späteren  Rom,  die  rechtliche  SteUung 
der  Frau  selbständiger  geworden.  Aber  die  modernen  Gesetzbücher  lassen 
noch  bedeutende  Reste  ihrer  Abhängigkeit  übrig.  Die  große  soziale  Um- 
wälzung, die  unsere  Zeit  erfüllt,  manifestiert  sieh  auch  darin,  daß  ein  nroßer 
und  wachsender  Teil  der  Frauen  tatsäcldicli  (d.  h.  nauientlh  h  (ikniK  niisch) 
frei  wird;  die  Bedingungen,  worin  dies  beruht,  wirken  auf  die  Frau  ala  äulche, 
insofern  auch  diejenige,  die  nicht  tatsächlich  auf  eigenen  Fflßen  steht,  doch 
die  Möglichkeit  sieht,  sich  auf  eigene  Füße  zu  stellen:  n&mlich  durch  Ver- 
waltung  ihres  Vermögens,  oder  durch  Arbeit,  ihren  Lebensunterhalt  und 
etwa  auch  ein  Einkommen  darüber  hinaus,  zu  gewinnen  (schwieriger  freilich 
muß  noch  rrscheinen,  wen?i  es  auch  auf  etwa  von  ihr  geborene  Kinder 
sich  ei'streckea  soll).  Schon  t^md  die  Veränderungen  stark  genug,  um  die 
Ansprüche  der  Frau  auf  rechtliche  Gleichheit  mit  dem  Manne  so  zu  begründen, 
daß  ihnen  der  Erfolg  nicht  fehlen  kann:  und  dieser  Erfolg  wird  sein,  die 
Reste  der  Herrschaft  des  Mannes  aus  den  rechtlichen  Grundsfttsen  der  Ehe 
auszuscheiden  und  ein  rein  genossenschaftliches  Verhältnis  herzustellen,  denm 
äußere  Formen  —  also  Rechte  und  Pflichten,  die  daraus  sich  ergeben  sollen  — 
Wesen tb'ch  durch  freien  Vertrag  bestimmt  werden.  Wenn  noch  das  denisrhe 
Büi^rt  rliche  Gesetzbuch  dem  Manne  die  Entscheidung  in  allen  das  gemein- 
schuftiiche  eheliche  Leben  betreffenden  Angelegenheiten  (insbesondere  Be- 
stimmung von  Wohnort  und  Wohnung)  zuweist  und  das  Vermögen  der  Fnxi 
der  Verwaltung  und  Nutznießung  des  Mannes  unterwirf ti  so  entspricht  dies 
d  u  vorherrschenden  älteren  L^ensbedingungen ;  diese  werden  aber  ihre 
Kraft  auch  ferner  bewähren,  wenn  die  Rechtsregel  gemeinsame  Ent- 
scheidung und  gemeinsame  Vermögensverwal tunj?  heischen  wird; 
wenn  sie  ferner  das  System  der  Gütertrennung  zuün  inule  legt  und  gelten 
läßt,  wenn  nicht  durch  Vertrag  ein  anderes  eheliches  Güterrecht  vereinbart 
wurde.  Die  Ehe  selbst  hat  in  der  Sitte  und  in  sittlichen  Bedürfnisaen  so 
tiefe  Wurseln;  sie  entspricht  gerade  den  normalen  Wtknschen  der  Fnm  so 
stark,  daß  sie  sich  als  herrschende  Institution  erhalten  wird,  auch  wenn  der 
Gesetzgeber  sich  genötigt  sehen  sollte,  losere  und  nicht  auf  Lebenszeit  ab- 
zielende ,,VerhSltnisse*'  der  Geschlechter  zu  sanktionieren;  und  dies  wird 
das  berechtigte  Interesse  der  Frauen  eb^'nso  wie  das  der  Kinder,  die  solchen 
Verhältnissen  entspringen,  mehr  und  mehr  gebieten. 

Eine  gewisse  Analogie  ist  öfter  bemerkt  worden  zwischen  der  Eman- 
zipation der  FVauen  und  der  Emanzipation  der  Arbeiter.  Aber  in  jener  beruht 
eine,  in  dieser  beruht  „die"  soziale  Frage,  und  diese  be&eht  sich  auf  weib- 
liche wie  auf  männliche  Arbeiter.  Der  Arbeitsvertrag  steht  im 
Vordergrunde  der  neuen  Rechtsbildungen.  Unsere  Gesetzbücher  kennen  nur 
den  individuellen  Arbeitsvertrag,  bei  dem  in  der  Regel  die  Ungleichheit 
der  Kontrahenten  so  groü  ist,  daß  er  nur  dem  Namen  nach  freier  Vertrag 
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ist  und  in  Wirklichkeit  eine  Herrschaft  des  ,,Arbeit{^bcrs'"  über  den  ,, Arbeit- 
nehmer" begi'ündet;  und  dies  entsprach  der  untergeordneten  Stellung  in  einer 
hiiiflliehmi  Gemein&ehaft,  die  fOr  das  Ifindfiche  Gesinde,  wie  fflr  Lehrlinge 
und  Gesellen  des  Handwerks,  so  herkömmlich  wie  nach  gegebenen  Ver* 
bältnissen  natfkrlich  ist.  Nachdem  zunächst  die  industrielle  Arbeiterschaft 
•den  Unternehmern  gegenüber  sich  zu  einer  Macht  entwickelt  hat,  sind  kollek- 
tive Arbeitsverträge  möglich]  trinvifffirn ;  und]  diese  haben  erst  in  neuester 
Zeit  mehr  und  mehr  die  Forni  angenoiaiüen,  daß  die  Abmachungen  zwischen 
den  Vertretern  des  Kapitals  einerseits,  denen  der  Arbeit  andererseits,  für 
ganze  Industriesweige  nnd  fflr  eine  Reihe  von  Jahren,  enthaltoi :  die  Tarif- 
verirftge.  In  den  bedeutendsten  Ländern  ist  die  Gesetsgebung  teils 
eehon  tätig  gewesen,  teils  in  energischer  Vorbereitung,  sich  dieses  Stoffes  zu 
bemächtigen.  Im  September  d.  J.  hat  der  deutsche  Juristentag  den 
Gegenstand  eingehender  Verhandlung  unterworfen:  dies  ist  von  den  Sozial- 
politikera  als  eine  bedeutsame  Wendung  begrüßt  worden.  Streitig  ist  nicht 
aur»  ob  und  wie  eine  gesetzliche  Regelung  dieser  Verträge  geschehen  solle, 
sondern  vor  allem  ihre  rechtliche  Natur  und  also  ihre  rechtlichen  Wirkungen. 
D  a  B  eine  gesetzliche  Behandlung  notwendig  ist,  wird  fast  allgemein  aner- 
kennt :  das  Recht  muB  auch  hier  dem  Leben  folgen.  Freilich  wird  der 
öfTentlich-rechtliche  Zwang  zum  Abschlüsse  solcher  Verträge  (wie  er  in 
Austrahen  schon  besteht)  abgelehnt;  nur  die  Registrierung  bei  den  Gewerbe- 
gerichten will  man  zugeben,  um  diesen  Verträgen  erhöhte  Bedeutung  zu 
verleihen.  Übrigens  hängt  ihre  Geltung  wesentlich  ab  von  der  Stellung,  die 
den  Koalitionen  der  Arbeiter  eingeräumt  wird.  Bis  jetzt  ist  diese  Stellung 
in  Deutschland  stark  eingeschrfinkt.  Das  Gesetz  duldet  sie,  aber  unter  der 
offenbaren  Voraussetzung,  daß  ne  vom  Übel  seien.  Nicht  nur  hemmt  es 
(in  Verbindung  mit  der  Verwaltungspfaxis)  ihre  Fähigkeit,  juristische  Persön- 
lichkeit zu  erlangen;  es  verweigert  sogar  den  Verträgen,  wodurch  sie  begründet 
■werden,  die  Klagbarkeit.  Die  Juristen  erkennen  klar,  daß  diese  Hemmungen 
unmöglich  geworden  sind.  Ein  wundervolles  Beispiel  dafür,  daß  das  Leben 
dem  Recht  gebietet.  Aus  den  dringenden  Bedürfnissen  des  Verkehres,  aus 
•den  tala&chlichen  Maehtverhlltnissen  zwischen  den  tatsftchlich  Terbundenen 
Arbeitern  und  den  tatsächlich  verbundenen  Untemebmem,  sind  die  Tarif- 
'vertrfige  entsprungen,  haben  sich  bewährt,  sich  erweitert  und  ausgebreitet, 
wenn  auch  bisher  noch  wenig  auf  die  eigentliche  Großindustrie  (wo  das 
Knpifal  zu  mächtig  ist);  sie  sind  so  ins  Leben  getreten,  obgleich  ihre  Formen, 
junsUsch  betrachtet,  teils  mangelhaft,  teils  zweifelhaft  sind.  Bei  Streiks 
und  Aussperrungen,  den  Formen  des  industriellen  Krieges,  ist  die  Hechtslage 
meistens  klar;  Mer,  wo  es  sich  um  Friedenstraktate  handelt,  ist  sie  unklar. 
Aber  in  Frankreich,  wie  in  Deutschland  und  in  Österreich  ist  die  Notwendigkeit, 
sie  gerichtlich  zu  sichern,  schon  beinahe  ins  allgemeine  Bewußtsein  über- 
gegangen und  wird  die  Gesctz^bung  nach  sich  ziehen.  In  Großbritannien, 
wo  die  Tarifverträge  noch  wpnicr  entwickelt  sind,  ist  doch  der  Fortschritt 
zur  Verbesserung  der  Rechtslage  gewei  kbt  haftlicher  Vereine  ebenso  bemerkbar; 
neuerdings  besonders  durch  die  Akte  über  Trades  Disputes  von  1906. 

Es  handelt  sich  hier  immer  um  die  Gleichheit  und  die  vollkommene 
Freiheit  des  Arbeiters,  Vereine  lu  bilden  und  andere  Vertrfige  abzuschließen, 
.die  von  der  Justiz  honoriert  werden.  Noch  ist  in  Europa  wohl  nirgends  die 
Koalitionsfreiheit  unangefochten;  in  Deutschland  wirken  iln  die  Unternehmer 
der  Großindustrie  bewußt  entcf^gen;  sie  vei-suchen  nicht  nur  Arbeiter,  sondern 
^ucb  technische  Beamte  zu  schädigen,  die  von  jenem  Hechte  einen  Gebrauch 
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machen,  der  ihnen  nicht  zusagt.  Gegen  solchen  Mißbrauch,  den  das  Kapital 
mit  seiner  großen  Übermacht  treibt,  gibt  es  noch  keinen  Schutz;  wenigstens 
bt  das  Verbot  der  Schikane,  das  ins  deutsche  Bürgerliche  Gesetz- 
buch Aufnahme  gefunden  hat,  bisher  nicht  darauf  angewandt  worden. 
Fraglich  ist,  ob  ein  strafrechtlicher  Schutz  dafür  geboten  sein  wird.  —  Die 
Freiheit  der  Arbeiter  wird  außerdem  in  dm  orrißfii  Industrien  \nclfach  unter- 
bunden durch  sogenannte  Wohlfahrtseinrichtungen.  Es  lindet  Nuii^'nug 
statt,  für  Pensionskassen  Beiträge  zu  leisten,  diese  Beiträge  werden  sogar 
vom  Lohne  abgezogen.  Dennoch  begründen  sie  kein  klagbares  Recht;  denn 
nach  dem  Statut  der  Kasse  erloschen  alle  Ansprüche  an  sie  mit  dem  Aus- 
scheiden des  Berechtigteiv  aus  dem  Arbeitsverhftltnis.  Die  Ikberwiegiende 
juristische  Meinung  verurteilt  solche  Verträge  als  unmoralisch  (MgegNi  die 
guten  Sitten  vrT^toßend").  Der  deutsche  Reichstag  hat  bereits,  \m  Einklänge 
mit  den  verbündeten  Regierimgen,  das  Vorhandensein  eines  schweren  Miß- 
standes auf  diesem  Gebiete  und  das  Bedürfnis  einer  gesetzlichen  Abhilfe 
anerkannt.  Dennoch  dürften  darüber  noch  langwierige  Kämpfe  bevorstehen. 
Die  Unternehmer  der  großen  Industrie  betrachten,  ebenso  wie  die  der  Land- 
wirtschaft,* eine  Ausübung  von  Herrenrechten  ,4m  eigenen  Hause''  als  not- 
wendig, wie  ehemals  die  Könige  im  Staate;  der  Gedanke  der  „konstitutionellen 
Fohrik"  scheint  ihnen  den  Untergang  der  sittlichen  VVellordnnng  zu  bedmton. 
Mehr  und  mehr  stellt  sich  aber  heraus,  daß  diese  gerade  am  meisten  durch 
jene  Mischung  von  Anarchie  und  Tyrannis  gefährdet  ist,  die  das  bestehende 
Verhältnis  in  so  weitem  Umfange  charakterisiert;  daß  hier  wie  überall,  die 
Konsequenz  der  Entwicklung  heilsam  wirkt,  und  diese  Konsequenz  liegt  in 
der  Richtung  der  Freiheit  und  Gleichheit. 

Von  der  einen  Richtung  wurde  bisher  gesprochen.  Das  Charakteristische 
war,  daß  das  Leben  «ich  in  dieser  Richtung  cnt\%'ickelt  und  auf  die  Rechts- 
bUdung  zwincrenden  Emlluß  übt.  Man  mag  diese  Richtung  individualistisch 
nennen;  aber  gerade  die  Bildung  von  Assoziationen,  Koalitionen,  Vereinen 
durch  die  freien  Individuen  gibt  dem  Rechte  die  Probleme  auf.  Zu  diesen 
Vereinen  gehören  auch  die  Konsumvereine  und  daraus  hervorgehende 
Produktivgenossenschaften,  in  denen  ein  neues  ökonomisches  Prinzip  ums 
Dasein  ringt  —  daher  auch  um  ein  Recht,  das  ihm  gerecht  werde.  Diese 
Betrachtung  führt  uns  hintiber  in  die  andere,  die  sozialistische 
Richtung  des  Fortschritts:  sie  knüpft  sich  wesentlich  an  die  Entwicklung^ 
des  Staates  —  für  Deutschland  des  Reiches  und  der  Staaten,  —  aber  in 
zweiter  Linie  auch  an  die  Entwicklung  der  Gemeinden,  namentlich  der  großen 
Stadtgemeinden.  Wie  immer  man  das  Wesen  und  die  rechtliche  Natur  dieser 
Korporationen  begreifen  mag,  sie  sind  da,  sie  wollen  leben,  und  ihr  Leben 
wird  von  der  großen  Masse  der  Individuen  als  notwendig  empfunden  und 
gedacht.  Ihr  Leben  ist  durch  ^wirtschaftliche  Kraft,  durch  gesunde  Finanzen 
bedingt.  Die  Selbsterhallunir  großer  Gesamtheiten,  nationaler  und  lokaler, 
weist  ihnen  ungeheure  Aufgaben  zu.  Für  Lösung  dieser  Aufgaben  sind  sie 
zunächst  noch  weit  überwiegend  auf  die  Steuerkraft  und  den  Steuerwülen  ihrer 
Bürger  angewiesen.  Aber  die  volkswirtschaftliche  Entwicklung  drAngt  zur 
Wiederherstellung  von  Gemeineigentum  in  der  Form  von  staatlichen  undkom- 
munalen  Eigenbetrieben.  Sie  drängt  von  mehr  als  einer  Seite ;  am  meisten  aber 
von  der  Gestaltung  privater  Monopole  aus,  deren  Gemeinschädlichkeit  nur  durch 
gemeinnützige  öffentliche  Monopole  bekämpft  und  besiegt  werden  kann. 
Dies  der  neue  Gedanke,  der  mit  steigender  Kraft  diesseit  wie  jenseit  des  Ozeans 
sich  geltend  macht.   Zunächst  erhebt  er  sich  gegen  die  vertrusteten  Industrien 
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und  —  in  den  Vereinigten  Staaten  —  gegen  die  ungeheuerUche  Korraption 

der  städtischen  Venvaltunf^n,  eine  Korruption,  Heren  Zusammenhang  mit 
der  Macht  über  Gasanstalten,  Wasserleitungen,  Straßenbahnen  usw.,  lauter 
Privat monopole,  unwiderleglich  nachgewiesen  wurde.  Allmählich  dringt  aber 
auch  der  monopolistische  Charakter  des  Eigentums  am  Grund  und  Boden, 
l>esond<H»  an  südtiBchem  Baulande  und  an  Bergwerken  —  wo  er  duroh 
kartdiierte  Industrien  noch  yerschärft  wird  —  Ina  Öffentliche  Bewußtsein« 
Die  ganze  moderne  Volkswirtschaft  —  und  das  ihr  dienende  Privatrecht  — 
ist  auf  der  Voraussetzung  freier  Konkurrenz  und  der  Zugäng- 
lichkeit aiK'h  des  produktiven  i^rivateigentums  für  jedermann  aufgebaut. 
Die  let/ftif  hat  längst  ihren  realen  Wert  eingebüßt;  die  große  Menge  ist 
vermögensius  und  in  bezug  auf  Vermögen  hoffnungslos.  Die  freie  Konkurrenz 
besteht  cum  Teil  noch  wirklich,  aber  gerade  da,  wo  es  sich  um  die  wichtigsten 
BedOrfoisse  handelt  —  das  Wohnbedürfnis,  das  Bedürfnis  der  Kohle  als  des 
„Brotes**  der  Industrie  u.  a.  —  nur  noch  scheinbar.  Das  Privateigentum 
an  den  Produktionsmitteln  verliert  immer  mehr  von  dem  Sinne,  den  es  gehabt, 
durch  den  es  sich  gerechtfertigt  hat.  Die  Plutokratie  wird  als  eine  Last  emp- 
funden, die  ein  Volk,  dps  froi  atmen  und  wirken  will,  abschütteln  muß.  Schon 
sind  die  Säulen  des  Privatrechts  durch  die  Eingriffe  der  sozialen  Gesetz- 
gebung angenagt  und  durchlöchert.  Dem  Gebte  des  -vorwiegenden  Interesses 
der  besitzenden  Klasse  stellt  sich  der  Geist  der  Masse  und  des  vorwiegenden 
Gemeininteresses  gegenüber.  Ein  Privatrecht,  das  wesentlich  sum  Schutze 
des  großen  Eigentums  bestimmt  ist,  muß  durch  ein  öffentliches  Recht  tiber- 
wunden werden,  das  wesentHch  zum  Schutze  des  Volkes  g  e  p  n  dies  Eigen- 
tum dienen  soll.  Der  Prozeß  einer  Neubildung  des  Hechtes  im  sozialistischen 
Sinne  ist  im  Gange;  es  wird  am  besten  geUngen,  wenn  er,  getragen  von  der 
dfTentlichen  Meinung«  mit  Einsicht  und  weiser  Mäßigung,  aber  zugleich 
mit  Energie  und  wohlfiberlegtem  Radikalismus,  in  c^ne  Wege  geleitet 
wird. 

LINO  FERRIANI,  GENERAL-PROKURATOR  VON  rTALIEN. 

ROM :  DIE  ABSCHAFFUNG  DER  TODESSTRAFE  IN 
ITALIEN. 

IE  derzeitige  Bewegung  für  Abschaffung  der  Todesstrafe  in 
Frankreich  lenkt  die  Aufmerksamkeit  wieder  auf  Italien,  das  als 

einzige  Großmacht  die  Todesstrafe  abgeschaft  hat.  Lebhafte 
Diskussionen  in  der  juristischen  Welt  gingen  diesem  Schritte 
voran.  Die  positive  Schule,  an  deren  Spitzo  F^-rri,  T.ombroso  und  Garofalo 
stehen,  und  der  auch  ich  anzugehören  mir  zur  Ehre  rechne,  war  in  ihrer 
Anfangszeit  für  die  A  u  s  m  o  r  z  u  n  g  schwerer  Verbrecher  (d.  h.  für  die 
Todesstrafe),  und  erklärte,  daß  die  ehrlichen  Leute  nicht  für  den  Lebens- 
unterhalt eines  gefihrlicheii  und  unverbesserlichen  Verbrechers  arbeiten 
sollten.  Aber  auch  diese  Schule  hat  niemate  behauptet,  daß  die  Todesstrafe 
als  Abschreckungsmittel  einen  Wert  besitze;  diese  Meinung 
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wurde  stets  als  Utopie  erkannt.  Die  Forlschritte  der  sozialen  und  humani- 
tären Ideen  mußten  notwendigerweise  zu  einer  Änderung  der  Anschauungen 
unserer  Schule  Ober  die  Todesstrafe  fahren.  Indem  sie  den  Veibreeher 
nfiher  sliidierte,  fand  sie  in  ihm  einen  Kranken,  der  gewiB,  wenn  er  gefShr- 
lieh  ist,  fflr  immer  von  der  menschlichen  Gemeinschaft  entfernt  und  abge- 
schlossen werden  muß,  keineswpj^s  ;ib»r  durch  den  lebenendenden  Gewalt- 
akt gezüchtigt  werHon  dar  f  I  )ie  Srhule  hat  erkannt,  daß  70  % 
der  Gewalttäter  (die  Anarchisten  eingeschlossen)  Wahnsinnige  sind. 

Die  vorgeschrittensten  Vertreter  der  Schule  sind  der  Meinung,  daß  mit 
fortschreitender  Zivifisation  die  Gefängnisse  mit  ihrem  Streben  nach  Strafe 
und  Sühne,  mit  den  Schrecken  der  Einzelhaft,  die  sur  geistigen  Zerrflttung 
der  Gefangenen  führen,  mehr  und  mehr  Terschwinden,  und  daß  Zwanglk 
arbeitanstalten,  in  denen  die  Absicht  von  Sühne  oder  Vergeltung  ganz  zurück- 
tritt und  bloße  Bewahrung  (!er  Gesellschaft  vor  weiteren  Übeltaten  ange- 
strebt wird,  an  deren  Stelle  treten  werden. 

Der  einzige  Gelehrte  der  positiven  Schule,  der  auf  seinen  früheren  Ideen 
beharrte,  war  Garofalo,  der  im  Jahre  1888  ein  Werk  schrieb,  betitelt  „Gegen 
die  Strömung".  Schon  dieser  Titel  xeigt,  daß  die  Öffentliche  Meinung  durch- 
aus gegen  ihn  war.  In  dieser  Schrift  bekämpfte  er  das  Projekt  einer  Auf- 
hebung der  Todesstrafe,  doch  vergebens.  Wohl  dauerte  es  noch  längere 
Zeit,  bis  die  formelle  AbschafTung  derselben  erfolg^te;  doch  hat  <;chon  Köni^ 
Humbert  alle  zum  Tode  verurteilten  Verbrecher  begnadig,  und  im  Jahn^ 
1900  endlich  proklamierte  man  die  formelle  Abschaüung  der  Todes- 
strafe. 

Garofalo  wollte  sich  den  humanitllren  Ideen,  die  in  unserer  Schule  sur 
Herrschaft  gelangten,  nicht  fflgen,  und  in  starrer  Festhaltung  unserer  .\n- 
fangsprinzipien  wiederholte  er  immer  wieder,  daß  man  geffihrUche  und  blut- 
dürstige Menschen  ebenso  vertilgen  müsse  wie  eine  Viper  oder  einen  wütenden 
Hund.  Schwache  Logik,  meiner  Ansicht  nach,  denn  es  ist  unmöglich,  einen 
Vergleich  zwischen  einer  Viper  und  einem  Menschen  herzustellen, 
da  dieser  eben  infolge  seiner  abnormen  Veranlagung  durchaus  ab  Kranker 
SU  betrachten  ist.  Sehen  wir  aber  von  allen  theoretischen  und  humanitSrsn 
Gesichtspunkten  ab,  und  fassen  die  Frage,  die  jetzt  in  Frankreich  neuerdin^ 
aufgerollt  wird,  praktisch  ins  Auge,  so  haben  wir  das  folgende  Problem  vor 
uns:  Wirkt  die  Todesstrafe  ahs*^hrerkoiHi  ?  ^'ermindert  sie  die  Zahl  der 
schwersten  Verbrechen?  Meinet  l'rfüluung  nach  übt  die  Furcht  vor  Strafe 
überhaupt  auf  den  Verbrecher  kaum  irgend  welche  Wirkung  aus,  gerade 
so  wie  ehedem  die  Furcht  vor  ewigen  Strafen  auch  auf  den  Gläubigen  keines- 
wegs eingewirkt  hat.  Als  das  Brigantenunwesen  in  Italien  am  schlimmsten 
war,  haben  die  berüchtigsten  Übeltäter  vor  AustOhrung  jedes  Überfalls  sich 
zur  Kirche  begeben  und  die  Hilfe  der  Madonna  und  der  Heiligen  für  ihr 
Unternehmen  erfleht. 

Auch  die  Engländer  mit  ihrem  gesunden  ^^pnschenvel•staIld  haben 
erkannt,  daß  der  Todesstrafe  keinerlei  abschreckende  Wirkung  zukomme. 
In  England  werden  im  Monat  durchschnittlich  drei  Todesurteile  vollstreckt, 
aber  stets  unter  Ausschluß  des  Publikums.  Die  Öffentlichen  Hinrichtungen 
sind  in  der  Tat,  sowohl  in  England  als  auch  in  Frankreich  und  anderswo, 
stets  eine  schamlose  Schaustellung  gewesen,  bar  jeder  moralischen  Wirkung. 
Die  Menge,  die  sich  tu  ihnen  driingte,  bestand  aus  Verbrechern,  hysterischen 
Frauen  und  l'crsonen  mit  krankhafter  Neugierde,  die  von  der  Sucht  nach 
heftigen  Gemütsbewegungen  erfüllt  sind.    Von  einem  Nutzen  für  die  Ge- 
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sellsohaft,  von  einer  Zügelung  des  Verbrechens  durch  diese  Schaustellungen 
kann  keine  Rede  sein.  Wie  wenig  Binflnß  die  Todesstrafe  und  deren  hftufige 

Verhängung  auf  die  Verbrecher  ausgeübt  hat,  zeigt  die  französische  Statistik* 
Zur  Zeit  des  Kaiserreichs  (1863  bis  1870)  wurden  193  Todesurteile  ausge- 
sprochen, von  ihnen  9b,  d.  i.  44  %,  durch  kaiserliche  Gnade  erlashcii.  Unter 
der  Präsidentschaft  von  Mac  Mahon  187.'^ — 1878  wurden  179  Verbieclier  zum 
Tode  verurteilt  und  112  begnadigt  (62  %);  unter  der  Präsiiientschaft  Gr^vy 
1878—1886  219  Verbrecher  verurteilt,  162  begnadigt  (76  %). 

Man  sieht,  daß  trots  der  Tiden  Hinrichtungen  die  todeswQrdigen  Ver- 
brechen und  Verurteilungen  kaum  abnehmen.  In  Italien  wieder,  wo  seit 
König  Humbert  kein  Tddesurteil  mehr  vollstreckt  wurde,  sehen  wir  das 
umgekehrte :  Die  Zahl  dor  schweren  Verbrechen  geht 
zurück,  sogar  in  jenen  Gegenden,  die  infolge  der  Unbildung  und  Armut 
der  Bevölkerung  seit  jeher  zu  Roheitsverbrechen  neigen,  so  in  der  Basilika 
in  Sflditalien*  Die  Zahl  der  Mordtaten  ist  dort  im  letzten  Jahnehnt  — 
nach  Aufhebung  der  Todesstrafe  —  um  ein  Viertel  lurfickge« 
gangen. 

Diese  Talsachen  zeigen,  wie  wenig  Einfluß  die  Todesstrafe  oder  ihre 
Aufhebung  auf  die  Häufigkeit  dop  schweren  Verbrechen  besitzt.  In  U'ahrhoit 
ist  Zahl  und  Art  der  Verbrechen  als  euie  Funktion  (im  maLheiualischen 
Sinne)  der  allgemeinen  Kulturentwicklung  änzusehen.  Charakteristisch  für 
unsere  Epoche  ist  die  allmähliche  Ersetsung  der  Körper- 
verbrechen  und  Mordtaten  durch  die  Betrugsdelikte, 
weil  eben  die  Bedingungen  des  Kampfes  ums  Dasein  in  unserer  Zeit  andere 
geworden  sind  und  nicht  mehr  die  Mordtat,  sondern  der  Betrug  als  taug- 
lichstes Mittel  zur  Erwerbung  von  Vortf^ilcn  auf  Kosten  anderer  und  der 
Gesellschaft  erscheint.  Je  mehr  sieh  moderne  Verwaltung  und  stabile  staat- 
liche Verhältnisse  in  den  Berglandschaften  Italiens  und  andei'swo  durch- 
setzen,  desto  mehr  tritt  die  Mordtat  in  den  Hintergrund,  je  verwickelter 
und  difierenzierter  andererseits  die  kommerziellen  und  finanziellen  Bezie- 
hungen der  Menschen  in  unserer  modernen  Wirtschaftsordnung  werden, 
desto  mehr  Möglichkeiten  und  Ausfuhrungen  dos  Beti-ugs  ergeben  sich.  Der 
rücksiclitslose,  vor  ni<  hts  zurückschreckende  Charakter  wird  nicht  mehr 
Bandit,  sondern  Hochstapler. 

Eine  Ausnahme  von  diesen  Gesetzen  machen  nur  gewisse  Großstädte, 
in  denen  sich  Neubildung  eines  für  Raub  und  rfiuberischen  Totschlag  günstigen 
Milieus  vollzieht:  In  Paris  und  anderwfirts  wendet  sich  die  verwahrloste 
Jugend,  die  aus  Schule  und  Familienleben  keine  Autoriliit,  keine  Scheu 
ins  Leben  mitnimmt,  der  nichts  mehr  heilig  ist,  die  vielfach  ihre  Väter  nicht 
gekannt  und  ihre  Mütter  in  Laster  imd  Elend  verkomnun?  sah,  der  Verbrecher- 
laufbahn zu.  Inmitten  von  Prostitution,  Znliällcrtuni,  Elend  und  Zerrüttung 
des  sozialen  Lebens  konnten  die  Pariser  „Apachen"  (die  Platten- Brüder'* 
l/^ens  und  ihre  Namensgenossen  anderer  Städte)  erwachsen,  die  durch  ihre 
Verwegenheit  ein  wahrer  Schrecken  des  friedlichen  BQrgers  wurden  und  mit 
in  erster  Linie  die  Agitation  für  die  Beibehaltung  der  Todesstrafe  in  Frankreich 
verursachten.  Aber  gerade  pepenüber  diesen  verwegenen  Elementen,  die 
sich  oft  gerne  und  freiwillig  dem  Tode  im  Zweikampfe  aussetzen,  deren 
Perversität  sie  vielfach  zum  Morde  um  der  bloüen  Freude  am  Mord  willen 
hindrängt,  hat  die  Todesstrafe  nicht  die  mindeste  abschreckende  Wirkung. 
Gegenüber  diesem  Übel  kann  nur  eine  zielbewußte  Sozial-  und  Erziehungs- 
politik helfen.  Kinder  notorisch  lasterhafter  Eltern  müssen  diesen  entzogen. 
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hcranwaeliiende  Knaben  ohne  Heim  mfiamn  in  staatlichen  Anstalten  Ter- 
sorgt,  jugendliche  Übeltäter  dfirfen  nicht  mit  ergrauten  Verbrechern  zusammen 

vensalirt  werden,  von  denc^n  sie  jegliches  Laster  kennen  lernen  und  in  die 
perversen  Heize  der  Verbrecherlau fhrdm  eingeführt  werden.  Beim  Ver- 
lassen der  Haft  muß  ihnen  Gelegenh».il  gegeben  werden,  wieder  Arbeit  zu 
bekumnieu  und  ein  ehrliches  Leben  zu  beginnen.  Nur  eine  solche,  von  wissen - 
schalllichen  Geaichtspunktea  geleitete  Jugendpolitik,  nicht  aber  das  mechani- 
sche» ja,  fast  nai^  zu  nennende  Büttel  der  Todesstrafe  kann  dieser  Begleit- 
erscheinimg der  modernen  GfoBBtadtentwicklung  begi^en.  Es  ist  nicht  bloß 
ein  unmenschliches  Mittel,  was  vielen  gleichfrültig  sein  raatr,  «ondem  auch 
wert-  und  zwecklos  für  das  angestrebte  Ziel,  und  es  steht  zu  hoffen,  daß  die 
Abschaffung  der  Todesstrafe  in  Italien  bald  auch  in  anderen  Staaten  Nach- 
ahmung  fmden  werde. 
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ENTWICKLUNGSTENDENZEN  IM  STRAFRECHT. 

I|^^^=?|AS  Strafrecht  beruht  von  alters  her  auf  den  Begriffen  von  Schuld 
D^^\||und  Sühne.  Sein  historischer  Ausgangspunkt  war  die  Rache  des 
H^^^  l  Beleidigten»  die  zunächst  von  diesem  selbst  und  dann,  in  seinem 
iLi^^— J Namen  und  Auftrag,  von  der  staatlichen  Macht  ans'jpübt  wurde; 
sein  ideales  Vorbild  war  das  göttliche  Gericht,  vom  Weltiegenlen  selbst  zur 
Sühne  der  ihm  angetanen  Beleidigung  am  Sünder  vollstreckt  und  von  mensch- 
licher Phantasie  mit  allen  Attributen  der  Gerechtigkeit,  die  Schuld  und  Sühne 
haarscharf  aufeinanderpaßt»  ausgestattet.  GStfliches  und  menschliches  Gesetz 
galten  durch  all  die  Zeilen  als  identisch  und  die  Bestrafung  des  Verbrechers 
als  ein  gottgefälliges  Werk. 

Die  Fortentwicklung  der  Zivilisation  drückte  sich  in  der  Sphäre  des 
Strafrechts  vorzugsweise  in  stets  schärferer  Herausarbeitung  der  subjektiven 
Schuld,  die  in  Zeiten  der  Barbarei  hinter  den  äußeren  Folgen  der  Tat  noch 
minder  stark  erschienen  war,  aus,  sowie  in  der  scharfen  logischen  Umschreibung 
jener  Tat-  und  Schuldumstftnde,  welche  eine  bestimmte  Strafe  erfordern 
sollen.  Die  sozialen  Zwecke  von  Strafe  und  Strafrecht  traten  gegen- 
über  dem  formalrcchtHchen  Gedanken  der  Anpassung  von  subjektiver  Schuld 
und  Süline  stark  /nriirk.  Gerichtsberatungen  darüber,  ob  der  Diebstahl 
einer  bestimmten  Summe  Geldes,  imter  ge\^ns8eii,  eigenen  Umständen  be- 
gangen, mit  2,  3  uder  oVi  Jahren  Zuchthaus  zu  ahnden  sei,  können  in  der 
Tat  von  keinem  Zweckstandpunkt  aus  als  relevant  angesehen  werden.  Für 
einen  solchen  käme  nur  die  Möglichkeit,  den  Verbrecher  zu  bessern,  oder 
die  Notwendigkeit,  ihn  unschädlich  zu  machen,  in  Frage,  keinesfaüs  aber 
formalistische  Begrenzung  der  Haft  im  VerhiUinis  zur  Höhe  der  gestohlenen 
Summe.  Dieses  letztere  Verfahren  läßt  sich  nur  voni  Standpunkte  der  Sühne 
welche  dem  Grade  der  Störung  der  allgemeinen  Hechtsordnung  angepaßt 
werden  soll,  erklären. 

Vom  historischen  Standpunkte  soU  durchaus  nicht  in  Abrede  gestellt 
werden,  daß  die  mechanistische,  fast  mathematisch  zu  nennende  Anpassung 
vom  Recht  der  Strafe  an  den  Umfang  der  Friedensstörung  ihre  großen  Vor- 
teile für  die  Möglichkeit  freier  Entwicklung  der  Persönlichkeit  gehabt  hat. 
Diese  Entw'^klTinn'  s'  hrinktc  die  obrigkeitliche  Willkür  auf  ein  Mininivim 
ein,  befreite  den  Staalslmi  ger  von  der  Gefalir  willkürlichor  Freiheitsberaubung, 
gab  ihm  ein  klares  Uild  darüber,  durch  welche  Handlungen  er  sich  straf- 
rechtlicher Ahndung  aussetzte,  in  welchen  anderen  Sphären  er  vor  solchen 
Gefahren  gefeit  war.  Diese  Sicherung  persönlicher  Freiheit  war  ein 
groB^,  aber  wohl  das  einzige  Gut,  das  die  formalistische  Strafrechtspflege 
mit  sich  gebracht  bat.  Der  Befreiung  der  menschlichen 
Gesellschaft  von  Friedensstörung  und  Verbrechen 
hat  sie  nur  höchst  unvollkommen  gedient. 
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Bevor  wir  jedoch  auf  dieseä  sachliche  Problem  eingehen,  sei  jener  Resul- 
tate der  Wissenschaft  gedacht,  welche  die  philosophische  Grund- 
lage der  bisherigen  Straf rech tsp f lege »  den  Begriff 

der  Schuld,  zerstörten.  Der  Begriff  des  absoluten  Rechts,  wie  er 

der  früheron  religiösen  Vorslellungswflt  und  noch  der  Naturrcchtsschule 
entsprarh,  hat  für  die  moderne  Soziologie  jeden  Inhalt  verloren.  Es  gibt 
kein  a  i>  »  o  1  u  t  e  s  Recht.  In  jedem  gegebenen  Staatswesen  werden  die 
Notwendigkeiten  und  Daseinsbedingungen  seiner  herrschenden  Klasse  im 
Laufe  der  historischen  Entwicklung  in  gewisse  Rechtsformen  gekleidet,  denen 
sich  das  Sahneverlangen  des  einsdnen  anpassen  muß.  Ihr  Inhalt  wird  mit 
der  Zeit  als  abstrakte  Gerechtigkeit  ins  l^seits  projiriert  und  mit  göttlicher 
Gloriole  umgeben.  Eigentumsstörungen  sind  stets  schärfster 
Angriff  auf  die  Interessen  der  besitzenden  und  herrschenden  Klasse  gewesen, 
sie  werden  darum  auch  stets  als  vornehmstes  Verbrechen  gegen  göttliche» 
und  menschhches  Recht  erfaßt.  Der  Abwehrwille  der  herrschenden  Klasse 
ist  geltendes  Recht. 

Der  gewollte  oder  auch  bloß  tatsächliche  Konflikt  «wischen  den  Handlungen 
des  einzelnen  und  den  als  Recht"  erklärten  Interessen  der  herrschendea 
Klasse  oder  sogar  der  Gesamthrit  kann  in  diesem  Sinne  nur  als  ein  Gegen- 
einanderstehen  zweier  naturgegebener  Faktonu  aufpofaßt  werden; 
der  Begriff  der  Verschuldung  (d.  i.  der  \  ersundigung  gegen  ein 
höheres,  absolutes  Gesetz)  verliert  seine  Grundlage. 

In  Oberaus  vielen  Fällen  ist  der  „Verbrecher"  ein  Ausgestoflener,  vom 
Schicksal  Umhergeworfener,  dem  die  normalen  Möglichkeiten  der  Lebens- 
erhaltung versagt  sind,  oder  dn  mehr  oder  minder  geistig  Kranker,  ein  in 
der  Jugend  \VnvahrIo3ter,  ein  vom  Alkoholgenuß  zugrunde  Gerichteter. 
Wenn  in  bezug  auf  ihn  von  Schuld  gesprochen  werden  soll,  so  könnte  nur  von 
einer  Schuld  der  Gesellschaftsordnung  ihm  gegenfiber 
gesprochen  werden.  Aber  selbst  jene  anderen,  die  bewußt  das  Leben  des. 
Raubtieres  fflhren,  das  von  der  Jagd  auf  seine  friedlichen  Mitwesen  lebt» 
können  von  dnem  höheren  Standpunkte  die  gleiche  WOrdigung  fordern» 
die  dem  Raubtiere  selbst  zuteil  wird;  seine  naturgegebene  Art  ist  es» 
von  seiner  Rmtp  zu  lebon,  kein  Maßstab  gestattet,  es  tiefer  zu  stellen  als 
seine  pflanzenfressenden  Brüder,  in  seiner  naturgegebenen  Art  eine  Schuld 
zu  linden. 

Zerflattert  so  der  RegrifT  der  Schuld  als  Maßstab  des  Strafrechts,  so 
bldbt  darum  doch  die  objektive  Notwendigkeit,  die    Ge - 

Seilschaft  gegen  Angriff  r  tu  schützen,  durchaiis 
bestehen.  Selbst  für  den,  der  eine  gegebene  Staats-  und  Sozialordnun^ 
bekämpft,  wird  die  Notwendigkeit  gesetzlicher  Prüzisierung  ihrer  Pflichten- 
kreise nicht  aufgehoben.  Die  gegebene  Rechtsordnung  mag  einer  anderen 
weichen  mtlssen;  solange  sie  besteht,  hat  sie  in  allen  Einzelheiten  unparteiisch 
gewahrt  zu  werden.  Eine  Änderung  kann  nur  en  bloc  durch  Verdrängung  der 
herrschenden  Gewalt  durch  eine  andere  geschehen.  Die  Durchbrechung  des 
Re(  htskreises  auf  einem  einzelnen  Punkte,  wenn  ungeahndet,  würde  7.ur 
Nachahmung  durch  Tausende  und  angesichts  des  hiergegen  orwachsanden 
Widerstandes  anderer  Tausende,  zum  Kampfe  aller  gegen  nllc  führen.  In 
diesem  Sinne  bleibt  auch  die  Bestrafung  des  politischen  Verbrechers  eine 
sosiale  Notwendigkeit,  ja,  gerade  in  dieser  Sphäre  allein  ist  der  bisherige 
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Gesichtspunkt  des  Strafrechts,  durch  Androhung  f^f^r  SchmerzziifOgung  dnn 
Willen  zu  brechen  und  von  sonst  beabsichtigter  Priodenastörung  abzu- 
halten, durchaus  berechtigt  und  ^boten.  Nur  sollte  dieser  Gesichtspunkt 
der  gesellschaftlichen  Notwehr  klar  herausgearbeitet  werden, 
jeder  Hochmut»  als  sei  im  Kampfe  der  Gesellschaft  mit  dem  Angreifer  die 
erstcre  sittlich  herecbtigter,  ausgeschaltet  werden.  Wenn  überiiaupt  der 
BegriiT,  wenn  nicht  der  Sittlichkeit,  so  doch  der  seelisokien  Vollkommenheit» 
in  diese  Pi  oblomc  getragen  werden  soll,  so  kann  der  einzelne,  der  um  einer 
Idee  willen  sein  persönliches  Glück  oder  Leben  opfert,  z.  R.  der  Nihilist  in 
Rußland  oder  sein  Bruder,  der  Anarchist  in  Westeuropa,  nur  zu  den  voll- 
kommensten Gliedern  unserer  Gattung  gezählt  werden.  Ihnen,  wie  allen 
politischen  Verhrechem  gegenflher  wfiie  es  daher  Notwendigkeit 
modernen  Strafrechts,  die  Schmerzzufügung  auf  jenes  Maß,  das  zur  Ab- 
schreckung und  zum  Schutz  der  Gesellschaft  notwendig  ist,  zu  beschränken, 
d.  i.,  jede  aus  Rache  entspringende  Grausamkeit,  jede  Ent- 
würdigung des  Überwundenen  zu  vermeiden  und  stets  im  Auge  zu  be- 
halten, daß  die  politischen  Verbrecher  von  heute  die  Heiligen  oder 
die  Herrscher  von  morgen  sind.  Würde  dieser  Grundsatz  zur  Geltung 
gelangen»  dann  wflrde  im  Laufe  der  Geschichte  den  einen  und  den  anderen» 
den  Unterlegenen  von  gestern  und  von  heute  und  den  Siegern  von  heute 
und  von  morgen,  viel  zweckloses  Leid,  das  beide  abwechselnd  trifft,  erspart 
bleiben . . .  Tn  diesem  Kreise  politischer  Ver£rpben  bleibt  jedoch  immerhin 
die  Ersprießlichkeit  des  bisherippn  StrafreehUjtrinzips  formaler  Anpassung 
der  Strafe  an  gewisse  gesetzlich  uninssene  Versciiuidungen  bestehen:  Nicht 
als  ob  diesen  Verechuldungen  hier  mehr  reale  Bedeutung  als  im  allgemeinen 
socialen  Leben  zukäme»  —  gewifi  nicht  —  wohl  aber  aus  dem  einen  Grunde» 
daß  die  Formalisiening  des  Rechtssystems  und  dessen  Ausdruck  in  unwandel* 
baren  juridischen  und  mathematischen  Sätzen  es  jedem  ermöglicht,  die 
rechtlichen  Folgen  und  die  mögliche  Ahndung  seiner  Handhinirsweise  voraus- 
zusehen, sich  darüber  klar  zu  sein,  inwieweit  er  in  den  Grenzen  gesetzlicher 
Opposition  bleibt  und  mit  welchem  Schritte  er  sich  freiwillig  und  bewußt 
den  Straf  folgen  seiner  vom  Gewissen  diktierten  Handlung  üherfiefert.  Für 
alle  die,  die  nicht  so  weit  gehen  wollen,  ist  die  persönliche  Sicherheit  vor 
Bestrafung  durch  die  Herrschenden,  die  Möglichkeit,  sie  in  erlaubter,  vom 
Gesetz  beschützter  Weise  zu  bekämpfen,  von  hohem  Wert;  und  nicht  nur  fflr 
sie,  sondern  auch  für  die  fortschrittlirlio  Entwicklung,  dio  d*'s  Kampfes  der 
Ideen,  Klassen  und  Parteien  zum  kulturellen  und  sozialen  Fortschritt  bedarf. 

Noch  einer  zweiten  Personengruppe  gegenüber  kann  der  obenerwähnte 
Gesichtspunkt,  durch  Strafandrohung  von  Friedens- 
störung abzuhalten,  als  berechtigt  gelten:  Gegenlüier  jener  großen 
Anzahl  schwacher  Menschen,  welche  der  Versuchung  zum  Gelegenheits- 
verjieben  allzuleicht  erliegen  würden,  wenn  nicht  die  Furcht  vor  Bestrafung 
sie  zurückhielte  (Gelegenhcitsdicbe  usw.),  sowie  awh  gegenüber  jener  gefähr- 
licheren Gruppe  moderner  droßstadtmenschen,  di"^  sich  aller  überlieferten 
Ideale  und  sittUchen  Werte  entledigt  haben  und  nur  dem  eigenen  Vorteile 
mit  allen  Mitteln  nachstreben.  Nur  die  Androhung  und  Gewißheit  der  Strafe 
kann  sie  innerhalb  der  ftußersten  Grenzen  des  Gesetzes  halten,  sie  an  der 
Überschreitung  jener  Linie  hindern,  die  sie  dem  Gefängnis  überliefern  würde. 

Wenn  wir  jedoch  von  diesen,  sei  es  auch  wichtigen  Gruppen  absehen, 
um  die  beiden  wichtigsten  Formen  des  Verbrechens,  das  impulsive  und 
das   Gewohnheitsverbrechen,   zu  betrachten,  so  ünden  wir» 
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daß  der  Zweck  der  Friedensbe Währung  durch  die 
Strafandrohung  nur  hOohal  unvollkommen  erreiohi 
wird,  im  eraleren  Falle,  well  Überlegung  flberhaupt  nicht  vorhanden, 

im  letzteren,  weil  es  sich  teils  um  deg^merte  Personen  handelt,  die  zum 
klaren  Denken  unfähig  sind,  teils  um  Ausgestoßene,  für  die  das  Gefängnis 
seine  Schrecken  verloren  hat.  Auch  die  Todesstrafe,  die  gewiß  eher  als  jede 
andere  auf  die  Phantasie  auch  des  Tiefst^^fallenen  zu  wirken  vermag,  ist 
zu  allen  Zeiten  durchaus  ohnmächtig  zur  Enidammung  des  Verbrechens 
gewesoi.  Sto  wurde  dureh  viele  Xahrhunderte  in  umfaeaendster  Wetee  ver- 
hingt,  ohne  die  von  ihr  betroffenen  Verbrechen  irgendwie  zu  vermindern. 
Sie  wurde  später  immer  seltener  angewandt,  weil  ihre  Härte  mit  den  humaneren 
Anschauungen  der  modernen  Zeit  in  Widerspruch  trat,  und  trotzdem  ver- 
minderte sich  di^  Zahl  dor  Verbrechen.  (Siehe  Arlikol  von  General- 
prokurator Ferriaui  auf  Seite  1085.)  Die  Veränderungen  des  Daseinskampfes, 
die  Verschiebung  der  MögÜclikeit  verbrecherischen  Gewinnes  von  der  Land- 
Straße  und  ihrem  Raubmord  auf  das  städtische  Handdskontor  mit  seinem 
Betrughat  die  Zahl  der  Blutverbrechen  auf  einen  kleinen  Bruchteil  der  froheren 
Anzahl  vermindert  und  erreicht,  was  die  Todesstrafe  niemals  zu  erreichen  ver- 
mochte. Die  einfache  Erklärung  für  dieses  völhge  Versagen  der  abschreckenden 
Wirkung  lir'rrf  darin,  daß  ehnn  jpdor  \'erbrechcr  im  Augcnbhcke  der  Tatver- 
übung memt,  es  khiger  angestellt  zu  haben,  als  seine  Vorgänger,  so  daß  gerade 
e  r  nicht  entdeckt  werden  würde  und  alle  Schrecken  der  Ahndung  daher 
fflr  ihn  ganz  gegenstanttilos  amen. 

Auch  schwerwiegende  andere  GrOnde  sprechen  gegen  die  Todesstrafe. 
Die  ganze  Geschichtsentwicklung  geht  in  der  Richtung  stets  höherer  und  höherer 
Wertung  des  menschlichen  Lebens;  die  moderne  Auffassung  führt  zu  stets 
feinerer  seeHscher  An  ilyse  auch  des  Friedensstörers  und  zeigt  unendliche 
Vielfältigkeit  dos  Seelenbildes,  wo  man  früher  bloß  eintönig  schwarz  gesehen. 

Ferner  inuß  beachtet  werden,  daß  die  Todesstrafe,  wenn  emmai  im 
Geseta  beibdialten,  nicht  bloß  am  gemeinen  Verbrecher,  sondm  auch  — 
und  in  revolutionären  Perioden  in  erster  Linie  —  am  politischen  Feind  der 
herrschenden  Ordnung  vollzogen  wird.  Die  Macht  über  Leben  und  Tod  in 
Händen  der  Obrigkeit,  der  augenblicklichen  Machthaber,  bedeutet  eine  über- 
nus  große  Gefahr  für  uUe  die  , .Einzigen",  die  sich  der  allgemeinen  Ordnung 
im  Dienste  geträumter  oder  wahrer  Heilsbotschaft  widersetzen.  In  unserer 
Zeit,  welche  die  relative  Berechtigung  jeder  Einzelpersönlichkeit  und  Jeder 
Einseimeinung  anerkannt,  mag  der  von  der  Gesamtheit  bestimmten  Obrigkeit 
das  Recht  zur  Bewahrung  des  ihr  anvertrauten  Friedens  mit  scharfen  Bütteln 
übertragen  werden,  aber  das  schärfste,  nie  wieder  gut  zu  machende  Mittel, 
das  Recht  der  Tötung  des  sich  Widersetzenden  darf  ihr  nicht  eingeräumt 
werden. 


Doch  kehren  wir  zu  unserer  Untersuchung  der  Veriirecbensbekämpfung 

im  allgemeinen  zurück. 

Gegenüber  dem  Impuls  verbrechen  kann  in  seiner  G  ;i  n  r  e 
kein  Strafrecht  und  k  iri  '  soziale  Reform  helfen.  Auch  in  sozialen  Schichten, 
in  denen  Reichtum  und  iiiidung  jede  andere  Art  des  Verbrechens  ausschließen, 
fOhren  Eifersucht  und  Li^  stets  wieder  zu  Verzweiflungstaten,  aber  diese 
Taten  sind  doch  relativ  selten,  überwiegend  geht  das  impulsive  Vertirechen 
auf  die  Seuche  des  Alkoholismus  und  andererseits  auf  die  von  verfeinerter 
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Bildung  imgebrochene  Roheit  weiter  Bevölkerungsgriippen  zurück.  Bessere 
Volksbildung  einerseits,  planvolle  Bekämpfung  der  Trunksucht,  oder  noch 
besser,  absolutes  Verbot  des  Absinths  wie  in  der  Schweiz  oder  auch  des 
Alkobolausachaiiks  Uberhaupt,  wie  in  Finnlttid  geplant  (siehe  Chronik  auf 
Sdte  1144),  würden  radikal  cum  Ziele  fahren.  In  jenen  Städten  Amerikas  und 
Australiens,  in  denen  auf  Grund  des  sogenannten  „local  veto*'  (des  Reobtes 
der  Gemeinden,  den  Alkoholausschank  auf  bestimmte  Zeit  zu  verbieten) 
von  Pinpm  bestimmten  Zeitpunkte  an  jede  Ntöfjliehkoit  sirh  lu  betrinken 
fehlt"  ,  ist  die  Zahl  der  Exzesse  und  Verhufluiigen  sofort  von  eineui  Tage  auf 
den  andern  auf  einen  kleinen  Bruchteil  der  früheren  Zahl  zurückgegangen. 
Ausschill  ß  jeglichen  Alkoholgenusses  machtde  ruber- 
wiegenden  Mehrsahl  der  Sehl Age rei en  ,  Sidrungen 
der  Öffentlichen  Ordnung,  körperlichen  Ver- 
letzungen,  ja,   selbst  Totschläge  ein  Endo. 

Was  endürh  die  zv/fito  und  schwerwir-t^rndstr  Gnippc,  das  Gewohnheits- 
vertrechen,  anlangt,  so  mußte  eine  moderüe,  suxialc  lieciitspflege  zwei  Teil- 
probleme ins  Auge  fassen.    Erstens  die  Behandlung  des  ausgereiften  Ver- 
brechen, der  jeder  Einflußnahme  widersteht,  zweitens  die  Besserung  des 
jugendlichen,  werdenden  Verbrechers.    Der  im  FrfiUing  angenommene 
australische  Gesetzentwurf  (siehe  Chronik  auf  Seite  1145),  sowie  der  eben  jetzt 
dem  englischen  Parlamente  vorliegende  Gesetzenlwurf  (siehe  Chronik  in 
Heft  10)    fassen   dies   Problem    mit     croßer    Umsicht    an.      Sie  be- 
stimmen, daß  der  rückfSllige  Verbrecher,  dessen  Bessenm;,'  vom  Rirhter  als 
aussichtslos  erkaual  ist,  nach  Verbüßung  seiner  Strafe  für  unijebtimmte  Zeit 
einer  Arbeitsanstali  su  flbeigeben  sei,  dafi  von  jeder  bewußten  Schmerz- 
sufOgung  (im  Sinne  des  Oberwundenen  Sfibnegedankens)  abgesehen  und  bloft 
der  Schutz  der  Gesellschaft  durch  Einschließung  des  gefähr- 
lichen   Individuums    ins  Augp  ?<^'faßt  werde.     Der  australische 
Gesetzentwurf  sieht  dem  Gewohnheitsverbrecher  gegenüber  im  wesentlichen 
die  gleiclin  Behandlung  vor,  wie  sie  heule  bereits  dem  Gefährlicii-VV'ahn- 
biuiiigeii  /.uttil  wird  (siehe  Artikel  von  Dr.  Toulouse  auf  Seite  1135).  Der 
bisherige  Vorgang,  den  Gewohnheitsyerbrecher  nach  Abbflßung  einer  — 
nach  mathematischen,  statt  sozialen  Gesichtspunkten  ^erbfingUm  —  Strafe 
wieder  auf  die  GeseUscbaft  loesulassen  und  zu  warten,  bis  er  durch  erneut» 
Störung  des  Frieden«»  neuerdings  formales  Recht  und  formalen  Anlaß  zur 
Inhaftierung  biete,  kann  vom  Standpunkte  planvoller  Gesellschaftsbewahrung 
unmöglich  gebiUigt  werden,  ebensowenig  aber  auch  die  Grausamkeit  der 
Geffingiiisbehandlung,  welche  zwecklose   Schmerzen  zufügt.  Möglichste 
Minderung  der  der  Gesellschaft  zugefügten  Schäden,  aber  auch  m^^chste- 
Minderung  des  dem  Verbrecher  zugefügten  Leides,  das  trotz  aUedem  mensch- 
liches Leiden  bleibt,  sollten  der  modernen  Methode  der  Behandlung  von 
Gewohnheit svcrhrcrhern  vorschweben. 

In  dieselbe  Kategorie  der  Gesellschaftsbewahrung  fiele  ein  geändertes 
Vorgehen  gegenüber  jener  Personengruppe,  aus  der  ein  so  großer  Teil  der 
Berufsverbrecher  hervorwächst,  gegenüber  den  Zuhältern.  Heute 
werden  sie  nur  unier  ganx  bestimmten  Voraussetzungen  und  für  beschrftnkte 
Zeil  gefänglich  eingezogen,  dann  immer  wieder  in  Freiheit  geseist,  obwohl 
gerade  sie,  die  von  der  Ausbeutung  der  unglücklichsten  Opfer  der  Gesell- 
schaft, der  Prostituierten,  leben,  irgendwelcher  Rücksicht  aus  Gefühlsgründen 
nicht  wiirdig  sind.  Sie  bilden  die  Reservearmee,  aus  der  sieh  die  eigentliche- 
Verbreciierschafl  immer  wieder  automatisch  ergänzt.  Wollen  wir  verhüten,. 
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statt  nachträglich  zu  bestrafen,  so  ist  die  dauernde  Anhaltung  aller  über- 
führtea  Zuhftlter  in  Zwangsarbeitsanstalten  geboten. 

Weitaus  wichtiger  als  alle  die  Maßregeln  den  Gefallenen  gegenüber  ist 
aber  eine  weitachauende   Jugendpnlitik,  um  den  neuen  Za> 

Strom  zu  der  Zuhälter-  und  V  c  r  b  r  e  c  h  e  r  a  r  m  e  e  zu  v  p  r  - 
hindern.  Besonders  in  unseren  mofipri-nn  Großstädten  sind  Gefahr  und 
Versuchunfj  für  so  viele  Kinder  des  Proietai  laL.s  übermächtig.  Stets  im  Elend, 
oft  auch  in  zerrütteten  Familien  aufgewachsen,  lernen  diese  Kinder  in  der 
frühesten  Jugendzeit  alle  Laster  der  Strafie  kennen,  die  moderne  Schule 
gibt  ihnen  nicht  den  religiösen  Rückhalt  früherer  Jahrhunderte  und  kann 
ihn  aus  höheren,  anderweitigen  Rücksichten  nicht  gewfthran;  so  werden 
.^ip  hemmungslos  in  den  Wirbel  des  Lebens  gezopon  und  versinken  alsdann 
im  bumpfe,  die  Mädchen  in  der  Prostitution,  die  Knaben  in  der  \"erbrecher- 
welt.  Aus  jungen  Burschen  von  16, 18  und  20  Jahren  setzen  sich  die  Apachen- 
banden zusammen,  welche  zum  Schrecken  von  Paris,  in  minderem  Grade 
aber  auch  aller  anderen  GrofistAdte,  geworden  sind.  Dem  fertigen  Apacben 
so  gut  wie  dem  Zuhfiltor  und  ergrauten  Gewohnheitsverbrecher  gegenüber 
bleibt  nur  ein  Weg  offen,  der  der  Verhaftung  und  Anhaltung  in  Zwangs- 
arbeitsanstnlton  auf  unbeschränkte  Zeit,  selbst,  ohne  daß  der  Nachweis  eines 
b  e  s  1 1  ui  III  t  e  n  schweren  Verbrechens,  der  oft  scliwer  zu 
erbringen  ist,  zu  fordern  wäre.  Zugehörigkeit  zu  einer  Apachenbande  müiite 
als  Unterlage  für  den  Spruch  des  Richters  genügen. 

Unendttßh  wichtiger  aber  noch  ist  es,  durch  zweckmAfiige  Unterbringung 
verwahrloster  Kinder,  durch  Schutz  der  von  ihren  Eltern  vemachl&ssigten» 
verstoßenen  oder  mißhandelten  Kleinen,  sowie  ferner  durch  Begünstigung 
aller  Bildungsmöglichkeiten  der  Jugend,  sie  vom  Versinken  ins  Verbrecher- 
tum abzuhalten. 

Gewiß  laßt  sich  ein  völhger  Erfolg  solange  nicht  erzielen,  als  Elend  und 
Not  am  sich,  wie  sie  mit  unserer  heutigen  Ordnung  untrennbar  verbunden 
sind,  fortbestehen,  aber  so  wie  sich  das  Impulsverbrechen  durch 
Bekämpfung  des  Alkoholismus  vermindern  läßt,  so  auch  die  Gesetzes- 
übertretungen der  Jugendlichen  durch  zielbewußte  Kinderfürsorge.  Im 
Sinne  des  australischen  und  des  englischen  Gesetzes  (siehe  Chronik  in  Hoft  1 1 ) 
müßte  ferner  dem  jugendlichen  Sünder  gegenüber,  sofern  seine  Handlungen 
isoliert  geblieben  sind  und  Besserung  noch  zu  erhoffen  ist,  ein  besonderes 
Gerichtsv^ahren  eingeschlagen  werden,  das  ihn  vor  Berührung  mit  ergrauten 
Verbrechern  im  Gefängnis,  der  gefahrvollsten  Schule  cum  GewohnheitS' 
verbrechen,  behütet  und  ihm  so  weit  als  möglich  Aufschub  der  er-sten  Strafe, 
unter  der  Bedingung  eines  tadellosen  Lebenswandels  während  eines  be- 
stimmten Zeilraums,  gestattet  Die  Erfolge  gerade  dieses  Systems  mit  seinem 
Aiii  f  izziir  Selbstdisziplin  sind  ausgezeichnete  gewesen,  und  auch  die  W'rit t  r- 
eu twicklung  des  Systems  der  Jugendgerichtshöfe  eröffnet  hoffnungsvolle 
AusbUcke. 


Über  all  diese  Erwägungen  hinaus  drängt  sich  uns  der  Gedanke  auf, 
oh  PS  überhaupt  im  Rahmen  einer  wenn  auch  noch  so  zielbewnßtpn  Strafrechts- 
polilik  lif^sjen  könne,  das  Verbrechen  nn  sich  zu  beseitigen  oder  doch  auf 
ein  Mmimum  zu  reduzieren.  Ich  glaube  nicht.  Das  Strafrecht  als  solches 
kann  stets  nur  in  gewissem  Grade  einschränkend  wirken;  große  soziale 
Veränderungen,  wie  sie  die  Beseitigung  des  Verbrechens  bedeuten  wttrde. 
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können  nur  von  der  sozialen  Entwicklung  selbst  emartet 
werden.  Ein  guter  Fingerzeig  ist  die  Tatsache,  daß  in  unseren  gebildeteo 
und  wohlhabenden  Klassen  die  meisten  Verbrechen  ganz  oder  nahezu  ver- 
schwunden md.  Eine  Entividclung  im  demokntisofm  Sinne«  die  Empor- 
hebung der  breiten  Schichten  zu  einer  soaaten  Lage,  die  der  der  heutigen 
Bourgeoisie  verwandt  ist,  mOßte  auch  die  Kiiminalitfit  im  allgemeinen  über- 
aus vermindern.  Tatsächlich  finden  wir  dies  Phänomen  in 
Australien  niifl  Neu -  Seeland,  deren  Proletariat  und 
Bauer-nschaft  voruEleiidin  europäischem  Sinne  befreit 
sind  und  eine  sichere  Existenz  besitzen,  bestätigt. 
Immerhin  bleiben  außer  den  eigentlich  Degenerierten,  die  ja  auch  dort  nicht 
fehlen,  noch  die  spezifischen  Delikte  der  handeltreibenden  KlaBsen  (Be- 
trug usw.)  bestehen. 

Wenn  wir  demgegenüber  die  heutige  Beamtenschaft  Deutschlande, 
Fraiikreloh'!  oder  Englands  betrachten,  finden  \Nir  eine  verschwindend  trering^e 
Kriminalität  unter  ihnen.  Die  gesicherte  Lebensstellung,  der  Bildungsgrad, 
das  erwachte  Ehrgefühl  und  die  Freiheit  von  jener  Versuchung  zum  Betrug, 
die  aich  aus  der  Eigenheit  des  kommerziellen  Lebens  ergibt,  wirken 
Kueammen. 

Je  mehr  min  die  Entwieklunp  zum  Sozialismus  hin,  je  mehr  die 
sukzessive  Verstaatlichung  der  Bahnen,  Bergwerke  und  Industrien  d  i  e 
industriellen  und  kaufmännischen  Schichten  im  Be- 
amtentum aufgehen  läßt,  je  mehr  anderseits  die  Arbeiter  feste 
Lebeneatell ungen  nach  Beamten art  gewinnen  (fliehe  meinen 
AuÜBats  in  Heft  11  dieser  Zeitschrift),  desto  mehr  müssen  sich  diecharak* 
teristi  sehen  Eigen  t  ü  mlichkeiten  der  Beamtenschaft 
auf  die  große  ^  v  ö  1  k  e  r  u  n  gs  m  e  h  r  h  e  i  t  ausdehnen, 
muß  auch  deren  Kriminalität  auf  das  derzeitige  Minimum  der  Beamten- 
Jiriminalität  sinken. 

Gewiß  wird  trotzdem  eingeräumt  werden  müäi»en,  daß  dieser  ki'iminali- 
ntische  Gesichtspunkt  bei  all  seiner  Bedeutung  nicht  wichtig  genug  ist,  um 
von  seinem  Einiel*  Standpunkte  aus  eine  Entwicklung  zum  Sozialismus  hin 
fordern  zu  können.  Dieses  grofie  Problem  wird  auf  anderen  Kampffeldem 
ausgetragen,  mit  anderen  Ars-nmenten  enlschieHon  werden,  und  bloß  die 
Voraussicht  endlichen  völligen  Erfolges,  nicht  Anlaß  zu  derzeitiger  Untätigkeit 
kann  aus  solcher  Überleerung  für  dio  Strafreehtspflege  folgern.  Ihre  der- 
zeitige Aufgabe  muß  es  acxa,  unter  Verzicht  auf  alles  Spiel  mit  den  inhaltslos 
gewordenen  Begriffen  von  Schuld  und  SOhne  die  Verminderung  der 
Verbrechen  dun^  peychdogisch  planvolles  Vorgehen  dem  jugend- 
lichen, wie  überhaupt  dem  werdenden  Verbrecher  gegenüber  einerseits) 
durch  dauernde  Verwahrung  des  Gewohnlieitsverbrecher«  andorseits  zu  erzielen ; 
femer  nllo  jrnp  sozialen  Reformbestrebungen  711  unttjislützen,  welche  die 
organisciion  JLoideji  des  Sozialkörpers  heilen  und  damit  das  organische  Er- 
wachsen des  Verbrechens  aufheben.  Die  Bewegung  für  soziale  Ver- 
aicherung  und  Farsorge,  die  der  schlimmsten  Not  und  damit  der 
schlimmsten  Versuchung  zum  VeriDrechen  ein  Ende  bereitet,  Umst  die 
Antialkoholbestrebungen  und  die  Jugendschutzbe- 
-w'  e  gu  n  g  sind  es  wohl  in  erster  Linie,  die  vom  Standpunkt  der  Strafrechts- 
pflege aller  Unterstützung  wert  erscheinen. 
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fand.  Dcn  K  ij  italisrnuswolinl 
eine  ^leichniachendc  Tendenz 
niri'\  Wo  S<"!r r nsleine  rag^^n  und 
Schlote  rauchen,  überzieht  ein  gleiches 
Grau  die  Menschen,  die  dort  leben.  Eine 
FabrikBtadi  in  Frankreich  sieht  im 
wesentfiehen  gans  ebenso  aus  nie 
eine  solche  in  Deutschland  oder  in 
England.  Die  Schicksalsge- 
meinschaft, die  die  Arbeiter 
aller  Industrieländer  verbindet,  löst 
gleichartige  Stimmungen  und  Ge- 
ftthle  auB.  Die  Intemationalität  der 
Arbeiterbewegung  ist  ein  Ausdruck 
der  Interesp-ensolidarität 
der  Arbeiter,  abnr  zugleich  auch  ein 
Ausdruck  für  die  Talsache,  daß 
Menschen  ver^^chiedener  Nalinuen, 
verschiedener  Länder  einander  ähn- 
licher geworden  sind,  dafi  eine 
gewisse  Gleichartigkeit  in  Wünschen 
und  HofTnnnrr  n  sie  beseelt. 

Und  doch  darf  man  über  die 
Momente  der  Gleichartigkeit  nicht 
die  der  Verschiedenheiten  verkennen. 
Wurzelt  die  Gleichartigkeit  in  den 
Einwirkungen  des  Tages,  so  ist  die 
Verschiedenheit  als  ein  Niederschlag 
der  Geschichte  zu  erkennen.  Wer 
die  dpiitsche  Arbeiterbewegung  mit 
der  französischen  vergleicht,  wird 
bald  die  Tendenzen,  die  zur  Gleich- 
artigkeit führen,  von  denen,  die 
trennend  wirken,  eu  unterscheiden 
vennögen. 

Die  antimilitaristische  Bewegung 
versuchen  die  französischen  Chauvi- 
nisten als  eine  spezifische  Eigenart, 


ak  eine  ganz  besondere  Schlechtig- 
keit der  Arbeiterbewegung  in  Frank- 
reich hinzustellen.  Dem  oberfläch- 
lichen B<'ohachter,  der  von  anti- 
militaristischen Straßen 'Ii  jnonstra- 
tiouen  in  französischen  Sladten  liest 
und  ach  nicht  erinnert,  der^eichen 
auch  von  Deutschland  gdbOrt  eu 
haben,  erscheint  es  in  der  Tat  al» 
ausgemacht,  daß  die  franzfisischf^ 
Arbeiterhewrrnmg  unnational  und 
antimilitaribübch,  die  deutsche  aber 
lammfromm-national  ist.  Dieser  An- 
nahme liegt  nichtsdestoweniger  ein 
arger  TrugschluA  zugrunde;  sie  ver- 
wechselt  die  Erschdnungsform  einer 
Saclic  mit  ihrem  inneren  Wesen. 

Frankreich  ist  das  Land  der 
Kleinbürger  und  Rentner;  seine  Bour- 
geoisie ist  reich  und  an  kapitalisti- 
schen Unternehmungen  in  aller  Herren 
Länder  beteiligt,  aber  das  Reich 
sdbet  ist  nur  wo.  einem  weit  gerin- 
geren Grade  großindustriell  durch- 
setzt als  Deutschland.  Weil  der 
gewerbliche  Kleinbetrieb  nicht  in 
dem  raschen  Tempo  dem  Groß- 
betriebe unterliegt  wie  in  Deutach- 
land, zeigt  auch  die  fransOatsche- 
Arbeiterbewegung  nicht  den  raschen,, 
geschlossenen  Aufstiejr  wie  die  deut- 
sche. Die  französische  Arbeiter- 
bewegung ist  schwächer  und  des- 
halb unentwickelter  als  die  deut- 
sche. Und  auf  den  franxOsischen 
Arbeitern  liegt  der  Bann  der  groften,. 
ruhmreichen  Geschichte  des  französi- 
schen Volkes.  Wa*?  in  Franknnch 
an   revolutionärer    Ideologie  lebt, 
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flammt  und  lodert  in  seiner  Arbeiter- 
bewegung. Der  revolutionäre  Wille 
ist  stärker  als  die  revolutionäre 
Kraft.  Der  Drang  lEur  Betätigung 
setzt  sich  über  die  Schranken,  die 
ihm  durch  die  mangelnden  Kräfte 
gezogen  sind,  hinweg  und  sucht 
den  Kampf.  Als  unmittelbarer, 
greifbarer  Ausdruck  der  Staatsgewalt 
tritt  dem  ReyolutionSr  der  Militaris- 
mus entgegen  —  ihm  gilt  nun  der 
Kampf. 

Die  deutschen  Arbeiter  sind  diesem 
naivPTi,  auf  den  gerade  iinmitlf'lhnrsich 
entp-('n;i  nsti'llenden  (legner  gerichteten 
Kaiupf  abhold.  Sie  messen  nicht 
nur  sorgsam  ihre  Kräfte»  bevor  sie 
dnen  Kampf  wagen,  sondern  Ikber^ 
legen  auch  sehr  wohl,  welcher 
Gegner  des  Kampfes  lohnt.  Der 
Militarismus  (  rschcint  den  dontscben 
Sozialdemokraten  als  eine  Begleit- 
erscheinung des  Kapitalismus;  nicht 
dem  Gefolge  aber»  dem  Kapitalismus 
sdbst  soll  der  Kampf  gelten.  Natflr- 
lieh  wissen  die  deutschen  Arbeiter 
ganz  gut,  daß  der  Kapitalismus  ge- 
troffen wird,  wenn  man  ihn  in  einer 
seiner  Erscheine  n<,^f(trmen  schlägt, 
aber  sie  stehen  auf  dem  Standpunkte, 
daß  aus  der  Falle  der  Ersobdnungen 
nicht  eine  berausgegriffen  und  als 
Sündenbock  zu  behandeln  sei.  Anti- 
militaristisch ist  die 
deutsche  Arbeiterbewe- 
gung ganz  ebenso  wie  die 
Ii  aiizösische  gesinnt,  aber 
der  Antimilitarismus  als  eine  ge» 
sonderte  Bewegung  wird  abgelehnt. 

In  der  deutschen  Sozialdemo- 
kratie gibt  es  aber  dorh  Elemente, 
die  sich  den  Anschauungen  der  fran- 
zösischen Antimilitaristen  nähern. 
Die  Jugend  der  Partei  gleicht  in 
ibrer  Psychologie  den  Franzosen, 
sie  ist  stOrmischer,  wagender  (und 
es  ist  gut,  daß  sie  so  ist,  denn  sonst 
wäre  e^i  eine  tranrige  Jugend).  Ein 
nicht  iHibeträchtUcher  Teil  der  deut- 
schen J  ugendorganisationen  steht  im 
Lager  des  AntimüitariBmus. 


Die  deutschen  Jii(:i-inl()i\t./'iTusri- 
tionen  sind  noch  sehr  jung.  Vor 
einigen  Jahren  erstanden  in  Nord» 
deutscbland  einige  Vereine 
junger  Arbeiter,  die  sich  eng  an 
die  schon  älteren  Jugendoi^anisa» 
tionen  in  De ntsch -Österreich 
anschlössen.  Diese  Österreichischen 
Vereine  betrieben  nur  in  verhältnis- 
mäi^ig  geringem  Grade  die  anti- 
militaristisohe  P^paganda,  sie  be- 
faßten sich  vorwiegend  mit  gewerk- 
schaftUchen  Angelegenheiten,  wie 
Lebrlingsschutz  usw.  Vom  gleichen 
Gl  i-u  waren  auch  die  norddeutschen 
J  ugendvereine  beseelt.  Ungefähr 
gleichzeitig  wie  in  Norddeutsddand 
entstanden  indes  in  Sflddeutseh- 
land  Jugendorganisationen.  Diese, 
von  Frankreich  und  Belgien  beein- 
flußt, stellten  sich  von  allem  Anfange 
an  auf  den  Bodpn  des  Antimilitcu'is- 
mus.  Bald  iiatteu  beide  Richtungen 
der  Jugendbewegung  aueh  ihre  ge- 
sonderten Organe.  In  Berlin  ersoliien 
die  „Arbeitende  Jugend'*,  die  im 
gleichen  Sinne  gehalten  war  wie  der 
österreichische  Jugendliche  Ar- 
beiter", in  Mannheim  erschien  die 
„Junge  Garde". 

In  den  Partei*  und  Gewerk- 
schaftakreisen  sah  man  das  Ent- 
stehen der  Jugendorganisationen  mit 
scheelen  Augen  an.  Man  war  von  den 
gewe  r  ksc  h  a  f  tUchen  J  u  gendvereinen 
nicht  begeistert,  noch  weniger  aber 
von  den  antimilitaristischen,  da  sie 
die  Beffirchtung  erweckten,  daß  die 
Partei  durch  sie  leicht  diskreditiert 
werden  könnte.  Hätte  nicht  die 
deutsche  Regif^ning  mit  täppischer 
Hand  zugesclilat^i  n,  so  wäre  es  der 
deutschen  Jugendbewegung  wohl 
schwer  gefallen,  sich  durchzusetzen. 
Aber  die  Verurteilung  Karl  Lieb- 
knechts, wie  die  gegen  die  Jugend- 
organisationen gerichteten  Bestimm- 
ungen des  neuen  Vereinsf?pspt7es 
schufen  der  Jugendbewegung  viele 
Sympathien  in  den  Kreisen  der  er- 
wachsenen Arbeiterschaft. 
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Am  lei7l(^n  (\  o  \v  e  r  k  s  c  h  a  f  1 8- 
k  0  n  g  r  e  ß  wurde  wohl  über  die 
Jugendbewegung  noch  viel  Mißyer' 
stSndliches  gesagt,  aber  man  merkte 
doch,  daß  auch  die  Gewerkschafter 
recht  deutlich  die  Notwendigkeit 
erkannten,  der  !lf»ranzichung  der 
Jugeud  mehr  Auliuerksanikeit  ul- 
bisher  zuzuwenden.  Der  Kongreü 
beschloß  die  jungen  Ari>eiter  in 
eigenen  Sektionen  der  Ge- 
werkschaften zu  organisieren. 
Da  das  neue  Vereinsgesetz  die 
Gründunc:  s^'H^ständiger  politischer 
Jugendorganisationen  nicht  zuläßt, 
wird  von  den  jungen  Arbeitern 
dieser  Ausweg  wohl  ausgiebig  be* 
nützt  werden.  Es  wäre  aber  ver- 
fehlt, SU  i^auben,  daß  mit  dem 
Anschlüsse  an  die  Gewerkschaften 
die  spezielle  antimilitaristische  Pro- 
paganda kurzerhand  aufhören  wird. 
Für  die  jungen  Arbeiter,  die  unmittel- 
bar vor  dem  MilitSrdienste  stehen, 
ist  die  Frage  des  Militarismus  von 
solcher  Wichtigkeit,  daß  sie  vor  ihr 
leicht  alle  anderen  Fragen  zurück- 
stellen. Und  wenn  Arbeiter,  die  vom 
Geiste  des  Klassenkampfes  erfüllt 
sind,  durch  die  Verhältnisse  ge- 
zwungen, sich  mit  Militarismus  im 
besonderen  Maße  befassen,  ist  es  zum 
Antimilitarismus  nur  ein  kleiner 
Schritt. 

Dr.  Julius  Deutsch,  Wien* 

AmroUnag  der  Ehigf  bormen  von 
Fofnosa  imd  Korea.  In  jüngster  Zeit 
wurde  mir  von  Reisenden,  die  aus 
Formosa  nach  Japan  zurückkehrten, 
eine  merkwürdige  Kunde  gebracht. 

Die  leitenden  japanischen  Be- 
amten der  anektierten  Insel  sollen 
sich  zur  Meinung  bekehrt  haben, 
daß  es  unmöglich  sei,  die  wilden 
Stämme  der  Kopfjäger,  die  das 
Innere  der  Insel  bewohnen,  zu  zivi- 
lisieren, und  daß  ihnen  gegenüber  nur 
eines  übrig  bleibe:  Vollständige  Aus- 
rottung.   Durch  lange  Zeit  waren 


Pulver  und  Blei  die  Mittel  dieses 
Vermchtungbkuiiipfes,  der  sich  in- 
dessen lange  und  gefahrvoll  hinzog. 
Die  Eingeborenen  verbargt  sich  in 
den  unwegsamen  Btfgen;  in  demn 
dichten  Wäldern,  sicher  vor  dem 
Gewehrfe uer  der  j  apanischen  Truppen, 
konnten  sie  mit  l'feil  und  Bogen  und 
durch  das  Herabrollen  von  Fels- 
blOcken  aus  steiler  Höhe  den  Ver- 
folgern  viel  Schaden  zufOgen.  — 
Während  des  mandschurischen  Krieges 
hatten  die  Japaner  von  den  Russen 
eine  neue  Methode  gelernt,  solchen 
Schwierigkeiten  zu  begegnen:  W'äh- 
rend  der  Belagerung  von  Port 
Arthur  deckten  äe  Russen  vielfach 
ihre  kftropfenden  Ldnien,  indem  sie 
dieselben  mit  Drahtnetz  e  num» 
gaben....  In  Formnsa  ward  die 
türkische  Erfahrung  verwendet.  Man 
uiustellte  die  Niederlassungen  der  Ein- 
geborenen mit  weitausgedehnten. 
Starke  elektrische  StrOme  bergenden 
Gittern,  deren  BerQhnmg  natur- 
gemäß sofortigen  Tod  bedeutete. 
—  Auf  diese  Art  wurden  überaus 
■^neie  Eingeborene,  die  sich  völlig 
arglos  und  ohne  Vorsicht  den 
Drahtzäunen  näherten ,  getötet. 
Mftnner,  Frauen  und  Kinder  wurden 
unterschiedslos  in  diesen  Fallen  ge* 
fangen. 

Gegenüber  diesen  Erzählungen, 
welche  mir  von  vertrauenswürdigen 
japanischen  Reisenden  hinterbracht 
wurden,  behauptet  die  japanische 
Regierung  offisieU,  daß  sie  unrichtig 
resp.  übertrieben  seien.  Sie  wurden 
mir  jedoch  auch  von  Ausländern,  die 
auf  der  Insel  wohnen,  und  deren  Wort 
über  jeden  Zweifel  erhaben  ist, 
bestätigt,  und  ich  muß  sie  daher  für 
durchaus  begründet  halten. 

In  dem  anderen  durch  Japan  er- 
oberten Lande,  auf  Korea,  irird  die 
Verminderung  der  Eingeb orenoobe- 
völkernnfT,  wolf^h^  df^r  Ansbroitung  ja- 
panischer Sied(>lungen  im  Wege  steht, 
hauptsächlich  nül  Büchse  und  Bajo- 
nett betrieben.  Japanische  Truppen- 
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«bteilimgen  sind  1Ü>6r  die  ganse  Halb* 
insel  zeiatreut;  die  offizieUen  japa- 
niflchen  Berichte  melden  von  vielen 
Tausenden  Koreanern,  angeblich  Auf- 
ständigen,  die  im  Knmpfe  mit  japa- 
nischen Truppen  gefallen  sind.  Die 
überaus  geringe  Ziffer  japanischer 
Soldaten,  deren  Tod  demgegenfiber 
gemeldet  wird,  läßt  es  jedoch  unge- 
mein zweifelhaft  erscheinen,  ob  man 
hier  die  Leichen  bewaffneter,  im 
offenen  Kampfe  gefalleufr  Auf- 
ständiger  vor  sich  hat  oder  aber 
vielmehr  das  Werk  zielbewußter  Aus- 
rottung, verfibt  an  friedlichen  Dorf- 
bewohnern. Die  Behörden  selbst 
geben  zu,  daß  eine  Zeitlang  wenigstens 
fiolciic  planmäßige  Ausrottung  be- 
triehen wurde,  als  Strafmaßregel  für 
solche  Eingeborene,  welche  der  Be- 
günstigung der  Aufständigen  be- 
schuldigt wurden;  ihre  Dörfer  wurden 
serst^Irt  und  die  Bewohnerschaft  ent- 
weder mit  dem  Schwert  getötet  oder 
dem  Hungertodo  tiberantwortet.  Mehr 
als  b(XX)  Dörfcj'  wurden  in  dieser  Weise 
vernichtet  und  weite  Landstrecken 
brach  gelegt.  Vertrauenswürdige 
Renner  der  Verhfiltniaae  in  Korea 
haben  mir  Tersichert»  daß  ^iele  Tau- 
sende hilfloser  Koreaner,  Frauen  und 
Kinder  eingerechnet,  deren  ♦»inziges 
Verbrechen  in  dersehreckvollenFlucht 
bei  Herannahen  japanischer  Truppen 
bestand,  getötet  wurden,  weil  sie  an- 
geblich mit  den  Aufstfindigen  im  ge- 
heimen Bunde  ständen.  Die  japanische 
Regierung  ihrerseits  gibt  durch  ihr 
Verhalten  stets  erneuten  Anlaß,  diesen 
Berichten  Glauben  zu  schenken, 
indem  sie  jede  unparteiische  Unter- 
suchung der  koreaiüsohen  Veiiiält- 
nisae  lurOckweist  und  AuslSndem 
▼erbietet,  das  Innere  Koreas  zu 
betreten.  Die  wenigen,  die  trotz 
des  behördlichen  Verbotes  Streifzüge 
durch  das  Innere  Koreas  gemacht 
haben,  bestätigen  diirchaus  die  oben 
gemachtsQ  Itfitteilungen. 

Die  Akte  der  Baibaiei,  die  an 
den  Eingebofenen  Formosas  und 


Koreas  begangen  wurden  und  fort- 
dauernd begangen  werden,  schreien 

förmlich  nach  Intervention  der 
öffentlichen  Meinung  und  der  Mächte 

des  Auslandes. 

Prof»  Ingram  Bryan,  Kobe,  Japati. 

Englands  erste  Bfirgenneisteriik 

Ein  regierendes  weibUches  Stadtober- 
haupt, trat  am  9.  November  ihr 
Amtsjahr  an.  Die  friedliche  altmo- 
dische Landstadt  High  Wycombe  in 
Buckingbamshire,  deren  Name  auch 
mit  Dinaelis,  des  spätem  Lord  Bea- 
consflelds,  parlamentarischer  Ge- 
schichte verknüpft  ist,  hat  sich  da- 
durch ausgezeichnet,  daß  ^^ie  zuerst 
eine  verdiente  Mitbürgerm  an  die 
Spitze  ihrer  Verwaltung  stellt.  Fräu- 
lein Dove,  der  diese  Ehre  zuteil  ge- 
worden, ist  die  Gründerin  und  Vor- 
steherin der  höheren  MAdchenschule, 
die  als  Wycombe  Abbey  School  es  in 
den  zwölf  Jahren  ihres  Bestehens  7a\ 
hohem  Ansph»;n  und  auf  240  Schüle- 
rinnen gebracht  hat.  Sie  ist  eine 
Dame  von  60  Jahren  und  blickt  auf 
ein  an  Arbeit,  aber  auch  an  Erfolgen 
reiches  Ld>en  zurück.  Sie  hatte  in 
ihren  jungen  Jahren  drei  Jahre  lang 
dns  hiosige  Queens  College,  die  älteste 
von  den  höheren  Lehranstalten  neneu 
Stils  für  Mädchen,  besucht,  zog  dann 
aber  mit  den  Ihrigen  in  ein  stilles 
Pfarrhaus  auf  dem  Lande,  wo  ihr  als 
dem  ältesten  Kinde  von  zehn  Ge- 
schwistern nicht  nur  der  Unterricht 
und  ein  großer  Teil  der  Sorge  des 
Hauses,  sondern  auch  die  Anfertigung 
der  Kleider  für  Schwestern  und  jüngere 
Brüder  £ufieL  Ihre  einzige  Zerstreu- 
ung war  das  Orgelspiel  beim  Gottes- 
dienste und  die  Leitung  des  Kirchen- 
gesanges. Doch  selbst  unter  so 
schwierigen  Verhältnissen  verküm- 
merte das  reich  begabte  tatkräftig' 
Mädchen  geistig  keineswegs,  und  als 
mehrere  Jahre  später  der  Vater  eines 
Tages  die  Nachricht  heimbrachte,  es 
sei  ein  Plan  im  Entstehen  für  die 
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Gründung  eines  Mädchencollege  an 
der  Umveniiftt  Cambridge,  war  sie 
•bbald  an  der  Aibeit,  eich  ffir  die 
Matrikulationspiflfung  vontibaviteiL 
Fräulein  Dove  war  dann  auch  unter 
den  ersten  zwölf  studierenden  Damen, 
mit  denen  dies^  neue  College  zunächst 
in  Hicbin  seine  Tätigkeit  eröffnete. 
Sie  war  eine  von  den  ersten  drei 
Damen,  die  mit  den  mftnnlichen 
Hörem  suj^eich  ihren  Plais  in  den 
Vorlesungen  einnahmen,  und  war 
tatsächlich  die  erste  Studentin,  die 
an  der  Spitze  ihrer  Genossinnen  in 
den  Neubau  der  heute  als  Girton 
College  bekannten  Studienanstalt  ein- 
zog. Das  war  vor  nunmehr  35  Jahren. 
Seitdem  war  Fräulein  Dove  nach  Voll- 
endung ihrer  Studien  zuent  Lehrerin 
der  Naturwissenschaften  rj\  dor  als 
Cheltenham  College  bekannten  und 
ängesehenen  Lehranstalt  fürMädchen, 
ging  dann  1877  an  das  St.  Leonards 
College  in  St.  Andrews  flher,  wurde 
lOnf  Jahre  später  desBen  Vorsteherin 
und  wirkte  als  solche  weitere  vierzehn 
Jahre,  bis  sie,  wie  schon  bemerkt,  vor 
zwölf  Jahren  nach  gleichem  Muster, 
also  nach  unserm  Sprachgebrauch 
als  Mädchengymnasiuni,  die  neue 
Anstalt  Wycombe  Ahhey  Sehool 
grOndete  und  seitdem  zu  hoher  Blflte 
brachte.  Die  Männer  von  Wycombe 
wußten  ihr  Wirken  und  ihre  Befähi- 


gung  für  die  Verwaltung  zu  schätzen 
und  wählten  sie,  sobald  den  Fraimi 
die  Ehrenämter  der  Gemeindever- 
waltung geöffnet  wurden,  fflr  ihren 
Bezirk  in  den  Gemeinderat,  wo  sie 
sich  ungesSumt  als  eine  so  tüchtige 
Stadträtin,  namentlich  auch  im  Hos- 
pital- imdSanität«ausschuii,  betätigte, 
daß  sie  jüngst  für  das  kommende  Jahr 
mit  starte  Melurheit  zur  Bfliiger» 
meisterin  gewählt  wurde. 

0oe  neue  Anti-Asiatenliga.  In 
Denver  (Coloradu)  hat  der  dortige 
Arbei terverband  eine  „Yel* 
low  Peril  Exclusion  Leagne**,  einen 

Bund  zur  Beseitigung  der  gelben 
Gefahr,  pngründet.  Die  Liga  hat  es 
sich  zum  Ziele  gesetzt,  sowohl  Japaner 
als  Asiaten  aus  dem  Lande  zu  ver- 
treiben. Die  Mitgheder  haben  erklärt, 
daß  sie  entsohlossen  seien,  ihre  Zu- 
flucht zu  Gewalt  und  Stra- 
Aenkämpfen  zu  nehmen,  da  der 
Ausschluß  der  Japaner  auf  gesetz- 
geberischem WegA  nur  ungenügend 
und  viel  zu  langsam  zu  erreichen 
sei.  Die  Führer  der  Bewegung  be- 
haupten auch,  daS  ihnen  die  Unter- 
stfltzung  der  Arbeiterfüh- 
rer im  ganzen  Lande  zuge- 
sagt sei. 


CHRONIK 


lüDENVERSTAATLICHUNO  in 
Neuseeland.  Seit  langen  Jah- 
 ren  ist  die  Regierung  Neu- 
seelandsbestrebt, Einfluß  und  Umfang 
des   Großgrundbesitzes  im  Lande 


möglichst  zu  verringern.  Ausschlag- 
gebend hierfür  sind  sowohl  Ökonomi- 
sche wie  politische  Gründe. 

Bald  nach  der  ersten  Besiedelung 
des  Landes  war  ein  großer  Teil  dea 
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freien  GnmdeB  und  Bodens,  der  ab 

Eigentum  der  Krone  angesehen  wurde, 
2u  überaus  geringen  Preisen  an  Pri- 
vate oder  Landgesellschaften  ver- 
kauft worden»  die  denselben  vielfach 
gar  nicht  bebauten,  sondern  untätig 
warteten,  bis  die  wachsende  Bcsiede- 
hing  die  Bodenwerte  steigen  ließ. 
Im  übrigen  verwendete  man  das 
Terrain,  das  bei  Kleingrundbesitz 
wohl  eine  starke,  ackerbautreibende 
Bevölkerung  hätte  ernähren  können, 
zu  hlofler  Schafzucht.  Diese  unglück- 
Hohe  Bodenverteilunghatte  sur  Folge, 
daß  es  dem  neuankommenden  Siedler, 
der  womöglich  nicht  allxufern  von 
Städten  oder  Dörfern  ein  neues  Heim 
gründen  wollte,  sehr  schwer  gemacht 
werde,  ein  kleines  Grundstück  anzu- 
kanfm;  eine  lebhafte  VolkstrAmung 
für  TeOung  der  Groflgrundbesitsungen 
in  Grundstücke  für  selbstfindige  Sieäer 
machte  sich  geltend. 

In  zvs'eiter  TJnic  schien  auch  das 
politische  Übergewicht  der  reichen 
Großgrundbesitzer  gefährhch.  Das 
politisehe  Ideal  der  Bevölkerung  — 
die  reine  Demokratie  —  erforderte 
dsa  Sturs  dieser  herrschenden  Klasse, 
ihre  Ersetzung  durch  eine  wohl- 
habende, selbstarboitondr»  Bauern- 
schaft. Aus  diesen  Gründen  griffen 
Regierung  und  Parlament  von  Neusee- 
land SU  einem  raffinierten  und  erfolg- 
versprechenden Mittel,  die  Großgrund- 
hesitser  cum  Verkauf  ihrer  Lfinde* 
reicn  zu  zwingen.  Eine  progres- 
sive Grundsteuer  wurde 
gesetzlich  eingeführt,  welche  vom 
Kapitalswert  des  Grundes  und  Bo- 
dens, ohne  Rttoksacht  auf  die  Art  der 
Bebauung,  erhoben  wurde  und  somit 
den  Landbesiis  an  sich,  sofern 
er  nicht  durch  inten- 
siv' o  Verwertung  zu  star- 
ke in  Ertrage  herangezo- 
gen wurde,  überaus  kostspielig 
gestaltete.  Tatsftohlieh  beeilten  sich 
auch  die  meisten  Großgrundbesitser, 
ihre  Ländereien  zum  Schätswerte  an 
die  Regierung  zu  Terkaufen. 


Diese  wiederum  war  ihrerseits 

entschlossen,  mO^chst  wenig  Land 
durch  frcihfirfdigen  Verkauf  an  kleine 
Besitzer  weiter  zu  geben,  den  weitaus 
größeren  Teil  ihres  Erwerbes  jedoch  in 
Erbpacht  an  kleine  Bauern  (für  99 
Jahre)  au  vergeben.  Einer  Ver^ 
äußerung  oder  Verpfandung  des 
Bodens  seitens  der  Pfichter  steht 
nichts  im  Wege,  nur  muß  eben  von 
jedem  Rechtsnachfol^r  des  Besitzers 
die  Pacht  an  die  Regienmg  weiterbe 
zahlt  werden.  Gewisse  Vorschriften  lai 
Interesse  der  wirksamen  Bodenbe* 
Stellung  verlangen  von  den  Pfiehiem, 
eine  bestimmte  Fruchtfolge  zu  wählen, 
bestimmte  Methoden  der  Ackorbau- 
technik  anzuwendpn,  bpstimmte  Ver- 
besserungen an  Grund  und  Boden  vor- 
zunehmen. —  Außerdem  wird  das 
Land  aUjfihrlioh  von  landwirtschaft* 
liehen  Fachmännern  im  Auftrage  dw 
Regierung  bereist,  und  diese  geben 
die  notwendigen  technischen  und 
kommerziellen  Anleitungen. 

Im  Vorjahre  nun  ging  Neusee- 
land nnen  Schritt  wttter.  C«in  neues 
Gesetz  traf  Vorkehrungen,  daß  wei- 
tere Pachtvergebun gen  nicht  mehr 
für  99,  sondern  bloß  für  33  Jahre  zu 
erfolgen  hätten,  nach  Ablanf  dieser 
Zeit  aber  eine  neue  Schätzung  des 
Boden  wertes  vorgenommen  werden 
solle,  wonach  der  Pachtzins  zu  modi- 
fizieren sei.  Die  Volks ge* 
samtheit  soll  derart  An- 
teil an  der  natürlichen 
Steigerung  dor  Boden- 
werte gewinnen,  und  die 
Einflußnahme  des  Staates  auf  die 
technische  und  kommerzielle  Aus- 
nutzung der  Bodenschätze  eine  inten- 
sivere werden.  Ganz  Neuseeland 
bildet  so  mehr  und  mehr  eine 
landw  i 1 1 si  haftliche  Unternehmung, 
betrieben  im  Auftrage,  für  Rechnung 
und  unter  Überwachung  des  Staates 
▼on  den  yon  ihm  euigesetslen  Päch- 
tern. Eine  wtfksame  Ausnfltzung  der 
reichen  Bodenschätze  des  Landes,  und 
alle    tatsächlichen  Vorteile  sozia- 
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lisiischer  Wirtschaftsordnung  werden 
durch  diesf  fMnheitliche  Leitung  in 
der  neuseeländischen  Landwtschaft 
erzielt. 

Ein  besonderer  Paragraph  des 
neuen  GesetseB  bestimmt  auch, 
daß  nicht  mehr  als  350  bo  guten 

Landes,  resp.  entsprechend  nielirvon 
mittlerem  oder  schlechtem  Land,  an 
je  einen  Pächter  abgegeben  werden 
dürfen.  Auch  die  Verkäufe,  die  im 
Ubrigen  nach  freiem  Willen  der 
Pftchier  vorgenommen  werdenkOnnen, 
sind  an  diese  Regel  gebunden.  Es 
soll  hierdurch  wirksam  verhindert 
werden,  daß  sich  neuerdings  größere 
Landstrocken  in  Händen  Privater  an- 
samniiilu  und  wieder  eine  Groügrund- 
bentserklaase  erwachse,  welche  ffir 
die  demokratische  Entwicklung  des 
Landes  gef&hrlich  werden  könnte. 
So  bildet  Neuseeland  auch  politisch 
eine  ^vi^kli^h^^  soziale  Dem  o- 
krallt»,  uiul  der  aufblühende 
Reichtum  des  Landes,  die  Zufrieden- 
heit all  seiner  Bürger  mit  den  neuen 
Verhältnissen,  sowie  die  technische 
Musterhaftigkeit  all  der  vom  Staat 
geleiteten  oder  beaufsichtigten  Be- 
triebe ln??sen  die  Ergebnisse  des 
slaatssoziaUstischen  Versuches  in 
überaus  günstigem  Lichte  erscheinen. 
/.  HuUAesoHt  ä.  Mü^ied  des  Parkt' 
ments  Pon  Ntx^Sedandt  Wdlingfon. 

<^ 

Auto-Suggestion  als  Mittel  gegen 
eine  ökonomische  Krise.  I>ie  i-  inanz- 
krise  Amerikas  hat  das  früher  so  all- 
gemeine Vertrauen  in  die  „unbe- 
grensten  Möglichkeiten"  seiner  6ko- 
nomischen  Entwicklung  derart  schwer 
getrofTen,  daß  viele  Unternehmungen 
ohne  materiellen  Grund  bloß  infolge 
des  Glaubens  an  eine  Wiederkehr  der 
Krise  und  die  Nutzlosigkeit  alles 
Tuns  still  liegen.  Die  tats&chliche 
ökonomische  Lage,  die  sich  wesentlich 
gebessert  hat,  rechtfertigt  diesen  Pes- 
simismus nur  nielir  in  geringem  Grade. 
N  Weitblickenden  Staatsmännern  der 


Union  drängte  sich  denn  der  Gedanke 
auf,  in  einer  j)!nnvollen  Bewegung  der 
fntnii]tjpton  1  ;t  \  olkerung  das  einge- 
buüte  öeüibtvertrauen  neu  zu  sug- 
gerieren. So  wurden  zuerst  Im 
Westen  des  Landes  eine  Reihe  von 
Unternehmungen,  zum  Teil  „Sonnen- 
scheinkluhs"  genannt,  gegründet, 
deren  Aufgabe  es  war,  alle  Klagen 
über  schlechte  Zeiten  ins  Lächerliche 
zu  ziehen,  sich  und  andere  im  Glauben 
m  bestArken,  dafi  allerorten,  als  wftre 
nie  eine  Krise  gewesen,  die  Gewinste 
nur  warteten,  gepflttckt  zu  werden. 
\'om  Westen  verbreitete  sich  die  Be- 
wegung bis  zu  den  volkreichen  Staaten 
des  Ostens,  und  in  New  York  wurde 
ein  „Prusperitäts-Kongreß"  der  Ge- 
schftftoreisenden  yeranstaltet,  dem 
die  industriellen  und  kommenddlen 
Kreisen  einen  überaus  warmen 
Empfang  bereiteten.  Tatsftchlieh 
!ia!  die  Bewegung  schon  viel  Gutes 
gewirkt.  Im  Gefolge  der  moralischen 
Erhebung  rückt  auch  die  ökonomische 
Wledergdiurt  des  Landes  immer 
nAher. 

Die  Umwandlung  des  Freibiers  der 
Brauereien  In  Celdlohn.  die  in  den 
letzten  Jahren  bereits  in  einer  Reihe 
größerer  deutscher  StAdte  vorge- 
nommen wurde,  ist  nach  dem  vor 
kurzem  erschienenen  Jahresbericht 
der  württembergischen  Gewerbeauf- 
sichtsbeamten im  Jahre  11X)7  auch 
in  Heilbronn  a.  N.  getrolTen  worden. 
Bei  iNeuabschluß  des  Tarifs  ist  dieser 
erfreuliche  Schritt  in  der  W«se  getan 
worden,  daß  „an  Stelle  der  bisher  ge- 
währten 5  1  Bier  jeder  Brauer  jetat 
eine  tägliche  Lohnzulage  von  75  Pf. 
erhält,  die  ihm  erst  recht  zum  Be- 
wußtsein brachte,  welch  hohen  Bruch- 
teil seines  Gesamt  Verdienstes  das 
Freier  bisher  Terschlang.  Auch 
jetzt  noch  erhält  er  auf  Wunsch  Bier 
zum  Preise  von  7V»  Pf.  für  Vt 
Während  er  aber  bisher  das  ganze 
Freibier  regelmäßig  konsumierte,  regt 
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Ihn  jetzt  der  Empfang  ijuron  Geldes 
für  jedes  nicht  getrunkene  Gla»  dazu 
an,  das -wirkliche  Bedürfnis  fOr  seinen 
Bierkonsum  maßgebend  sein  sn  laaaen. 

Tatsächlich  ist  auch  ein  Rückgang 
der  Bierabgabe  an  die  Brauer  in 
mehreren  F{*^t rieben  schonnaßh  kurzer 
Zeit  festgestellt  worden". 


Verbilligung    des  Telephonbaus. 

Vor  einiger  Zeit  wurden  in  Rußland 
an  der  Warschauer  Eisen balmlinie 
zwischen  Petersburg,  Pleskau,  Minsk 
und  Wilna  Versuche  ausgeführt,  auf 
.  grofie  Entfernungen  eineTelephonver* 
bindung  mittels  eiserner  Lei- 
tung s  d  r  h  h  t  e  herzustellen,  und 
zwar  unter  Zuli]Hcnahme  besonderer 
Fernsprechappai  Ute  von  gi  oßer  Stärke 
nach  dem  System  des  Ingenieusr 
KuBoesow  und  des  Elektrotechnikers 
Trechsinski.  Die  Prüfungen  ergaben 
die  volle  Mögliehkeit,  zur  Telephon- 
verbindung für  bedeutende  Ent- 
fernungen eiserne  Leitungen  zu  be- 
nutzen, da  Gespräche  zwischen  Peters- 
burg und  Wilna  in  einer  Entfernung 
Ton  ca.  720  Kilometer  mit  genügender 
Deutlichkeit  Tor  sich  gehen  konnten. 
Es  ist  nur  erforderlich,  Apparate  von 
großer  Stärke  aufzustellen.  In  Ples- 
kau und  Minsk  fand  auch  eine  Prüfung 
der  von  Kusnezow  und  Trechzinski 
konstruierten  Vorrichtungen  zur  Ver- 
st&rkung  des  Schalles  statt ;  diese  Ver- 
suche  «gaben  ebenfalls  sehr  befrie* 
digende  Resultate.  Alle  diese  Ver- 
suche eröffnen  die  Möglichkeit  weiter 
Verbreitung  eines  billigen  Telephons 
mit  eiserner  Leitung,  wobei  —  was 
vielleicht  nicht  für  Rußland  allein 
^chtig  ist  —  dner  derartigen  Ver- 
bindung häufige  Untert>rechungen 
infolge  Stehlens  des  Leitungsdrahtes 
wohl  nicht  drohen  werden,  da  Eisen- 
draht für  den  Dieb  lange  keine  s<» 
verlockende  Beute  darsteUt  wie 
Kupferdraht. 

Dr,  A*  Dwontzky,  Moskau, 
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Ein  Untersectunnel  zwischen  den 
danischen  Inseln.  Es  ist  vorgeschlagen 
worden,einenTunnelunter  demGrofien 
Belt,  der  die  dänischen  Inseln  See- 
land und  Fünen  trumt,  zu  bauen* 
Die  Idee  \snirde  schon  vor  25  Jahren 
von  einem  dänischen  Ingenieur,  Horm 
Orth,  gefaßt,  der  im  Januar  dieses 
Jahres  seinen  Plan  in  einem  zu  Kopen- 
hagen abgehaltenen  Vortrag  aus- 
einanderaetete.  Beansprucht  auch 
die  Frage  höchstens  insofern  eine 
internationale  Wichtigkeit,  als  eine 
Verwirklichung  des  Planes  Däne- 
maiks  Militärmacht  stärken  würde, 
so  ist  doch  andererseits  die  Schaffung 
eines  neuen  Verbindungsweges 
zwischen  der  dänische  Hauptstact 
und  fremden  Ländern  von  allge- 
meinem Interesse. 

Passagiere,  Post  und  Güter  gehen 
jetzt  auf  mächtigen  Fähren,  die  der 
dänischen  Regierung  gehören  und  im 
Winter  als  Eisbrecher  dienen,  über 
den  Großen  Belt  von  Korsör  in 
Seeland  nach  Nyborg  in  Fünen.  Der 
Dienst  ist  ausgezeichnet  eingerichtet, 
aber  der  steigende  Verkehr  macht 
den  Bau  neuer  Fähren  una  Ver- 
grüfierung  des  Hafens  auf  beiden 
Seiten  nötig.  Der  Plan  des  Herrn 
Orth  will  durch  Bau  des  Tunnels 
diese  Maßnahmen  überflüssig  machen 
und  der  Rf'frif.niTigr  eine  Ersparnis 
von  l'JJ  üUU  Kronen  jährlich  er- 
möglichen. 

Die  Länge  des  Tunnels  soU  24  km 
betragen  und  etwa  67  Fuß  unter  den 
Grund  des  Meeres  führen.  Nach 
Orths  Berechnung  könnte  man  die 
Arbeit  an  vier  Punkten  in  Angriff 
nehmen  und  sie  mit  KXK)  oder 
höchstens  1500  Arbeitern  lu  5  Jahren 
SU  Ende  führen.  Die  Kosten  werden 
auf6K  Millionen  veranschlagt.  Dieser 
Verbindungsweg  würde  zugleich  eine 
Zeilersparnis  von  1  ^  Stunden  be- 
deuten. Die  dani'^f'he  Regierung 
steht  dem  Projekt  guuhüg  gepemibcr, 
um  so  mehr,  als  dies  im  Falle  eines 
europäischen  Krieges  einen  lochterai 


Digitized  by  Gopgle 


1104 


DOKUMfiNTB  PB8  FORTSCHRITTS 


DEZ.  1908 


Transport  der  dflmBchen  Truppen 
ennöglichen  wflrde.  Gegenwtrtig 
konnte  eine  der  dänischen  über- 
legene Flotte  Jütland  und  Fünen 

vom  übrigen  Königreich  abschneiden, 
während  Dänemark  dann  in  der 
Lage  sein  wurde,  seine  Unabhftn- 
gigkeit  und  Einigkeit  su  schfitxen. 

Schecks  für  Taxameter.  Die  Lon- 
doner  Taxametei^geseUsohafteii  be- 
absiclitigm  m  Veremfachung  des 

Verkehrs  mit  dea  Fahrgestell  Scheck- 
bücher herauszugeben,  die  auf  eine 
bestimmte  Anzahl  Taxameterfahr- 
ten, 25,  50  oder  100  Abonnements 
enthalten.  Jeder  Zettel  im  Scheck- 
buch  leprfisentiert  einen  Betrag,  der 
dem  Kutscher  nach  der  Fahrt  von 
dem  Fahi^ast  eingehändigt  wird. 
Der  Kutscher  seihst  kassiert  dann 
diese  Schecks  bei  seinem  Fuhrherm 
ein.  Man  vnW  hierdurch  gleich- 
zeitig dem  lästigen  Trinkgelderun- 
wesen entgegenwirken. 


Eine  Warmwassenentrale  war  Ver- 
sorgung eines  ganzen  Hftuserkom- 
plezes  mit  warmem  Wasser  zu  Heiz- 
und  sonsti^n  Zwecken  besieht  in 
Dresden  und  hat  sich  sehr  gut  be- 
währt. Dort  steht  hinter  dem 
Semperschen  Opemlmuse  ein  Ge- 
bäude, dessen  Arohitektur  sich  glflck- 
Heb  in  die  berühmte  Silbouette  ein- 
fügt, die  das  Elbufer  darbietet.  Dieses 
Geb&ude  ist  das  Warmwasserwerk 


der  Stadt,  in  dem  die  groBe  Menge 
des  aus  den  Maschinen  der  Eleictrisi* 

tätswerke  ablaufenden  warmen  Was- 
sers bis  zum  Siedepunkt  erhitzt  wird, 
um  dann  —  ähnlich  wie  das  Gas  — 
in  ein  Straßenrohmetz  geleitet  und 
in  die  umliegenden  Gebäude  verteilt 
zu  werden.  Jedes  angesdiloBsene 
Haus — yorerst  sind  es  nur  stadtisobe 
und  öffentliche  Gebäude,  sowie  der 
Riesenkomplex  des  Schlosses  —  hat 
in  allen  Stof^lcwprkon  heißes  Wasser 
zum  Waschen,  Kochen  und  Baden, 
das  durch  einfaches  Aufdrehen  eines 
Hahnes  der  Leitung  für  Warmwasser 
entnommen  werden  kann.  Die  jetzige 
Giöfle  des  Dresdner  Werkes  reioht 
zum  Anschluß  von  etwa  tausmd 
Wohnhäusern  mit  je  fünf  Stockwer- 
ken, Sobald  die  geplante  Vergröße- 
rung der  Elektrizitätswerke  durch- 
gefflhrt  sein  wird,  läßt  sich  diese 
Zahl  bequem  auf  das  Doppelte  er- 
höhen. Jetzt  kostet  die  Heizung 
der  erwähnten  Gebäude  einschließlich 
Bedienung  und  Erhaltung,  nebst 
Zinsen  und  Abschreibungen  jährlich 
pro  Kubikmeter  Raum  25  Pfennige. 
Später,  bei  weiterer  Durchführung 
der  erwähnten  Art  der  Versorgung 
wird  der  Preis  auf  etwa  19  Pfennige 
sinken.  Die  technische  Durchführ- 
barlceit  der  Warmwasserzentrale  ist 
durch  die  Dresdener  Anlage  bewiesen, 
und  ein  späteres  Geschlecht  wird 
yielleioht  in  der  glücklichen  Lage 
sein,  durch  größere  derartige  kom- 
muziale  Anlagen  das  Heisungs-  und 
Wasserversorgungsproblem  gdtet  sn 
haben. 


V 
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PROF.  DR  EDGAR  MILHAUD,  GENF:  DIE  VER- 
KEHRS- UND  SOZIALPOUTIK  DER  SCHWEIZER 
BUNDESBAHNEN. 

IE  derseitige  Finantlage  der  Schweiler  Staataeisenbalmen,  deren 

Voranschlag  für  1909  ein  Defizit  von  5  776000  Franks  auf- 
weist, hat  die  Aufmerksamkeit  neuerdings  auf  Organisation  und 
Betrieb  der  Schweizer  Bundesbahnen  gelenkt,  und  in  jenen  Ländern, 
wo  derzeit  die  Fra$:re  der  Eisenbahnverslaallichung  an  der  Tagesordnung 
steht,  vor  allem  in  Frankreich,  haben  die  Gegner  dieser  MuÜregel  eifrig  auf 
dieses  aoheiiibar  migOnflüge  Ergebnk  eine  Stfltse  fOr  ihre  BeweisfO^wig 
hingewiesen. 

Demgegenflher  ist  es  vielleicht  von  Wert,  die  Tatsachen  klarzustellen 
und  zu  untersuchen,  in  wieweit  der  Übergang  zum  staatlichen  Betrieb  den 
Interessen  drr  Allgemeinheit  zum  Vorteile  gereicht  hat. 

i.  Die  TariR  sind  sehr  wesentlich  herabgesetzt  worden, 
und  di^e  Reform  hat  dem  Personenverkehr  auf  den  Schweizer  Linien  einen 
aaßerordeniUchen  Anstoß  gegeben.  Die  2«ahl  der  Reisenden  Ist  von  44  494  079 
im  Jahn  1902  anf  50010  978  im  Jahre  1903.  auf  54  338 339  im  Jahn  1904, 
nnf  59 165  479  im  Jahie  1905,  auf  64  933  529  im  Jahre  1906  und  auf  69  920  007 
im  Jahre  1907  gestiegen,  das  ist  binnen  fünf  Jahren  eine  Vermehrung  um 
25  425  936  =  57  %,  oder  im  Jahre  eine  durchschnittlif  he  Vermehrung  von 
11,42  %.  Vor  der  Verstaatlichung  hat  die  mittlere  Jahreszunahme  (in  Bei- 
seitelassung des  Jahres  1901  mit  seiner  ökonomischen  Krise)  in  der  Periode 
▼on  1894—1900  6,89  %  betragen.  Der  Abstand  swischen  beiden  Ziffern 
lägt  die  Wirkung  der  Tarifreduzlenmg. 

Noch  bedeutsamer  ist  die  Tätigkeit  des  Staates  in  Sachen  der  Fahrt- 
abonncmcnts  für  Arbeiter  und  Angestellte.  Die  Zahl  der  Fahrten,  für  die 
erstere  verwendet  wurden,  stieg  von  8  006  200  auf  13  783  950,  und  die  Zahl 
der  Fahrten  mit  Karten  der  letzteren  Kategorie  von  1  207  714  auf  1  702  490. 
Dab  inlerosse  dicker  Ziffern  hegt  daiin,  daß  die  außerordentlicheu  Erleich- 
ienmgen,  die  von  der  Eisenbahn  Verwaltung  den  Arbeitern  und  Angestellten 
gewahrt  wurden,  in  hohem  Grade  das  ganie  Wohnungsproblem  modifiziert 
haben.  Sie  haben  vielen  Arbeitern  und  Angestellten  es  ermöglicht,  außer* 
halb  der  Städte,  in  denen  sie  arbeiten,  zu  wohnen,  haben  die  Überfüllung 
der  Städte  derart  sehr  vermindert,  günsti^re  hygienische  und  soziale  Be- 
dingungen für  diese  Personen  und  ihre  Familien  geschaffen.  Hier  zeigen  sich 
aufs  klarste  die  großen  Möglichkeiten  staatlicher  Bahn  Verwaltung;  indem 
sie  rein  finanzielle  Ceeichtspunkte  in  zweite  Linie  treten  lAßt  und  das  bedeut* 
eame  Machtmittel  der  Eisenbahn  zur  Forderung  Ökonomischer  und  sozialer 
Reformen  verwendet,  kann  sie  manchen,  sonst  unlflebaren  Problemen  unserer 
Wirtschaflsentwicklung  beikommen. 

Ebenso  wie  die  Personentarife,  wurden  auch  die  Gütertarife  nach  der 
Ver^LaatHchung  wesenthch  herabgesetzt.  Die  Zahl  der  Tonnen  stieg  dem- 
gegenüber von  8  781  846  im  Jalire  1904  auf  9  595  407  im  Jahre  1905,  auf 
10602788  im  Jahre  1906  und  auf  11900051  im  Jahre  1907,  waa  binnen 
vier  Jahren  eine  Vermehrung  von  3 118  205  t  oder  35,5  %  reprflsentiert. 
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Der  Jahresdurchschnitt  der  Erhöhung  beträgt  8,87  % ,  während  die  Erhöhuug 
pro  Jahr  in  der  Zeit  der  Privatbetriebe  bloß  5,37  %  betrag.  Die  raschere 
Erhöhung  rOhrt  unzweifelhaft  in  erster  Linie  von  der  Ermäßigung  der 

Tarife  her. 

2.  Die  zweite  Sphäre,  die  wir  zu  untersuchen  haben,  sind  die  Beziehunji^cn 
der  Bahnver\valtung  zu  ihiein  Personal.  Auch  diijse  haben  sieh  seit  der 
Verstaatlichung  wesentlich  verändert.  Einige  kleine,  wenngieicli  nützliche 
Verbesserungen  will  ich  bloß  im  Vorübergehen  erwähnen,  so  Anpassung  der 
Umformen  an  die  Jahreszeit,  unentgelüiche  Verabreichung  einer  Tasse 
warmer  MOch,  Schokolade  oder  Suppe  zweimal  des  Tages,  sofern  das  Ther- 
mometer unter  die  Temperatur  von  —  5»  fällt;  Einrichtung  von  Umschlag- 
sesseln in  den  Durchgängen  der  Wagen  für  die  diensthabenden  Beamten. 
Wichtigt^r  sind  die  Arbeitszeit  und  die  L  o  h  n  h  ö  h  e.  Das  Maximum 
der  ersteren  wurde  von  12  auf  11  Stunden  herabgesetzt,  und  bald  nachher 
fflr  die  Weichensteller  auf  9  Stunden.  Beamte  und  Arbeiter  haben  im  Jahre 
52  freie  Tage,  von  denen  17  Sonntage  sein  mOssen.  Sie  haben  ein  Recht 
auf  einen  ununterbrochenen  Urlaub  von  mindestens  8  Tagen  im  Jahr,  der 
in  die  ertsbezeichnete  Gesamtzahl  mit  eingerechnet  wird.  Nach  dem  neunten 
Dienstjahr  oder  dem  33.  Lebensjahre  wird  jedoch  die  Urlaubszeit  nicht 
mehr  eingerechnet,  so  daß  der  Arbeiter  tatsächlich  (30  freie  Tage  im  Jahr 
hat.  Nach  je  weiteren  drei  Jahren  wird  der  Urlaub  um  je  einen  Tag  ver- 
längert und  volle  Bezahlung  für  diese  Urlaubszeit  gewährt. 

Andererseits  wurden  die  Bezüge  der  AngesteUten  wesentlich  vermehrt 
(ausgenommen  die  der  höchsten  Beamten,  die  ihrers^ts  vermindert  wurden), 
alle  drei  Jahre  tritt  eine  Erhöhung  der  Bezüge  automatisch  ein  bis  zur  Er- 
reichung eines  NTaximums.  Des  ferneren  wurden  in  Heu  Jahren  1{)06  im  !  1907 
der  Lebensmittülteuerung  we^n  besondere  Zulagen  allen  l^eainlen  und 
Arbeitern,  die  weniger  als  4000  Fr.  verdienten,  gewährt;  100  Fr.  den  ver- 
heirateten Angestellten  oder  solchen,  denen  die  Erhaltung  ihrer  Eltern  obliegt, 
50  Fr.  den  fibrigen.  Diese  Zulage  soll  Qbrigeiis  demnächst  in  eine  definitive 
und  systematische  Erhöhung  der  Bezüge  übergeführt  werden. 

Eine  weitere  wichtige  Reform  liegt  in  der  Vermehrung  der  ständigen 
,  Angestellten.  Im  Jahre  1903  zählte  man  10  043  Ta^^elöhner  und  14  409 
-Angestellte;  im  Jahre  1907  dagegen,  unter  dem  Regime  des  Staat<^s,  11737 
Tagelöhner  und  19  498  ständig  Angestellte.  Das  Verhältnis  hat  sich  also 
entschieden  zugunsten  der  letzteren  verschoben.  Die  Zahl  derjenigen,  die 
allem  Elend  der  Gelegenheitsarbeit  und  der  Arbeitslosigkeit  preisgegeben 
sind,  tritt  gegenüber  den  über  das  schlimmste  Elend  Hinausgehobenen 
mehr  und  mehr  zurück.  Ge>\iß  sind  dem  Staate  dadurch  wesentliche  ßnanzielle 
Lasten  erwachsen;  allein  er  kann  nicht,  gleich  den  Privatgesellschaften,  jede 
Ersparnis  raachen,  die  in  seiner  physischen  Macht  stände.  Wenn  der  Gewnn 
der  Privatgesellschaften,  den  sie  aus  der  Verabschiedung  eines  Teils  ihrer 
Arbeiter  während  der  Zeit  einer  Krise  erzielen,  sieb  für  die  Volksgemeinschaft 
in  physischer  und  moralischer  Verheerung,  im  Anwachsen  der  Armen* 
Unterstützung,  der  Kosten  für  Hospitäler  und  Gefängnisse  ausdrückt,  so  hat 
das  für  sie  keine  Bedeutung,  der  Staat  jedoch  darf  nicht  so  handeln.  Sein 
Interessenkreis  ist  ein  viel  weiterer  als  der  einer  Privatgesellschaft;  was  ihm 
auf  der  f  im  n  Seite  unmittelbaren  fmanziellen  Vorteil  bringen  würde,  hätte 
viel  gröberen  ökonumischen  und  sozialen  Nachteil  auf  der  anderen  Seite 
zur  Folge.  Die  schlimmste  Verschwendung  für  ihn  ist  die  Verschwendung 
von   Menschenkraft   und   Menschen  gl  flck.     Indem  die 
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Schweizer  Bahnen  durch  ihre  PoUtik  die  Zahl  derer,  die  den  Gefahren  der 
Arbeitslosigkeit  ausgesetzt  sind,  mehr  und  mehr  einzuschränken  suchen, 
iadem  sie  die  stabile  Arbeit  begünstigen,  Oben  sie  nicht  bloß  Wohltat,  sondern 
handeln  auch  im  eminenten  socialen  und  Ökonomischen  Interesse  des  Staates. 
Alle  diese  Verbesserungen  werden  trotz  des  begreiflichen  Bestrebens  der 
Angestellten,  deron  noch  mehr  zu  erzielen,  doch  von  niemandem  in  Abrede 
gestellt.  Herr  Duby,  Generalsrkrntär  des  Verbandes  dor  Eisen  bahn  ange- 
stellten, sagte  im  Jahre  1906  anläUhch  einer  Diskussion  über  \'oränderung 
der  Kraukenkassenorganisation :  „Der  Gesundheitszustand  de^  Eisenbahn- 
personals  hat  sich  seit  der  Verstaatlichung  wesentlich  gebessert.  Man  hat 
das  Maschinenpersonal  besser  gegen  die  Gefahren  der  Witterung  und  der 
Temperaturschwankungen  verwahrt  und  die  neuen  Personenwagen  hesitsen 
geschlossene  Übergänge  von  einem  Wagen  zum  andern,  so\%np  entsprec  hende 
Abteile  für  die  Bremser.  Die  Schlaf-  und  Eßrüume  auf  den  Batinhöfen 
sind  verbessert  worden,  die  Löhne  erhöht  und  das  Lohnmaximum  wird  in 
früheren  Lebensjahren  erreicht.  Das  Personal  kann  sich  daher  besser  ernähren 
und  besser  gegen  die  Unbilden  des  Dienstes  schlitzen.  So  ffillt  es  den  Kranken- 
kassen weniger  rasch  zur  Last.** 

3.  Aus  dem  Vorhergehenden  ersehen  wir,  daß  die  Verstaatlichung  der 
Schweizer  Bahnen  der  Bevölkerung  eine  Verbilli^m^  der  Reisegelegenheit, 
der  Industrie  eine  Ermäßigung  der  Waixntarife,  ihrem  Personal  bessere 
Arbeitsbedingungen  gegeben  hat.  Die  Frage  erhebt  sich  nun,  ob  diese  ökono- 
mischen und  sozialen  Vorteile  um  den  Preis  großer  fmanzieller  Nachteile 
der  Ersohfltterung  des  finanziellen  Gleichgewichts  des  Unternehmens  erkauft 
wurden.  Gleich  zu  Beginn  dieser  Untersuchung  sei  festgestellt,  dafi  es  sich 
nur  um  ein  solches  Gleichgewicht  und  nicht  um  Gewinn  handeln  kann.  Das 
Gesetz  selbst,  durch  das  die  Vei-staallichung  vollzogen  wurde,  erklärt  aus- 
drücklich, daß  die  Staatsbahn  kein  auf  Gewinn  berechnetes  Unternehmen 
sein  soll  und  keinerlei  Beiträge  an  die  Staatskasse  zu 
entrichten  habe.  Die  eventuellen  Gewinne  sollen 
zu  weiterer  H erabsetsung  derTarife,  zurAusdehnung 
des  Bahnnetzes  und  Verbesserung  der  Arheitsbe- 
dingungen  de??  Personals  verwendet  werden.  Anderer- 
seits sollen  die  Bahnen  der  Staatskasse  auch  nichts  kosten,  sie  snllon  sich  selbst 
erhalten.  Ihr  Budget  ist  von  dem  allgemeinen  staatlichen  Budget  voliständicf 
unabhängig,  es  soll  im  Gleichgewicht  sein.  Die  obige  Frage  muii 
also  dabin  präzisiert  werden:  Decken  die  Einnahmen  der  Staatsb«^  ihre 
Ausgaben  und  Lasten? 

Diese  letztwensind  zweierlei /Vrt,  zunächst  Betriebsausgaben,  des  weiteren 
dann  Verzinsung  und  Amortisierunj^  (l)innen  60  Jahren)  des  Kaufschillings 
resp.  der  Anleihen,  die  zur  Bczahhinf^  desselben  und  zur  w^itoi  cn  Ausgestaltung 
des  Bahnnetzes  aufirenommen  wurden,  im  ganzen  etwa  eine  Milliarde  zwei- 
hundert Millionen  Franken. 

Das  bisherige  Ergebnis  läßt  sich  dahin  zusammenfassen,  daß  sowohl  die 
Einnahmen  als  die  Ausgaben  wesentlich  gewachsen  sind.  Die  Tarifreform 
hat  im  Endresultat  eine  wesentliche  Erhöhung  auch  der  ei'steren  herbei- 
geführt. Die  Einnahmen  aus  letzteren  betrugen  im  Jahre  1902  42  395  808  Fr., 
im  Jahre  1907  56  283  797  Fr.,  somit  in  fünf  Jahren  eine  Erlir^ninfr  von 
13  887  989  Fr.,  d.  i.  32,75  %.  Die  Einnahmen  des  Güterverkehrs  hüben  sich 
von  55  958  824  Fr.  im  Jahre  1903  auf  72  476  753  Fr.  im  Jahre  1907,  was 
eine  Erhöhung  von  16  517  929  Fr.  oder  29,51  %  bedeutet.   Dank  diesem 
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Anwachsen  der  Einnahmen  konnte  das  ßnanzielle  Gleichgewicht  gewahrt 
werden.  Das  Gewinn-  und  Verlustkonto  schloß  bishor  am  Ende  jeden  Jahres 
mit  einem  Überschuß  ab:  1902  3  254  600  Fr.,  1903  2  745  511  Fr.,  1904 
582  159  Fr.,  1905  2  740  133  Fr.,  1906  4  828  523  Fr.,  1907  2  854  206  Fr.  So 
tind  bis  nun  ÜbusehUsse  die  Regel  gewesen,  niemals  gab  es  ein  Defizit. 
Aber,  wd  man  einwenden,  die  Bundobahnen  lehen  in  ihiem  Vonuucblagf 
iQr  1909  ein  Defizit  voraus !  Gewiß;  es  muß  aber  in  Rechnung  gesogen  werden, 
daß  die  Schweizer  Behörden  und  besonders  die  Staatsbahnverwaltung  in 
ihrem  Voranschlag  stets  überaus  vorsichtig  sind,  und  da (3  bisher  immer, 
außer  im  Jahre  1902,  ein  Defizit  im  Voranschlage  vorgemerkt  wurde,  während 
die  tatsächlichen  Ergebnisse  dann  di^es  Defizit  in  einen  Überschuß  yerwan- 
delten,  fenier  daß  eelbei  ein  einmaliges  Defiat  keineswegs  den  Schluß  erlauben 
würde,  daß  die  Schweiser  Bundesbahnen  schlecht  geleitet  sind  oder  daß  ihr 
finanzielles  Gleichgewicht  geffthrdet  sei.  Die  ökonomische  Entwicklung  geht 
in  unserer  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  keineswegs  in  gerader  Linie 
vor  sich.  Perioden  der  Hochkonjunktur  sind  von  solchen  des  Stillstnnde?;, 
ja  oft  des  geschäftlichen  Niederganges  gefolgt.  Der  Bahnverkehr  spiegelt 
ail  diese  Schwank ungen  im  kommerzieiien  Leben  der  Nation  treu  wider: 
In  den  Jahren  günstiger  Konjunktur  gibt  er  t)benoh1k8se,  in  denen  der  Krise 
Mindereigebnisse.  Derzeit  sind  wir  in  eine  solche  Krisenperiode  eingetreten; 
wird  sie  die  Schweizer  Bundesbahn  mehr  angreifen  als  eine  Privatbahnge- 
sellschaft? Der  Vergleich  ist  möglich,  denn  die  Schweiz  besitzt  noch  heute 
die  private  Gotthardtbahn;  erst  im  Jahre  1909  wird  deren  tjbernahme  in 
Staatsbetrieb  erfolgen.  Wenn  also  derzeit  eine  Unterbrechung  in  der  Regel- 
mäßigkeit der  Übei-schüsse  der  Schweizer  Buhnen  eintritt,  eine  Verschiebung 
cum  Ungünstigen  (vom  Januar  bis  September  1908  5772996  Fr.),  so  gibt 
es  genau  den  Reichen  Rückgang  für  die  Gotthardtbahn,  nShmlich  eine  Ver- 
Schiebung  zum  schlechteren  um  1  504  671  Fr.  Ja,  dieser  Rückgang  ist  sogar 
für  die  Gotthardhahn  relativ  bedeutender  als  für  die  Staatsbahn,  er  beträgt 
für  die  erstere  17,52  %  und  für  die  letztere  14,16  %.  Die  Krise  betritft  die 
Slaalsbahn  nicht  mehr  als  eine  Privatgesellschaft,  im  G<'genteil,  die  Staats- 
bahneu  widerätehen  besser,  und  sowie  nach  der  Krisenperiode  ein  neuer 
Ökonomischer  Aufschwung  eintreten  wird,  werden  auch  für  die  Staatsbahn 
neue  Überschüsse  erwachsen  und  das  geringe  Defizit  der  Krisenjahre  bald 
decken.  Um  festzustellen,  daß  dieses  Defilit  von  swei  Jahren  nicht  als  ein 
Zeichen  sc!i!(>f  htor  finanzieller  Situation  anzusehen  ist,  genügt  es,  daß  die 
Überschüsse  und  Defizite  in  der  ganzen  Periode  sich  die  Wage  halten»  — 
bis  nun  Iialte  es  nur  Überschüsse  gegeben. 

Ali  das  will  natürlich  nicht  sagen,  daß  Behörden  und  öffentliche  Meinung 
nicht  Ursache  haben,  nach  Mittehi  su  suchen,  um  das  Defiat  zu  verhindern, 
eben  diese  Sorgen  und  Erwfigungen  sind  ein  Beweis  für  den  Emst  der  be- 
teiligten Stellen  und  zeigen,  dafi  die  ganze  Nation  die  finanzielle  Solidit&t 
der  Staatsbabn  kontroUiert. 

Über  diesem  Zwschenfall  dürfen  wir  aber  keineswegs  die  Größe  des 
vollbrachten  Werkes  vergessen.  Bedeutsame  Vorteile  für  das  Publikum  und 
das  Personal  sind  erzielt  worden,  ebenso  wesentliche  Amortisierung  des 
Kapitals.  In  55  Jahren  werden  die  Staatsbahnen  mit  ihren  agenen  ErtrSg- 
nissen,  durch  das  automatische  Spiel  der  Amortisierung,  ihren  eigenen  Kauf- 
schilling  verdient  haben,  das  Schweizer  Volk  wird  durch  die  VerstaatfichuQg 
der  Bahnen,  von  allen  anderon  Vorteilen  abgesehen,  sich  ein  Eigentum  von 
1^/2  Milliarden  (die  Gotthardtbahn  eingerechnet)  erworben  haben,  und  solche 
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Operationen  als  einen  Fehler  auffassen  zu  wollen,  scheint  auch  vom  rein 
finanziellen  Standpunkte  aus  ein  unmögliches  Beginnen.  Vom  Standpunkte 
fortsohrittlicher ,  plaoTOller  Ausgestaltung  der 
Schweiser  Industrie,  Hebung  der  sosialen  Lage  der  sa 
Oberaus  zahhreichen  Schicht  der  Bahnarbeiier,  Verminderung  der 
Arbeitslosigkeit  und  der  Gefahren  ökonomischer  Krise,  Er- 
leichterung des  Verkehrs  und  damit  erheblicher  Verminderung 
der  Entfernungen  haben  die  Schweizer  Bundesbahnen  bedeutendes  geleistet. 
Jene  Länder,  die  vor  die  Lösung  des  gleichen  Proliiems  ob  staathchen  ob 
privaten  Bahnbetriebs  gestellt  sind,  kennen  sie  nur  su  dem  Entschlüsse  er* 
muntern,  ersteren  Weg  su  wählen,  anderen,  vn»  Deutschland,  welches  sich 
bereits  für  Staatsbetrieb  entschieden  hat,  z^gen,  daß  der  Ehrgeiz  einer 
Staatsbahnverwaltung  nicht  im  Erzielen  von  Überschüssen 
von  vielen  hundert  Millionen  zur  Deckung  der  Heeresaus- 
gaben, sondern  in  Förderung  der  allgemeinen  Staats- 
und Volksinteressen  durch  weitblickende  Tarif- 
und  Sosiaipolitik  gesucht  werden  muß. 


PROFESSORLOUIS  VARLEZ,  GENT:  DIE  ARBEITS- 
LOSIGKEIT, —  EIN  INTERNATIONALES  PROBLEM. 

LrVRER  als  jemals  zeigt  sich  in  dieser  industriellen  Krise, 
wie  sehr  die  Probleme  der  Arbeitslosigkeit  einen  internationalen 
Charakter  besitzen,  wie  vergeblich  es  ist,  eine  Lösung  derselben 
innerhalb  der  engen  Grenzen  e  i  n  e  s  Staates  zu  suchen.  Gleich- 
seitig hArt  man  in  allen  unseren  HauptstAdten  Ton  Demonstrationen  der 
Arbeitslosen,  am  meisten  von  dort,  wo  Stadt  und  Land  am  höchsten  ent- 
wickelt sind,  in  intensivster  Weise  am  Weltverkehr  und  den  Beziehungen 
mit  dem  Auslande  teilnehmen  und  eben  hierdnrrh  von  den  Strömungen 
der  Weltwirtschaft  nm  eni}tfindlichsten  berührt  werd( n.  Vom  Gefühlsstand- 
punkte  aus  ist  das  Problem  ein  besonders  ergreifendes,  weil  die  Un Verschuldung 
all  dieses  Elends  so  klar  zutage  tritt.  Der  Arbeitslose  ist  der  Krise  schutzlos 
preisgegeben,  sieht  sein  schwaches  Lebensschiffchen  von  Wellen  gefährdet, 
dicTOn  fem  herkommen,  und  deren  Triebkräfte  wwedw  begreifen  noch  ändran 
kann.  So  werden  wir  alle  nicht  blofi  durch  unseren  klaren  Intdlekt,  sondern 
mehr  noch  durch  im?nr  Gewissen  zu  stets  erneuter  Beschäftigung  mit  diesen 
Problemen  getrieben,  und  das  ist  gut  so,  denn  keine  andere  Frage  verdient 
in  der  Tat  ernstere  Aufmerksamkeit  als  diese. 

Die  internationale  Verursachung  der  modernen  Arbeitskrisen  ist  leicht 
nachgewiesen.  Ehedem,  als  die  Beriehungen  zwischen  Stadt  und  Stadt,  Staat 
und  Staat  lose  waren  und  die  Industrie  überwiegend  für  den  lokalen  Markt 
arbeitete,  da  konnte  von  lokaler  Arbeitslosigkeit  und  von  lokalen  Ursachen 
die  Rede  sein.  Diese  Zeit  ist  vorüber  und  wird  niemals  wiederkehren;  heute 
ist  die  Ursache  der  Krisen  fast  stets  im  Auslande  zu  suchen.  Nicht  in 
Schutzzoll  oder  Freihandel  eines  einzelnen  Landes, 
nicht  einmal  in  kluger  oder  unkluger  Industriepolitik  seiner  Regierung,, 
sondem  in  den  allgemeinen  Strömungen  der  Weltwirtschaft  liegt  ihre  Wunel. 
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Die  Wanderung  der  letzten  Woge  der  Arbeitslosigkeit,  die  von  den  Ufern 
des  Hudson  ausging,  allmfihlich  nach  aUen  Küsten  Europas  sich  ausbreitete, 
überall  Verheerung  anrichtotf^  und  derzeit  wohl  ihren  Hochsiand  erreicht 

hat,  ist  nicht  mit  jener  Sorgfalt  untersucht  worden,  die  eine  so  folgenschwere 
Erscheinung  verdient  hätte.  Das  Fehlen  eines  internationalen  Bureaus  und 
internationaler  Sammlung  der  bezüglichen  Dokumente  machte  es  auch  dem 
«rüsten  Beobachter  üLeraus  schwer,  alle  Kreise  dieser  Wanderung  zu  ver- 
folgen, die  nacheinander  scheinbar  zuffillig,  in  Wahrheit  von  bestimmten 
Gesetsen  geregelt,  zuerst  die  großen  Handelshäfen  Rotterdam,  Antwerpen, 
Glasgow  und  London,  sowie  die  Luxusindustrien  (Automobile,  Diamant- 
industrie, Ilandschuhfabrikation)  betrafen  und  sich  dann  allmählich  auf  all 
die  großen  Industrien,  welche  das  wirtschaftliche  Leben  der  Nationen  bf- 
herrschop,  ausdehnten.  Heute  hat  sich  die  Bewegung  über  ganz  Europa 
ausgedehnt,  überall  Elend  verbreitet,  ohne  daii  irgend  jemand  daiau  gedacht 
hätte,  sie  durch  planmäßigen  Widerstand  «ufiRihalten. 

Exakte  Methoden,  um  die  Intensität  der  Krise  zu  messen,  bedtien  wir 
derzeit  nodi  nicht.  Am  ehesten  gelangen  wir  wohl  zu  unsenn  Ziel, 
wenn  \v\t  untersuchen,  welcher  Bruchteil  gewerkschaftlich 
organisierter  Arbeiter  sich  außer  Arbeit  befinde. 
Diese  Statistiken  werden  von  don  Arbeiterorganisationen  geiieiert,  und  die 
Regierungen  geben  sie  in  ihren  amthchen  Publikationen  wieder.  Freilich 
«oll  der  Wert  dieser  Darlegungen  nicht  Übersehätzt  werden.  Ihre  Beweis- 
Icraft  geht  nur  so  weit  wie  die  Vollkommenheit  der  Albeiterorganisationen 
in  einem  gegebenen  Lande.  Wenn  alle  Arbeiter  organisi^  wären,  wenn  alle 
Gewerkschaften  tiber  alle  ihre  Mitglieder  berichteten,  wenn  diese  Statistiken 
durrhnus  glaubwürdig  wären,  dann  könnte  mmi  auf  Grund  derselben  wert- 
volle uiternationale  Untersuchungen  ansttlli n.  In  Wahrheit  haben  die 
Ziilem  leider  in  jedem  Lande  andere  Bedeutung,  sind  mit  mehr  oder 
minder  Sorgfalt  ausgearbeitet,  beziehen  «ich  auf  andersgeartete  Tataachen- 
reiben,  so  daß  es  fast  unmöglich  ist,  sich  ihrer  zu  vergleichenden  inter- 
natirT  ilon  Studien  zu  bedienen.  Im  Innern  eines  gegd>enen  Landes  bleiben 
diese  ZüTem  und  Methoden  eher  konstant,  weshalb  es  möglich  ist,  verschiedene 
Monate  eines  bestimmten  Jahres  miteinander  zu  vergleichen.  Wir  hnben 
die  Statistiken  von  sechs  Ländern  vor  uns,  in  denen  die  Arbeiterorganisationen 
regelmäßig  und  allmonatlich  solche  Nachweise  liefern:  England,  Deutschland, 
Frankreich,  Belgien,  Norwegen  und  der  Staat  New  York  in  Amerika. 

Wenn  wir  seit  Juni  1907,  d.  i.  seit  den  ersten  Anfängen  der  gegenwärtigen 
internationalen  Krise,  die  Schwankungen  der  Arbeitslosigkeit  untersuchen, 
kommen  wir  zu  nachstehenden  Aufstellungen,  die  über  den  internationalen 
Gharakter  der  Arbeitslosigkeit  keinen  Zweifel  übrig  lassen.  Die  nachfolgenden 
ZifTem  geben  das  Verhältnis  der  organisierten  Arbeiter,  die  zurzeit  bescb&fii* 
gungslüs  sind,  im  Vergleich  zu  ihrer  Gesamtzahl: 

England  ^7^^**'  Belgien  Norwegen  ^^l^Yotk  ^^^^ 

pro  miUe 

Juni      1907     36  14         18        ^  81  ST 

Juli         „       37  14         15  9  85  60 

August  40  14         13  9  121  84 

September,,       46  14         14  13  123  65 

Oktober    „      47  16         15         18  186  80  , 
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England  ^'j^'f '  Belgien  Norwegen  „ew  York  ^««»««i«* 

pro  mille 

November  1907   SÖ  17         30        ^37  220  94 

Dezember   „     61  27         57         61  367  94 

Januar  1908    62         29         12         56  375  109 

Februar  64  27         73  50  375  106 


März 
April 

Mai 

J  Ulil 

Juli 

August 

September 


69  25  60  39  339  105 

75  28  31  24  322  96 

79  29  39  16  302  119 

83  28  46  10  78 

82  27  47  15  80 

89  27  59  18  82 

94  27  53 

Wenn  wir  die  bekannte  Erscheinung  der  Arbeitslosigkeit  im  Winter,  die 
uns  hier  nichts  weiter  angelit,  außor  acht  lassen,  so  finden  wir  in  den  fünf  erst- 
genannten Ländern,  daß  im  Berichtjahre,  vom  September  1907  bis  September 
1908,  die  Verhältniszitier  der  Arbeitslosigkeit  sich  in  nachstehender  Weise 
erhöht  hat: 

England  von  46  pro  mille  auf  94  pro  mille 

Deutecbland       „   14  „    „     „    27  „ 

Belgien  „   14  „    „     „  53 

Norwegen  „     9   „    „     „     18  ,»  „ 

Staat  New  York       81    ..    ..      „  302 
In  mehreren  Ländern  hat  indi  s  die  gegenwärtige  Periode  wechselnder 
Arbeitsl< i^i^keit  sclion  vor  dem  Sonuner  1907  begonnen.  Fasson  wir  die  letzten 
beiden  Jahre  ins  Auge,  so  linden  wir  ein  Anwachsen  der  Arbeitslosigkeit 
für  England       v.  38  pro  mille  i.  Jahre  1907  auf  94  pro  mille  i.  Jahre  1908 
„  Deutschland  „  1   „     „  „    „  27  „     „  » 

d.  Staat  New 

York  58   ,,      ,.  302  ,, 

Die  Arbeitslosigkeit  hal  sicli  in  England  nahezu  verdreifacht,  in  Deutsch- 
land yprvi«^rfacht,  im  Staate  New  York  versechsfacht.  Dicso  Ziffern  sind 
ttbrigcns  oüeubar  unzureichend,  um  die  ganze  Intensität  der  gegtnwürtigon 
Arbeitslosigkeit  und  ihre  Veiiichärfung  zu  erfassen.  Einerseits  ist  es  gewiß, 
daß  in  dm  Lindem,  wo  die  Elite  der  ArbeiterBchaft  in  Gewerkschaften  organi* 
siert  ist,  daß  in  den  Gewerkschaften,  die  Berichte  vorlegen  und  die  Anzahl 
ihrer  Arbeitslosen  kontrollieren  können,  daß  insbesondere  in  den  Industrie- 
zweigen, in  denen  man  Art)oitslosenver<;irhenmgrn  organisieren  konnte, 
diese  Arbeitslosigkeit  minder  stark  ist  als  in  den  (Gewerkschaften,  die  keine 
Berichte  vorlegen,  und  insbesondere  bei  den  unorganisierten  Arbeitern.  Es 
darf  nicht  vergessen  werden,  daß  Gelegenheitsarbeiter  imd  Tagelöhner, 
Arbeiter  ohne  klar  bestimmtes  Metier,  Arbeiter»  die  auf  der  Grense  von  Gesund- 
heit und  Invalidität,  von  Rechtschaffenheit  und  Bescholtenheit,  von  Arbeits- 
fähigkeit  und  Hmfähigkeit  stehen,  nicht  oder  doch  nur  in  Minderzahl  in  den 
Gewerkschaften  angetroffen  werden,  und  daß  gerade  s  i  e  der  Arbeitslosigkeit 
weitaus  am  häufigsten  anheimfallen.  Mag  auch  die  Schützung  des  englischen 
Abgeordneten  Kcir  Hardie,  der  am  26.  Oktober  d.  J.  iui  englischen  Parlament 
von  Ö750  000  Menschen  sprach,  die  unter  ihrer  eigenen  oder  der 
Arbeitslosigkeit  ihres  Familienoberhauptes  Idden,  noch  Äber  die  Wahrheit 
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hinausgehen;  gewjü  ist,  daü  die  Verliältniszahl  der  Arbeitslosen  außerhalb  der 
Gewerkschaften  weitaus  größer  ist,  als  die  innerhalb  derselben.  Es  sei 
Hbrigens  an  diemr  Stelle  auf  eine  sozial  und  politisch  sehr  bedenkliche 
Encheinmig  hingewiesen:  Daß  n&mlich  an  den  Arbcitslosendemon- 
strationen  weniger  die  organisierten  Arbeiter,  die  durch  die  Krise  vorüber- 
gehend Qiißpr  Arbeit  gesetzt  sind,  teilnehmen,  sondern  vielmehr  pnlrhe 
Schichten  dos  Lumpenproletariats,  welche  auch  in  guten  Zeiten  kerne  regel- 
mäßige Arbeit  besitzen  und  nun  die  Stimmung  der  öffentlichen  Meinung 
benutzen  und  die  Freigebigkeit  des  Staates  und  der  Privaten  zu  ihren  eigenen 
Gunsten  ablenken  wollen.  —  Fassen  wir  die  Lage  der  emcefaien  Linder 
ins  Auge. 

Was  Amerika  anlangt,  ist  es  allgemein  bekannt,  wie  schwere  Er- 
schütterungen die  Krise  für  das  Wirtschaftsleben  der  Union  mit  sich  gebracht 
hat.  In  England  werden  derzeit  in  allen  großen  Städten  Hilfskomitee» 
gegründet,  die  die  Arbeitslosen  unterstützen  sollen.  Die  Regierung  sah  sich 
genötigt,  neboi  andern  Maßregeln  hohe  Kredite  an  die  LokalbehOrden  in 
Aussicht  zu  stellen,  damit  dieselben  dffentUohe  Arbeiten  beginnen  und  fClr 
Tausende  und  Abertausende  der  Arbeitslosen  Beschäftigung  finden  mOgen, 
Alle  diese  Versprechungen,  die  indes  der  Arbeiterpartei  nicht  genügten, 
haben  dan  britische  Parlament  vor  der  schweren  Belpidigung  durch  don 
Abgeordnelen  Grayson  nicht  schützen  können.  Im  übrigen  geben  sich  ja  die 
Vorschläge  der  Regierung  nur  als  provisorisch;  definitive  Gesetzesvorlagen 
Stellt  man  erst  for  später  (in  einem  halben  Jahre)  in  Aussicht. 

In  Holland  wurden  Ittnf  Parlamentssitzungen  einer  Interpellations- 
beratung  gewidmet,  deren  einziges  praktisches  Resultat  das  Votum  einer 
Tagesordnung  war,  in  der  die  Regierung  zum  eingehenden  Studium  des 
Problems  und  Lieferung  besserer  Statistiken  aufgefordert  wurdn. 

In  Deutschland  beschäftigte  die  Frage  der  Arbeitslosigk<  [t  lie  (re- 
meindevertretungen  mehrerer  grußer  Städte.  In  Berlin  wurde  ein  Kumitee 
eingesetzt  und  beauftragt,  die  Büttel  zur  Einrichtung  einer  ArbeitsIoBea- 
Versicherung  zu  beraten  und  Ober  die  Methoden  der  Bekämpfung  der 
Krise  Bericht  zu  erstattm.  Die  freien  Gewerkschaften  haben  einstimmig 
beschlossen,  die  Gründung  von  Arbeitslosenkas^cn  nach  dem  Muster  derer 
vor  Gent  und  Straßburg  zu  empfehlen.  In  Mühlhausen  wurde  emo  solche 
begründet,  und  gleiche  Projekte  stehen  in  Frankfurt,  Köln  und  anderen 
großen  Städten  zur  Diskussion.  i>ie  verschiedenen  Landtage  beschaf Ligen 
skh  einer  naidi  dem  andern  mit  dem  Studium  der  Frage,  snnAdfast  dar 
Bayrische  und  Badiscfae,  dann  der  PreuBisdie  Landtag  und  luletst  d«r 
Reichstag.  Besonders  die  Bayrische  Regierung  nimmt  viel  Interesse  an 
derselben  und  hat  eine  Spezialkommission  zum  Studium  der  Arbeitslosen- 
versicherung eingesetzt.  Bei  allem  Interesse  für  die  Frage  aber  und  allem 
enten  Willen,  sie  zu  studioren,  ist  man  bis  nun  kaum  zu  Taten  gekommen. 
Äiiuliches,  wie  für  die  genannten  Staaten,  gilt  auch  für  die  anderen  Länder, 
nirgends  dnheitliche,  planm&flige  Aktion,  um  dai  Erscheinungen  der  Ar* 
beitslosi^eit  zu  begegnoi. 

Immerhin  ist  auch  die  bloße  Erkenntnis,  daß  die  herkömmlichen  staat- 
lichen Maßregeln  für  die  Lösung  eines  so  weit  ausgedehnten  internationalen 
Problems  nicht  hinreichen,  zu  begrüßen  Fast  alle  Regierungen  haben  Unter- 
suchungen im  Auslände  und  Erforschung  der  möglichen  Mittel  zur  Be- 
kämpfung der  Ai'beitslosigkeit  angeordnet.  Hier  sei  nur  auf  die  große 
deutsche   Denkschrift   aber  »»Arbeitslosenversicherung  in  den 
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verschiedenen  Ländern  und  die  Arbeitsvermittlung  in  Deutschland"  hin- 
gewitten,  auf  die  zwei  englischen  Enqueten  über  die  in  den  ver- 
schiedenen Ländern  angewandten  Methoden  zur  Bekämpfung  der  Ühel  der 
Arhetisloftigkeif ,  auf  die  Knqueten  des  französischen  Arbeits- 
amts, auf  die  Bericht©  der  norwegischen  und  düiii  schon 
Spezialkommissionen  ,  auf  Hie  in  Holland  beabsichtigte 
Enquete.  Diese  Untersuchungen  haben  zur  Erfassung  d'_*s  Problems,  welche 
Mittel  2ur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  tauglich  erscheinen  können, 
sehr  vid  beigetragen.  Sie  haben  zunächst  gezeigt,  daß  man  ein  Allheilmittel 
gegen  die  Arbeitslosigkeit  auf  dem  Boden  unserer  Wirtschaftsordnung  ver- 
gebens suchen  wfirde.  Auch  die  Formen  und  Ursachen  derselben  sind  alku 
verschieden.  Arbeitslosigkeit  von  Halbinvaliden  und  Saisonarbeitern  und 
Arbeitslosigkeit  infolge  industn<']Un'  Krisen  haben  zu  wenig  Ähnlichkeit 
mileinunder,  um  von  einer  einhciliichen  Aktion  berührt  werdrn  zu  können. 

Wenn  man  aber  auch  aufhören  mußte,  das  große  einheitliche  Heilmittel 
va  finden,  so  hat  man  dennoch  viele  Hilfsmittel  gefunden,  die  den  einzelnen 
Formen  der  Arbeitslosigkeit  beikommen.  Die  einen  berühren  die  Ursachen^ 
die  anderen  die  Folgen  derselben.  Die  einen  versuchen,  die  Arbeitslosigkeit 
als  solche  zu  verhindern,  die  anderen  Elend  und  Leid  in  deren  Gefolge  zu 
mildern;  die  einen  suchen  die  Arbeitslosigkeit  in  ihren  Urspningsländern 
auf  und  bekämpfen  sie,  die  anderen  trachten  im  cnghegrenzten  staatlichen 
Rahmen,  ihre  Wirkungen  abzusciiwachen.  Immerhin  beginnen  sich  klare 
Unien  inöglicber  planvoller  AkticHi  abzuheben.  FVeilich  sind  sie  in  den  ein- 
zelnen Lfindem  sehr  verschieden. 

In  Deutschland  und  speiiell  in  Süddeutschland  stehen  im  Vordergründe 
die  wechselseitige  Arbeitslosenversicherung,  die  Arbeitsvermittlunpbureaus 
und  die  Notstandsarbeiten  der  Städte.  In  den  fr^'ien  Gewerkschaften 
wurden  im  Vorjahre  mehr  als  6  Millionen  Mark  für  cigentHclie  Arbeitslosen- 
vcrsicheruiig  und  eme  weitere  MiUion  für  die  Unterstützung  von  aibeitslosen 
Mitgliedern,  die  an  fremden  Plätzen  Arbeit  suchen,  ausgegeben.  Die 
paritAtifloben  Arbeitsnachweise  werden  von  Komitees,  In  denen  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  nebeneinander  sitsen,  geleitet  und  haben  gleichfalls 
in  Deutschland  große  Bedeutung  gewonnen.  Institute,  wie  die  in  München 
und  Stuttgart  mit  ihren  Hilfsanstnilon:  Arbeitsvermittlung  für  Dienstboten, 
Landarbeiter,  Lphrlinge;  Fahrpreisermäßigungen;  Rückleitung  der  Arbeiter 
aufs  Oaciie  Laad;  Arbeiterausiausch ,  sowie  eigentHche  Arbeitslosen- 
untorstotzung,  Hflfe  in  der  Berufswahl  usw.,  gehen  Ober  die  eigentliche 
Rolle  gewerkschaftlicher  Arbeitsvermittlungsbureaus  weit  hinaus.  Dem- 
gegenüber scheinen  die  Notstandsarbeiten  der  Städte  weniger  Zukunft  zu 
besitzen,  sie  sind  zu  teuer  und  haben  weniger  günstige  Wirkung.  Die  Be- 
wegung für  Tarifverträge  hat  ihrersfits  in  ganz  anderem  Rahmen  sehr  dazu 
beigetragen,  den  Bereich  der  Arbeitslosigkeit  cinzuscliränken,  da  die  Arbeiter- 
schichien,  welche  solche  besitzen,  eine  stabile,  dem  Beamtentum  angenäherte 
Position  gewinnen. 

In  England  schlug  man  andere  Wege  ein,  Wohlläfit  sich  die  TAtig^ 
keit  der  Trade  Unions  in  gewissem  Grade  mit  der  der  Gewerkschaften  ver- 
gleichen,  beide  führen  wechselseitige  Arbeitslosenversicherung  durch; 
dennoch  ist  es  bedeutsamstes  Ziel  der  enghschen  Politik,  dif  Arboitslosen 
ihrer  Städte  wieder  oufs  Land  zurückzuführen,  die  Überflussigen  in  der 
Industrie  wieder  zum  Ackerbau  anzuleiten.  In  dieser  Richtung  hegen  die 
fflr  England  wichtigsten  Mög^chkeiten.  Andere  Kreise  sehen  in  der  plan- 
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mäßigen  Auäwanderungbbewegung  eine  Lösung  des  Problems.  Auch  die 
Tätigkeit  der  Heilsarmee,  welche  die  Gefallenen  wieder  zu  erheben  sucht, 
um  ihnen  die  Möglichkeiten  zu  einem  neuen  Leben  zu  bieten,  ist  in  diesem 

Zusammenhang  zu  erwähnen.  In  Belgien  hat  die  bedeutsame  Entwicklung 
der  wechselseitigen  Arbeilslosenversichening  in  den  lelzton  Jahren  die  üfTent- 
liche  Meinung  lebhaft  beschäftigt.  Aus  Frankreich  ist  weniger  Bedeut- 
samem zu  melden,  am  ehesten  noch  ein  Versuch  der  Fabrikanten  von  Roubaix, 
die  freiwillig  zu  den  Kosten  der  Arbeitslosenversicherung  ihrer  iVngestellten 
beitrugen,  sowie  die  Bildung  einer  staatlichen  Rommission,  welche  die  öfiFent* 
liehen  Arbeiten  so  einteilen  soll,  daß  damit  sugleioh  Bekfimpfung  der  Arbeits- 
losiglceit,  wo  immor  sie  sich  zeige,  Teriiunden  werde.  Beide  Versuche  bestehen 
noch  nicht  lange  genug,  als  daß  man  ihre  Resultate  beurteilen  könnte,  aber 
sie  geben  wertvolle  FiiiL'(M"/eige. 

Dänemark  und  Nonvegen  haben  durch  ihre  staatliche  Organisierung 
der  Arbeitslosen versichenmg  neue  Wege  gewi^en.  In  der  Schweiz  haben  Bern, 
St.  Gallen,  Zflrioh  und  Basel  zuerst  staatliehe  Arbeitslosenkassen  gegründet, 
und  mögen  auch  deren  bisherige  Resultate  noch  nicht  bedeutende  sein,  so 
haben  sie  doch  Anregung  zu  weiteren  Aktionen  gegeboi.  Auch  die  der- 
zeitige  Übung  der  Arbeitslosenunterstützung  im  Winter,  wie  sie  in  den  meisten 
Schweizer  Städten  durchgeführt  wird,  ist  zu  erwähnen. 

In  Italien  kommt  insbesondere  die  Landwirtschaft  für  das  Problem 
der  Arbeitslosigkeit  in  Frage,  und  die  Versuche  genossenschaftlicher  Boden- 
bestellung sind  Oberaus  lehrreich;  insbesondere  die  Societä  Umanitaria  In 
Mailand  hat  überaus  wertvolle  Arbeit  geleistet.  Sie  geht  auf  einen  reichen 
Philanthropen,  Mois4  Loria,  zurück,  der  sein  Vermögen  von  10  MiUionen 
testamentarisch  zur  Begründung  dieser  Gesellschaft  vermacble  und  ihr  die 
Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  durch  Veranstaltung  von  Arbeiten  in  Zeiten 
der  Krise  als  wesentlichste  Aufgabe  zuwies.  Nach  langen  Vorbereitungen 
sind  solche  Werkstfttten  auch  im  Vorjahre  begründet  worden  und  erweisen 
sich  als  sehr  nutdtringend. 

ÄhnUches  wäre  auch  von  den  anderen  Staaten  zu  buchten;  alle  oder  doch 
fast  alle  haben  irgendeinen  originellen  Zug  zum  gemeinsamen  Werke  beige- 
steuert, und  es  kann  nur  nützhch  sein,  wenn  die  einzelnen  Lösungsvprsnehf»  mohr 
und  mehr  überall  bekannt  werden  und  auch  im  Auslände  Nachahmung  linden. 

Die  Arbeitsvermittlung  durch  paritätische  Verbände  der  Unternehmer 
und  Arbeiter,  die  in  Deutschland  von  Männern  wie  Jastrow,  Freund  und 
Flesch  begründet  wurde,  hat  sich  auf  alle  deutschen  Staaten  ausgedehnt 
und  sich  auch  aufierbalb  der  Grenzen  des  Reiches,  in  Skandinavien,  Öster- 
reich-Ungarn, der  Schweiz,  Holland  und  Belgien  eingebürgert,  wie  sie  sich 
auch  in  England  und  Italien  auszudehnen  hpcrinnt.  Ebenso  hat  sich  das  System 
der  wechselseitigen  Arbeitslosenversicherung  seit  seiner  erstmaligen  An- 
wendung zu  Gent  im  Jahre  1901  in  Frankreich,  Belgien,  Dänemark  und 
Norwegen  ausgebreitet  und  wurde  in  mehr  als  100  Gemeinden  von  Belgien, 
Frankreich,  Holland,  D&nemark,  der  Schweis,  Italien  und  Deutaehland  duroh^ 
geführt.  Besonders  in  der  Arbeiterschaft  fmdet  dies  System  viel  Zustimmung. 

Wie  immer  wir  das  Problem  betrachten,  sehen  wir,  daß  es  durchaus 
internationaler  Natur  ist.  Um  so  befremdlicher  muß  es  sein,  daß  nicht  von 
Anfang  an  internationale  Verständigungen  in  dieser  Sphäre  bestanden. 
Erst  in  den  letzten  Jahren  —  auf  dem  internationalen  Kongreß  zu  Mailand 
im  Jahre  1906,  der  dem  Kampfe  gegen  die  Arbeitslosigkeit  gewidmet  war  — 
ging  man  zu  solcher  Verstfindigung  ttber.  Auf  dem  Kongresse  sah  man,  Seite 
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an  Seite,  Direktoren  der  staaliiciien  ArLüitsämter,  Leiter  der  deutschen 
ArbritsvermitÜiingpbiireain,  der  ea^tuth&x  Hilfekomltees,  der  l>elgi8chen 
Arbeitslosenkassen,  der  franzteischen,  ilalieniscfaen  und  Schweicer  Aribeiter- 
veii>ände,  sowie  Ihrofeaeoren  und  Abgeordnete,  welche  der  Frage  ein  theo* 

retisches  Interesse  entgegenbrachten.  Aus  diesen  Besprechungen  ging  der 
Plan  hervor,  eine  stninüf^o  Zentralstello  zu  schaffen,  welche  Informationen 
über  die  versciuedeueii  \>i  suche  der  einzelnen  Länder  sammeln  soll.  Seither 
ist  dieser  Gedanke  schrittweise  seiner  Verwirklichung  naher  gediehen,  und  in 
Bfilde,  waiindiemlich  schon  im  Jahre  1909,  wird  die  neue  Orguiiaalion 
begrOndet  werden.  Seine  BeBtinunung  wird  einerseits  in  der  Sammlung  ge- 
wissenhaften Informationen  über  die  Probleme  der  Arbeitslosigkeit  und  ihrer 
Bekämpfung  in  den  verschiedenen  Lfmdrrn  liegen,  ferner  soll  eine  Zeitschrift 
über  Arbeits! f>sif7keit  von  ihm  begründet  und  systematische  Enqueten 
über  Ursache  und  Wanderung  der  Krisen,  Umfang  und  Folppn  Her  Arbeits- 
losigkeit, sowie  die  Mittel  zu  deren  Bekämpfung  vorgenomiueu,  schheßhch 
eine  internationale  Aktion  der  Regierungen  gegen  die  Arbeitslosigkeit  an- 
gebahnt werden.  Gewiß  wird  die  Töllige  Verwirklichung  dieses  gansen 
Programms  noch  lange  Zeit  brauchen,  aber  das  rege  Interesse,  dem  die  Idee 
begegnet,  läßt  uns,  die  wir  ihrer  Realisierung  uns  gewidmet  haben,  suver- 
flichtlif'Ii  vorwärts  blicken. 

Indem  wir  unseren  Plan  den  Lesern  dieser  Zeitschrift  uiiLt;rb reiten, 
würden  wir  überaus  dankbar  sein,  wenn  man  irgendwelche  Bemerkungen 
oder  Einwflnde,  die  sich  den  Lesern  derselben  anfdrSngen  mögen,  dem  Ver- 
fasser dieser  Zeilen  mitteilen  wollte.  Jeder  Beitrag  sur  Losung  des  grofien 
Problems  ist  willkommen. 

JOHS.  DALHOFF,  KOPENHAGKN:  DIE  ARBEITS- 
LOSENVERSICHERUNG IN  DÄNEMARK. 

IR  einigen  Jahren  wurde  von  Seiten  der  dänischen  Staatsregienmg 
leine  Kommission  eingesetzt,  um  die  mögliche  EinfOhrung  einer  all- 
gemeinen Invaliditais-  und  Altersversorgung  zu  erwögen.  Da 
indessen  gleiehzoitig  von  mehreren  Seiten  und  besonders  seitens 
der  sozialdemokratischen  i^artei  sich  das  Verlangen  nach  einer  Arbeitslosen- 
versicherung geltend  machte,  verwies  man  auch  diese  Sache  an  die  Kommission 
und  inneriuSb  kurzer  Zeit  ward  ein  Gesetsesyorschlag  ausgeaibeitet,  der  vom 
Reichstag  unter  Zustimmung  aller  Parteien  angenommen  wurde;  denn  sowohl 
für  die  herrschende  Agrardemokratie  als  auch  für  die  konservative  Partei 
(die  Oberklasse  der  Städte  und  die  Gutsbesitzer)  hat  es  politische  Bedeutung, 
daß  ihnen  nicht  von  ihrem  gemeinsamen  Gegner,  der  Sozialdemokratie,  der 
Vorwurf  gemacht  werden  könne,  sozialen  Reformen  feindlich  gegenüber 
zu  stehen.  Der  Gesetzentwurf  wurde  im  März  1906  dem  Reichstag  unter- 
breitet, im  April  1907  als  Geseti  angenommen  und  im  August  desselben  Jahres 
rechtskräftig. 

Es  gelang  derart  überaus  leicht,  einer  Aufgabe  gerecht  zu  werden,  die  fiberall 
sonst  als  oino«  der  dringlichsten,  aber  auch  schwierigsten  Probleme  der  sozialen 
Gesetzgebuni?  noch  ihrer  Lösung  harrt:  Die  Arbeitslosen- Versicherung.  Bis- 
her hed>en  bloß  Dänemark  und  Norwegen  diese  Lösung  gefunden,  weshalb 
ilas  jüngere  dänische  Gesetz  vielleicht  darauf  Anspruch  erheben  kann,  der 
XJntersuchung  der  {^eichen  Frage  im  Ausland  als  Grundlaga  zu  dienen. 
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Als  Vorbild  für  seine  „Arbeitsloscnkassen**  haben  dem  Gesetz  teils  die 
Uateraitttzungskassen  für  Arbeitslose,  die  mit  den  venchiedeiieii  Gewerk- 
vereineii  Terbunden  sind,  gedient,  ^rie  s.  B.  die  des  großen  Schmiede-  und 

Maschinenarbeitenrerbandes,  wenn^eich  dieselben  nur  ganz  vereinzelt  ftuf 
ein  eigentliches  Versicherungsprinzip  basiert  waren,  und  teils  die  anerkannten 
Krankenkassen.  Di><ie  Krnnkonkasson,  welche  besonder?  in  den  letzten  10 — 15 
Jahren  einen  ungeheuren  Aufschwung  genommen  haben,  sind  private  Vereine 
und  werden,  wenn  sie  sich  einer  Staatskonirolle  unterziehen,  in  gesetzhch  be- 
sünimtcr  Wdse  unterstützt.  Ebenso  sind  auch  die  ArbeltsloeinikasBen  dea 
neuen  Gesetzes  private  Verbfinde,  die  sich  aus  unbemittelten  Lohnaibeitem 
aus  der  Sphäre  der  Industrie,  des  Handds  und  Transportwesens  und  der  Land- 
Wirtschaft  rekrutieren.  Sie  verfolgen  ausschließlich  den  Zweck,  ihre  Mit- 
glieder bei  eintretender  Arbeitslosigkeit  zu  unterstützen,  sofern  diese  nicht  auf 
Streik  oder  Aussperrung,  Krankheit,  Wehrpflicht,  Verhaftung  <n]or  darauf 
zurückzuführen  ist,  daß  der  betreffende  Arbeiter  ohne  gültigen  (nund  seine 
Arbeit  verlassen  hat  oder  wegen  Trunksucht  oder  Unverträghchkei  t  gc  genübw 
Arbeitgebern  oder  Arbeitskameraden  verabschiedet  worden  ist.  Eboiso  sind 
diejenigen  Mitglieder  von  Unterstfitzong  ausgeschlossen,  welche  Armenunter- 
stützung erhalten  oder  sich  weigern,  eine  vom  Vorstand  der  Kasse  angewiesene, 
ihrer  Fähigkeit  enlsprecliende  Arbeit  zu  übernehmen.  Die  Mitglieder  dürfen 
bei  ihrer  Aufnahme  nicht  unter  18  und  nicht  über  60  Jahre  alt  sein.  U  m 
der  Anerkennung  des  Gesetzes  und  der  genannten 
Begfinstigungen  teilhaftig  zu  werden,  mflssen  sie  auSer^ 
dem  noch  die  folgenden  Bedingungen  wf Allen: 

Die  Kassen  soUoi  wenigstens  50  Mitglieder  ztiilen  und  entweder  lokal 
oder  fachlich  begrenzt  sein,  doch  kann  eine  Facbkaase  natürlich  lokale  Unter- 
abteilungen haben. 

Hinsichtlich  der  Höli  '  d*  r  1  Ht  rstützimg  verlangt  das  Gesetz,  daß  selbe 
(die  als  Reiseunterstülzung,  Mielezuscbuß,  Tagegeld  oder  in  natura  gegeben 
werden  kann)  zwei  Drittel  desgewdhnHchoiTai^hnesdesbetreffenden^dbeiterB. 
nicht  übersteige.  Die  Unterstützung  soll  wenigstens  56  Pfennig,  höchsten» 
aber  M.  2,24  pro  Tag  betragen.  Der  Unterstützungsuchende  soll»  bevor  er 
unterstützungsberechtigt  ist,  12  Monate  Mitglied  der  Kasse  gewesen  sein  und 
seine  Beiträge  bezahlt  haben;  außerdem  ist  eine  Karrenzzeit  nach  Eintritt  der 
Arbeitslosigkeit  von  6 — 15  Tagen  vorgesehen,  während  welcher  der  Unter- 
stützungsuchende noch  keine  Unterstützung  erhalten  kann.  Übcnüinnit  ein 
ari>dt8loBe8  Mit^ed  auf  Anweisung  des  Vorstandes  der  Rasse  od«p  aus  eigenem 
Antrieb  eine  Ari>eit,  welche  nicht  mit  der  Mazimalunterstützung  gdohnt  wird, 
so  floU  die  Kasse  berechtigt  sein,  seine  Einnahme  bis  zur  Maximalunterstützung' 
zu  ergänzen.  Für  Kassen,  welche  viele  Saisonarbeiter  unter  ihren  Mitgliedern 
zählen,  sind  verschiedene  Sonderbestimmungen  vorgesehen. 

Die  Kassen  wfihlen  st'li)sl  ihren  Vorstand.  Sie  dürfen  formell  nicht  mit 
den  Gewerkvereinen  in  Verbindung  stehen,  und  ihre  Mittel  dürfen  ebenfuli^ 
nicht  zu  unbefugten  Zwecken  verwendet  weiden»  —  eine  Bestimmung,  auf 
deren  Präzision  sowohl  von  konservativer  wie  auch  liberaler  Seite  viel  G^c^t 
gelegt  wurde.  Die  Statuten  der  Kassen  müssen  behördlich  bestätigt  sein  und 
bestandig  unter  Kontrolle  eines  zu  diesem  Zweck  angestellten  Beamten,  des 
Arbeitsloseninspektors,  sieben.  Um  wirksame  Zusammenarbeit  der  Kassen 
zu  erleichtern,  wird  alljährlich  vom  Arbeitsloseninspektor  eine  Versammlung 
von  lievollmächtigten  einberufen,  welche  aus  den  Mitgliedern  der  Kassen - 
vorstände  gew&hlt  werden.  Diese  Jahresversammlung  erwählt  eine  permanente,. 
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«US  6  Bevollmfichiigten  bestehende  Kommission.  Im  Verein  mit  dem  Arbeits* 

loseninspektor  bildet  dieselbe  eine  Art  Kontrollkomitee,  das  beständig 
Verhandlungen  pflegt  und  ein  Bindeglied  zwischen  den  einzelnen  Kassen 
abgibt. 

Als  Zuschuß  \  o  i\  der  Staatskasse  haben  die 
anerkannten  Arbeitslosenkassen  Anspruch  auf 
die  Hälfte  der  von  den  Mitgliedern  gezahlten 
Prämienheträge  (inkl.  Kommunezusohuß),  doch  wurde  vorläufig 
bestimmt,  daB  der  Gesamtbeitrag  der  Staatskasse  300  000  M.  nicht  Obersteigen 
dürfe,  ein  Betrag,  den  auf  450  000  M.  zu  erhöhen,  bereits  notwendig  wurde. 
Außerdem  sind  die  Kommunen  bereclitigt,  für  die  in  ihrem  Sprengel  wohnenden 
Kassenniilglieder  bis  zu  ein  Drittel  der  Mitgliedprämie  boi;'u?teuern.  Da  es  zu 
erwarten  ist,  daß  die  größeren  Städte,  unter  ihnen  besonders  Kopenhagen, 
hiervon  ausgiebigen  Gebrauch  machen  mögen,  so  wird  diese  Bestimmung  für 
die  Kassen  von  nicht  geringer  Bedeutung  werden. 

Obwohl  das  Gesetz  über  die  Arbettslosenkassen  kaum  erst  ein  Jahr  besteht, 
sind  seine  Resultate  doch  schon  recht  bemerkenswerte  im  Verh&ltais  zu 
der  kleinen  Bevölkerung  und  der  geringen  industriellen  Entwicklung  des 

Landes.  Ein  günstiger  Umstand  für  die  Realisierung  des  neuen  Gesetzes  in 
Dänemark  ist  die  große  Vertrautheit  der  Arbeiter  mit  Verwaltung  und  Ad- 
ministraliun  demokratischer  V  e  r  e  i  n  e,  die,  auf  politische,  fach- 
liche oder  wüldtätige  Zwecke  gerichtet,  in  Dänemark  zahlreicher  und  besser 
organisiert  sind  als  anderswo. 

Vor  kurser  Zeit  hielt  det  Arbeitdosoiuispektor  die  eiste  Jahressitzung 
mit  den  Repräsentanten  der  Kassen  ab,  im  ganzen  ca.  100.  Unter  anderem 
wurde  hier  über  den  „Arbeitsnachweis"  verhiuEidelt,  ein  Thema,  das  schon  die 
Sitzungen  der  permanenten  Kommission  vorwiegend  beschäftigt  hatte. 
Derselbe  war  bisher  nur  in  einzelnen  Kassen  eingeführt,  soll  aber  jetzt  auch 
in  den  anderen  Kassen  angeordnet  werden.  Ebenso  soll  eine  scharfe  Kontrolle 
eingesetzt  werden,  daß  kein  mit  Arbeit  versehenes  Mitglied  Unterstützung  er- 
halte. Über  diese  letztere  Bestimmung  hemohte  Einigkeit,  man  will  aber 
naturgemäß  auch  den  Kreis  der  Arbeitslosen  möglichst  einschränken.  Dieses 
Ziel  wird  am  leichtesten  in  Verbindung  mit  einem  Arbeits- 
nachweisbureau zur  Durchführung  gebracht  werden  können.  Eine 
Vermehrung  der  Administrationsausgaben  wird  dadurch  wohl  unvermeidlich, 
doch  handelt  es  sich  um  eine  notwendige  Ergänzung  der  Wirksamkeit  der 
Kassen. 

Der  Paragraph,  daß  nur  solche  ^^rbeiter,  die  12  Monate  Mi^lied  einer 
anerkannten  Kasse  gewesen  sind,  Anspruch  auf  Unterstützung  erheben 
können,  hat  in  zwei  Fällen  zu  Schwierigkeiten  Veranlassung  gegeben.  In  dem 
einen  Fall  handelte  es  sich  darum,  daß  vor  der  Einführung  des  Gesetzes,  also 
bevor  eine  Anerkennung  möglich  war,  Kassen  bestanden,  und  Unterstützungen 
auszahlten,  deren  Mitglieder  ein  ganzes  Jahr  lang  keinen  Anspruch  auf  Unter- 
stützung hätten  erheben  dürfen.  In  diesem  Fall  entschied  man  dahin,  daß  die 
Mitgliedschaft  an  freien  Kassen  vor  Erlaß  des  Gesetzes  in  die  12-Monats  Frist 
einzurechnen  sei.  Der  zweite  Fall  betrifft  den  Umstand,  daß  Arbeiter,  die 
von  einem  Fach  oder  emer  Fachspezialität  zu  anderen  übergehen,  aus  einer 
Kasse  austreten  und  in  eine  andere  eintreten  müssen;  solche  Arbeiter  sollen 
nicht  ihren  Anspruch  auf  Unterstützung  verlieren.  Es  sind  deshalb  jetzt 
Dbeigangsregeln  vorgesehen,  die  diesem  Mangel  abhelfen. 
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Die  Kassen  werden  natfirlich  hiu%  auf  derartige  praktisdie  Schwierig- 
keiten stofien,  ftic  aber  hoffentlich  übcrwindea  und  in  bestfindig  hOh^m  Grade 
ihre  bedeutungsvolle  soziale  Aufgabe  erfüllen. 

Die  Anzahl  der  Kassen  belauft  sich  derzeit  auf  ^tO  mit  zirka  75  000  Mit- 
gliedern; jede  Kossp  entspricht  einem  bestimmten  Gewerbe:  Bäckerei,  Textil- 
industrie, Buchdruckerfach,  Kessel-  und  Maschinenbau  usw.  schließlich 
„Gelegenheitsarbeiter**.  Die  meisten  Kassen  erstrecken  ihre  V^ksamkeit  Ober 
das  ganze  Land ;  wieviel  sie  jährlich  an  UnterstOtiung  auszubezahlen  yennOgen, 
läßt  sich  noch  nicht  feststellen.  Die  Administrationskosten  werden  allem 
Ansehein  nach  10%  der  Mitgliederbeträge  ausmachen. 

Das  häufig  gehegte  theoretische  Bedenken,  die  >Titf:lioder  snichor 
freiv- illit^^tsr  Kassen  würde  sich  hauptsächlich  aus  Elementen  zusammens('tz,eu, 
die  nnt  guter  Ursache  sich  der  Gefahr  der  Arbeitslosigkeit  mehr  denn  andere 
nahe  wüßten,  hat  sieh  als  unbegründet  erwiesen:  So  wie  es  überhaupt  ffir  den 
dfinischen  Arbeiter  selbstverstfindlich  ist,  Mitglied  seines  Gewerkvereins  zu 
sdn,  so  wird  er  auch  Mitglied  der  vom  Fach  errichteten  Arbeitslosenkasse. 
Hierzu  ist  kein  Staatszwang  notwendig;  kollegialer  Geist  und  KJassenbewuOt- 
sein  wirken  ebenso  kräftig  und  auf  bessere  Weise. 


VMMM  Mw  «•  Regle- 
iDMitiefiuig'  der  Proelllutlon. 

In  den  nordischen  Ländern, 
so  schreibt  die  ,,MOnchener  Post"  mit 
ihren  kulturell  so  mächtig  aufstreben- 
den Völkern  hat  man  die  Axt  an 
das  veraltete,  vernunftwidrige  System 
der  Sitten-  und  sanitfitspolizeilichen 
Kontrolle  der  Prostitution  gelogt. 
Vor  zwei  Jahren  bessitigte  Dänemark 
die  Reglementierung  der  Prostitution 
und  schuf  weitblickend  öfTentlirhe 
hygienische  Einrichtungen  zur  Ein- 
dämmung der  Geschlechtskrank- 
heiten. 

In  Kopenhagen  organisierte  nun 

die  Polizei  längere  Zeit  einen  offenen 
und  geheimen  Widrrsl;md  gegen  das 
, »Gesetz  zur  Bekämpfung  der  öffent- 
lichen UnsittUchkeit  und  der  veneri- 
schen Ansteckung".  Wiederholt  muß- 
ten erst  Gerichtsentsohmdungen  die 
Grenzen  der  polizeilichen  Befugnisse 
abstecken.  Die  Polizei»  die  mit  PoIi> 


zeiaugen  das  neue  Gesetz  anschaute» 
mußte  durch  den  Spruch  des  höchsten 

Gerichtshofs  über  den  Geist  dieaee 
Gesetzes  selbst  }>olehrt  werden. 

Ängsthche  auf  die  Wunderkraft 
polizeilicher  Zwaüg^» Vorschriften  ver- 
trauende Spießbürgereeelen  sahen  ein 
Sodom  und  Gomorrha  mit  der  Ab- 
schaffung der  tttten-  und  sanitfits- 
polizeilichen Kontrolle  hereinbrechen, 
den  Schmutz  der  Prostitution  sir«h 
schlammflutenartig  über  ganz  Kopen- 
hagen ergießen  und  die  Sittenlo.sigkeit 
in  den  abscheulichsten  Exzessen  in  der 
Öffentlichkeit  austoben. 

Kopenhagen  ist  allen  diesen  Her- 
zensängsten männlicher  und  weib- 
licher alter  Tanten  zum  Trot?  Kopf^n- 
hagen  geblieben.  Kein  l  euer-  und 
Schwefelregen  mußte  es  wegen  uner- 
hörter Einbrüche  in  die  öffentliche 
Sittlichkeit  vom  Erdboden  tilgen. 
Ja,  das  Unerwartete  ist  selbst  einge- 
treten: die  murrende  und  knurrende 
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Kopenhagencr  Polizei  hat  sich  in  die 
neuen  Zustände  hineingefunden  und 
erklärt  honto  schon,  daß  sie  niclil 
wieder  zu  dem  allen  Reglementic- 
rangssystem  zurückkehren  wolle. 

Das  sozialdemokratische  Organ  in 
Kopenhagen  „Sozialdemokraten"  hat 
jüngst  den  Chef  der  Gesnndhelts- 
polizei  über  seine  Meinung  über  die 
AbschafTuncr  dor  sitten-  und  sanitäts- 
polizeihcheii  Kontrolle  befrrgt,  und 
dieser  hat  sich  freimütig  folgender* 
maßen  geäußert: 

, »Ich  glaube  nieht,  daß  man  sagen 
kann,  das  Gesetz  habe  imgttn9tig  ge- 
wirkt. Eine  ganz  zufriedenstellende 
Lösung  wird  man  ja  nicht  erreichon. 
Aber  jedenfalls  VrTrd  man  nicht  zu  dt  in 
alten  System  mit  der  regelmäüigun 
Kontrolle  und  Snsehriidnmg  der 
penAnliehen  Freiheit»  mit  der  Ver* 
Weisung  nach  beetimmlen  Straßen 
usw.  zurückkehren  wollen.  Die  Zu- 
stände in  den  Straßen  sind  kaum 
irgendwo  schlechter  geworden.  Ich 
glauiDc  auch  nicht,  daß  unständige 
Frauen  mehr  ab  frOher  Bdästigungen 
durch  Männer  ausgeaetzt  sind.  Woiig* 
stens  sind  der  PoUzei  keine  Anzeigen 
darüber  zugegangen.  Daß  das  neue 
Gesptr  oinrn  Td^alzustand  schaden 
boilte,  künnle  natürlich  nicht  envartet 
werden;  es  ist  ein  Versuch,  und  die 
Pdiiei  tut  alles,  um  es  in  der  besten 
Weise  anzuwenden/* 

Es  ist  selbstverständlirh  :  mit  dem 
, .Gesetz  zur  Rckümpfung  der  öffent- 
lichen Unsitiüchk»  it  ikkI  der  veneri- 
schen Ansteckung  schlagt  man  dem 
menschenmordeuden  Ungeheuer  der 
Prostitution  nicht  das  Haupt  herun- 
ter. Weitsichtige  positive  Sozialpolitik 
sehe  Maßnahmen  auf  dem  Gebiet  der 
Fürsorgeerziehung,  der  Wohnungs- 
gesetzgebung usw.  müssen  in  den 
Kampf  gegen  die  Prostitution  einge- 
stellt werden.  Vor  allem  hat  sich  die 
Frau  die  ökonomische  und  politische 
Gleiehbereohtigung  mit  dem  Manne 
zu  Ml[ämpfen.  Die  wirtschaftlich  auf 
«genen  Ffkßen  stehende,  aufrechte 


F^au  braucht  sich  nicht  mehr  krieche- 
risch in  den  Staub  vor  dem  Manne  zu 
werfen  imd  dessen  Gunst  auf  der 
Straße  zu  erkaufen. 

AHenpOBsioneB  in  Enfland.  Das 

kürzlich  von  der  englischen  Regierung 
eingebrachte   Budget  enthält  eine 

wich^ifff^  Neuerung,  nämlich  die  Ge- 
wälii  iHi^  von  Altcrspensioneri  au  alle 
Aiauner  und  Frauen  Englands  im 
Alter  von  70  und  mehr  Jahren,  die 
nicht  aus  andern  Quellen  bereits  ein 
Einkommen  von  mehr  als  520  M.  pro 
Jahr  beziehen.  Der  wesentlichste 
Grund  für  Einfügung  dieser  M»ßre{^:el 
m  das  Heichsbudget  statt  Behandlung 
in  einem  separaten  Gesetze  liegt  wohl 
darin,  dafi  nach  der  englischen  Kon- 
stitution das  Budget  ausschlieBltch 
der  Bewilligung  durch  das  Unterhaus 
unterliegt,  während  ein  separates  Ge- 
setz mit  dem  möglichen  Wideretande 
des  Oberhauses  hätte  rechnen  müssen. 

Die  Pension  soll  zunäclist  10  M. 
pro  Woche  betragen,  während  Ehe- 
paare 15  M.  erhalten  würden.  Ffir 
letztere  ist  das  Maximale! nktnnmen 
aus  andern  Quellen  auf  780  M.  fest- 
gesetzt. Die  Altersgrenze  soll  «ukzes- 
sive  auf  i]b  Jahre  herabgcM  l/.t  wer- 
den, indem  mit  jedem  Kalenderjahre 
eine  Herabsetzung  des  Minimalalters 
um  ein  Jahr  erfolgt.  Die  Gesamt- 
kosten der  Maßregd  werden  auf  150 
Millionen  Mark  veranschlagt,  die  An- 
zahl der  an  ihr  interessierten  Personen 
auf  eine  halbe  Million.  Der  Haupt- 
einwand gegen  diese  Maiinahme,  der 
insbesondere  von  der  Arbeiterpartei 
ausgeht,  ist  der  Ausschluß  solcher 
Personen,  weiche  aus  andern  Quellen 
ein  Einkommen  von  520  M.  oder  mehr 
beziehen.  Dieser  Ausschluß  würde 
gewissermaßen  eine  Strafe  für  alle  jene 
vorsorgenden  und  sparsamen  Perso- 
nen bedeuten,  die  sich  eine  Alters- 
rente von  Seiten  der  Gewerkschaften, 
gemehinütsigen  Gesellschaften  oder 
Versicherungsanstalten  yerscha£[t  ha- 
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Lon.  Ebenso  kritisiert  man  die  Unter- 
scheidung zwischen  verheirateten  und 
ledigen  Personen.  Tatsächlich  würde 
die  Maßregel  eine  Benachteiligung  der 
enteren  gegenüber  illegitimen  Ehen 
bedeuten,  da  Verheirate' to  n\ir  15  M., 
ledige  Personen  aber  20  M.  beziehen 
sollen.  Außerdem  würde  die  Maß- 
regel für  solche  Ehegatten,  die  aus 
einem  oder  dem  andern  Grunde  ge- 
trennt Toneinander  leben»  eine  offen- 
bare Beschwerde  bedeuten. 

Andererseits  ist  zu  beachten,  daß 
das  englische  Gesetz,  ungleich  der 
deutschen  Altersversorgung,  nicht 
bloß  die  Industriearbeiter,  sondern 
alle  bedürftigen  Klassen  der  Bevölke- 
rung ins  Auge  faßt.  In  dieser  Rieh- 
tnng  schließt  es  sich  eng  an  die  Gesetze 
der  verschiedenen  Staaten  Australiens 
an,  freilich  ohne  in  der  Bemessung  der 
Alterscrronze  80  weit  herunterzugehen 
wie  diese. 

In  der  kürzUch  vorgenommenen 
Nachwahl  fflr  das  eng^he  Parlament 
in  Shrewsbury  wurde  spesiell  diese 
Engherzigkeit  der  Maßregel  scharf  zu- 
ungunsten der  Regienmg  ausgenutzt. 
Allerorten  hieß  es,  das  Gesetz  wolle 
nicht  den  Lebenden  Alterspensionen 
gewähren,  sondern  den  loten. 

Über  das  ungarische  Gesetz  zur 
Schaffung  von  Häusern  iür  Landarbeiter 
berichtete  im  Februar  d.  J.  der 
Ackerbauminister  Daranyi.  Im 
Jahre  1907  wurden  die  notwendigen 
Vorarbeiten  mit  der  Errichtung  von 
1305  Arbeiterhäuscm  ^^-iede^  in  An- 
griff genommen.  Die  Erwerbung  des 
Grundes,  die  Anferfignng  der  Bau- 
plfine  und  die  liaukosten  bean- 
spruchten einen  Betrag  von  2,5 
Millionen  Kronen.  Die  einzelnen 
weiber  von  Arbeiterhfiusem  werden 
die  auf  sie  entfallenden  Beträge  in 
einem  Zeitraum  von  10 — 20  Jahren 
tilgen,  und  zwar  entfallen  samt  der 
vomMinisterium  bewilligten  Kapitals- 


hilfe an  die  einzelnen  Eigentümer  für 
die  kleinsten  Hfiusert\^en  jährlich 
33  Kronen,  ffir  die  größten  Häuser- 
typen  75  Kronen  als  Amortisations- 
quote.  Jedes  Haus  erhftlt  einen  ent- 
sprechenden Hof  und  Garten.  Im 
laufenden  Jahre  werden  die  meisten 
Arbeit erhäuser  (2513)  in  den  Komi- 
taten des  Alfölds  erbaut  werden,  wo 
die  Wohnverhältnisse  die  schlechte^ 
sten,  die  Erwerbsyeihfiltnisse  der 
landwirtschaftliehen  Arbeiter  jedoch 
die  besten  sind.  Ein  Hauptgrund  für 
die  Errichtung  der  Arbeiterhäuser  im 
Alföld  liegt  in  der  Notwendigkeit  des 
Schutzes  gegen  die  in  jenen  Gegenden 
heri^schende  Tuberkulose.  Schon 
jetzt  haben  sich  in  lahlrekthen  Gegen- 
den, wo  Arbeiterhäuser  errioht«t 
wurden,  die  sanitären  Vwhfiltnisae 
wesentlich  verbessert. 

Bin  ncoM  Gesetz,  das  ktnüdi  vm 
der  franzSsischen  Kammer  angenom- 
men wurde,  trifft  Vorkehrungen,  um 

den  städtischen  und  ländlichen  Ar- 
beitern die  Knverbung  eines  kleinen 
Feldes  oder  Gartens,  der  an  Umfang 
nicht  i  ha  und  an  Wert  nicht  1200  ¥i  . 
dbersteigen  soll,  sowie  auch  die  Er- 
richtung von  billigen  Einfamilien- 
häusern zu  erleichtern.  Zu  diesem 
Zwecke  wird  die  Staatsregienmg  be- 
vollmächtigt, die  nötigen  Gelder  bis 
zum  Betrage  von  100  Millionen  Frank 
zum  Vorzugszinsfuß  von  2  %  an 
Bodenkredit-Gesellschaften,  die  sieh 
auf  Grund  des  neuen  Gesetzes  bilden 
würden,  vorzustrecken.  Den  Gast- 
gebern schw^ebte  der  Gedanke  vor, 
daß  einerseits  der  Gcsuntlimg  des 
Familienlebens  der  beteiligten  Kreise 
hierdurch  ein  wesentUcher  Dienst  ge- 
leistet wttrde,  daß  andereseits  auch 
der  Arbeiter  Gelegenheit  bekäme,  in 
seinen  Feierstunden  sieh  in  körper- 
stählender, alle  Muskeln  gleichmäßig 
anspannender  Weise  zu  betätigen, 
auch  seine  Familiennütgheder  könnte 
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er  dazu  heran ^iVhen  und  so  immer- 
hin ein  kleines  Mehr  zu  seinem 
Aibeitslohne  in  der  Fabrik  verdienen. 
Manche  der  Antragßtefler  dee  Geaetz- 
entwurfes,  die  den  koneenrativen 
Richtungen  angehören,  lockte  wohl 
auch  der  Gedanke,  die  Arbeiter  so 
mehr  an  die  Scholle  zu  fesseln,  sie 
mit  konservativer  Gesinnung  zu  er- 
fUllen.  Ein  Gedanke,  der  allerdings 
nicht  hinreichend  viel  Folgerichti^eit 
besitzt,  um  fortschrittliche  Persön- 
lichkeiten von  der  BefOrwortung 
des  Gesetzentwurfes  wirksam  aus- 
zuschließen. 

<^ 

Die  geplante  Qrlbidiaif  von  Bmh 
genossenschaften  fBr  Beamte  und  Ar- 
beiter in  Osterreich.    Das  neu  ge- 

schafTene  Arbeilsministerium  zu  Wien 
hat  als  erste  große  Aufgabe  die 
Beratung  von  Maßregeln  zur  Be- 
kämpfung der  Wohnungsnot  in  An- 
griff genommen.  Vor  Errichtung 
des  neuen  Ministeriums  hatte  man 
eine  Aktion  ausschließlich  zugmisten 
der  Staatsbeamten  geplant,  nunmehr 
soll  diese  aber  (wie  die  Wiener  „Zeit" 
mitteilt)  auf  breitere  Schichten  ausge- 
dehnt werden.  Man  gedenkt  Bauge- 
nossenschaften ins  Leben  su  rufen, 
welche  in  Vermeidung  jeder  finan« 
ziellen  Spekulation  Wohnhäuser  für 
die  Gesellschafter  herstellen  sollen; 
ein  Plan,  wie  er  in  größerem  Maße 
bisher  bloß  in  Finnland  durchgeführt 
wurde,  wo  die  Häuser  der  Hauptstadt 
Helsingfors  in  der  Mehrzahl  solchen 
Baugenossenschaften  gehOr^  und  die 
BerClkerung  mit  deren  Tätigkeit  über- 
aus zufrieden  ist.  In  Österreich  will 
man  nach  dem  nrnen  Plane  zunächst 
Beamtenbaugeuuösenschaften  begrün- 
den, aber  in  kleineren  Orten  sollen 
auch  alle  anderen  Kategorien  yon 
Bediensteten  des  Staates,  dann  aber 
auchPrivatangestellte  zu  ihnen  heran- 
gezogen und  derart  gemischte  Bau- 
genossensohaften  begründet  werden. 


In  zweiter  Linie  gedenkt  man  be- 
sondere Arbeiterbaugenossenschaften 
ins  Leben  •  zu  rufen,  um  billige 
und  dabei  entsprechende  Wohnungen 
fOr  die  Arbeiterschaft  hersusteUen. 
Normaltypen  fflr  Familien-  und 
Ledigenwohnungen  sollen  festgestellt 
werden,  und  ein  Normalstatut  für 
Beamtenbaugenossenschaften  wurde 
in  den  jüngst  stattgefundenen  Kon- 
ferenzen genehmigt.  Für  die  ganze 
Unternehmung  sind  natuigemäß  der- 
art große  Kapitalien  erforderlich, 
daß  dieselben  nicht  allein  aus 
Staatsmitteln  entnommpn  werden 
können.  Es  soll  vielmehr  von  selten 
des  Staates  eine  bloße  Zinsengarantie 
für  die  zur  Begründung  der  Beamten- 
baugenossenschaften herangezogenen 
Kapitahen  gegeben  werden.  Im 
übrigen  ist  dem  pmH zügigen  Plane 
dor  T'mstand  grünst  ig,  daß  das  öster- 
reichische Parlament  die  Beistellung 
eines  Fonds  von  100  Millionen  Kronen 
zur  Begründung  der  Arbeiter-,  Alters- 
und Invalidenyersicherung  in  Aus- 
sicht genommen  hat,  und  £ese  Kapi- 
talien sollen  in  den  zu  gründenden 
Baugenossenschnften  anp;elpgt  werden. 
Desgleichen  hoüt  man,  daß  sich  aus 
der  Durchführung  der  geplanten  Pri- 
vatbeamtenversicherung ein  Kapital 
Ton  200—260  Millionen  Kronen  er- 
geben irird,  das  gleichfalls  in  der 
oben  genannten  Weise  angelegt  wer- 
den kann. 

Dem  schönen  Plane  ist  voller 
Erfolg  zu  wünschen. 

Klassenhaß  in  Japan.  Die  letzten 
Jahrzehnte  und  besonders  die  letzten 
Jahre  haben  '  in  rasches  Anwachsen 
japanischer  GiuUindustrie  mit  sich 
gebracht.  Der  Bedarf  an  Arbeits- 
kräften war  ein  großer,  und  die  Löhne 
stiegen.  Bald  entstanden  auch  die 
ersten  Gewerkvereine  des  japa- 
nischen Proletariats,  und  erfolgreiche 
Streiks  ließen  die  Löhne  noch  weiter 
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anschwellen.  SI»'  sind  heute  doppelt  so 
hoch  als  vor  10  Jaiiren;  und  wenn  sie 
auch  noch  weit  hinter  den  Löhnen 
Europw  und  Amerikas  nirOokbleibeii, 
80  geben  sie  der  japanischen  Arbeiter^ 
klasae  doch  eine  relativ  günstige 
ökonomische  Stellung  im  Vergleich 
zu  den  anderen  Klassen  der  Bovolk^- 
rung,  deren  Einkommen  und  Lebens- 
haltung überaus  tief  stehen. 

Ein  gelernter  Arbeiter  in  Tokio 
pflegt  6(X--80  Mark  im  Monat  tu  ver- 
dienen, während  die  ländliche  Be- 
völkerung weit  hinler  diesen  Ein- 
kommf^nsziffern  zurückbleibt.  Selbst 
Staatsbeanite  können  mit  denselben 
kaum  wetteifern.  Ihre  Gehälter 
in  den  niedrigen  Gehaltaklassen  be- 
tragen zwischen  50  und  80  Mark,  die 
eines  Volksschullehrers  nur  36  bis 
60  Mark  und  eines  MittclschuUehrers 
80  bis  120  Mark  pro  Monat.  Diese 
letzleren  Gehälter  sind  aber  bereits 
relativ  wenig  zahlreich  und  im  all- 
gemeinen wird  es  den  Familien 
des  gebildeten  Mittelstandes  immer 
schwerer,  ihre  soziale  Stfllung  zu 
wahren  und  in  der  Art  ihrer  Li'l)ens- 
jrncr  gesellschaftlichen  Höher- 
wHi  lung  gegenüber  der  Handarbeiter- 
schaft, die  ihnen  von  jedermann  ge- 
zollt wird,  gerecht  SU  Verden.  Gerade 
diese  Notwendiglceit  socialer  Reprä- 
sentation legt  aber  den  Familien  des 
Mittelslandes  wie  auch  des  kleinen 


Adels  eine  so  große  finanzielle  Bürde 
auf,  daß  ihnen  für  den  eigent- 
lichen Unterhalt  weniger  Geld 
übrig  bleibt  als  der  Arbeiterfamilie, 
welche  keineriei  gesellschaftlichen 
Aufwand  zu  machen  hat.  Dieser 
vergebliche  ökonomische 
\Vcttstreit  hat  bei  den 
Männern  und  Krauender 
gebildeten  Klassen  einen 
wahren  Had  gegen  die 
aufstr-ebenden  Rivalen 
erweckt,  und  mit  diesem  Haß 
geht  Hand  in  Hand  eine  absichtlich 
und  frivol  zur  Schau  getragene  Ver- 
achtung des  Handarbeiters,  um  den- 
selben fühlen  zu  lassen,  daß  er  bei  all 
seinen  hohen  Lohnen  eben  doch  nur 
minderwertig  sei. 

Klassenhaß  und  Klassenhochmui 
stellen  sieh  so  dem  japanischen 
Arbeiter  in  seinem  Aufwärtsganirf^ 
entgegen,  all  die  Vorurteile  der 
Feudalzeit,  die  dem  Siegeszug  des 
Proletariats  nicht  widerstehen  können 
treffen  ihn  noch  ein  letstes  Mal,  bevor 
sie  verlflschen.  Bald  aber  wird  auch 
in  Japan  das  Vorurteil,  daß  Hand- 
arbeit schändet,  geschwunden  sein, 
die  Arbeitersfhaft  wird  gleiche  Ach- 
tung gemeüeii,  wie  sie  heute  schon 
finantieile  und  politische  Kraft  be- 
sitzt. 

Prof,  Ingram  Bryath  Kobe,  Japan, 


❖    ^  # 


Digitized  by  Google 


MORAUSCHE^RECHIS- 
ENTWICKLUNG 

HOFRAT  DR.  KARL  SCHREIBER,  WIEN:  DIE 
MODERNE  RECHTSiiNT WICKLUNG  IN  ÖSTER- 
REICH. 

ESTERKEiCii  ist  ein  Rechtsstaat  im  besten  Sinne  des 
Wortes,  und  es  werden  dadurch  manche  Mftngel  des  sonstigen  öffeni* 
liehen  Leben«  aufcewogen.  Schon  sur  Zeit  der  absoluten  FOrsten- 

gewalt  waren  in  Österreich  in  der  zweiten  HAlfte  des  achtzehnten 
Jahrhunderls  die  Keime  für  den  Hechtsstaat  vorhanden,  so  namentHch  das 
Verbot  Hör  Kabinntisjustiz,  d.  i.  der  Gruiifi?a(z  der  formellen  Gleichheit  aller 
Staatsbürger  vor  dem  Gesetze.  Dieser  Gi uiidsalz,  welcher  auch  in  dem  vor 
fast  hundert  Jahren  erschienenen  aligumeinen  bürgerlichen  Gesetzbuche 
anklingt,  war  xu  seiner  Zeit  ein  ungeheurer  Fortschritt. 

Die  drei  großen  Gesetseswerke :  Das  preuBische  Landrecht,  der  franiArische 
Code  civil  und  das  österreichische  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  er* 
schienen  am  Ende  einer  Epoche,  die  man  mit  Recht  als  die  Aufklärungszeit 
bezeichnet.  Anlnn  Mengor  sagt  hierüber  treffend:  Ni^^mals  vorher  war  die 
Menschheit  durch  den  Schutt  der  Überlieferung  so  wenig  gehemmt  und  niemals 
vorher  waren  die  höheren  Stände  und  ihre  geistigen  Führer  den  unteren 
Volksklassen  so  günstig  gesinnt,  ab  in  dem  Jahrhundert  der  Aufklärung. 
Von  diesem  Geiste  einer  hochheragen  wahren  Humanität  liefien  sich  die 
Verfasser  jener  Gesetzbücher  durchdringen  und  brachten  auf  diese  Weise 
Gesetzbücher  zustande,  welche,  was  namentlich  von  dem  preußischen  und 
Österreich isclipfi  Gesetze  gilt,  der  damaligen  sozialen  Entwicklung  ihres 
Volkes  bclrächthch  vorauseilten.  Dies  ist  auch  der  Aufgabe  des  (lOsct 74^:1: bers 
vollkommen  entsprechend  und  nur  durch  eine  solche  Antizipieruiig  vermag 
er  seinem  Werke  eine  lange  Lebensdauer  und  große  Bedeutung  zu  geben. 

Nirgends  mehr  als  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  gilt  aber  der  Satz, 
daß  dasjenige,  was  heute  als  utopische  Bestrebung  betrachtet  wird,  nach  einem 
Menschenalter  als  Gemeinplatz  imd  nach  einem  Jahrhundert  als  veraltetes 
Vorurteil  erscheint.  Heule  ist  die  formelle  G 1  e  i  c  h  h  e  i  l  der  Staats- 
bürger vor  dem  Gesetze  etwas  ganz  Selbstverständliches,  dagegen  wird  als 
ein  wichtiges  Problem  der  Gesetzgebung  betrachtet:  die  Anbahnung  der 
materiellen  Gleichheit  der  Parteien  bei  Verträgen,  damit  eine 
Ausbeutung  des  einen  Kontrahenten  durch  den  andern  tunfichst  hintan* 
gehalten  werde,  z.  B.  beim  Arbeitsvertrag,  bei  der  Miete,  beim  Kauf  u.  dgl. 

Bekaxmtlich  wurde  im  Jahre  1905  in  Paris  die  Zentennarfeier  des  Code 
civil  in  solenner  Weise  begangen  und  bei  diesem  .Anlasse  die  Revisionsbe- 
dürftigkeit desselben  allseitig  anerkannt.  Vergebens  sucht  man  im  alten 
Code  nach  dem  Hechte  der  arbeitenden  Klasse.  Die  neue  Schule  ist  daran, 
einen  neuen  codc  neben  dem  alten  zu  scliailen,  das  Gesetzbuch  der  Arbeit. 

Das  Deutsche  Rmch  besitzt  in  seinem  blirgerliehen  Gesetzbuch  eine 
moderne  Privatrechtskodifikation,  die  zwar  in  vi^en  Detaib  dem  lebhaften 
Widerspruche  der  Kritik  der  Sozialpolitiker  begegnete»  aber  immeriiin  ein 
hochbedeutendes  Werk  der  Gesetzgebungskunst  ist. 
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Die  Schweiz  hat  in  der  jungten  Zeit  die  schwerige  Aufgabe  lii  r  pinhoit- 
licheu  Privatreciitskodifikation  in  überaus  glücklicher  und  voikstümiicher 
Weise  geltet.  Dae  schweizerische  Zivilg^täuch,  welches  der  Hauptsache 
nach  von  Professor  H  u  b  e  r  (Bern)  yerfaßt  wurde,  gilt  nach  Inhalt  und  Form 
als  die  gelungenste  gesetzgeberische  Leistung  auf  dem  Gebiete  des  Privat- 
rechtes. 

Nunmehr  ist  auch  in  Österreich  infolge  einer  Anregung  Ungers  die 
Revision  des  allgemeinen  bürgerlichen  üesetzbu'  In  s  im  Zuge.  Der  öster- 
reichische Justiz  minister  Klein  hat  bereits  den  Entwurf  einer  Novelle 
zum  bflrgerlichen  Geseizbuche  dem  Reicharate  vorgelegt, 
worüber  gegenwärtig  in  einer  Kommission  des  Herrenhauses  Beratungen 
stattfinden.  Der  Entwurf  ist  bestrebt»  Lflcken  des  bestehenden  Gesetzbuches 
au.'ifnMen  und  Änderungen  der  Weltanschauung  auf  versohiedenen  Gebietoi 
des  Privritrechtes  zu  berücksichticren. 

T^nser  allg.  bürg.  (jRsetzburht  stammt  aus  einer  Zeit,  in  der  man  von 
den  kolossalen  technischen  Errungenschaften  der  Gegenwart  von  der 
gänzlichen  Umgestaltung  des  Produktionsprozesses  und  des  gesamten 
wirtschaftlichen  Lebens  noch  keine  Ahnung  haben  konnte.  Es  ist  seither 
eine  Wandlung  vor  sich  gegangen,  die  in  der  Weltgeschichte  beispidlos 
dasteht,  und  dieser  Wandlung  muß  natürlich  die  Gesetzgebung  Rechnung 
tragen. 

Es  würde  hier  zu  weit  führen,  auch  nur  eine  beiläufige  Iniiallsangabe 
der  Novelle  darzuiugeu;  nur  l)eispielsweise  sei  jedoch  angeführt,  daß  der  Ent- 
wurf eine  Neuregelung  des  Vormundschaftarechtes  in  der  Richtung  vorsieht, 
dafi  die  Vormundschaft  nicht  bloß  wie  bisher  vorzugsweise  bki  mit  der 
Vermögensverwallung  sich  zu  beschäftigen,  sondern  auch  die  Erziehung 
und  die  persönlichen  Verh;iltnisse  des  Mündels  im  Auge  zu  behalten  habe  — 
auch  Frauen  sollen  als  Vormündt'r  bestellt  werden  können  — ;  die  Rechts- 
stellung der  unehelicben  Kinder  soll  in  mancher  Richtung  verbessert  werden. 
Die  gesetzliche  Verwandtenerbfolge  soll  in  der  Weise  eingeschränkt  werden, 
dafi  das  gesetzliche  Erbrecht  sehr  entfernter  Verwandten  beseitigt  und  dafOr 
das  Heimfallsrecht  erbloser  Verlassenschaften  an  den  Staat  ausgedehnt 
werden  soll.  Der  Entwurf  enthält  Beschränkungen  der  Vertragsfreiheit» 
insbesondere  des  Sarhwuchers.  Die  Novelle  ver^virklicht  eine  Reihe  von 
Postulaten,  welche  seinerzf'it  Anton  Menger  in  seiner  Kritik  des  ersten  Ent- 
wurfes des  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuches  zu  gunsten  der  besitzlosen 
Volksklassen  aufgestellt  hatte.  Wir  wollen  hoffen,  daü  die  parlamentarische 
Beratung  noch  weitere  Fortschritte  in  dieser  lÜchtung  und  verschiedene 
von  der  Kritik  angeregte  Veri^esserungm  zustande  bringt,  sowie  manche 
glückliche  Rechtsgedanken  des  wahrhaft  volkstümlichen  neuen  Schweizer 

Zivilgesetzbuches  zu  uns  übernehmen  werde. 

Die  Reform  des  Z  i  v  j  l  p  r  o  z  e  s  s  e  s  und  des  Exekutionsverfaiii*ens  ist 
in  Österreich  vor  mehr  als  10  Jahren  von  Klein  mit  glänzendem  Erfolge 
durchgeführt  wurden.  Noch  im  Jahre  1890  hat  .4nton Menger  den  alten  schrift- 
liehen  teterreichischen  Zivilprozefi  mit  einem  verdorbenen  Uhrwerke  ver* 
glichen,  welches  fortwfihrend  gestofien  und  gerfkttelt  werden  muß,  um 
wieder  auf  kurze  Zeit  in  Gang  zu  kommen.  Heute  haben  wir  in  Österreich 
einen  auf  den  Grundsätzen  der  ÖfFentliclikeit,  Mündlichkeit  und  Unmittel- 
barkeit beruhenden  modernen  Zivilprozeß,  welcher  geradezu  in  mu=^trr!7fi1tiw->r 
Weise  funktionisrt  und  vermöge  seiner  wohldurchdachten  Einrieb  Lungen,  der 
Schnelligkeit,  Exaktheit  und  BiUigkeit  des  Verfahrens  die  aufrichtige  Be- 

uiyiii^ed  by  Google 


RBCHT8ENTW!CKLUNO  IN  ÖSTERRBICH 

wunderung  der  ganzen  Juristenwelt  en  egl.  Daß  Österreich  jetzt  anerkannter- 
maßen  den  besten  Ziyüprozefl  in  Europa  hat,  verdankt  es  auascUießltch  der 
kraftvollen  Initiative  und  bewundernngewOrdigen  Energie  Frans  Kleine. 

Von  Spezialgesetzen  der  neueren  Zeil  sind  zu  erwähnen  das  Gesetz  Ober 
Gesellschaften  mit  bo^rhränkter  Haftung,  das  Scheckgesetz  und  das  Automobil- 
haftgesetz.  Unser  Strafgeselz  stammt  der  Hauptsache  na(;h  aus 
dem  Jahre  1803,  ist  schon  sehr  veraltet  und  es  wurde  in  den  letzten  Jahren 
im  Justizministerium  ein  neuer  Strafgesetzentwurf  unter  Mitwirkung  hervor- 
ragender Theoretiker  und  Praktiker  augeaibeitet  und  nahezu  fertiggestellt. 
Es  ist  zu  hoifen,  daß  die  vor  mehreren  Monaten  in  einer  Enquete  von 
bedeutenden  Kriminalisten  gegebenen  Anregungen  gewflrdigt  und  beröck- 
aichtigt  wurden. 

Auch  eine  Reform  unseres  gleichfalls  ziemlich  veralteten  P  r  e  ß  - 
geselzes  steht  in  legislatorischer  Behandlung,  und  es  sollen  verschiedene 
überflüsöige  Behelligungen  der  Presse  beseitigt  werden.  Bemerkenswert  ist, 
daß  die  ReGfatsprechung  über  Ehrenbdeidigungen,  welche  durch  Druck* 
Schriften  begangen  werden,  kfinfUgfain  nicht  m^  wie  bisher  zur  Kom* 
petenz  der  Geschworenengerichte  gehören,  sondern  einem  ge- 
mischten Schöffengerichte  zugewiesen  werden  soll,  so  daß  über  die 
Schuld  und  Strafe  gelehrte  Richter  und  Laien  gemeinsam  beraten  und  ent- 
scheiden Süllen.  Während  man  nämlich  bis  vor  wenigen  Dezennien  das 
Geschworenengericht  für  das  Palladium  der  Freiheit  gehalten  hatte,  ist  man 
nun  aUmAhlich  zu  der  Überzeugung  gekommen,,  daß  die  Geschworenen 
zuweilen  eine  gewisse  Abhfingigkdi  nach  unten,  z.  B.  gegenüber  politischen 
Parteien,  zu  geraten  pflegen,  wogegen  eben  durch  das  Schöffengericht  dn 
Korrektion  geschaffen  werden  soll. 

Die  Konfiskationspraxis  ist  übrigens  auch  derzeit  in  Österreich  als  eine 
verhältnismäßig  milde  zu  bezeichnen,  so  daß  die  staatsgrundgesetzlich  gewähr- 
leistete freie  Meinungsäußerung  in  dieser  Richtung  ziemlich  einwandfrei 
gewahrt  ist.  Eher  pflegt  die  Praxis  der  Verwaltungsbehörden  bei  der  Hand- 
habung des  Verdns-  und  Versammlungsrechtes  zuweilen  zu  begründeten 
Beschwerden  .Anlaß  zu  geben. 

Eine  Reform  erheischt  dnjogend  das  sogenannte  Koalitionsrecht. 
Zwar  sind  Vereinbamn^on  der  Arbeitnehmer  odor  Arhoilgeber  betrcfTend 
Streik  oder  Aussperrung  zum  Zwecke  der  Erzielung  günstigerer  Arbeits- 
bedingungen nicht  mehr  als  strafbar  erklärt,  wohl  aber  sind  die  darauf  ab- 
zielenden Vereinbarungen  nach  einem  noch  in  Kraft  stehenden  Gesetze  aus 
dem  Jahre  1870  rechtsunwirksam.  Die  Aufhebung  dieses  Gesetzes  ist  insbe- 
sondere aus  dem  Grunde  wünschenswert  und  notwendig,  weil  dies  eine  wesent- 
liche Vorausmtzung  für  die  gedeihliche  Entwicklung  der  Arbeitstarifvertrflge 
bildet. 

Österreich  war  nächst  dem  Deutschen  Reiche  einer  der  ersten  Staaten, 
welcher  (auf  Steinbachs  Initiative)  die  Arbeiter-Unfall-  und 
Krankenversicherung  eingeführt  hat;  die  Vorlage  betreCfend  die 
Invaliditäts-  und  Altersversicherung  ist  vor  wenigen 
Wochen  dem  Parlamente  unterbreitet  worden.  Daß  die  Ausdehnung 
dieser  Einrichtungen  auf  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arii>ditar  noch 
nicht  durchgesetzt  werden  kann,  ist  noch  eine  Reminiszenz  des  überwiegenden 
Einflusses  der  Großgrundbesitzer  auf  die  Agrargesetzgebung. 

Auch  in  bezug  auf  Arbeiterschutz-Gesetzgebung  ist 
Österreich  vielen  Staaten  vorangegangen,  so  namentlich  mit  der  gesetzlichen 
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EinschrAnkung  der  Arbeitszeit  bei  Verwendung  von  Frauen  und  Kindern 
in  Fabrikbetrieben,  dann  bezüglioh  der  Gewerbeinspektion.  In  besug  auf 
Unfallverhütung  ist  zwar  schon  vieles  geschehen,  aber  noch  mehr  zu  tun 

übrig. 

Fast  alles  ist  noch  zu  tun  auf  tleui  Gt'hit'le  des  Mutterschutzes, 
aber  weiiiprsterii»  langen  die  berufenen  Faktoren  an,  sich  ihrer  diesbezügUchen 
PfUcbteii  bewußt  zu  werden. 

Emen  der  dunkelsten  Punkte  bildet  die  staatliche  Fürsorgeerziehung 
der  verwahrlosten  Jugend.  Die  diesbezüglichen  ^hebungeo, 
welche  in  den  letzten  Jahren  mit  anerkennenswerter  Sorgfalt  von  Behörden, 
Vereinen  und  Privaten  p^Hogen  ^^'u^den,  haben  namentlich  in  den  Großstfidtcn 
trostlose  Verhältnisse  zutage  gefördert.  Es  ist  ein  unleugbares  hohes  Verdienst 
der  gegenwärtigen  Justizverwaltung,  daß  sie  ein  zielbewußtes  energisches 
Eingreifen  in  dieser  Richtung  als  eine  wichtige  staatiiche  Aufgabe  erkaiinl 
und  einerseits  durch  Anbahnung  einer  Neuorganisation  der  Vormundschaft, 
anderseits  durch  einen  Gesetsentwurf  b^reffend  strairechtliche  Behandlung 
der  Jugendlichen  und  durch  verschiedene  Bestimmungen  cI(T  Novelle  zum 
bttrgerUchen  Gesetzbuch  bestrebt  ist,  die  dringendste  Abhilfe  zu  schaffen. 

Die  Hauptsache  wäre  aber  in  dirsem  Punkte,  daß  der  Staat  entsprechend 
der  Wichtigkeit  und  Schwierigkeit  seiner  Aufgabe,  für  die  Zwecke  der  Fürsorge- 
erziehung in  ausgiebiger  Weise  Geldmittel  zur  Verfügung  stelle  und  mit  dieser 
Füisorgeeraiehung  die  geeigneten  richtigen  Persüiüichkeiteii  betraue.  Erst 
dann  ist  zu  hoffen,  daß  mit  der  Fürsorgeerziehung  auch  bei  uns  annAhemd 
ebenso  günstige  Resultate  zu  erzielen  sein  werden,  wie  dies  in  einzelnen  Staaten 
Nordamerikas  der  Fall  ist. 

Der  Richterstand  ist  in  österrei'h  auf  der  vollen  Höhe  seiner 
Aufgabe;  er  ist  auch  durch  das  Staatsgrundgesetz  mit  der  Schutzwehr  der 
Unabhängigkeit,  Unabsetzbarkeit  und  Unversetzbarkeit  versehen.  Wenn  in 
neuester  Zeit  vielfach  das  Postulat  erürtert  wird,  es  sei  die  richteriiche  Unab- 
hängigkeit im  einsehien  noch  weiter  auszugestalten,  sowie  die  Stellung  der 
Richter  zu  heben,  so  kann  dies  nur  lebhaft  begrüßt  werden,  doch  ist  fest- 
zustellen, daß  wirklich  begründete  Klagen  wegen  Verletzung  der  richterlichen 
Unabhängigkeit  in  den  letzten  Dezennien  nicht  bekannt  geworden  sind. 

Was  die  Steuergesetze  anbelangt,  so  sind  die  direkten  Personal- 
Steuern  unter  dem  Finanzminister  Steiobach  auf  durchaus  moderner  Unanz- 
wissenschaftlicher  Grundlage  gesetzlich  geregelt  worden.  Dagegen  beruhen 
die  Realsteuem  zumeist  auf  Alteren,  zum  Teil  veralteten  Gesetzen.  Die  aufier^ 
ordentliclie  Höhe  der  Hauszmssteuer  in  den  Städten  ist  noch  eine  Folge  der 
vielen  Kriege  und  verfehlten  äußeren  Politik  der  früheren  Jahrhunderte, 
sowie  des  dadurch  herbeigeführten  Anwachsens  der  Staatsschuld. 

Die  Reformbedürftigkeit  der  inneren  Verwaltung  wird  all- 
gemein anerkannt.  Unzweckmäßig  ist  insbesondere  die  gegenwärtig  bestehende 
Art  des  Ineinandergreifens  der  staatlichen  und  autonomen  Verwaltung,  sowie 
die  noch  vielfach  zu  komplizierte  bureaukratische  Einrichtung  mancher  Ver* 
waltungszweige.  Ein  modemer  frischer  Zug  macht  sich  schon  immer  mehr 
und  mehr  bemerkbar  und  läßt  die  Verwirklichung  der  Reformgedanken  in 
naher  Zukunft  erhoffen. 

Die  im  Vorjahre  durchgeführte  Reichsratswahlreform  hat  die 
Beseitigung  der  früher  bestandenen  Wahl  Privilegien  der  bevorzugten  Kurien 
und  die  Einführung  des  allgemeinen  gleichen  direkten  geheimen  Wahlrechtes 
gebracht,  womit  ein  sehnlicher  Wunsch  weiter  Kreise  der  Bevölkerung  be- 
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friedigt  wurde.  Dafi  daraus  eme  mehr  volkstümliche  Richtung  der  Gesetz- 

gebung  sich  allmählich  ergeben  muß,  unterliegt  kdnem  Zw^lel.  Einer  gesetz- 
lichen Regelung  bedarf  dringend  die  Sprachenfrage;  diese  hätte 
schon  längst  erfolgen  sollen.  Der  sich  fortwährend  erneuernde  Sprachenzwisi, 
der  in  ganz  nutzloser  Weise  häufig  <^i^>  besten  Kräfte  absorbiert,  ist  nur  eine 
Folge  des  Mangels  fester  materieiier  Hechtsnormen  über  die  Sprachen  frage, 
tmd  denigemäß  der  Unmdglichkeit,  die  konkreten  Streitfälle  vor  einem  unbc< 
fangenen  Gerichtshöfe  zur  Austragung  zu  bringen. 

Die  beiden  in  Osterreich  bestehenden  Gerichtshöfe  des  Öffentlichen  Rechtes, 
das  Reichsgericht  und  der  Verwaltungsgerichlshof, 
bewähren  sich  glänzend.  Beide  Gerichtshöfe  }iaben  den  Zwe'  k,  die  Gesetz- 
mäßigkeit der  Verwaltungsakte  zu  überprüf on,  und  den  einzelnen  gegen  Über- 
gfiße  der  staatlichen  und  autonomen  Verwaltung  in  Schutz  zu  nehmen,  sowie 
über  öffenthch  rechtliche  Ansprüche  zu  entscheiden.  Die  Rechtsprechung 
dieser  beiden  hochangesehenen  Gerichtshöfe  hat  wesentlich  zur  zeitgemäßen 
Fortbildung  des  öffentlichen  Rechtes  beigetragen  und  damit  die  Grundlagen 
des  Rechtsstaates  außerordentlich  gefestigt.  Dieses  überaus  günstige  Ergebnis 
ist  allerdings  in  erster  Linie  jenen  ausgezeichneten  und  wissenschaftlich  wie 
ethisch  hochstehenden  Männern  zu  verdanken,  welche  zum  Segen  der  Be- 
völkerung das  ächwierige  Richteramt  bei  diesen  Gerichtshöfen  in  wahrhaft 
idealer  Weise  ausüben. 

Vor  einigen  Tagen  wurde  ein  Gesetzentwurf  betreffend  die  Fürsorge- 
erziehung im  Reichsrate  eingebracht,  welcher  zur  Abwehr  der  Verwahr- 
losung eine  Erziehung  auf  öiTentliche  Kosten  und  unter  öffentlicher  Auf- 
sicht verordnet. 

Zum  aufrichtigen  Bedauern  der  Osterrelehischefk  Juristen  wurde  durah 

die  Sprachenstreitigkeiten  mit  dem  Sturze  des  Ministeriums  Beck  der 
Rücktritt  des  Justizministers  Klein  veranlaßt.    „Seina  i^inzende 

Begabung,  sein  modemer  Geist,  sein  soziales  Empfwiden,  seine  nie  rastende 
Initiative  machten  ihn  zu  einem  Justizchef,  der  wie  kein  zweiter  fähig 
und  gewillt  war,  Jahrzehnte  lauge  Versäumnisse  der  österreichischen  Rechts- 
entwicklung nachzuholen"  (v.  Grabmayr  in  der  Wiener  juristischen  Gesell- 
schaft am  18.  November  1908). 

PROF.  DR  RODOLPHE  BRODA,  PARIS:  DES- 
LIGNlfeRES'  PROJEKT  EINES  SOZIALISTISCHEN 

GESETZBUCHES. 

ESLIGNIERES*  Buch,  das  kürzlich  in  Paris  im  Verlage  von 
Giard  &  BriÄre  erschien,  hat  sich  zum  Ziel  gesetzt,  die  Rechts- 
verhältnisse einer  soziali-stischen  necellsebaft,  wie  sie  sich  als  Wider- 
spiegelung der  veränderten  boziaiverhältuisse  notwendig  ergeben 
müßten,  in  Gesetzestexten  üblicher  Juristischer  Form  zum  Aufdruck  zubringen. 
Der  Autor  sagt  in  seinem  Vorwort,  die  sosialtstischen  Parteien  würden  sich 
nach  der  erhofften  —  friedlichen  oder  revolutionüren  —  Besitzergreifung  der 
politischen  Macht  vor  die  Notwendi^eit  gestellt  sehen,  die  Prüizipien  der 
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sonaUsiischeii  GeseUsobaftsordnung  sofort  sur  Geltung  zu  bringen;  und  die 

vorherige  Ausarbeitung  eines  Gefteizbuches,  das  die  Übernahme  der  Produk» 
tionsmittel  in  die  Hände  der  Gesamtheit  und  die  Entschädigung  der  Be- 
sitzenden regle,  würde  viel  Unordnung  ersparen,  den  ruhigen  Übergang 
sur  neuen  Wirtschaftsordnung  überaus  t'rb  ichlem. 

Für  allo  diejenigen,  welche  die  Erreichung  des  sozialistischen  Endziels 
jiur  von  einer  allmählichen  Umwandlung  unseres  Wirt- 
scbaf tssysiems  durch  Ausbreitung  der  staatlichen 
Einflußsphäre  tkber  das  industrielle  Leben,  Er- 
weiterung d(  s  Kigonbetriebä  der  Gemeinden»  sowie  Erstarkung  der  Genossen- 
schaften erliolTen,  für  alle  die,  die  mit  mir  meinen,  daß  wir  in  den  Snzialismtis 
allmfihlich  hineinwachsen,  ohne  daü  ein  Tag  kommen  werde,  welcher 
alii  die  Grenzscheide  zwischen  Rapilalismuä  und  Sozialismus  aufgefaßt  werden 
könnte,  ist  der  praktische  Wert  des  DesUgnidresschen  G^tzbuches  aller- 
dings gering,  wenngleich  nicht  geleugnet  werden  soU,  daß  in  einzelnen  Ländern 
Revolutionen,  die  die  politische  Macht  unmittelbar  in  die  Hände  des  Sozialis- 
mus spielen,  nicht  durchaus  ausgeschlossen  sind. 

Weitaus  wichtiger  jedoch  erscheint  mir  das  Buch  von  einem  anderen, 
riir  lit  sowohl  praktischen,  als  ideellen  Standpunkte.-  wenige  Methoden  ver- 
mögen ein  klareres,  schärfer  umrissencs  Bild  von  der  Möglichkeit 
eines  sozialen  Systems  zu  geben  als  seine  Erfassung  in  der 
Sprache  der  Gesetzestexte,  die  im  Emstfalle  die  Durchfflhrung  der  neuen 
Einrichtungen  zu  yerbttrgen  hätten,  und  in  diesem  Sinne  aller&igs  glaube 
ich,  daß  die  klare,  logische,  fast  selbstverständliche  Art  des  Dedigniöres- 
sehen  Gesetzbuches  eine  tatsächUche  Beweiskraft  besitzt.  Dasselbe  zeigt, 
daß  die  ReaUsierung  der  sozialistischen  Ideen  durchaus  möglich,  bar  von 
jeder  Utopie  zu  denken  sei,  und  wie  nahe  sich  Staatsordnung  und  Kultur 
einer  soziailistischen  Gesellschaft  mit  den  Verhältnissen  der  Jetztzeit  berülu'en 
würden.  Diese  Empfindung  plastischer  Nähe,  ja  Handgreiflichkeit  eine» 
sozialistischen  Ordnung,  wie  sie  sich  den  Lesern  des  Deslignidresscben  Buche» 
aufdrängt,  ist  gewiß  psychologisch  eine  der  interessantesten  Wirkungen  der 
Werkes.  Im  folgenden  seien  einige  interessante  Abschnitte  des  Buches 
kurz  wiedergegeben,  um  so  die  Darstellungsweise  des  Verfassers  zu  illustrieren : 

§  1.  Alle  Produktionsmittel  stflior!  im  unveräußerlichen  Eigentum  der 
Nation,  ausgenommen  die  permanenten  Ausnahmen,  die  in  §  3,  und  die 
zcitweiUgen  Ausnahmen,  die  in  §  8  ausgeführt  sind.  Als  solche  Produktions- 
mittel sind  der  Grund  und  Bod^  (einschl.  der  Bergwerke),  die  ffir  gewerb- 
lichen landwirtschaftlichen  oder  kommerziellen  Betrieb  bestimmten  Giebäude, 
das  in  ihnen  Lefmdliche  Material,  femer  Maschinen,  Werkzeuge,  Verkehrs- 
mittel und  Haustiere  zu  betrachten   Die  Erzeugnisse  der 

Landwirtschaft  und  der  Industrie  stehen  ebenfalls  im  kollektiven  Eigentum 
der  Nation,  bis  zu  dem  Augenblicke,  da  sie  dem  Konsum  übergeben  werden. 

§  2.  Die  Nation  bedient  sich  dieser  Produktionsmittel  zur  Hervor- 
bringung  aller  gesellschaftUch  notwendigen  Werte  und  verteilt  sie  in  der 
alljährlich  durch  spezielles  Gesetz  vorgesehenen  Weise. 

{  7.  Die  Expropriation  der  seitherigen  Besitzer  der  Produktionsmittel 
gibt  diesen  ein  Recht  auf  Entschädigung  in  der  in  §f  9,  10  und  11  vorge- 
sehenen Weise. 

{  8.  Die  landwirtschaftlichen  Kleinbesitzer  kOnnen  nach  ihrem  Wunsch 
auch  weiter  im  persönUchen  Besitz  ihrer  Grundstücke  bleiben,  sofern  sie 
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dieselben  all»  m  oder  mit  Hilfe  ihrer  Familienangehörigen,  jedoch  ohne  Hinzu- 
ziehung fremder  Arbeiter,  be\\irtschaflen.  Dieser  Besitz  umfaßt  auch  die 
Geb&ude,  Haustiere  und  zur  Bewirtschaftung  notwendigen  Geräte.  Er  ist 
unver&ußerlich  und  kann  unter  liebenden  oder  durch  letzten  Willen  bloß 
an  die  Kinder  der  derseitigen  Beeitier  Obergehen.  Bei  ihrem  Ableben  resp. 
dem  der  Kinder  fällt  das  B  siizlum  de  jure  an  die  Nation  zurück. 

§  10.  Das  Besitzrecht  der  Nation  ist  nicht  an  die  Vornahme  einer  förm- 
lichen Enteignung  gebunden.  Es  tritt  mit  dem  Tope  der  Verlautbarung 
dieses  Gesetzes  uneingeschränkt  in  Kraft;  die  nachfolgenden  Förmlichkeiten 
der  Enteignung  haben  bluß  die  Berichtigung  der  Entschädigungen  an  die 
bisherigen  Besitzer  zum  Ziele. 

$  11.  Diese  Entschädigung  besteht  in  einer  ld>en8längUchen  Rente, 
welche  den  bisherigen  Besitzern  sufAllt,  von  diesen  auf  ihre  Kinder  flbeiigehi 
und  mit  deren  Tode  erlischt. 

§  12.  Diese  Rente  beträgt  3  %  vom  schätzimgsweise  ermittelten  Wert 
der  expropriierten  Güter,  nach  Abzug  aller  Passiven. 

§  14.  Im  Hauptorte  jedes  Kreises  werden  zum  Zwecke  der  Enteignung 
Kommiflsionen  eingesetzt,  deren  Mitglieder  vom  Landrate  ernannt  werdra* 

S  20.  Binnen  3  Monaten  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  und  bei  sonstigem 
Verlust  jeder  Entschädigung  müssen  die  Anspruchberechtigten  dem  Schrift- 
führer der  Kommission  eine  schriftliche  ErklAnmg  ihres  Vermögens  Qber- 
leicben. 

§  27.  14  Tage  nach  dieser  Erklärung  gibt  die  Kommission  eine  provi- 
sorische Entscheidung  der  zustehenden  Rente  aus,  deren  Ziffer  wird  in  die 
BOcher  eingetragen  imd  dne  Bescheinigung  den  Asspruehbereehtigten  aus- 
gefolgt. 

§  29.  Die  Anspruchberechtigten  können  gegen  die  provisorische  Ent- 
scheidung Einspruch  erheben,  ebenso  auch,  binnen  8  Tagen,  jeder  Einwohner 
dea  Bezirks,  dem  die  Vorschreibung  unverhältnismäßig  hoch  erscheint. 

§  41.  Nachdem  die  Entscheidungen  der  Kommission  oder  des  Appell- 
hofcs  Rechtskiali  erhalten,  werden  dieselben,  dem  Schatzamt  mitgeteilt, 
von  diesem  gehörig  verbucht  nnd  die  Rentm  alfanonatÜch  an  die  Anspruoli- 
berechtigten  unter  Nachweis  ihrer  Identität  ausbezahlt. 

§  71.  Binnen  einem  Monat  nach  Verlautbarung  des  Gesetses  sollen  in 
allen  Städten  und  Industrieorten  Gewerbekommissionen  eingesetzt  werden, 
bestehend  aus  7wei  Mitgliedern,  die  vom  Landrat,  und  einem  Mitglied,  das 
vom  Gemeinderat  ernannt  wird. 

§  73.  Jede  Kommission  hat  ein  Verzeichnis  aller  Werlcstätten  und 
Fabriken  ihres  Besirkes  anfeimehmen  mid  so  bestimmoi,  ob  derm  Betrieb 
tortsDsetzen  oder  aufzuheben  sei.  Wenn  sie  die  Errichtung  eines  neuen 
Unternehmens  beschHeßt,  hat  sie  dessen  Standort  auszuwählen  imd  der  Auf- 
sichtsbehörde ihre  näheren  Vorschl&ge  bezttgUch  der  Organisierung  des  neuen 
Unternehmens  mitzuteilen. 

§  94.  Die  Fischerbarken,  die  Eigentum  der  Nation  gewortien,  v-erdeii 
unentgelthch  den  einzelnen  Fischern  oder  den  sich  bildenden  Fischerei- 
gesellschaflaik  xnr  Verfügung  gestellt.  Die  ehemaligen  Eigentümer  soDea 
unter  verschiedenen  Bewerbern  ein  Vorzugsieeht  genieBen. 

§  96.  Zeitungsherausgeber»  Maler  und  Bildhauer  unterliegen  nicht  der 
Enteignimn" 

§  99.  Als  gesetzliche  Wähning  werden  Bankrmion  von  1000,  500,  100 
und  50  Franks  ausg^eben,  außerdem  Aluminmmgeld  im  Werte  und 
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der  Größo  der  bisherigen  Geldstücke  von  5,  2  und  1  Frank  und 
bO  Centimes. 

S  106.  Der  VerkaufspreU  in  den  Btaatlichen  Magazinen  ist  ^eioh  dem 
HerBtellungepreis,  vermehrt  nm  einen  entsprechenden  Anteil  an  den  Kosten 
des  Verkaufs.  Aiiägtmonimen  hiervon  sind  die  Waran»  die  in  §f  Iii,  112, 
114,  115,  117  und  118  aufgezählt  werden. 

§  112  Alkoholische  Getränke,  Tnhak,  Schi<'ßpulver  und  andere  Waren, 
derea  Rousum  im  Interesse  der  Volksgesundheit  oder  der  öfTenllichen  Sicheriieit 
eingeschränkt  werden  soll,  werden  mit  einem  Preisaufschlag,  der  durch  ein 
Gesetz  bestimmt  wird,  verkauft,  ebenso  feine  Weine,  Wildbret,  feine  Fiscfae 
und  andere  Waren,  deren  Konsum  durch  Ihre  Seltenheit  eingesehrfinkt  ist, 
sowie  Produkte  des  Kunstgewerbes  und  der  Luxusindustrie. 

§  117.  Kunstwerke,  die  einer  gewerblichen  Herstellung  nicht  unter- 
liegen, können  von  ihren  Autoren  an  Private  oder  den  Staat  zu  solchen  Preisen, 
wie  sie  nach  ihrem  Belieben  verlangen  mögen,  verkauft  werden. 

§  119.  Alle  Franzosen  haben  das  Recht  auf  Arbeit  im  staatlichen  Dienste. 
Diese  Teilnahme  ist  Bedingung  der  Teilnahme  an  den  Ergebnissen  der  natio- 
nalen Produktion. 

§  120.  Von  der  Teilnahme  an  der  Arbeit  sind,  bei  vollem  Genüsse  der 
Ergebnisse  der  Produktion,  enthoben: 

1.  die  Kinder  und  jungen  Leute,  deren  Studien  noch  nicht  beendigt; 

2.  die  Erwachsenen,  die  den  Zeitpunkt  der  Altersversorgung  erreicht; 

3.  die  verheirateten  Frauen; 

4.  die  geschiedenen  oder  verwitweten  Frauen,  die  ihre  Kinder  bei  sich 
haben; 

5.  die  unehelichen  Mütter  vom  Tage  ihrar  Schwangerschaft  an  und 

so  lange  sie  ihre  Kinder  erziehen; 

6.  die  Irrsinnigen,  Kranken  und  Invaliden. 

§  139.  Jeder  Arbeitende  hat  das  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag 
nach  Abzug  eines  Anteils  für  Bestreitung  allgemeiner  staathcher  und 
sozialer  Zwecke. 

§  141.  In  Anbetracht  der  ungleichen  Arbeitskraft  und  des  ungleichen 

Arbeitsertrages  der  einzelnen  Arbeiter  ist  auch  die  Entlohnung  eine  ver» 
schirdone;  sie  geht  jedoch  niemals  unter  ein  bestimmtes  Existenzminimum 

herunter. 

§  142.  Alle  Arbeiter  werden  je  nach  ihrer  Tüchtigkeit  in  verschiedene 
Klassen  eingeteilt,  deren  Lohnhöhe  verschieden  ist;  je  nach  Alter,  Arbeits- 
Willigkeit  und  Tüchtigkeit  .ist  Aufrücken  in  ^ne  höhere  Klasse  möglich. 

§  163.  Die  Arbeiter  I.  Klasse  künnen  zu  Werkfühiem,  Ingenieuren  und 

Direktoren  ernannt  werden;  das  Gehalt  der  Werkführer  Ist  um  Vs  höher,  als 
der  der  ersten  Arbeiterklasse,  da.<^  Gf  halt  der  lugenieun  und  Direktoren 
wird  alljährlich  durch  Gesetz  bestimmt. 

§  177.  Die  Hüchschulprofessoren  beziehen  ein  Gehalt,  das  um  V»  höher 
ist  als  das  der  MittelschuUehrer.  Aufrückung  in  höhere  Gehaltsstufen  steht 
ihnen  offen. 

§  186.  Schriftsteller  und  Verleger  werden  durch  den  Verkaubpreis  ihrer 

Bücher  und  Zeitschriften  entlohnt. 

§  188.  Der  allcf^moine  stRatlicho  Produktionsplan  wird  aUj&hriich  vom 
Parlament  festgelegt;  er  enthält  Vorkehrungen  über: 

1.  Art  und  Menge  der  zu  erzeugenden  Güter,  sei  es  für  den  Inlands- 
konsum, sei  es  für  Zwecke  der  Ausfuhr; 
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2.  Verteilung  der  verfQgbaren  Arbeitskrfifte  auf  die  Tenchiedoken 

Industriezwcif^e: 

3.  Dauer  dw  täglichen  Arbeitszeit; 

4.  Ausmaß  der  Löhne; 

5.  Ausmaß  der  Alters-  und  Invaliditätspensionen; 

6.  Mietpren  der  Hfiuser; 

7.  Preise  der  Genußmittel. 


ZINA  LAGARDELLE,  PARIS:  AGRARRECHT  IN 

RUSSLAND. 


ANGE  sind  die  nissischen  Bauern  gegen  die  revolutionäre  Rpwe- 
gimg  der  Intellektuellen  und  Industriearbeiter  gleichgültig  geblieben 
und  wurden  eben  hierdurch  zur  staikalen  Stütze  der  herrachenden 
Gewalt.    Es  lag  nahe,  an  vollige  Bewegungslosigkeit,  völhgen 


Stillstand  im  Bauemleben  Rußlands  su  glauben.  Blickt  man  aber  nSher 
auf  das  Ifindliche  Leben  des  großen  Reiches,  dann  verschwindet  der  Skepti- 
zismus: Das  russische  Dorf  erscheint  nicht  mehr  als  ein  stockender  Morast, 
sondern  als  eine  Welt  für  sich  ,  die  ihr  eigenes,  tiefes  Leben  lebt. 
Die  Erforscher  dieses  uiil)ekannten  Milieus  bringen  uns  Tag  für  Tag  neue 
Offenbarungen  über  seine  Natur.  Sie  zeigen  uns,  daß  die  Bauemwelt  Rußlands 
einen  Staat  im  Staate  bildet,  einen  Staat,  der  wohl  erobert,  aber  nicht  vertilgt 
ist,  einen  Staat,  der  besiegt  ist,  aber  sich  trotsdem  nach  seinen  eigenen  Gesetzen 
weiter  entwickelt  im  Widerstande  gegen  den  besiegenden  Staat.  Er  hat  eine 
eigene  Rechtsauffassung,  die  dem  offiziellen  Gesetz  nicht  entspricht,  er  hat 
seine  Wahrheit,  die  der  regierenden  Wahrheit  entgegensteht,  er  ist  revolutionär, 
aber  revolutionär  nach  seiner  Art.  Was  aber  bildet  den  eigenartigen  Charakter 
der  russischen  Baucmpsychologie  und  die  Grundlage  seiner  politischen 
Anschauungen?  Die  Gesamtheit  jener  Traditionen,  welche  das  bäuerliche 
Gewohnh  eitsrec  h  t  Rußlands  darstellt.  Infolge  der  spezifisch  historischen 
Bedingungen,  infolge  des  anffingli<^en  Überflusses  an  Land  im  Vergleich 
zur  Spärhchkeit  der  Bevölkerung,  der  die  freie  Besitzergreifung  des  Landes 
gestattete,  femer,  woil  Rußland  niemals  erobertes  Land  gewesen 
und  seine  Bevölkerung  eine  wahrhaft  eingeborene  ist,  kennt  die  bäuerliche 
Welt  Rußlands  nicht  das  Recht,  das  auf  Eroberung  gegründet  ist.  Sie  hat 
den  alten  Begri£f  des  Rechtes,  das  auf  der  Arbeit  beruht, 
festgehalten. 

Dieselbe  .Anschauung  besteht  bei  vielen  primitiven  Völkern,  deren 
Entwicklung  nicht  durch  fremde  Eingriffe  gestört  wurde.  Wer  immer  ein 
freies  Stück  Land  zu  bebauen  anfing,  der  wurde  sein  Eigentümer.  Die  Tat- 
sache der  für  das  Land  aufgewendeten  Arbeit  wurde  zum  wahren  und  ein- 
zigen Besitztitel.  Im  tibrigen  handelt  es  sich  bei  alldem  nur  um  Besitz 
(wenn  wir  die  Begriffe  des  russischen  Rechts,  das  dem  russischen  Bauern 
allerdings  ganz  fremd  ist,  zur  Erläuterung  heranziehen),  nichi  um  Eigen- 
tum, denn  dieses  steht  niemals  dem  einzelnen,  sondern  stets  der  Gesamtheit 
der  Dorfbewohner  zu. 
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Gewiß  ist  das  bäuerliche  GewohnbeiUrechi  Rußlands  väe  jedes  Ge- 
wolmheitirechi  fiberaus  differandert  und  iü  tfinsn.  Details  gespalten.  Aber 
all  dies  Ändert  nichts  an  der  fundamentalen  Einheit,  die  eben  auf  oben  ge- 
nannter Idee  des  Besitzes,  erwoiben  durch  persönliche  Arbeit,  beruht.  Einige 
Beispiele  mögen  klar  machen,  ^e  sich  dieses  juridische  Empfinden  in  den 
Tatsachen  ausprägt: 

Jedes  Familienmitglied,  das  das  im  Besitze  der  Familie  befindliche  Stuck 
Land  während  einer  Zeitdauer  von  10  Jahren  nicht  bebaut  hat,  verliert 
•dn  Efbrecht*  Umgdcehrt,  erwirbt  ein  Fremder,  der  nsidi  dem  Dorfe  ge> 
kommen  und  auf  dem  Grundstock  der  Familie  10  Jahre  gearbeitet  hat,  eben 
hierdurch  das  Erbrecht  im  selben  Grade  wie  die  andern  Erbberechtigten. 
Die  verheiratete  Frau  erbt  nichts  von  ihrem  Manne,  wenn  sie  nicht  hinreichend 
lanf^f  im  Interesse  des  Familienverbandes  gearbeitet  und  so  gewissermaßen 
em  hint  i  ichondes  Quantum  Arbeit  in  der  Ehe  festgelegt  hat.  Im  entgegen- 
gesetsitiii  Füll  muß  sie  nach  dem  Tode  des  Gatten  das  Haus  verlassen  und  darf 
nichts  aufier  ihrer  Mitgift  mit  sich  nehmen.  Oft  ffihrt  dieser  Begriff  des  auf 
Arbeit  begrflndeten  Rechtes  su  Anschauungen,  welche  mit  den  jurtdiscben 
Begriffen  der  westlichen  L&nder  im  Widerspruch  stehen.  Nehmen  wir  s«  B. 
don  Fall  eines  Bauern,  der  unberechtigt  das  Land  seines  Nachham  bebaut 
und  besät  hat.  Dieser  verklagt  den  Eindringling  auf  Erstattung  des  Bodens, 
welche  ihm  auch  zugesprochen  wird  unter  der  Bedingung,  daß  er  dem  unrecht- 
maüigen  Bebauer  den  Wert  seinei'  Aibeit  vergüte.  Oder  wieder,  wenn  ein 
Bauer  Bäume,  die  einem  andern  gehören,  geschlagen  hat,  so  gehört  ihm 
deren  Holz,  weil  er  seine  Aibeit  darauf  verwendet  hat,  nur  mufi  er  dem  Eigen- 
tfimer  eine  Entschädigung  bezahlen. 

Es  ist  klar,  daß  die  Prinzipien  dieses  Gewohnheitsrecht of;  im  Widerspruch 
mit  den  Prinzipien  des  geschriebenen  Hechtes  sind.  Die  staatliche  G^etz- 
gebuiig  Rußlaiitls  »st,  gleich  der  der  westlichen  Länder,  auf  das  Privateigentum 
begründet;  sie  gewährleistet  das  absolute  Recht  des  Eigentums  (im  Sinne 
des  romischen  Rechts)»  und  so  gewinnt  das  mlkndliche  Gewohnheitsrecht 
des  Bauemvolkes  gcgenober  dem  staatlichen  Recht  einen  revolutionftren 
Charakter.  Der  Bauer  meint,  daß  der  Eigentümer,  der  sein  Land  nicht  selbst 
bebaue,  keinen  wahren  Anspruch  auf  dasselbe  erheben  könne;  der  Pächter, 
der  es  mit  seinem  Schweiße  gedüngt  hat,  sei  nach  dem  Rechte  Gottes  der 
wahre  Eigentümer.  Dies  ist  der  tiefe  Sinn  der  russischen 
Agrarunruhen.  Sie  sind  nicht  bloß  im  Landhunger  begründet,  sie  sind 
vor  allem  auf  den  Wunsch  des  russischen  Bauern  surfiokznftthren»  Gerechtigkeit» 
seine  Gerechtigkeit  aufsurtchten.  Solange  der  Moujik  nicht  die  Erfälung 
seines  Ideals  sehen  wird,  wie  es  durch  die  Traditionen  geheiligt  und  dundi 
sein  eigenes  Gev.nssen  best  Rtigt  if^t ,  wird  er  sich  nicht  mit  der  alt^  oder  neuen 
Ordnung  der  I  imge  wirkhch  ix  frrunden. 

Diese  juridische  Vorstelhingawelt  der  Bauern  ist  für  die  russisciie  i^e- 
gierung  als  getreue  Vertreterin  der  besitzenden  Klasse  stets  beunruhigend 
gewesen.  Darum  Tersuchte  die  Regierung  auch  in  jeder  Wose,  die 
Jahrhunderte  alten  Gebrftuche  su  beseitigen  und  die  Vorschriften  des 
geschriebenen  Rechtes  den  Bauern  aufzuzwingen.  Bisher  blieben  ihre- 
Anstalten  %'erirchlich,  im  Gegenteil,  sie  hnhcn  der  Sache,  die  sie  bekämpfen 
sollten,  tr^  nutT't,  indem  sie  dieselbe  den  Bauern  noch  teurer  machten.  Wohl 
zitiert  man  von  Zeit  zu  Zeit  den  Fall  irgend  eines  Erben,  dem  Vi  n  <lor 
Dorfgerichtsbarkeit  der  Antritt  seines  Erbes  verweigert  wurde,  weil  er  das 
Familienland  ▼erlassen,  und  der  nun  mit  Hilfe  der  staatfichen  Gerichts- 
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barkeit  den  verlorenen  Boden  wiVdfr  gewinnt,  Ahe?  die  öffentliche 
Meinung  im  Dorfe  ist  überaus  hart  gegen  einen  soii  h-  ;>  Frevler,  und  selten 
kann  er  tatsöchUch  sich  seines  Boitzes  ruhig  erfreuen. 

Das  kürzlich  durchgeführte  Gesetz  über  die  Dorfgemeinden  bedeutet 
aUerdings  einen  schweren  Angriff  auf  dieses  Gewohnheitsreeht.  Die  Dorf- 
gemeinde ist,  wie  bekannt,  im  gfOßten  Teile  Rußlands  gesetzliche  Eigentümerin 
von  Grund  und  Boden,  die  Bauern  sind  bloß  dessen  provisorische  Besitzer. 
Die  Verteilimfj  der  pinzplnf^n  Grnndlstücke  an  die  Familien  des  Dorfes  geschieht 
nur  für  bestimmlc  Frist,  und  nach  einer  gewissen  Zahl  von  Jahren  wird  eine  neue 
Bodenverteilung  vorgenommen.  Bis  in  die  jüngste  Zeit  war  es  dem  russischen 
Bauern  unmöglich,  sein  (kiindstflck  diesen  Beschränkungen  zu  entziehen 
und  als  Privateigentum  zu  gewinnen.  Das  neue  Gesetz  nun  gestattet  diese 
Zerreißung  des  Gemeindelandes  und  hat  damit  Verwirrung  ins  ganze  ländliche 
Leben  Rußlands  getragen.  Trotzdem  sind  die  juridischen  Begriffe  der 
russischen  Bauern  gewiß  nicht  erschüttert  worden.  Im  Widerstande  gegen 
das  Gesetz  verweigern  die  Dorfversammlungen  in  systematischer  Weise  jedes 
Ansuchen  um  Losiusung  aus  dem  Gemeindeverband.  Sie  betrachten  das 
neue  Gesetz  als  dem  Gewohnheits-  und  gdtlliehen  Recht  widersprechend. 

Wie  wird  dieser  Konflikt  enden?  Werden  diejenigen,  welche  sich  ans 
der  Dorfgemeinde  losgdOst  und  Privateigentum  erworben  haben,  ebenso  wie 
die  Großgrundbesitzer  von  Agrarrevolten  bedroht  werden,  dem  Zorne  der 
Bauern  verf  all«^!n  ?  Dies  ist  wahrscheinlich,  um  so  mehr,  als  die  meisten  neuen 
Privateigentümer  mehrere  Grundstücke  in  ihrer  Hand  vereinigen  konnten 
und  diese  nun  von  Tagelöhnern  bearbeiten  lassen.  Aber  selbst,  wenn  wir 
annehmen,  dafi  das  neue  Gesetz  die  Auflosung  der  kommunistischen  Dorf* 
gemeinde  herheifOhrt,  wird  es  schwer  halten,  Se  Rechtsbegriffe  der  Bauern 
zu  zerstören.  Das  Beispiel  Kleinraßlands  ist  in  dieser  Richtung heweisgebend; 
dort  hat  das  Privateigentum  am  Boden  die  Oberhand  g^cwonnen,  dennoch 
besteht  in  der  Tat  auch  dort  das  gleiche  Gewohnheitsrecht  fort,  wie  in  Zentral- 
rußland mit  seinem  ländlichen  Kommunismus.  Auch  in  Kieinrußland  ist  die 
Arbeit  alleiniger  Besitztitel. 


Vom  westeuropäischen  Standpunkt  aus  mag  diese  Verachtung  der 
russischen  Bauern  für  das  pcsrhriehene  Gesetz  iind  deren  konsequente  Mani- 
feste rnns?  seltsam  eföchemea,  die  einfache  Erklärung  ist  diese:  Das  Gesetz 
ist  für  die  russische  Bevölkerung  keineswegs  die  objektive  Regel, 
die  von  aOea  anerkannt  wifd.  Das  Geaets  ist  für  den  mssiBchon  Bauern 
die  Gesamtheit  wiUkflrlicher  Entscheidungen,  die  von  einer  Hierarchie  von 
Satrapen,  die  auf  dem  Lande  lasten,  ausgehen.  Gesetz  ist  für  ihn  eben  so  gut 
der  Ukas  des  Zaren  wie  die  Verordnung  eines  Bezirkshauptmanns  und  der 
mündUche  Befehl  eines  einfachen  Zemsky  Nnt«^rh?ilnik  oder  die  Kapricrn 
irgend  eines  Beamten.  Für  den  ungebildeten  M  ojjik,  der  nichts  vorn  Gt  .s(;lz.- 
bucb  kennt,  repräsentiert  der  unbedeutendste  Akt  eines  der  vielen  1  räger  der 
öffentlichen  Gewalt  immor  das  „Geseti**.  Selbst  das  geschriebene  Recht 
übrigens  mag  ihm  oft  als  Willktkr  erscheinen. 

Betrachten  wir  als  Beispiel  ein  Gesetz,  das  die  Bauern  in  erster  Linie 
interessiert:  das  Forstgesetz.  Peter  der  Große  bestrafte  jeden  mit  dem  Tode, 
der  ohne  Erlaubnis  Holz  schlug;  seine  Frau  Katharina  I.  imd  sein  Nachfolger 
Peter  IL  gestatteten  es  nach  Belieben;  die  zwei  folgenden  Kaiserinnen  ver- 
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bieten  es;  Nikolaus  II. erlaubt  es  neuerdings ;  Paul  i.  verbietet  es;  Alexondpr  II. 
gestattet  es  Tnif  Einschränkung,  ebenso  Nikolaus  I.  —  Welchen  Sinn  sollen 
die  Bauern  uü  diesen  Änderungen  des  Gesetzes  beilegen,  die  m  ihren  Augen 
durch  niehts  begrOndet  flind  ?  Sie  sehen  in  ihnen  bloßes  Spiel  der  Laune, 
und  was  all  die  Verordnungen  und  Befehle  anlangt,  die  in  jedem  Augenblick 
auf  die  Kdpfe  der  Landbevölkerung  regnen,  so  wciA  der  Moujik  sehr  wohl« 
daß  sie  von  der  Willkür  der  rinzohien  Beamten  diktiert  sind.  Jeder  Personen- 
wechsel an  hoher  Stelle  ist  für  den  Bauern  eine  neue  Quelle  von  Lf^iden, 
Jeder  dieser  Herren  bringt  in  seinen  Taschen  eine  Anweisung  auf  \  nlk.sglüuk 
mit  und  zögert  nicht,  nach  seinem  Rezept  den  unglücklichen  LuLeigebenen 
gegenober  EU  verfahren. 

Es  gibt  überaus  viele  Beispiele  dieses  erieuchteten  Despotismus:  Der 
eine  Beamte  fordert,  daß  alle  Hftuser  mit  Gfirten  umgeben  seien,  und  die 
Bauern  können  dieser  kostspiflit^en  Pflicht  nur  entschlüpfen,  indem  sie  ihn 
bestechen.  Ein  anderer  Beamter  gebietet  aus  ästhetischen  Gründen  eine 
Änderung  in  der  Form  der  Hecken;  ein  dritter  befiehlt,  die  Art  der  Buden- 
bebauung  zu  ändern  und  ordnet  eine  bestimmte  Methode  an,  die  ihm  sym- 
pathiseh  ist.  Je  weiter  man  in  der  Stufenleiter  der  Beamten  heruntersteigt, 
um  80  mehr  vervielfiltigen sich  die  Phantasien.  Es  ist  immer  im  Namen 
des  Gesetzes,  daß  die  kleinsten  Vertreter  der  öffentlichen  Gewalt  von 
den  Bauern  all  d  i  e  persönlichen  Leistungen,  all  die  erniedriu-pnden 
Diensteverlangen,  die  ihnen  so  grlindlirh  verhaßt  ?ind .  Wie  könnte  der  russische 
Bauer  das  Gesetz  als  Ausdruck  der  Gerechtigkeit  auffaÜen!  Es  ist  für 
ihn  der  Inbegriff  des  Schreckens,  und  er  unterwirft  sich  ihm  in  gleicher  Weise 
wie  den  unvermeidlichen,  aber  verderil>lichen  Naturgewalten,  die  sich  auf 
sein  Feld  ergießen:  Unwetter,  Überschwemmung,  Trockenheit  usw.  Er  flieht 
jeden  Vertreter  des  Gesetzes,  und  wenn  ihn  das  böse  Geschick  einem  dieser 
gefährlichen  Woson  gegenüberstellt,  so  sucht  er  os  durch  Geld  zu  erkaufen, 
ohne  sich  nur  zu  fragen  ,  ob  denn  das  angerufene  Gesetz  auch  wirklich 
besteht  oder  Li«;ü  für  den  Gebrauch  des  Augenblicks  erfunden  wurde. 

Die  Bestechung  ist  in  der  Tat  die  allgemeine  Regel  der  russischen  Bureau- 
kratie  gegenüber,  Yom  Höchsten  bis  zum  Tie&ten  herunter.  Tausendeilei 
sind  die  Kniffe,  deren  sich  die  klemen  Staatsbeamten  auf  dem  Lande  bedienen, 
um  den  Bauern  einen  Rubel  abzuknöpfen.  Der  Bauer  diskutiert,  feilscht 
und  besticht  schließlich  den  Beamten  mit  samt  seinem  Gesetze.  Beide  trennen 
sich  wieder,  beide  sind  zufrieden  ob  des  guten  Ges'  h.-ifts,  das  ihnen  ge<Tlückt. 

Von  wieviel  höherem  Werte  scheinen  dem  Muujik  die  von  Gull  uitd  der 
Zeit  geheiligten  Gebräuche,  die  ihm  von  der  Tradition  überliefert  sind,  und 
die  er  begreift.  Sie  sind  für  ihn  der  Ausdruck  einer  Jahr- 
hunderte alten  Gerechtigkeit»  welche  alle  Not* 
wendigkeiten  des  realen  Lebens  befriedigt  und  darum 
doppelt  wertvoll  ist.  Die  Versuche  der  Regierung,  ihr  Gesetz  in  den  wichtigen 
Wendepunkten  des  bäuerlichen  Lebens:  Teilung  der  Güter,  Erbschaft,  Aus- 
wanderung .  .  .  zur  Geltung  zu  bringen,  sind  derart  dem  sicheren  Mißerfolge 
geweiht.  Ein  unversöhnhcher  Gegensatz  besteht  zwischen  den  „Beiden 
Rechten",  die  einander  so  fremd  sind»  wie  die  Bureaukratie  und  das 
russische  Bauerntum. 

Die  Wahlen  zu  den  beiden  ersten  Dumas  haben  es  wohl  gezeigt;  unter 
den  bÄucHirhen  Deputierton  gab  es  \'ieUeicht  noch  Monarchisten,  ab^r  nicht 
einen  pin/if„;'  n  ^ah  es,  di  r  di  r  Bureaukratie  freundlich  gesinnt  v.ar.  Lange 
haben  auch  diu  Bauern  an  den  Zaren  geglaubt;  für  ihre  Phantasie  war  er 
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selbst  ein  Gefangener  der  Bureaukratie ;  sie  glaubten  von  ihm,  daß  er  denselben 
Verfolgungen  ausgesetzt  sei  wie  sie;  sie  meinten,  daß»  wenn  er  frei  wäre, 
er  sie  befkWen  wä*de:  Und  so  hatte  ihre  Treue  bis  in  die  letzten  Zeiten  so 
tiefe  seelische  Wurzeln.  Erst  die  jOngsten  Revolutionstage,  die  Debatten 
der  beiden  ersten  Dumas  und  das  traurige  Schauspiel  der  dritten  haben 
ihnen  allmählich  die  Augen  geöffnet.  Heute  kann  man  sagen, 
daß  das  russische  Bauc^rntum  revolutionär  gesinnt 
ist.  Ge\viß  hat  es  noch  nicht  die  Form  der  Aktion  gefunden,  die  ihm  not  tut; 
was  ihm  in  dieser  Richtung  von  den  Oppositionsparteien  der  Duma  geboten 
wurde,  war  allzuweit  vom  wahren  bäuerlichen  Leben  entfernt,  als  daß  es 
den  Bauer  hatte  anziehen  können.  Dies  erklärt  den  Umstand,  daß  sich  die 
Bauernschaft  in  der  ersten  Periode  der  Revolution  keiner  organisierten 
Partei  angeschlossen  hat.  Die  Notwendigkeit  der  Organisation  macht  sich 
ihr  jedoch  immer  mehr  fühlbar;  die  Bauern  sammeln  sich,  suchen  nach 
Kampfmitteln,  die  ihnen  entsprechen,  und  schon  erwachsen  ihnen  Propheten 
und  Führer.  Ein  Grundsatz  ist  ihnen  allen  gemeinsam  und  führt  sie  im  Kampfe : 
Der  Begriff  der  Arbeit,  der  das  sozisle  Leben  beherrscht  und  es 
nach  eigenen  Gesetzen  regiert.  Auf  dieser  Brücke  treffen  sich  die  Bestrebungen 
der  bAuerlichen  Massen  Rußlands  mit  denen  der  industriellen  Arbdterschaft. 
Wenn  die  soziale  Frage  sich  in  der  russischen  Revolution  so  eng  an  die  poli- 
tischen Probleme  anschließt,  so  ist  es,  weil  die  Stimme  d  e  r  A  r  b  e  i  t  das  Chaos 
der  Ereignisse  übertönt.  Die  tiefen  Unterschiede,  welche  die  bäuerliche  Welt 
Rußlands  von  der  Arbeiterwelt  treimen,  verschwinden  vor  dieser  Gemein- 
samkeit der  juridischen  Anschauungen.  Arbeiter  und  Bauer  wollen,  jeder 
im  Sinne  der  spezüBschen  Notwendigkeiten  seines  Lebens,  die  sozialen  Be- 
ziehungen zu  einem  Rechte  umbauen,  das  sich  auf  die  Arbeit  gründet. 

Zweifellos  kann  all  das  auch  über  Rußlands  Grenzen  hinaus  Bedeutung 
gewinnen.  Wer  wollte  die  Möglichkeit  ganz  von  sich  weisen,  daß  dieser  Ge- 
danke, aus  den  Tiefen  des  russischen  Volkslebens  aufgestiegen,  sich  einstmals 
siegreich  über  die  reicheren  und  blühenderen  Gefdde  Westeuropas  verbreiten 
w^e? 


DR.  TOULOUSE,  Chefarzt  der  Irrenanstalt  mlle 
JUIF  BEI  PARIS:  WAHNSINN  UND  VERBRECHEN. 

II  ^  i|E  weiter  die  Gesellschafi  sich  entwickelt  und  differenziert,  desto 
1^^^  mehr  wächst  die  Zahl  derer,  welche  durch  Degeneration,  durch 
IS^VI  abnormale  Entwicklung  des  Geistes  und  der  Triebe  zu  einer  Gefahr 
L  ^^-if  für  die  Gesellsrhaft  werden.  Personen,  die  im  einfachen  Leben 
des  Dorfes  ihre  schlichten  Pflichten  wohl  erfüllten,  verlieren  in  der  Großstadt 
ihren  sittlichen  Halt  und  fallen  dem  Verbrechen  anheim,  das  für  sie  eine 
leichtere  Art  des  Lebenserwerbes  darstellt.  Noch  mehr  gilt  dies  von  den 
Kindern  der  Grofist&dte  selbst,  die  von  ersten  Jugendtagen  an  durch  den 
Anblick  leichter  Vergnügungen  entnervt  sind,  das  Laster  überall  in  tausend 
Formen  vor  sich  sehen  und  ihm  unaufhaltsam  zusteuern. 

Gegenüber  all  diesen  Erscheinungen  hat  die  Justiz  als  Wahrerin  der 
Gesellschaft  ihre  eigene  Selbstsicherheit  verloren.  Ehedem  nutrlite  der  Richter 
nach  einem  Prinzip  starrer  Autorität  strafen,  heute  ist  er  durch  medizinische 
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und  philosophische  Erwägungen  über  den  Grad  der  Selbslverantworliichkeit 
in  seiner  Seüjstsichf^rht^it  «TPstört,  zaghafter  gegenüber  dem  armen  Teufel 
von  Verbrecher  und  blickt  auf  den  Arzt  als  seinen  Berater.  Gerade  dieser  aber 
mufi  ihn  verlasflon. 

Auf  dem  Genfer  Kongreß  der  Irrenfirzte  ging  die  allgemeine  Meinung 
in  der  Tat  dahin,  daß  die  ärztlichen  Sachverständigen  keine  EridAning 
darüber  abzugeben  hätten,  ob  dieser  oder  jener  Angeklagte  strafrechtlich 
verantwortlich  sei  oder  nicht,  sondern  bloß,  ob  er  im  Augenblick  der  Tat- 
verübung in  Geisteaitörung  gehandelt  habe  oder  nicht.  Den  Richtern  sei  es 
zu  überlassen,  die  juridischen  Konsequenzen  aus  diesen  medizi- 
nischen Gutachten  zu  ziehen.  Nun  ist  es  gewiß  richtig,  daß  der  Arzt 
sich  bloß  mit  Fragen  zu  befassen  hat,  die  in  den  Bereich  seiner  Wissenaohafl 
fallen;  in  dieser  Richtung  ist  die  Resolution  des  Kongresses  durchaus  ein- 
wandfrei. Wer  aber  soll  sich  dann  in  klarbewußter  Weise  über  die  straf» 
rechtliche  Verantwortlichkeit  aussprechen,  die  die  Endfrage  der  ganzen 
Debatte  ist  ?  Wenn  das  Problem  nicht  der  Sphäre  der  Ärate  angehört,  so 
noch  weniger  der  der  Richter  und  Geschworenen,  die  zur  Beurteilung  noch 
weniger  kompetent  und  wiisensehaftlieh  vorgebildet  sind.  Betrachten  wir, 
um  uns  all  das  klar  zu  machen,  die  mög^chen  Einzelffille. 

Im  Krankensaal  einer  der  meinen  benachbarten  Anstalt  wurde  ein 
Patient,  der  an  allgemeiner  Paraljrse  litt,  sehr  geschwächten  Geistes  war, 
aber  für  nngefährüch  gehalten  wurde,  zur  Unterstützung  des  Personals  in 
der  Krankenwartung  verwendet.  Er  hatte  zum  Bettnachb  ar  einen  andern 
Wahnsinnigen.  Eines  Abends  war  der  letztere  nicht  zui-  Huiie  zu  bringen, 
und  der  Psaralytiker  eriiob  sieh  und  traehtete,  ihn  zu  besänftigen.  Hierbei 
erfolglos,  fand  er  keinen  besseren  Ausweg,  als  um  seinen  Hals  einen  Sirick 
zu  legen,  der  in  einer  Ecke  des  Schlabaab  vei^gessen  war,  imd  da  der  andere 
sich  wehrte,  ihn  an  die  Bettpfosten  zu  binden.  Als  ein  Krankenwärter  seine 
Riindr  machte,  fand  er  den  Unglücklichen  erwürgt,  und  der  Paralytiker 
erklärte  ihm  ruhig,  welche  gute  Idee  er  gehabt  habe. 

Dieser  Fall  luüt  nur  eine  Beurteilung  zu,  und  der  Arzt  mußte  dem 
Riohter  erklären;  dieser  Angeklagte  leidet  an  dner  schweren  Gehimkrankhtit, 
welche  seine  Intelligens  zerstört.  Er  befand  sich  im  Augenblick  der  Tatver- 
übung in  einem  Zustande  effektiven  Wahnsinns  und  ▼(fier  Unzureohnungs- 
f&higkeit. 

Der  Richter  würde  zweifelsohne  finden,  daß  ein  solches  Individuum, 
das  sieht,  hört,  spricht,  sich  bewegt,  aber  völlig  unfähig  ist,  die  Folgen  seiner 
Handlungen  zu  beurteilen,  strafrechthch  nicht  zur  Verantwortung  zu  ziehen 
sei. 

Ein  zweiter  Fall :  Ein  junger  Mann  vergnOgt  sich  in  berauschtem  Zustande 

daran,  Revolverschüsse  auf  die  Vorübergehenden  abzugeben.  Man  verhaftet 
ihn  und  stellt  fest,  daß  er  ein  Gewohnheitstrinker  ist,  daß  er  der  Versuchung, 
stets  mehr  zu  sich  zu  nehmen,  als  er  verträgt,  nicht  widorstrhen  kann  und  dann 
völlig  die  Herrschaft  übersieh  verliert.  Ist  auch  er  als  Kiaiiker  tu  betrachten  ? 
Wir  stehen  bereits  au  den  Grenzen  des  eigeuLüchen  Waimäiuiis.  Ein 
Arzt  wird  sagen:  Dieser  Mann  leidet  an  Stuferwahnsinn,  er  kann  seinem 
Triebe  infolge  einer  Störung  seines  Nervensystems  nicht  widerstehen.  Bin 
anderer  wird  sagen:  Dieser  junge  Mann  ist  vielleicht  besonders  starken  AfTekten 
oiisgesetzt  und  weniger  Herr  seiner  selbst  als  andere.  Aber  in  seinen  .»Vnfüllen 
bleibt  ihm  doch  genug  geistige  Klarheit,  um  dip  Folgen  seiner  Handlungen 
zu  erkenenn.   Das  Übermaß  seiner  Thebe  bleibt  in  den  Grenzen  normaler 
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Variation.  Wenn  dieses  Übermaß  bei  ihm  schwere  soziale  Konsequenzen 
mit  sich  gebracht  hat,  so  war  eben  dieses  Übermaß  vom  psycbologisch- 
medionischen  Standpunkt  nicht  sehr  bedeutend;  er  ist  nach  Gnmdsktxen 
des  Strafrachts  ahsuurteOen.  Der  Richter  wird  in  der  Regel  der  einen  oder 
der  anderen  dieser  Stimmen  fdgen,  je  nachdem  er  diesen  oder  jenen  Experten 
berufen  hat 

Ein  dritter  Fall;  Ein  Juncker  Nichtsnutz  wird  in  dip  Großstadt  vcrsrhlagen. 
Von  ersten  Kindheitstagen  an  haben  alle  seine  Handlungen  nur  das  eine  Ziel 
gehabt,  andern  zu  schaden.  Er  schlug  seine  Kameraden,  die  schwächer 
waren  ab  er,  stahl  in  den  Auslagen,  beutete  seine  Geliebte  aus  und  swang 
sie,  sich  zu  prostituieren.  Eines  Tages,  bei  einem  schlecht  vorbereiteten  Ein- 
bruch verliert  er  den  Kopf  und  erwürgt  eine  alte  Frau,  die  er  bloß  berauben 
wolltf\  S<^in  Vater  ist  ein  rückfälliger  Verbrecher,  seine  ^^uttr^  eine  Trunk- 
süchtig', und  seinp  l^asterhafti^keit  hat  er  mit  der  Muttermilch  eingesogen. 
Ist  dieses  Individuum  ein  Kranker?  Nein!  werden  alle  Ärzte  antworten, 
sein  Geist  hat  sich  zwar  in  einer  unregelmäßigen,  antisozialen  Richtung 
entwickelt,  aber  eine  eigentliche  Krankhdt  liegt  nicht  vor.  Ist  er  verant- 
wortitch?  fragen  sich  die  Richter.  Sie  werden  fmden,  daß,  wenn  er  auch  nicht 
krank  vom  arztlichen  Standpunkt  ist,  er  doch  durchaus  perverse  Anlagen 
bosif/'t,  die  ihn  unfähig  machen,  rechtlich  zu  handeln.  Verantwortlicher 
als  er  ist  das  Milieu,  das  ihn  geiurmt  hat.  Und  ist  es  nicht  unbillig, 
diese  Kranken  der  sozialen  Welt  so  hart  zu  strafen, 
während  man  so  weich  gegen  die  physiologischen 
Kranken  ist  ? 

So  sind  Wahnsinn  und  UnverantwortUchkeit  zwei  konzentrische  Kreise, 
die  sich  nicht  gänzlich  decken.  Der  zweite  ist  der  weitere  und  umfaßt  eine 
weite  Zone  außoihalb  des  erstercn.  Können  Richter  und  Geschworene 
über  diese  Probleme  urteilen  ?  Wie  sollen  diese  Männer,  die  nicht  Spezial- 
»tudieu  gemacht  haben,  die  psychologische  Veranlagung  der  Angeklagten 
prüfen  und  feststellen  können,  inwieweit  seine  Handlungen  durch  andere 
Ursachen  als  Wahnsinn  bestimmt  waren  und  strafgerichtliche  Behandlung 
daher  zulässig  erscheint  ?  AH  unsere  Schwierigkeiten  kommen  von  der  Hart- 
näckigkeit, mit  der  wir  in  der  Sackgasse  bleiben  und  die  alte  Form  unseres 
Gf^rii^htsnpnarates  den  Tatsachen,  die  v,^t  heute  anders  sehen,  die  in  Wahrheit 
an*It  t  o  sind,  anpassen  wollen.  Wir  ersticken  in  dip<?en  beiden  engen  Ki  f  isf  ri: 
Wahnsinn  und  Verantwurtlichkeit.  Jede  Klassitikation  der  Individuen  nach 
diesen  beiden  Begriffen  ist  eine  willkOrUohe  und  unbillige. 

Demgegenfiber  ist  eine  wahrhafte  Losung  so  einfach.  Worum  handelt 
es  sich  in  Wahrheit  ?  Einfach  um  die  Verhinderung  friedensstörender  Hand- 
lungen, um  die  Verhinderung  antisozialer  Akte  von  Individuen,  die,  sei  es 
durch  Wahnsinn,  sei  es  durch  moralische  Minderwertigkeit  oder  soziale 
Ursachen,  dazu  getrieben  werden.  Unser  letztes  Ziel  darf  es  nicht  sein,  zu 
strafen,  eine  gewisse,  dem  Gesetze  ziemlich  entsprechende  Anzahl  von  Monaten 
Gefängnishaft  zu  verhängen,  Wahnsinn  oder  Nichtwahnsinn  des  Angeklagten 
in  theoretischer  Weise  zu  bestimmen.  All  diese  Dinge,  an  die  wir  gewohnt 
sind,  sind  nicht  ein  Ziel,  wie  man  aUzuvielfaoh  annimmt,  sondem  es  sind  blofie 
Mittel  und  zwar  unwirksame  Mittel. 

Heute  teilt  man  die  Verbrecher  in  zwei  Teile;  die  Irrsinnigen  und  die 
geistig  Gesunden  Im  Jahre  1905  wurden  in  Frankreich  45  292  Fälle  der  straf- 
gerichthchen  Ahndung  überwiesen  und  2  494  Angeklagte  vor  der  Verhandlung 
ah>  unzurechnungsfähig  eridfirl.  So  werden  die  einen  in  Irrenanstalten,  die 
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andern  in  Gefängnisse  gesandt,  je  nachdem  ihnen  das  GlOck  eines  günstigen 
Expertenspruches  zuteil  wird  oder  nicht.  Nur  die  ersteren  sind  wirklich 
wirlcBam  iaolieii  und  fflr  immer,  oder  solange  ea  der  Ansi  fflr  notwendig  hAll, 
featgelialten,  unschfidlich  gemacht.  Die  andern  bleiben  ftkr  eine  im  voraus 

beatimmte  Zeitapanne  in  Haft,  3  Monate,  2  Jahre,  5  Jahre,  gleich  als  ob 
sie  im  Augenblick  der  S  t  r  a  f  v  e  r  b  ü  ß  u  n  g  durch  einen 
Schlag  der  Wünschelrute  gebessert  und  ungefähr- 
lich würden,  dann  kehren  sie  in  ihr  Miheu  zurück  und  küniit n  ihre 
verbrecherische  Beschäftigung  wieder  beginnen.  ...  All  dies  ist  iandisch! 
Ziel  einer  modernen  Strafrechtspflego  müßte  ea  aein,  solche  Veri>recher,  deren 
BeBsenmg  unmöglicb  ist,  fttr  immer  in  Verwahrung  su  halten,  die  andern  aber 
einer  derartigen  Erziehung  zu  unterwerfen,  daß  sie  wieder  au  nfltilichen 
Mitgliedern  der  menschlichen  Gesellschaft  werden. 

Ein  wirksamer  Versuch  in  dieser  Richtung  wurde  in  der  Besserungs- 
anstalt zu  Elmira  in  Amerika  unternommen.  Nach  ihrem  Muster  wäre  solche 
Anstalt  etwa  folgendermaßen  zu  organisieren:  Alle  Verbrecher  wären  dahin 
KU  senden,  nachdem  das  Gericht  festgesteDt,  daß  aie  unzweifelhaft  die  ihnen 
zur  Last  gelegte  Tathandlung  begangen  haben.  In  der  Anstalt  wflrde  man 
sie  beobachten  imd  prüfen.  Die  schlechtweg  Irrsinnigen  wären  in  Irren- 
anstalten zu  tiberliefem,  die  andern,  Halbirrsinnige  oder  bloß  „Lasterhafte" 
(diese  Klassifikation,  d^^r  mnn  houtr  soviel  Wert  brilegt,  ist  in  Wahrheit 
so  gut  wie  wertlos),  blieben  einer  systematischen  E  r  /.  i  Ii  u  n  g  s  m  e  t  h  o  d  e 
unterworfen.  Entweder  sie  besserten  sich  und  konnten  probeweiser  Frei- 
laBaung  teilhaftig  werden;  diejenigen  aber,  die  offenbar  unTerbeseerlich  sind, 
wftren  in  Zwangsarbeitsanstiiten  lebenslfinglich  anzuhalten,  zu  nfltzlicher, 
produktiver  Tätigkeit  zu  yerwenden,  ohne  daß  irgendwelche  absichtliche 
Schmerzzufügung,  eine  Strafe  im  bisherigen  Sinne  des  Wortes  platz- 
zugreifen hätte.  Freihch  müßte,  um  die  Häftlinge  exakt  zu  beobachten, 
eine  neue  Schar  von  Beamten  herangebildet  werden,  die  sowohl  medizinisch- 
psychologische  als  auch  juristische  Kenntnisse  besäßen. 

Mit  Unrecht  Rauben  wir  uns  stets  vor  das  DOemna:  Wahnsinn  oder 
Sdbstverantwortlichkeit  ?  gestellt.  In  Wahrheit  sind  alle  Gewohnheita- 
verbrecher mehr  oder  minder  anormal;  nicht  bloß  die  Irrsinnigen,  alle 
haben  ein  Recht,  als  Unglückliche,  Entartete  behandelt  und  systematisch 
pr7n{Tcn  zu  werden.  Alle  andererseits  (denn  allo  sind  gefährlich)  müssen 
isoliert  werden,  nicht  für  eine  Zeitspanne,  die  der  Schwere  der  Tat- 
handlung entspricht,  sondern  so  lange,  als  sie  schädlich  und  gefährlich  sind. 

Während  der  ganzen  Dauer  der  Krankheit  und  nicht 
wahrend  2  oder  4  Wochen  ist  dn  Blattemkranko»  fOr  mich  gefährlich,  und 
ich  verlange,  daß  er  außerhalb  meines  Hauses  lebe.  Solange  ein  Verbrecher 
Raubinstinkte  hat  und  plünderungslustig  ist  —  nicht  bloß  für  5  oder  10  Jahre  — 
muß  er  von  der  Landstraße  ferngehalten  werden.  Seine  Tat  hat  für  uns 
wenig  Interesse,  denn  sie  ist  begangen,  er  selbst  ist  es,  der  mich 
für  meine  und  der  meinen  Sicherheit  besorgt  macht  und  nur  er  allein, 
nicht  seine  Tat,  darf  für  die  Art  und  Dauer  seiner 
Anhaltung  in  Betracht  kommen. 


Digitized  by  Google 


(alRONIK  DER  HOftAL-  UND  RBCHTSÜNTWICKLUMG 


118» 


5© 


CHRONIK 


IE  österreichische  Reform  des 
Jngendstrafreciits  ergibt  bei 
iineir  Dnrohaicht  der  Einxelbe- 
stunmungen  des  Gesetzentwurfes,  der 
sich  Qbrigens  zum  Teil  auf  den  Be- 
schlüssen des  deutschen  Juristentages 
von  llKJ'j  aufbaut,  daß  sich  in  ihnen 
gleichmäiiig  der  Gedanke  wider- 
spiegelt, daii  die„hauptsächlichste 
Ursache  jugendlieher  Verirrungen** 
in  mangelhafter  oder  gfinsHch  feUen« 
der  Brziehimg  XU  suchen  sei. 

Der  Gesetzentwurf  läßt  es  '^ieh 
daher  angelegen  sein,  die  Eltern  einer- 
seits m  der  Erziehung  in  mannigfacher 
Weise  durch  vormundsckafilich-rich- 
terlkhe  TAti|^eii  zu  nnterstützen, 
andererseits  sie  durch  Strafen  zur  Er- 
fOllung  ihrer  erzieherischen  Pflichten 
anzuhalten. 

Nach  dem  Vorbilde  der  amerikani- 
sehpn  Juvenile  Courts  vereinigt  der 
Gesetzentwurf  die  StrufjusLiz  gegen 
lugendliohe  mit  dem  Vormund- 
schaftsrichteramte. Die  Verbindung 
der  vormundschaftlichen  und  der 
strafrichterlichen  Tätigkeit  in  einer 
Hand  empfiehlt  sich  im  Interesse  eines 
prompten  Ineinandergreifcns  beider 
Arten  von  Tätigkeiten  im  Einzelfall, 
und  da  die  enieherisohe  T&ti^eit  die 
überwiegende  sein  soll,  ist  der  natflr» 
liehe  Träger  beider  Gewalten  der  Vor- 
mundschaftsrichter  und  nicht  der 
Straf richter. 

Zutritt  zu  den  Verhandlungen 
sollen  nur  die  Eltern,  Pflegeeltern,  der 
Vormund,  der  Arbeitgeber  und  die 
Vertrauenspersonen  häen.  Bis  zum 
Ycllendeten  14.  Jahre  besteht  Straf- 
freiheit.  Ein  Jugendlicher,  der  sich 
im  Alter  zwischen  14  und  18  Jahren 
befindet,  ist  nur  strafbar,  sofern  „er 
fähig  ist,  das  Unrecht  seiner  Tat  ein- 
zusehen und  seinen  Willen  dieser  Ein- 
sicht gemäß  zu  bestimmen'*.  Ermah- 
nung tritt  nur  ein  bei  Übertretungen 
und  Vergehen,  die  im  Höchstbetrage 
mit  einer  dreimonatigen  Freiheits- 


strafp bedroht  sind.  Nach  der  Be- 
gründung beschränkt  sich  hiernach 
das  Anwendungsgebiet  hau^tsAcUich 
auf  Übertretungen  polizmhoher  Ge- 
bote und  Fahrlässigkeitsdelikte. 

Im  übrigen  glaubt  der  Gesetzent- 
•s^Tirf  die  alten  Strafmittel  beibehalten 
711  dürfen  mit  der  Maßgabe  der  Ein- 
führung des  Rechtsinstituts  der  be- 
dingten Verurteilung  Jugendlicher 
oder  Tiehnehr  des  „bedingten  Straf- 
erlasses" und  der  bedin  tTt  r  r  Strafent- 
lassung jugendlicher  Strafgefangenen. 
Damit  der  vorläufig  aus  der  Strafhaft 
entlassene  Jugendliche  in  der  Freiheit 
den  nötigen  moralischen  Halt  fmdet, 
soll  die  StrafTollzugBbeh<)rde  im  Ein- 
vernehmen mit  der  Vormundschafts- 
behörde oder  mit  Organen  der  Für- 
sorge für  die  Unterbringung  des  Ent- 
lassenen in  einem  redlichen  Erwerbe 
sorgten,  und  aus  dem  gleichen  Motive 
kann  sowohl  im  Falle  des  bedingten 
Straferibsses  wie  im  Falle  der  beding- 
ten Entlassung  aus  der  Straf  haft  eben- 
so verfahren  werden.  Außerdem  ist 
in  dem  Gesetz  auch  noch  dafür  ge- 
sorgt, daß  bei  entsprechender  Füh- 
rung des  ehemaligen  jugendÜchen 
Sträflings  dessen  Rehabilitierung 
wieder  eintreten  kann  und  er  bei  Be- 
hörden usw.  dann  die  Strafe  nicht  an- 
zugeben braucht. 

Die  Reform  der  Geschworenen- 
gerichte in  Frankreich.  Auf  admini- 
strativem Wege,  ohne  Kämpfe  und 
Aufsehen  parlamentarischer  Gesetz- 
gebung, wurde  in  Frankreich  vor 
kurzem  eine  bedeutun^voUe  Reform 
vollzogen.  Der  Justiz  min  ister  Briand, 
aus  der  sozialistischen  Partei  hervor- 
gegangen, erließ  eine  Verfügung, 
welche  die  Demokratisierung  und  Um- 
gestaltung der  französischen  Ge- 
schworenengerichte zum  Inhalt  hatte. 
Während  bisher  Lohnarbeiter  von 
der  Heranziehung  als  Geschworene 
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ausgeschlossen  waren,  erhält  jetzt 
auch  die  Arbeiterschaft  gleich  allen 
«ndfiren  Klassen  der  Bevölkerung 
Zutritt  SU  diesem  nichtigen  Amte, 
und  eine  Reihe  tou  Verfügungen 
bezficrljrh  Ilonorierung  der  Dienst- 
leistung als  Gesrhwnrriin  gibt  den 
Arbeitern  auch  die  praktische  Mög- 
lichkeit, dieser  VerpÜichLuiig  ohne 
Beeintrftelitigung  im  Unlerhaltser- 
werb  nachzukommen.  Es  liegt  auf 
der  Hand,  daß  diese  Reform  be- 
sonders für  politische  Prozesse  von 
größter  Bedeutung  ist.  Während 
bisher  mit  mehr  oder  minder  Be- 
rechtigung behauptet  werden  konnte, 
daß  die  Bourgeoisgeschworenen 
Klassenjusiis  Qbten,  dem  angeklagten 
Arbeiter  oder  sozialistischen  Jour- 
nalisten als  Parteimenschen  jreg^cn- 
überstanden,  ist  dieser  Verdacht  von 
nun  an  ausgeschiosssen.  Die  Verdikte 
der  Geschworenengerichte,  die  sich 
nunmehr  aus  allen  Klassen  der  Be- 
yOlkerung  susammensetien,  werden 
das  Reobtsempflnden  der  gesamten 
Bevölkenine  widor?piojreln. 

Die  zweite  wichtige  Neuerung 
Briands  liegt  ganz  abseits  der  politi- 
schen Sphäre.  Bisher  war  in  Fiauk- 
reioh  den  Geschworenen  ausschliefi- 
lich  der  Sprach  „schuldig**  oder 
»»nichtschuldig*'  vorbehaltrn,  während 
die  Verhängung  der  Strafe  gelehrten 
Richtern  überlassen  ward.  Häufig 
nun  kam  es  vor,  daß  der  Beurteilung 
der  Geschworenen  ein  Veibiechen 
vorlag,  das  yom  Gesetie  mit  Todes- 
oder hoher  Keikersfrafe  bedroht  ist» 
wfihrend  die  Notlage  des  Angeklagten 
oder  seine  menschlich  begreifliche 
Leidenschaft  (wie  z.  B.  bei  Exzessen 
aus  Eifersucht)  den  Geschworenen 
der  Beruckälchtigung  wert  erschien. 
Da  ihnen  jedoch  Ober  die  bloße  An- 
erkennung „mildemder  UmstSnde** 
hinaus  keine  Einflußnahme  auf  das 
Strafmaß  zustand,  sie  vielmehr  für 
den  Angeklagten,  dem  sie  das 
»»schuldig'^  ob  auch  mit  mildernden 
Umständen,  sprächen,  eine  unver* 


hSltnismäßig  schwere  Ahndung 
fürchten  mußten,  so  fällten  sie  oft» 
um  dieser  Folge  aussttweichen,  ein 
Verdikt  .^chtschuldig**.  Natur- 
gemäß mußte  dies  su  den  schwevsteii 
Mißständen  führen,  da  viele  An- 
geklagte, deren  Schuld  außer  Zweifel 
stand,  solcherart  straflos  ausgingen. 
Die  neue  Verordnung  sichert  den 
Geschworenen  eine  Anteilnahme  auch 
an  der  FlUnng  des  Strafaufmafiee, 
indem  ihnen  die  Fällung  des  Ver- 
diktes  , .schuldig"  oder  nicht- 
schuldig"  in  ausschließlicherweise  re- 
serviert bleibt,  während  sie  über  die 
Frage  des  Straf  auf  maßcs  zusammen 
mit  einer  R«ihe  gelehrter  Richter 
beraten  kOnxien.  Man  nimmt  an. 
daß  de  infolgedessen  Angeklagte, 
die  eines  Leidenschaf  tsverb  rechons 
wopnn  vor  ihnen  stehen,  schuldig 
erklrirt:^n,  und  nur  bei  der  Fällung 
des  Stiafaulmaßes  weitgehende  Milde 
walten  lassen  werden.  Eine  schlinune 
Anomalie  soll  derart  aus  dem  fransO* 
sischen  Justisleben  verschwinden. 

Ein  Kinderpolizeikorps.  In  Ame- 
rika, dem  Lande  der  J  ugendgerichts- 
hOfe,  hat  man  surVenroUständigung 
dieser  Einrichtung  jetst  auch  ein 
Kinderpolizeikorps  geschaffen,  und 
zwar  im  Staate  Jowa,  in  Council 
Bluffs.  iJi^r  Organisator  und  Haupt- 
mann ilieaer  eigenartigen  Truppe  ist 
George  Ii.  Richraond,  der  Chef  der 
Stadtpolisai.  Ihm  ist  es  gelungen, 
die  wildesten  der  Straßenjungen, 
Stiefelputzer  usw.  dafür  zu  begeistem, 
Polizisten  zu  A'erden.  Hatmanirgend- 
einen  Jungen  bei  einem  kleinen 
Streich  erwisuht,  s  *  fordert  ihn  Herr 
Richmond  in  freundlichster  Weise  auf» 
doch  seinem  Poliieikor|»  beisutreten. 
Das  Vertrauen,  das  man  den  Knaben 
entgegenbringt,  und  das  EhrenvoUe 
der  Aufgabe,  dessen  sie  sich  sehr  wohl 
bewußt  sind,  erzeugt  bei  diesem 
jugendlichen  Sicherheitsdienst  die 
besten  Heauitate,  und  es>  gibt  kerne 
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größere  Schande  für  einen  Jungen 
von  Iowa,  der  einmal  bei  der  Jugend- 
polizei gestanden  hat,  als  selber  von 
ihr  verhaftet  zu  werden. 

Freie  Ehe  vor  dem  französischen 

Militfirgesetz.  Die  französische  Mili- 
t&rvenvaitung  pflegt  seit  Einführung 
der  sweijährigen  Dienstzeit  den  Müt- 
tern, Schwesteni,  besonden  aber  den 
Gattinnen  dersumDiensteinberu  f  enen 
Soldaten  resp.  ReserviBten  regelmäßig 
kleine  Unterstütziin^on  zukommen 
zu  hissen,  um  so  den  abwesenden  Er- 
nährer der  Familie  cum  Teil  zu  er- 
setzen. 

Eine  neue  Emfflhrung  geht  noch 
weiter,  indem  auch  den  M&dcfaen,  die 
in  freier  Liebesverbindung  mit  den 

einbenifeneTi  Snldatcn  leben,  solche 
Unterslützuntjcn  zugewarult  werden. 
Der  Staat  will  eben  in  Sachen  nnlder 
Unterstützung  keinen  Ualerächiud 
swischea  legitimer  und  freier  Ehe 
madien  und  seine  Gaben  allen  Hilfs- 
bedflrftigen  unterschiedslos  sukom- 
men  lassen.  Die  Sendungen  der 
Militärbehörde,  die  „Früulein  X., 
Gefährtin  des  Soldaten  Z."  adressiert 
zu  sein  pÜegen,  haben  allerdings  viel- 
faoh  eine  gewisse  Ironie  hervorgerufen, 
und  auch  von  emster  Seite  wird  die 
Befürchtung  ausgesprochen,  daß  der 
Staatskasse  aus  der  neuen  Verordnung 
sehr  bedeutende  Lasten  erwachsen 
würden,  da  die  Zahl  der  in  freier  Ehe 
lebenden  jungen  Soldaten  unver- 
gleichlich größer  sei,  als  die  der  gesets- 
Sch  Verheirateten,  die  bisher  allein 
berttok  sichtigt  wurden.  Trotsdem 
hält  die  Militärbehörde  an  ihrer  Ein- 
führung fest  und  hofft,  auch  durch 
diesen  kleinen  Zug  in  gewissem 
Grade  den armeefeindlicben 
Stimmungen  weiter  Be- 
▼Olkerungskreise  entge- 
gensuwirken. 


Kinematographen-Zensarl  Unter 
dieser  Überschrift  lesen  wir  aus  der 
Feder  des  Dichters  Wilh.  v.  Scholz 
im  Kunstwart:  Der  Kinematograph 
hat  seit  seiner  Erfindung,  oder  besser: 
sat  der  Vervollkommnung,  die  grofie 
Verbreitung  ermöglichte,  eine  deut- 
liehe  Abwärtsentwicklung  durchge- 
macht. In  seinen  ersten  Darbietungen 
überwogen    bildliche  Wiedei^aben 
rascher  und  lebendiger  Bewegungs- 
vorgänge. Das  war  sein  eigentliches 
Gebiet  und,  wie  es  sunäehst  schien, 
von    unerschöpflichem  Reichtum: 
sportliche  und  militärische  Übungen, 
unter  denen  besonders  reiterische 
Leistungen  vollendet  wiedergegeben 
waren,  fahrende  Züge,  die  Landschaft 
vom  fahrenden  Zuge  gesehen,  Jagd- 
saenen,  bunte  Strafienbilder,  Hafen- 
leben und  Hochseemarine,  Arbeit  in 
Bei^[werken,  modernen  Fabriken  und 
vieles  andere.  Aber  selbst  diese  Fülle 
hielt  nicht  vor.    Die  gewisse  Kürze 
jeder  Bilderreihe,  das  rasche  Ermüden 
des  Geistes  am  gleichen  Stoffe,  wenn 
er  nicht  geistig  fesselt,  verlangten  ein 
nummemreiches  Programm  fflr  jede 
Kinematographen- Vorstellung.  Und 
so  hatte  man  immer  bald    alles  ge- 
sehen".  Es  bedurfte  keines  sehr  er- 
leuchteten Geistes,  um  zu  erkennen, 
daß  man  mit  der  Aufnahme  der  Pan- 
tomime das  Programm  ins  wiridieh 
Unbegrenzte  erweitem  und  die  dra- 
matischen Instinkte  des  Volkes  heran- 
ziehen könne.    ATan  hat  es  getan. 
Heute  ist  die  niedrige,  aufregend- 
grausame oder  gemeine  oder  einen 
aktuellen  Vorgang  nachahmende  Pan- 
tomime das  Kennseiehen  des  Kine- 
matographen.    Das  gestellte  Bild 
statt  des  natürlichen!   Er  ist  längst 
das     Zwanzigpfennig-Theater  des 
Pöbels  geworden.  Dementsprechend 
verroht,  heruntergekommen  und,  be- 
sonders wegen  seiner  geringen  Preise 
und  des  standigen  Kinderiiesuches, 
eine  ernste  Gefahr.  Daß  er  es  ästhe* 
tisch  ist,  wiegt  leicht:  immerhin  ist 
interessant,  daß  man  am  Kinemato- 
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graphen  e  oontrario  handgreiOich  er- 
kennen kann,  was  Beschränkung,  zu 
überwindende    Schwierigkeit,  was 
Fessel  bei  der  Kunst  bedeutet;  wie 
ein  Können  ohne  Zügel  maBlos  und 
roh  wird.    Die  Bühnenpantomime, 
die  nachahmen  muß,  die  im  Szenen- 
wechsel beschränkt  ist,  hat  fast  stets 
künstlerische  Elemente.  Die  mit  dem 
Hintergrand  der  Wirklichkeit,  mit 
beliebig  springendem  Szenenwechsel, 
mit  aU  den  Hilfen  der  änfieren  NatOr- 
liohkeit  and  sahUosen  automatischen 
Wiederholungen   arbeitende  photo- 
graphische Pantomime  ist  ein  ^-ider- 
künstlerisches  Unding,  sie  bedeutet 
absoluten  Pöbelgeschmack.  Und  weil 
HKSht  die  Spur  Kirnst,  deshalb  ganz 
und  gar  Stoff!  Und  hier  liegt  die  Ge- 
fahr. Ich  sah  neulich  in  einem  leid- 
lich gut  arbeitenden  Kinematogra- 
phen  das  Attentat  auf  einen  Eisen- 
bahnzug, die  Ermorduntr  und  Berau- 
bung der  schon  verwundeten  Reisen- 
<dflii  mit  allen  Einielheiten,  geeignet, 
<die  Phantasie  eines  angehenden  Ver- 
brechers, auch  in  Europa,  zu  befruch- 
ten. Dann  die  Marterung  eines  fran- 
zösischen Deportierten,  der  sich  in 
1  essela  wand,  und  si  hließlich,  als  er 
zu  iliehen  versuchte,  niedergeschossen 
-wurde.  Natttriicli  mit  sentbnentaler 
Vorgesehichte:  durch  tödliche  Rd< 
xuBg  cum   Verbrechen  gebracht» 
Eltemtränen,  eine  verlassene,  vom 
•Gefangenenführer  fortgestoßene  Braut 
—  und  dazwischen  ein  Eisenbahnzug, 
Abfahrt  und  Landen  eines  Dampfers, 
Büder,  welche  die  sflMich-grausame 
Sache  in  die  Wifldicbkeit  rächten. 
Zahlreiche  Kinder  saßen  davor.  Ich 
heiße  die  Theaterzensur  nicht  gut. 
Sie  hat  meist  nur  die  Aufgabe,  sich 
lächerlich   zu   machen.      Abor  ich 
wünschte  eine  reclit  älrenge  Zensur 
•des  Kinematographen  in  bezug  auf 
Darstellung  Ton  Verbfechen  und 
'Orausamkeitsszenen.   Die  Eindrück- 
lirhkoil  der  von  ihm  gebotenen  Bilder 
erhöht  seine  Gefahr  weit  über  die  von 
^hmutzromanen,  gemeinen  Photo- 


Sc) 


graphien  und  selbst  niedrigen  Tingel- 
tangeln. 

Bin  interfconfessioDeller  POfsotfe- 
ansschoB  hat  sich  im  Besirk  des 

Oberlandesgerichts  Hamm  auf  An- 
regunpf  der  Justizverwaltung  an  ver- 
schiedenen Plätzen  gebildet,  aus  Leh- 
rern, GeistUchen  und  anderen  Per- 
sonen zusammengesetzt.   Dieeeir  be- 
trachtet es  als  seine  erste  Aufgabe, 
fOrsorgebedOrftige  Kinder  zu  über- 
wachen und  wo  die  Erziehung  des 
Elternhauses  nicht  a\i?reicht,  für  ihre 
anderweitige     Unterbringung,  im 
äußersten  Fall  durch  Herbeifühnmg 
der  gesetzlichen  FOrsorgiseniehung 
zu  sorgen.  Die  Kinder  sollen  also  vor 
der  ihnen  drohenden  Verwahrlosung 
geschützt  und  vor  dem  Konflikte  mit 
dem  Strafgesetze  bewahrt  werden. 
Damit  ist  die  Aufgabe  des  Fürsorge- 
ausschusses aber  nicht  erschöpft.  Auf 
Anweisung   des  OberstaatsanwaHa 
pflegt  'vielmehr  die  AnklagebehMe, 
sofern  stralbare  Handlungen  Jugend- 
licher zu  ihrer  Kenntnis  kommen, 
den  Fürsorf^eaiissohuß  gutachtlich  da- 
rüber zu  hören,  ob  der  Beschuldigte 
zur  Zeit  der  Begehung  der  Tat  die  zur 
Erkenntnis  ihrer  Strafbarkeit  erfor- 
derliche Einsicht  besessen  hat,  ob 
also  nach  dieser  Richtung  die  geseti- 
lichen  Unterlagen  für  eine  Verur- 
teilung gegeben  sind.  Allerdings 
kann  sich  die  Anklagebehörde  ihrer 
Pllioht,  jene  Frage  selbständig  zu 
entscheiden,  nicht  entd^en,  aber  sie 
wird  naturgemäß  auf  die  Ansicht 
solcher  Pwsonen,  welche  den  Jugend- 
lichen  zu  beobachten  Gelegenheit 
hatten  und  welche  durch  ihre  Be- 
nifsstellung  für  ein  sorgfältiges  Ur- 
teil nach  dieser  Richtung  Gewähr 
bieten,  besondeies  Gewicht  legen. 
Auf  diese  Weise  wird  denjenigen 
jedenfalls  die  Öffentliche  Gerichts- 
verhandlung erspart,   die  mangels 
geistiger  Reife  freigesprochen  werden 
müßten,  während  andererseits  der 
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FürsorgeausschuÖ  in  solchen  Fällen 
die  gegen  eine  weitere  Verwahrlosung 
erforderlichen  erzieherischen  Schuts- 
maOregefai  herbeifllhren  wird.  Es 
Hegt  auf  der  Hand,  dafi  die  Erfolge 
einer  solchen  p^orvissermaßen  hinter 
don  Kulissen  wirkenden  Einrichtung 
leicht  übersehen  werden;  schon  jetzt 
zeigt  aber  eine  sorglditige  Beob- 
aohiong,  daB  die  FOrsorgeaiusohttaee 
ihre  TAIigkeit  als  eine  sehr  enute 
und  wichtige  Aufgabe  ansehen.  An- 
derseits schreiten  die  Gemeinden, 
indem  sie  auch  ohne  besondere  An- 
regung der  Justizverwaltung  aus 
sich  heraus  derartige  Ausschüsse  bil- 
den, auf  dem  einmal  eingeschlagenen 
Wege  fort,  womit  der  Beweu  erbracht 
ist,  daß  es  sich  hier  um  eine  sehr  zeit- 
gemäße nnd  popnlflre  Maßregel 
handelt. 


Bhiachiidnagen  in  Ja]ian.'':^,Ehe- 
Scheidungen  in  Japan  sind  so  häufig, 

daß  man  kaum  darüber  außerhalb 
des  Kreises  der  zunächst  Beteiligten 
ein  Wort  verliert.  Die  Gerichte  haben 
nichts  mit  ihnen  zu  tun;  sie  werden 
von  den  Beteiligten  selbst  unter  Hin- 
zuziehung  der  Polizeibehörde  geregelt. 
So  venig  aber  der  in  Japan  Lebende 
▼on  Ehescheidungen  vernimmt,  so 
häufig  sind  dieselben.  Die  Statistik 
zeigt,  daß  deren  200  täglich  irn  Be- 
reich des  Landes  ausgesprochen  wer- 
den. In  fast  allen  diesen  Fällen  aber 
handelt  es  sich  um  Ehescheidungen, 
die  auf  Veranlassung  des  Mannes 
4urohgefÜlirt  werden.  Selten  oder 
nie  wagen  es  die  Frauen,  deren  Stel- 
lung trotz  allor  Reformen  noch  eine 
recht  untergeordnete  ist,  ihrerseits 
Ehescheidungen  zu  fordern. 

19  Prozent  von  allen  japanischen 
Ehen  ffihren  rar  Ehescheidung;  aber 
selbst  diese  Ziffer  bedeutet  eine 
Besserung  gegenüber  der  Zeit  vor 
10  Jahren,  da  die  Zahl  der  Ehe 
Scheidungen  4  Prozent  der  Ehe- 
achließungen  erreichte.    Im  letzten 
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Jahre  fanden  laut  Statistik  3r)3  274 
EhesohUeßungen  statt,  welcher  Zahl 
65  580  Ehescheidungen  gegenflber- 
stehen.  Nähere  Beurteilung  der 
Ziffern  zeigt,  daß  die  Ehescheidungen 
in  den,  wrm  Unterrichtswesen  und 
Lebenshaltung  der  Bevölkerung  an- 
langt, tiefer  stehenden  Provinzen 
häufiger  sind  als  in  anderen  be> 
gflnstigteren  Landesteilen. 

Als  eine  hiuflge  Ursaehe  der  Ehe- 
scheidungen gilt  der  Zwiespalt 
sehen  Ehegalten,  der  nns  dem  Gegen- 
satze altjapanischer  Traditionen  und 
neuer  westlicher  Anschauungen  er- 
wächst. Die  moderne  japanische  Frau 
gibt  sich  mehr  und  mehr  den  west- 
Sehen  Ideen  von  Freiheit  und  Unab- 
hängigkeit hin.  Wenn  man  ihr  die 
Freiheitsbegrenzungen  mittelalter- 
licher Japanerinnen  aufzwingen 
möchte,  liebt  sie  es,  auf  die 
Hechte  hinzuweisen»  die  ihr  die 
modernen  Gesetzbücher^  reileihen, 
was  wieder  Zorn  und  Arger  ihres 
Herrn  und  Meisters  erregt. 

Wenngleich  der  Ehemann  in  fast 
allen  Ehescheidungsfällen  als  Kläo-er 
erscheint,  wäre  es  doch  weit  gefehlt, 
zu  meinen,  daii  die  Schuld  auf  seiten 
der  Frauen  liege.  In  vielen  Fftllen 
lAflt  sich  der  Mann  nur  von  der 
Gattin  scheiden,  um  den  Reiz  der 
Neuheit  im  eheUchen  Leben  neuer- 
dings mit  einer  andern  Gefährtin 
auszukosten  oder  aber  sich  von  der 
Last  der  Versorgung  für  eine  gleich- 
gültig gewordene  Gattin  zu  befreien. 

So  voUlcommen  die  neuen  japa- 
nischen Gesetze  in  der  Theorie  sind, 
so  wird  in  der  Praxis  doch  immer 
der  Mann  begünstigt.  Die  alten 
Traditionen  sind  stärker  als  das  ge- 
schriebene Gesetz. 

Weder  kirchliche  noch  bürgerliche 
Feier  ist  in  Japan  zu  Ehesohliefiungen 
notwendig.  Jedes  Paar  mag  nach 
Belieben  als  Mann  und  Frau  mitein- 
ander  leben  und  sich  v-icder  trennen. 
Immerhin  wOnscht  die  große  Mehr- 
zahl, gesetzliche  Ehen  einzugehen, 
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um  so  die  Kinder  zu  legitimieren. 
Um  sich  nun  in  solcher  Ehe  zu  ver- 
binden, ist  nichts  weiter  notwendig, 
als  daß  beide  auf  ein  Policeikom- 
missariat  gehen  und  ihre  Namen  ein- 
schreiben. Durch  die  Beglaubigung 
des  Kommissai-s,  daß  ein  gewisser 
Mann  eine  gewisse  Frau  als  Gattin 
in  sein  Haus  genonunen,  kommt  eine 
gesetzliche  Ehe  zustande.  Andere 
Zeugen  als  der  Kommissar  und  das 
Paar  sind  nicht  notwendig.  Ebenso 
genügt  es  zur  Ehescheiduncr,  daß  der 
Name  der.  Frau  wieder  aus  dem 
Register  gestrichen  werde ;  und  wenn 
auch  formell  ihre  Zustimmung  als 
notwendig  gilt»  so  wQrde  es  doch 
keine  Frau  wagen,  sie  gegenttber  dem 
Verlangen  des  Mannes  zu  verweigern. 
Ein  Ehemann,  entschlossen  zur 
Lösung  seiner  Ehe,  würde  stets  die 
gesetzliche  Handhabe  finden,  um  sein 
Ziel  zu  erreichen,  eine  Frau  niemals. 
Selbst  Flrauen  aus  angesehenen  Fami- 
lien, die  als  solche  FOrsprecher  vor 
Gericht  besäßen,  unternehmen  es 
niemals,  diesen  Weg  zu  betreten. 

So  kann  trotz  aller  modernen 
Rechtsbücher  im  Japan  der  Gegen* 
wart  noch  nicht  von  einem  wahren 
Recht  der  Ehescheidung,  auch 
nicht  \  riL  glriohen  Recht  von  Mann 
und  Weib  vor  dem  Gesetze  gesproch^ 
werden.  Die  alte  Herrengewalt  des 
Mannes,  die  Frau  nach  Belieben  zu 
verstoiien,  hat  sich  bisher  allen 
modernen  Tdeen  gegenüber  behauptet. 
Die  beginnende  japa- 
nische Frauenbewegung 
hat  schwere  aber  auch 
große  Aufgaben  zu  lösen. 

Pro/.  Jngram  Bryan,  Kobe, 
Japan. 

Die  Erfolge  der  Anllalkoholbe- 
wegung  in  Finnland.    Das  Verbot 

von  Erzeugung  und  Einfuhr  alkoholi- 
scher Getränke  in  Finnland,  das  vom 
Finnischen  Landtage  bekanntlich  an> 
genommen  wurde,  bedeutet  den  Ab- 


schluß einer  seit  langem  systematisch 
betriebenen  Agitation.  Seit  dem 
Jahre  1892  ist  der  Ausschank  alko- 
holischer Getränke  durch  Private 
und  der  Handel  mit  ihnen  verboten; 
nur  gemeinnützige  Gesellschaften, 
die  keinerlei  Geldvorteile  anstreben 
und  deren  Gewinne  ausschließlich 
für  gemeinnützige  Zwecke  verwendet 
werden,  dOrfen  solchen  besorgen. 
Diese  Gesellschaften  sollen  mit  allen 
geeigneten  Mitteln  gegen  die  Trunk- 
sucht ankämpfen,  das  Publikum  vom 
Besuch  der  Alkoholwirtschaften  pnt- 
wöhnen  und  den  Abstinenzrestam  aiits 
zuführen.  Hiermit  aber  begnügte 
sich  die  Stimmung  weiter  Volkskreise 
nicht.  Abstinenzvereine  wurden  ge- 
gründet, welche  auf  weitergehende 
Maßregeln  hinarbeiteten.  Sie  ver- 
anlaßten  die  oberste  Schulverwaltung, 
die  Abstinenzlehre  in  den  Rahmen 
des  naturwissenschaftlichen  Unter- 
richts aufzunehmen,  und  stellten  itk 
der  Landtagssession  des  Jahres  1904 
den  Antrag,  daß  der  Alkoholaus- 
schank auf  dem  flachen  Lande  all- 
gemein verboten  werden  solle  und 
in  den  Städten  ein  Referendum  über 
Verbot  oder  Zulassimg  zu  entscheiden 
habe. 

Weiter  noch  gingen  mit  ihren 
Forderungen  die  Sozialdemokraten, 
die  boroits  im  Jahre  1903  das  all- 
gemeine und  ausnahmslose  Verbot 
des  Alkoholausschanks  in  ihr  Pro- 
gramm aufnahmen,  wie  der  fimiische 
Sozialist  M.  Martna  in  der  „Neuen 
Zeit'*  ausführt.  Mit  dem  erfolgreichen 
Generalstreik  des  Jahres  1905  und 
der  Erringung  des  allgemeinen  Wahl- 
rechts erlangte  die  Partei  eine  aus- 
schlaggebende Stellung  im  Parla- 
mente und  benutzte  di^elbe  zur  Ein* 
bringung  des  bekannten  Verbots- 
gesetzes. Die  alkoholgcgnerischc  Ge- 
sinnung der  weibHchen  Wähler,  die 
durch  die  Einführung  des  Frauen- 
stimmrechts einen  ausschlaggebenden 
Einfluß  auch  auf  die  bürgerlichen 
Parteien  ausübten,  beseitigte  jedea 
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ernsten  Widerstand.  Am  31.  Oktober 
1907  wurde  das  Gesetz  angenommen 
und  besagt  in  der  endgültigen  Fassung, 
daß  HemteUung,  Einfuhr,  Verkauf, 
Transport,  Aufbewahnmg  und  liage- 
nmg  alkoholhaltiger  Stoffe  blofi 
zu  medizinischen,  technischen  und 
wissenschaftlichpn  Zwecken  gestattet 
seien  und  eben  diese  Tätigkeiten  nie- 
mals von  Privaten  besorgt  werden 
dürfen,  sondem  ein  Staatsmonopol 
darstellen.  Fflr  den  Konsum 
seitens  des  Publikums  dflr> 
fen  alkoholische  Getränke 
weder  eingeführt  noch  er- 
zeugt werd  en. 

Der  Jubel  im  Lande  iiber  An- 
nahme des  Gesetses  war  allgemein, 
nicht  bloß  bei  der  sosialistiachen 
Arbeitenchart,  sondern  bei  allen 
Klassen  des  Volkes.  Trotzdem  ver- 
weigerte der  Zar  als  Großfürst  von 
Finnland  die  Sanktionierung  des  Ge- 
setzes, insbesondere  auf  Vorstellung 
Frankreichs  und  anderer  auswärtiger 
Mächte  hin,  welche  das  Verbot  der 
Alkoholeinfuhr  als  den  Handelsver- 
trägen widersprechend  bezeichneten. 
Kann  aber  Finnland  so  für  die  nächste 
Zukunft  noch  nicht  auf  gesetzliche 
Beseitigung  des  Alkoholübels  hoffen, 
sobatseine  BeTölkerungdochfreiwinig 
den  Alkoholgd>rauch  derart  einge- 
schränkt (auf  1,7  Liter  zu  100% 
Konzentrierung  gerechnet  pro  Person 
und  Einwohner,  gegen  22,5  in  Frank- 
reich, il  in  Großbritannien  und  9,5 
in  Deutschland;,  daß  die  Trunk- 
sucht als  Massenphänomen  wohl  be- 
reits als  ausgerottet  gelten  darf. 

Eine  Berliner  Ricbtervereinigung 
ist.  der  Deutschen  Juristen-Zeitung 
zufolge  am  10.  Oktober  gegründet 
worden.  Ihre  Aufgaben  hat  de  wie 
folgt  präzisiert:  „Das  Gefühl  der 
Standeszusammengehörigkdt  zu  be- 
festigen und  ungerechte  AngrifTe  gegen 
den  Richterstand  und  seine  Mitglieder 
abzuwehren. 


Die  Rechtspflege  zu  fördern,  ins- 
besondere durch  juristische  Fort- 
bildung der  Richter  und  durch  Er- 
weiterung ihres  EinbUcks  in  die  ge- 
samten LebensTorgänge  des  Volkes. 

Das  Verständnis  für  Gerichts- 
wesen und  Rechtssachen  bei  der  All- 
gemeinheit zu  heben  und  eine  engere 
Fühlung  zwischen  Volk  und  Richtern 
zu  erzielen. 

An  der  gesetzgeberischen  Umge- 
staltung des  Rechts  und  des  gericht- 
lichen Verfahrens  durch  Beratungen 
mitzuwirken. 

Schaffung  eines  preußischen 
Richtervereins  und  Teilnahme  an  dem 
Deutschen  Richterbund.*' 

Dia  Siralrechtsreform  in  Austra- 
lien. Im  australischen  Staate  Vik- 
toria ist  vor  kurzem  ein  neues  Gesetz 
in  Wirksamkeit  getretL-n,  welches  das 
Prinzip  der  Gefäiignishaft  für  unbe- 
stimmte Zeit  je  nach  freier  Beurtei- 
lung aller  Umstände  durch  den 
Richter  in  das  Rechtslehen  ein- 
führt. Zwei  Gesichtspunkte  schweb- 
ten dem  Gesetzgeber  vor:  1.  Die 
Besserung  jener  Personen,  die  das 
Gesetz  übertreten,  jedoch  einer  Rück- 
kehr zu  ehrlichem  Leben  fähig  sind. 
2.  Die  Verwahrung  des  Gewohn- 
heitsverbrechers für  unbeschränkte 
Zeit.  Wenn  eine  Person  über  17  Jahre 
wegen  eines  Verbrechens  ver- 
urteilt wird  und  dem  zum  mindesten 
zwei  frühere  Verurteilungen  voran- 
gehen, so  wird  es  in  das  Ermessen  des 
Gerichtshofes  gestellt,  solch  einen 
Menschen  als  einen  Gewohnheitaver- 
brecher zu  erklären.  Im  weiteren 
Gang  des  Verfahrens  wird  dann  fest- 
geleirf,  daß  der  Verbreclier  nach  Be- 
endigung der  Strafe,  zu  der  er  ver- 
urteilt war,  in  ^e  Besserungsanstalt 
abzugeben  sei.  Auch  solche  Personen, 
die  zum  ^ten  Male  wegen  Ver^ 
brechens  verurteilt  werden,  können 
in  gleicher  Weise  in  Besserungsan- 
stalten abgegeben  werden,  doch  soll 
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in  diesem  Falle  die  vorherige  Ver- 
bflßung  der  geMtdiofaea  Strola  weg- 
faDen  und  sofortig»  Überfahnmg  ia 
die  Besst  rungBaiiBialt  erfolgen.  Sogar 

solche  Personen,  die  bloß  wegen  Ver- 
gehens, ja  selbst  wegen  (^bf'rtretiinL''ea 
wiederholt  vprurteilt  werden,  konaen 
ausnahmsweise  auf  Antrag  des  Rich> 
tere  tot  den  «dMiilea  Geriehtabof  "W- 
wiesen  werden,  der  anoh  in  diesem 
Falle  Verwahrung  auf  nnbeschrfinlcte 
Zeit  in  einer  Besserungsanstalt  aus- 
sprechrn  kann.  Eine  eigene  Bi-^hörde 
wurde  eingesetzt,  welche  uuf  lii?richl 
der  Aiislttltaltsiter  die  Entlassung  der 

HSfilinge,  sti  es  flberbaupt,  sei  es  fflr 
gewisse  Zeit»  unter  Bedingung  tadel- 
loser AufTOhning  auszuspreehen  hat. 

Der  Gesetzgeber  ging  von  dem 
Grundsatze  aus,  daß  gegenüber  Ge* 
wohnheitsverbrecheru  die  bisherigen 
Ideen  von  Anpassung  der  Sülme  an 
die  Sehuld  all  ihren  Sinn  veriierea  und 
aussehliefilioh  der  Sohuts  der  Gesell- 
schaft vor  der  Gefährdung  durch 
solf^he  Übeltäter  ins  Auge  E^efaßt 
werden  müsse.  Schmerzzufügung 
durch  Härte  der  Gefaagnishaft  ist 
hierfür  durchaus  zwecklos,  Haltung 
in  Arbeitsanstalten  und  damit  Ver- 
hinderung neuer  Schädigung  der  Ge- 
sellschaft im  freien  Leben  lälein  von 
Wert. 

Das  australische  Gesetz  ist  am 
1.  Juli  d,  J.  in  Wirksamkeit  getreten, 
und  seine  Vorbildlichkeii  kommt 
Überaus  charakteristisch  dadurch  sum 
Ausdruck,  dafi  die  englische 
Regierung  selbst  einen  Gesetzentwurf, 
durchaus  nach  australischem  Muster 
ausgearbeitet,  dem  britischen  Parla- 
ment vorgelegt  hat.  Seine  Aufnahme 
bei  Parlament,  Presse  und  öffentlicher 
Meinung  war  eine  durchaus  gOnstige, 
und  seine  Annahme  durch  sftmtliche 
große  Parteien  des  Hauses  sichert  ihm 
baldige  Durchführung.  Die  Motive 
des  australischen  Gesetzes  werden 
somit  auch  in  die  europäische  Ge- 
setsespflege  Eingang  finden. 

Rodolphe  Broda. 


Die  Einheit  fai  der  öSenüich-r«cht- 
BdMi  Regehmg  das  AiMtmihllt- 
iiliSftS  Ein  einheitliches  Privat- 
beamtenrecht als  Teil  eines  einheit- 
lichen sozialen  Rechtes  für  alle  Arbeit- 
nehmer wird  von  der  Gesellschaft  für 
soziale  Reform  gefordert.  Heini 
Potthofl,  M.  d.  R.,  schreibt  darüber 
im  „Blaubuch**: 

„Unter  diesem  sosialen  Rechte 
werden  gewöhnlich  zwei  Dinge 
standen  \mA  Erpfnrdort:  Soziale  Rege- 
lung der  privatrechtlichen  Verhält- 
nisse des  Dienst-  oder  ArLiils Ver- 
trages und  soziale  Versicherung  durch 
Reichsgesetse.  Die  Frage  hat  aber 
noch  eine  dritte  Seite,  die  Offentlieh 
rechtliche  Regelung  des  Arbeitsver- 
hältnisses bezw.  der  Verhältnisse  der 
Arbeiter  zu  den  Unternehmern  und 
zum  Staate.  Dieses  Rechtsgebiet  steht 
mit  dem  ersten  in  engstem  Zu- 
sammenhange. Und  wenn  für  das 
Privatrecht  die  Forderung  nach  einem 
einheitUchen,  sozialen  Reichsarbeits- 
gesetze und  für  die  Versicherung  die 
Forderung  nach  einem  einheitUchen, 
umfassenden  Versichcrungswerke  er- 
hoben wird,  das  alle  Aibeitnehmer 
und  alle  Versicherungssweige  regelt, 
so  mfkssen  die  gleichen  Grundsfttie 
auch  auf  diese  öffentlich-rechtliche 
Seite  Anwendung  finden.  Darüber 
sei  das  Wichtigsie  im  folgenden  ange- 
deutet : 

Lautet  bei  den  anderen  beiden 
Gebieten  die  Forderung:  einheitliches 
Gesetz,  so  kann  sie  hier  nur  lauten: 

einheitliche  RechtsgnmdsAtze.  Das 
gilt  namentlich  für  dcnjenifren  Punkt, 
der  am  engsten  mit  dem  Dienstver- 
trage zusammenhangt,  nämlich  mit 
1.  der  gesetzlichen  Beschränkung 
der  Arbeit^auer,  die  am  schwierigsten 
in  einem  einheitlichen  Gesetze  md 
erledigt  werden  kOnnen.  Gerade  auf 
diesem  Gebiete  werden  Spezialvor- 
schriften für  bestimmte  Industrien 
(Bergbau,  Walzwerke,  Ladenge- 
schäfte usw.)  oder  für  bestimmte 
Gruppen  von  Arbsitem  (Frauen, 
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Kontorpersonal  oder  dergl.)  nicht  zu 
umgehen  sein.  Sie  bedeuten  auch 
keine  Durchbrechung  des  einlieit- 
iichen  Rechtes,  wenn  sie  nui*  syale- 
matisoh,  nach  gleichen  Gnmdsfttien 
«rfolgen. 

Auch  die  anderen  großen'Gebiete 
öfTentlich-rechtücher  Regelung  dfr 
Rpxiehungen  von  Arbeitnehmern  zu 
den  Arbeitgebern,  zueinander  oder 
zum  Staate,  sind  meist  so  umlang- 
reieh  und  so  schwierig,  dafi  sie  nur 
nach  und  nach,  jedes  in  einem  be- 
sonderen Gesetze  geregelt  werden 
können.  Auch  hierfür  ist  nur  erforder- 
lich, daÖ  sie  von  einheithchen  sozialen 
Grundsätzen  ausgehen,  daß  sie  die 
Verhältnisse  für  die  Gesamtheit  der 
Arbdinehmer  gleichmäßig  regeln,  und 
daß  auch  die  Behandlung  besonderer 
Verhftltnisse  einzelner  Gruppen  stets 
in  dem  einheitlichen  Rahmen  erfolgt. 

Im  Vordergrunde  der  Diskussion 
stehen  gegenwärtig  folgende  Fragen: 

2.  Gewerbeaufsicht.  Soweit  sie  der 
wiwiwhftn  Überwachung  und  Be- 
ratung der  Betriebe  dient,  mag  sie  sich 
im  wesentlichen  auf  Fabriken  und 
ähnliche  Anla^^en  beschränken.  Aber 
schon  die  Förderung  der  gesundheit- 
liehen  Verhältnisse  des  Betriebes  ist 
etwas,  was  auch  für  Handelsgeschäfte 
und  andere  Betriebe  grofie  Bedeutung 
hat.  Die  wichtigste  Aufgabe  aber  ist 
die  Überwachung  der  Durchführung 
derjenigen  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen, die  zum  Schutze  von  Leben, 
Gesundheit,  Arbeitskraft  der  Arbeit- 
nehmer erlassen  sind,  vor  allem  der 
Ruhevonchriften.  Ist  die  Gewerbe- 
aufsicht früher  genau  wie  die  soriale 
Gesetzgebung  «ne  reine  Arbeiter- 
politik gewesen,  so  mnß  die  FnA-ei- 
terun?  der  Gesetzgebung  zu  einer  Für- 
sorge für  alle  Arbeitnehmer  auch  eine 
entsprechende  Erweiterung  der  Über- 
wachung sur  Folge  haben.  Daraus 
ergibt  sich  als  eine  logische  und  be* 
rechtigte  Forderung  der  Wunsch  der 
Techniker  nach  Ausdehnung  der  Ge- 
werbeinspektion und  der  Wunsch  der 


Handlungsgehilfen  nach  einer  ent- 
sprechend eingerichteten  Handelsin- 
spektion. 

3.  Koalitionsrecht.  Es  hegt  keiner- 
Isi  Aalafi  vor,  des  der  Mdirheit  ge- 
wAhrte,  notwendige  und  selbstTsr- 
stindliche  Recht  irgend  einer  Gruppe 
vorzuenthalten.  Handelt  es  sich  um 
Betriebe,  bei  deren  Stillstand  das 
Gemeinwohl  gefährdet  werden  könnte, 
so  hat  der  Staat  Maßregehi  zur  Vor- 
beugung der  unerwOnschten  Zustlnde 
zu  treffen,  aber  nicht  in  unsosialer 
Weise  die  auf  persönliche  Tätigkeit 
angewiesenen  Stnat<?bür]^r  zugunsten 
des  Kapitals  zu  entrechten. 

4.  Arbeitskarninern.  Es  wider- 
spricht den  Grundsätzen  des  einheit- 
lichen Rechts,  dafi  diese  Organisation 
nur  lOr  bestimmte  Berufe  oder  be- 
stimmte soziale  Gruppen  ins  Leben 
treten  soll.  Es  muß  %'ersucht  worden, 
eme  emheitliche  Organisation  für  die 
Gesamtheit  aller  Dienstverhältnisse 
zu  schaffen,  mit  Unterabteilungen, 
die  eine  sweckm&ßige  Wirlouunkeit 
und  eine  gerechte  Berflcksichtigung 
der  Tersehiedenen  Gruppen  ermög- 
lichen. 

5.  Rechtsfähi^^keit  der  ßerufsver- 
eine.  Auch  hier  keine  iNotwendigkeit 
und  kein  Grund  zu  Spezialgesetzen  für 
einielne Gruppen.  DieGeBamtheit  der 
Organisationen  braucht  gutes  Recht. 
Der  im  neuen  Reichsvereinsgesetz  be- 
beschrittene  Wecf,  für  bestitnmte 
Gruppen  von  Arbeitnehmern  Aus- 
nahmen zu  schaffen,  ist  zu  verwerfen. 

6.  Gewerbegerichte.  Sie  sind  ein 
schlagendes  Bdspiel  des  bishangen 
▼erkehrten  Weges.  Zunächst  reines 
Arbeitergesetz,  Einbeziehung  eines 
Teiles  der  Techniker  (unter  2000  M. 
Verdienst),  aber  nur  mit  halbem 
Rechte  (sie  gelten  als  Arbeiter,  küimen 
also  keine  Beisitzer  durchbringen), 
dann  auf  Drängen  der  Handlungs- 
gehilfen neues  Spesialgesetz:  Kauf- 
mannsgerichte, die  in  manchen  Punk- 
ten, oft  ohne  Grund,  von  den  Gewerbe 
gerichten  abweichen.  Hier  kann  auch 
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die  Forderung  nur  lauten:  Einheit- 
liche- Gorichtsorganisation  für  alle 
Streitigkeiten  aus  dorn  Arbeitsver- 
trage, mit  Abteilungen,  die  für  jede 
sodale  oder  berufliche  Gruppe  eine 
•ngemesBene  Vertretung  imd  eine 
aaäyefstAndige  Rechtsprechung  ver^ 
bürgen. 

7.  Hier  zu  nennen  sind  auch  Än- 
derungen des  Strafgosetzbuchs,  welche 
spezielle  Strafbestinimungen  über- 
flüssig machen  kOnnen.  So  die  Er- 
streckung  des  §  302  auf  die -Ab* 
nähme  des  Ehrenworts  für  die  Ein- 
haltung einer  Konkurrenzklausel ;  die 
Erstreckung  des  §  302a  auf  wuche- 
rische Arbeitsverträge;  der  Ersatz  der 
§§  152,  153  der  Gewerbeordnung 
durch  befriedigende  Fassung  der 
Strafgesetsesparagraphen  Aber  Nöti- 
gung, Erpressung  usw. 

8.  Schließlich  mag  noob  an 
die  Einführung  eines  allgemeinen 
Fortbildungsschulzwanges  erinnert 
werden.** 

DIs  FiraflaosttninraGblslMWQgiiog 

in  England  scheint  einen  neuen 
Schritt  nach  vorwärts,  in  der  Rich- 
tung zum  endlichen  Erfolge  getan 
zu  haben.  Vor  einigen  Monaten 
hatte,  wie  erinnerlich,  das  englische 
Unterhaus  mit  grofier  Mehrheit  einen 
Antrag  angenommen,  daB  den  Frauen 
unter  gleichen  Bedingungen  wie  den 
Männern  das  politische  Wahlrecht 
zuerkannt  werde.  Unter  den  eigen- 
tümlichen Verhältnissen  des  briti- 
schen Parlaments  besaß  der  Antrag 
jedoch  keine  Chancen,  tatsfichlich 
alle  Lesungen  zu  passieren  und  Ge- 
setz KU  werden,  wenn  nicht  die 
Regierung  selbst  ihm  ihre  Unter- 
stützung zuteil  werden  ließ  und  die 
nötige  Zahl  von  Sitzungen  des  Hauses 
fftr  seine  Beratung  bereitstellte.  Mit 
dieser  Bitte  nun  sprach  vor  wenigen 
Tagen  eine  Deputation  von  60  lU>e- 
ralen   Parlamentsmit^iedem  beim 


Ministerprflsidenten    Asquith  tot. 

Dieser  war  seit  langem  als  persön- 
licher Gegner  der  Maßnahme  be- 
kannt und  hatte  schon  zu  wieder- 
holten Malen  dieser  seiner  Ablehnung 
OfltotHch  Ausdruck  gegeben.  Um 
so  großer  war  die  Übemschung  der 
Deputation  und  der  ganzen  öffent- 
lichen Meinung  Englands,  als  Asquith 
erklärte,  daß  er  wohl  persönlich 
seinen  Standpunkt  aufrecht  halte, 
daß  jedoch  eine  starke  Mehrheit 
sdner  KoD^gen  im  Ministerium  einer 
Kinfllhmng  des  Frauenstimmrechts 
günstig  gestimmt  sei.  Die  Regierung 
werde  noch  im  Laufe  der  Session 
ein  Wahlreformgesetz  einbringen, 
welches  gewisse  AnomaUen  des  be- 
stehenden Wahbystems,  insbesondere 
das  in  einsefaien  Teilen  Englands  noch 
bestehendePInrahrBUreehtbeseitigen, 
würde.  Sollte  von  einem  Mitglied 
des  Hauses  selbst  ein  Zusatzantrag 
zum  Gesetz  beantragt  werden,  welcher 
die  Ausdehnung  des  Wahlrechts  auf 
die  Frauen  in  sich  schlösse,  so  würde 
die  Regierung  einem  solchem  Zusats* 
antrag  keinen  Widerstand  entgegen- 
setzen und  das  Gesetz  in  der  ihm 
vom  Hause  gegebenen  Fassung  weiter 
vertreten. 

Nach  diesen  Erklärungen  des 
Ministerpräsidenten  kann  es  kaum 
sweifelhaft  sem,  daß  das  Unterhaus 
noch  im  Lauf«^  seiner  gegenwärtigen 
geesion  mit  Zustimmung  der  Re- 
sierung  die  Einführung  des  Frauen- 
Stimmrechts  beschließen  wird.  So- 
fern das  Oberhaus  nicht  sein  Veto 
einlegt,  wird  die  Maßnahme  daher 
in  absehbarer  Zeit  Geseti  werden, 
und  nach  Australien,  Finnland  und 
Norwegen  wird  England  als  erste 
europäische  Großmacht  den  vor 
kurzem  noch  als  Utopie  angesehenen 
beispielgebenden  Schritt  tun  und 
den  Frauen  das  Wahlrecht  fOr  die 
politisohen  Vertntungskörper  ge- 
währen. 


^    ^  ^ 
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UCHERfORXSCHRITT 

OTFRIED  LAYRIZ,  SCHRIFTFÜHRKR  DER  DEUTSCHEN 

GESELLSCHAFT  ZUR  BEKÄMPFUNGDES  STRASSENSTAUBES, 

MÜNCHEN:  ERSTER  PARISER  STRASSENKON- 
GRBSS. 

|N  Paris  fand  in  der  Zeit  vom  11.  bis  18.  Okiober  ein  Straßen' 
kongreß  statt.  Kongrasse  Bind  dort  nichts  Besonderes,  aber  dieser 
fand  bei  der  Pariser  BeyOlkenmg  mehr  Beachtung.  Die  Tages- 
seitiingen  brachten  lange  Berichte,  in  den  KafTeebäusem  sprach 
man  davon.  Der  Franzose  ist  eben  mit  Recht  auf  seine  Nationalstraßen 
stolz.  Viele  Generationen  haben  daran  gearbeitet,  sie  repräsentieren  wie 
der  Veranstalter  des  Kongresses,  der  französischen  Minister  der  ödentlichen 
Arbeiten  Bartbou  in  der  EröHnungsrede  sagte,  ein  Kapital  von  6  Milli- 
arden Franks. 

Die  Strafien  sind  aber  in  Frankreich  nicht  bloß  gut  angelegt,  sie  werden 
auch  gut  gehalten.    Seit  1902  wurden  Tausende  von  Kilometern  mittebi 

Teerung  der  Oberfläche  staubfrei  und  widerstandsfähig  gegen  Witterung  so- 
wieg^eon  Abnutzung  durch  den  Automobil  verkehr  f^pmarht.  Das  rasche  Fahren 
mit  st'ia  inodemsten  Fahrzeuge  ist  auf  franzosisi  lien  Straßen  ein  größeres 
\ergnugen,  als  auf  den  oft  staubigen  und  schmutzigen  Straßen  in  anderen 
Lftndem.  Daraus  erklfirt  noh  die  große  Verbreitnng  des  Automobils  in 
Firankreich  und  die  Tatsache,  daß  auch  auswärtige  Automobilisten  Frankreieh 
iQr  Tourenfahrten  bevorzugen. 

Es  gab  dem  Kongreß  einen  besonderen  Reiz,  daß  Vorträge  und  Dis- 
kussionen mit  Aulomobilausflügen  in  die  herrliche  Urnp  bunt^  von  Paris, 
nach  Versailles,  Fontainebleau  usw.  abwechselten,  wobei  den  Kongreß* 
teibiehniera  der  Erfolg  der  Straßenteerung  vorgeführt  wurde. 

Für  den  Kongreß  war  schon  Yorfaer  eine  Anzahl  toh  Fragen  aufgestellt, 
die  sich  auf  Verbesserung  der  bestehenden  Straßen  und  auf  Ausgestaltung 
der  Zukunftstraßen,  ferner  auf  Anforderungen  an  die  Fahrzeuge  vom 
Gesichtspunkt  der  Straßenschonung  bezogen.  Gegen  100  schriftliche  Beant- 
wortung<^n  dieser  Fragen  wurden  an  den  Knn<rr'»ß  eingereicht,  gegen  100 
Vorträgi'  libor  dieses  Thema  gehalten.  Daraus  gelit  iiervor,  welche  Schwierig- 
keiten für  die  Lieitung  der  Kongreßverhandlungen  entstanden,  die  auä  der 
Menge  der  Vorschläge  einige  prftzis  formulierte  BeschlUsse  zur  Abstimmung 
bringen  mußte.  Es  platzten  manche  gegens&tzliche  Anschauungen  aufein- 
ander. Besonders  lebendig  sprachen  sich  die  Vertreter  der  AutomoSilindustrie 
und  des  Automobilsports  dagegen  aus,  daß  der  Straßenschonung  zuliebe 
sowohl  Verminderung  der  Durchschmttsgescbwindigkeiten  als  Konstruktions* 
veräntierungen  verlangt  wurden. 

Der  Kongreß  schloß  damit,  daß  er  Versuche  und  Mitteilungen  der  dabei 
erzielten  Resultate  empfahl.  Um  diese  der  Allgemeinheit  zugAngUoh  zu  machen» 
hat  sich  der  Kongreß  als  permanent  mit  dem  Sitz  in  Paris  erklfirt.  Ein 
zweiter  ist  ffirl9i0  in  Brüssel  gelegentlich  der  dortigen  Weltausstellung  geplant. 

Die  ganze  Richtung  der  hier  geltend  gemachten  Bestrebungen  wird 
jeden,  der  fOr  internationale  Arbeit  der  Menschheit  zur  Erzeugung  von  Kultur- 
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werten  eintritt,  außerordentlich  befriedigen.  Eine  Ausstellung  darf  aber 
doch  wohl  vom  Standpunkt  der  Staubbckämpfungsgesellschaften  gemacht 
werden.  Auf  dem  Kongreß  wurde  von  den  Ingenieuren  etwas  einseitig  die 
Teerung  als  wirksamstes  Mittel  für  Staubbekämpfung  hnigestellt.  Daß  sie 
Nachteile  im  Gefolge  hat,  kam  aber  auf  dem  Kongreß  selbst  lor  Sprache, 
indem  der  Vertreter  der  GeseOsehaf t  La  France  hippique,  welche  die  Bentaer 
Yom  700000  Pferden  umfafit,  in  einem  Vortrag  darauf  hinwies,  daß  durch 
Teerung  die  Straßen  zu  glatt  werden,  was  häufiges  Siflnen  der  Pferde  ver- 
ursacht, femer  daß  durch  Auflösung  der  ammoniakhaltigen  Bestandteile  des 
Teers  im  Regen  oder  Schneewasser  Huf-  und  Beinerkrankungen  entstehen. 
Ausgedehnte  Versuche  in  verschiedenen  Ländern  bei  verschiedenen  Ver- 
kehrs-, Boden-  und  Klimaverhältniseen  lassen  yielleichi  die  Teemng  doch 
nicht  flberaU  ab  swackmlAig  erscheinen.  Der  Staub  aber  muß  verBchwinden. 
Um  ihn  zu  beseitigen  oder  flu  mindern,  bietet  die  Chemie  noch  andere  Mittel, 
s.  B.  die  hygroskopischen  Salze.  Der  Kongreß  findet  sie  zu  teuer,  weil  die 
Besprengung  mit  ihnen  höufig  erneuert  werden  muß,  die  Wirkung  nicht  lange 
anhält,  auch  tragen  sie  nicht  zur  Verbesserung  der  Straßen  bei,  da  sie  ihre 
Widerstandsfähigkeit  gegen  die  Abnutzung  durch  den  Automobilverkehr 
nicht  erfadhen. 

Hier  leigt  rieh  der  abweichende  Standpunkt  des  Ingenieurs  als  Strafien* 

erbauers  und  des  Straßenbenutsers,  wie  er  in  den  Vereinigungen  zur  Be- 
kämpfung  des  Straßenstaubes  vertreten  ist.  Der  Ingenieur  fühlt  sich  eben 
verantwortlich  für  die  Wirtschaftlichkeit  des  Verfahrens.  Man  darf  daher 
darauf  rechnen,  daß  Jahrzehnte  vergehen  werden,  bis  von  ihm  die  Straßen 
in  den  Zustand  versetzt  werden,  der  sie  gegen  Abnutzung  schützt.  So  lange 
warten  su  mflssen,  bis  die  Staubplage  beseitigt  wird,  ist  fflr  den  StraBen* 
benutser  keine  trOstliche  Aussicht.  Besonders  aber  ist  der  Strafienanwohner 
SU  bedauern,  dessen  Besitztum  durch  die  große  Staubentwicklung  entwertet 
wird.  Parallel  mit  den  Bestrebungen  der  Ingenieure,  die  Straße  durch  ver- 
änderte Baumethoden  zu  verbessern,  hat  daher  das  Bemühen  der  Straßen- 
interessenten zu  gehen,  welche  durch  Besprengen  der  Straßen  mit  Wasser, 
dem  chemische  Feuchtigkeit  bindende  Stoffe  beigegeben  sind,  staubfrei  ge- 
halten haben  wollen. 

Nm  R§jaiD$B  TENDENZEN 

PROFESSOR  WOBHOUSE,  POONA  (INDIEN):  RE- 
UGIÖSE  REFORMBEWEGUNG  IN  INDIEN. 

ER  die  poUtische  und  geistige  Gährung,  welche  Britisch-Indien 
ergriffen  hat,  Idar  erfassen  will,  muA  auch  auf  die  religiöse  StrOmun- 
gen  im  indischen  Leben  Bedacht  nehmen,  denn  gerade  in  ihnan 

kommt  das  Neuerwachen  indischen  Geistes  zum  sehirfsten  Aus- 
druck, und  einige  fortschrittliche,  religiöse  Gemeinden,  sind  zu  Haupt- 
trägem  der  demokratischen  Bewegung  geworden.  Auch  die  nationale  Seite 
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der  Bewegung  suchte  in  Anlehnung  an  die  religiösen  Traditionen  ihren 
vornehmsten  Stützpunkt.  „Zurück  zu  den  Veden",  wurde  der  Kampfruf 
sowohl  der  patriotischen  und  nationalen,  wie  auch  der  religiös  gerichteten 
Krase;  aber  es  wäre  verfehlt  zu  memen,  da0  der  Ruf  „zurflok  zu  den  Veden" 
einen  wirklich  rückschrittlichen  Charakter  besitze.  Die  Stimmung  dieser 
Kreise  ist  vielmehr  eine  ähnliche  wie  zur  Zeit  der  Reformationsepoche  in 
Europa,  man  über  Tradition  und  Formf^lkram  hinweg  die  ursprüngliche 
erträumte  Reinheit  der  Seelencrhebung  wiederherstellen  und  eben  hier- 
durch zur  vollen  Größe  und  Erhabenheit  altindischen  Lebens  zurückgelangen. 
Wieder  liest  man  mit  Aufmerksamkeit  die  alten  religiösen  Epen,  das 
Ramayana  und  das  Mahabharata;  neue  Dichtungen  erstehen  im  Geiste 
dieser  klassischen  Epoche,  und  das  Selbstvertrauen,  die  Energie  des  Volkes 
erstarken  in  der  Anschauung  der  gewaltigen  Vorzeit. 

Fassen  wir  die  einzelnen  religiösen  Reformbewegungen,  in  denen  die 
neuerwachte  Energie  des  Volkes  ihren  geistigen  Ausdruck  fand,  ins  Auge. 
Bereits  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  wurde  die  sozial-religiöse 
Gemeinde  der  Brahmo-Samaj  begründet;  sie  beruht  auf  einer  Synthese 
indisch-pantheistischen  und  westUch-monotheistischen  Geistes.  Man  schob 
all  die  vielen  Gdtter  und  Göttinnen»  die  fflr  die  höheren  Kasten  Indiens  Er- 
scheinungsformen des  AllgeiBtes,  für  die  Volksmassen  aber  persönliche  Götzen 
^wesen  waren,  die  man  mit  Gebet  und  Opfern  verehrte,  rücksichtslos  und 
bewußt  beiseile.  Nur  das  eine  Größte,  df^n  weltdurchdringenden  Allgeist  sollte 
mau  fürder  verehren,  nicht  bloii  auf  Grund  der  religiösen  Bücher  Indiens, 
sondern  in  Erfassung  des  innersten  Gehaltes  aller  rdigiOsen  Bflcher  und 
geistigen  Werte  der  Menschheit.  Es  war  und  ist  eine  durchaus  eklektisdie 
Religion,  welche  bewußte  Anlehnung  an  vorgeschrittene  christliche  Ge* 
meinden,  vor  allem  die  Unitarier,  suchte,  mit  denen  sie  gleiche  Verehrung 
eines  geistigen  VVeltwesens  und  Ausschaltung  aller  anderen  Götter  odor 
Goltpssöhne  verband.  Am  bedeutsamsten  aber  trat  die  Tätigkeit  dor  Gemeinde 
für  äüziale  Reformzwecke  in  Ei*scheinung.  In  ihrer  allgemeinen  Abkehr  von 
altindischen  Traditionen  verwarf  sie  auch  das  Kastensystem  und  predigt 
das  Evangelium  der  Demokratie  im  Sinne  unserer  westlichen  Ideen.  Auch  die 
jVbsonderung  der  einzelnen  rcligiAs-historischen  Gruppen  sollte  nach  der  Predigt 
dprRrahmo  Samaj  ein  Ende  nehmen.  Hindus,  Parsis  und  Mohammedaner  sollten 
sich  in  eine  große  nationale  Einheit  zu  gemeinsnrnpr  Kulturarbeit  verschmelzen. 

Untpr  Führung  begeisterter  Männer  wie  des  lieduere  Keshab  Chandra 
Sen  gewann  die  Sekte  großen  Einfluß,  den  sie  in  wohltätigster  Weise  zur 
Beförderung  vorurteilsloser,  sosialer  und  kultureller  Reformen  verwandte« 
Viele  Minner  der  gebildeten  Klassen  traten  ihr  hei.  Trott  aUedem  hat  sie 
auf  die  breiten  Massen  des  Volkes,  die  voll  und  ganz  in  altindischer  Tradition 
heh-irrten,  wenig  Einfluß  genommen,  und  auch  starke  konservative  Kreisp 
der  hen-sehenden  Klasse  weisen  ihre  Lehren  als  unindisch,  revolutionMr  und 
all  zu  rationalistisch,  allzuwenig  dem  grübelnden  tiefforschendeii  Geiste 
des  Inders  angepaßt,  zurück.  Ähnhch  wie  kathuiische  Kreise  Europas  dem 
Protestantismus  seinen  Mangel  an  Kunstvertiefung  und  Farbensinn  vor- 
werfen, so  entgegnete  man  den  Brahmo-Samaj,  daß  ihnen  jedes  farbttor^he, 
gefühlsmäßige,  mystische  Element  durchaus  mangele,  und  gerade  die  Mystik 
bilde  Ja  wesentlichste  Eigenheit  des  indischen  Geistes.  Niemals  könne  die 
Brahmo-Samaj -Gemein de  Asketen  und  Weise  altindischer  Art  hervorbringen, 
niemals  eine  Metaphysik,  welche  sich  der  Wahrheitsuche  der  über  den  Schein 
HinauBstrehenden  darbiete. 
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So  hatte  diese  synthetische  Richtung,  Ost-  und  West  yereinend,  einen 
sohweren  Stand  gegenüber  den  nationalen  und  konservatiTon  Krfiften  IndienB ; 
von  der  fireihettlichen  und  sozialen  Refonntendenz  emporgehoben,  ward 
sie  von  der  nationalen  Tendenz  wieder  niedergehalten.  Zur  Führung  indischen 
Geistes  nach  einer  hessem  Zukunft  scheint  sie  bei  all  ihren  VorzQgen  nieht 
geeignet  zu  sein. 

"V^el  günstiger  liegen  die  Umstände  bezüglich  ihrer  Schweslci  porneind»  , 
der  Arya>SamaJ.  Diese  Bewegung  wurde  von  Swami  Dyunurd  Sarasvuti, 
einem  gelehrten  Sanskritforscher,  begrOndet.  Sie  |pbt  sieb  als  durchaus 
indisch  in  ihrem  Charakter  ohne  jede  Anleihe  an  westlichen  Geist;  ihr  Prinzip 
ist  nur,  die  indische  Religion  zur  ursprünglichen  Rdnhdt  der  alten  Veden 
zurückzuführen  und  alle  späteren  Zutaten  hinwegzuräumen.  Allerdings 
waren  auch  die  Begründer  dieser  Gemeinde  trotz  aller  nationalen  Gesinnung, 
sich  selbst  vielleicht  unbewußt,  moderne  Menschen  im  vollen  Sinne  des 
Wortes.  Auch  sie  waren  Gegner  des  Kastensystems,  Freunde  demokratischer 
Volksentwicklung  und  wiseenschaftiicbfflr  Natuii>etraGhtung.  Nur  hofften 
sie,  all  diese  neuen  Lebren  aus  den  alten  Texten,  zu  denen  sie  in  Indischem 
Patriotismus  als  zu  den  größten  Werken  ihres  Volkes  in  Verehrung  auf« 
sehen,  beweisen  zu  können.  Vielleicht  läßt  sich  ihr  Bestreben  mit  dem  Ver- 
suche jener  freiheitlich-protestantischen  Richtung  des  Christentums  verglei- 
chen, die,  wie  etwa  Professor  Harnack  in  Deutschland,  modernste  soziale 
Auffassungen  in  kunstvoller  Interpretation  mit  bihlischen  Texten  belegen  wiii. 
So  wie  diese  Richtung,  der  modnnai  Denkungsart  in  den  Resultaten  Uber* 
aus  nahe,  nur  die  historische  Kontinuität  Uber  alle*  Schwierif^eiten  hinweg 
aus  gefühlsmäßigen  GrQndoi  zu  behaupten  sucht,  so  gleichen  sich  auch  die 
Arya-Samaj  den  Brahmo-Samaj  in  ihrer  Lehre  durchaus  an,  wollen  aber  die 
Kontinuität  geistiger  und  kulturellor  Entwicklung  mit  altindischer  Zivili- 
sation fiufrechthalten.  Alle  nationalen  Instinkte,  aller  nationale  Stolz  eines 
großen  Kulturvolkes,  die  sich  gegen  die  Brahmo-Samaj  auflehnen,  kommen 
ihnen  zu  Hilfe.  Schon  die  Namenswahl  dieser  Sekte  zeigt,  daß  sie  sich  voll 
und  ganz  als  Nachkommenschaft  des  stolzen  EroberevYolkes  der  Arier  fOblt. 
Ihre  Anhänger  sind  voll  von  kraftvoller  Energie.  Sie  begründeten  aller* 
wegen  Anstalten  für  Unterricht  und  soziale  Fürsorge,  gefflhrt  Yon  Männern 
wie  Munchi  Ram  und  Lala  Lujpat  Rai. 

Es  ist  gewiß  kein  Zufall,  daß  dieser  letztere  zugleich  ein  Führer  der 
politischen  Freiheitsbewegung  geworden  ist  und  daß  er  fast  sein  ganzes  reiches 
Einkommen  zur  Förderung  pyianthropiscber  Pläne  yerwendete.  Ob  seiner 
freiheiiiicben  Agitation  wurde  er  bekanntlich  von  der  englischen  Regierung 
verhaftet  und  sollte  über  Betreiben  der  anglo-indischen  Bureaukratie  ver^ 
bannt  werden.  Erst  da?  Eingreifen  der  Londoner  Regierung  führte  seine 
Enthaftung  herbei,  und  seine  Mäßigung  wie  stänlsmännische  Würde  nach 
diesem  Erfolge  zeugen  von  der  philosophischen  Geieiltheit  seines  Charakters. 

Die  vornehmste  Unterrichtäanstalt,  die  von  den  Arya  Samaj  begründet 
wurde,  ist  die  Gumkulaakademie  In  Noidindien,  in  der  aller  Unterricht  auf 
Gnmd  der  altvedischen  Gesetzbücher  erteilt  wird.  Die  Schüler  bleiben  da- 
selbst für  17  Jahre  und  müssen  ein  Gelöbnis  ablegen,  bis  zur  Vollendung 
ihrer  Studien  (d.  h.  bis  zum  Alter  von  24 — 25  Jahren)  ledig  zu  bleiben.  Für 
indische  Verhältnisse  hat  dies  große  Bedeutung,  da  die  weitverbreitete  Sitte 
der  Kinderheiraten  zu  den  schlimmsten  Ursachen  der  Rassendegeneralion 
im  Lande  gehört  und  sowohl  die  Brahmo-Samaj  als  auch  die  Arya-Samaj 
alle  ihfe  Bemühungen  auf  Beseitigung  dieser  Unsitte  richten.  Den  Arya* 
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Samaj  wurdo  indos  leicht,  dies  ihr  modernes  Ideal  zu  predigen,  indem  sie 
es  auf  das  altarische  Ideal  des  keuschen  Weisen,  des  Brahmacharya  gründen. 
Neben  und  auf  Grund  dor  religiösen  Unterweisimcif  wird  dann  besonders 
auch  Charakterbilduag  und  Stärkung  patriotischer  Gesinnung  bei  den  Zög- 
lingen ange8tfid>t. 

Haben  die  Brahmo-Samaj  deh  also  flbenriegend  auf  sooale  Refonn- 
täiigkeit  konzentriert,  BO  wenden  eich  die  Arya- Samaj  der  Charakterbildunip 
und  damit  im  Zusammenhang  der  nationalen  und  politisch-freiheitlichen  Be- 
wegung zu.  Ihr  Traum  ist  die  Errichtung  eines  indischen  Nationalstantes 
auf  Grund  altmdisrher  Tradifionen,  neugefaßt  in  weitzügiger  humaner  Weise. 

Eine  dritte  KichLun.g  Jung- Indiens  wird  von  der  Ramakrishna-Mission 
dargestellt,  die  unter  Führung  von  Swami  Vivekananda  den  alten  panthe- 
istifiolien  und  aristokratiBchen  Inderglauben  mit  den  WafFm  moderner  Philo- 
BOphie  und  Wissenschaft  in  kraftvoller  WeiBe  yertiitt.  \^yekananda  nahm 
auch  am  Beligionsparlamente  von  Chikago  im  Jahre  1894  hervorrRgenden 
Anteil  und  blieb  dann  mehrere  Jahre  in  Amerika,  um  die  Vedantaphilosophie 
zu  lehren.  Nach  seiner  Rückkehr  xs-urde  er  als  Prophet  gefeiert,  weil  er  Indiens 
Weisheit  in  fremden  Landen  zu  Ehren  gebracht  habe.  Die  altkonservative, 
streng  nationale  Richtung,  der  selbst  die  Arya-Samaj  noch  su  modern  demo- 
kratisch war,  scharte  sich  um  ihn.  Nicht,  daß  Vivekimanda  untolerant  wäre, 
er  hat  in  Chikago  klare  Beweise  seiner  Anerkennung  auch  der  fremden  geisti- 
gen Mächte  abgelegt;  nur  für  Indien  selbst  predig  or  nnbod5ngtes  Fest- 
halten am  überlieferten  Glauben  und  überlieferter  sozialer  Ordnung.  Das 
Kastensystem  Indiens  ist  für  ihn  eine  Methode,  spezifische  Begabungen  für 
bestimmte  Berufstätigkeit  in  der  Vererbung  des  Berufs  vom  Vater  zum 
Sohne  durch  ungesShlte  Geschlechter  hindurch  systematisch  zu  sflohten; 
Indiens  aristokratische  Ordnung  ein  Mittel,  um  einer  in  Jahrtausenden  ge- 
läuterten erbweisheitvollen  Brahmanenklasse  die  Führung  in  Kultur  und 
Sozialleben  zu  sichern;  Indiens  Prinzip,  den  Gelehrten  als  oberste  Kaste 
selbst  über  den  König  und  die  Krieger  zu  stellen,  eine  dem  Geiste  dargebrachte 
Huldigung,  und  die  fruchtbare  Vorbestimmung  der  Massen  zu  einem 
dürftigen  Leben  der  Arbeit  ein  Antrieb  zur  demütigen  Hinnahme  des  Ge- 
sehickB  ein  Quell  versöhnender  Milde.  —  So  halt  er  dem  Westen  gcgenflber  die 
gebtigen  und  sozialen  IVaditionen  Indiens  aufrecht,  jedes  Kompromiß  zurück- 
WNsend,  und  so  schwer  es  seinor  Schule  auch  mit  jedem  neuen  Jahre  wird, 
die  «507ialen  Tdoon  dfs  K n!5t(>nwespnc;  genTf^nübcr  der  Demokratie,  wie  sie  die 
Brahmo-Samaj  prt'dip:Gn,  zu  behaupb  ri,  d-"-  philosophische  Konservatismus 
seiner  Schule  behauptet  sich  mit  Erfolg.  —  Doch  auch  hier  gibt  es  Mittel- 
linien. Während  Vivekanandas  Schule  die  Vedantaphilosophie  in  ihrer  tra- 
ditionellen Weise  weiterpflegt,  haben  andere,  in  erster  linie  Tripathi,  der 
kOrzlich  zur  Trauer  aller  Weisen  Indiens  gestoiben  ist,  eine  Synthese  der 
Vedantaphiloeophie  mit  der  Entwicklui^slehre  Darwins  heri»eizufOhren 
gesucht. 

Die  Vedantaphilosophie  lehrt  bekamitlich,  daß  die  endliche  Vergeistigung 
und  Vereinigung  mit  dem  Weltgeist  Endziel  jener  Wanderung  der  Seelen  sei, 
die  von  einem  Körper  zum  andern  sich  durch  die  Jahrtausende  vollziehe. 
Die  neue  Sdiule  legt  dies,  ganz  in  der  Weise  Darwins,  dahin  aus,  dafi  in  der 
Natur  sdbst  eine  ewige  Aufwftrtsentwicklung  von  einem  Menschen  nun  an- 
dern, von  einer  Art  zur  andern  stattfinde,  nur  daß  eben  ein  Hauptgewicht 
auf  die  stets  inniger  werdende  Vergeistigung  als  wesentlichsten  Inhalt  der 
Entwicklung  gelegt  und  das  endliche  Aufgehen  im  Weltgeist  als  idealstes 
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Ziel  dps  crani^pn  Prozesses,  als  Ansporn  aller  individuellen  Bemöhungen  und 
Fortschritte  begrillen  wird.  Gewiß  ist  es  richtig,  daß  diese  Philosophie,  im 
Gegensatz  zu  der  der  Bramo-Samaj  nicht  eine  bloße  Angleichung  an  west- 
lichen Geist,  sondern  eine  geistige  Neuschöpfung  darstellt;  und  der  Stolz  der 
AoliAnger,  ihr  tatkrftftigM  Bestreben,  die  Lehre  auch  in  Europa  und  Amerik» 
SU  verbreiten,  ist  daher  leicht  zu  verstehen. 

Eine  vierte  Richtung  im  modern  religiösen  Indien  wird  von  der  theoso- 
phischen  Gesellschaft  dargestellt.  Irn  Gownsritz  m  den  drei  erstgenannten 
Richtungen  vorwnos^end  gedanklicher  Tendenz  suchen  die  Theosophen  das 
mystische,  gefühlsmäßige  Eleiuent  in  der  indischen  Volks.seele  neu  zu  beleben 
und  in  mystischen  Schauern  Beglückung  der  Seele  zu  iinden.  Hiermit  geht 
aUerdings  auf  sorialem  Gebiet  Ablehnung  aller  Kasten-  und  Rassenunter- 
schiede  gleichwie  für  die  Brahmo>Samaj  Hand  in  Hand;  und  in  der  Gesell- 
schaft finden  sich  Hindus,  Parsis»  Mohammedaner  und  Christen  auf  dem  Boden 
gleicher  religiöser  Entrücktheit  zusammen.  Vom  religiösen  Enthusiasmus 
fortgerissen,  haben  selbst  Angehörige  der  h5ch«*ten  Kasten,  die  sonst  eifer- 
süchtig ihre  Isolierung  wahren,  sich  gemeinsaiu  mit  Männern  der  untersten 
Schichten  an  den  Werken  der  Gesellschaft  beteiligt.  £s  ist  eine  Demokratie 
des  Gemfltes  im  Gegensats  £a  der  sotialen  Demokratie  der  Brahmo-Samaj. 

Als  Zentralstilte  der  tiieosophischen  Bewegung  wirict  das  Gentrai  Hindu- 
College,  das  von  der  ^glischen  Theosophin  Annie  Besant  in  der  heiligen 
Stadt  Benares  begründet  ■v^^rde.  Eben  diese  begeisterte  Predigerin  hat  auch 
einen  theosophisrhf^n  Orden  für  soziale  Reformen  geschaffen,  der  in  allen 
Stödten  des  }{f  jrhcR  Unterrichtsanstalten,  sozialn  und  philanthropische 
Unternehmungen  zu  unterstützen  bestrebt  ist.  Als  vornehmstes  Ziel  faßt 
man  die  Gründung  einer  nationalm  Universität  xu  Benares  ins  Auge,  in  der 
alle  Zweige  indischer  ^^ßssenschaft,  Philosophie  und  Kunst  neben  den  mo- 
dernen europAischen  Disziplinen  gelehrt  wwden  sollen. 

Das  von  europäischen  Missionären  gepredigte  Christentum  ist  bisher 
in  Nordindien  keine  lebende  Kraft  geworden.  Alle  nationalen  Traditionen, 
alles  stolze  Bewußt;  ^  in  Jahrtausende  alter  Kultur  stemmen  sich  dagegen. 
Hierzu  kommt,  daß  der  Inder  gewohnt  ist,  vun  unbezahlten,  bloß  aus  innerem 
THebe  klirenden  Asketen  reUgite  Weisung  su  empfangen.  Gottes  Wort 
von  einem,  der  ftr  seine  Predigt  ein  Gehalt  besiebt,  scheini  ihnen  nicht 
als  vom  rechten  Orte  stammend.  Nur  die  soziale  Initiative  der  Missionirep 
ihre  Beteiligung  an  Hilfsaktionen  bei  Hungersnöten,  sowie  Beförderung  der 
Volkserziehung,  werden  gern  angennTnmen.  Anders  ist  es  in  Südindien  mit 
seiner  gf  istig  minder  regen,  der  Rasse  nach  überv^-iepend  draA-idischen  Be- 
völkerung. Dort  haben  lange  Jahrhunderte  portugiesischer  und  französischer 
Herrschaft  allmihlich  an  die  christliche  Lehre  gewöhnt.  Allerdings  sind  es 
auch  dort  nicht  die  höheren,  gebildeten  und  wohlhabenden  Stflnde,  die  sicli 
com  Christentum  bekennen,  sondern  Mftnner  und  Frauen  der  niedem  Klassen, 
vor  allem  Parias,  die  sich  aus  ihrer  verachteten  sozialen  Stellung  empor- 
heben wollen.  Vielfach  macht  man  aur^h  den  rhriRflichen  Missionären  ihre 
Gefolgschaft  von  Bettlern  zum  hühnnuleii  Vorwurf.  Doch  mag  von  einem 
weiterliegenden  geschichtlichen  Standpunkt  aus  gerade  diese  Stützung  christ- 
lieber  Gedanken  auf  die  Ärmsten  der  Armen  als  mit  den  chrtstüdien  Tradi- 
Honen  des  römischen  Altertums  und  den  sozialen  Gesinnungen  ihres  Stiften 
im  Einklang  stehend  erscheinen. 

Alle  diese  Bewegungen:  Bramo-Samaj  und  Arya-Samaj,  Ramahkrishna- 
Mission  und  Theosophische  Gesellschaft  sind  ErBcheinungsformen  einer  und 
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derselben  erneuernden  Flutwollc  indischen  Geistes.  Ihn^n  entspricht  auf 
politischem  Gebiet  die  freiheitliche  und  nationale  Bewegung,  auf  künstle- 
rischem Gebiet  die  Wiederanlehnung  an  die  alte  nationale  Kjmst,  auf  Ute* 
rarischem  Gebiet  die  Neuschöpfung  indischer  Dramen  im  Geiste  KaUdasas 
und  seiner  Jflnger.  Gewaltige  geistige  Energien  drängen  nach  Befreiung, 
ein  großes  Volk  erwacht  zum  Bewußtsein  seiner  eigenen  nationalen  Genttung 
und  seiner  Zukunftsmöglichkeiten.  Und  so  wie  Indien  in  der  Vergangenheit 
▼er  allpm  auf  religiösem  Gebiet  Großes  geschaffen,  wie  es  im  Buddhismus 
den  Völkern  Ostasiens  einen  neuen  Glauben  gesehen,  wie  es  in  der  Vedanta- 
philosophie  den  höchsten  Gipfel  des  rein  spekulativen,  noch  ohne  planmäßige 
Sammlung  wiBsenschaftUcher  Daten  arbeitenden  Menschengeistes  erreichte: 
So  werden  die  geistigen  BeitFfige  Indiens  sor  Mensebheitsknltor  auch  in  den 
nächsten  Jahrzehnten  vor  allem  religiöser  und  philosophischer  Natur  sein. 

Die  westlichen  Völker,  deren  agnostische  Stimmung  rein  religiösen  Schöp- 
fungen gegenüber  wohl  nicht  mehr  das  Verständnis  und  Interesse  früherer 
JahrhuiKl  rte  zuläßt,  werden  doch  in  der  Lebens-  und  Kunstphilosophie 
Indiens  reiche  Anregung  finden. 


TH.  V.  GALETZKI,  LEIPZIG:  BUDDHISTISCHE 
MISSIONEN  JAPANS  IN  CHINA  UND  NORD- 
AMERIKA. 

IE  immer  wieder  auftauchenden  Gerüchte  von  einer  mehr  nder 
weniger  leichten  Verstimmung  rvsischen  Japan  und  den  Vereinigten 
Stauten  hahen  wiederholt  in  angstlichen  Gemütern  die  Besorgnis 
eines  naheliegenden  ernsten  Roiäiktes  wachgerufen.  Wer  jedoeh 
die  im  stillen  Tor  sich  gehende  Machtentfaltnng  Japans  'auf  intellektuellem 
Gebiete  wachsamen  Auges  Torfolgt,  ivird  in  solchen,  von  Zeit  zu  Zeit  auf- 
tretenden Verstimmungen  nichts  Befremdliches  erbUcken,  da  er  ihre  inneren 
Zusammenhänge  hegreift.  So  wird  z.  B,  die  nmfangreiche  Missionstätigkeit, 
die  die  japanischen  Buddhisten  nach  dem  russisch-japanischen  Kriege  — 
zum  kleinen  Teil  auch  schon  einige  Jahre  zuvor  —  in  Amerika  entfallet 
haben,  in  Europa  viel  su  wenig  gewürdigt. 

Der  Buddhismus  ist  heute  in  Japan  die  yerbreitetste  Religion.  Naoh 
einer  zuverlfissigen  Statistik  zählte  das  ferne  Inselreioh  2U  Ende  des  Jahres 
1905  nicht  weniger  als  72  270  buddhistisrln'  Mi??ionare  und  Geistliche,  und 
nach  einer  anderen  Statistik  befanden  sich  im  Jahre  1902  71 994  Tempel 
in  Japan. 

Diesen  Zahlen  stehen  beispielsweise  nur  4480  Vertreter  der  alten  offiziellen 
Sbintoreligion  gegenOberl  Das  sind  nur  Auflere  Zahlen,  sie  stehen  aber  noch 
in  un^eiohem  Verhältnisse  zu  dem  großen,  ausgedehnten  Einflüsse  der 
buddhistischen  Lehren  in  den  breiten  Volksschichten  Japans.  Gerade  der 
Buddhismus  hat  dem  Japaner  jene  gesteigerten  aiißrrgc\vöhnli(  hen  Eigen- 
schaften nie  ermüdenden  Mutes  und  todesverachtender  Kaltblütigkeit  ge- 
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gebpn ,  über  die  ganz  Europa  während  des  Krieges  gestaunt  hat.  Keine  Religion 
pr  liirt  dem  Menschen  so  eindringlich  Wohlwollen,  Mitleid  und  Mitfreude 
anderen  Lehewesen  gegenüher,  keine  aher  auch  die  Verachtung 
des  Lebens  —  -wie  die  buddhistiflche;  sie  lehrt  den  Menschen  das  Sterben. 

Bs  war  danun  ein  Unger  Zug  der  japanischea  Regierung,  daß  oe,  wenn 
nicht  anordnete,  so  doeh  gestattete,  daß  in  Japan  jedes  Regiment  und  jede 
Schwadron  der  Armee  sowie  jedes  SchilT  der  kaiserlichen  Marine  eine  Anzahl 
buddhistischer  Missionäre  beigegeben  nrhiolt;  sie  hattpn  dip  Aufgabe,  dem 
Soldaten  die  buddhistischen  Wahrheiten  zu  predigen.  Diese  Missionare 
begleiteten  zu  Beginn  des  russisch-japanischen  Feldzugs  die  japanischeii 
Regimenter  nach  dem  asiatischen  Kontinent,  wo  sie  inmitten  der  fuivlitbaren 
Ereignisse  viel  Trost  spendeten,  vid  Segen  verbreiteten. 

Abgesandte  fast  aller  buddhistischen  Schulen  waren  dort  vertreten, 
das  stärkste  Kontingent  stellten  die  Hongwanji  (Shin,  nicht  zu  verwechseln 
mit  der  heidnischen  Shinto-Sekte),  Jodo  und  Söto.  Nach  einer  aufopferungs- 
vollen Tätigkeit  auf  dem  Kriegsschauplatze  kehrten  die  Missionare  nach 
Japan  zurück.  Dies  nebenbei.  Aber  der  moralische  Erfolg,  den  Japan  durch 
den  glQckficli  beendeten  Krieg  sich  emmgen  hatte,  das  gesteigerte  Selbst- 
bewnßtsein,  von  nim  ab  die  zur  BewAltigung  der  höchsten  Aufgaben  in  Ost* 
asien  erkorene  Nation  zu  sein,  riefen  auch  auf  religiösem  Gebiete  eine  emsige 
Propaganda  hervor.  Fast  in  allen  Ländern  des  asiatischen  Festlandes  breiteten 
sirh  die  japanischen  Missionen  aus,  vor  nürni  in  Knrca  und  China.  Halten 
du  luhngea  Missionare  der  Hongwanji-Schule  bereits  vor  dem  Kriege  wichtige 
Miäsionszentren  in  Shangai,  Soül,  Chemulpo,  Fusan  und  vielen  anderen 
Orten  inne,  so  entstanden  nadi  dem  Kriege  gegen  Rußland  —  in  rascher 
Aufeinanderfolge — neue  Stationen  in  Ta-lien,  Port  Arthur,  Mukden,  Antung, 
liao-yang,  Tieling^,  Chang-chim,  Peking,  Tien-ching,  Ping-yang.  Außer 
den  Hong^s'anji  missionierten  auch  andere  Schulen,  vor  allem  die  Söto,  die 
SOgai'  auf  der  weltfern rn  Insel  Sachalin  ein  Mi'^sionszentrum  errichteten. 

Von  hohem  Interesse  ist  der  Wortlaut  enu  s  N'ertrasfns,  der  zwischen 
den  buddhistischen  Führern  in  Tokio  und  den  Viliuraä  zu  Kvvautuiig,  Fuiueii 
und  Tachetiang  zu  Anfang  des  Jahres  1906  vereinbart  worden  ist. 

1.  In  Kanton  wird  eine  groBe  2Sentralm]8sion  errichtet  und  damit  eine 
buddhisUsche  Hochschule  zur  Ausbil  lini^  junger  GeiatUcher  verbunden. 
Von  hier  aus  soll  die  buddhistische  Reform  in  China  ausgehen  und  durch 
Gründung  anderer  ^lis'^ionen  in  den  Provinzen  verbreitet  werden. 

2.  Die  Zentralmission  in  Kanton  ist  ihrerseits  em  Zweig  der  ZentraJ- 
mission  lu  Japan.  Alle  Tempel,  Schulen  und  sonstigen  Anstalten  dieser 
buddhistischen  Afission  geniefiod  den  Schutz  des  japanischen  Kaiserreiches. 

3.  Die  alten  Grundlehren  des  Buddhismus,  wie  die  Nirvfina-Lefare, 
das  Gebot  der  Schonung  aller  Lebewesen  und  der  buddhistischen  allgemeinen 
Bruderhebe,  werden   zugnmdo  gelegt. 

4.  Auf  dieser  gemeinsamen  Grundlage  soll  eine  Einigung  der  ver- 
schiedenen Schulen  und  Richtungen  innerhalb  des  Buddhismus  erstrebt 
werden. 

5.  Bei  allem  Festhalten  an  den  buddhistischen  Grundwahrheiten  soll 
gegen  die  religiösen  Anschauungen  und  Vorschriften  aller  Nichtbuddhisten 
die  weitestgehende  Duldung  geübt  werden. 

Man  beachte  nur  die  Äußerung  des  souveränen  Selbstbewußtseins  Japans 
in  Art.  2:  ,,Die  buddhistische  Mission  genießt  den  Schutz  des  japanischen 
Kaiserreichs**.  Das  war  ehedem  nicht  der  Falli  Von  jetzt  an  erscheint  die 
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Miflflioiisarbeit  Japans  in  China  siAndig  im  Wachsen  begriffen.  Die  Wieder- 
erweckung des  erstarrten  chinesischen  Buddhismus  und  eine  Vereinigung 
seiner  Zweige  sind  selbstgestellte  Aufgaben,  deren  Durchführung  die  japani- 
srhon  Missionen  sich  sehr  angelegen  sein  lassen.  Die  Begoistenmg  über  die 
eifüigreiclie  Propaganda  erreichte  ihren  Höhepunkt,  als  inie  ( hinesischc 
Zeitschrift  auf  die  Notwendigkeit  hinwies,  buddhistische  Mmiunaie  nach 
London  m  entsenden.  Schließlich  tauchte  sogar  das  Projekt  einer  kon- 
funanisch-buddhistischen  UniversitAt  auf.  Ein  einfludreicher  Japaner,  der 
auch  den  südlichen  Buddhismus  gut  kannte,  entwickelte  das  interessante 
Projekt  mit  den  Worten:  „Durch  dieses  äußerst  wichtige  kulturhistorische 
EreiCTiis  wird  den  Völkern  Asiens  nnf  einmal  der  Schatz  ihrer  eigenen  Geistes- 
kuitur  vor  Augen  geführt  und  ihnen  Gelegenheit  geboten  werden,  ihre  heüigsten 
Güter  wieder  kennen  zu  lernen.  Die  Völker  Asiens  brauchen  keine  neue 
Religion;  was  ihnen  not  tut»  ist  das  Zurflckgreifen  auf  die  Quellen,  die  in 
ihren  eigenen  Landen  —  obwohl  Tausenden  unbekannt  —  fließen**. 

Hatte  Japans  Missi  n  '  ifer  in  China  vor  dem  Kriege  gegen  Rußland 
bereits  eine  überaus  rege  Tätigkeit  entwickelt,  so  nahm  diese  nach  glücklich 
beendetem  Kriege  in  demselben  Maße  zu,  als  Japans  gesteigertes  Rong- 
bewußtsein,  die  auserwählte  Nation  des  Ostens  zu  sein,  auch  die  Ziele  st  in  er 
Kulturarbeit  auf  dem  asiatischen  Fcstlande  wesenthch  erweitern  ließ.  Pohtik 
und  Mission  reichten  sich  die  Hände  zu  gemeinsamem  Vorgehen.  Wfihrend 
im  Herbst  des  Jahres  1905  nicht  weniger  als  5000  chinesische  Studentm 
nach  Tokio  gingen,  um  sich  dort  auszubilden,  grOndeten  die  japanisch- 
buddhistischen Missionare  in  China  Schulen,  Hospitäler,  Waisenhäuser. 
Die  Buddhaisierung  Chinas,  von  Japan  aus,  wurde  in  größtem  Maßstabe 
in  Angriff  genommen.  Mit  klugem,  nicht  gering  zu  schätzendem  diplomati- 
schem Geschick  knüpften  dabei  die  japanischen  Missionare  an  uralte  iradi- 
tionen  an,  bewirkten  eine  Neubelebung  erstarrter  Formen,  die  Erweckung 
einer  schlafenden  Religion.  China,  Korea,  die  Mandschurei  und  die  angrenzen- 
den Gebiete  wurden  der  Mission  völlig  erschlossen.  Aber  die  rastlose  Arbeit 
der  japanischen  Buddhisten  beschränkte  sich  nicht  auf  die  stammverwandten 
Länder.  $:nndern  griff  bald  in  intensiver  Form  nach  dem  amerikanischen 
Festlande  über. 

Der  Buddhismus  als  solcher  war  in  Amerika  nicht  unbekannt.  Schon 
im  Jahre  1888  war  in  Santa  Cruz  (Kalifornien)  eine  Zeitschrift  gegründet 
worden,  betitelt  „The  Buddhist  Ray**. 

Dieses  gut  redigierte  Journal  war  der  erste  Pionier  des  buddhistischen 
Gedankens  in  Amerika.  Nachdem  die  Zeitung  7  Jahre  hindurch  bestanden 
hatte,  stellte  sie  1895  ihr  Ersrheinen  ein.  Aber  der  Grundstein  war  doch 
gelegt,  die  Saat  aufgegangen,  ea  bedurfte  nur  einer  weiteren  Pflege  des  buddhi> 
stischen  Gedankens.    Und  sie  Heß  auch  nicht  lange  auf  sich  warten. 

Im  Jahre  1893  tagte  in  Chikago  das  „Eeligionsparlameni**.  Aufier  der 
römisch-katholischen  Kirche  waren  daselbst  aUe  hervorragenden  Religions- 
gemeinschaften vertreten.  Der  asiatische  Buddhismus  durch  H.  Dhannapala 
(Ceylon)  und  Rev.  Soyen  Shaku  (Japan).  Auf  dem  Kongreß  kamen  viele 
Broschüren  zur  Oricntiernni?  über  die  buddhistische  Religion  zur  Verteilung 
(eine  davon  wurde  späterhin  ins  Deutsche  übersetzt,  Mahayana  von  Rev. 
S.  Kuroda).  Im  ^Vnschluß  an  das  Reügionsparlament  gründete  H.  Dhaima- 
pala  den  amerikanischen  Zweig  der  Mahabodhi-Society  (Hauptquartier: 
in  Chikago).  Diese  amerikanische  Mahabodhi-Geeellsohaft  wirkt  vorwiegend 
auf  literarischem  Wege  tür  die  buddhistische  Sache;  sie  lihlt  einig» 
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bedpiitondc  Gelehrte  unter  ihren  Mitgliedern.  Während  diose  von  Ceylon 
ausgrhf  iide  hiiddhistische  Missinnsbewegung  sich  zumeist  auf  die  an(,'e(l(  utt  le 
literarische  Tätigkeit  beschrankte,  entwickelte  sich  in  den  von  Japan  aus 
beschickten  und  geleiteten  buddhistisohen  MiaBionen  em  wesentlich  anderes 
Leben.  WAhrend  ihrer  9  jährigen  Wirksamkeii  haben  diese  Mtasionen  geradexu 
Erstaunliche  geleistet,  und  (Ii*  si  r  energiaohen  Tätigkeit  ist  es  haupts&chlich 
zu  danken,  daß  heute  der  Buddhismus  im  transatlantischen  Kontineai  ein« 
nicht  7u  unterschätzende  geistige  Macht  bildet! 

Zum  besseren  Verständnis  der  von  Japan  aus  geleiteten  buddhistischen 
Tätigkeit  sei  bemerkt,  daü  die  Propaganda  m  Amerika  von  der  einiluß* 
mtüunk  buddhistiflehoL  Schule  Japans  ausgeht,  der  rationaHstisckeii 
Shin-Schule,  su  der  sich  heule  mehr  als  die  HSlfle  aUer  Schulen  Japans 
bekennen. 

Die  Shin-Schule  verwirft  alle  äußeren  Zeremonien  und  betont  die  genaue 
Beobachtung  und  Erfüllung  aller  sozialen  und  humanitären 
Pflichten  und  Tugenden,  mit  anderen  Worten :  die  Erfüllung 
aller  jener  Forderungen,  die  das  buddiiiätisohe  Sittengesetz 
an  seine  weltlichen  Anhänger  stellt.  Bei  allen  Freiheiten, 
die  sie  den  Geistlichen  gewährt  —  ihnen  ist  die  Ehe  gestattet,  das  mönchische 
Gewand  ist  abgeschafft,  ebenso  die  Tonsur,  das  Scheren  des  Bartes  usw.  — , 
betont  die  Shin-Schule  sehr  stark  den  buddhistischen  Charakter  und  sucht 
überall  das  moderne  Leben  mit  buddhistischem  Geiste  zu  durchsetzen. 

So  erscheint  es  leicht  begreifhch,  daß  gerade  diese  Schule  in  Amerika 
so  große  Erfolge  zu  verzeichnen  hat.  Das  diplomatische  Geschick  des  Japaners 
offenbart  sich  in  der  unirarkennbaren  Tendern,  gewisse  christliche  Werte 
buddhistisch  ro  deuten,  hin  und  wieder  auch  die  buddhistischen  Wahrheiten 
in  einer  christlichen  Terminologie  vorzutragen*  Während  die  asiatische 
Mahabodhi-Gesellschaft  =;irh  dem  Christentum  gegenüber  durchaus  ablehnend 
verhält  und  sich  auf  keinerlei  Kompromisse  einläßt,  inriimt  die  amerikanische 
Sektion  dem  Christianismus  gegenüber  eine  weit  entgegenkommendere 
Stellung  ein.  In  ihren  Satzungen  heißt  es  wörtlich :  „Der  Zweck  der  Gründung 
ist:  einen  sympathischen  Gedankenaustausch  zwischen  Buddhisten  und 
Christen  zu  fördern. 

„Die  Gesellschaft  will  ein  besseres  gegenseitiges  Verständnis  z^vischen 
Christen  imd  Buddhisten  und  wünscht  dadurch,  daß  den  östlichen  Buddhisten 
die  Möghchkeit  geboten  wird,  in  den  abendländischen  Universitäten  zu 
studieren,  die  Vorteile  der  modernen  Wissenschalt  und  die  Lehren  des  Christen- 
tums  in  die  Heimat  zu  verpflanzen.** 

Die  Höflichkeit  ist  ein  henrorstecfaender  2«ug  des  japanischen  Wesens, 
er  verleugnet  sich  nie  und  nirgends.  Unter  dem  Vorgeben  einer  besseren 
Verständigung  zwischen  Osten  und  Westen"  dringt  der  japanische  Buddhis> 
mus  unaufhaltsam  und  zielbewußt  Schritt  für  Schritt  vor  und  erobert  sich 
immer  neue  Gebiete. 

Zu  Ende  des  Jahres  1905  entsteht  eine  neue  Station  in  Vancouver  (British 
Columbia),  die  ebenfalls  ein  japanischer  Geistlicher  leitet,  und  in  demselben 
Jahrs  faßt  der  Buddhismus  an  der  atlantischen  Rüste  Amerikas  Wund. 
Rev.  Kentok  Hon,  der  bislang  die  Mission  in  San  Francisco  so  erfolgreich 
geleitet  hatte,  wurde  dazu  ausersehen,  die  Arbeit  in  Boston  aufzunehmen. 
Für  San  Francisco  wurde  ein  noiior  Superintendent  gewählt,  der  bis 
dahin  als  Dozent  an  der  buddhistischen  Hochschule  in  Tokio  gewirkt 
hatte. 
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Einige  weitere  Daten  kemisetclmea  die  Forlachritte  der  japanisehen 

Buddhisten  in  Amerika: 

Im  Oktober  1905  verbreitete  sich  die  Nachricht,  daß  in  Los  Angeles 
(Kalif oriiieu)  em  Zeiitraliieiiigtum  für  die  amehkaniächeu  iiuddiitäteu  im 
Entstehen  begriffen  wftre. 

Im  Febraar  1906  heriehteten  die  Blätter  yon  der  Einweihung  emes 
neuen  buddhistischen  Tempels  in  San  Francisco! 

Als  bald  darauf  das  Erdbeben  stattfand,  erlitt  die  Mission  zeitweise 
eine  Unterbrechung.  Die  Japaner  setzten  alles  daran,  um  das  Unglück  zu 
mildern.  Selbst  der  Mikado  stiftete  eine  bedeutende  Summe  Geld  es,  desgleichen 
sandte  der  Hohepriester  der  Shin- Schule  Spenden  und  gründete  gleichzeitig 
ein  Hilfskomitee  zur  Unteretfitsung  der  Notleidenden.  Japanische  Rote> 
KreuZ'Gesellschaften  folgten  diesem  guten  Beispiel,  und  bald  genug  war 
nicht  nur  der  Schaden  wieder  hergestellt,  sondern  yiel  schönere  Missions- 
gebäude erstanden  der  Gemeinde  in  San  Francisco,  und  auch  die  buddhisti- 
sche Zeitschrift,  die  beiläulig  nur  emen  Monat  laug  ihr  Erscheinen  eingestellt 
hatte,  erschien  wieder  regelmäßig. 

Am  8.  April  1906  feierten  die  Buddhisten  das  Fest  der  „Geburt  des 
Buddha'*  in  New  York.  Bei  dieser  Feier  hielten  japanische  GfdBtliche  An« 
sprachen  an  das  Volk.  Eine  Notiz  des  verflossenen  Jahres  meldete,  daB  der 
nach  Boston  entsandte  japanische  Missionar  Dr.  Kentok  Hori  vor  einem 
größeren  Kreise  dortiger  Schulmänner  und  deren  Damen  Vorlesungen  ab- 
hielte. Auch  hätte  derselbe  buddhistische  Gelehrte  auf  der  Green  Acre 
Conference"  in  Eliot,  die  ähnhche  Ziele  verfolgt  wie  das  Weltreügionsparlament, 
Uber  Buddhismus  und  Japan  gesprochen. 

Solche  Meldungen  fahren  eine  beredte  Sprache,  sie  seigen  uns  die  rege 
Tätigkeit  der  japanischen  Missionare  in  einem  l  an  lt ,  das,  wie  kein  anderes, 
von  christlichen  Sekten  durchsetzt  ist.  Daß  eine  derartig  starke  Propaganda 
den  Unwillen  vieler  Amerikaner  wachrufen  mußte,  la?  klar  auf  der  Hand. 
Die  Verstimmung  richtet  sich  nicht  bloß  gegen  die  fremde  Uasse,  sondern 
auch  gegen  die  buddhistische  Mission,  die  christlicherseits  stets  den  emstesten 
Vl^derspmeh  erfahrai  hat.  Der  Buddbismus  gilt  noch  heute  in  den  Kreisen 
aufrichtiger  Bekenner  des  Christentums  als  eine  heidnische  Religion! 

Nun  vergegenwärtige  man  sich,  daß  neben  der  Missionstätigkeit  der 
Japaner  die  Gründung  von  Schulen  nach  buddhistischem  Muster  einhergcht, 
und  horürksichtige  bei  allem  das  Tempernmrnt  dos  Japaners,  der,  einer 
Sache  gewiß,  mit  zäher  Ausdauer  an  dem  gesteckten  Ziele  festhält  und  unüber- 
windliche Hindernisse  nicht  anerkennen  will. 

Dieses  Temperament  charakterisiert  nichts  besser  ab  ein  Aufiruf ,  den 
der  „Internationale  Bund  junger  Buddhisten**  (International  Buddhist 
Young  Men's  Association)  von  seiner  Zentralstelle  in  Tokio  aus  einige  Zeit 
nach  Beendifrimf::  des  nissisf^h -japanischen  Krieges  erlassen  hnt: 

Eine  Stelle  darin  lautet:  ,,ln  einer  Zeit,  da  der  einsichtigere  Teil  der 
Mensi  hheit  jener  Übel  überdrüssig  geworden  ist,  welche  eine  rein  materielle 
Kultur  mit  sich  bringt,  wenden  viele  ihren  Blick  dem  Buddhismus  zu  als 
der  am  meisten  vemttnftigen,  philosophischen  und  kosmopolitischen  Religion, 
welche  unserem  20.  Säkulum  von  den  frfiheren  Jahrhunderten  als  Erbe  ver- 
macht ist,  —  dner  Religion,  die  in  äußerst  vollkommener  Weise  den  geistigen 
Anforderungen  omer  fortschreitenden  Menschheit  c^nüj]^.  Anp-csichts  der 
Jetzigen  Zeitverh  iltnisse  sind  wir  junge  Buddbisten  Japans  xon  dem  innigen 
Wunsche  beseelt,  das  Evangelium  Buddhas  unter  allen  Völkern  zu  verbreiten 
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und  die  WaJirheil  seiner  Lehre  dem  Geiste  aller  Rassen  auf  Erden  einzu- 
prägen. Die  Mehrzahl  der  buddhistischen  Völker  hefindet  sich  in  einem 
schlafenden  Zustande  hilfloser  Untätigkeit  und  ist  im  Zauber  des  Aber- 
glaubens befangen.  Das  kaiserliche  Inselreich  im  fernen  Osten  betrachtet 
es  ab  seine  Aufgabe,  den  scUafenden  asiatischen  Kontinent  sa  erwecken, 
und  strebt  mit  Eifer  danai  Ii,  diese  sich  selbst  auferlegte  Aufgabe  durchzu* 
führen.  Da  dürfen  auch  seine  buddhistischen  Einwohner  nicht  müßig  sein. 
Es  ist  ihre  Pflicht,  ihre  Aufgabe  darin  zu  sehen,  die  geistip-on  Erwecker  der 
Völker  Asiens  zu  werden  und  gleichzeitig  die  Waiirheit  des  iiuddiiismus  w^t 
und  breit  auf  Erden  auszusäen. 

Der  „Internationale  Bund  junger  Buddbisten*'  ist  gegrOndet  worden 
als  erster  Schritt  zur  Verwirklichung  dieses  Ideals;  es  ist  sein  Ziel,  eine  Kette 
zwischen  den  auf  allen  Erdteilen  zerstreut  lebenden  Buddhisten  zu  werden; 
er  will  den  Zusammenschluß  und  die  Ver\-ollkommnung  der  letzteren  an- 
bahnen und  sie  befähigen,  für  die  Veredelung  des  MeoBcheugeBchleohts  in 
großem  Maßstabe  zu  wirken. 

Brüder  und  Schwestern,  wo  immur  ihr  weilen  mögt,  in  Asien  oder  Amerika 
oder  in  anderen  Brdtalen,  kommt  und  seid  bereit,  euch  mit  uns  zu  Terlünden! 
Laßt  uns  Hand  in  Hand  der  Verwirldicbung  unserer  glorreichen  Hoffnung 
entgegengehen!" 

In  diesem  Aufruf  spiegelt  sich  deutlich  die  tiefe  Überzeugung  der  Japaner 
von  der  alles  überragenden  Kulturaufgabe  des  Buddhismus,  nicht  eines 
solchen  schlechtweg,  sondern  des  japanischen  Buddhismus. 


TvnatwortUeli lOr  die Sedsktion  Dr.  UarmaBs  £e«k,  Bsrlin.  —  Drnok Ton  Georg  Keimer  in  fieriiii  W.B6. 
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